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I. Bürgerliches Recht. 


1. Die Anfechtung eines Kaufs wegen Irrtums des Käufers ſetzt 
deſſen Überzeugung von der Richtigkeit feiner falſchen Vorſtellung 
voraus. 

BGB. $ 119. 


Am 13. Sept. 1910 kaufte der Kläger bei perſönlicher Anweſenheit in L. 
von der verklagten Firma verſchiedene Rauchwaren, u. a. 318 Bündel Tier⸗ 
haare für 4 % das Stück, ſog. „Bärte“, wie ſie zum Erſatz der wertvollen 
Gemsbärte angeboten und zu Hutſtutzen verarbeitet zu werden pflegen. Schon 
zwei Tage ſpäter ſtellte er der Beklagten brieflich die Ware wieder zur Ver⸗ 
fügung, was er damit rechtfertigte, daß die Bündel nicht, wie ihm ausdrücklich 
gewährleiſtet worden ſei, Hirſchbärte, ſondern minderwertige Elchhaare ent⸗ 
hielten, die das Stück nicht mehr als allerhöchſtens 21 9 wert ſind. Daß die 
Verkäufer Hirſchbärte garantiert hätten, ergab die Beweiserhebung nicht, 
wohl aber, daß ſie dem Drängen des Klägers auf Übernahme ſolcher Garantie 
ausgewichen ſind. Soweit die Klage des Käufers auf Rückgängigmachung 
des Geſchäfts auf ſeinen Irrtum über die Eigenſchaft der Ware als Hirſch⸗ 
bärte geſtützt war, wurde ſie für unbegründet erklärt. Das Ber.⸗Urteil be⸗ 
merkt darüber: 

„— — — Das bisher Geſagte läßt erkennen, daß der Kläger, als er 
die ſtreitigen Haarbündel erwarb, in der auch den beiden Geſellſchaftern der 
Beklagten kenntlichen Erwartung gehandelt hat, damit wirkliche Hirſchbärte 
zu bekommen. Dieſe Erwartung iſt nun zwar nicht begründet geweſen, er 
iſt in ihr getäuſcht worden. Gleichwohl kann man nicht etwa davon reden, 
daß er einem eigentlichen Irrtum zum Opfer gefallen ſei, der ihm ein Anfech⸗ 
tungsrecht nach $ 119 BGB. gäbe. Denn, wenn im 2. Abj. dieſer Geſetzesſtelle 
grundſätzlich auch der Irrtum über eine im Verkehr als weſentlich angeſehene 
Sacheigenſchaft dem Irrtum über den Inhalt einer Erklärung gleichgeſtellt 
wird, ſo iſt doch anderſeits zu bedenken, daß der Kläger gerade durch die hart⸗ 
näckige Weigerung der beiden Firmeninhaber, die von ihm verlangte Gewähr 
zu leiſten, ſtutzig werden und darüber zweifelhaft werden mußte, ob in der Tat 
die ihm zum Kauf angebotene Ware Hirſchbärte ſeien. Dieſer Zweifel allein 
aber verbietet bereits die Annahme eines Irrtums i. S. jenes Paragraphen, 
der eben nur dann als vorhanden erachtet werden kann, wenn die falſche Vor⸗ 
ſtellung, die den Handelnden beherrſcht, dieſen in einer Weiſe gefangen hält, 
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daß er an ihre Richtigkeit unbedingt glaubt. Dies iſt hier nicht der Fall ge⸗ 
weſen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Juli 1912 i. S. Zehden 
(Kl.) w. S. Roſenfelder & Sohn. 7 O. 110/12. N 


2. Die Anfechtung eines Kaufs wegen Irrtums über eine verkehrs⸗ 
weſentliche Eigenſchaft erfordert nicht, daß der Irrtum dem andern 
Teil erkennbar geworden ſei. 

BGB. $ 119. 

Die klagende Handelsgeſellſchaft hatte von der verklagten Geſellſchaft 
ein an der Prinz⸗Georg⸗Straße in D. belegenes Hausgrundſtück gekauft und 
focht den Vertrag an, weil ſie nicht gewußt habe, daß das Grundſtück nach dem 
(preuß.) Fluchtliniengeſetz mit einem Bauverbot und mit Straßenbaukoſten 
belaſtet ſei. — Die Klage war in den Inſtanzen abgewieſen worden. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies die Sache zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht führt aus: eine Anfechtung wegen Irrtums 
über die öffentlichrechtliche Belaſtung als über eine im Verkehr als weſentlich 
angeſehene Eigenſchaft des Grundſtücks i. S. des § 119 Abſ. 2 BGB. hätte 
nur dann in Frage kommen können, wenn dem Beklagten erkennbar 
gemacht worden wäre, daß die Klägerin die Freiheit von den in Betracht 
gemmenden Laſten dem Vertrage zugrunde lege. Dies ſei aber nicht der Fall 
koweſen; denn davon, ob die Prinz⸗Georgſtraße eine fertiggeſtellte Straße 
ſei oder ob, worauf es im Ergebnis angekommen wäre, bei einem Umbau 
Straßenbaukoſten zu zahlen geweſen ſeien, habe der Geſellſchafter der Klä- 
gerin weder mit dem geſetzlichen Vertreter der Beklagten noch mit dem ver⸗ 
mittelnden Agenten geſprochen. — Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von 
Rechtsirrtum. Daß die Freiheit von den hier in Frage ſtehenden öffentlichen 
Laſten eine Eigenſchaft des Grundſtücks i. S. der ſtändigen Rechtſprechung 
des Reichsgerichts iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. Es kann ſich daher nur fragen, 
ob es ſich dabei um eine Eigenſchaft handelt, die im Verkehr als weſentlich 
angeſehen wird. Das Erfordernis, daß der Irrtum über eine ſolche Eigenſchaft 
dem andern Teil erkennbar geworden ſei, wird vom Geſetze nicht aufgeſtellt. 
Der Erklärungsempfänger wird aber bei Anwendung der erforderlichen Sorg— 
falt in der Regel davon ausgehen können und müſſen, daß der Erklärende das 
Vorhandenſein ſolcher Eigenſchaften, die nach der Anſchauung des Verkehrs 
das Weſen der Sache beſtimmen und deren Vorhandenſein oder Fehlen die 
Sache im Verkehr als eine andre erſcheinen läßt, vorausſetzt, auch wenn eine 
ausdrückliche Erwähnung dieſer Eigenſchaften nicht ſtattfindet. Nur in dieſem 
Sinne kann die (übrigens nur beiläufige) Bemerkung in der Entſcheidung des. 
erkennenden Senats v. 9. Nov. 1906 (RGeEntſch. 64, 269), auf welche das 
Ber.⸗Gericht Bezug nimmt, verſtanden werden. Dagegen iſt es rechtsirrtümlich, 
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wenn das Ber.⸗Gericht meint, ein Irrtum über eine verkehrsweſentliche Eigen⸗ 
ſchaft könne nur dann in Betracht kommen, wenn über dieſe bei den Verhand⸗ 
lungen ausdrücklich geſprochen worden ſei. Das ſteht nicht im Einklange mit 
der Vorſchrift des § 119 Abſ. 2 BGB. Anderſeits iſt die Frage, ob ein von 
öffentlichen Laſten freies Grundſtück im Verkehr als eine Sache andrer Art 
angeſehen wird als ein mit ſolchen Laſten beſchwertes Grundſtück, im weſent⸗ 
lichen eine der Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts zu überlaſſende Tatfrage, bei 
deren Beantwortung namentlich auch die Erheblichkeit der Laſten im Verhält⸗ 
niſſe zu dem Werte des Grundſtücks in Betracht zu ziehen fein wird. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 28. Juni 1912 in der preuß. 
Sache Hanau (Kl.) w. Sartorius (OLG. Düſſeldorf). II. 155/12. 


3. Irrtum des Verkäufers in der Preisberechnung und Kenntnis des 
Käufers davon; Anfechtung wegen Irrtums p“ wegen argliſtiger 
Täuſchung P** 

Bol. 56 Nr. 242 m. N.; 58 Nr. 49; 62 Nr. 176. — gl. 57 Nr. 140 m. N.; 
auch 67 Nr. 243 m. N. 

BGB. 88 119. 123. 

Der Kläger hatte der Beklagten in einem Schreiben v. 20. Juli 1910 
Telegraphenſtangen in drei verſchiedenen Längen zu beſtimmten Preiſen 
frei Bahnwagen K. in Oberſchleſien angeboten. Die Beklagte bat dann in 
einer Poſtkarte v. 21. Juli 1910 den Kläger, die Stangen frei Bahnwagen 
G. in Thüringen anzubieten. Darauf ſchrieb der Kläger am 1. Aug. 1910, daß 
er die Telegraphenſtangen franko Waggon G. zum Preiſe von je 3,58 , 
5,10 4 und 6,85 K anbiete, wobei er den Frachtſatz von K. bis G. und das 
Gewicht der Telegraphenſtangen hinzufügte. Dieſes Angebot wurde von der 
Beklagten durch Brief v. 2. Auguſt angenommen. Am 8. Auguſt ſchrieb dann 
aber der Kläger: er habe ſich bei Berechnung der Preiſe in beſtimmter, näher 
angegebener Beziehung geirrt, und derjenige Inhaber der verklagten Firma, 
welcher bei dem Vertragsabſchluß tätig geweſen ſei, habe vor Abſendung des 
Annahmeſchreibens v. 2. Auguſt 1910 den Irrtum bemerkt, aber den Fehler 
gegenüber dem Kläger nicht moniert und dadurch vorſätzlich gegen Treu und 
Glauben gehandelt. Hiernach fechte er den zuſtande gekommenen Vertrag 
wegen Irrtums und wegen Betrugs an. — Im übrigen aus den Entſchei⸗ 
dungsgründen des Ber.⸗Urteils: 

„— — — Der Irrtum, um welchen es ſich hier handelt, betrifft den 
Betrag der Fracht für die Telegraphenſtangen von K. in Oberſchleſien bis G. 
in Thüringen. Der Kläger hatte vor Abſendung ſeines Verkaufanerbietens 
v. 1. Aug. 1910 ausgerechnet, daß die Fracht von K. bis G. für eine Stange 
von 7 m Länge nur 25 9, für eine Stange von 8½ m Länge nur 30 9% und 
für eine Stange von 10 m Länge nur 34 9 betrage. In Wirklichkeit machte 
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aber die Fracht 2,18, 3. ft und 3,40% aus. Der Kläger hatte ſonach bezüglich 
der Fracht überall nur den 10. Teil berechnet. Es fragt ſich nun, ob die auf die 
Fracht bezüglichen Bemerkungen im Schreiben des Klägers v. 1. Aug. 1910 
nur zur Motivierung der Preisſtellung von 3,58 K, 5,10 1 und 6,85 , für 
die Stange gemacht, oder ob ſie zum Inhalt des Verkaufsangebots und ſpäter 
des Vertrags ſelbſt geworden ſind, ob auf ſeiten des Klägers nur ein Irrtum 
im Beweggrunde oder ein Irrtum über den Inhalt ſeiner Vertragserklärung 
($ 119 Abſ. 1 BGB.) vorgelegen hat. 

Die vom Kläger und Verkäufer vorgenommene Berechnung der Fracht 
fällt in das Gebiet der Preiskalkulation; durch ſeine Preiskalkulation iſt der 
Verkäufer bewogen worden, die Preiſe für die Stangen zu 3,58 , 5,10 4 
und 6,85 , für das Stück zu beſtimmen. Wenn er ſeine ganze Preiskalku⸗ 
lation der Beklagten mitgeteilt hätte, ſo würde daraus allein noch nicht folgen, 
daß nach der Willensmeinung des Verkäufers die Kalkulation mit zum In⸗ 
halt des Vertrags erhoben werden ſollte; 

vgl. Komm. zum BGB. von RGRäten 1, 99, Erläut. 1 zu 8 119. 

Noch weniger iſt ein ſolcher Wille des Verkäufers bezüglich des geringen 
Teiles der Preiskalkulation anzunehmen, den er in dem Briefe v. 1. Aug. 1910 
der Beklagten mitgeteilt hat. Daß etwa die Frachtberechnung zum Inhalt 
des Vertrags ſelbſt gemacht werden ſollte, hat jedenfalls nicht die Beklagte, 
die Käuferin, angenommen, zumal ſie zuvor in der Poſtkarte v. 21. Juli 1910 
gebeten hatte, Kläger möge ſeine Preiſe frei Bahnwagen G. ſtellen, und damit 
klar zu erkennen gegeben hatte, daß ſie mit der Berechnung der Fracht von K. 
nach G. nichts zu tun haben wollte und nur auf die Mitteilung fertiger Preiſe 
Gewicht lege. Da die Frachtberechnung nicht zum Inhalt des Vertragsan— 
erbietens des Klägers gehörte, ſo war Beklagte nicht verpflichtet, die Fracht— 
berechnung nachzuprüfen, und es würde ihr nicht als Außerachtlaſſung der 
einem ordentlichen Kaufmann obliegenden Sorgfalt angerechnet werden 
können, wenn fie die Nachprüfung der Frachtberechnung des Klägers unter- 
laſſen hätte. Auf der andern Seite ſtellt ſich das Verſehen des Klägers nur als 
ein Irrtum im Beweggrunde dar. Sein Wille iſt in Übereinſtimmung mit 
dem Inhalt des Briefes v. 1. Aug. 1910 in Wirklichkeit und ernſtlich dahin 
gegangen, der Beklagten die Stangen zu 3,58 /, 5,10 4 und 6,85 % das 
Stück frei Bahnwagen G. zu überlaſſen, aber die Entſtehung dieſes Entſchluſſes, 
die Willensbildung iſt durch ein Verſehen beeinflußt worden. Die Anfechtung 
des Vertrags vom 1/2. Aug. 1910 iſt daher inſoweit, als fie auf §S 119 BGB. 
geſtützt iſt, unbegründet. 

Soweit aber die Anfechtung aus § 123 BGB. geltend gemacht iſt, kann 
ſie unter Umſtänden begründet ſein. Bei den Vertragsverhandlungen und bei 
dem Abſchluß des Vertrages iſt unbeſtritten auf ſeiten der verklagten Firma 
allein der Mitinhaber Ferdinand H. tätig geweſen. Wenn auch für die Be— 
klagte keine Verpflichtung beſtand, die Frachtberechnung des Klägers nachzu⸗ 
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prüfen, ſo iſt es doch nicht ausgeſchloſſen, daß tatſächlich Ferdinand H. den 
Kalkulationsfehler des Klägers bemerkt hat, und zwar bevor das Schreiben 
der Beklagten v. 2. Aug. 1910 abging, worin das Vertragsangebot des Klägers 
v. 1. Aug. 1910 angenommen wurde. Der Kläger hat behauptet, daß Fer⸗ 
dinand H. in der angegebenen Zeit den Fehler erkannt habe. Iſt dies richtig, 
ſo war der Vertreter der Beklagten nach Treu und Glauben verpflichtet, vor 
Annahme des Vertragsangebots des Klägers den Fehler zur Sprache zu 
bringen; er verfuhr argliſtig und handelte gegen das, was nach allgemeiner 
Anſchauung ordentlicher Kaufleute im redlichen Handelsverkehr erforderlich 
und üblich iſt, wenn er bewußterweiſe den Irrtum zum Schaden des Klägers 
unterhielt und zum Vorteil der Beklagten ausnutzte und ohne weitere Er- 
örterung das Vertragsangebot des Klägers glatt annahm. 

Staub Komm. z. HGB. (1907), Exkurs zu $ 346 Anm. 7. 

In dieſem Falle iſt die Anfechtung des Vertrags inſoweit, als ſie aus 
§ 123 BGB. geltend gemacht iſt, begründet. Dann kann die Beklagte irgend— 
welchen Schadenerſatz unter Berufung auf den gedachten Vertrag nicht for— 
dern, insbeſondere auch nicht nach $ 122 Ab}. 2 BGB. das jog. negative Ver- 
tragsintereſſe geltend machen. 

Hat aber Ferdinand H. den Fehler nicht erkannt, ſo iſt die Anfechtung 
auch inſoweit, als ſie auf Betrug geſtützt iſt, unbegründet, und die Schaden- 
erſatzgegenforderung der Beklagten iſt dann dem Grunde nach gerechtfertigt, 
und zwar inſoweit, als die Beklagte das Erfüllungsintereſſe geltend macht, 
weil dann der Vertrag zu Recht beſteht und der Kläger als Verkäufer be— 
züglich der noch ausſtehenden Lieferungen im Erfüllungsverzuge iſt.“ 

Urteil des OLG. zu Kaſſel (1. Sen.) v. 10. Mai 1912 i. S. H. w. St. 

1 UT. 99/11. Mt. 
4. Suläſſigkeit der Vereinbarung, daß ein als nichtig angefochtener 
Kaufvertrag beſtehen bleiben und nur der Kaufpreis entſprechend 

gemindert werden ſolle. 
Vgl. 64 Nr. 182 m. N.; 66 Nr. 114; 67 Nr. 105. 
BGB. 88 142. 157. 812. 

Die Klägerin hatte durch Vertrag v. 27. Mai 1909 von der Beklagten 
ein Hausgrundſtück gekauft. Durch Schreiben v. 8. Juli 1909 erklärte ſie, daß 
ſie den Kaufvertrag wegen Irrtums über eine im Verkehr als weſentlich an- 
geſehene Eigenſchaft anfechte, und auf Grund dieſer Erklärung erhob ſie Klage. 
Die Parteien vereinbarten während des Rechtsſtreits, daß der Kauf beſtehen 
bleiben ſolle, auch wenn die Anfechtung vom Gericht als berechtigt anerkannt 
werde, und daß in dieſem Falle die Klägerin nur eine entſprechende Min⸗ 
derung des Kaufpreiſes ſolle verlangen können. Auf Grund dieſer Verein- 
barung beantragte die Klägerin, die Beklagte zur Zahlung von 10 000 , 
nebſt Zinſen und zur Löſchung der für ſie eingetragenen Hypothek in Höhe von 
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14 000 & zu verurteilen. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
Das Reichsgericht hob aus einem hier nicht intereſſierenden Grunde auf, 
führte dabei indes bezüglich der erwähnten Vereinbarung aus: 

„Die Klage gründet ſich auf die von der Klägerin erklärte Anfechtung 
des Kaufvertrages wegen Irrtums. Falls der Kaufvertrag aus dieſem Anfech⸗ 
tungsgrunde anfechtbar geweſen ſein ſollte, ſo würde er infolge der Anſechtung 
gemäß $ 142 BGB. als von Anfang an nichtig anzuſehen fein. Dieſe Nich⸗ 
tigkeit konnte durch die von dem Ber.⸗Gericht feſtgeſtellte Vereinbarung, welche 
die Parteien im Bereiche des Rechtsſtreits getroffen haben, nicht aus der Welt 
geſchafft werden, da dieſe Vereinbarung nach Form und Inhalt keine erneute 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts und daher keine nach $ 141 BGB. wirkſame 
Beſtätigung enthielt. Darauf war aber der Wille der Parteien, ungeachtet 
der unklaren Ausdrucksweiſe, überhaupt nicht gerichtet. Sie beabſichtigten 
vielmehr für den Fall, daß der Vertrag, was nach wie vor unter ihnen be— 
ſtritten blieb, vom Gericht als nichtig infolge der Anfechtung anerkannt werden 
würde, lediglich eine Einſchränkung der aus der Nichtigkeit auf Grund des 
Geſetzes ($ 812) ſich ergebenden Folgen der eingetretenen ungerechtfertigten 
Bereicherung, und zwar in der Weiſe, daß das durch Auflaſſung übertragene 
Eigentum an dem Grundſtück bei der Klägerin verbleiben und daß anderſeits 
die Beklagte nicht den ganzen, von ihr teils bar, teils durch Übernahme von 
Hypotheken berichtigten Kaufpreis, ſondern nur einen Teil davon, und zwar 
in Höhe des durch das in Frage kommende Fehlen einer als vorhanden voraus⸗ 
geſetzten Eigenſchaft verurſachten Minderwerts, an die Klägerin zurücker⸗ 
ſtatten ſollte. Eine ſolche Vereinbarung zu treffen, liegt durchaus innerhalb 
der Dispoſitionsbefugnis der Parteien. Die darauf gegründeten Klaganträge 
ſind deshalb nicht zu beanſtanden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 28. Juni 1912 in der preuß. 
Sache Hanau (Kl.) w. Sartorius (OLG. Düſſeldorf). IL 155/12. 


5. Unterbrechung der Verjährung durch Klage; ein Armenrechtsgeſuch 
und der Beſcheid darauf find Prozeßhandlungen“ nach 5211 Abſ. 2 BGB. 
(Vgl. 43 Nr. 223; 66 Nr. 170 m. N.) 

BGB. $ 211 Abf. 2; ZPO. 8 114. 

Ein von dem verſtorbenen Ehemann der Klägerin Ende Juni 1903 ein- 
geleiteter Rechtsſtreit, betr. Schadenerſatz für eine von dem Beklagten ver⸗ 
ſchuldete Körperverletzung, war in Stillſtand gekommen, nachdem die Par⸗ 
teien dem Gericht am 22. Febr. 1905 angezeigt hatten, daß der Kläger in 
Konkurs verfallen ſei; im Verhandlungstermine am 24. Febr. war niemand 
erſchienen. Erſt im Dezember 1908 wurde auf Antrag der klagenden Partei 
die Verhandlung wieder eröffnet. Der Beklagte berief ſich nun auf Ablauf der 
dreijährigen Verjährungsfriſt (SS 211. Abſ. 2, 852 BGB.), wogegen die in den 
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Prozeß eingetretene Klägerin geltend machte: noch am 29. Jan. 1906 ſei ein 
Armenrechtsgeſuch für ihren Mann beim Gericht eingegangen, der Vor⸗ 
ſitzende habe am ſelben Tage nähere Aufſchlüſſe verlangt, der Anwalt habe 
am 9. und 24. Febr. um Friſt nachgeſucht und am 3./5. März gebeten, die Ent- 
ſchließung über den Antrag bis weiter auszuſetzen. — Die Einrede der Ver⸗ 
jährung wurde verworfen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„— — — Prozeßhandlung i. S. der Zivilprozeßordnung iſt jede Hand⸗ 
lung, Willensbetätigung, ſowohl der Parteien als des Gerichts, die zur Be⸗ 
gründung, Führung und Erledigung des Rechtsſtreits dient und vom Prozeß⸗ 
geſetze in ihren Vorausſetzungen und Wirkungen geregelt iſt; 

vgl. Gaupp⸗Stein ZPO. 10 Vorbem. zu $ 128 IV. 1; ähnlich Hellwig Prozeßhandl. 
u. Rechtsgeſch. 49. 
Allerdings wird von einem Teil der Rechtslehrer gefordert, daß die Handlung 
unmittelbar auf den Betrieb des Prozeßverfahrens gerichtet fein, ein ‚progeß- 
konſtitutiver Akt“ fein müſſe; | 
Waldmann in Archgioprax. 102, 17. 18; Roſenberg Stellvertr. im Prozeß 63; 
dagegen aber Gaupp⸗Stein a. a. O. Note 35. 42; ſowie Schmidt Bivilproz.? 

$ 51 S. 329. 

In dem Urteil des RG. 7. Zivilſen. v. 22. Dez. 1902 (Entſch. 56 Nr. 83 
S. 333 ff.) iſt geſagt, daß ‚nach dem in den älteren Geſetzen, der Rechtſprechung 
und der Literatur herrſchenden Sprachgebrauch unter Prozeßhandlungen nur 
ſolche Handlungen zu verſtehen ſeien, welche dem Betriebe des Verfahrens 
unmittelbar angehören, mögen ſie dem Gerichte oder dem Gegner gegenüber 
vorgenommen ſein, namentlich diejenigen, welche die gerichtliche Entſcheidung 
des Rechtsſtreits herbeizuführen beſtimmt find‘. Indes handelte es ſich in 
dieſem Falle wie auch in dem in Entſch. 19 Nr. 69 S. 362 (Seuff A. 43 Nr. 223) 
entſchiedenen um den Abſchluß und die Beurkundung von Vergleichen, die Er⸗ 
mächtigung zu Prozeßhandlungen nach § 54 und § 81 (früher 877) ZPO., 
um den Gegenſatz von ‚eigentlichen‘ Prozeßhandlungen und den in Geſtalt 
von Prozeßhandlungen vorkommenden Rechtsgeſchäften. Gegen derartige 
Geſchäfte und die Vertretungsmacht hierzu mag der Begriff der Prozeß⸗ 
handlung enger abzugrenzen fein (ſ. auch Wach Handb. § 58 V S. 608; OLG.⸗ 
Rſpr. 1, 1). Allein darauf kommt es hier nicht an. Ein von der Partei bei dem 
Prozeßgericht angebrachtes Armenrechtsgeſuch darf ſelbſt von dem Stand⸗ 
punkte jener engeren Begriffsbeſtimmung aus als eine Prozeßhandlung 
betrachtet werden und wird denn auch zumeiſt als eine ſolche mit aufgeführt; 

Roſenberg a. a. O. 58. 62; Skonietzki ZPO. 210 zu $ 81 Anm. 1; Schmidt a. a. O. 
Das Armenrechtsgeſuch iſt ein Antrag an das Gericht. Es wird dadurch die 
richterliche Tätigkeit nach einer beſtimmten Richtung zum Zweck des Prozeß⸗ 
betriebs in Bewegung geſetzt, ein Gerichtsbeſchluß veranlaßt. Jener Antrag 
und dieſe Entſcheidung ſind in §8§ 114 ff. ZPO. nach Vorausſetzungen und Wir⸗ 
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kungen geregelt. Sie bezwecken und bewirken nicht allein vorläufige Befreiung 
von der Berichtigung der Gerichts- und Anwaltskoſten, ſondern namentlich, 
im Anwaltsprozeſſe, die Beiordnung eines Offizialanwalts, der alsdann 
berufmäßig zur Betreibung des Prozeſſes für die arme Partei verpflichtet iſt. 
Der unvermöglichen Partei wird im Anwaltsprozeſſe öfters garkein andres 
Mittel für das Betreiben des Prozeſſes zu Gebote ſtehen, als der Antrag auf 
Bewilligung des Armenrechts. Es handelt ſich dabei auch nicht um eine bloß 
wirtſchaftliche Maßnahme zur Ermöglichung oder Förderung des Prozeſſes, 
wie etwa bei der Aufnahme von Darlehen zur Beſchaffung der Koſtenvor— 
ſchüſſe. Die Beziehung der fraglichen Handlung zu der Prozeßführung kann 
inſofern auch als eine unmittelbare bezeichnet werden; daß mit ihr eigentliche 
‚prozeßgeſtaltende' Akte noch nicht betätigt, nur vorbereitet oder veranlaßt 
werden, ſchließt die Bedeutung als einer Prozeßhandlung im weiteren Sinne 
nicht aus. 

Im vorliegenden Falle hat der Kläger mit dem Armenrechtsgeſuch vom 
27/29. Jan. 1906 gebeten, ihm insbeſondere auch zur vorläufig unentgeltlichen 
Wahrnehmung ſeiner Rechte einen beim Oberlandesgerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwalt beizuordnen, und erklärt, er beabſichtige das Verfahren fortzu— 
ſtellen. (Es iſt dann auch ſpäter, durch Gerichtsbeſchluß v. 17. Febr. 1909 dem 
Kläger das Armenrecht bewilligt worden, die Beſtellung eines Armenanwalts 
unterblieb nur weil der Kläger bereits einen Vertreter hatte.) 
| Nun erſcheint es, wie der Ber.-Richter ferner zutreffend darlegt, nicht 

gerechtfertigt, den Begriff der Prozeßhandlung jür den in § 211 Abſ. 2 Saß 1 
BGB. vorgeſehenen Fall weiter einzuſchränken. Dazu gibt weder der Wortlaut 
noch der Zweck der Geſetzesvorſchrift Anlaß. Es war auch nicht erforderlich, 
daß eine Zuſtellung oder Mitteilung des Antrages an den Prozeßgegner er— 
folgte. Inſoweit hat das Ber.-Gericht mit Recht betont, daß es bei den im 
Geſetze erwähnten Prozeßhandlungen der Parteien oder des Gerichts ſich 
nicht ſowohl um Unterbrechung einer Verjährungsfriſt als vielmehr um die 
Erhaltung der durch die Klagerhebung bereits eingetretenen Verjährung 
handle, daß daher auch der Hinweis auf das vor der Klagerhebung eingereichte 
Armenrechtsgeſuch, wodurch freilich eine Unterbrechung der Verjährung nicht 
herbeigeführt wurde, hinfällig ſei. Weiter kann es auch nicht zweifelhaft ſein, 
daß der Beſchluß des Gerichtsvorſitzenden v. 29. Jan. 1906 eine Prozeßhandlung 
des Gerichts i. S. von § 211 Abſ. 2 darſtellt. Er enthält eine zwar nicht end- 
gültige, aber vorläufige Entſchließung und eine Beſcheidung des Antrag— 
ſtellers, zu welcher der Vorſitzende, wenn auch nicht auf Grund des vom Ber. 
Gerichte angezogenen § 139 ZPO., To nach SS 118. 119 ZPO., behufs der 
Inſtruktion und Vorprüfung zunächſt verpflichtet oder doch befugt war. Endlich 
handelte es ſich auch nicht um rechtlich unwirkſame Prozeßhandlungen. Zur 
Vornahme von Prozeßhandlungen, vornehmlich zu Stellung des (dem An— 
waltszwange nicht unterliegenden) Antrags auf Bewilligung des Armenrechts 
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war der Kläger berechtigt, ſofern der eingeklagte Anſpruch nicht zur Stonf.- 
Maſſe gehörte. 

Allerdings kann es ſich fragen, ob, wie der Vorderrichter in erſter Linie 
annimmt, als letzte“ Prozeßhandlung i. S. des 8211 Abſ. 2 BGB. das 
Armenrechtsgeſuch des Klägers oder der vom Vorſitzenden hierauf erteilte 
Beſcheid zu gelten haben. Nach $ 174 Ab}. 2 des 1. Entw. zum BGB. ſollte 
die Unterbrechung der Verjährung infolge der Klagerhebung mit dem Zeit— 
punkt endigen, in welchem ein Stillſtand des Prozeſſes eintritt. Um einen 
feſteren Zeitpunkt für die Beendigung der Unterbrechung zu gewinnen, iſt 
von der 2. Kommiſſion die ‚legte Prozeßhandlung der Parteien oder des 
Gerichts“ als maßgebend für die Beendigung der Unterbrechung beſtimmt 
worden. Hat man mit dem Ber.⸗Richter die beſtehende Geſetzesvorſchrift dahin 
aufzufaſſen, daß es zur Wahrung der durch die Klagerhebung eingetretenen 
Verjährung genügen ſoll, wenn in die für den rechtshängigen Anſpruch gel— 
tende Verjährungsfriſt (vorliegend von drei Jahren) Prozeßhandlungen einer 
Partei oder des Gerichts fallen, ſo iſt dieſe Vorausſetzung hier ohne weiteres 
erfüllt. Jene Auffaſſung würde dem Zwecke des Geſetzes ($ 211 Abſ. 1, Ab}. 2 
Satz 1) genügen, auch dem Wortlaut der Vorſchrift nicht zuwiderlaufen. In 
der Tat läßt ſich in vielen Fällen erſt rückwärts beſtimmen, wann die letzte 
Parteihandlung erfolgt und damit ein Stillſtand des Prozeſſes, der die Unter— 
brechung der Verjährung beendigt hat, eingetreten iſt. Anders mag ſich dies 
verhalten, wenn der Eintritt des Stillſtandes, Ruhens des Prozeſſes, ſich wie 
in dem Fall des § 251 Abſ. 2 ZPO. in einer beſtimmten, geſetzlich feſtgeſetzten 
Weiſe manifeſtiert hat. Hier könnte die für die Beendigung der Unterbrechung 
maßgebende ‚legte‘ Prozeßhandlung in dem hinter dieſem Zeitpunkte zurück⸗ 
liegenden Verfahren zu ſuchen ſein oder als ſolche der erfolgloſe Aufruf der 
Sache ſeitens des Gerichts in dem von den Parteien umgangenen Termine 
zu gelten haben. Es käme diesfalls weiter darauf an, ob eine mit dieſer letzten 
Prozeßhandlung bereits in Lauf geſetzte neue Verjährung nach Maßgabe von 
§ 211 Abſ. 2 Satz 2 BGB. unterbrochen worden iſt. Indes iſt auch hierbei 
zu beachten, daß es ſich im Grunde doch um Aufrechthaltung der durch die 
Klagerhebung eingetretenen Unterbrechung, um Beſeitigung des Stillſtandes 
handelt. Hierfür, für die neuerliche Verjährungsunterbrechung, hat das Geſetz 
nicht einen Rechtsakt der Art, wie die in 8 209 BGB. aufgeführten verlangt; 
es erfordert nur, daß eine der Parteien ‚ven Prozeß betreibt‘ (während aller— 
dings eine Prozeßhandlung des Gerichts hier nicht ausreichen ſoll). Erforder— 
lich iſt alſo, daß eine Partei eine neue Prozeßhandlung vornimmt, die dazu 
beſtimmt und geeignet iſt, den ſtillſtehenden Prozeß weiter zu betreiben. 
Solche Handlungen ſind vornehmlich, aber keineswegs ausſchließlich La— 
dungen, Zuſtellungen. Zur Aufſtellung ſtrengerer Anforderungen, wie der, 
daß durch die Handlung der Prozeß der Entſcheidung unmittelbar entgegen- 
geführt werde, nötigt der Wortlaut des Geſetzes nicht; deſſen Tendenz weiſt 
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eher auf das Gegenteil hin. Gegenüber der befonderen Regelung in 8 211 BGB. 
kann auch nicht die in § 251 Abſ. 2 ZPO. vorgeſehene Zuſtellung einer Ladung 
als einziges Mittel, den Stillſtand zu beendigen, gelten. Bei der vorſtehend 
erörterten Bedeutung des Antrags auf Bewilligung des Armenrechts darf 
im gegenwärtigen Falle das vom Kläger geſtellte Armenrechtsgeſuch als ein Akt 
des Weiterbetreibens des Prozeſſes i. S. des Geſetzes angeſehen werden. 

Bei dieſer Sachlage kann ſchließlich davon abgeſehen werden, ob dem 
Kläger ein früheres Weiterbetreiben des durch die Konk.⸗Eröffnung zwar 
hier wohl nicht gemäß § 240 ZPO. unterbrochenen, aber doch tatſächlich beein⸗ 
flußten Prozeſſes überhaupt möglich geweſen wäre, ob und wann von dieſem 
Geſichtspunkt aus ein wirklicher Stillſtand u „Prozeſſes ſeit dem Termin 
vom 24. Febr. 1905 eingetreten war. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 2. Okt. 1911 in der ſächſ. Sache 

Rühl (Bekl.) w. Crell (OLG. Dresden). VI. 476/10. Auch in RGentſch. 

77 Nr. 812 S. 324. 

6. Schuldablöſung nach $ 268 BGB.; das gefährdete Recht an dem 
Gegenſtande muß ein dingliches ſein. 
BGB. 85 268. 1150. 

Der Beſchwerdeführer K. hatte ſich zur teilweiſen Deckung eines den Ehe- 
leuten L. gegebenen Darlehns von dieſen am 19. Okt. 1910 die Mietzinſe 
ihres Anweſens in N. auf 2 Jahre hinaus abtreten laſſen. Als auf Antrag des 
erſten Hyp.⸗ Gläubigers am 6. Juni 1911 die Zw.⸗Verſteigerung des An⸗ 
weſens wegen eines Betrages von 1701,54 „ eingeleitet worden war, zahlte 
er am 4. Juli dieſen Betrag „unter Bezugnahme auf § 268 BGB.“ an den 
Gläubiger und führte dadurch die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens 
herbei. Er beantragte dann bei dem Notariat die Erteilung einer vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung der Hypothekenurkunde, weil er nach § 268 durch Zahlung 
der 1701,54 % in die Rechte des Gläubigers eingetreten ſei. — Der Antrag 
wurde vom Notariat und ebenſo vom Landgericht abgelehnt, die Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Nach der Vorſchrift des $ 268 BGB. ſteht das Ablöſungsrecht 
dem zu, der ein Recht an dem Gegenſtande der Zw. Vollſtreckung hat oder der 
im Beſitz der Sache iſt. Mit Recht verſteht das Landgericht unter dem Recht 
am Gegenſtande nur ein dingliches Recht (Planck Anm. 3a zu $ 268, Anm. 2 
zu § 11150 BGB.). Ein dingliches Recht ſchreibt ſich der Beſchwerdeführer 
ſelbſt nicht zu, ebenſowenig behauptet er, im Beſitz der Sache zu ſein; er 
wendet ſich ausſchließlich gegen die aus dem Sprachgebrauch des Bürgerl. Ge⸗ 
ſetzbuchs abgeleitete Auslegung des 8 268. Seine Gründe m als ſtichhaltig 
nicht zu erachten. 

Der § 268, der erſt durch den 3. Entw. in das Geſetz nen iſt, 
enthält ein ſehr ausgedehntes jus offerendi. Dieſes Recht geht, was insbeſon⸗— 
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dere den Kreis der Ablöſungsberechtigten betrifft, weiter als z. B. das bayer. 
HypG. v. 1. Juni 1822 in den $$ 58. 63, wo nur dem dritten Beſitzer und einem 
‚andern Hyp.⸗Gläubiger“ das Recht der Ablöſung eingeräumt iſt. Es iſt deshalb 
nicht richtig, dem beſtehenden Geſetze gegenüber auch ohne Belang, daß das 
Intereſſe der Allgemeinheit noch eine Erweiterung des Kreiſes der Berech⸗ 
tigten durch Einbeziehung auch der bloß obligatoriſch Berechtigten verlange. 
Verfehlt iſt der Hinweis auf eine gegenteilige Praxis der Gerichte in der 
Anwendung des $% Abſ. 1 Satz 2 BGB., denn er trifft auf die Praxis des 
Oberſten Landesgerichts nicht zu. Das Oberſte LG. hat in mehreren zum $ 95 
erlaſſenen Entſcheidungen (Ob LGZ. 4, 357; 10, 159) klar zum Ausdruck gebracht, 
daß das Bürgerl. Geſetzbuch, wie ſich aus ſeinem Syſtem, inbeſondere aus der 
Überſchrift und aus den einzelnen Beſtimmungen des 2. Abſchn. des 3. Buchs 
ergebe, unter dem „Recht an einem Grundſtück nur ein dingliches Recht be⸗ 
greife. — — —“ 
Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 13. Mai 1912. Reg. 
VI. 9/12. Seuff Bl. 77, 483. 


7. Der Anſpruch auf Bezahlung einer Schuld durch einen Dritten 
kann an denz Gläubiger ſelbſt abgetreten werden. 
Vgl. 38 Nr. 224. 
GB. 59 399. 415. 

Fruu B. hatte im Jahre 1909 ein Grundſtück vom Beklagten gekauft 
und dabei die auf demſelben ruhenden Grundſchulden übernommen, wovon 
u. a. 2000 „ dem Kläger zuſtanden. Der Beklagte hatte ſich im Kaufvertrage 
verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die Grundſchuld des Klägers innerhalb 2 Jahre 
nicht gekündigt werde, falls es aber doch geſchehe, allein für die Auszahlung 
der 2000 „ an den Kläger Sorge zu tragen, wofür ihm der Grundſchuldbrief 
zediert werden ſollte. Als die Kündigung innerhalb der Friſt erfolgte, er⸗ 
ſuchte Frau B. den Beklagten um Beſchaffung des Geldes, und da er hierzu 
keine Anſtalten traf, trat ſie ihre Rechte aus dem Vertrage an den Kläger ab 
und dieſer klagte auf Zahlung. Der Beklagte beſtritt die Abtretbarkeit. Da⸗ 
rüber heißt es im Ber.⸗Urteil: 

„Als Forderung der Frau B., gerichtet auf Bezahlung ihrer Schuld an 
ihren Gläubiger, war der Anſpruch gegen den Beklagten zwar nicht an jeden 
Dritten abtretbar. Denn wenn er an jemand übertragen wurde, der bisher 
weder mit dem Kläger noch mit dem belaſteten Grundſtück etwas zu tun hatte, 
ſo hatte derſelbe nur einen Anſpruch auf Befriedigung eines ihm fremden 
Gläubigers; der Inhalt des Anſpruchs war alſo für ihn ein wefentlich andrer 
als für Frau B., die Schuldnerin des Gläubigers. Dagegen konnte der An⸗ 
ſpruch an einen neuen Erwerber des Grundſtücks abgetreten werden, welcher 
durch Übernahme der Grundſchuld ſelbſt in das entſcheidende Verhältnis zum 
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Kläger trat. Namentlich aber konnte der Anſpruch an den Kläger ſelbſt ab— 
getreten werden. Denn indem er den Anſpruch ſeiner Schuldnerin auf Zahlung 
ſeiner Forderung durch den Beklagten ſelbſt übertragen erhielt, wurde der mit 
den vertragmäßigen Beſtimmungen bezielte Erfolg gerade auf kürzeſtem Wege 
herbeigeführt, der wahre Inhalt des Anſpruchs am zweckmäßigſten verwirk— 
licht (OL Gqiſpr. 23, 16). — — —“ 

Urteil des OG. zu Roſt ock (2. Sen.) v. 15. Mai 1912 i. S. Hennig w. 

Roſenkranz. Ro. 155/11. Kn. 


8. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks dürfen nicht für 
eine Forderung gegen einen der Miteigentümer gepfändet werden. 
Vgl. 61 Nr. 264 m. N.; 67 Nr. 222; auch 64 Nr. 120 m. N. 

BGB. 88 747. 719. 1011. 432; 3 O. $ 859. 

Der Hotelbeſitzer B. und der Kläger H. hatten gemeinſchaftlich im Jahre 
1903 zwei Grundſtücke erworben, mit einem Gebäude beſetzen laſſen und ſeit— 
dem durch Vermietung bewirtſchaftet. Die verklagte Stadt B. ließ im Jahr 
1911 für eine ihr gegen den Hotelbeſitzer B. zuſtehende Steuerforderung 
die ſeit dem 1. Juli 1911 fälligen Mieten des Grundſtücks im Betrage von 
982,65.“ im Verwaltungs-Zwangsverfahren beitreiben. Beide Miteigentümer 
erhoben Klage auf Erſtattung dieſes Betrages, B. nahm die Klage aber wieder 
zurück, und der Kläger H. verhandelte mit dem Antrage, die Beklagte zu ver— 
urteilen, an ihn und den Hotelbeſitzer B. gemeinſchaftlich den Betrag von 
982,65 % zurückzuzahlen. Die Beklagte erkannte den Anſpruch des Klägers 
H. in Höhe von 491,33 , alſo zur Hälfte des ganzen Klagebetrages, an, be— 
antragte im übrigen aber die Abweiſung der Klage, und das Landgericht 
erkannte demgemäß. In 2. Inſtanz wurde dagegen die Beklagte auch zur Zah— 
lung der andern Hälfte des beigetriebenen Betrages an H. und B. gemein— 
ſchaftlich verurteilt. — Aus den Gründen: 

„Der Kläger, der ſich mit dem Hotelbeſitzer B. zum Erwerb, zur Be— 
bauung und gemeinſchaftlichen Verwaltung und Nutzung der Grundſtücke 
verbunden hat, ſteht mit ihm in einem Geſellſchaftsverhältnis des $ 705 BGB. 
Nach § 719 BGB. kann ein Geſellſchafter aber über ſeinen Anteil an den ein— 
zelnen zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen Gegenſtänden nicht verfügen, 
und nach $ 859 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. iſt dieſer Anteil an den einzelnen Gegen— 
ſtänden der Pfändung nicht unterworfen. Die Früchte einer Sache gehören 
dem Eigentümer des fruchttragenden Gegenſtandes ($ 953 BGB.), die Früchte 
eines Gegenſtandes der Geſellſchaft gehören daher der Geſamtheit der Geſell— 
ſchafter und demnach zum Geſellſchaftsvermögen. Die gegen einen Gejell- 
ſchafter gerichtete Zw.-Vollſtreckung in dieſe Früchte iſt daher unzuläſſig. 
Schon aus dieſem Grunde durfte die von der Beklagten betriebene Zw. Voll- 
ſtreckung in die Mieten der dem Kläger und dem Hotelbeſitzer B. gehörenden 
Grundſtücke nicht erfolgen. 
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Aber auch aus dem Geſichtspunkt des $ 741 BGB. war die Pfändung 
unzuläſſig. Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ſteht nach 
$ 744 den Miteigentümern nur gemeinſchaftlich zu. Zur Verwaltung gehört 
aber die Einziehung der Nutzungen und die Bezahlung der Koſten und Laſten, 
und eine ordnungmäßige Verwaltung erfordert die Bezahlung der Koſten 
und Laſten aus den Nutzungen. Die Verwendung der Nutzungen zum Zweck 
der Berichtigung der Unkoſten iſt daher ein notwendiger Beſtandteil der Ver⸗ 
waltung, der deshalb nur von den Teilhabern gemeinſchaftlich vorgenommen 
wird. Nur die Nettoerträge, die Überſchüſſe, unterliegen der Verteilung 
und daran ſteht jedem Miteigentümer das Verfügungsrecht zu. Es iſt demnach 
ausgeſchloſſen, daß ein Teilhaber die Nutzungen in Anſpruch nehmen und dar⸗ 
über verfügen, die Berichtigung der Unkoſten aber, insbeſondere der auf 
dem Grundſtück laſtenden Realſteuern, der Koſten der Unterhaltung des Ge— 
bäudes, der Reinigung und Heizung, die Bezahlung der Hypothekenzinſen 
dem andern Miteigentümer überlaſſen dürfte. Dieſer ſich aus der Vorſchrift 
des § 744 unmittelbar ergebenden, übrigens auch nach der Natur der Sache 
jelbftverftändlichen Rechtsfolge ſteht die Vorſchrift des § 743 nicht entgegen, 
wonach jedem Teilhaber ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil der Früchte 
gebührt. Denn durch dieſe Vorſchrift iſt nur das Anteilverhältnis der einzel— 
nen Teilhaber an den Früchten beſtimmt. Ein Verfügungsrecht iſt dem ein⸗ 
zelnen Miteigentümer durch den § 747 nur über ſeinen Anteil an der Gemein- 
ſchaft gegeben, zu ſeinem Anteil an der Gemeinſchaft gehören aber die anteil⸗ 
mäßigen Früchte nicht. Sie könnten dazu gehören, wenn ſie teilbar wären. 
Sie ſind aber nicht teilbar. Denn, wenngleich Geldforderungen und Geld— 
beträge an ſich teilbar ſind, ſo hört doch, wie das Reichsgericht Entſch. 70, 32 
ausgeführt hat, ihre Teilbarkeit durch ihre Zugehörigkeit zu einem gemein- 
ſchaftlichen Verwendungszweck im Verhältnis der Teilhaber zueinander auf. 

Die Frage, ob der dem Anteilverhältnis der Miteigentümer entſprechende 
Teil der Mietforderungen von dem Vollſtr.⸗Gläubiger eines Teilhabers in An- 
ſpruch genommen werden könne, iſt freilich ſtreitig. Das Kammergericht hat 
die Frage in OL GRſpr. 5, 26 und 12, 66 bejaht, dagegen 17, 1 und in 
SeuffBl. 1909, 34 verneint. In der Literatur iſt die hier vertretene ver- 
neinende Anſicht die herrſchende. Der Kommentar von RGRäten bejaht die 
Frage (Anm. 1 zu § 741 und Anm. 1 zu $ 743 BGB.) unter Berufung auf 
die angeführte Entſcheidung des Kammergerichts 12, 66, er erkennt aber an, 
daß er der allgemeinen Anſicht entgegenſteht; er ſteht überdies im Gegenſatz 
zu der Entſcheidung des RG. 70, 32. 

Iſt hiernach die Pfändung der Mieten als unzuläſſig anzuerkennen, ſo 
bedarf es nicht der Feſtſtellung der vom Kläger behaupteten Tatſache, daß die 
gemeinſchaftlichen Grundſtücke in den letzten Jahren überhaupt keine Über⸗ 
ſchüſſe gewährt hätten, die Verwaltung vielmehr nur mit Verluſten geführt 
ſei. Denn die Mieten ſind nur Bruttoerträge, weil die Verwaltung eines 
an mehrere Perſonen vermieteten Hausgrundſtücks in B., auch wenn dasſelbe 
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nicht mit Hypotheken belaſtet iſt, auch abgeſehen von der Verpflichtung zur 
Zahlung der Realſteuern, nicht ohne Unkoſten geführt werden kann. Die 
Pfändung der Mieten iſt daher auch dann unzuläſſig, wenn das Grundſtück 
Überſchüſſe gewährt hätte. 

Sind die Mietforderungen unteilbar, ſo iſt jeder Miteigentümer nach 
8 432 BGB. wie auch nach $ 1011 legitimiert, allein ohne Teilnahme der übrigen 
Miteigentümer gegen den unberechtigten Eingriff des Vollſtr.⸗Gläubigers 
eines der Teilhaber die zur Gewährung der ganzen, der Gemeinſchaft ent⸗ 
zogenen Beträge zu fordern. Der Kläger H. verlangt daher mit Recht die ge⸗ 
ſamten Mieterträge zurück. Er hat der Beklagten gegenüber die Rechtsſteklung 
eines Dritten und klagt daher mit Recht, auch abgeſehen von dem ihm zuſtehen⸗ 
den Widerſpruch aus §S 771 ZPO., auf Grund feines materiellen Rechtes, 
welches die Beklagte verletzt hat (RGEntſch. 66, 233). Für den Anſpruch 
des Dritten iſt der Rechtsweg auch im Fall des Verwaltungs⸗Zwangsverfahrens 
nicht ausgeſchloſſen (8 19 VO. v. 15. Nov. 1899). 

Die Beteiligung des Hotelbeſitzers B. am Rechtsſtreit war dagegen unzu⸗ 
läſſig, weil er als Schuldner der Beklagten ihr gegenüber nicht die Rechts⸗ 
der Zw.⸗Vollſtreckung die Beſchwerde des § 766 ZPO., und zwar nach $ 2 
Abſ. 2 VO. v. 15. November 1899 an die vorgeſetzte Dienſtbehörde zuſtehen, 
aber der Rechtsweg iſt ihm verſchloſſen (RGEntſch. 34, 380, in SeuffA. 51 
Nr. 75; 66, 233). Die Klage, ſoweit ſie von ihm erhoben war, iſt daher mit 
Recht zurückgenommen.“ 

Urteil des KG. zu Berlin (2. Sen.) v. 10. Mai 1912 i. S. H. w. B. 2 U. 

9240/11. W. 

9. Bürgſchaft für künftige Forderungen; wieweit müſſen dieſe 

bezeichnet werdend 
Vgl. 64 Nr. 90 m. N., 193. 
BGB. 85 765. 766. 

Die Beklagten hatten in zwei Urkunden v. 26. und 30. Nov. 1908 gegen⸗ 
über der Bayer. Bank für Handel und Induſtrie in München die ſelbſtſchuld⸗ 
neriſche Bürgſchaft übernommen „für die Erfüllung aller Anſprüche“ der ge- 
nannten Bank gegen Iſaak B., „dieſelben mögen bereits entſtanden ſein 
oder erſt in Zukunft entſtehen, die Hauptſache oder irgendeine Nebenſache 
irgendwelcher Art betreffen und herrühren aus welchem Rechtsgrunde nur 
immer“. Im Herbſt 1909 ſtellte die genannte Bank dem Iſaak B. einen Konto- 
auszug v. 20. Sept. 1909 zu, der mit einem Saldo zu ihren Gunſten in Höhe 
von 151 849 „ abſchloß, den Iſaak B. anerkannte. Auf Grund dieſer Ur- 
kunden erhob die Bank im Urkundenprozeſſe Klage gegen die Bürgen auf 
geſamtſchuldneriſche Zahlung von 10 000 . In 2. Inſtanz wurde die Klage 
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abgewieſen. Das RG. hob auf und verwies die Sache an das Ber.⸗Gericht 
zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Während das Landgericht in den Bürgſchaftsurkunden eine 
gültige Bürgſchaftsverpflichtung ausgedrückt findet, verneint dieſe das Ber.⸗ 
gericht mangels Beſtimmtheit der Hauptſchuld. Eine Bürgſchaft könne zwar 
auch für künftige Verbindlichkeiten übernommen werden; ſoweit dieſe der Höhe 
nach noch unbeſtimmt ſeien müſſe aber das Rechtsverhältnis ſelbſt und die 
künftigen Rechtsgeſchäfte, aus denen die Verbindlichkeiten entſtehen ſollten, 
wenigſtens der Art nach im voraus beſtimmt ſein. Eine Verbürgung für alle 
gegenwärtigen und zukünftigen Verbindlichkeiten des Hauptſchuldners gegen 
den Gläubiger aus Rechtsgeſchäften und Rechtsgründen, ſei es welcher Art 
immer, könne es nicht geben. Solcher Art ſeien aber die Verbürgungserklärungen 
der Beklagten, die deshalb als rechtsunwirkſam zu erachten ſeien. Auch unter 
Heranziehung von außerhalb der Urkunden liegenden Umſtänden könne aus den 
Urkunden nicht erſehen werden, welche Verbindlichkeiten des Iſaak B. Gegen⸗ 
ſtand der Bürgſchaft ſein ſollten. Aus der bloßen Bezeichnung des Gläubigers 
ergebe ſich dies nicht; die Klägerin habe auch keinerlei Angaben dahin ge⸗ 
macht, daß zwiſchen der Bank und dem B. ein Rechtsverhältnis beſtanden habe. 
— — — Der Reviſion war ſtattzugeben. 

Die Beſtimmung des § 765 Abſ. 2 BGB. läßt die Bürgſchaft auch für künf⸗ 
tige Verbindlichkeiten ausdrücklich zu. Dieſe werden aber in der überwiegenden 
Mehrzahl der Fälle zur Zeit der Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtung weder 
der Höhe nach noch dem näheren Inhalt nach bereits beſtimmt ſein und ſich 
danach auch in dem Bürgſchaftsvertrage nicht beſtimmen laſſen. Auch das 
Gericht hat nicht verkannt, daß es genügen müſſe, wenn die künftig erſt abzu⸗ 
ſchließenden Rechtsgeſchäfte oder zu begründenden Rechtsverhältniſſe nur der 
allgemeinen Art nach im voraus beſtimmt ſeien. So hat die Rechtſprechung 
eine für alle Forderungen des Gläubigers an den Schuldner aus der zwiſchen 
ihnen beſtehenden Geſchäftsverbindung eingegangene Bürgſchaft als gültig 
behandelt (Gruchots Beitr. 54, 407), und desgleichen iſt eine Bürgſchaft für alle 
aus Lieferungen für einen Neubau entſtehenden Forderungen als zuläſſig 
anerkannt worden (JW. 1912, 3522). Die Faſſung der dem gegenwärtigen 
Streitfalle zugrunde liegenden Bürgſchaftserklärungen iſt allerdings eine noch 
weitere; die Beklagten haben darin die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für die 
Erfüllung aller Anſprüche übernommen, die der Bayer. Bank gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner aus welchem Rechtsgrunde immer entſtanden ſeien oder noch ent⸗ 
ſtehen würden. Der erkennende Senat hat in einem Urteile v. 13. Juli 1908 
(VI. 82/08) auch eine jo allgemein lautende Bürgſchaftserklärung für gültig 
erachtet, da eine geſetzliche Grundlage für die Ablehnung ihrer Gültigkeit fehle; 
tatſächlich war in jenem Falle allerdings eine Beſchränkung auf Vertragsver⸗ 
bindlichkeiten in der Bürgſchaftserklärung ausgeſprochen. 
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Es kann nun für den gegenwärtigen Streitfall unerörtert bleiben, ob eine 
Bürgſchaftserklärung für ſchlechthin alle möglichen Anſprüche eines Gläubigers 
an einen Schuldner auch dann als zuläſſig und gültig anzuſehen wäre, wenn 
nicht wenigſtens der allgemeine Inhalt der ins Auge gefaßten Schuldverhält⸗ 
niſſe im Wege der Auslegung unter Zuhülfenahme von außerhalb der Bürg⸗ 
ſchaftserklärung liegenden feſtgeſtellten Tatſachen oder Erklärungen ermittelt 
werden kann. Denn dem Ber. Gericht iſt nicht darin beizutreten, daß es an ſol⸗ 
chen Umſtänden im gegebenen Falle fehle. Die Rev.⸗Klägerin weiſt mit Recht 
darauf hin, daß eine derart allgemeine Verbürgung gegenüber einer Bank 
ſelbſtverſtändlich alle Anſprüche aus der bankmäßigen Geſchäftsverbindung 
zwiſchen der Bank und dem Hauptſchuldner zum Gegenſtande habe, und daß 
nach der Klageſchrift wie nach dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils ein 
bankmäßiger Kontokurrentverkehr zwiſchen der Bayer. Bank und dem Haupt⸗ 
ſchuldner Iſaak B. nach Maßgabe der für einen ſolchen von der Bank aufgeſtell⸗ 
ten allgemeinen Bedingungen als Gegenſtand des Schuldverhältniſſes wie dem⸗ 
gemäß auch der Bürgſchaftsverpflichtungen vorgetragen worden ſei. Dadurch 
erhalten aber die Bürgſchaftserklärungen jene Beſtimmtheit des Inhalts des 
Schuldverhältniſſes der allgemeinen Art nach, wie es für eine die verſchiedenſten 
künftigen Verbindlichkeiten umfaſſende Bürgſchaftserklärung nur gefordert 
werden kann. 

Da das die Klage abweiſende Urteil des Ber.-Gericht auf der rechtsirr⸗ 
tümlichen Auffaſſung der Bürgſchaftserklärungen der Beklagten beruht, unter⸗ 
lag es der Aufhebung: zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung war 
die Sache gemäß § 565 Abſ. 1 Z. PO. an das Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 8. Febr. 1912 in der bayer. 

Sache Bayer. Bank (Kl.) w. Buxbaum u. Gen. (OL G. München). VI. 

301/11. 


10. Aus dem Vertrage und ohne Verſchulden (Beweislaſt) haftet der 
Gaſtwirt nicht für Schäden aus dem Genuß der gereichten Speiſen 
und Getränke. 

BGB. ö 823. 463. 

Unter den zahlreichen Perſonen, die nach dem Genuß von jog. kaltem 
Aufſchnitt in dem vom Beklagten bewirtſchafteten Gaſthofe in L. erkrankt 
waren, befand ſich auch der Kläger. Er erachtete den Beklagten für erſatz⸗ 
pflichtig und forderte eine Zahlung von 3107,15 K. Beide Inſtanzen wieſen 
die Klage ab. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Der Klagantrag iſt weder aus dem Geſichtspunkt einer unerlaubten Hand⸗ 
fung noch aus dem einer vertragmäßigen Zuſicherung beſtimmter Eigenſchaften 
des Kaufgegenſtandes oder ſchuldhafter Verletzung von Vertragspflichten 
begründet. 
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Mit dem Landgericht und dem Sachverſtändigen iſt die Erkrankung 
des Klägers ausſchließlich auf die Bazillen des Paratyphus zurückzuführen, 
die der von ihm am 30. Auguſt 1908 in der Wirtſchaft des Beklagten genoſſene 
kalte Aufſchnitt nach dem von keiner Seite bemängelten Ergebnis einer bak⸗ 
teriologiſchen Unterſuchung enthalten hat. — — — Da die Paratyphuskeime 
dem Beklagten nicht erkennbar waren, kann dieſem nicht, wie in dem im Sächſ. 
Arch. 7, 269 ff. beſprochenen Falle, der Entlaſtungsbeweis angeſonnen werden, 
vielmehr muß hier der allgemeinen Beweisregel nachgegangen und der Nach⸗ 
weis eines Verſchuldens des Beklagten erfordert werden. Es würde übrigens 
auch bei der ganzen Sachlage ein dem Beklagten etwa obliegender Entlaſtungs⸗ 
beweis als erbracht anzuſehen ſein. 

Anlangend aber den vom Kläger geltend gemachten Geſichtspunkt einer 
Zuſicherung beſtimmter Eigenſchaften, ſo iſt dieſer Geſichtspunkt ſchlechterdings 
unhaltbar. Man würde ſowohl mit den Anſchauungen des Verkehrs als mit 
der mutmaßlichen Willensmeinung der Beteiligten in Widerſpruch kommen, 
wollte man den Gaſtwirt unterſchiedlos und ohne Rückſicht darauf, ob ein Ver⸗ 
ſchulden vorliegt oder nicht, für alle Schädlichkeiten der den Gäſten vorgeſetzten 
Speiſen und Getränke haftpflichtig machen. Selbſt in ſeinen durch Zeitungs⸗ 
inſerate oder Anſchläge verbreiteten Erklärungen, daß er gute, wohlſchmeckende, 
geſunde Speiſen und hochfeine Biere zur Verfügung ſtelle, dürfen richtiger nur 
unverbindliche Anpreiſungen erblickt werden. Regelmäßig ſoll damit nur die 
Verſicherung abgegeben ſein, daß bei der Zubereitung der Speiſen und dem Be⸗ 
zuge der Getränke die erforderliche Sorgfalt und Umſicht beobachtet worden 
ſei, keineswegs aber wird damit eine vertragmäßige Sicherſtellung des Gaſtes 
gegen das Vorhandenſein unerkennbarer, geſundheitsgefährlicher Stoffe be- 
zweckt. Eine ſolche Sicherſtellung wird überhaupt nicht von den Gäſten dem 
Wirte angeſonnen. Nur ausnahmsweiſe wird es vorkommen, daß der Gaſt 
ſich in dieſer Weiſe ſichern will und der Wirt auf ein ſolches Verlangen eingeht. 
Für gewöhnlich und ſolange, wie hier, nichts Beſonderes ausgemacht wird, 
beſchränkt ſich die Verantwortung des Wirtes nach dem Willen beider Teile 
auf diejenigen Schäden und Nachteile, die er bei Anwendung der von ihm zu 


beobachtenden Sorgfalt abwenden kann. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 12. Juli 1912 i. S. Richter 
w. Schmidt. 2 O. 110/11. F- ch. 


11. Die ſtrafgerichtliche SHuerkennung einer Buße wegen Körper- 
verletzung ſchließt Schadensanſprüche gegen andre Perſonen nicht aus. 
Vgl. 54 Nr. 175; 57 Nr. 215. 

BGB. 98 830. 843; StGB. $ 231 Abſ. 2. 

Am 27. Aug. 1908 wurde der damals 7 Jahre alte Wilhelm K. durch ein 
Kraftfahrzeug der verklagten Geſellſchaft m. b. H. überfahren m verletzt. 


Seufferte Archiv LXVIII. III. Folge Bd. 13 Heft 1. 
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Der in Dienſten der Beklagten ſtehende Führer des Kraftwagens, L., wurde 
wegen dieſer Körperverletzung auf Grund des § 230 StGB. zu Gefängnisſtrafe 
und zugleich zur Zahlung einer Buße von 4000 „ an den Verletzten rechts⸗ 
kräftig verurteilt. Jetzt klagten der Verletzte und deſſen Vater gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft als Eigentümerin des Kraftwagens und gegen deren Geſchäftsführer 
K., der in dem Wagen geſeſſen und nicht eingegriffen hatte, auf Schmerzen⸗ 
geld und eine Geldrente. — Die Klage wurde in den erſten beiden Inſtanzen 
abgewieſen. Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber. 
Gericht zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Das angeſochtene Urteil ſtützt die Abweiſung der Klage lediglich 
darauf, daß mit Rückſicht auf die dem Mitkläger zu 1 durch das rechtskräftige 
Urteil des Schöffengerichts v. 11. Februar 1909 gegen den Wagenführer 
L. zuerkannte Buße von 4000 / der erhobene Anſpruch gemäß § 231 Abſ. 2 
StGB. gegen die Beklagten nicht geltend gemacht werden könne. Dieſe Anſicht 
beruht auf einer rechtsirrtümlichen Auslegung des § 231 StGB. 

Indem nämlich § 231 Abſ. 1 StGB. beſtimmt, daß ‚in allen Fällen der 
Körperverletzung auf Verlangen des Verletzten neben der Strafe auf eine an 
denſelben zu erlegende Buße bis zum Betrage von 6000 / erkannt werden 
kann“, erhellt zugleich, daß nur dann überhaupt eine Buße zugeſprochen wer⸗ 
den kann, wenn gleichzeitig eine Strafe verhängt wird, wenn alſo ein Verur⸗ 
teilter vorhanden iſt. Dieſe enge Verbindung zwiſchen Strafe und Buße be- 
gründet die Annahme, daß die ſich an den Abſ. 1 des § 231 anſchließende Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 2: ‚Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines wei⸗ 
teren Entſchädigungsanſpruchs aus‘, nur den Sinn haben ſoll, daß dann, 
wenn eine Perſon gemäß Abſ. 1 zu einer Strafe und Buße verurteilt worden 
iſt, gegen dieſe ein weiterer Entſchädigungsanſpruch nicht mehr geltend 
gemacht werden kann. Wie es demnach unbedenklich zuläſſig iſt, gegen den 
freigeſprochenen Angeklagten im Zivilrechtswege einen Entſchädigungsanſpruch 
wegen der ihm zur Laſt gelegten Körperverletzung zu erheben, ſo muß das gleiche 
gegenüber denjenigen Perſonen der Fall fein, gegen die überhaupt keine An- 
klage erhoben iſt, ſei es, daß ſie ſich ſtrafrechtlich nicht verantwortlich gemacht 
haben, ſei es, daß aus ſonſtigen Gründen eine Strafverfolgung gegen ſie unter- 
blieben iſt. Jedenfalls iſt die hier vertretene engere Auslegung ſchon nach dem 
Wortlaut des Geſetzes bei dem Zuſammenhange der Beſtimmungen in den Abſſ. 1 
und 2 nicht bloß möglich, ſondern auch die nächſtliegende; ſie erſcheint aber aus 
inneren Gründen auch als die allein berechtigte. 

Dem geſetzgeberiſchen Gedanken, den zu einer Buße Verurteilten vor wei⸗ 
teren zivilrechtlich geltend zu machenden Schadenerſatzanſprüchen zu ſchützen 
und ſomit eine doppelte Verhandlung über dieſelbe Straftat gegen dieſelbe 
Perſon auszuſchließen (vgl. RGeEntſch. in Strafſ. 44, 296) wird vollſtändig 
Genüge geleiſtet, wenn die im Abſ. 2 feſtgeſetzte Wirkung nur zugunſten des 
Verurteilten eintritt. 
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Nach der gegenteiligen Anſicht aber, wonach die zuerkannte Buße jeden 
weiteren Entſchädigungsanſpruch auch gegen Dritte ausſchließen ſoll, würde die 
Beſtimmung des Abſ. 2 mit den im Gebiete des Zivilrechts für Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſe beſtehenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen in unvereinbaren Wider⸗ 
ſpruch treten. Gerade der Umſtand nämlich, daß, worüber in Rechtſprechung 
und Rechtslehre jetzt nahezu Übereinſtimmung herrſcht, die Buße einen zivil⸗ 
rechtlichen Charakter hat, 

vgl. RGeEntſch. in Strafſ. 12, 223; 15, 352. 439; 24, 397; 31, 334; 38, 194; 

44, 294; Rechtſpr. d. RG. 9, 171. 279, 
führt zu dem Ergebnis, daß das ſtrafgerichtliche Urteil, ſoweit es eine Buße zu⸗ 
ſpricht, ähnlich wie das zivilgerichtliche Urteil gemäß $ 325 ZPO., nur unter den 
Parteien Wirkung haben kann. Hätte der Geſetzgeber der Zuerkennung einer 
Buße eine ſo ungewöhnliche, mit den allgemeinen Rechtsgrundſätzen unver⸗ 
einbare Wirkung beilegen wollen, daß dadurch auch die Entſchädigungsanſprüche 
gegen dritte, bei dem Strafverfahren garnicht beteiligte und ſogar gegen ſolche 
Perſonen zum Erlöſchen gebracht werden ſollten, die — mangels einer von ihnen 
begangenen ſtrafbaren Handlung — zu dem Strafverfahren garnicht zuge- 
zogen werden können, ſo hätte dies eines ausdrücklichen Ausſpruchs im Ge⸗ 
ſetze bedurft. 

Der mit der Einführung der Buße ausgeſprochenermaßen verbundene 
Zweck, dem Verletzten die Erlangung einer Entſchädigung zu erleichtern und 
eine Vermehrung der Prozeſſe zu verhüten, 

vgl. Begr. zu den $$ 184. 225 Entw. des StrGB., Druckſ. des RT. Nr. 5, 

1. Legisl.-Per. Seſſ. 1870, Bd. 4, 115, 
würde geradezu vereitelt werden, wenn man dem $ 231 Abſ. 2 die Auslegung 
des Ber.⸗Gerichts geben wollte. Denn alsdann würde es für den Verletzten 
im höchſten Grade gefährlich ſein, im Strafverfahren einen Antrag auf Buße 
zu ſtellen, da mit der Zuerkennung einer noch ſo geringfügigen Buße, die einer 
von mehreren für die verurſachte Körperverletzung haftbaren Perſonen auf- 
erlegt wird, der Anſpruch gegen alle mitbeteiligten oder aus beſonderen Grün⸗ 
den mithaftenden Perſonen zum Erlöſchen gebracht werden würde. 

Der hier vertretene Standpunkt kommt übrigens auch mit voller Klar⸗ 
heit in dem § 57 des Vorentwurfs zu dem neuen StGB. — — — wie in der 
dazu gegebenen Begründung (S. 195. 196) — — — zum Ausdruck. Daß der 
Vorentwurf nach dieſer Richtung nicht etwa neues Recht ſchaffen, ſondern ledig 
lich den ſchon jetzt geltenden Rechtszuſtand hat aufrechterhalten wollen, er⸗ 
gibt ſich auch aus dem Berichte des Vorſitzenden der gegenwärtig zur Ausar- 
beitung des Entwurfs eines neuen Strafgeſetzbuchs eingeſetzten Kommiſſion 
(DIZ. 1911, 1022). — — — 

Das hier gefundene Ergebnis ſteht auch mit der Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes nicht in Widerſpruch.— — — 

2* 
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Wenn demgegenüber das angefochtene Urteil geltend macht, daß der Ver⸗ 
letzte die Entſchädigung für einen erlittenen Schaden nur einmal beanſpruchen 
könne, daß auch der Gläubiger von mehreren zum Schadenerſatz Verpflichteten 
die Leiſtung nur einmal zu fordern habe, und daraus folge, daß von mehreren 
Mitverpflichteten nicht der eine eine Buße, der andre aber einen davon rechtlich 
verſchiedenen zivilrechtlichen Schadenerſatz ſchulden könne, ſo iſt dieſer Satz 
nach mehrfacher Richtung hin rechtsirrtümlich. Einmal ſteht er nämlich mit dem 
von dem Ber.⸗Gericht ſelbſt im Anſchluß an die ſtändige Rechtſprechung des 
Reichsgerichts aufgeſtellten Satze, daß die Buße nichts andres iſt als eine ‚privat- 
rechtliche Entſchädigung', in unvereinbarem Widerſpruch; ſodann aber beſteht 
das Weſen der geſamtſchuldneriſchen Haftung, um welche es ſich im vorliegenden 
Falle gemäß § 231 Ab. 3 StGB., 85 830. 840 BGB. unzweifelhaft handelt, 
gerade darin, daß mehrere Perſonen dem Gläubiger dieſelbe Leiſtung derge⸗ 
ſtalt ſchulden, daß durch deren Tilgung ſeitens des einen der andre Mitſchuldner 
nur inſoweit befreit wird, als die Tilgung reicht. 

Nicht zutreffend iſt es ferner, wenn das Ber.⸗Gericht geltend macht, daß der 
zivilrechtliche Anſpruch regelmäßig auf eine Rente gehe (§ 845 BGB.), wogegen 
die Buße in Form eines Kapitals zu zahlen ſei und daß deshalb die unentwirr⸗ 
bare‘ Frage entſtehe, ob durch die Zahlung der Buße auch der zur Zahlung 
einer Rente Verurteilte gemäß § 422 BGB. befreit werde. Dieſe Frage 
iſt nämlich nicht unentwirrbar, ſondern dahin zu löſen, daß der Rentenſchuldner 
von ſeiner Verbindlichkeit inſoweit befreit wird, als durch die Zahlung der Buße 
gleichzeitig eine Tilgung des Reutenanſpruchs eingetreten iſt. Es bedarf dann 
allerdings einer beſonderen Art der Berechnung, für welchen Zeitraum die 
Zahlung eines Kapitals von beſtimmter Höhe die dem Gläubiger ferner zuge— 
ſprochene Rentenſchuld tilgt (vgl. Urt. dieſes Sen. v. 1. Juli 1907, VI. 479/06). 
Daß aber bei mehreren geſamtſchuldneriſch haftenden Perſonen die eine einen 
höheren, die andre einen geringeren Betrag zu zahlen hat, iſt durchaus nichts 
Ungewöhnliches (vgl. Urt. dieſes Sen. v. 14. Okt. 1909, ZW. 72417). 

Auch was das Bayeriſche Oberſte LG. in ſeiner Entſcheidung v. 19. Februar 
1902 (Seuff A. 57 Nr. 215 S. 402) zugunſten der hier bekämpften Anſicht 
ausführt, kann als überzeugend nicht erachtet werden. — — — Dieſe Aus- 
führungen werden von dem Gedanken beherrſcht, als ob die Buße ihrem Weſen 
nach etwas andres ſei als die zivilrechtliche Entſchädigung, während in Recht— 
ſprechung und Rechtslehre nahezu Übereinſtimmung darüber beſteht, daß die 
zuerkannte Buße den zivilrechtlichen Entſchädigungsanſpruch des Verletzten 
für den ihm durch den Verurteilten zugefügten Schaden bildet. Es iſt nicht 
einzuſehen, weshalb nun der Geſetzgeber, indem er die Geltendmachung dieſes 
Entſchädigungsanſpruchs ausnahmsweiſe aus praktiſchen Gründen im Straf⸗ 
verfahren zuließ, zugleich hätte beſtimmen müſſen, daß, ebenſo wie der dem Ver⸗ 
letzten gegen den Verurteilten zuſtehende Entſchädigungsanſpruch durch die 
Zuerkennung einer Buße erlöſche, ſo auch der gegen die Mitverpflichteten 


12. Kraftfahrzeuge. 21 


dem Verletzten zuſtehende Anſpruch zum Erlöſchen gebracht werden ſollte. 
Der Satz: ‚Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines weiteren 
Entſchädigungsanſpruchs aus‘ bringt, wenn die ausſchließende Wirkung auf 
den zur Zahlung der Buße Verurteilten beſchränkt bleibt, den auch ſonſt gel⸗ 
tenden Grundſatz ‚ne bis in idem' zu einem unzweideutigen Ausdruck. Da⸗ 
gegen gibt die Auslegung des Bayer. Oberſten LG. jenem Satz eine Trag⸗ 
weite, an die, wie angenommen werden darf, der Geſetzgeber garnicht gedacht 
hat und für die auch ein geſetzgeberiſches Bedürfnis nicht anzuerkennen ift. — — 

Wenn ſchließlich das angefochtene Urteil ſich auf die in der Literatur her⸗ 
vorgetretenen Anſichten beruft, ſo fehlt es dieſen faſt durchweg an einer näheren 
und ſelbſtändigen Begründung, ſoweit aber die Frage eingehender behandelt 
worden iſt, wird mindeſtens anerkannt, daß die Vorſchrift des § 231 Abſ. 2 
StGB. ſich nur auf die Anſprüche gegen die deliktsfähigen' Perſonen erſtreckt, 
alſo auf Fälle wie den vorliegenden nicht Platz greift; 

jo Oetker im Gerichtsſaal 66, 321 ff., insbeſ. 343. 344; ähnlich Mandry⸗Geib 

Zivilrechtl. Inhalt der Reichsgeſetze“ $ 48 Anm. 4. 

Hietnach unterliegt das angefochtene Urteil wegen Verletzung des § 231 
Abſ. 2 StGB. der Aufhebung. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. März 1912 in der braunſchw. 

Sache Kummer u. Gen. (Kl.) w. Braunſchw. Kohlenliqu. Geſellſch. 

u. Gen. (OLG. Braunſchweig). VI. 446/11. Auch in RGentſch. 79 

Nr. 33 S. 148. 

12. Der Lenker eines Kraftfahrzeugs hatte auch mit unrichtigem 
Verhalten des Derletten zu rechnen. 
Vgl. 67 Nr. 201 m. N. 
Kraft F G. § 7. 3; BGB. § 254. 

Am 20. April 1910 war der Klempner Hermann B., als er auf ſeinem 
Zweirad die B.⸗Straße in Berlin entlang fuhr, von dem Beklagten, der ihm 
auf einem Motorzweirad entgegenkam, zu Fall gebracht und gegen das Vorder⸗ 
rad eines Steinwagens geſchleudert worden. Er war an den Folgen des Un⸗ 
falls am 24. April 1910 geſtorben. Seine Witwe und ſein durch dieſe geſetzlich 
vertretener minderjähriger Sohn nahmen den Beklagten auf Schadenerſatz 
in Anſpruch. In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; das Ber.⸗Gericht 
erkannte den Anſpruch auf die Hälfte als begründet an. Die Revifion des 
Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Unfall hat ſich nach der Feſtſtellung des Ber.⸗Gerichts folgender⸗ 
maßen zugetragen. B. war auf ſeinem (motorloſen) Fahrrade hinter dem 
Steinwagen des Zeugen R. gefahren und wollte an dieſem links vorbeifahren, 
indem er vorſchriftmäßig einen Bogen nach links machte. Hierbei iſt er auf 
die Mitte des Fahrdamms oder gar noch links davon gelangt, ſo daß er, um der 
Polizeivorſchrift zu genügen, vor dem Steinwagen wieder auf die rechte Seite 
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des Fahrdamms fahren mußte. Bevor er dieſe Bewegung ausführen konnte, 
bemerkte er das ihm entgegenkommende Motorrad des Beklagten und wurde 
nun unſchlüſſig, wie er ſich verhalten ſollte; er pendelte hin und her, als ob 
er nicht recht wüßte, wie er ausweichen ſollte. Während der Beklagte nunmehr 
zwiſchen B. und dem Steinwagen hindurchfahren wollte, lenkte B. im letzten 
Augenblick nach rechts, wodurch der Zuſammenſtoß unvermeidbar wurde. 
Der Ber.⸗Richter hat nun ein Verſchulden des verunglückten B. darin gefunden, 
daß er nicht ſofort nach dem Vorbeifahren an dem Steinwagen, entſprechend 
der Polizeivorſchrift, wieder auf die rechte Seite der Straße hinübergefahren 
iſt, ſondern den Verſuch machte, auf der Mitte des Fahrdamms oder gar auf 
der linken Straßenſeite zu bleiben; weiter darin, daß er nicht ſein Verhalten 
ſo einrichtete, daß der Beklagte ſeine Abſicht erkennen und danach ſeinerſeits 
ſich richten konnte. Wenn er in der Beſtürzung über das Entgegenkommen 
des Motorrads nicht ſofort einen Entſchluß faſſen konnte, ſo habe er mit ſeinem 
Rade anhalten müſſen; und nachdem er in der Mitte der Straße hin und her 
geradelt war, habe er nicht plötzlich, als der Beklagte ſchon ganz nahe heran⸗ 
gekommen war, die Bewegung nach rechts ausführen dürfen. Aber (führt das 
Ber.⸗Gericht weiter aus) der Unfall ſei nicht bloß auf das Verhalten des B. 
zurückzuführen, ſondern auch auf das Verhalten des Beklagten. Auch dieſer 
habe ſich ſeinerſeits einer Fahrläſſigkeit ſchuldig gemacht. Er habe ſehen müſſen, 
nach welcher Seite er ausweichen ſolle. Der Beklagte habe ſich nicht darauf 
verlaſſen dürfen, daß B. ſchon rechtzeitig das Richtige tun werde. Solange 
dieſer noch nicht unzweideutig zu erkennen gegeben hatte, nach welcher Seite 
er ſich entſchloſſen habe auszuweichen, hätte der Beklagte nicht darauf losfahren 
dürfen; er hätte ſtillhalten oder zum mindeſten ſeine Geſchwindigkeit ſo ermäßi⸗ 
gen müſſen, daß er ſein Motorrad völlig in der Gewalt hatte und unvorher— 
geſehenen Bewegungen des B. rechtzeitig ausweichen konnte. Außerſte Vorſicht 
ſei um ſo mehr geboten geweſen, als der Beklagte ſich nicht, wie vorgeſchrieben, 
auf der rechten Straßenſeite gehalten, ſondern zwiſchen B. und dem Stein- 
wagen durchzufahren verſucht habe und nicht ſicher geweſen ſei, ob dieſe ſeine 
Abſicht von jenem erkannt werde. — Im Hinblick auf $ I Kraft G. und $ 254 
BGB. hält der Ber.⸗Richter dafür, es wiege die vom Beklagten zu vertretende 
Betriebsgefahr zuſammen mit dem dieſe Gefahr ſteigernden Verſchulden des 
Beklagten ebenſo ſchwer wie das dem Verunglückten zur Laſt fallende Ver⸗ 
ſchulden. | 

Die Reviſion rügt Verletzung der 887. 9 Kraft§ G. ſowie des § 254 
BGB. (Ihre urſprüngliche Rüge einer Verletzung auch des $ 823 BGB. iſt 
gegenſtandlos, da dieſe Geſetzesvorſchrift vom Ber.⸗Gericht nicht in Anwendung 
gebracht wurde.) Ein Verſchulden des Beklagten, meint die Reviſion, ſei zu 
Unrecht angenommen. Der Beklagte habe mit einem ſinnwidrigen Verhalten 
des Verunglückten nicht zu rechnen brauchen, jedenfalls könnten ſich deſſen Hin- 
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terbliebene nicht darauf berufen, daß man mit ſeinen Verfehrtheiten hätte 
rechnen müſſen. Dieſer Angriff geht fehl. Bei den Gefahren, die der Kraft⸗ 
wagenverkehr mit ſich bringt, iſt davon auszugehen, daß ſich der Kraftfahrzeug⸗ 
lenker nicht auf das richtige Handeln des andern im Verkehr mit ihm zuſammen⸗ 
treffenden Fahrzeuglenkers oder Radfahrers verlaſſen darf. Es handelt ſich hier 
zunächſt um den gemäß §7 Abſ. 2 Kraft F G. vom Beklagten zu führenden Nach⸗ 
weis, daß er als Führer des Fahrzeugs ‚jede nach den Umſtänden des Falles 
gebotene Sorgfalt‘ beobachtet habe. Dieſe Sorgfaltspflicht aber verlangt auch 
die Rückſichtnahme auf eine, durch die Umſtände nahegelegte Möglichkeit eines 
unrichtigen oder ungeſchickten Verhaltens des andern. Im vorliegenden Falle 
hätte der Beklagte ſchon aus dem unſicheren Hin- und Herpendeln des ihm ent⸗ 
gegenkommenden Radfahrers entnehmen können, es ſei zu befürchten, daß 
dieſer ſich im Ausweichen ungeſchickt verhalten würde. Von einer verkehrten 
Handlungsweiſe des Verunglückten kann man übrigens inſofern nicht 
ſprechen, als dieſer nach dem Vorbeifahren an dem Steinwagen anſcheinend 
wieder die rechte Straßenſeite zu gewinnen beabſichtigte; der Fehler lag darin, 
daß er zu ſpät ſich hierzu anſchickte und nun bei Anſichtigwerden des entgegen⸗ 
kommenden Motorzweirades unſchlüſſig wurde. Und ungeſchickt war es freilich, 
wenn er, nachdem er fo lange und jo weit nach links gefahren war, nun plötz⸗ 
lich die Bewegung nach rechts ausführte. Aber einen derartigen Verlauf 
hätte der Beklagte bei Anwendung der hier erforderlichen Sorgfalt in den Kreis 
ſeiner Berechnung ziehen müſſen; und er hat ihn um ſo mehr zu vertreten, 
als er ſelbſt dazu durch ſein vorſchriftwidriges Linksfahren Veranlaſſung ge⸗ 
geben oder doch mitgewirkt hat. Damit erledigt ſich auch der Einwand der Ne- 
viſion, daß die objektive Beurteilung nicht den Maßſtab für ein Verſchulden 
bilden könne, der Richter ſich vielmehr in die Lage des Beklagten verſetzen 
müſſe. Das letztere hat der Ber.⸗Richter hier gebührend getan. 

Folgerichtig hat daher der Ber.⸗Richter verneint, daß der Unfall durch ein 
unabwendbares Ereignis i. S. von $ 7 Abſ. 2 des Geſetzes verurſacht worden ſei; 
und es kam alſo nur noch die Anwendung des $ 9 Geſ. und der $$ 254. 846 
BGB. in Frage. Die Einwendungen der Reviſion nach dieſer Richtung ſind 
gleichfalls unbegründet. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt kann keine Rede 
davon ſein, daß der Unfall ſo überwiegend auf das Verſchulden des Verunglück⸗ 

ten zurückzuführen ſei, daß ſein Verhalten ‚allein als die Urfache‘ zu betrachten 
wäre. In dem vom Ber.⸗Gerichte gewählten Teilungsmaßſtabe iſt ein Rechts⸗ 
irrtum nicht zu finden. Mit Recht iſt dabei im Hinblick auf das Verſchulden 
des Beklagten die von ihm, als Halter des Kraftfahrzeugs, zu vertretende 
geſteigerte Betriebsgefahr in die Wagſchale gelegt. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 17. Juni 1912 in der preuß. 
Sache Tornau (Bkl.) w. Böhmer (KG. Berlin). VI. 519/11. 
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13. Die Eintragung von Hypotheken auf den Namen des Tejtaments- 
vollſtreckers iſt unzuläſſig. 
BGB. 8s 1115. (1192.) 2205; GBO. 8 53. 

Die Vorinſtanzen haben mit Recht angenommen, daß die Eintragung 
und Umſchreibung von Erbſchafts⸗Hypotheken und -Grundſchulden, gleichviel 
ob die Eintragungsbewilligung oder die Abtretung auf den Erblaſſer oder 
die Erben oder den Teſtamentsvollſtrecker als ſolchen lautet, auf die Erben zu 
geſchehen hat, und daß die Eintragung oder Umſchreibung auf den Teft.-Boll- 
ſtrecker unzuläſſig iſt. Bei Eintragungen von Hypotheken und Grundſchulden 
müſſen nach Vorſchrift der §88 1115 und 1192 BGB. die Gläubiger im 
Grundbuch angegeben werden; das ſind aber in den vorbezeichneten Fällen 
die Erben und nicht der Teſt.⸗Vollſtrecker. Es iſt zwar im Bürgerl. Geſetzbuch 
nichts darüber gejagt, in welcher Weiſe die Eintragung des Gläubigers zu er« 
folgen habe; daher kann es in gewiſſen Fällen zuläſſig ſein, von der namentlichen 
Aufführung der Gläubiger abzuſehen. Hieraus folgt aber für den vorliegenden 
Fall nichts zugunſten des beſchwerdeführenden Teſt.⸗Vollſtreckers. Denn bei 
feiner Eintragung würden nicht die wirklichen Gläubiger unter einer anderen 
als der namentlichen Bezeichnung, ſondern es würde ein andrer Gläubiger als 
der wirklich Berechtigte im Grundbuch angegeben werden. Mit dieſer Aus» 
legung des $ 1115 BGB. ſteht der 8 53 GBO. in Einklang. Er ſchließt zwar die 
Eintragung auf den Namen des Teſt.⸗Vollſtreckers nicht ausdrücklich aus, ſetzt 
aber nach ſeiner Faſſung die Eintragung der Erben als der Berechtigten und 
nur ihre Eintragung offenbar voraus und ordnet bloß daneben die Eintragung 
der Ernennung des Teſt.⸗Vollſtreckers an als einer Beſchränkung der Erben. 

So auch Turnau-Förster Liegenſchaftsr. 2, 355; Planck BGB. Anm. 18 zu 8 2205; 

Staudinger BGB. 5, 526; Güthe GBO. Anm. 7 zu § 53; Predari GBO. 643; 

Meckl. Zeitſchr. 25, 77; OL GRſpr. 7, 375 und 20, 416. Auch ein Beſchluß des 

erkennenden Gerichts v. 29. Mai 1908 ſteht auf demſelben Standpunkt. Eine 

entgegengeſetzte Anſicht iſt in der Literatur bisher nicht hervorgetreten. 

Es kann keinen Unterſchied machen, ob ein Erbfall aus der Zeit vor oder 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerl. Geſetzbuchs vorliegt. Abgeſehen da- 
von, daß die Stellung des Teſt.⸗Vollſtreckers nach altem Recht im weſentlichen 
dieſelbe war wie nach dem jetzigen, handelt es ſich hier — und das iſt entſcheidend 
— um eine Frage des Grundbuchrechts, und dieſe kann nach Anlegung des 
Grundbuchs nur nach dem jetzigen Recht beurteilt werden.] Fehlſam iſt auch 
der Hinweis des Beſchwerdeführers auf den Willen des Erblaſſers. Dieſer 
kann die Befugniſſe des Teſt.⸗Vollſtreckers zwar im gewiſſen Umfange erweitern 
oder einſchränken, er kann aber die Vorſchriften des Grundbuchrechts nicht außer 
Kraft ſetzen. — Die Frage, in welchen Formen bei Unbekanntſchaft oder Unbe⸗ 
ſtimmtheit der Erben die Eintragung zu erfolgen habe, iſt z. Z. nicht zu ent⸗ 
ſcheiden. : 

Beſchluß des OLG. zu Roſtock (Ferienſen.) v. 3. Sept. 1912. 6. SA. 

4/12. Kn. 
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14. Die Eintragung Einer Sicherungshypothek für mehrere Bürgen 
iſt in der Regel unzuläſſig; Löſchung von Amts wegen?* 
Vgl. 65 Nr. 87. 
BGB. 88 1115. 1184; GBO. 59 48. 54. 

Für Anſprüche, die mehreren Bürgen im Fall der Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers zuſtehen gegen den Schuldner, kann regelmäßig Eine Sicherheitshypothek 
zugunſten der mehreren Bürgen auf ein Grundſtück des Schuldners nicht ein⸗ 
getragen werden, auch wenn es ſich um eine Höchſtbetragshypothek handelt. 
Es würde an der durch § 1115 BGB. vorgeſchriebenen Beſtimmtheit des 
Gläubigers in Beziehung zu der Forderung fehlen, weil aus der Eintragung 
nicht erſichtlich ſein würde, zu welchem Betrage die einzelnen Gläubiger betei⸗ 
ligt ſind. Eine Eintragung für mehrere Gläubiger kann nach § 48 GBO. nur 
erfolgen, wenn die Anteile in Bruchteilen angegeben werden können oder das 
für die Gemeinſchaft maßgebende Rechtsverhältnis bezeichnet iſt. Als ſolche 
Gemeinſchaftsverhältniſſe kommen nach bürgerlichem Recht und Handelsrecht 
nur die Erbengemeinſchaft, die Gütergemeinſchaften und die Geſellſchaften in 
Betracht. Mehrere Bürgen, auch wenn ſie ſich gemeinſchaftlich verbürgen, 
ſtehen regelmäßig nicht in einem dieſer Verhältniſſe. Die Bewilligung der Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek für mehrere Bürgen hat vielmehr regel⸗ 

mäßig die Bedeutung, daß die Bürgen alternativ an der ganzen Hypothek 
je nach dem Entſtehen der Regreßforderung des einen oder des andern berech- 
tigt ſein, nicht aber die mehreren Bürgen in einer Geſellſchaft oder Gemein- 
ſchaft in betreff der Hypothek ſtehen ſollen. 

Vgl. KG. in OL GRſpr. 7, 196 (— 8, 155) und in RSA. 4, 128. 

Regelmäßig iſt alſo ein Antrag auf Eintragung Einer Sicherheitshypothek 
für mehrere Bürgen abzulehnen. Anderſeits iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die 
mehreren Bürgen in einem Geſellſchaftsverhältniſſe miteinander ſtehen oder 
ſogar nur zu dem Zweck eine Geſellſchaft gegründet haben, um einem Dritten 
Kredit zu verſchaffen. Wird in ſolchem Falle die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek beantragt, ſo handelt es ſich nur um die Frage, wie der Vorſchrift 
des 8 48 GBO. zu genügen iſt (vgl. dazu Hirſch im Recht 1906, 610). 

Im vorliegenden Fall aber fragt es ſich, ob die Löſchung der für mehrere 
Bürgen erfolgten Eintragung Einer Sicherheitshypothek von Amts wegen zu 
erfolgen habe, weil ſich die Eintragung nach ihrem Inhalt als unzuläſſig er⸗ 
wieſen habe. Dabei iſt zu bemerken, daß, wenn auch § 54 Abſ. 1 Satz 2 eine Lö⸗ 
ſchung von Amts wegen im Auge hat, doch ein Antrag eines Beteiligten, hier 
des Verwalters im Konkurſe über das Vermögen des Eigentümers des belaſte⸗ 
ten Grundſtücks, als eine Anregung der Amtstätigkeit nicht unzuläſſig und 
ſeine Beſchwerde gegen die Ablehnung daher ebenfalls ſtatthaft iſt. Jene 
Frage iſt in Übereinſtimmung mit dem Landgerichte zu verneinen. 

Eine Verletzung der Ordnungsvorſchrift des §S 48 GBO. läßt die Eintragung 
nicht als eine ihrem Inhalt nach unzuläſſige erſcheinen. Die Angabe des Ge⸗ 


26 15. Verlöbnis; Rücktritt. 


ſellſchaftsverhältniſſes kann durch Berichtigung des Grundbuchs nachgeholt 
werden (vgl. Güthe GBO. Anm. 10 zu § 48). Ferner fehlt es hier an jedem 
Nachweiſe, daß ein Geſellſchaftsverhältnis unter den mehreren eingetragenen 
Gläubigern nicht beſtehe. Denn da es ſich nicht um die Eintragung, ſondern um 
die Löſchung auf Grund des § 54 GBO. handelt, muß die Unzuläſſigkeit dex 
Eintragung dargetan werden. Wenn nur die Möglichkeit gegeben iſt, daß eine 
Geſellſchaft unter den mehreren Bürgen beſteht, iſt die Eintragung derſelben 
nungsvorſchrift des 8 48 GBO. verletzen, weil das Geſellſchaftsverhältnis nicht 
angegeben iſt. Es genügt nicht, daß aus der Eintragung und aus der in ihr 
in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung nicht poſitiv das Vorliegen 
eines Geſellſchaftsverhältniſſes erhellt; es hätte das Nichtbeſtehen nachgewieſen 
werden müſſen, um die Unzuläſſigkeit der Eintragung ihrem Inhalt nach dar- 
zutun. Das Nichtbeſtehen eines Geſellſchaftsverhältniſſes folgt nicht daraus, 
daß die drei Bürgen zum Teil zuſammen, zum Teil nur der eine und der an— 
dre von ihnen ſich für den Grundſtückseigentümer verbürgt haben. Es ift troß- 
dem möglich, daß unter ihnen, ſei es infolge urſprünglicher Vereinbarung, Jet 
es zufolge ſpäterer Abmachung gelegentlich der Hypothekbeſtellung, ein Gejell- 
ſchaftsverhältnis bezüglich der geſamten Regreßforderungen beſteht und die 
Verbürgung auf gemeinſchaftliche Rechnung aller drei Bürgen ging. — — — 
Glaubt der Konk. Verwalter den Nachweis führen zu können, daß ein Geſell— 
ſchaftsverhältnis unter den eingetragenen drei Gläubigern tatſächlich nicht be— 
ſtehe, ſo beſteht die Möglichkeit für ihn, von den Gläubigern die Einwilligung 
in die Berichtigung des Grundbuchs im Klagewege zu verlangen. 

Beſchluß des OLG. zu Roſt ock (Ferienſen.) v. 13. Auguſt 1912 in Grund⸗ 

buchſ. v. Ziethen, Bl. 36 SA. 4/12. Kn. 


15. Rücktritt vom Derlöbnis wegen Irrtums über die Vermögens- 
verhältniſſe des Verlobten. 
Vgl. 58 Nr. 100 m. N. 
BGB. § 1298 Abſ. 3. 

Die Ausführung der Berufung, daß die Beklagte den Abſ. 3 des $ 1298 
BGB. für ſich nur dann geltend machen dürfe, wenn fie durch vorſätzliche Täu- 
ſchung abſeiten des Klägers zur Eingehung des Verlöbniſſes bewogen wäre, 
geht fehl. Ein „wichtiger Grund für den Rücktritt“ i. S. des Geſetzes kann ſehr 
wohl in Umſtänden liegen, welche mit einer abſichtlichen Täuſchung abſeiten des 
einen oder andern Teils garnichts zu tun haben. So kann ein bloßer unver- 
ſchuldeter Irrtum auf ſeiten eines Verlobten über die Vermögens- oder Ein⸗ 
kommensverhältniſſe des andern Verlobten ſehr wohl einen „wichtigen Grund“ 
i. S. des Abſ. 3 des § 1298 dann darbieten, wenn für die Beteiligten die Ver⸗ 
mögens⸗ oder Erwerbsverhältniſſe eine Exiſtenzfrage darſtellen. Ein ſolcher 
Fall liegt erſichtlich hier vor. 


16. Elterliche Gewalt. 27 


Nach der beeideten Angabe der M. iſt es mindeſtens wahrſcheinlich, daß 
der Kläger in Gegenwart der Beklagten Außerungen getan hat, nach denen 
dieſe annehmen mußte, er verfüge über einige Tauſend Mark an eigenen Mit⸗ 
teln. Die Ausſage der Mutter der Beklagten, ihre Tochter habe ihr geſchrieben, 
ihr Bräutigam wolle eine Anzahlung von 1000 / ſelbſt hinterlegen, läßt 
den gleichen Schluß zu. Es iſt daher nur angemeſſen, wenn der Vorderrichter 
die Frage, ob der Kläger der Beklagten gegenüber in Anlaß der Verlobung 
von einigen Tauſend Mark eigenen Erſparniſſen geſprochen habe, von einem der 
Beklagten auferlegten richterlichen Eid abhängig macht. Das LG. hat ferner 
zutreffend dargelegt, daß das Vorhandenſein dieſer Erſparniſſe für die Beklagte 
von weſentlicher Bedeutung war, weil nur dann, wenn der Kläger auch 
ſelbſt einige Mittel beſaß, der geplante Ankauf einer Wirtſchaft ohne Auf⸗ 
opferung der geſamten Erſparniſſe der Beklagten ſich erreichen und damit 
ein einigermaßen geſichertes Auskommen für die einzugehende Ehe ſich ſchaffen 
ließ, während bei völliger oder faſt völliger Mittelloſigkeit des Mannes die Ein⸗ 
gehung einer Ehe ein bedenklicher Schritt geweſen wäre. Die Briefe der Be⸗ 
klagten enthalten nichts, was dem Standpunkt, den ſie in gegenwärtigem 
Rechtsſtreit einnimmt, entgegenſtünde, ſie zeigen im Gegenteil, wie ſehr es 
ihr um geordnete Verhältniſſe zu tun war und wie ſehr es ihrem erklärlichen 
Wunſche zuwiderlief, wenn der Kläger, anſtatt obige 1000 aus eigenen Mit⸗ 
teln entnehmen zu können, ſich dieſen Betrag erſt zu hohen Zinſen leihen mußte 
und dadurch von vornherein in Schulden geriet, die bei den kleinen Verhält⸗ 
niſſen der Leute in der Tat nicht unbedenklich waren. Bei dieſer Sachlage hatte 
die Beklagte, wenn ſie wirklich den Kläger nach deſſen früheren Außerungen für 
leidlich gut ſituiert halten konnte und ſich dann von ihrem Irrtum überzeugte, 
einen gerechten Grund, das Verlöbnis aufzuheben, und iſt dann der Fall des 
Abſ. 3 des § 1298 gegeben. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 22. März 1912 in der Bremer 

Sache O. w. C. Bf. V. 25/11. A- d. 


16. Muß für die Entſchließung zu einem Arreſtantrage gegen den 
Vater zur Sicherung von Unterhaltsanſprüchen ein Pfleger beſtellt 
werden d 
Vgl. 61 Nr. 39. 57 m. N.; 64 Nr. 34; 65 Nr. 86. 

BGB. 58 1630. 1668. 1909. 

Während der Eheſcheidungsprozeß in 2. Inſtanz ſchwebte, beantragte 
die getrennt lebende Frau, ſie zum Pfleger ihrer bei dem Vater befindlichen 
fünf Kinder zu beſtellen, um gegen deren Vater zur Sicherung ihrer Unter- 
haltsanſprüche einen Arreſt ausbringen zu können. Das Amtsgericht wies 
den Antrag ab, während das Landgericht ihm auf Beſchwerde ſtattgab. Die 
weitere Beſchwerde hatte Erfolg. Gründe: 
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„Das Kammergericht hat zu der zur Entſcheidung ſtehenden Frage bereits 
Stellung genommen (KGJ. 31 A. 11). Dort handelte es fi) nur um die Er- 
hebung einer Unterhaltsklage der Kinder, hier handelt es ſich um die Sicherung 
bedingter Unterhaltsanſprüche der Kinder durch Arreſt. Richtig iſt, daß der 
Vater kraft Geſetzes von der Vertretung der Kinder in einem von dieſen gegen 
ihn zu führenden Rechtsſtreit und in einem gegen ihn ſeitens der Kinder an⸗ 
hängig zu machenden Arreſtverfahren ausgeſchloſſen iſt, und daß das Betreiben 
des Rechtsſtreits wie des Arreſtverfahrens eine Angelegenheit iſt, zu deren Be⸗ 
ſorgung den Kindern ein Pfleger beſtellt werden muß. Bevor aber eine ſolche 
Klage erhoben oder ein Arreſtantrag geſtellt wird, bedarf es der Entſcheidung 
darüber, ob die Erhebung der Klage oder die Stellung des Arreſtantrages zweck⸗— 
mäßig und angezeigt ſei. Dieſe Entſcheidung gehört dem Gebiet der Ver- 
mögensverwaltung an. Sie ſteht alſo, wenn es ſich um den Anſpruch eines unter 
elterlicher Gewalt ſtehenden Kindes handelt, nach $ 1627 BGB. dem Inhaber 
der elterlichen Gewalt, dem die Sorge für das Vermögen der Kinder gebührt, 
hier dem Vater zu. Er iſt aber von ihr nicht kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. Denn 
die Entſcheidung iſt kein Teil des Rechtsſtreits; ſie iſt auch kein Rechtsgeſchäft 
i. S. des § 181 BGB.; ſie fällt auch nicht unter die Handlungen des $ 1630 
Abſ. 2 S. 1 und des $ 1795 Ab. 1 BGB. Nur kann in Anſehung ihrer ein In⸗ 
tereſſengegenſatz des Vaters und der Kinder beſtehen, wenn der Vater ſeiner 
Unterhaltspflicht nicht nachkommt oder begründeter Anlaß zu der Annahme 
vorhanden iſt, daß er ihr nicht nachkommen wird und durch Eigennutz be- 
ſtimmt wird, die Kinder an der Erhebung der Klage — oder des Arreſtweges 
— zu verhindern. Dieſer Gegenſatz ſchließt aber die Ausübung der elterlichen 
Gewalt nicht kraft Geſetzes aus, ſondern kann nur nach $$ 1796. 1630 Ab. 2 
S. 2 dem Vorm.⸗Gericht Anlaß geben, dem Vater die Vertretung zu entziehen, 
ſofern es den Gegenſatz für erheblich und die Entziehung für angezeigt hält. 
Vor ſolcher Entziehung ſoll das Vorm.⸗Gericht aber nach § 1673 BGB. nicht 
nur den Vater ſondern auch Verwandte und Verſchwägerte hören, wenn es 
ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen 
kann. Die Entſcheidung über die Entziehung ſelbſt kann dann nur auf Grund 
einer ſachlichen Prüfung der Frage erfolgen, ob das Intereſſe der Kinder nach 
dem Verhalten des Vaters und der konkreten Lage der Verhältniſſe es notwen- 
dig mache, die Entſcheidung darüber, ob die Klage erhoben oder hier der Arreſt— 
antrag geſtellt werden ſolle, in eine andre Hand als die des Vaters zu legen. 

Das Landgericht, das auf die Beſchwerde der Mutter der Kinder an die 
Stelle des Vorm.⸗Gerichts getreten iſt, hat die ihm hiernach obliegende Unter⸗ 
ſuchung und Prüfung nicht vorgenommen. Unter Aufhebung ſeines Be⸗ 
ſchluſſes war daher die Sache zwecks Vornahme dieſer Unterſuchung und 
Prüfung an das Landgericht zurückzuverweiſen.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (Sen. 1 a) v. 15. März 1912 in der holſt. Pflegſch.⸗ 

Sache M. — 1a X. 259/12. SchleswHolſt. Anz. 1912, 232. 


18. Generalvormundſchaft. 29 


17. Verpflichtung des Vaters zum Gerichtskoſtenvorſchuß in Armen- 
rechtsprozeſſen der Kinder gegen ihn, auch wenn kein nutzbares Ver⸗ 
mögen vorhanden iſt. 

BGB. 5 1654; GSG. 88 81. 92; ZPO. $ 120. 

Die minderjährigen Kläger haben ihren Vater auf Gewährung des Unter⸗ 
halts verklagt und zu dieſem Zwecke das Armenrecht bewilligt erhalten. Gegen 
eine Gerichtskoſtenrechnung, in welcher gemäß $$ 81. 80 b GKG. Zahlung von 
Vorſchüſſen und Pauſchſätzen vom Beklagten beanſprucht wird, hat dieſer 
Erinnerung eingelegt; jedoch ohne Erfolg. Mit der Beſchwerde wird beantragt, 
unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes der Erinnerung ſtattzugeben. 

Die Gerichtskaſſe hat den Beklagten auf Grund der $$ 92 GKG. und 1654 
BGB. als ſog. Zweitſchuldner in Anſpruch genommen. Der Beſchwerdeführer 
macht geltend, daß nach $ 92 GKG. eine ſolche Inanſpruchnahme eines Dritten 
auf Grund von Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zwar zuläſſig ſei, daß aber 
nach § 1654 BGB. der Vater die Koſten eines für das Kind geführten Rechts⸗ 
ſtreits nur dann zu tragen habe, wenn er Vermögen des Kindes in Händen 
habe, was im vorliegenden Falle nicht zutreffe. Dieſer Auffaſſung, welche vom 
Kammergericht unter Billigung des Reichsgerichts vertreten iſt (OL GRſpr. 7, 
73; 14, 253), vermag dieſes Gericht nicht beizupflichten. Es ſchließt ſich vielmehr 
der in den letzten Jahren zur allgemeinen Herrſchaft gelangten entgegengeſetzten 
Anſicht an; 

vgl. die Kommentare von Neumann, Planck und Staudinger; OL GRſpr. 12, 326 

(Celle); 16, 226 (Frankfurt a / M.); 17, 247 (Kammergericht); 21, 265 (Hamburg); 

Seuff Bl. 72, 166 ff. in ausführlicher Begründung. 

Beklagter kann ſich aber auch nicht auf $ 120 ZPO. berufen, wonach die 
Bewilligung des Armenrechts zugleich für den Gegner die einſtweilige Be⸗ 
freiung von gewiſſen Koſten zur Folge hat. Durch die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts erlangt nur die Partei ſelbſt, nicht aber der dritte als Geſamtſchuldner 
mit ihr Haftende Befreiung. Als ſolcher Geſamtſchuldner aber wird hier 
der Beklagte von der Staatskaſſe in Anſpruch genommen. Der Umſtand, 
daß der Beklagte zufällig gleichzeitig als Gegner auftritt, kann ſeine bedingung⸗ 
loſe Inanſpruchnahme nicht hindern. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 11. Juni 1912 in der 

Hamburger Sache Winter w. Winter. 2 VI. 89/12. A- d. 


18. In den Fällen einer Generalvormundſchaft unterbleibt die 
Verpflichtung desd Vormundes durch das Gericht. 
BGB. 58 1789. 1776; Einf. z. BGB. Art. 1363. 
Die Beſchwerde des Mecklenburgiſchen Amtsgerichts zu Teterow gegen 
den Beſchluß des Amtsgerichts Hamburg, durch den das Erſuchen des AG. T. 
um Verpflichtung des Direktors P. als Vormund der minderjährigen S. 


30 19. Handlungsagent. 


abgelehnt worden war, wurde vom Hanſeatiſchen Oberlandesgericht als un⸗ 
begründet zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach § 159 Abſ. 2 GWG. iſt das Erſuchen eines nicht im Inſtanzenzuge 
vorgeſetzten Gerichts abzulehnen, wenn die vorzunehmende Handlung nach 
dem Recht des erſuchten Gerichts verboten iſt. ‚Verboten‘ iſt eine Handlung 
nicht nur dann, wenn ſie ausdrücklich unterſagt, ſondern auch, wenn ſie nach 
Reichs⸗ oder Landesrecht unzuläſſig, insbeſondere um deswillen für unſtatthaft 
zu erachten iſt, weil ſie Haren Rechtsgrundſätzen widerſtreitet (RG. in ZW. 1886, 
113). So liegt der Fall hier. 

Nach Art. 136° Einf G. z. BGB. bleiben unberührt die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, nach welchen der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung 
oder Aufſicht ſtehenden Erziehungs⸗ oder Verpflegungsanſtalt oder ein von 
ihm bezeichneter Angeſtellter der Anſtalt oder ein Beamter vor den nach $ 1776 
BGB. als Vormund berufenen Perſonen zum Vormund der in Nr. 1 und 2 
bezeichneten Minderjährigen beſtellt werden kann. Eine ſolche landesgeſetz⸗ 
liche Vorſchrift enthält $ 75 des Hamb. AusfG. z. BGB. (in der Faſſung von 
Art. 3 Gef. v. 9. Febr. 1910). Es liegt in der Natur einer ſolchen Generalvor— 
mundſchaft, daß der Vormund einer Verpflichtung nach § 1789 BGB. nicht 
bedarf. Wer allgemein kraft ſeines Amtes zur treuen und gewiſſenhaften 
Führung aller ihm übertragenen Vormundſchaften verpflichtet iſt, bedarf 
keiner beſonderen Verpflichtung für den Einzelfall. Daher beſteht in der 
Literatur kein Streit darüber, daß die Vorſchrift des § 1789 auf einen ſolchen 
Vormund keine Anwendung findet. 


Vgl. Planck Bem. 1a zu Art. 136 Einf.; Staudinger Not. 3 daſelbſt; Langsdorff 
im Recht 1904, 539. 


Da hierdurch die Handlung, um welche das Mecklenburgiſche AG. T. das 
AG. H. erſucht hat, weil klaren Rechtsgrundſätzen widerſtreitend, als unſtatt⸗ 
haft zu erachten iſt, hat das AG. H. das Erſuchen mit Recht abgelehnt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Sept. 1912 in Vorm.⸗ 

Sachen Schulze. F 76/12. A- d. 


19. Der Handlungsagent, der nicht Bezirksagent iſt, hat regelmäßig 
keinen Proviſionsanſpruch für Nachbeſtellungen. 
GB. 8 88. 

— — — Es iſt eine ſtreitige Frage, ob die Agenten, welche nicht Bezirks— 
agenten ſind, von Nachbeſtellungen, ſog. Nachorders, Proviſion fordern können. 
In der Literatur wird ſie zum Teil bejaht, z. B. von Makower HGB., 149; 
Düringer Hachenburg HGB., 506. Verneint wird fie u. a. von Staub HGB.“ 
422; Ritter HGB. bei § 88; ferner Albrecht-Tentler (Recht der Handlungs- 
agenten 108). Hier werden eine Reihe von Handelskammergutachten an⸗ 
geführt, welche in beſtimmten Handelszweigen die Nachbeſtellungen für pro— 


20. Kaufangebot. 3l 


viſionspflichtig erklären. Es finden ſich jedoch auch andre, welche für andre 
Handelszweige die Proviſionspflicht verneinen. Das HGB. 8 88 ſpricht von 
Geſchäften, welche „durch die Tätigkeit des Agenten zuſtande gekommen 
ſind“; es geht aber davon aus, daß in der Regel dieſe Tätigkeit in der Ver⸗ 
mittelung oder Abſchließung von Geſchäften beſteht, wie ſich aus § 84 deutlich 
ergibt. Lediglich der Nachweis von Gelegenheiten iſt nicht die regelmäßige 
Tätigkeit des Agenten. Man wird daher die Frage dahin entſcheiden müſſen, 
daß, wenn nicht für den in Frage kommenden Handelszweig der Gebrauch 
feſtſteht, daß auch die Nachbeſtellungen proviſionspflichtig ſind, nur von den 
wirklich vom Agenten vermittelten oder abgeſchloſſenen Geſchäften Proviſion 
zu entrichten iſt. n 

Für einen ſolchen Gebrauch in dem hier in Frage kommenden Handels⸗ 
zweige hat die Beklagte nichts vorgebracht. Lediglich der Umſtand, daß ſich 
eine Reihe von veröffentlichten Handelskammer⸗Gutachten in der Literatur 
findet, welche für einzelne Handelszweige die Proviſionspflicht bejahen, kann 
dem Gericht keinen Anlaß geben, von Amts wegen ein Gutachten darüber 
einzuziehen, ob für den hier fraglichen Handelszweig ein ſolcher Gebrauch 
beſtehe. Selbſt die einfache Behauptung der Beklagten, daß ein ſolcher Gebrauch 
beſtehe, würde nicht einmal zur Anordnung einer Beweisaufnahme ausge⸗ 
reicht haben, es hätten vielmehr Fälle angeführt werden müſſen, aus denen 
ein ſolcher Gebrauch hervorgehe. Solche Anführungen fehlen, und es liegt 
auch nicht nahe, daß im Handel mit landwirtſchaftlichen Maſchinen die Nach⸗ 
beſtellungen proviſionspflichtig wären, da in dieſem Handelszweige regel— 
mäßig eine neue Beſtellung nicht in urſächlichem Zuſammenhange mit früheren 
Beſtellungen ſtehen wird. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 12. Juli 1912 in der Hamb. 
Sache A. Lythall G. m. b. H. w. Segeberger Maſchinenbauanſtalt. Bf. V. 
280/11. A- d. 

20. Auslegung der Beſchreibung einer angebotenen Ware nach der 
Auffaſſung am Wohnſitz des Verkäufers. 
Vgl. 31 Nr. 359; 50 Nr. 256; 52 Nr. 94; 60 Nr. 173. 
HGB. 8s 378. 346; BGB. $$ 133. 157. 

Die in Chäteaurenard (Provence) wohnende Klägerin bot der in Ham— 
burg wohnenden Beklagten im Auguſt 1910 telegraphiſch Trauben in den 
Qualitäten „extra weiß“, „ſecunda weiß“ und „ſchwarz“ an. Die Beklagte 
beſtellte 2500 kg „extra weiße geſunde Ware“. Die Klägerin ſandte aus Chä- 
teaurenard Trauben, deren Annahme die Beklagte ablehnte, weil ſie nicht nach 
der Übereinkunft ausgefallen ſeien. — Die Klage auf den Kaufpreis wurde in 
1. Inſtanz abgewieſen, in 2. Inſtanz für begründet erachtet. Aus den Gründen: 

„Das Angebot in bezug auf das in Frage ſtehende Geſchäft iſt durch die 
Klägerin mittels Telegramms erfolgt. In derartigen Fällen pflegt der An— 
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bietende zur Kennzeichnung der Qualität ꝛc. die an ſeinem Wohnort gel⸗ 
tenden Bezeichnungen zu wählen. Nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte muß daher bei Auslegung ſolcher Bezeichnungen ihre am 
Wohnſitze des Verkäufers geltende Bedeutung zugrunde gelegt werden. Wird 
aber im vorliegenden Falle fo verfahren, jo kommt man auf Grund der Beweis⸗ 
aufnahme zu einem andern Ergebnis als das Landgericht. Die Hamburger 
Sachverſtändigen haben zwar erklärt, die Ware ſei keine extra weiße“ ge- 
weſen, ſie haben aber hinzugefügt, daß ihnen die einſchlägigen örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Chäteaurenard nicht bekannt ſeien. Damit haben fie zu erkennen 
gegeben, daß ſie auch ihr Gutachten über die Qualität der Ware nur nach Maß⸗ 
gabe der in Hamburg geltenden Bezeichnungen erſtattet haben. Demgegen⸗ 
über haben die fünf franzöſiſchen Zeugen, die naturgemäß die dort herrſchenden 
Begriffe anwenden, unter Eid ausgeſagt, daß die Ware von guter Qualität, 
von vorzüglicher Qualität, von extra Qualität oder, wie V. und Cl. ſagen, 
„extra weiß‘ (extra blanc) war. Da es ſich bei dieſen Zeugen um Leute 
handelt, die durch ihren Beruf täglich mit Trauben zu tun haben, ſo beſtehen 
gegen ihre Sachkunde keine Bedenken. — — — Werden aber die Ausſagen 
der franzöſiſchen Zeugen zugrunde gelegt, ſo entſprach die Ware der Beſtellung 
und ſind die Bemängelungen der Beklagten grundlos. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 10. Juli 1912 in der Hamb. 
Sache Joſ. Pécont fils w. H. Sebaftian. Bf. V. 36/12. A- d. 
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21. Vorausſetzungen eines Urheberrechts an Abbildungen von 
Maſchinen in Katalogen. 
Vgl. 60 Nr. 8; 61 Nr. 230. 
LUG. 8 15; GebrMuſtG. § 1; MuſtG. § 1; KunſtllG. 3 1. 

Die Klägerin betreibt in Fr. eine Ventilatorenfabrik. Sie gab in der 
zweiten Hälfte des Septembers 1908 einen neuen Katalog über Schrauben- 
ventilatoren heraus, der mit beſchreibendem Text, Abbildungen und Preis⸗ 
liſte verſehen war. Auf S. 4 findet ſich als Figur 8 die Abbildung eines Schrau- 
benventilators (mit angebautem Motor auf einer Konſole), Nr. 601—609; 
daneben ſteht ein beſchreibender Text. Die Abbildung iſt ſo hergeſtellt, daß 
der Schraubenventilator (angeblich ein neuer Typ) photographiert und nach 
der Photographie erſt ein Holzſchnitt und danach ein Galvanokliſchee ange— 
fertigt worden iſt, das dann zum Druck benutzt wurde. Die Beklagten, die in 
D. gleichfalls die Fabrikation von Ventilatoren betreiben, ließen im Herbſt 
1908 einen neuen Katalog drucken und verſandten ihn an die Kundſchaft. 
Darin iſt auf S. 18 ein Schraubenventilator (mit elektriſchem Antrieb) ab— 
gebildet, der der Figur 8 im Katalog der Klägerin völlig gleicht. — Die Klägerin 
behauptete nun, dieſe Abbildung ſei nach ihrem Kliſchee (Figur 8 des Katalogs) 
im Druck hergeſtellt und mit ihm identiſch. Sie erblickte darin eine Verletzung 
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ihres Urheberrechts nach § 1? Lit G. v. 19. Juni 1901 und erhob Klage auf 
Unterlaſſung der Vervielfältigung und gewerbmäßigen Verbreitung der Ab- 
bildung. Sie ſtützte ſich auch darauf, daß die Nachbildung des Kliſchees gegen 
das Geſ. über den Schutz der Gebrauchsmuſter v. 1. Juni 1891 verſtoße. Die 
Beklagten beſtritten die Verletzung eines Urheber⸗ oder ſonſtigen Schutz⸗ 
rechts und behaupteten, daß ſie zu ihrer Abbildung nur ihr eigenes Fabrikat 
als Vorbild benutzt hätten. 

Das Landgericht wies die Klage ab. Es legte im Anſchluß an die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts dar, daß das Kliſchee des Schraubenventilators 
(Figur 8 des Katalogs der Klägerin) keine Abbildung wiſſenſchaftlicher oder 
techniſcher Art ſei, die nach § 1“ LituG. Urheberrechtsſchutz genieße. Dies 
wurde vom Oberlandesgericht gebilligt. — Aus den Gründen: 

„Die Anſicht des Landgerichts beruht auf richtiger Auslegung des § 13 
LUG. Danach werden geſchützt die Urheber von ſolchen Abbildungen wiſſen— 
ſchaftlicher oder techniſcher Art, die nicht ihrem Hauptzweck nach als Kunſt⸗ 
werke zu betrachten ſind. Eine derartige Abbildung iſt das Kliſchee der Klägerin 
(Figur 8 des Katalogs) nicht. Es iſt zwar nicht beſtimmt, auf das äſthetiſche 
Gefühl des Beſchauers zu wirken, und daher kein Kunſtwerk, erfüllt alſo in- 
ſofern den Tatbeſtand des § 13. Es fehlen ihm aber die poſitiven Begriffsmerk⸗ 
male, die dieſe Geſetzesvorſchrift fordert. Sie verlangt einmal, daß die Ab- 
bildungen Erzeugnis individueller Geiſtestätigkeit, wenn auch nur geringeren 
Grades find (RGEntſch. 70, 267. 268). Entſprechend dem Weſen der Abbil- 
dung iſt dazu freilich ein ſelbſtändiges Geiſteserzeugnis wie beim eigentlichen 
Schriftwerk nicht erforderlich. Unentbehrlich iſt aber, daß in der Abbildung ein 
darſtelleriſcher Gedanke verwirklicht iſt (RGStrafſ. 35, 329; 39, 103). Eine 
bildliche Darſtellung von Gegenſtänden, die der individuellen Formgebung 
ermangelt, erfüllt nicht den Begriff der ‚Abbildung‘; 

RGeEntſch. 70, 268; Allfeld Komm. zum Gef. über das Urheberr. Anm. 11a zu 

§ 1 S. 60. 

Schon dieſes erſte Merkmal fehlt der Abbildung. Die Klägerin hat weiter 
nichts getan, als ihren Schraubenventilator in ſeiner natürlichen Stellung 
und Beſchaffenheit zu photographieren, ihn naturgetreu abzubilden und nach 
der Photographie unter Zuhülfenahme eines Holzſchnitts und Galvanokliſchees 
ein Druckbild herſtellen zu laſſen. Dazu war eine formgeſtaltende geiſtige 
Tätigkeit nicht erforderlich. Ohne eine ſolche mag die anſchauliche bildliche 
Darſtellung einer komplizierten Maſchine nicht möglich ſein; um fie jo plaſtiſch 
wiederzugeben, daß der Beſchauer von ihrer Geſtaltung, ihren Einzelteilen 
und deren Ineinandergreifen ein deutliches Bild erhält, dazu gehört doch wohl 
Übung und Geſchicklichkeit des Auges und eine gewiſſe Vorſtellungs⸗ und Ge⸗ 
ſtaltungskraft des Darſtellers. Anders bei dem Schraubenventilator der 
Klägerin; er iſt in ſeinen Formen ſo einfach, beſteht aus ſo wenig Einzelteilen, 
daß es keinerlei darſtelleriſchen Geſchickes bedarf, um ihn bildmäßig wieder⸗ 
Seufferts Archiv LXVIII. III. Folge Bd. 13 Heft 1. 3 
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zugeben und für den, der ihn betrachten will, anſchaulich zu machen (vgl. dazu 
RGsStrafſ. 34, 433; 35, 103). Die Wahl einer beſonderen Darſtellungsform 
die die Eigenart des Ventilators deutlich hervortreten läßt, iſt dazu nicht er— 
forderlich. Dies gilt in gleicher Weiſe von der photographiſchen Wiedergabe 
wie von der Herſtellung eines Holzſchnitts, Galvanokliſchees und Druckbildes. 
Dieſe letzteren ſind keine ſelbſtändigen Darſtellungen, ſondern nur Abdrücke 
des photographiſchen Bildes, die in einem bekannten techniſchen Verfahren 
gewonnen werden. Was der Sachverſtändige H. dagegen vorbringt, iſt nicht 
ſtichhaltig. Er weiſt auf die Schwierigkeiten der Photographie im allgemeinen 
(Belichtung, Beleuchtung, Spiegelung des Lichts auf Eiſenteilen, Schatten⸗ 
wirkung) hin und meint, die photographiſche Aufnahme des Ventilators habe 
eine individuelle geiſtige Tätigkeit erfordert, um ein brauchbares Kliſchee zu 
liefern. Der Ventilator nebſt dem angebauten Motor habe in eine geeignete, 
für die Sichtbarkeit aller wichtigen Teile möglichſt günſtige Stellung und 
Beleuchtung gerückt werden müſſen, nötigenfalls unter beſonderer Farben⸗ 
behandlung der zu photographierenden Maſchinenteile, — ‚eine bei größeren 
techniſchen Gegenſtänden, zumal im geſchloſſenen Raum, meiſt nicht ganz 
leichte Aufgabe‘. Damit werden die Schwierigkeiten der photographiſchen 
Wiedergabe für den vorliegenden Fall übertrieben. Bei einem ſo einfachen, 
in ſeinen Umriſſen und Einzelheiten klaren Gegenſtande wie dem Schrauben⸗ 
ventilator genügte die gewöhnliche handwerkmäßige Technik, um ein 
brauchbares photographiſches Bild herzuſtellen. 

Wollte man aber auch eine individuelle Formgebung bei der Aufnahme 
des Bildes anerkennen, ſo würde doch das zweite Begriffsmerkmal fehlen, 
das eine nach $ 1“ ſchutzfähige Abbildung techniſcher Art aufweiſen muß. Sie 
muß das allgemeine Gepräge einer belehrenden Darſtellung 
tragen, es muß ihr objektiv (nach ihrer äußeren Beſchaffenheit und inneren 
Natur) die Eigenſchaft innewohnen, eine Belehrung zu geben (RGStrafſ. 39, 
103. 229; RGeEntſch. 70, 269). Ob der Urheber den Zweck der Belehrung ver- 
folgte, iſt gleichgültig (RGStrafſ. 34, 432; 39, 103). Nach Anſicht des Senats, 
der ſich in dieſem Punkte dem Gutachten der Sachverſtändigenkammer in 
Weimar anſchließt, hat die ſtreitige Abbildung einen derart belehrenden Cha— 
rakter nicht. Sie beſchränkt ſich darauf, den Ventilator rein tatſächlich, in 
ſeiner äußeren Form wiederzugeben und dadurch anſchaulich zu machen, um 
ſo das Verſtändnis des Textes zu erleichtern. Mehr als der beſchreibende Text 
verrät ſie nicht. Man ſieht aus ihr wohl den angebauten, auf der Konſole 
ruhenden Antriebsmotor und das auf dem freien Wellenſtumpf dieſes Motors 
ſitzende Flügelrad. Dagegen gibt ſie keinen Aufſchluß über die Konſtruktion 
der Einzelteile, deren Zuſammenſetzung und Ineinandergreifen und über 
die Wirkungsweiſe der Maſchine. Das Ganze iſt nichts als eine äußere Ge— 
ſamtanſicht ohne Wiedergabe der Einzelteile, ohne Querſchnitt u. dgl. Über 
die Art der Herſtellung der Schraubenventilatoren und deren Mechanismus 
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zu unterrichten, iſt es nicht geeignet. Auch der Stand und die Fortſchritte 
der Technik des Ventilatorenbaues ſind aus der einzelnen, nicht detaillierten 
Abbildung nicht zu entnehmen (RGStrafſ. 34, 433; RGEntſch. 70, 269). Daran 
würde auch nichts geändert werden, wenn der abgebildete Schraubenventi⸗ 
lator einen ‚neuen Typ‘ darſtellte. Die Eigenart bezöge ſich dann auf den 
Gegenſtand des Bildes, nicht auf das Bild ſelbſt. Dieſes arbeitet das Charak⸗ 
teriſtiſche nicht ſo heraus, daß es belehrend wirken könnte. Die Abbildung geht 
daher nicht über das hinaus, was man in jedem illuſtrierten Katalog findet, 
über die bildliche Veranſchaulichung der angeprieſenen Ware. Sie iſt Reklame⸗, 
nicht Belehrungsmittel (RGEntſch. 70, 268). Wohl mag die Abbildung den 
Kaufluſtigen über die Beſchaffenheit, Anordnung und Verwendbarkeit des 
Ventilators unterrichten und ſo zu dem Urteil befähigen, ob er für ſeine Zwecke 
brauchbar ſei. Dadurch wird ſie aber nicht zu einer (allgemein) belehrenden 
Darſtellung; jene Kenntnis vermittelt dem Kaufliebhaber jede naturgetreue 
Veranſchaulichung. Es mag auch im allgemeinen richtig fein, daß der Fach— 
mann häufiger darauf angewieſen iſt, ſich aus Katalogen über techniſche Neu⸗ 
heiten und Fortſchritte zu unterrichten. Die vorliegende Abbildung einer 
einfachen Maſchine erfüllt einen ſolchen Belehrungszweck nicht. Übrigens iſt 
nicht maßgebend, was ein Fachmann vermöge ſeines techniſchen Wiſſens aus 
ihr erſehen kann, ſondern ob ſie für weitere Kreiſe zum Unterrichtsmittel 
geeignet iſt (RG Strafſ. 34, 433). 

Danach iſt die Abbildung nicht nach $ 13 urheberrechtlich geſchützt. Ebenſo— 
wenig kann die Klägerin Muſterſchutz nach §1 GebrMuſtG. v. 1. Juni 1891 
für ſich in Anſpruch nehmen. Objekte des Gebrauchsmuſterſchutzes ſind Ar⸗ 
beitsgerätſchaften oder Gebrauchsgegenſtände, alſo im allgemeinen plaſtiſche 
Gegenſtände, Flächenmuſter höchſtens dann, wenn ſie nicht nur eine geiſtige 
Tätigkeit vermitteln ſollen (vgl. Iſay Patentſchutz c. Anm. 13 und 17 
S. 467/469). Dies bezweckt aber gerade die Abbildung. Sie iſt daher als ſolche 
jedenfalls nicht gebrauchsmuſterſchutzfähig. Auch aus dem Reichsgeſ. über 
das Urheberrecht an Muſtern und Modellen v. 1. Jan. 1876 kann die Klägerin 
kein Recht herleiten. Dieſes Geſetz betrifft die ſog. Geſchmacksmuſter, d. h. 
Vorbilder für die Form von Induſtrieerzeugniſſen, die geeignet ſind, den 
Geſchmack, das äſthetiſche Gefühl zu befriedigen. Dieſe Eigenſchaft hat aber die 
vorliegende Abbildung ohne Zweifel nicht. Überdies hat die Klägerin weder 
Gebrauchs- noch Geſchmacksmuſterſchutz, noch auch ein Patent für ihr Bild er⸗ 
wirkt. Endlich iſt fie auch nicht nach §1 KunſtllG. v. 9. Jan. 1907 urheberrecht⸗ 
lich geſchützt (vgl. § 55 daſelbſt). Die Abbildung iſt kein Werk der Photographie, 
ſondern ein mittels Galvanokliſchees hergeſtellter Druck. Deſſen Anfertigung iſt 
auch nicht in einem photographieähnlichen (photomechaniſchen oder verwandten) 


Verfahren erfolgt (8 3 Geſ.; vgl. Allfeld a. a. O. Anm. 11d S. 62). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 14. März 1912 i. S. Fr. w. Z. 
2 U. 15/12. F—e. 
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II. Verfahren. 


22. Rechtliches Intereſſe zur Nebenintervention; es genügt nicht, daß 
ein andrer Prozeß von derſelben Rechtsfrage abhängt. 
Vgl. 59 Nr. 111 m. N., Nr. 239; 62 Nr. 264. 
ZPO. $ 66. 

Die Klägerin klagte als Inhaberin eines Patents für eine beſtimmte Art 
von Kugellagern gegen die Beklagte. In 2. Inſtanz wurde vom OLG. zu F. 
zugunſten der Klägerin erkannt. Nachdem die Beklagte Reviſion eingelegt hatte, 
ließ eine andre Fabrik den Parteien einen Schriftſatz zuſtellen, worin ſie er- 
klärte, der Beklagten zum Zwecke der Unterſtützung beitreten zu wollen. Zur 
Begründung machte ſie geltend, ſie fabriziere genau die gleichen Kugellager 
wie die Beklagte und ſei ebenfalls von der Klägerin belangt; der Prozeß be— 
finde ſich zurzeit in der Berufung vor dem OLG. zu D. Die Nebenintervention 
wurde dem Antrag der Klägerin gemäß zurückgewieſen. Gründe: 

„Die Intervention iſt unzuläſſig, da es an den Erforderniſſen des § 66 
Abſ. 1 ZPO. fehlt. Das rechtliche Intereſſe i. S. dieſer Beſtimmung ſetzt 
voraus, daß der Nebenintervenient mit Bezug auf ein Rechtsverhältnis, worin 
er zu den Parteien oder zu dem Gegenſtande des Rechtsſtreits ſteht, durch 
eine unrichtige Entſcheidung benachteiligt oder gefährdet wird (RGeEntſch. 23, 
343, in Seuff A. 44 Nr. 282). Das zwiſchen den Parteien ergehende Urteil 
muß auf ſeine Rechtslage einwirken. Braucht ſich auch nicht die Rechtskraft 
des Urteils auf ihn zu erſtrecken, fo muß es doch eine ſog. Reflexwirkung (Tat⸗ 
beſtandswirkung) ausüben, vermöge deren es durch ſeinen Inhalt oder durch 
ſeine Vollziehung die Rechtsſtellung des Intervenienten verändert; 

vgl. Hellwig Zivilprozeßr. 1 8 90; Stein Komm. z. ZPO. 8 66 III 4. 
Im vorliegenden Fall kann hiervon keine Rede ſein. Nach den Behauptungen 
der Intervenientin kommt weiteres nicht in Betracht, als daß das Schickſal 
beider ſchwebenden Prozeſſe von derſelben Rechtsfrage abhängt. Ja nicht 
einmal dieſer Sachverhalt braucht mit Notwendigkeit gegeben zu ſein. Wird 
in dem Der Prozeß neues Material über den Stand der Technik zur Zeit der 
Anmeldung des klägeriſchen Patents vorgetragen, ſo führt das möglicherweiſe 
zu einer andern Auslegung des Patents als ſie durch die tatſächlichen Feittel- 
lungen des OLG. zu F. in dem hier zu entſcheidenden Rechtsſtreit geboten wird. 

Die Koſten der unzuläſſigen Intervention waren nach §91 ZPO. der 
Intervenientin aufzuerlegen.“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 8. Juni 1912 in der preuß. 

Sache H., H. & Co. (Bkl.) w. Erſte Aut. Gußſt.⸗K. Fabr. (OLG. Frank⸗ 


28 


furt a. M.). 1. 240/11. 


23. Prozeßkoſten. 37 


23. Analoge Anwendung des § 95 FPO. auf den Kläger bei nach- 
träglicher Erledigung des Rechtſtreits. 
Vgl. 61 Nr. 231 m. N. 
N ZPO. 58 91. 93. 

Die Beklagten betrieben auf ihrem Grundſtück in Hamburg ein Lichtſpiel⸗ 
theater und benutzten zur Erzeugung des Stroms einen Benzinmotor, der regel— 
mäßig puffende Geräuſche verurſachte. Der Kläger, der dem Grundſtücke be⸗ 
nachbart wohnt und deſſen Mieter durch die Geräuſche beläſtigt wurden, verlangte 
klagend deren Abſtellung von den Beklagten. Nachdem eine Beweisaufnahme 
durch Sachverſtändige ſtattgefunden hatte, erklärten die Beklagten, daß ſie 
das Theater verkauft hätten und daß der Motor wegen Anſchluſſes des Theaters 
an die Allgemeinen Elektrizitätswerke nicht mehr gebraucht werde. Der Kläger 
gab zwar dieſe Tatſache zu, verhandelte zur Hauptſache aber zunächſt weiter, 
weil der Klaganſpruch wegen Beſorgnis ſpäterer weiterer Verwendungen des 
Motors noch nicht erledigt ſei. Erſt in dem folgenden Termin erklärte er auf 
Befragen durch das Gericht den Hauptanſpruch für erledigt. — Das LG. legte 
dem Kläger die Koſten auf, weil er nicht ſofort den Anſpruch für erledigt er⸗ 
klärt, ſondern weiter zur Hauptſache verhandelt habe. Das OLG. erklärte 
die ſofortige Beſchwerde des Klägers für begründet. Aus den Gründen: 

„Nach § 91 ZPO. trägt die unterliegende Partei die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits. Kommt die Hauptſache nicht zur Entſcheidung, weil ſich der Klag⸗ 
anſpruch, ſei es durch Erfüllung oder auf andre Weiſe, vor dem Endurteil er⸗ 
ledigt, ſo iſt als unterliegender Teil anzuſehen, wer wegen des Sachſtandes 
bei Abgabe eines Endurteils in der Hauptſache unterlegen ſein würde. Voraus⸗ 
ſetzung dabei iſt jedoch, daß der Kläger nach Erledigung ſeines Anſpruchs 
dieſen nicht weiter verfolgt. In dieſem Sinne ſpricht man von analoger An⸗ 
wendung des im $93 ZPO. enthaltenen Grundgedankens auf den Kläger, 
wenn er die Erledigung des anhängigen Anſpruchs ſofort anerkennt. Im 
vorliegenden Fall ſteht die Sache nun ſo, daß Kläger, nachdem er von dem 
Verkauf des Kinotheaters am Schluſſe der mündlichen Verhandlung durch 
Mitteilung des Beklagten erfahren hatte, zwar nicht in demſelben Verhandlungs⸗ 
termin, wohl aber in dem nach Wiedereröffnung der Verhandlung ange⸗ 
ſetzten Termin die Erledigung ſeines Anſpruchs anerkannt hat. Aus dieſem 
Umſtande, der Weiterungen und Koſten nicht veranlaßt hat, kann den Kläger 
ein Nachteil nicht treffen. Es würde unbillig ſein, wollte man ihm deswegen 
die Prozeßkoſten auferlegen, weil er nicht unmittelbar nach der Mitteilung 
deren Tragweite richtig erkannte und ſeinen Anſpruch aufgab, da er doch als⸗ 
bald nachher deſſen Erledigung zugegeben hat.“ — — — 

Es wird ſodann dargelegt, daß bis zum Verkauf des Theaters der mit 
der Klage verfolgte Anſpruch gegen die Beklagten begründet geweſen ſei. 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg 46. Sen.) v. 21. Sept. 1912 in der 

Hamburger Sache Baack w. Paepke u. Gen. Z VI. 130/12. A- d. 


— 
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24. Keine Berichtigung des Urteils in unrichtigen Angaben der Partei. 
Val. 57 Nr. 165; 64 Nr. 231. 
3PO. $ 319. 

Die Kläger hatten beim Landgericht gegen den Beklagten Klage erhoben 
mit dem Antrage, auszuſprechen, daß er ſich bei Meidung einer Geldſtrafe 
jeder Ausübung der Fiſchereiberechtigung in dem zu ſeinem Anweſen gehörigen 
Mühlkanal Pl.⸗Nr. 4811½ und 48315 Steuergemeinde L. zu enthalten habe. 
Da Beklagter im Verhandlung stermin nicht erſchien, erging gegen ihn Ver— 
ſäumnisurteil „nach dem Antrage der Kläger“, das auf die bei den Akten 
befindliche Abſchrift der Klage geſetzt wurde. Nachdem das Urteil bereits die 
Rechtskraft beſchritten hatte, beantragte der Anwalt der Kläger, im Urteil 
von Amts wegen die Pl.⸗Nr. 48315 in Pl.⸗Nr. 423 1% zu berichtigen, indem er 
geltend machte, infolge verſehentlicher falſcher Ableſung aus dem Ausſchnitt 
des Kataſters, der den Klägern zur Verfügung ſtand, ſei bei der Beſchreibung 
des fraglichen Mühlkanals nach der Plannummer für eine Teilſtrecke desſelben 
die — in der Steuergemeinde L. garnicht exiſtierende — Pl.⸗Nr. 48317, in 
die Klage und aus dieſer ins Urteil gelangt, während die richtige Bezeichnung 
Pl.⸗Nr. 423 laute und hätte lauten ſollen. — Das LG. gab dem Berich⸗ 
tigungsantrage ſtatt, weil eine offenbare Unrichtigkeit vorliege. In 2. Inſtanz 
wurde dieſer Beſchluß aufgehoben und der Berichtigungsantrag zurückge— 
wieſen. Aus den Gründen: 

„Der Senat ſchließt ſich in der Streitfrage der Berichtigung von Partei— 
verſehen der Meinung an (RGEntſch. 45 Nr. 92 S. 364), daß derartige Be- 
richtigungen durch 8319 ZPO. nicht ermöglicht werden. Dies muß um ſo 
mehr für abgekürzte Verſäumnisurteile gelten; denn hier beſteht der gericht- 
liche Ausſpruch lediglich in dem Urteilsſatz, daß ‚nach Antrag erkannt wird‘, 
und hierin iſt irgendeine Unrichtigkeit nicht enthalten. Außerdem beruht die 
Verurteilung auf der geſetzlichen Annahme, daß der ausgebliebene Beklagte 
den ihm zugeſtellten Klageinhalt zugeſteht. 

Eine nachträgliche einſeitige Anderung des zugeſtandenen Klageinhalts 
nach Erlaſſung des Urteils erſcheint ſeitens des Klageteils unzuläſſig, zumal 
wenn, wie hier, bereits vor dem Berichtigungsantrag die Rechtskraft einge⸗ 
treten war.“ 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 20. Sept. 1912 i. S. M. u. K. 
w. H. Beſchw.⸗Reg. 623/1912. F.. 


25. Ein rechtskräftig gewordener Eidesſatz iſt auszulegen nach dem 
Sinn des bedingten Endurteils. 
Vgl. 49 Nr. 287 m. N.; 60 Rr. 223; auch 47 Nr. 240 m. N.; 67 Nr. 47 
30 O. 88 462. 469; BOB. f 133. 
Der Kläger hatte mit der verklagten Bank ein Abkommen über die Zu⸗ 
führung von Kunden gegen Proviſion getroffen. Er klagte auf Zahlung einer 
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Proviſion von 805 % für die Vermittelung eines Darlehnsgeſchäfts zwiſchen 
der Bank und einer Frau D. Die Bank verweigerte die Zahlung, weil das 
Geſchäft ſchließlich nicht zur Ausführung gekommen war, indem Frau D. auf 
die Auszahlung des Darlehns verzichtet hatte. Der Kläger hielt dies für un⸗ 
erheblich. Er trat durch Eideszuſchiebung Beweis dafür an, daß abgemacht 
ſei, er ſolle die Proviſion erhalten für den Abſchluß, d. i. den Vertrag auf 
Hingabe eines Hypothekdarlehns. Die Beklagte ſchob den Eid zurück. In 
dem bedingten Endurteil des Landgerichts wurde der Eidesſatz dahin gefaßt, 
daß Kläger ſchwören ſolle, es ſei ihm eine Proviſion von ¼ / der Darlehns⸗ 
ſumme verſprochen, wenn durch ſeine Vermittelung zwiſchen der Beklagten 
und einem Darlehnsnehmer ein bindender Vertrag auf Gewährung eines 
Hypothekdarlehns zuſtande komme. Das Urteil wurde rechtskräftig. Im 
Eidestermin erklärte der Kläger ſich zur Ableiſtung des Eides bereit und be⸗ 
merkte dabei: Ihm ſei geſagt worden, er könne Darlehnsanträge einreichen, 
und wenn ein Abſchluß zuſtande komme, erhalte er 1/,% Proviſion. Er habe 
dieſe Zuſage ſo aufgefaßt, daß er die Proviſion bereits erhalten ſolle, wenn 
ein rechtsgültiger Vertrag über Hingabe eines Darlehns zuſtande gekommen 
ſei. Er ſei der Anſicht geweſen, daß der Beamte, der die Zuſicherung gemacht 
habe, der gleichen Auffaſſung geweſen ſei, könne aber nicht beſchwören, daß 
der Beamte tatſächlich dieſe Auffaſſung gehabt habe. Auch heute, nach 
erlangter größerer Geſchäftserfahrung, ſei er noch der Überzeugung, daß der 
Beamte unter dem Zuſtandekommen eines Abſchlufſes das gleiche verſtanden 
habe wie er ſelbſt. 

Der Eid wurde dem Kläger abgenommen, obwohl der Vertreter der Be— 
klagten beantragt hatte, auf Grund der Erklärungen des Klägers den Eid 
als verweigert zu erachten und die Klage abzuweiſen. Trotz der Eidesleiſtung 
ſprach dann aber das Landgericht in dem Schlußurteil nicht die für den Fall 
der Eidesleiſtung vorgeſehene Folge der Verurteilung der Beklagten, ſondern 
die für den Nichtleiſtungsfall vorgeſehene Folge der Klagabweiſung aus. Das 
Ber.⸗Gericht hob auf und verurteilte die Beklagte nach dem Klagantrage. 
Aus den Gründen: 

„Grundſätzlich iſt die Möglichkeit, einen ausgeſchworenen Eid als nicht 
geleiſtet zu behandeln, nicht zu beſtreiten. Dieſe Behandlung wird ſogar 
nötig, wenn die Leiſtung des Eides ungeſetzmäßig erfolgte (Gaupp⸗Stein 
ZPO. Anm. I bei 8 463). Im Schwurtermin ſelbſt hat das LG. offenſichtlich 
den Eid nicht als verweigert betrachtet, denn ſonſt hätte es die Abnahme ab⸗ 
lehnen müſſen. In den Gründen des angefochtenen Urteils wird nun aller⸗ 
dings ausgeführt, daß der Eid mit Rückſicht auf die vom Kläger abgegebenen 
Erklärungen als verweigert gelten müſſe. Die hierauf abzielenden Ausfüh⸗ 
rungen ſind aber nicht ſtichhaltig. Sie gehen im weſentlichen dahin, daß bei 
der auch vom bedingten Endurteil angenommenen Regelwidrigkeit eines Ab⸗ 
kommens der vom Kläger behaupteten Art und bei der Doppeldeutigkeit 
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des Ausdruzg . Acglut nach den 3 133. 157 BGB. zum Zuſtandekommen 
der vom Kläger bebauptetien Vetembarung errorderlib geweſen wäre, daß 
der Vertreter der Beflagten ſeine Zuſage wirklich in dem vom Kläger be⸗ 
baup:eten Sinne gemacht bare. Der Kläger babe ih außerſtande erklärt, 
das Vorliegen dieſer Wulensmeinung als Tatſache zu beſchwören. Dadurch 
jer zum Ausdruck gebracht, daß er den Eid nicht leiſten wolle. 

Allerdings unterlag die Eidesanordnung der Auslegung. Wenn aber 
der 1. Richter auf dem Wege der Auslegung dazu gelangen wil, den Eid nur 
dunn als im Sinne des bedingten Endurteils geleiſtet gelten zu laſſen, wenn 
der Klager beihmören würde, daß der Vertreter der Beklagten ſeine Zuſage 
im Sinne des behaupteten Übereinkommens gemacht habe, to geht dies 
über eine Auslegung weit hinaus, bildet vielmehr geradezu eine Korrektur 
der Eidesnorm. Dies ergib ſich ſchon daraus, daß in der Eidesnorm von einem 
Vertreter der Beklagten mit keinem Worte die Rede iſt, wie ſie überhaupt 
keine zu einer ſolchen Einſchränkung berechnigende Anführung von Tatſachen 
enthalt. 

Das bedingte Endurteil enthalt die bindende Erklarung (§ 318 3 O.), 
daß die Entſcheidung von der Leiſtung des Eides und nur noch von ihr abhänge, 
it ſonach eine Entſcheidung über die Spruchreife des Rechtsſtreits und die 
Erheblichfen des Eidesthemas, verbunden mit der Anordnung der Eidesleiſtung. 
Erwägungen, die in die Lage vor Erlaſſung des bedingten Endurteils zurück— 
greifen, ſind hiernach nicht mehr von Bedeutung, und Erklärungen des Schwur 
pflichtigen, die vielleicht in einem früheren Prozeßſtadium zu einer andern 
Enticheidung geführt hätten, können das weitere Verfahren i. S. der SI 462 ff. 
3 O. nicht ausſchließen (Recht 1901 Nr. 2269); dies kann auch nicht mittelbar. 
indem auf dem Wege der Eidesauslegung eine Korrektur der Eidesanordnung 
verſucht wird, geſchehen. 

Aus den Erklärungen des Schwurpflichtigen hätte eine Eidesverweigerung 
nur entnommen werden dürfen, wenn ſie entweder das (hier nicht in Frage 
kommende) Nichtſchwörenwollen oder das Nichtkönnen ergeben hätten. Die 
Annahme des Nichtkönnens aber ſetzte voraus, daß die Erklärungen unmittel- 
bar das Gegenteil des zu Beſchwörenden beſagten oder offenſichtlich damit un⸗ 
vereinbar waren (IW. 1912, 45). Beides iſt nicht der Fall und kann insbeſon⸗ 
dere nicht auf dem vom 1. Richter eingeſchlagenen Wege dargetan werden. 
Kommt es, wie der 1. Richter meint, vorliegendenfalls wirklich auf den inneren 
Willen des Vertreters der Beklagten an, ſo ſcheitert die von ihm verſuchte 
Darlegung einer Unvereinbarkeit der Erklärungen mit dem Eide ſchon daran, 
daß, wie der 1. Richter ſelbſt nicht verkennt, das Beſchwören der wirklichen 
Willensmeinung des Vertreters nichts andres als der Ausdruck einer ſicheren 
Überzeugung hiervon ſein würde. Dies liegt in der Natur der Sache, weil 
jede Behauptung von Tatſachen (vgl. Gaupp⸗Stein $ 282 Note 8, § 445 Anm. I) 
nut auf dem Wege einer von dem Ausſprechenden vorzunehmenden Beurtei⸗ 
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lung zuſtande kommen kann, weshalb die Behauptung der Wahrheit einer Tat⸗ 
ſache nur auf dem Glauben an die Richtigkeit der eigenen Beurteilung, auf 
einer ſicheren Überzeugung beruht. Von der mit ſeiner Auffaſſung über⸗ 
einſtimmenden Willensmeinung des Vertreters der Beklagten überzeugt zu 
ſein, hat der Kläger im Schwurtermin ausdrücklich betont. Wenn er daneben 
erklärt hat, er könne nicht beſchwören, ob der Beamte tatſächlich dieſe Auf- 
faſſung gehabt habe, ſo liegt hierin nicht notwendig eine Einräumung des 
Fehlens einer ſicheren Überzeugung, es kann damit auch bloß der bei vorſich⸗ 
tigen Perſonen nicht ſeltene Hinweis auf die ſtets gegebene Irrtumsmöglich⸗ 
keit gewollt geweſen ſein. Von offenſichtlicher Unvereinbarkeit kann mithin 
keine Rede ſein, auch nicht etwa nach der Richtung, daß der Kläger an Stelle 
des tatſächlichen Zuſtandekommens ſeine Überzeugung vom Zuſtandekommen 
der Vereinbarung ſetze. Die Überzeugung des Klägers von der Richtigkeit 
ſeines Tatſachenurteils war in dem Maße vorhanden, daß er den Wahrheits⸗ 
eid tatſächlich geleiſtet hat. Die Entſchließung darüber, ob ſein Tatſachenurteil 
hinreichend verläſſig ſei, ſtand bei ihm, Bedenken in dieſer Richtung können 
hiernach nicht berechtigen, die Wirkſamkeit des geleiſteten Wahrheitseides 
in Frage zu ziehen (JW. a. a. O.). Es iſt auch nicht richtig, daß der Kläger die 
Leiſtung des Eides durch Unterſchiebung eines dem Urteil fremden mehr⸗ 
deutigen Begriffs verweigert hätte. Er hat ſich überhaupt mit dem Urteil 
nicht in Widerſpruch geſetzt. Dies ergibt ſich ſchon daraus, daß nicht ein rich⸗ 
terlicher, ſondern ein zurückgeſchobener Eid vorliegt, weshalb durch die vom 
Gericht gewählte Formulierung an dem materiellen Inhalt der Eideszuſchie⸗ 
bung etwas Weſentliches überhaupt nicht geändert ſein kann (Gaupp⸗Stein 
Anm. J bei 8 451). Dazu kommt, daß ſich die Gründe des bedingten End⸗ 
urteils zwar nicht eingehender über die völlige Gleichſtellung der Ausdrücke 
‚„Abſchluß' und ‚bindender Vertrag auf Gewährung eines Hyp.⸗Darlehns“ 
verbreiten, dieſe Gleichſtellung aber immerhin andeuten. — — — Das Be⸗ 
denkliche des Falls liegt nicht in der Eidesleiſtung und in den im Schwur⸗ 
termine abgegebenen Erklärungen, ſondern vielmehr in der Eidesanordnung, 
indem der Eid unrichtigerweiſe auf die Auslegung des Rechtsgeſchäfts ab⸗ 
geſtellt iſt ((Gaupp⸗Stein $ 282 bei Note 10). Dies kann in dem jetzigen Pro⸗ 
zeßſtadium nicht mehr geändert werden. 

Der Kläger hat ſich dadurch, daß er die Gleichwertigkeit der erwähnten 
Ausdrücke geltend gemacht hat, weder mit ſeinen früheren Prozeßbehaup⸗ 
tungen in Widerſpruch geſetzt, noch mit dem bedingten Endurteil, das den 
Eid genau auf der vom Kläger gegebenen tatſächlichen Grundlage normiert 
hat und dabei in einem weſentlichen Stücke von der Eideszuſchiebung gar⸗ 
nicht abweichen konnte. 

Demnach iſt es eine unabweisbare Folgerung, daß der tatſächlich ge- 
leiſtete Eid im Sinne der Eidesanordnung geleiſtet iſt. Aus dem Geſichtspunkt 
der Nichtleiſtung des verlangten Eides kann demnach die Eidesleiſtung nicht 
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ignoriert werden. Die Meinung, daß die Folge der Eidesleiſtung, als dem 
materiellen Rechte zuwiderlaufend, nicht eintreten könne, widerſpricht den 
88 462 Abſ. 2 und 463 Abſ. 2 ZPO., durch deren Anwendung übrigens ſelbſt 
in einem Falle der vorliegenden Art das formelle Recht nicht über Gebühr 
auf Koſten des materiellen betont wird. Die Beklagte hatte die Möglichkeit, 
die Eidesanordnung anzufechten, und hat ſich ſelbſt zuzuſchreiben, daß nun aus 
dieſer von ihr nicht bekämpften Anordnung die geſetzlichen Konſequenzen 
gezogen werden. — — —“ 

Urteil des OCG. München (2. Sen.) v. 27. Jan. 1912 i. S. D. w. V.⸗Bank. 

L. 864/11. P. 


26. Die größere Wahrſcheinlichkeit einer Behauptung entſcheidet allein 
nicht darüber, welcher Partei der richterliche Eid aufzuerlegen iſt. 
Vgl. 59 Nr. 47 m. N. 
3PO. 8 475. 

Der Vater der Kläger war von einem Kraftwagen angefahren und ge— 
tötet worden. Gegen die Schadenerſatzklage wandten die Beklagten, der 
Eigentümer und der Lenker des Kraftwagens, ein, daß der Verunglückte be- 
trunken auf den Kraftwagen zugetaumelt oder zugeſtürzt ſei, wofür S., der 
Beklagte 2, ſich zum richterlichen Eid erbot. Darüber bemerkte das Ber.“ 
Gericht, dieſer Eid ſei angeſichts der ſonſtigen Bekundungen und Umſtände 
nicht zuläſſig, denn es könne nicht gejagt werden, daß für die Darſtellung des S. 
die überwiegende Wahrſcheinlichkeit ſpreche. — Das Reichsgericht hielt die 
Reviſion der Beklagten für begründet. Aus den Gründen: 

„Wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts vielfach ſchon zum Aus- 
druck gekommen iſt, 

vgl. u. a. Entſch. 21, 372; 35, 110 (in Seuff A. 44 Nr. 144; 51 Nr. 149); War- 

neyer 1909 Nr. 52; JW. 1905, 153%; 1908, 660 10; auch IV. 107, VI. 144, 

I. 306/06, IV. 454/10, 
hat das Gericht bei der Entſcheidung, welcher Partei der richterliche Eid auf⸗ 
zuerlegen ſei, ſich nur durch Momente beſtimmen zu laſſen, welche für die 
Überzeugungskraft des Eides von Erheblichkeit ſind, wobei insbeſondere zu⸗ 
nächſt die Vertrauenswürdigkeit der Parteien zu prüfen und erſt, wenn die 
Verhältniſſe inſoweit gleich liegen, auf andre Umſtände, ſo auf das Maß von 
Beweis Gewicht zu legen iſt, das von der einen und der andern Seite für eine 
Behauptung erbracht iſt. Daß insbeſondere dieſes letztere Moment, die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der von der einen oder von der andern Partei gegebenen Sach- 
darſtellung, für die Frage ihrer Vertrauenswürdigkeit von Bedeutung ſein 
kann, bedarf keiner Ausführung. Könnte die angeführte Stelle der Entſchei⸗ 
dungsgründe ſchlechthin in dieſem Sinn gedeutet werden, ſo würde die Er⸗ 
wägung des Ber.-Gerichts inſoweit frei von einem Rechtsverſtoß fein. 
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Immerhin aber bleibt bei der vorliegenden Faſſung der Gründe an der 
beanſtandeten Stelle zweifelhaft, ob das Ber.⸗Gericht bei der Entſcheidung, 
ob es auf einen richterlichen Eid erkennen und welcher Partei es den Eid an⸗ 
vertrauen wolle, von den rechtlich zutreffenden Geſichtspunkten ausgegangen 
iſt — zumal da im Urteil an andrer Stelle die gleiche Wendung wiederkehrt: 
die Angaben des S. hätten die überwiegende Wahrſcheinlichkeit' nicht für ſich, 
es könne ‚daher‘ auch nicht in Frage kommen, ihm den richterlichen Eid über 
den dort erörterten Punkt aufzuerlegen. Iſt, was mithin offen bleibt, der von 
der Reviſion beanſtandete Satz des Ber.⸗Urteils dahin zu verſtehen, nur der 
Partei dürfe der Eid auferlegt werden, für deren Sachdarſtellung die über⸗ 
wiegende Wahrſcheinlichkeit ſpreche, ſo liegt ein Rechtsverſtoß vor; auch die 
an ſich nach der ſonſtigen Sachlage weniger wahrſcheinliche, wenn nur nicht 
ausgeſchloſſene Sachdarſtellung kann dadurch, daß ſie von einer vertrauens⸗ 
würdigen Partei beſchworen wird, für das Gericht nach deſſen inſoweit völlig 
freiem Ermeſſen glaubwürdig werden. 

Das Ber.⸗Gericht wird unter dieſen Geſichtspunkten ſeine Entſcheidung 
einer Nachprüfung zu unterziehen haben.“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 6. Juli 1912 in der württemb. 

Sache Sommer u. G. (Bkl.) w. Knörle (OLG. Stuttgart). VI. 47/12. 


27. Form der Lohnpfändung bei ſchwankend en Bezügen. 
Vgl. 62 Nr. 217; 63 Nr. 101. 
3PO. $ 8501; Lohn BG. 8 4“. 

Der Beſchwerdeführer W. erwirkte einen Pfändungsbeſchluß des Amts⸗ 
gerichts, durch den die Lohnforderung ſeines Schuldners P. an den Archi⸗ 
tekten S. in L., ſoweit die Bezüge jährlich den Betrag von 1500 4 überſteigen, 
gepfändet und ihm zur Einziehung überwieſen wurden. P. wendete gegen die 
Pfändung ein, daß er jährlich nicht 1500 AM verdiene. Auf Grund der Einwen⸗ 
dung hob das AG. den Pfändungsbeſchluß auf. Hiergegen erhob der Gläu⸗ 
biger die ſofortige Beſchwerde, mit der er geltend machte, es ſtehe nicht feſt, 
daß der jährliche Verdienſt des Schuldners den Betrag von 1500 , jährlich 
nicht überſteige. Das Landgericht hat die Beſchwerde durch den jetzt ange⸗ 
fochtenen Beſchluß als unbegründet zurückgewieſen, indem es dazu ausführt, 
der Pfändungsbeſchluß ſei ſo, wie ihn das AG. erlaſſen habe, nicht geeignet, 
eine Wirkung auszuüben, da es an einer Angabe darüber fehle, wieviel von 
dem für jede Lohnperiode zu zahlenden Betrage gepfändet ſei. Könne der 
erlaſſene Pfändungsbeſchluß dem Gläubiger nichts nützen, ſo werde dieſer 
durch die Aufhebung der Pfändung nicht beeinträchtigt, und es bedürfe des⸗ 
halb keines Eingehens darauf, wie hoch der Jahresverdienſt des Schuldners 
ſich belaufe. Dem läßt ſich nicht beipflichten. 
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Eine Pfändung des den Betrag von 1500 & für das Jahr überſteigenden 
Lohnes wirkt in der Weiſe, daß ſie für jede Lohnperiode den Betrag erfaßt, 
um den der Lohn den der Periode entſprechenden Teil von 1500 „ überſteigt, 
alſo z. B. bei wöchentlicher Lohnzahlung den Betrag, um den der Wochenlohn 
höher als 1500: 52 = 28,85 . iſt: 

vol. Meyer Lohn BG. 101; OL GRſpr. 15, 168; 16, 309. 

Hiernach hätte das LG. in Verfolg der ſofortigen Beſchwerde des Gläu— 
bigers die Feſtſtellungen des AG. über die Höhe des Jahresverdienſtes des 
Schuldners nachprüfen müſſen. Ob die Unterlaſſung dieſer Prüfung einen 
neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund im Sinne des 8568 Abſ. 2 ZPO. 
enthalte und die weitere Beſchwerde mithin zuläſſig ſei, kann dahingeſtellt 
bleiben, da auch die ſachliche Prüfung zur Zurückweiſung des Rechtsmittels 
führen mußte. 

Die Bezüge des Schuldners ſind ſchwankend, ſo daß ſein Jahresverdienſt 
ſchätzungweiſe zu ermitteln iſt. Die Annahme des AG., daß der Schuldner 
nicht mehr als 1500. jährlich verdiene, beruht vor allem auf der Einſchätzung 
zur Einkommenſteuer für 1912, wonach P. mit einem Einkommen von 1250 
bis 1400. veranlagt iſt und ſein Jahresverdienſt alſo noch mindeſtens um 
100 „Se hinter dem von der Beſchlagnahme freien Betrage von 1500 / zurück⸗ 
bleibt. — — — | 

Wenn der Schuldner, wie er ſelbſt angibt, in den Monaten April bis 
Auguſt mitunter über 40% Wochenlohn bezieht, jo iſt anderſeits zu berück— 
ſichtigen, daß der Verdienſt in der übrigen Zeit des Jahres geringer iſt und je 
nach den Witterungsverhältniſſen längere oder kürzere Zeit ganz wegfällt 
(Ann. 32, 251). — — — 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 21. Sept. 1912. 6° Reg. 

251/12. Ch. 


28. Schweine ſind Zubehör eines Landguts nur, ſoweit ſie aus deſſen 
Erträgniſſen unterhalten werden können. 

Vgl. 56 Nr. 144; 64 Nr. 85. 87. 

ZERO. 5 865 Abſ. 2; BGB. 8 98%, 
Das Landgericht geht zutreffend davon aus, daß die Frage, ob die Pfän⸗ 
ob ſie i. S. des § 982 BGB. als Zubehör der Grundſtücke des Schuldners B. 
anzuſehen ſind. Auch darin iſt der Vorinſtanz beizutreten, daß dieſe Voraus⸗ 
ſetzung nur dann gegeben iſt, wenn die Schweine ihren Unterhalt im weſent⸗ 
lichen aus dem Lande und ſeiner Bewirtſchaftung erhalten. Denn nur in dieſem 
Falle kann angenommen werden, daß die Schweine vom Eigentümer des 
Landguts zum Dienſt für deſſen wirtſchaftlichen Zweck beſtimmt find. Die 
Frage, ob und inwieweit die gepfändeten Schweine mit Rückſicht auf die Art 
und den Umfang des landwirtſchaftlichen Betriebes des Schuldners ihr Futter 
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im weſentlichen aus den Erträgniſſen des Gutes ziehen, iſt durch das Gut— 
achten des in dieſer Inſtanz vernommenen Sachverſtändigen klargeſtellt worden. 
Der Sachverſtändige äußert ſich dahin, es ſei ausgeſchloſſen, daß der Schuldner 
aus ſeinem Beſitz ſo viel herauswirtſchafte, um die ſämtlichen gepfändeten 
Schweine unterhalten zu können; ſeine Landſtelle gewähre ihm höchſtens ſo 
viel Erträgniſſe, daß er 2 Zuchtſäue und vielleicht 3—4 Zuläufer daraus er- 
nähren könne, alles andre müſſe er hinzukaufen, er habe denn auch, als er, 
der Sachverſtändige, Zwangsverwalter des Gutes geweſen ſei, immer wieder 
auf Beſtellung eines Waggons von Futtermitteln gedrängt. Steht hiernach 
feſt, daß nur in Anſehung der vorbezeichneten Säue und Zuläufer der Schuldner 
das erforderliche Futter aus den Erträgen des Gutes ziehen kann, ſo folgt 
daraus, daß die Schweine nur inſoweit als Zubehör des Landguts anzuſehen 
ſind, daher nur inſoweit die Zw.⸗Vollſtreckung gemäß $ 865 Abſ. 2 3PO. 
für unzuläſſig zu erklären iſt. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 11. Juli 1912 i. S. H. w. B. 

W 1. 78/12. SchleswHolſt. Anz. 1912, 295. 


29. Wie lange kann die verſäumte Ladung vor das Gericht der 
Hauptſache im Fall des $ 942 Abſ. 1 HPO. nachgeholt werdend 
3PO. 59 942. 231. 

In einer beim Amtsgericht zu P. erwirkten einſtweil. Verfügung war der 
Antragſtellerin aufgegeben worden, den Gegner zur Verhandlung über die 
Rechtmäßigkeit der Verfügung binnen 2 Wochen vor das Gericht der Haupt- 
ſache zu laden. Die einſtweil. Verfügung war der Antragſtellerin am 15. Juni 
und dem Antragsgegner am 17. Juni 1912 zugeſtellt worden. Die Ladung 
vor das Landgericht zu S., das Gericht der Hauptſache, wurde am 1. Juli 
dem Antragsgegner zugeſtellt. Sein Antrag an das Amtsgericht auf Aufhebung 
der einſtweil. Verfügung wurde zurückgewieſen, weil die Friſt erſt vom 17. Juni 
an laufe; dieſer Beſchluß blieb unangefochten. Hernach aber hob das Land— 
gericht auf Grund der mündlichen Verhandlung, die infolge der erwähnten 
Ladung ſtattfand, die einſtweil. Verfügung auf, weil die Ladung verſpätet 
geweſen ſei. Dieſe Entſcheidung wurde vom Ber.⸗Gericht aus folgenden 
Gründen gemißbilligt: 

„Das Ber.⸗Gericht hat ſich dem angefochtenen Urteil inſoweit angeſchloſſen, 
als darin ausgeführt iſt, daß 1. in dem Verfahren vor dem Landgerichte der 
Mangel der rechtzeitigen Ladung noch geltend gemacht werden konnte, ob- 
wohl über dieſe Frage bereits durch den mit einem Rechtsmittel nicht ange⸗ 
fochtenen Beſchluß des Amtsgerichts zuungunſten des Antragsgegners ent- 
ſchieden war; und 2. daß die zweiwöchige Friſt zur Ladung des Antragsgegners 
vor das Gericht der Hauptſache bereits mit der am 15. Juni erfolgten Zu⸗ 
ſtellung der einſtweil. Verfügung an die Antragſtellerin zu laufen begonnen 
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hatte und dieſe Friſt deshalb an ſich bereits mit dem 29. Juni abgelaufen war. 
Dagegen erſcheint die Annahme des 1. Richters, daß wegen des vom Antrags- 
gegner am 29. Juni an das AG. gerichteten Antrags die am 1. Juli erfolgte 
Zuſtellung der Ladung trotz der Vorſchrift des § 231 Abſ. 2 ZPO. unbeachtet 
zu bleiben habe, nicht als zutreffend. Zwar herrſchen in der Literatur und 
Praxis darüber Meinungsverſchiedenheiten, wie lange der Antragſteller, 
wenn er die ihm bei Erlaſſung der einſtweil. Verfügung gemäß $ 942 Abſ. 1 
ZPO. geſetzte Friſt zur Zuſtellung der Ladung nicht innegehalten hat, die 
verſäumte Ladung in dem Falle noch nachholen könne, daß das AG., bei dem 
die Aufhebung der einſtweil. Verfügung beantragt iſt, die mündliche Ver- 
handlung über dieſen Antrag nicht angeordnet hat. Das Ber.⸗Gericht hat ſich 
aber in dieſer Hinſicht der von Skonietzki-Gelpke ZPO. Anm. 5 und 7 zu 
§ 231, Seuffert ZPO. Anm. 3 zu $ 942 und Anm. 2 zu § 231 und dem OLG. 
Naumburg im Recht 1906, 448 vertretenen Auffaſſung angeſchloſſen, nach 
welcher die verſäumte Ladung auch noch nach Stellung des Antrags auf Auf— 
hebung der einſtweil. Verfügung bis zur Erlaſſung der auf dieſen Antrag 
ergehenden Entſcheidung nachgeholt werden kann. Hiernach iſt aber im vor— 
liegenden Fall die Ladung zur mündlichen Verhandlung, da ſie dem Antrags- 
gegner bereits am 1. Juli zugeſtellt, der Beſchluß des AG. auf den am 29. Juni 
geſtellten Antrag erſt am 4. Juli ergangen iſt, noch ſo rechtzeitig erfolgt, daß 
eine Aufhebung der einſtweil. Verfügung wegen Nichteinhaltung der geſetzten 
Friſt nicht ausgeſprochen werden kann.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 23. Sept. 1912 i. S. Pfützner 

w. Evert. Ee. 64/1912. K—n. 


30. Haftung des Honkursverwalters auch für nicht im Konkurs- 
verfahren gerügte Verſehen; Mitſchuld des Gläubigers und feines 
Anwalts.“ 

Vgl. 67 Nr. 125 m. N. 

KO. dd 82. 86. 151; BGB. 88 254. 278. 

Der Kläger ließ im Konkurſe des X. durch ſeinen Rechtsanwalt R. eine 
Darlehnsforderung von 5000 % mit Zinſen und 16 4 20 9 Mahnkoſten als 
einfache Konk.-Forderung anmelden, die in der Gläubigerverſammlung vom 
14. Nov. 1908 auch feſtgeſtellt wurde. Er hatte noch eine weitere hypothekariſch 
geſicherte Forderung zu 8000 1 gegen den Gemeinſchuldner, die er aber nicht 
anmelden ließ, weil vorauszuſehen war, daß ſie bei der Verſteigerung des 
ſchuldneriſchen Anweſens zum Zuge kommen mußte; ſie kam auch zum Zuge. 
Bei Fertigſtellung der Schlußrechnung verwechſelte nun der Konk.-Verwalter 
dieſe beiden Forderungen; er ſtellte die feſtgeſtellte einfache Konk.⸗Forderung 
zu 5000 t mit Zinſen und Koſten zwar in die Aufſtellung ein, bemerkte je⸗ 
doch dazu: „die angemeldete Forderung kommt für die Schlußrechnung nicht. 
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mehr in Betracht“. Bevor er die Schlußrechnung bei Gericht einreichte, fragte 
er am 25. Okt. 1911 noch ſchriftlich beim Rechtsanwalt R. an, ob die 16 , 20 9 
Koſten des Mahnverfahrens aufrechterhalten würden, wobei er hervorhob: 
er nehme an, daß die zu Nr. 17 der Tabelle angemeldete Forderung des Klä- 
gers von 5000 „ nebſt 4% Zinſen durch das Subhaſtationsverfahren, bei dem 
die fragliche Hypothek ſeines Wiſſens übernommen worden, erledigt ſei. Gleich⸗ 
zeitig erſuchte er hinſichtlich dieſer beiden Poſten um umgehende Mitteilung, 
da die Schlußrechnung bereits gefertigt ſei. Durch Verſehen des Rechtsan⸗ 
walts R. blieb dieſer Brief des Konk.⸗Verwalters unbeantwortet. Bei der 
Schlußverteilung wurde dann die feſtgeſtellte Forderung zu 5000 / nicht 
berüdfichtigt, wodurch dem Kläger der Betrag verloren ging, der ſonſt auf 
ſie entfallen wäre. Gegen Schlußverzeichnis und Schlußrechnung waren im 
Konk.⸗Verfahren Einwendungen nicht erhoben worden, weder vom Kläger 
noch von ſeinem Vertreter, Rechtsanwalt R. — Der Konk.⸗Verwalter erſetzte 
aus freien Stücken dem Kläger die Hälfte der verlorenen Summe. Der Kläger 
verlangte vom Konk.⸗Verwalter auch die andre Hälfte, wurde jedoch mit 
dieſer Klage, auch in der Ber.⸗Inſtanz, abgewieſen. — Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„— — — Zunxächſt iſt zu prüfen, ob durch Nichterhebung von Ein⸗ 
wendungen gegen das Schlußverzeichnis und die Schlußrechnung nicht alle 
Anſprüche des Konk.⸗Gläubigers gegen den Konk.⸗Verwalter, welcher ein 
Verſehen begangen hat, ohne weiteres ausgeſchloſſen ſind. In dieſer Rich⸗ 
tung hat ſich das Ber.⸗Gericht nicht der ſtrengen Auffaſſung des OLG. Dresden 
(vgl. Leipz Z. 1909, 710 und OL GRſpr. 6, 366) angeſchloſſen, welche jede 
Haftung des Konk.⸗Verwalters verneint, wenn dieſer nicht ſelbſt den Gläu⸗ 
biger von der Einſichtnahme in das Schlußverzeichnis ferngehalten hat. Das 
Ber.⸗Gericht hält die von Jaeger (K O.?“ § 82 Anm. 5) und vom OLG. Celle 
(OL GRſpr. 19, 223) näher ausgeführte Meinung für zutreffend, daß durch den 
8 86 KO. bei Nichterhebung von Einwendungen wohl die Anſprüche gegen die 
Konk.⸗Maſſe ausgeſchloſſen ſind, jedoch nicht die in §S 82 KO. vorgeſehene per- 
ſönliche Haftung des Konk.⸗Verwalters. 

Die Frage, ob und inwieweit die perſönliche Verantwortlichkeit des 
Verwalters durch eigenes Verſchulden des Beſchädigten vermindert wird, 
iſt, wie Jaeger zu § 82 KO. bemerkt, nach $ 254 BGB. von den Umſtänden 
des Einzelfalls abhängig. Hierbei iſt noch darauf hinzuweiſen, daß die Ein— 
reichung der Schlußrechnung als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt, daß das Schluß⸗ 
verzeichnis bereits gefertigt iſt, in welchem die Anſprüche der einzelnen Konk. 
Gläubiger hinſichtlich ihrer Konk.-Dividende erwähnt ſind. 

Der Kläger muß gegen ſich gelten laſſen, daß ſein Anwalt im Stonf.- 
Verfahren das Schlußverzeichnis nicht eingeſehen und nicht beanſtandet und 
daß er den Brief des Konk.⸗Verwalters v. 25. Okt. 1911 nicht beantwortet 
hat, obwohl er daraus erſehen mußte, daß infolge des Mißverſtändniſſes des 
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Konk.⸗Verwalters die Gefahr drohte, daß bei der Schlußverteilung die feſt⸗ 
geſtellte Forderung zu 5000 einfach unberückſichtigt blieb. Die $$ 254. 
278 BGB. ſind vom 1. Richter mit Recht der Entſcheidung zugrunde gelegt 
worden; 

vgl. Urteil des RG. v. 16. April 1909, DIZ. 1909, 825 und v. 19. Okt. 1906, 

Seuff Bl. 1907, 145. 

In § 254 BGB. iſt lediglich die entſprechende Anwendung des § 278 
angeordnet. Dies ſoll heißen — wie in Seuff Bl. 1908, 352 in Überein⸗ 
ſtimmung mit der früheren Rechtſprechung des RG. ausgeführt iſt —, daß 
der § 278 anwendbar iſt, auch wenn ein rechtsgeſchäftliches Verhältnis zwiſchen 
dem Schädiger und dem Beſchädigten nicht beſteht (anders RGeEntſch. 77, 
211, in Seuff A. 67 Nr. 125). 

In RGEntſch. 55, 332 iſt bemerkt, daß der Beſchädigte ſich i. S. des Ge⸗ 
ſetzes eines andern zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten ſchon dann bedient, 
wenn nur dieſer andre mit der Wahrnehmung der Angelegenheit, in welcher 
der Schaden eintrat, betraut war. Im gegenwärtigen Falle war es jedenfalls 
Pflicht des Konk.⸗Gläubigers, wenn er in dem Konk.⸗Verfahren ſeine For⸗ 
derung zur Geltung bringen wollte, ſeine Rechte im Konk.-Verfahren zu be- 
treiben. Zur Erfüllung dieſer Verpflichtung hat ſich der Kläger des Rechts⸗ 
anwalts R. bedient. Daß es unweſentlich iſt, welcher Art die Verbindlichkeit 
iſt, ob eine rechtsgeſchäftliche oder eine geſetzliche, iſt z. B. auch in dem Komm. 
von RGRäten zu § 278 BGB. ausgeführt. Mit Recht hat das Landgericht 
bei Abwägung des Verſchuldens des Rechtsanwalts R. einerſeits und des 
Konk.⸗Verwalters anderſeits jedem einen gleichen Teil zugemeſſen. Ein über⸗ 
wiegendes Verſchulden des Konk.⸗Verwalters um deswillen anzunehmen, 
weil er die Erledigung ſeines Briefes v. 25. Okt. 1911 bei Rechtsanwalt R. 
nicht moniert hat, beſtand kein Anlaß. — — —“ 


Urteil des OLG. Augsburg v. 9. Okt. 1912. L. 61/12. H- n. 


I. Bürgerliches Recht. 


31. Ausgleichung des Schadens aus dem Derluft einer Hypothek mit 
dem Vorteil aus der Erſtehung des Grundſtücks. 
Vgl. 64 Nr. 66 m. N.; 67 Nr. 31. 
BGB. § 249. 

Der Beklagte hatte ſich gegen den Kläger am 9. Sept. 1905 verpflichtet, 
deſſen Hypothek von 55 000 „ auf dem Grundſtück des Maurermeiſters M. 
bei eintretender Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks herauszubieten. Dieſer 
Verpflichtung war er jedoch nicht nachgekommen als der Kläger im Jahr 1906 
die Zw.⸗Verſteigerung herbeigeführt hatte. In dieſer fiel die Hypothek des 
Klägers mit 41 312 / aus; Erſteher war der Kläger ſelbſt. — Mit feiner Klage 
auf Schadenerſatz, vorläufig von 10 000 %, drang er in der Ber. ⸗Inſtanz 
durch, das Reichsgericht ſtellte aber die erſtinſtanzliche Abweiſung der Klage 
wieder her. Aus den Gründen: 

„— — — Die Klage muß daran ſcheitern, daß der vom Beklagten ent- 
gegengehaltene Geſichtspunkt der Vorteilsausgleichung durchgreift. Grund⸗ 
ſätzlich iſt allerdings daran feſtzuhalten, daß von einer Vorteilsausgleichung 
nur dann die Rede ſein kann, wenn Schaden wie Vorteil auf das nämliche 
Ereignis zurückzuführen ſind. Dieſe begriffliche Vorausſetzung iſt aber im vor⸗ 
liegenden Fall auch erfüllt. Der Kläger will ſeine Einbuße deswegen erlitten 
haben, weil der Beklagte die Hypothek nicht herausgeboten hat. Eben der 
Umſtand aber, daß der Beklagte vertragwidrig unterlaſſen hat, ſeinerſeits 
zu bieten und die Hypothek herauszubieten, hat den Kläger veranlaßt und 
zugleich in die Möglichkeit verſetzt, das Grundſtück ſelbſt zu erwerben, und 
wenn hierdurch auch nicht die Tatſache des Ausfallens der Hypothek mit 41 312.4 
beſeitigt worden iſt, ſo hat doch der Kläger anderſeits dadurch, daß er das 
Grundſtück zu einem unter dem Wert bleibenden Preiſe erworben hat, einen 
Vorteil erlangt, der die Einbuße in Höhe des Unterſchieds zwiſchen Erwerbs— 
preis und Grundſtückswert wieder ausgleicht. Kommt dieſer Unterſchied 
dem vollen Betrage des Ausfalls gleich, ſo iſt mithin der Kläger auch in vollem 
Maße gedeckt, und zurückzuführen iſt dieſes Ergebnis im letzten Ende gerade 
darauf, daß der Beklagte die ihm obliegende Leiſtung unterlaſſen hat. 

Daß die Vorausſetzung desſelben Ereigniſſes in Hinſicht auf die Vorteils⸗ 
ausgleichung nicht zu eng zu faſſen iſt, daß vielmehr den Maßſtab der der Natur 
der Sache entſprechende Zuſammenhang bildet und dabei auch 25 Billigkeit 
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zu berückſichtigen iſt, hat das Reichsgericht ſchon wiederholt ausgeſprochen 
und namentlich auch in einem Fall angenommen, der dem vorliegenden in« 
ſofern ähnlich lag, als auch dort der Kläger durch die Nichterfüllung eines 
(Tauſch⸗) Vertrags geſchädigt ſein wollte, anderſeits aber feſtgeſtellt war, 
daß er das ihm vom Beklagten tauſchweiſe zu gewährende Grundſtück zu einem 
Preiſe unterhalb des Wertes in der Zw.⸗Verſteigerung erworben hatte (SeuffXl. 
64 Nr. 66). Dieſem Standpunkt hat ſich dann auch der 2. Ziv.⸗Senat angeſchloſſen 
(Seuff A. 67 Nr. 31). Auf das Urteil des 3. Ziv.⸗Senats in Entſch. 65, 57 
kann der Beklagte ſich nicht berufen; damals handelte es ſich nicht wie hier 
um Schadenerſatz wegen Nichterfüllung einer geſchuldeten Leiſtung, ſondern 
um einen angeblichen Schaden daraus, daß der verklagte Notar die Klägerin 
nicht von einer eingetragenen Grundſtückslaſt benachrichtigt hatte. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 1. Mai 1912 in der preuß. 
Sache George (Kl.) w. Pohl (KGG. Berlin). V. 6/12. 


32. Kein Verzug des Hyp.-Schuldners in der Zinszahlung, wenn ihm 
die, Adreſſe des neuen Gläubigers der abgetretenen Hyp.-Forderung 
nicht mitgeteilt ift.* Die Hinterlegung iſt nur ein Recht des Schuldners. 
Vgl. 60 Nr. 27. 
BGB. 88 285. 270. — BGB. § 372. 

Nach der im Grundbuch in Bezug genommenen Schuld- und Pfandver⸗ 
ſchreibung v. 14. April 1910 hatte der Beklagte ſich der Kündbarkeit ſeiner 
Hypothekenſchuld unterworfen, wenn die Zinſen nicht innerhalb 14 Tagen 
nach der jedesmaligen Fälligkeit bezahlt würden. Am 24. Okt. 1910 erhielt 
er vom Grundbuchamt die Mitteilung, daß die Hypothek mit Zinſen ſeit dem 
1. Oktober an die minderjährige F. H. in Flensburg abgetreten ſei; nähere 
Angaben über die Perſon der neuen Gläubigerin wurden nicht gemacht. Als 
die am 1. April 1911 fälligen Zinſen bis zum 14. April nicht bezahlt worden 
waren, kündigte die Gläubigerin das Kapital auf den 1. November und klagte 
es dann ein. — Die Klage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Der Einwand des Beklagten aus § 285 BGB. iſt an ſich zu⸗ 
läſſig. Zu vertreten hat der Beklagte gemäß § 276 Vorſatz und Fahrläſſigkeit. 

Unſtreitig kannte der Beklagte derzeit den Namen des geſetzlichen Ver⸗ 
treters der Klägerin und die nähere Adreſſe in Flensburg nicht. Er wußte aus 
der Benachrichtigung des Grundbuchamts lediglich, daß ſeine Gläubigerin 
die minderjährige F. H. in Flensburg ſei. Es kann nun kein Verſchulden des 
Beklagten darin erblickt werden, daß er unter dieſen Umſtänden nicht an die 
Minderjährige ſelbſt zahlte. Da ihn die Annahme der Zahlung ſeitens der 
Minderjährigen an ſich noch nicht befreite, vielmehr dazu außerdem gemäß 
§ 107 BOB. noch die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters notwendig 
war, ſo durfte er bei Anwendung der gewöhnlichen Aufmerkſamkeit eine ſolche 
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Zahlung an die Minderjährige garnicht leiſten und iſt jedenfalls dadurch, daß 
er dies unterließ, nicht in Verzug geraten (vgl. Soergel Rechtſpr. 1911 Nr. 3 
zu § 285 BGB.). 

Es iſt daher für die hier zu treffende Entſcheidung ohne Bedeutung, ob 
der Beklagte, wie er behauptet, den Verſuch, an die Minderjährige zu 
zahlen, gemacht hat, dieſer aber an der Weigerung der Poſt, die „an die 
minderjährige F. H. in Flensburg“ adreſſierte Anweiſung zu befördern, 
geſcheitert iſt, oder ob er, wie die Klägerin behauptet, jeglichen Verſuch dieſer 
Art unterlaſſen hat. 

Es fragt ſich aber, ob dem Beklagten nicht inſofern eine Fahrläſſigkeit 
zur Laſt fällt, als er es unterließ, zur Behebung der Unkenntnis des geſetz⸗ 
lichen Vertreters und deſſen näherer Adreſſe rechtzeitig die nötigen Schritte 
zu tun. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Eine Rechtspflicht des Beklagten, die 
Perſon des geſetzlichen Vertreters der Klägerin und die nähere Adreſſe zu er⸗ 
mitteln, beſtand nicht. Grundſätzlich darf der Schuldner dadurch, daß ſein 
Gläubiger ohne ſeine Mitwirkung die Forderung an eine andre Perſon ab⸗ 
tritt, nicht ſchlechter geſtellt werden. Dies würde aber dann der Fall ſein, wenn 
der Schuldner verpflichtet wäre, Mühe und Koſten aufzuwenden, um die 
zur Bewirkung der Zahlung erforderliche Adreſſe feſtzuſtellen. Eine ſolche 
Verpflichtung ergibt ſich auch keineswegs, wie das Landgericht annimmt, 
aus § 270 Abſ. 1 BGB. Mit dieſer Beſtimmung, die als ſelbſtverſtändlich 
vorausſetzt, daß der Gläubiger dem Schuldner nach ſeiner Rechtsfähigkeit 
und näheren Adreſſe bekannt iſt, läßt ſich ſehr wohl vereinen, daß es nach dem 
vom erkennenden Senat vertretenen Standpunkt Sache des neuen Gläu⸗ 
bigers iſt, den Schuldner in die Lage zu verſetzen, daß er leiſten kann (vgl. 
RG. in SeuffA. 60 Nr. 27). 

Der Beklagte handelte ſchließlich auch inſofern nicht ſchuldhaft, als er es 
unterließ, ſeiner Leiſtung ſich dadurch zu entledigen, daß er die Zinſen in der 
vom Geſetz vorgeſehenen Weiſe hinterlegte. Die Hinterlegung iſt, wie § 372 
ergibt, ein Recht des Schuldners; es beſteht aber, falls nicht ein vom Geſetz 
normierter Ausnahmefall in Frage kommt, keine Pflicht für ihn zu hinter⸗ 
legen. 

Trifft den Beklagten hiernach an der Verſäumung der pünktlichen Zins⸗ 
zahlung kein Verſchulden, ſo iſt er auch nicht in Verzug gekommen; die Kün⸗ 
digung des Kapitals zum 1. Nov. 1911 iſt alſo zu Unrecht erfolgt, und der Be⸗ 
klagte verweigert mit Recht die Auszahlung. 

Es war daher auf die friſt⸗ und formgerechte Berufung des Beklagten 
unter Abänderung des angefochtenen Urteils die Klage abzuweiſen.“ 


Urteil des OLG. zu Kiel (3. 38.) v. 9. Mai 1912 i. S. H. w. H. U II. 
26/12. Schleswpolſt. Anz. 1912, 161. 
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33. Übernahme einer Hypothek auf den Kaufpreis durch einen Teil— 
erwerber des Grundſtücks; Inhalt ſeiner Verpflichtung zur rechtzeitigen 
Befriedigung des Gläubigers. 

Val. 62 Nr. 204 m. N.; 64 Nr. 26. 

BGB. 8s 415 Abſ. 3, 416. 157. 

Die Parteien hatten durch notariellen Vertrag v. 5. Nov. 1909 ihre An⸗ 
weſen vertauſcht; der Kläger S. hatte ſich jedoch einige der zu feinem An- 
weſen gehörige Grundſtücke vorbehalten. Auf dieſem Anweſen laſtete u. a. 
ein Annuitätenkapital der H. Bank zu 6400.%. Dieſes Kapital ſamt der hierzu 
beſtehenden Kaution übernahmen — in Anrechnung auf die Tauſchaufgabe — 
die Beklagten, Eheleute D., in perſönlicher und dinglicher Haftung zur bedun- 
genen Verzinſung, annuitätenweiſen Tilgung und vertragmäßigen Rück⸗ 
zahlung als künftige Schuldner. Beim Abſchluß des Tauſchvertrags waren 
die Vertragſchließenden von der Annahme ausgegangen, daß die Bank als 
Gläubigerin der Hypothek diejenigen Grundſtücke, die ſich S. von ſeinem 
Anweſen zu Eigentum vorbehalten hatte, aus dem Pfandverband entlaſſen 
werde; dieſe Entlaſſung wurde aber von der Bank verweigert. S. klagte nun 
gegen die Eheleute D. mit dem Antrage, auszuſprechen, daß die Beklagten 
als Geſamtſchuldner ſchuldig ſeien, die Grundſtücke, die er ſich vorbehalten 
hatte, von der Hypothek der H. Bank zu 6400. ſamt Kaution zu befreien. 
— Der Klage wurde ſtattgegeben; die Berufung der Beklagten wurde zurück— 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Eine ausdrückliche Vereinbarung des Inhalts, daß die Beklagten ver- 
pflichtet ſeien, die Entlaſſung der dem Kläger verbleibenden Grundſtücke aus 
dem Pfandverbande herbeizuführen, iſt feſtgeſtelltermaßen nicht getroffen 
worden, weil man allſeits von der ſicheren Erwartung ausging, daß die H. 
Bank anſtandlos und ohne weiteres den Reſtbeſitz des Klägers aus der Haftung 
für die Hypothek zu 6400 % entlaſſen werde. Dieſe Erwartung hat ſich als 
irrig erwieſen, und es iſt daher die Frage zu entſcheiden, ob trotz des Mangels 
einer dahin gehenden Vereinbarung den Beklagten die Verpflichtung obliegt, 
die Entlaſſung des Reſtbeſitzes des Klägers aus dem Pfandverbande herbei— 
zuführen. 

Das Geſetz enthält keine Beſtimmung, aus der ſich eine derartige Ver— 
pflichtung der Beklagten unmittelbar ableiten ließe. Bei der Beratung des 
nunmehrigen § 415 BGB. (1. Entw. § 315) in der 2. Kommiſſion wurde die 
Aufnahme einer Vorſchrift des Inhalts beantragt, daß bei Vereinbarung der 
Schuldübernahme zwiſchen dem Schuldner und einem Dritten der letztere 
dem Schuldner gegenüber zur Tilgung der übernommenen Schuld verpflichtet 
ſei. Der Antrag wurde aber abgelehnt, weil es keineswegs in der Abſicht der 
Kontrahenten liege, daß das Schuldverhältnis möglichſt bald zur Tilgung ge⸗ 
lange; wer eine Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen 
habe, wolle ſie auf den Grundſtücken liegen laſſen und nicht zur Löſchung 
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bringen, die Übernahme der Hypotheken werde gerade deswegen vereinbart, 
weil der Käufer nicht flüſſige Mittel genug habe, um die Hypotheken abzu⸗ 
ſtoßen (Prot. 1, 406. 411). Demgemäß verpflichtet der §415 BGB. — der 
als allgemeine Vorſchrift auch bei der Übernahme von Hypotheken in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis Anwendung findet, ſoweit ſich nicht aus § 416 das 
Gegenteil ergibt — in feinem Abf. 3 den Übernehmer, ſolange nicht der Gläu— 
biger die Genehmigung erteilt hat (und ebenſo, wenn der Gläubiger die Ge— 
nehmigung verweigert), lediglich dazu, den Schuldner ‚rechtzeitig‘ zu befrie— 
digen. ‚Nechtzeitig‘ bedeutet: jo zeitig, daß der alte Schuldner vom Gläubiger 
nicht mit Erfolg in Anſpruch genommen werden kann, alſo nicht vor der Fällig— 
keit der Forderung; 

Staudinger BGB. /s. Note 3b zu $ 415; Seuff . 64 Nr. 26 (Urt. des RG. v. 

10. Okt. 1908); OL GRſpr. 4, 227; 12, 259. 260. 

Allein dieſe Beſtimmung des § 415 Abſ. 3 gilt nur im Zweifel; ſie bildet alſo 
eine ‚Auslegungstegel‘, die nicht anwendbar iſt, wenn aus den Umſtänden 
des Falles ein abweichender Parteiwille zu entnehmen iſt (Staudinger 
Note 7 zu § 133). 

Ob für Fälle, in denen der Vertrag eine Lücke aufweiſt, weil die Parteien 
die ſpäter eingetretenen Verhältniſſe nicht vorausgeſehen und darum auch an 
deren Ordnung nicht gedacht haben, von einer ſtillſchweigenden Vereinbarung“ 
geſprochen werden könne (vgl. dagegen insbeſondere Danz Auslegung 
der Rechtsgeſchäftes 87 ff.), kann dahingeſtellt bleiben. Keiner Entſcheidung 
bedarf auch die neuerdings lebhaft behandelte Streitfrage, ob eine derartige 
Lücke im Vertrage dadurch auszufüllen ſei, daß der Richter fragt, was ver— 
ſtändige Menſchen unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte im gleichen Fall 
freiwillig geleiſtet hätten, oder ob zu fragen ſei: was hätten die Parteien verein- 
bart, wenn ſie die ſpäter eingetretene Sachlage vorausgeſehen hätten; 

vgl. einerſeits Tanz a. a. O. 79. 92 und IW. 1912, 2 ff., insbeſ. 7, anderſeits 

Brodmann in ZHR. 70, 399. 

Denn beide Wege führen hier zu dem gleichen für die Beklagten ungünſtigen 
Ergebnis. 

Es kommt zunächſt in dieſer Hinſicht die Tatſache in Betracht, daß an die 
Beklagten nur Teile des belaſteten Anweſens veräußert worden ſind und 
die übernommene Hypothek auf dem Reſtbeſitz des Klägers geblieben iſt. 
Wären die Beklagten durch die Übernahme der Hypothek nicht zur Beſchaffung 
der Einwilligung des Gläubigers in die Löſchung jener Hypothek auf dem 
Reſtbeſitz des Klägers verpflichtet worden, jo würde dieſer Beſitz für unabſeh— 
bare Zeiten damit belaſtet und dadurch für den Kläger, der als gewerbmäßiger 
Güterhändler unzweifelhaft auch den Reſtbeſitz des vertauſchten Anweſens 
zu veräußern beabſichtigt, ſchwer oder garnicht verkäuflich ſein (vgl. das erwähnte 
Urt. des RG. v. 10. Okt. 1908). Wie das Landgericht ferner mit Recht hervor— 
gehoben hat, iſt der Betrag der in Frage ſtehenden Hypothek gegenüber der den 
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Beklagten zukommenden Tauſchaufgabe (35 000 &) verhältnismäßig gering⸗ 
fügig. Die Beklagten haben bei der Verbriefung ſelbſt betont, daß ſie die Weg⸗ 
zahlung dieſer Hypothek deren Übernahme vorziehen würden. Die Bank als 
Hyp.⸗Gläubigerin iſt bereit, das Kapital, ſogar unter entſprechender Ver⸗ 
gütung wegen der vorzeitigen Heimzahlung, anzunehmen. Demgemäß wird 
den Beklagten mit der ſofortigen Heimzahlung der Hypothek, für die ſie ja 
vereinbarunggemäß ohnedies dinglich und perſönlich haften, eine verhältnis⸗ 
mäßig geringe wirtſchaftliche Unbequemlichkeit zugemutet, während für den 
Kläger die Fortdauer der Belaſtung ſeines Reſtbeſitzes ein ſchweres pekuniäres 
Opfer bedeuten würde. Mit Rückſicht auf derartige Erwägungen iſt offenbar 
auch der zeugſchaftlich vernommene Notar der Anſchauung, daß die Beklagten 
auf Grund der perſönlichen Schuldübernahme erforderlichenfalls zur Frei⸗ 
machung des Reſtbeſitzes des Klägers verpflichtet ſeien. Es iſt auch mit Sicher⸗ 
heit anzunehmen, daß die Beklagten, wenn die Befreiung des Klägers von der 
Haftung für die Hypothek von ihnen verlangt worden wäre, hiergegen keinerlei 
Einwendungen erhoben haben würden. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man, wenn man (nach der Forderung 
von Danz) an Stelle der konkreten Vertragsparteien ‚verſtändige Männer‘ 
ſetzt; auch ſolche hätten für den Fall, daß die Bank die Entlaſſung des Reſt⸗ 
beſitzes des Verkäufers aus dem Pfandverband verweigere, bei ſonſt gleichem 
Tatbeſtand die Verpflichtung des Käufers zur Befreiung des Verkäufers von 
der Haftung für das Bankgeld ſicherlich vereinbart. 

Demgemäß iſt das Ber.-Gericht gleich dem Landgericht der Anſicht, daß 
das Verlangen des Klägers, daß die Beklagten ſeinen Reſtbeſitz von der 


darauf laſtenden Hypothek zu 6100 „ befreien, gerechtfertigt if. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 19. Januar 1912 i. S. D. w. 
S. L. 1225/1910. F—z. 


34. Über die Frage des Gefahrübergangs beim Verkauf unter 
Vorbehalt des Eigentums. 
Vgl. 62 Nr. 35; 63 Nr. 62. 
BGB. 88 455. 446. 

Die klagende Firma hatte an Joſeph Z. zwei Fohlen verkauft unter Vor⸗ 
behalt ihres Eigentums bis zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes. 
Alsbald nach der Übernahme durch den Käufer waren die Fohlen erkrankt 
und verendet. Nach Eintritt der Fälligkeit klagte die Verkäuferin auf Zahlung 
des Kaufpreiſes, wurde aber in beiden Inſtanzen abgewieſen. — Im übrigen 
aus den Gründen des Ber. Urteils: 

— — — Die Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes ſetzt voraus, 
daß der Verkäufer dem Käufer nicht nur die Sache übergibt, ſondern auch das 
Eigentum der Sache verſchafft. Erſt dann hat der Verkäufer vollſtändig 
erfüllt (BB. 8 433; RGeEntſch. 66, 347). Wenn ſich der Verkäufer das Eigen⸗ 
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tum an der verkauften beweglichen Sache bis zur vollſtändigen Zahlung des 
Kaufpreiſes vorbehält ($ 455 BGB.), bleibt der Eigentumsübergang auf den 
Käufer bis dahin aufgeſchoben. Geht vor Fälligkeit des Kaufpreiſes die ver⸗ 
kaufte Sache zugrunde, ſo trägt der Verkäufer die Gefahr. Iſt dieſer wegen 
Untergangs der Sache ohne Verſchulden des Käufers wie hier zur Eigentums⸗ 
verſchaffung nicht mehr imſtande, ſo entfällt auch für den Käufer die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes. Die Frage, ob beim Eigentums⸗ 
vorbehalt die Gefahr der Verkäufer zu tragen habe oder ob dieſe ſofort mit der 
Übergabe der Sache nach 8 446 BGB. auf den Käufer übergehe, iſt freilich 
lebhaft beſtritten. 

Für den ſofortigen Übergang der Gefahr auf den Verkäufer ſind ins⸗ 
beſondere: 

Staudinger BGB. /s. § 455 Anm. 7; Enneccerus B. R. /%8. 5 341 Nr. 1 S. 320; 
Kohler BGB. 249; Kahn im Recht 7, 546; Windſcheid⸗Kipp Pand.? 2, 670; 
Wolf BGB. $ 446 Nr. 7; Achilles BGB.“ Anm. vor $ 446; Warneyer BGB. 
§ 455 Nr. 4; Staub HGB.s Anm. 67 Exkurs zu § 382; OLG. Colmar, OLG. 
Rſpr. 8, 445; OLG. Hamburg ebendort 12, 53d; OLG. Jena ebendort 13, 409 
und in Seuff A. 62 Nr. 35; OLG. Stuttgart im Recht 9, 592 2 und in SeuffBl. 
71, 139 und DZ. 1906, 659; OLG. Darmſtadt in Seuff. 63 Nr. 62; OLG. 
Karlsruhe Bad. Rſpr. 1905, 233; Bayer ObLG. 5, 423 für das frühere bayer. 
und gemeine Recht; Meisner Viehgewährſchaft?, 48. 49: Stölzle Viehkauf“, 144; 
W. 1911, 798. 

Es wird von den Vertretern dieſer Anſchauung hauptſächlich geltend 
gemacht, einmal, daß der Beſitzübergang für die Gefahrverteilung entſcheidend 
ſei, daß auch beim Eigentumsvorbehalt der Kauf unbedingt geſchloſſen und 
nur der Eigentumsübergang bedingt ſei, und daß für den Gefahrübergang 
Kauf und Übergabe auch dann genügten, wenn das Eigentum noch nicht 
übergegangen ſei; ſodann aber auch, daß es billig ſei, wenn der Käufer, der 
die tatſächliche Eigenſchaft über die Sache ausübt und ſie wie ein Eigentümer 
benutzt, auch beſſer in der Lage iſt, ſie zu ſchützen, die Gefahr trage, und daß 
der Verkäufer durch den Eigentumsvorbehalt ſich ja gerade eine gewiſſe Siche⸗ 
rung ſchaffen wolle, ſein Recht aber beim Verbleiben der Gefahr für ihn nur 
ein unvollkommenes ſei. 

Gegenteiliger Anſchauung ſind insbeſondere: 

Planck BGB. 2 8 455 Nr. 2, da beim Eigentumsvorbehalt die Übergabe nicht 
zum Zweck endgültiger Eigentumsübertragung erfolge, wie es nach $ 446 Abſ. 1 
Satz 1 zum Übergang der Gefahr erforderlich ſei; 

Dernburg B. R.? 2 $ 171 Nr. 13, da die Übernahme dem Käufer noch keine 
vollrechtliche Verfügungsmacht über die Sache gewähre; 5 

anſcheinend auch Crome B. R. $ 212 b (S. 413) trotz Anm. 35 zu $ 213 (S. 419); 

Komm. von RGRäten $ 455 N. 7 unter Verweiſung auf RGeEntſch. 66, 347, da 
die Übergabe der Sache nicht bedingunglos erfolge und deshalb auch die Er⸗ 
füllung noch ausgeblieben, ſohin die Vorausſetzung des § 446 BGB. für den 
Gefahrübergang noch nicht erfüllt ſei: 
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Coſack B. R.? 1, 488 oben N. 2; Endemann B. R.? 1, 972 Aum. 22 ($ 160 a) 
und 947 Aum. 24 (§ 159 a); 

Oertmann BGB.? § 455 N. 6, insbeſondere auch aus inneren Gründen, da der 
Vorbehalt den Käufer hindere, durch anderweitige Dispoſitionen über die Ware 
die Gefahr von ſich abzuwälzen und es ein Meſſen mit ungleichem Maße hieße, 
wenn der Verkäufer, der den Vorbehalt in ſeinem Intereſſe beigefügt habe, 
nicht als Ausgleich auch die mindergünſtigen Wirkungen der Klauſel auf ſich 
nehmen müßte; etwaigen praktiſchen Bedenken ſei die Erwägung entgegenzuhalten, 
daß den Käufer zweifellos die Beweislaſt für ſeine Schuldloſigkeit am Untergange 
der Sache treffe; 

ferner von Komm. zum Reichsgeſ. betr. Abzahlungsgeſchäfte Aubele, 34; Samter, 41; 

das OLG. Colmar, OL GRſpr. 24, 321/2, das hier unter Aufgabe ſeiner früheren 

Anſchauung (8, 445) ſich der überwiegenden Meinung auſchließt, daß bis zur 

Eigentumsverſchaffung der Verkäufer noch nicht vollſtändig erfüllt habe und unter 

‚ÜÜvergabe‘ in § 446 BGB. die Erfüllung i. S. des § 433 BGB. zu verſtehen ſei. 

Das Reichsgericht hat die beſtrittene Frage noch nicht grundlegend 
entſchieden, jedoch in mehrfachen Urteilen unverkennbar zum Ausdruck gebracht, 
daß es die u. a. von Planck und Oertmann vertretene zweite Meinung billigt. 
Zunächſt hat es in einem Urteile v. 24. Juni 1899 (JW. 1899, 50155) für das 
frühere preuß. Recht angenommen, daß bei Eigentumsvorbehalten der Käufer 
vom Abſchluß des Kaufvertrags an bis zur Zahlung des Kaufgeldes als bloßer 
Verwahrer und Verwalter des Kaufgegenſtandes zu betrachten ſei. Dieſelbe 
Anſchauung vertritt es aber auch für das neue Recht in den Urteilen vom 
12. Okt. 1906 (Entſch. 64, 336), v. 20. Okt. 1906 (Entſch. 64, 204, vgl. Benedix 
in le 72, 916 Nr. 4 Schlußſatz), v. 18. Sept. 1908 (Entſch. 69, 197) und 
v. 14. Juni 1910 (Entſch. 74, 126). In den Gründen des Urteils v. 12. Okt. 
1906 Entſch. 64, 337) iſt die Meinung von Planck und Oertmann ſogar aus— 
drücklich als „die überwiegende, man darf wohl ſagen die herrſchende“ be— 
zeichnet. | 

Der erkennende Senat verkennt die Bedeutung der Gründe der 
erſten, u. a. von Staudinger und Enneccerus vertretene Anſchauung nicht, 
für die insbeſondere auch Rückſichten des Verkehrs ſprechen, gibt aber der 
zweiten, u. a. von Planck, Oertmann und auch vom Reichsgericht gebilligten 
Meinung den Vorzug, wobei er ſich der ſtreng logiſchen Würdigung des Ver— 
hältniſſes der § 455. 446 und 433 BGB. zueinander bei Planck und den Billig— 
keitserwägungen bei Oertmann anſchließt. 

Bei dieſer rechtlichen Würdigung des Sachverhalts muß der Berufung 
der Klägerin gegen das die Klage e erſtinſtanzliche Urteil der 
Erfolg verſagt werden.“ 

Urteil d. OLG. München (3. Sen.) v. 23. Nov. 1912 i. S. Firma L. 
w. Z. I.. 579/11. 3 


— —— —— — 
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35. Wird die Wandelung durch eine erſt nach ihrer Erklärung, vor 
ihrer Vollziehung, eingetretene Verſchlechterung der Kauffache aus— 
geſchloſſend Sur Wandelung bedarf es nicht der Zuftimmung des 
Verkäufers. 
Vgl. 43 Nr. 48 m. N.; 57 Nr. 145; 59 Nr. 101; 62 Nr. 206; 63 Nr. 221; 67 Nr. 175; 
auch 65 Nr. 23. 
VGB. 88 465. 467. 351. 

Der Kläger hatte von dem Beklagten einen gebrauchten Kraftwagen 
für 1100 % gekauft und geliefert erhalten. Er klagte auf Rückzahlung des 
Kaufpreiſes gegen Rückgabe des Wagens mit der Behauptung, daß die Kauf— 
ſache die zugeſagten Eigenſchaften nicht gehabt habe, auch zu dem nach dem 
Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch untauglich geweſen ſei. Der Beklagte 
beſtritt dies und machte geltend, daß der Kläger nicht mehr in der Lage ſei, 
den Kraftwagen in dem Zuſtande zurückzugeben, in welchem er ihn erhalten 
habe, indem er in der Garage des D., dem der Kläger ihn zur Aufbewahrung 
übergeben hatte, durch Vernachläſſigung verdorben und betriebsunfähig ge— 
worden ſei. — Der Beklagte wurde verurteilt und ſeine Berufung zurückge— 
wieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — Es liegt eine erhebliche Minderung des Wertes und der Taug— 
lichkeit der verkauften Sache vor, welche geeignet iſt, den Anſpruch auf Wan— 
delung zu begründen. Zu prüfen war daher nur noch die Bedeutung der vom 
Beklagten in dieſer Inſtanz aufgeſtellten Behauptung, daß durch des Klägers 
oder ſeiner Erfüllungsgehülfen Verſchulden nach der Erklärung, wandeln zu 
wollen, eine weſentliche Verſchlechterung der verkauften Sache herbeigeführt 
worden ſei. 

In Übereinſtimmung mit den Ausführungen bei Staudinger Anm. III zu 
§ 462 BGB. und dem Kommentar von RGRäten zu § 465 BGB. ſowie den 
dort angeführten Schriftſtellern iſt das erkennende Gericht der Anſicht, daß die 
Anſprüche des Käufers wegen der Mängel der gekauften Sache geltend gemacht 
werden können, ohne daß es einer Einwilligung des Verkäufers zu der vom 
Käufer verlangten Wandelung oder Minderung bedarf, daß dieſe Anſprüche 
vielmehr unmittelbar beſtehen wenn die Vorausſetzungen des § 459 BGB. 
vorliegen, und daß der Inhalt des Wandelungsanſpruchs auf tatſächliche 
Rückgängigmachung der Folgen des Kaufgeſchäfts gerichtet iſt (Reſtitutions— 
theorie). Die entgegengeſetzte, von Dernburg, Oertmann, Planck u. a. 
vertretene Vertragstheorie ſtützt ſich im weſentlichen auf den $ 465 BGB. 
und die Verhandlungen der 2. Kommiſſion, die zu der Faſſung dieſes 
Paragraphen geführt haben. Indeſſen nötigt weder der Wortlaut des 
§ 465 noch der Inhalt jener Verhandlungen zur Annahme der Vertrags- 
theorie. Der $ 465, welcher beſagt, daß die Wandelung oder Minderung 
vollzogeu iſt, wenn ſich der Verkäufer auf Verlangen des Käufers mit 
ihr einverſtanden erklärt, braucht nicht dahin verſtanden zu werden, daß 
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eine Wandelung nur auf dieſe Weiſe zuſtande kommen könne, ſondern 
kann auch bedeuten, daß mit der Einverſtändniserklärung des Verkäufers 
das Recht des Käufers, von der Wandelung zur Minderung oder von 
der Minderung zur Wandelung überzugehen, erliſcht. Wie die Motive 
ergeben, war die Vertragstheorie dem urſprünglichen Entwurf des BGB. 
fremd. Die Protokolle ergeben zwar, daß die Kommiſſion ſich in der 
Mehrheit auf den Boden der Vertragstheorie geſtellt hat und den § 465 
BGB. als einen Ausdruck der Vertragstheorie anſah, fie ergeben aber 
auch, daß dieſe Auffaſſung nicht ohne Widerſpruch geblieben iſt (Prot. 1, 
710 Abſ. 2). Die Anſicht der Kommiſſion iſt aber für die Auslegung 
des Geſetzes nicht von entſcheidender Bedeutung, um ſo weniger, als ſie 
in der nach jenen Verhandlungen verfaßten, für den Reichstag beſtimmten 
Denkſchrift nicht zum Ausdruck gelangt iſt (vgl. hierzu die Ausführungen 
von Müller in Seuff Bl. 69, 45 ff.). Von den Gegnern der Vertrags⸗ 
theorie iſt eine Anzahl geſetzlicher Beſtimmungen angeführt worden, 
welche mit dieſer Theorie unvereinbar erſcheinen, jo die $$ 477. 478. 480 
BGB. Entſcheidend erſcheint dem erkennenden Gericht der Umſtand, 
daß die Annahme der Vertragstheorie zur unausweichlichen Folge hat, 
daß der Käufer genötigt iſt, den Verkäufer falls er der Wandelung nicht 
zuſtimmt, zunächſt auf Abgabe der Einwilligungserklärung zu belangen, 
und daß er die Klage auf Rückzahlung erſt erheben kann, wenn das 
den Käufer hierzu verurteilende Erkenntnis rechtskräftig geworden iſt. 
Eine derartige Erſchwerung der Rechtsverfolgung würde den Bedürfniſſen 
des Verkehrs widerſtreiten, ſie iſt, wie die Prot. 1, 710 ergeben, nicht 
beabſichtigt geweſen, iſt auch von der Rechtſprechung, insbeſondere von 
der des Reichsgerichts, abgelehnt worden (Enutſch. 58, 425; 70, 198). 
Kann aber die Klage, wie das Reichsgericht anerkennt, unmittelbar auf 
Rückgängigmachung des Kaufes gerichtet werden, ſo enthält die Anſicht, 
daß der Anſpruch trotzdem zunächſt auf die Einwilligung in die angebotene 
Wandelung ſich richte, einen Widerſpruch. 

Entſteht aber der Anſpruch auf Wandelung ohne daß es einer Zuſtimmung 
des Verkäufers bedarf, fo führt die entſprechende Anwendung des $ 351 BGB. 
auf die Wandelung zu dem Ergebnis, daß dieſe nur dann ausgeſchloſſen iſt, 
wenn der Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang oder 
die anderweitige Unmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegen⸗ 
ſtandes vor der Erklärung, wandeln zu wollen, verſchuldet hat. Denn obwohl 
nach der dargelegten Auffaſſung der Anſpruch nicht erſt mit dieſer Erklärung, 
ſondern ſchon zu der Zeit entſteht, zu welcher die Gefahr auf den Käufer über⸗ 
geht, ſo hat doch die Erklärung, wandeln zu wollen, tatſächlich eine der Rück⸗ 
trittserklärung entſprechende Bedeutung. Durch dieſe Erklärung entſcheidet 
ſich der Käufer dafür, den Anſpruch geltend zu machen, erſt durch ſie wird 
aus einer bloßen Befugnis, zu fordern, ein tatſächliches Verlangen. Der 
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Augenblick, in welchem die Wandelung nach § 465 BGB. als vollzogen anzu⸗ 
ſehen iſt, alſo der Augenblick, in welchem der Käufer ſich entweder mit der 
Wandelung einverſtanden erklärt hat oder zu dieſer Einverſtändniserklärung 
rechtskräftig verurteilt worden iſt, iſt tatſächlich von weit geringerer Bedeutung 
und entſpricht weit weniger dem Augenblick der Rücktrittserklärung. Die Mög⸗ 
lichkeit, von der Wandelung zur Minderung überzugehen, welche in dieſem 
Augenblick erliſcht, iſt faſt nur von theoretiſcher Bedeutung, da in der Mehrzahl 
der Fälle derjenige, der einmal erklärt hat, wandeln zu wollen, bei der Wan⸗ 
delung beharren wird. Es entſpricht daher der Natur des Wandelungsanſpruchs 
am beſten, den Augenblick der Erklärung, wandeln zu wollen, als den i. S. des 
§ 351 BGB. entſcheidenden anzuſehen. Eine ſolche Anwendung entſpricht 
aber auch im höheren Maße der Billigkeit und dem Bedürfniſſe des Ver⸗— 
kehrs. 

Das Verſchulden, von welchem der § 351 ſpricht, iſt kein Verſchulden gegen 
eine, einem andern gegenüber beſtehende Verpflichtung. Denn ehe der Be⸗ 
rechtigte den Rücktritt erklärt hat, iſt er niemand gegenüber verpflichtet, für die 
Erhaltung des empfangenen Gegenſtandes Sorge zu tragen. Der § 351 ſtellt 
weiter dem Verſchulden des Berechtigten ein Verſchulden ſeines Erfüllungs⸗ 
gehülfen i. ©. des § 278 BGB. gleich. Da der Berechtigte niemand gegenüber 
zur Erhaltung der Sache verpflichtet iſt, jo kann auch von einem Erfüllung 
gehülfen im eigentlichen Sinn des Wortes nicht geſprochen werden. Die 
Auslegung hat daher dieſer Vorſchrift die weitgehende Bedeutung gegeben, 
daß der Rücktritt auch dann ausgeſchloſſen ſei, wenn der Untergang, die Ver⸗ 
ſchlechterung oder die Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache durch eine 
Perſon herbeigeführt worden iſt, welcher der Berechtigte die Sache lediglich 
zur Aufbewahrung übergeben hatte. Wendet man dieſe Grundſätze auf die 
Wandelung an und unterſtellt, daß ſie gelten, bis die Wandelung i. S. des 
9 465 vollzogen iſt, fo würde ein mit Recht erhobener Wandelungsanſpruch 
dann nachträglich wieder erlöſchen, wenn die Sache ohne jedes eigene Ver⸗ 
ſchulden des Berechtigten durch Verſchulden eines Dritten, dem ſie übergeben 
war, untergegangen iſt. In dem hier vorliegenden Falle hat der Käufer, 
nachdem er die Wandelung erklärt hatte, das empfangene Automobil der 
Garage von D., einer anerkannt guten Anſtalt, in Verwahrung gegeben, 
mithin alles getan, was billigerweiſe von ihm gefordert werden kann. Er 
würde durch ein Verſchulden dieſer Anſtalt nunmehr ſeines Rechts auf Wan⸗ 
delung verluſtig gehen, während er dieſes Recht behalten hätte, wenn ſich 
nicht der Verkäufer unberechtigterweiſe geweigert hätte, die Sache zurückzu⸗ 
nehmen. Setzt man dagegen den Augenblick der Wandelungserklärung als 
den entſcheidenden Zeitpunkt, ſo erhält man ein angemeſſeneres Ergebnis. 
Es erſcheint nicht unbillig, die Wandelung auszuſchließen, wenn die Sache bereits 
durch Verſchulden des Käufers oder ſeiner Erfüllungsgehülfen in dem ange⸗ 
gebenen Sinn untergegangen oder verſchlechtert war bevor er die Wandelung 
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erklärte. Denn vor dieſem Augenblick war der Verkäufer noch nicht in der Lage, 
ſein Einverſtändnis zur Wandelung zu erklären oder die übergebene Sache 
zurückzunehmen. Von dem Augenblick der erklärten Wandelung an würde 
der Wandelungsanſpruch zwar unverändert beſtehen, der Käufer aber für jeden 
durch ihn oder ſeinen Erfüllungsgehülfen in ſeiner Rückgabepflicht verſchul— 
deten Schaden haftbar ſein. Dieſe Haftung iſt aber dadurch gemildert, daß ſich 
der Verkäufer, ſobald ihm die Sache angeboten iſt, im Annahmeverzuge be— 
findet, weshalb der Käufer nunmehr gemäß S 300 BGB. nur Vorſatz und 

Die hier vertretene Auffaſſung ſteht im Widerſpruch mit der vom Reichs— 
gericht in verſchiedenen Urteilen ausgeſprochenen; 

Entſch. 59, 97; 71, 277 (SeuffA. 65 Nr. 23): IW. 1908, 478; 1910, 997. 
Ausführlich hat das Reichsgericht ſeine Anſicht nur in dem erſtgenannten Urteil 
begründet, während die ſpäteren Entſcheidungen im weſentlichen auf dieſes 
Urteil zurückverweiſen. Dort wird in der Hauptſache ausgeführt, daß die Wan— 
delung nach § 465 BGB. erſt durch das Zuſtandekommen einer Willenseinigung 
des Verkäufers und des Käufers über die Wandelung vollzogen werde und daß 
deshalb die entſprechende Anwendung des 8391 dazu führen müſſe, dieſe 
Einigung der Rücktrittserklärung gleich zu ſetzen. Obwohl das Reichsgericht 
ſich damit nicht ausdrücklich auf den Boden der Vertragstheorie geſtellt hat, 
haben dieſe Ausführungen nur vom Boden dieſer Theorie aus überzeugende 
Kraft. Die entſprechende Anwendung einer Geſetzesbeſtimmung auf andre 
Tatbeſtände läßt dem Ermeſſen des Richters einen gewiſſen Spielraum und 
geſtattet ihm, die Bedürfniſſe des Verkehrs und die Grundſätze der Billigkeit 
zu berücksichtigen. Im Hinblick hierauf erſcheint für denjenigen, der die Ver— 
tragstheorie nicht als richtig anerkennt, die entſprechende Anwendung des $ 351 
in dem oben dargelegten Sinne als die zutreffendere. 

Das Reichsgericht hat ſeine Entſcheidung ferner darauf geſtützt, daß nach 
gemeinem Recht, dem das neue Recht ſich anſchließen wollte, der Grundſatz 
gegolten habe: ein Käufer, der nach der Dispoſitionsſtellung ſo über die Ware 
verfüge wie es nur der Aufrechterhaltung des Vertrages entſprechen würde, 
verzichte damit auf ſein Redhibitionsrecht. Es kann zugegeben werden, daß 
in dem Verhalten des Käufers nach Erklärung der Wandelung unter Um— 
ſtänden ein Verzicht auf die Wandelung erblickt werden kann. Daraus folgt 
aber nicht, daß in allen Fällen, in denen der § 351 den Rücktritt ausſchließt, 
ein ſolcher Verzicht zu vermuten ſei. Der hier vorliegende Fall gibt ein Bei— 
ſpiel dafür, daß eine Verſchlechterung des empfangenen Gegenſtandes ohne 
Wiſſen und ohne Verſchulden des Käufers eintreten kann, weshalb aus ihr 
Schlüſſe auf den Willen des Käufers gewiß nicht gezogen werden dürfen. 

Auch der § 487 BGB. nötigt nicht dazu, den Augenblick der Vollziehung 
der Wandelung i. S. des § 465 als den der Rücktrittserklärung entſprechenden 
anzuſehen, wie von einigen Seiten angenommen wird (val. hierzu Planck 
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Anm. zu § 462 BGB.). Der 8487 trifft Sonderbeſtimmungen für den Vieh⸗ 
kauf. Er ordnet im Gegenſatze zu den allgemeinen Beſtimmungen über den 
Kauf an, daß die Wandelung auch im Fall der §§ 351 bis 353 verlangt werden 
könne, ſchreibt aber vor, daß der Käufer alsdann den Wert des Tieres zu ver— 
güten habe. Im Anſchluß daran iſt im Abſ. 3 gejagt: ‚Sit vor der Vollziehung 
der Wandelung eine unweſentliche Verſchlechterung des Tieres infolge eines 
vom Käufer zu vertretenden Umſtandes eingetreten, ſo hat der Käufer die 
Wertminderung zu vergüten“. Daraus ſoll der allgemeine Grundſatz her⸗ 
geleitet werden, daß die Vollziehung der Wandelung ſtets der maßgebende 
Zeitpunkt ſei, bis zu welchem eine Verſchlechterung der Sache das Wandelungs— 
recht ausſchließt. Es erſcheint indeſſen nicht angängig, aus einer derartigen 
Sonderbeſtimmung, die ſich zudem garnicht auf den Ausſchluß der Wandelung 
bezieht, einen allgemeinen Grundſatz von ſolcher Tragweite herzuleiten. Es 
mag ſein, und eine Bemerkung in den Protokollen deutet darauf hin, daß man 
bei der Feſtſtellung jener Vorſchrift der Anſicht war, hier nach einem allgemeinen 
Grundſatz zu verfahren. Zum Ausdruck gelangt iſt dieſer Grundſatz im Geſetz 
aber nicht. 

Es kam deshalb auf den vom Beklagten angebotenen Beweis für die Ver— 
ſchlechterung des Automobils nicht an. Iſt das Automobil durch ein von dem 
Kläger zu vertretendes Verſchulden tatſächlich verſchlechtert worden, ſo ſteht 
es dem Beklagten frei, von dem Kläger Schadenerſatz zu fordern. Die Zu— 
läſſigkeit der Wandelung zu beſtreiten und deshalb Rückzahlung des ein- 


geklagten Kaufpreiſes zu verweigern, iſt er nicht mehr befugt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 9. Jan. 1912 in der Ham⸗ 
burger Sache Arndt (Kl.) w. Blaſchek. Bf. II. 195/11. A- d. 


36. Umfang der Pflicht des Mieters zum Vorzeigen der Mietwohnung 
an Mietluftige *. 
Herabſetzbarkeit einer durch einſtweil. Verfügung angedrohten Strafe.** 
Vgl. 47 Nr. 105. — Vgl. 65 Nr. 42 m. N. 
BGB. § 556. — ZPO. $$ 940. 888. 

Der Arzt Dr. H. hatte von Frau P. bis zum 30. Sept. 1912 eine Wohnung 
im Erdgeſchoſſe ihres Hauſes in L. ermietet. Auf Antrag der Vermieterin 
wurde ihm durch einſtweil. Verfügung zur Vermeidung einer Geldſtrafe von 
50% für jeden Fall der Zuwiderhandlung aufgegeben, zu geſtatten, daß 
die Wohnung bis zur Weitervermietung in der Zeit von 10 bis 12 Uhr vormittags 
und von 3 bis 6 Uhr nachmittags von Mietluſtigen beſichtigt werde. Am 31. Aug. 
1912 verlegte der Mieter ſein Sprechzimmer in die von ihm neu ermietete 
Wohnung, die ſich in dem gegenüberliegenden Hauſe befindet. Da ſich den 
Tag über niemand in der alten Wohnung mehr aufhielt, brachte er an der 
verſchloſſenen Korridortür einen Zettel mit der Aufſchrift an: „Wegen Be— 
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ſichtigung zu erfragen gerade gegenüber. Dr. H.“ Am 7. Sept. teilte der Haus⸗ 
verwalter G. ihm brieflich mit, daß die Wohnung nachmittags 154 Uhr durch 
einen Mietluſtigen beſichtigt werden ſolle, der ausdrücklich erklärt habe, daß 
er wegen Offnens der Wohnung nicht erſt bei ihm vorſprechen wolle; er, G., 
erſuche ihn, dafür zu ſorgen, daß zur angegebenen Zeit jemand in der Wohnung 
anweſend ſei. Das iſt nicht geſchehen. 

Auf Antrag der Frau P. wurde vom Amtsgericht deshalb gegen den 
Dr. H. eine Strafe von 50. feſtgeſetzt. Auf deſſen ſofortige Beſchwerde 
hat das Landgericht den Beſchluß des AG. aufgehoben und den Antrag der 
Frau P. auf Beſtrafung des Gegners zurückgewieſen. Das LG. führt zu 
Begründung ſeiner Entſcheidung aus: Da der Mieter auf dem an der Korri⸗ 
dortür angebrachten Zettel angegeben habe, auf welchem Wege die Beſich⸗ 
tigung der Wohnung zu erlangen ſei, enthalte es keine Zuwiderhandlung 
gegen die einſtweil. Verfügung, daß in der Beſichtigungszeit niemand in der 
Wohnung anweſend war. Habe der Prokuriſt S., der am 7. Sept. die Woh⸗ 
nung in Begleitung des Hausverwalters G. beſichtigen wollte, es abgelehnt, 
ſich wegen der Beſichtigung in das gegenüber liegende Haus zu bemühen, ſo 
ſei dem Hausverwalter ſehr wohl zuzumuten geweſen, daß er ſeinerſeits hinüber 
ging und den Schlüſſel holte. — Der hiergegen gerichteten weiteren Beſchwerde 
der Vermieterin war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Dem LG. kann zugegeben werden, daß es nach Lage der Sache noch nicht 
gegen die einſtweil. Verfügung verſtieß, wenn nicht immer jemand während 
der Beſichtigungszeit in der Wohnung anweſend war, wiewohl ſchon dies 
eine Erſchwerung der Vermietungsmöglichkeit bedeutete. Jedenfalls mußte 
der Mieter aber auf die Mitteilung des Hausverwalters G. dafür Sorge tragen, 
daß zu der von dieſem angegebenen Zeit jemand zur Offnung der Wohnung 
bereit ſtand. Dr. H. ſcheint dies auch garnicht beſtreiten zu wollen. Denn er 
macht geltend, er habe ſein Dienſtmädchen angewieſen, nach Möglichkeit zu 
der betreffenden Zeit drüben zu ſein; im Drange der Sprechſtunde ſei dies 
indeſſen nicht möglich geweſen; als fie ſpäter, wohl nach 344 Uhr hinüber⸗ 
gekommen ſei, habe ſie niemand mehr angetroffen. Das iſt keine ausreichende 
Entſchuldigung. Ließ ſich wegen der um dieſe Zeit ſtattfindenden Sprechſtunde 
nicht mit Sicherheit erwarten, daß das Dienſtmädchen pünktlich zur Stelle 
ſein konnte, ſo war der Mieter verpflichtet, für die Offnung der Wohnung 
in andrer Weiſe zu ſorgen. 

Hiernach war der Mieter unter Aufhebung der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund der einſtweil. Verfügung mit Strafe zu belegen. Nach 
den obwaltenden Umſtänden erſcheint eine Geldſtrafe von 10K als eine aus⸗ 
reichende Ahndung. Dem Umſtand, daß in der einſtweil. Verfügung eine 
Geldſtrafe von 50 1 für jeden Fall der Zuwiderhandlung angedroht iſt, kommt 
nur die Bedeutung zu, daß die Strafe im einzelnen Falle nicht über dieſen 
Betrag hinaus ausgeworfen werden kann; die Feſtſetzung einer niedrigeren 
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Strafe wird dadurch nicht ausgeſchloſſen (vgl. RGEntſch. 36. 417, in SeuffA. 52 
Nr. 130). 
Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 19. Nov. 1912. 6a Reg. 
287/12. Ch. 


37. Tiere, die ein Schlachter zum Schlachten oder zum Verkauf hält, 
fallen unter die Ausnahme von der Tierhaftung. 
Vgl. 65 Nr. 96; 66 Nr. 133. 
BGB. 8 833. 

Der Kläger ſowohl wie der Beklagte ſind Metzgermeiſter in Köln. Am 
4. Oktober 1909 trieb der Beklagte einen Ochſen, den er kurz vorher gekauft 
hatte, in den Schlachthof zu Köln, um ihn dort zu ſchlachten. Als der Ochſe 
in die Nähe der Schlachtſtelle gelangt war, wollte er nicht weiter. Auf Er⸗ 
ſuchen des Beklagten bemühte ſich der Kläger, ihn wieder in Gang zu bringen; 
dabei ſchlug der Ochſe aus und verletzte den Kläger. Deſſen Klage auf Schaden⸗ 
erſatz wurde in 1. Inſtanz dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, in 2. In⸗ 
ſtanz dagegen abgewieſen. Die Reviſion des Klägers wurde mit folgender 
Begründung zurückgewieſen: 

„Es handelt ſich zunächſt um die Frage, ob der zum Schlachten beſtimmte 
Ochſe als ein Haustier zu gelten hat, das der Erwerbstätigkeit des Metzgers 
als Tierhalters zu dienen beſtimmt iſt. (§ 833 Satz 2 BGB.) Das Ber.-Gericht 
hat die Frage, die in Literatur und Rechtſprechung beſtritten iſt, bejaht. Dieſer 
Entſcheidung iſt beizutreten. 

Von den Vertretern der gegenteiligen Anſicht wird geltend gemacht, 
man könne nur dann ſagen, das Tier ‚diene‘ der Erwerbstätigkeit, wenn der 
Tierhalter Nutzungen des Tieres oder Arbeitsleiſtungen desſelben verwerte; 
das Tier müſſe für den Tierhalter ‚geſchäftliches Hülfsmittel“ fein und als 
ſolches der Erwerbstätigkeit des Tierhalters zur Förderung gereichen. Die 
Vorſchrift des § 833 Satz 2 paſſe aber nicht auf den Fall, daß das Tier, wie 
dies bei dem Viehhändler und dem Metzger zutreffe, lediglich den Gegenſtand 
des An⸗ und Verkaufsgeſchäfts bilde, alſo nichts weiter als Handelsware ſei. 
Dieſe Anſicht entbehrt der Begründung. Insbeſondere nötigt der Wortlaut 
der Vorſchrift nicht zu einer ſolchen Einſchränkung. Das Tier, das der Metzger 
hält, um es zu ſchlachten und im geſchlachteten Zuſtande zu veräußern, ermög⸗ 
licht ihm die Ausübung feines Geſchäfts und ‚dient‘ deshalb ſeiner Erwerbs⸗ 
tätigkeit ebenſogut wie das Tier, das der Landwirt lediglich zu Verkaufszwecken 
züchtet und von dem er keinen andern Nutzen hat und erwartet, als den Erlös 
aus dem Verkauf. Es liegt auch kein Grund zu der Annahme vor, daß das 
Geſetz, wenn es das Erfordernis aufſtellt, das Tier müſſe der Erwerbstätigkeit 
‚dienen‘, wie von andrer Seite geltend gemacht wird, nur eine der menſch⸗ 
lichen Tätigkeit analoge Lebensäußerung des Tieres, die dem Tierhalter 
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förderlich ſei, im Auge habe. Nach dem Sprachgebrauch im allgemeinen und 
dem des Bürgerl. Geſetzbuchs im beſonderen kann man ſelbſt von einer leb— 
loſen Sache ſagen, daß ſie den Zwecken einer Perſon oder einer andern Sache 
diene (vgl. §§ 97. 98 BGB.). Die Faſſung der Novelle ſelbſt läßt erkennen, 
daß die von den Gegnern gewollte Auslegung unrichtig iſt. Die Novelle be— 
ſchränkt nämlich die Haftung auch dann, wenn das Tier dem Unterhalt des 
Tierhalters zu dienen beſtimmt iſt. Das tut es aber nicht nur dann, wenn es 
Nutzungen abwirft, alſo ‚Lebensäußerungen' von ſich gibt, ſondern auch wenn 
es ſelbſt ein Nahrungsmittel für den Menſchen bildet. Daß auch dieſer letztere 
Fall von der Novelle getroffen werden ſoll, iſt in der Begründung ausdrücklich 
anerkannt, indem dort gejagt iſt: wenn das Geſetz den Unterhaltszweck beſon⸗ 
ders berückſichtige, ſo habe es dabei ſolche Fälle im Auge, in denen das Tier, 
3. B. eine Milchkuh oder ein zum Schlachten beſtimmtes Schwein, nicht der 
Erwerbstätigkeit, ſondern dem Haushalt des Tierhalters dienen ſolle (Nr. 538 
Druckſ. des Reichst. 1907/08). Wenn aber das Halten des Tieres zwecks Ver— 
brauchs den Tatbeſtand der Ausnahmevorſchrift erfüllt, ſo iſt nicht erſichtlich, 
weshalb das Halten zum Zweck einer mit dem des Verbrauchs rechtlich und 
wirtſchaftlich auf einer Stufe ſtehenden Veräußerung (vgl. 892 BGB.) anders 
zu behandeln ſein ſollte. 

Ferner wird eingewendet, der Schutz der Novelle komme nur dem Halter 
eines ſolchen Tieres zugute, das in ganz beſonders engen Beziehungen zum 
Tierhalter ſtehe. Dieſe fehlten aber beim Viehhändler, dem die Tiere nichts als 
Handelsware ſeien, und es ſei deshalb nicht einzuſehen, warum die Haftung 
des Tierhalters, der nicht mit Haustieren, ſondern mit andern Tieren handle, 
eine ſoviel ſchärfere ſein ſolle. Richtig iſt, daß das Geſetz gewiſſe engere Be— 
ziehungen zwiſchen dem Tierhalter und dem Tier fordert. Das findet darin 
ſeinen Ausdruck, daß es die mildere Haftung nur eintreten läßt, wenn es ſich 
um Haustiere handelt, d. h. um zahme Tiere, die von dem Menſchen in ſeiner 
Wirtſchaft zu ſeinem Nutzen gezogen und gehalten zu werden pflegen. Es mag 
auch zugegeben werden, daß Tiere, die zwar ihrer Gattung nach Haustiere 
ſind, aber ausnahmsweiſe nicht als ſolche verwendet werden (Verſuchstiere 
zu wiſſenſchaftlichen Zwecken, Tiere zur Heilſerumerzeugung) i. S. des Ge— 
ſetzes als Haustiere nicht in Betracht kommen. So liegt die Sache aber beim 
Viehhändler und Metzger keineswegs. Dieſe halten das Haustier grade um 
der Eigenſchaften willen, die es als ſolches hat und derenwegen es dem Menſchen 
wert und deshalb verkäuflich iſt, mag dieſe Eigenſchaft auch nur darin beſtehen, 
daß es zur menſchlichen Nahrung geeignet iſt. Gibt es doch Haustiere, deren 
Bedeutung als ſolche ſich in dieſer Beſtimmung erſchöpft, die alſo weder Ar— 
beitsleiſtungen verrichten noch auch nennenswerte Nutzungen abwerfen, z. B. 
das Schwein. Hieraus ergibt ſich zugleich, daß die Reviſion unrecht hat, wenn 
ſie meint, der zum Schlachten beſtimmte Ochſe ſei nicht zu den Haustieren zu 
rechnen. 
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Ganz verfehlt iſt es ſchließlich, wenn geltend gemacht wird, die hier ver⸗ 
tretene Anſicht würde dazu führen, die Haftung für den von einem Luxustier 
angerichteten Schaden verſchieden zu beurteilen, je nachdem das Tier zurzeit 
des Schadens von einem Viehhändler oder von einem andern gehalten worden iſt. 
Dabei wird überſehen, daß die Frage, ob ein Tier als Luxustier anzuſehen iſt, ſich 
nicht ein für allemal aus der Natur des Tieres heraus beſtimmt, ſondern daß es 
dabei weſentlich auf die Perſon des Tierhalters ankommt. Ein vom Landwirt 
zu Zuchtzwecken gehaltenes Vollblutpferd iſt in ſeiner Hand kein Luxustier, 
gewinnt aber dieſe Eigenſchaft, wenn es in die Hände eines Rentners übergeht, 
der es nur zu Spazierfahrten benutzt. Umgekehrt läßt ſich dagegen der gegne- 
riſchen Anſicht der Vorwurf machen, daß ſie unter Umſtänden zu ſchwierigen 
Unterſcheidungen nötigt, die nicht im Sinne des Geſetzes gelegen haben können. 
Man denke nur an den Fall, daß ein Landwirt eine Anzahl Schweine hält, 
von denen er einige verkaufen, andre ſelbſt ſchlachten will. Wird durch die 
Tiere ein Schaden angerichtet, ſo würde der Landwirt von der Erſatzpflicht 
nur dann befreit ſein, wenn ihm der Nachweis gelänge, daß der Schaden von 
den zur letzteren Gattung gehörigen Tieren angerichtet ſei. Das Geſetz würde 
hiernach leicht in Fällen verſagen, auf welche es vor allem berechnet war. 

Ergibt hiernach Wortlaut und Sinn der Novelle ihre Anwendbarkeit 
auf den vorliegenden Fall, ſo ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte entſcheidend 
dafür. Die auf einer Anregung des Reichstags beruhende Novelle verfolgt 
den Zweck, die Gefährdungshaftung des urſprünglichen § 833 hinſichtlich der- 
jenigen Haustiere zu mildern, welche im Gegenſatze zu den ſog. Luxustieren 
den notwendigen wirtſchaftlichen Bedürfniſſen der Bevölkerung dienen. 
Namentlich war beabſichtigt, die kleinen und mittleren landwirtſchaftlichen 
und gewerblichen Betriebe zu entlaſten, die unter der alten Vorſchrift beſonders 
gelitten hatten. In der Begründung zur Novelle iſt ausdrücklich ausgeſprochen, 
daß die neue Vorſchrift ſich dem Gedanken des Allg. Landrechts (I, 6 § 72) 
nähere, wonach derjenige, welcher ein Tier lediglich zu ſeinem Vergnügen 
halte, ohne Rückſicht auf Verſchulden haftet. Demſelben Gedanken iſt bei den 
Verhandlungen des Reichstags über das Geſetz wiederholt Ausdruck verliehen. 
Insbeſondere äußerte der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamts, den Gegenſatz 
zu den unter die Novelle fallenden Tieren bildeten die ſog. Luxustiere (Stenogr. 
Ber. 1907/1908 S. 2338). Zu den Luxustieren gehören aber die vom Metzger 
und Viehhändler zum Zweck des Verkaufs gehaltenen Haustiere nicht, und 
daraus, daß es ſich um gewerbliche Betriebe handelte, iſt kein Gegengrund 
zu entnehmen, da man dieſe ebenſo ſchützen wollte wie die landwirtſchaftlichen. 
Auch ihnen muß daher die Novelle zugute kommen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 18. April 1912 in der preuß. 

Sache Minten (Kl.) w. Förſter (OLG. Cöln). IV. 429/11. Auch in RG⸗ 

Entſch. 79 Nr. 57 S. 246. 


— 
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38. Uörperverletzung; Umfang der Verpflichtungen je des Derlegten 
und des Erſatzpflichtigen, Heilung anzuſtreben und deren Koſten zu 
bezahlen. 

Vgl. 63 Nr. 199 m. N.; 65 Nr. 121. 

HaftpflG. $ 3a; BGB. 88 254. 823. 

Der Kläger, der als Fahrgaſt auf dem Hinterverdeck eines Wagens der 
verklagten Straßenbahn-Geſellſchaft geſtanden hatte, war infolge eines Zu- 
ſammenſtoßes mit einem andern Wagen auf die Straße geſchleudert worden. 
Er hatte dadurch Verletzungen erlitten und nahm die Beklagte auf Grund 
des Haftpfl.-Geſetzes in Anſpruch. Es handelte ſich u. a. darum, ob ihm die 
Koſten einer Röntgenaufnahme und der Behandlung durch einen Spezialarzt 
zu erſetzen ſeien. Das wurde in beiden Inſtanzen bejaht. Aus den Gründen 
des Ber. ⸗Urteils: 

„Es kann der Beklagten zugegeben werden, daß der in den Gründen ent— 
haltene Satz: die Beklagte habe dem Kläger alle Koſten der Heilung zu er— 
ſetzen, ausgenommen ſolche, die ‚völlig überflüjlig‘ ſeien, zu weit geht. Un— 
richtig iſt aber auch die von der Beklagten vertretene Anſicht, daß nur die für 
die Heilung notwendigen Koſten zu erſetzen ſeien. Die Grenzen der 
Erſatzanſprüche eines Verletzten ſind vielmehr nach den Grundſätzen von Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte und unter Berückſichtigung 
der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zu ziehen. Der Verletzte darf auf der 
einen Seite nicht deshalb beſonders hohe Koſten aufwenden, weil ihm eine 
erſatzpflichtige Perſönlichkeit gegenüberſteht, auf der andern Seite iſt er aber 
auch nicht verpflichtet, wegen der Erſatzpflicht eines Anderen auf außergewöhn— 
liche Erſparungen bedacht zu ſein, die er unter Beobachtung der im Verkehr er— 
forderlichen Sorgfalt nicht gemacht hätte. Er iſt ſogar, wenn er ſich nicht der 
Gefahr ausſetzen will, einen Teil des Schadens ſelbſt tragen zu müſſen, nach 
§ 254 BGB. verpflichtet, das Seinige zu tun, den Schaden zu mindern. Dieſe 
Pflicht liegt auch gerade dem körperlich Verletzten in der Richtung ob, daß er 
für ordentliche ärztliche Hülfe ſorgt. Bei Anwendung dieſer Grundſätze er— 
ſcheinen die Anſprüche des Klägers auf Bezahlung der Röntgenaufnahmen 
(25%) und der Koſten des Spezialarztes nebſt Apothekerkoſten (161,75 K) 
als berechtigt. 

Die Gewalt, mit welcher der Kläger bei dem Zuſammenſtoß von dem 
Motorwagen auf die Straße geſchleudert war, die ſofort von Dr. M. feſtge— 
ſtellten äußeren Kontuſionen und die Schmerzen in der Schulter ließen eine 
innere Verletzung als höchſt wahrſcheinlich erſcheinen. Es entſpricht aber durch— 
aus der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, in ſolchen Fällen durch Röntgen— 
aufnahmen ſich Gewißheit zu verſchaffen, und die Beklagte würde dem Kläger 
mit mehr Recht aus einer Unterlaſſung dieſer Aufnahmen einen Vorwurf 
haben machen können, als aus ihrer Vornahme. Tatſächlich hat ja auch hier 
die Röntgenaufnahme das Ergebnis gehabt, feſtzuſtellen, daß der Kläger einen 
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Schulterblattſprung hatte, der höchſt wahrſcheinlich auf den Unfall zurückzu⸗ 
führen war. 

Ebenſo entſpricht es der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, wenn der 
Kläger außer dem Dr. M. ſich noch bei einem Spezialiſten für Nervenkrank⸗ 
heiten, dem Dr. K., in Behandlung gab. Es iſt eine auch der Beklagten wohl⸗ 
bekannte Erſcheinung, daß ſolche Unfälle auf der Eiſenbahn nicht ſelten auch auf 
das Nervenſyſtem des Verletzten einen ungünſtigen Einfluß ausüben; es iſt 
daher dem Kläger zu glauben, daß er nach dem Unfall durch die Schmerzen 
auch nervös aufgeregt geweſen iſt. Wenn er hiergegen bei einem Spezialiſten 
wie Dr. K. Heilung ſuchte, iſt ihm daraus nicht der Vorwurf zu machen, daß er 
die Grundſätze von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ver⸗ 
letzt habe, um ſo weniger, als der Phyſikus die e des Klägers durch 
Dr. K. für durchaus zweckmäßig erklärt hat. — — — 


Urteil des OLG. zu Hamburg (d. Sen.) v. 19. April 1912 i. S. Stahmer 
(Kl.) w. Str.⸗Bahn⸗Geſellſch. Bf. V. 312/11. A- d. 


39. Offenbarungseid des Miterben über Zuwendungen; das Nachlaß— 
gericht hat nicht über die Eidespflicht und die Koften des Verfahrens 
zu entſcheiden. 

Vgl. 67 Nr. 229 m. N. 

BGB. § 2057; FGG. 88 79. 163. 

Von zwei Miterben wurde beim Nachlaßgericht beantragt, dem Mit- 
erben Chriſtoph G. den Offenbarungseid über die von den Eltern empfangenen 
Zuwendungen abzunehmen. Als Chriſtoph G. widerſprach, lehnte das Nach— 
laßgericht den Antrag ab, aber ebenſo den Antrag des Chriſtoph G., den Antrag— 
ſtellern die Erſtattung der ihm erwachſenen Koſten aufzuerlegen, indem es 
ſich dazu nicht für zuſtändig erachtete Die Beſchwerde des Chriſtoph G. wurde 
auf deſſen Koſten zurückgewieſen, ebenſo ſeine weitere Beſchwerde. — Aus 
den Gründen: 

„Nach § 2057 BGB. kann von ehren als Miterben berufenen Ab— 
kömmlingen eines Erblaſſers jeder von dem andern Auskunft über die Zu⸗ 
wendungen, welche er bei der Auseinanderſetzung zur Ausgleichung zu bringen 
hat, und wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Auskunft nicht voll- 
ſtändig erteilt wurde, die Leiſtung des Offenbarungseides nach 8260 BGB. 
verlangen. Vor dem Nachlaßgericht findet nach den §§ 163. 79 FGG. die 
Leiſtung des Offenbarungseides nur ſtatt, wenn der auskunftpflichtige Erbe 
zur Eidesleiſtung bereit iſt. Den Antrag auf Beſtimmung des Eidestermins 
kann jeder Miterbe ſtellen, das Nachlaßgericht hat den Termin zu beſtimmen, 
den Antragſteller und den, der den Eid leiſten ſoll, zu laden, und letzterem, 
wenn er erſcheint und zur Eidesleiſtung bereit iſt, den Eid abzunehmen. Mit 
der Abnahme des Eides oder, wenn der als eidespflichtig Bezeichnete nicht 
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erſcheint oder die Leiſtung des Eides verweigert, mit der Feſtſtellung dieſer 
Tatſachen iſt die Aufgabe des Nachlaßgerichts erſchöpft. Eine Entſcheidung 
darüber, ob der Anſpruch des Antragſtellers auf Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides begründet ſei oder nicht, ſteht dem Nachlaßgericht nicht zu. 

Im gegenwärtigen Fall iſt es zur Beſtimmung eines Eidestermins 
nicht gekommen, als Chriſtoph G. erklärte, daß er zur Eidesleiſtung nicht ver⸗ 
pflichtet ſei und den Eid nicht leiſten werde. Durch die Verfügung, daß die 
Anſetzung eines Eidestermines nicht veranlaßt ſei, iſt der Beſchwerdeführer 
noch weniger beſchwert als wenn eine Terminsbeſtimmung ſtattgefunden 
hätte, denn hierin liegt die von ihm ſelbſt beantragte Zurückweiſung des An⸗ 
trags ſeiner Miterben auf Anberaumung des Eidestermins. Sein Intereſſe 
an dieſer Sache kann hiernach nur noch darin beſtehen, daß über ſeinen Koſten⸗ 
antrag keine Entſcheidung getroffen worden iſt. — — — Der Beſchwerde muß 
der Erfolg verſagt werden. 

Darüber, wer die Koſten eines Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit trägt, hat das Reichsrecht keine allgemeinen Vorſchriften getroffen. Da- 
gegen enthält es darüber für einzelne Angelegenheiten beſondere Vorſchriften, 
fo z. B. in $$ 1034/5. 1217 BGB., § 138 FGG., § 254 Abſ. 4 HGB. Daneben 
kommen für die Frage, ob einer von mehreren Beteiligten gegen die übrigen 
einen Anſpruch auf Erſatz der Koſten habe, die allgemeinen Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts, insbeſondere die Grundſätze der Gemeinſchaft, Geſellſchaft, 
des Auftrags, der Geſchäftsführung ohne Auftrag und der ungerechtfertigten 
Bereicherung in Betracht. Soweit beſondere Vorſchriften nicht platzgreifen, 
iſt die Landesgeſetzgebung auf Grund des § 200 FGG. ermächtigt, die Tragung 
der Koſten zu regeln. Das bayer. Ausf G. zum BOB. trifft in den Artt. 131 
bis 133 allgemeine Vorſchriften über die Koſten in der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. Dieſe ſind aber, wie der Eingang des Artikels ausdrücklich hervor⸗ 
hebt, nur anwendbar, ‚ſoweit nicht beſondere Vorſchriften beſtehen'. Die 
Koſten der Abnahme des Offenbarungseides ſind nach § 261 Abſ. 3 BGB. 
gon dem zu tragen, der die Leiſtung des Eides verlangt. Dieſe Vorſchrift 
findet im Fall des § 2057 nach deſſen Satz 2 Anwendung. Für den Fall, daß 
es zur Leiſtung des Eides nicht kommt, iſt eine ausdrückliche reichsrechtliche 
Sondervorſchrift nicht vorgeſehen. An ſich wäre mithin dafür der Art. 131 
bayer. Ausf G. anwendbar. Allein deſſen Anwendbarkeit iſt im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit davon bedingt, daß das Gericht der freiwill. Ge— 
richtsbarkeit zu einer Entſcheidung in der Sache ſelbſt zuſtändig iſt, wenn es 
auch im konkreten Fall zu einer Entſcheidung in der Sache ſelbſt nicht kommt. 
Im vorliegenden Fall iſt das Nachlaßgericht nicht in der Lage feſtzuſtellen, 
ob die Leiſtung des Offenbarungseides mit Recht verlangt wird oder nicht. 
Die Entſcheidung darüber ſteht dem Prozeßgericht zu. Es geht nicht an, daß 
das Nachlaßgericht — wenn auch nur in den Gründen des über die Koſten er⸗ 
kennenden Beſchluſſes — über die Berechtigung der Eidesverweigerung ent⸗ 
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ſcheidet. Dieſe Entſcheidung iſt dem Prozeßrichter zugewieſen, ihm muß alſo 
auch vorbehalten bleiben zu erkennen, wer nach den Grundſätzen des materiellen 
Rechts dieſe Koſten zu tragen hat. 

Die Koſten des erfolgloſen Rechtsmittels waren 09 Art. 131 Abſ. 2 
AusfG. dem Beſchwerdeführer aufzuerlegen. — — — 


Beſchluß des Oberſten LG. für Bayern (1. Sen.) v. 31. Mai 1912. Reg. III. 
47/12. BayOLGg. 13, 372. 


40. Beweislaſt darüber, ob das Serreißen einer Teſtamentsurkunde 
zum Sweck des Widerrufs geſchehen ſei. 
Vgl. 64 Nr. 222 m. N.; 66 Nr. 142. 
BGB. $ 2255. 

Die am 3. April 1908 verſtorbene Mutter der beiden Beklagten hatte 
am 6. Febr. 1902 ein den geſetzlichen Erforderniſſen entſprechendes Teſtament 
errichtet, worin die Klägerin, eine Stiefſchweſter von ihr, mit einem Vermächt⸗ 
niſſe von 6000 „ bedacht war. Nach dem Tode der Erblaſſerin wurde dieſes 
Teſtament in zerriſſenem Zuſtande, in acht Teilen, zu den Vormundſchafts⸗ 
alten eingereicht und auf Grund einer eidesſtattlichen Verſicherung des voll» 
jährigen Beklagten zu 1, daß er das Teſtament zerriſſen im Nachlaß vorge⸗ 
funden habe und andre Verfügungen von Todeswegen im Nachlaß nicht vor⸗ 
handen ſeien, wurde den beiden Beklagten als geſetzlichen Erben ihrer Mutter 
vom Nachlaßgericht ein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt. Die Klägerin hielt 
das Teſtament für noch gültig und klagte auf Auszahlung des Vermächtniſſes. — 
Das Landgericht erkannte auf einen dem Beklagten zu 1 zugeſchobenen Eid, 
während in 2. Inſtanz die Beklagten unbedingt verurteilt wurden. Ihre 
Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Im Gegenſatz zum Landgericht nimmt das Kammergericht an, es ſei 
Sache der Beklagten, nachzuweiſen, daß das Teſtament der Erblaſſerin vom 
6. Febr. 1902 die rechtliche Bedeutung, die es durch ſeine formgerechte Er⸗ 
richtung unſtreitig erlangt hatte, nachträglich verloren habe, und zu dieſem 
Zweck insbeſondere darzutun, daß die an der Teſt.⸗Urkunde vorgenommenen 
Veränderungen von der Erblaſſerin herrührten. Nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme hält das KG. letzteres für unerwieſen und es ſogar für wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ein Andrer dieſe Veränderungen eigenmächtig vorgenommen 
habe; für den Fall aber, daß dennoch die Erblaſſerin die Urkunde ſelbſt zer⸗ 
riſſen haben ſollte, gibt das KG. ſeiner Überzeugung Ausdruck, daß gleichwohl 
die Erblaſſerin nicht die Aufhebung ihres Teſtaments beabſichtigt habe. — — — 
Die Reviſion rügt Verletzung des materiellen Rechts, namentlich Verkennung 
der Beweislaſt; jedoch zu Unrecht. 

Auf den erſten Blick ſcheint es freilich etwas für ſich zu haben, wenn die 
Reviſion ſagt, ein zerriſſenes Teſtament ſei, mindeſtens bis zum Beweiſe des 
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Gegenteils, keine gültige Urkunde und es müſſe deshalb die Klägerin beweiſen, 
daß es von einem Unbefugten zerriſſen worden ſei. Einer genaueren Betrachtung 
hält aber dieſe Auffaſſung, die im Ergebnis mit der des LG. übereinſtimmt, 
nicht ſtand, vielmehr iſt der umgekehrte Standpunkt des KG. zutreffend. 

Aus den Vorſchriften der §§ 2253 bis 2258 BGB. ergibt ſich unzweideutig, 
daß ein einmal formgültig errichtetes Teſtament jo lange ſeine Gültigkeit be— 
hält, bis es vom Erblaſſer widerrufen iſt. Sogar die völlige Vernichtung der 
Teſt.⸗Urkunde ſetzt das Teſtament ſelbſt, die letztwillige Verfügung als ſolche, 
nicht außer Kraft, nur muß in dieſem Falle der Bedachte die formgültige 
Errichtung des Teſtaments und ſeinen Inhalt beweiſen, was er jedoch mit 
allen überhaupt zuläſſigen Beweismitteln tun kann: 

vgl. § 2356 Abi. 1 Satz 2 BGB. und die dazu ergangene Entſcheidung des Senats 

v. 8. Mai 1907, IV B. 127 07, JW. 1907, 3661s. 

Noch viel weniger ſetzen bloße Veränderungen, die an der Urkunde vorge— 
nommen werden, ſelbſt ſolche, durch die der Wille, eine ſchriftliche Willens- 
erklärung aufzuheben, ausgedrückt zu werden pflegt, das Teſtament außer 
Kraft. Die Vernichtung der Teſt.-Urkunde und die Vornahme derartiger 
Veränderungen an ihr nehmen vielmehr dem in der Urkunde enthaltenen 
Teſtament ſeine Gültigkeit nur, wenn ſie als Widerruf anzuſehen ſind, und das 
ſind ſie nach § 2255 nur dann, wenn ſie der Erblaſſer vorgenommen hat und 
wenn der Erblaſſer dabei außerdem in der Abſicht gehandelt hat, das Te— 
ſtament aufzuheben. Der Widerruf eines Teſtaments wirkt wie eine recht— 
vernichtende Tatſache und muß deshalb von dem bewieſen werden, der Rechte 
auf ihn ſtützt. An ſich müßte hiernach im Falle des § 2255 der das Teſtament 
Bekämpfende, der Teſtamentsgegner, ſowohl beweiſen, daß es der Erblaſſer 
geweſen jet, der die Urkunde vernichtet oder in der bezeichneten Weiſe verän⸗ 
dert habe, als auch, daß der Erblaſſer dabei in der Abſicht gehandelt habe, das 
Teſtament aufzuheben. Der Beweis würde in vielen Fällen ſehr ſchwer, 
wenn überhaupt, zu erbringen ſein. Deshalb, 

vgl. die Begründung zu dem inhaltlich mit § 2255 Geſ. übereinſtimmenden § 1934 

des 1. Entw. 5, 301. 302, 
kommt das Geſetz dem Beweispflichtigen inſofern zur Hülfe, als es in § 2255 
Abſ. 2 die Vermutung aufſtellt, daß, wenn der Erblaſſer die Urkunde ver— 
nichtet oder verändert hat, die Aufhebung des Teſtaments beabſichtigt ge— 
weſen ſei. Keine Vermutung aber ſtellt das Geſetz dafür auf, daß die Teſt.- 
Urkunde, wenn ſie vernichtet oder verändert iſt, vom Erblaſſer vernichtet oder 
verändert ſei. In dieſer Beziehung will es vielmehr, wie ſich aus ſeiner Ent- 
ſtehungsgeſchichte ergibt (Begründung a. a. O.), der freien richterlichen Über- 
zeugung Raum laſſen. Das ändert aber nichts daran, daß grundſätzlich die 
Beweislaſt dafür, daß der Erblaſſer die Urkunde vernichtet oder verändert 
habe, den Teſtamentsgegner trifft. Bei der Beweiswürdigung indeſſen muß 
der Tatrichter berücksichtigen, daß, wenn ſich wenigſtens die Urkunde bis zu- 
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letzt in Gewahrſam des Erblaſſers befunden hat, viel für die Annahme einer 
eigenen Tätigkeit des Erblaſſers ſpricht. Aber deſſen iſt ſich das KG. bei ſeiner 
Beweiswürdigung, wie aus ſeinen eingehenden Erörterungen erhellt, auch 
durchaus bewußt geweſen. Wenn es trotzdem den den Beklagten obliegenden 
Beweis dafür, daß die Erblaſſerin die Teſt.-Urkunde zerriſſen habe, nicht, 
nicht einmal ſo weit als erbracht anſieht, daß ein richterlicher Eid für die Be— 
klagten in Frage kommen könnte, und wenn es ſogar das Gegenteil für wahr- 
ſcheinlich erklärt, ſo iſt das aus Erwägungen geſchehen, die rein auf tatſächlichem 
Gebiete liegen und deshalb in der Rev.⸗Inſtanz nicht nachgeprüft werden 
können. Rechtlich ſind die Ausführungen des KG. durchaus einwandfrei. Sie 
tragen die kammergerichtliche Entſcheidung ſchon für ſich allein, ſo daß auf 
den Hülfsgrund des KG. garnicht erſt eingegangen zu werden brauchte. 

Aber auch die Annahme des KG., falls zu unterſtellen wäre, die Erb— 
laſſerin habe die Teſt.⸗Urkunde zerriſſen, ſo ſei das Zerreißen der Urkunde und 
die Aufbewahrung der einzelnen Teile nur ſo zu verſtehen, daß die Erblaſſerin 
damit nicht die Aufhebung ihres Teſtaments beabſichtigt habe, läßt ſich rechtlich 
nicht beanſtanden. Sie enthält eine dem für erwieſen erachteten oder gar un⸗ 
ſtreitigen Sachverhalt entnommene Feſtſtellung, die wiederum auf rein tat- 
ſächlichen Erwägungen beruht und deshalb das Rev.⸗Gericht bindet. Auf 
Grund dieſer Feſtſtellung aber durfte das KG. ſehr wohl die hierbei zugunſten 
der Beklagten als zutreffend unterſtellte Vermutung des $ 2255 Abſ. 2 als 
widerlegt und auch deshalb den grundſätzlich ihnen obliegenden Beweis, daß 
die Erblaſſerin das Teſtament v. 6. Febr. 1902 widerrufen habe, als geſcheitert 
anſehen. — — —“ . 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 9. Mai 1912 in der preuß. 

Sache Hartz u. G. (Bkl.) w. Decker (KG. Berlin). IV. 549/11. 


41. Der § 378 BGB. bezieht ſich nur auf die Rügepflicht (§ 377), 
nicht auf die Gewährleiſtung ($$ 459 ff. BGB.). 
(Vgl. 60 Nr. 99.) 
HGB. 8 378; BGB. §§ 459 ff. 

Der Beklagte hatte von der Klägerin 5000 kg neuen 1911 er Marokko⸗ 
Cumin, prima, zum Preiſe von 49. für 100 kg, „eif hier“ (nämlich Ham⸗ 
burg) hieſiges (alſo Hamburger) Gewicht, September / Oktober 1911 Dampfer⸗ 
Abladung von Marokko nach Hamburg gekauft. Auf dieſen Schluß war ihm 
zunächſt eine Partie im Gewicht von 5200 oder 5250 kg, dann eine ſolche im 
Gewicht von 4970 kg angedient worden. Beide Partieen hatte er wegen 
unkontraktlichen Gewichts zurückgewieſen und war vom Vertrage zurückgetreten. 
— Die Klägerin klagte den Kaufpreis in Höhe von 2435,30 % ein; der Beklagte 
wurde verurteilt und ſeine Berufung zurückgewieſen, unter Vorbehalt der 
Entſcheidung über einen Teilbetrag von 24,35, der hier nicht intereſſiert. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„Die Entſcheidung hängt davon ab, ob man die erſte Zuviellieferung als 
einen Mangel i. S. des Gewährſchaftsrechts anſieht oder nicht. Darüber, daß 
die erſte Andienung eine unvertragliche war, kann nicht wohl gezweifelt werden. 
Die Anſicht, daß der Ablader, welcher hieſiges Gewicht verkauft, wegen des 
natürlichen Schwunds genötigt ſei, ein höheres Gewicht abzuladen, wird 
richtig ſein. Da aber die Klägerin nicht behaupten kann, daß der Schwund 
regelmäßig über 4% betrage, jo erſcheint ſie nicht berechtigt, auf 5000 Kilo 
ein Mehr von 200 bis 250 Kilo anzudienen. Ebenſowenig kann ſie ſich auf eine 
Uſance berufen, welche einen Spielraum von 5% nach oben und unten geſtatte; 
der Uſance geht der Vertrag vor. Von einem uſancemäßigen Spielraum kann 
nur da die Rede ſein, wo der Vertrag einen Spielraum überhaupt zuläßt, 
wie das z. B. bei Vereinbarung der Cirka-Klauſel der Fall iſt. Zur Erſtattung 
einer Mängelanzeige nach Maßgabe der §§ 377. 378 HGB. war der Beklagte 
nicht verpflichtet, da infolge Annahmeverweigerung eine Ablieferung i. S. 
des Geſetzes überhaupt noch nicht ſtattgefunden hatte. 

Wäre nun die erſte Zuviellieferung als Mangel i. S. der 88 459 ff. BGB. 
anzuſehen, ſo müßte im Gegenſatz zum LG. dem Beklagten das Recht zu 
wandeln zugeſprochen werden. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und 
einer zufälligen Verſchlechterung der Ware iſt gemäß § 446 BGB. — 5 447 
trifft nicht zu — mit der Übergabe der Ware auf den Beklagten übergegangen. 
Da der Übergabe der Ware die Auslieferung des Konnoſſements gleichzuachten 
iſt, jo war die Zuviellieferung ein Mangel, der der Ware zur Zeit des Gefahr⸗ 
übergangs anhaftete. Die Klägerin kann nicht etwa geltend machen, daß der 
Beklagte verpflichtet geweſen ſei, mindeſtens die gekaufte Menge zu behalten, 
und höchſtens das überſchüſſige Gewicht hätte zurückweiſen dürfen. Eine 
derartige Sonderung war dem Beklagten nicht zuzumuten; da es ſich nicht 
um eine Stückzahl handelte, bedurfte es einer Gewichtsermittelung, welche 
Zeit und Koſten verlangte und den Keim zu neuen Meinungsverſchiedenheiten 
in ſich barg. Hatte aber einmal der Beklagte als Käufer das Recht zur Wan⸗ 
delung erworben, fo konnte es ihm nicht durch eine zweite Andienung vertrag⸗ 
licher Ware wieder genommen werden (vgl. Staub HGB.s, 1620 Anm. 55). 

Das Ber.⸗Gericht vermag ſich aber der hauptſächlich durch Staub 8 378 
S. 1676 Anm. 9 ff. vertretenen Anſicht, daß durch den $ 378 HGB. auch die 
Vorſchriften des Gewährſchaftsrechts auf die Fälle der Lieferung eines ſog. 
„Aliud“, einer zu großen oder zu geringen Menge erſtreckt ſeien, nicht anzu⸗ 
ſchließen. Die Vorſchrift des 8 377 HGB. hat an ſich mit dem Gewährleiſtungs⸗ 
recht nichts zu tun. Sie regelt ausſchließlich einen für den Handelsverkehr 
wichtigen Punkt: die Genehmigung der Ware durch Unterlaſſung ſofortiger 
Rüge. Der § 378 hat einem ſtark empfundenen Bedürfnis abgeholfen und die 
Anwendbarkeit des § 377 auf diejenigen Fälle erſtreckt, wo eine andre als die 
bedungene Ware oder eine andre als die bedungene Menge von Waren ge⸗ 
liefert iſt. Davon, daß der Geſetzgeber bezweckt habe, mit dieſer Erweiterung 
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des 8 377 die dort garnicht behandelten rechtlichen Folgen einer mangelhaften 
Lieferung an die Lieferung eines ſog. „aliud“, eines Zuviel oder Zuwenig 
zu knüpfen, kann nicht die Rede ſein. In der Denkſchrift zum Entwurf eines 
HGB. findet ſich von einer ſolchen Abſicht nichts. Auch wäre der Platz für eine 
ſolche Regelung nicht das Handels⸗, ſondern das Bürgerl. Geſetzbuch ge⸗ 
weſen. Es kommt hinzu, daß die Tatbeſtände des § 378 HGB. die Anwendung 
der Vorſchrift des § 377 nicht nur vertragen, ſondern ſogar wünſchenswert 
machten, während die Beurteilung der Folgen einer nach Maßgabe des $ 378 
unvertraglichen Lieferung keineswegs immer nach denſelben Geſichtspunkten 
erfolgen kann wie diejenige der Folgen einer mangelhaften Lieferung. Nur 
in Ausnahmefällen ſtellt die Lieferung eines Zuviel oder Zuwenig gleich- 
zeitig eine Lieferung mangelhafter Ware dar, in den meiſten Fällen aber 
liegt ein ganz andrer Tatbeſtand vor, welcher die Anwendung der 58 462 ff. 
BGB. innerlich nicht ohne weiteres rechtfertigt; 
vgl. Düringer⸗ Hachenburg? 3, 318 Anm. 6, 321 Anm. 18; RG. in DIZ. 1906, 147. 

Wendet man nun die allgemeinen Rechtsgrundſätze auf den vorliegenden 
Fall an, ſo ergibt ſich folgendes. Die erſte Andienung war, wie oben dar⸗ 
gelegt, unvertraglich. Eine Rügepflicht beſtand nicht, weil noch keine Ab⸗ 
lieferung i. S. der 88 377. 378 HGB. erfolgt war. Eine Ausſonderung der 
vertraglichen Menge war dem Käuſer nicht zuzumuten (vgl. Düringer⸗Hachen⸗ 
burg a. a. O. Anm. 18. 23). Der Beklagte hat daher die erſte Andienung mit 
Recht zurückgewieſen. Dagegen fehlte ihm mangels des Wandelungsan⸗ 
ſpruchs das Recht, vom Vertrage zurückzutreten. Zum Rücktritt wäre er nur 
dann berechtigt geweſen, wenn die Vorausſetzungen des § 326 BGB. vor⸗ 
gelegen hätten, was hier nicht zutrifft. Solange aber der Beklagte nicht wirk⸗ 
ſam vom Vertrage zurückgetreten war, ſtand es der Klägerin frei, durch Lie- 
ferung vertragmäßiger Ware den Vertrag zu erfüllen. Von dieſem Recht 
hat ſie Gebrauch gemacht. Die zweite Andienung muß mit dem LG. als kon⸗ 
traktlich angeſehen werden. Die Geringfügigkeit des rückſtändigen Teiles 
geſtattet dem Beklagten nach Vorſchrift des § 320 Abſ. 2 BGB. nicht die Ver⸗ 
weigerung der Gegenleiſtung. Durch Einnahme eines entgegengeſetzten 
Standpunktes verſtößt der Beklagte gegen Treu und Glauben. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 15. Juni 1912 in der Ham⸗ 

burger Sache Marokko⸗Mannesmann Com. m. b. H. w. Richter. Bf. VI. 

63/12. A—d. 
42. Bei der Klaufel „Kaffe gegen Dokumente“ kann der Käufer die 
Übergabe aller in mehreren Exemplaren ausgefertigten Konnoſſemente 

verlangen (Hamburger Brauch). 
HGB. 88 645. 346; BGB. 35 242. 930 ff. 

Der Beklagte hatte am 13. Aug. 1909 von der klagenden Firma „zirka 

5 Tonnen Aluminium ... cif Hamburg Netto Kaſſa gegen Dokumente, 
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Lieferzeit November“ gekauft. Am 4. November 1909 ließ die Klägerin ihm 
durch den Spediteurverein H. & Th. ein auf dieſen lautendes von dem Schiffs— 
makler abgeſtempeltes Konnoſſement über 20 Kiſten Aluminium andienen, 
aus dem ſich ergab, daß das Konnoſſement in fünf Exemplaren ausgefertigt 
war. Die Ware war ſchon eingetroffen und lagerte am Kai. Der Beklagte 
verweigerte die Aufnahme des Konnoſſements, weil er Anſpruch auf den 
ganzen Satz der Konnoſſemente und auch auf die Verſicherungspolize habe. — 
Hierüber bemerkt das Ber.⸗Gericht, das die Klage auf Schadenerſatz wegen 
Nichterfüllung abwies, folgendes: 

„— — — Die Andienung vom 4. Nov. tft für unzulänglich zu erachten, 
weil dem Beklagten nur ein Konnoſſementsexemplar und nicht der volle Satz 
der Konnoſſemente angeboten iſt. Darüber, welche Dokumente der Ver— 
käufer, der auf Grund der Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ Zahlung fordert, 
dem Käufer anzudienen hat, entſcheidet die Auffaſſung des Handelsverkehrs. 
Auf Grund der übereinſtimmenden Gutachten der vernommenen vier Sach— 
verſtändigen ſieht das Ber.-Gericht abweichend von der Auffaſſung der 1. In— 
ſtanz als erwieſen an, daß, falls nach dem Inhalt des Konnoſſements mehrere 
Konnoſſementsexemplare gezeichnet ſind, der Verkäufer ſeiner Verpflichtung 
durch Andienung nur eines — wenn auch vom Schiffsmakler abgeſtempelten 
— Exemplars nicht genügt. Den beſtimmten Bekundungen dieſer Sachver— 
ſtändigen gegenüber kann es nicht ins Gewicht fallen, daß ein andrer Sach— 
verſtändiger erklärt hat, er bezweifle, daß immer der volle Satz der Konnoſſe— 
mente verlangt werde. Wenn in einzelnen Fällen, vielleicht auf Grund be— 
ſonderen perſönlichen Vertrauens oder aus geſchäftlichem Entgegenkommen 
oder aus mangelnder Rechtskenntnis, nicht auf Auslieferung aller Exem— 
plare beſtanden wird, ſo ſteht das dem nicht entgegen, daß es im kaufmänniſchen 
Verkehr in Ermangelung entgegenſtehender Abreden als Rechtspflicht angeſehen 
wird, den vollen Satz der Konnoſſemente zu liefern. Daß die Übergabe nur 
eines — gehörig indoſſierten — Exemplars genügen würde, um mittelbaren 
Beſitz und Eigentum an der Ware zu übertragen ($$ 615. 647 HGB.), entſcheidet 
nicht. Wie nach der Ausſage der Sachverſtändigen anzunehmen, rechnet der 
Verkehr mit der Möglichkeit, daß der Beſitzer eines andern Exemplars dem 
Käufer mit der Meldung zum Empfang der Ware zuvorgekommen iſt oder 
zuvorkommt oder ſich doch noch vor Auslieferung der Ware an den Käufer 
meldet und daß dadurch die Auslieferung an den Käufer in Zweifel gezogen 
werden kann (88 646. 648. 649 HGB.). Der hier von den Sachverſtändigen 
bekundeten Auffaſſung darüber, was im Sinne der Klauſel „Kaſſe gegen Do— 
kumente“ als Dokument anzudienen iſt, ſteht auch nicht entgegen, daß in Ham— 
burg die Abſtempelung des Konnoſſements durch den Schiffsmakler als Ver— 
einbarung dahin betrachtet wird, daß der Schiffsmakler als Vertreter des 
Verfrachters nur den Präſentanten des Konnoſſements als Empfänger be— 
trachten und jedem ſpäteren Konnoſſementsinhaber, ſei er Vertreter oder 
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Rechtsnachfolger des Präſentanten, die Ladung gegen Aushändigung des 
Konnoſſements bedingunglos ausliefern wolle (Boyens Seer. 2, 244; Schaps 
Seer. Anm. 7 zu $614 HGB. S. 419). Die letztere Verkehrsauffaſſung be⸗ 
trifft nur die aus dem Frachtvertrage und dem Konnoſſement ſich ergebenden 
Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Verfrachter und dem Konnoſſementsinhaber, 
entſcheidet aber nicht darüber, was im Verhältnis zwiſchen Käufer und Ver⸗ 
käufer bei der Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ nach Handelsgebrauch 
Rechtens iſt. Für dieſes Verhältnis iſt davon auszugehen, daß der Käufer in 
Ermangelung anderweitiger Abrede gegen Zahlung des Kaufpreiſes Über- 
gabe der Ware (Verſchaffung des unmittelbaren Beſitzes) fordern kann. Auf 
eine Erſatzübergabe (§§ 930. 931 BGB., §§ 124. 450. 647 HGB.) braucht ſich 
der Käufer an ſich nicht einzulaſſen (Staub HGB.s Anm. 56. 57 im Exk. vor 
§ 373, Anm. 40 im Exk. zu § 374). Die Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ 
enthält eine Abweichung von dieſer Regel. Die Abweichung geht aber nicht 
dahin, daß in ſolchem Fall jede Art der Erſatzübergabe oder doch die Über— 
gabe eines an ſich zur Erlangung von Beſitz und Eigentum an der Ware ge— 
eigneten Papiers ſchlechthin genügte. Es bleibt vielmehr von der Auffaſſung 
des Handelsverkehrs abhängig, ob im Sinne der Klauſel neben der Übergabe 
eines ſolchen Papiers noch weitere Papiere (Duplikate, Verſicherungspapiere ꝛc.) 
anzudienen ſind ($ 212 BGB., § 346 HGB.). Für den hier vorliegenden 
Fall trifft dies nach dem Gutachten der Sachverſtändigen jedenfalls ſo weit 
zu, als nicht die Übergabe des einen Konnoſſementsexemplars genügt, ſondern 
der ‚volle Satz' gefordert werden kann. 

Der Beklagte war daher befugt, die Andienung deshalb zurückzuweiſen, 


weil ihm nicht der volle Satz der Konnoſſemente angedient wurde. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 15. Juni 1912 in der Hamburg. 
Sache Gotthold & Co. (Kl.) w. Barth. Bf. II. 107/10. A- d. 


II. Verfahren. 


43. Haftung des Rechtsanwalts für einen fahrläffigen Rat, wenn der 
Klient dem Ratſchlag vertraute. 
Vgl. 60 Nr. 145 m. N. 
RAO. § 28; BGB. §§ 276. 675. 

Der Kläger hatte in einer Streitſache den Beklagten als Anwalt konſul— 
tiert; er behauptete, daß der Rat des Beklagten falſch geweſen ſei, und forderte 
mit der Klage Erſatz des Schadens, in den er durch ſeine Befolgung geraten 
jein wollte, in Höhe von 839,55 nebſt Prozeßzinſen. Das LG. legte durch 
bedingtes Endurteil dem Beklagten einen Eid des Inhalts auf, daß er den 
Rat nicht beſtimmt gegeben habe, ſondern mit dem Zuſatz: nach ſeiner Anſicht 
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ſei das ſo. Für den Fall der Nichtleiſtung des Eides wurde der Klaganſpruch 
für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. Der Kläger legte Berufung ein. 
In der Verhandlung vor dem Ber.⸗Gericht antwortete er auf die an ihn per- 
ſönlich geſtellte Frage, ob der Rat des Beklagten ihn überzeugt und ob er 
danach die Sache für ſicher gehalten habe: Nein, der Rat habe ihn ſehr ge⸗ 
wundert, er habe ſich aber deshalb darauf verlaſſen, weil er ſich geſagt habe, 
daß er den Beklagten verantwortlich machen könne, wenn der Rat falſch ſei. — 
Die Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

— — — Sn der Beurteilung des vom Beklagten erteilten Rates ſtimmt 
das Ber. Gericht dem angefochtenen Urteil durchaus zu. — — — Die Aus⸗ 
kunft war unrichtig. Beim Sukzeſſiv⸗Lieferungsgeſchäft iſt der Verkäufer be⸗ 
rechtigt, gemäß § 326 BGB. zu verfahren und nach Ablauf der Nachfriſt die 
Erfüllung des geſamten noch ausſtehenden Vertrages abzulehnen, wenn der 
Käufer mit einer fälligen Rate des Kaufpreiſes in Verzug gerät. Das ſteht 
in der Rechtſprechung feſt, es iſt allgemein bekannt, und der Beklagte hätte 
es bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Anwalts nicht überſehen 
dürfen. Was er dafür vorbringt, daß der hier fragliche Fall nach feinen beſon⸗ 
deren Umſtänden anders liege, iſt nicht ſtichhaltig. 

Auch wenn Beklagter dem Kläger die Auskunft mit dem Zuſatz, ſeiner 
Anſicht nach ſei das ſo, erteilt hat, wird an der Sachlage nichts geändert. Jede 
Rechtsauskunft iſt der Ausdruck einer Anſicht des befragten Anwalts. Hätte 
Beklagter ausſprechen wollen, daß ſeine Anſicht von der herrſchenden Praxis 
abweiche und im Prozeſſe möglicherweiſe nicht durchdringen werde, ſo hätte 
er ſich anders ausdrücken müſſen. Seine Auskunft iſt alſo auf alle Fälle fahr⸗ 
läſſig geweſen. Da er ſeinen Rat gegen Honorar, alſo auf Grund eines zwiſchen 
den Parteien geſchloſſenen Dienſtvertrags erteilt hat, jo hat er ſeine Fahr⸗ 
läſſigkeit zu vertreten. Auch wenn er die Auskunft mit dem Zuſatze, das ſei 
ſeine Anſicht, erteilt hat, durfte Kläger ihr als einer ſorgſam erwogenen und wohl 
begründeten vertrauen. Das Ber.⸗Gericht iſt daher nicht der Meinung, daß 
der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem erteilten Rat und der Hand⸗ 
lungsweiſe des Klägers widerlegt ſei, wenn Beklagter ſich ſo, wie er behauptet, 
ausgeſprochen hat. Es würde daher den vom Landgericht normierten Eid 
nicht auferlegt haben. Es kommt aber auf alles dieſes aus einem andern 
Grunde nicht an. 

Zunächſt hat nach der eigenen Darſtellung des Klägers der Beklagte ihm 
geantwortet, der Vertrag könne von den Verkäufern nicht aufgehoben werden, 
Kläger könne höchſtens, wenn die Verkäufer auf Zahlung ihres Guthabens 
klagten, die Prozeßkoſten riskieren. Danach hat Beklagter es in ſeinem Rat 
als möglich hingeſtellt, daß Kläger in die Koſten verurteilt werde; dieſe Gefahr 
hat alſo der Kläger jedenfalls bewußterweiſe auf ſich genommen; wegen dieſer 
Koſten im Betrage von 209,55 hätte die Klage ſomit jedenfalls ſofort ab⸗ 
gewieſen werden müſſen. Aber auch wegen des weiteren Anſpruchs auf Erſatz 
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des ihm infolge des Rücktritts der Verkäufer entgangenen Gewinns iſt Kläger 
auf Grund ſeines eigenen Vorbringens ſachfällig. Schon in ſeinem Inſtruk⸗ 
tionsſchreiben hat Kläger zu erkennen gegeben, daß er weniger im Vertrauen 
auf den Rat des Beklagten als auf den möglichen Regreß gehandelt hat. Bei 
ſeiner perſönlichen Vernehmung hat er ganz beſtimmt und deutlich erklärt, 
daß er durch die Auskunft des Beklagten nicht überzeugt war. Er hat ſich viel⸗ 
mehr ſehr über ſie gewundert. Sein Rechtsgefühl hat ihm offenbar geſagt, 
daß die Auskunft ſchwerlich richtig ſein könnte. Er iſt alſo durch den Rat des 
Beklagten nicht in den Irrtum verſetzt, daß ſeine Verkäufer ſich ſicherlich nicht 
vom Vertrage losſagen könnten, ſondern iſt dieſe Gefahr bewußterweiſe ge⸗ 
laufen. Dazu hat er ſich nur durch die Meinung beſtimmen laſſen, daß Be⸗ 
klagter ihm auf Grund der erteilten Auskunft für den guten Ausgang der 
Sache verantwortlich ſei. Dieſe Meinung war aber irrig. Beklagter würde 
für den entſtandenen Schaden nur verantwortlich ſein, wenn Kläger im Ver⸗ 
trauen auf die Richtigkeit des empfangenen Rates ſo wie geſchehen gehandelt 
hätte, was er zugeſtandenermaßen nicht getan hat. Ein Rat iſt aber keine 
Gewährleiſtung. Wollte Kläger, wie er ſelbſt angibt, nur auf die Verantwor⸗ 
tung und Gefahr des Beklagten die fällige Zahlung zurückhalten und die Klage 
des Verkäufers abwarten, ſo mußte er den Beklagten fragen, ob er bereit ſei, 
für den guten Ausgang der Sache einzuſtehen, was Beklagter ſelbſtverſtändlich 
abgelehnt hätte. Da er dies nicht getan hat, kann er den Beklagten nicht auf 
Grund eines Rates in Anſpruch nehmen, der ihn, wie er ſelbſt angibt, nicht 
überzeugt, und der an und für ſich genommen nicht die beſtimmende Urſache 
ſeines Handels geweſen iſt. Daß er in dem Rat irrtümlicherweiſe eine Garantie 


erblickt hat, geht nicht zu Laſten des Beklagten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 5. Juni 1912 in der Bremer 
Sache H. (Kl.) w. T. Bf. IV. 565/11. A- d. 
ru 
44. Über die Anfechtung von Beſchlüſſen der Anwaltskammer und 
ihres] Dorftandes. ME 
re Vgl. 37 Nr. 245; 66 Nr. 1ᷣů0l. 

E Rado. 5 59 Abſ. 2. . 


Ein ſchiedsrichterliches Verfahren hatte mit einem Vergleich geendigt, 
worin jede Partei die Hälfte der ſämtlichen Koſten übernahm. Als der Be⸗ 
klagte V. keine Zahlung leiſtete, klagte der Rechtsanwalt N., der Obmann des 
Schiedsgerichts, die ihm und dem Schiedsrichter D. zukommenden Koſten 
beim Amtsgericht gegen ihn ein. Das AG. beſchloß, hinſichtlich der von Rechts- 
anwalt N. geltendgemachten Gebühren ein Gutachten des Vorſtandes der 
Anwaltskammer für den OLG.⸗Bezirk M. einzuholen. Der Vorſtand der ge⸗ 
nannten Anwaltskammer lehnte aber die Erſtattung des Gutachtens ab, weil 
im gegebenen Fall die geſetzliche Verpflichtung hierzu nicht beſtehe; es könne 
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ſich nur um ein Gutachten nach § 49? RAO. handeln, aber eine Streitigkeit 
zwiſchen einem der Kammer angehörigen Rechtsanwalt und ſeinem Auftrag⸗ 
geber liege nicht vor; denn mit den in der Geſetzesſprache von 1879 üblichen 
Ausdrücken „Auftragsverhältnis, Auftraggeber“ ſeien unzweifelhaft die Rechts 
verhältniſſe des Anwaltsvertrags bezeichnet, die Dienſte des Schiedsrichters 
fielen ſowenig wie beiſpielsweiſe die des Teſt.⸗Vollſtreckers, Konk.⸗Verwalters, 
Nachlaßpflegers in den Rahmen des Anwaltsvertrags. — Gegen dieſen Beſchluß 
legte das AG. zum Oberlandesgericht M. Beſchwerde ein mit dem Antrag, 
den Beſchluß des Vorſtandes der Anwaltskammer als geſetzwidrig aufzuheben. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach § 59 Abſ. 2 RAO. können geſetzwidrige Beſchlüſſe der Anwalts- 
kammer oder ihres Vorſtandes von dem Oberlandesgericht aufgehoben werden. 
Die Aufhebung ſolcher geſetzwidriger Beſchlüſſe kann von Amtswegen ge— 
ſchehen; doch iſt eine Beſchwerde oder eine Anregung ſeitens eines Betei— 
ligten nicht ausgeſchloſſen. Formell iſt daher die Beſchwerde nicht zu bean— 
ſtanden. Sachlich iſt ſie indes nicht begründet. 

Bei der Prüfung des Anſuchens des Amtsgerichts ergab ſich für den Vor— 
ſtand der Anwaltskammer mit Notwendigkeit in erſter Linie die Frage, ob 
der zwiſchen dem Rechtsanwalt N. und dem V. anhängige Prozeß als eine 
Streitigkeit zwiſchen einem Kammermitglied und ſeinem Auftraggeber anzu— 
ſehen ſei, ob alſo im gegebenen Falle überhaupt die Vorausſetzung des § 491 
NAT. vorliege, die dem Anwaltskammer-Vorſtande die Erſtattung eines Gut— 
achtens, wie es vom Amtsgericht gefordert werde, zur Pflicht mache. Indem 
der Vorſtand der Anwaltskammer dieſe Frage verneinte, hatte er keinen Anlaß 
mehr, ſich weiter ſachlich mit dem Erſuchen zu befaſſen, mithin auf die an ihn 
geſtellten Fragen einzugehen, ob ſich in M. durch Übung beſtimmte Grund— 
ſätze gebildet hätten, nach denen die Vergütungen an die zu Schiedsrichtern 
ernannten Rechtsanwälte zu bemeſſen ſeien, und inwieweit die vom Rechts— 
anwalt N. verrechneten Gebühren angemeſſen wären. Das AG. hält den 
Beſchluß des Anwaltskammer-Vorſtandes für rechtlich unrichtig, aber auch 
für geſetzwidrig i. S. des § 59 Abſ. 2 Rel O., weil der Vorſtand der Anwalts— 
kammer auf Grund einer rechtsirrigen Auslegung die ihm geſetzlich obliegende 
Erſtattung eines Gutachtens verweigere und dieſe Verweigerung ſelbſt ge— 
ſetzwidrig ſei. Bei dieſer Ausführung geht jedoch das AG. von einer Rechts- 
anſchauung hinſichtlich der rechtlichen Tragweite des § 59 Abſ. 2 RAO. aus, 
der das Oberlandesgericht nicht beizupflichten vermag. 

Wie das Oberlandesgericht bereits in ſeinem Beſchluſſe v. 6. Okt. 1905 
(abgedr. in der Ztſchr. für Rechtspfl. in Bayern 1906, 65) insbeſondere unter 
Bezugnahme auf die Motive zum Entwurf der Rechtsauwaltsordnung näher 
dargelegt hat, iſt dem OLG. durch § 59 Abſ. 2 nicht das Recht eingeräumt, als 
eine Art höherer Inſtanz die Beſchlüſſe der Anwaltskammer und ihres Vor— 
ſtandes nachzuprüfen und ſie aufzuheben oder zu ändern, vielmehr ſollte durch 
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jene Beſtimmung dem OLG. nur ein Aufſichtsrecht über die Geſchäftsführung 
der Anwaltskammer und ihres Vorſtandes übertragen werden, das ſich darauf 
bezieht, daß der Vorſtand formell die ihm obliegenden Geſchäfte betreibt, 
insbeſondere nicht durch Läſſigkeit in ihrer Erledigung ſeine Pflichten ver— 
letzt. Hiernach kommt dem OLG. gegenüber den Beſchlüſſen der Anwalts— 
kammer und ihres Vorſtandes nicht das Recht einer anderweitigen Sachent— 
ſcheidung zu; haben dieſe Organe der Rechtsanwaltſchaft innerhalb des ihnen 
zugewieſenen Wirkungskreiſes ſich mit einer Frage befaßt und hierüber be— 
ſchloſſen, ſo kann die Entſcheidung, ſelbſt wenn ſie gegen einen Rechtsgrund— 
ſatz verſtieße, nicht vom OLG. von Amtswegen oder auf Anrufung ſeitens eines 
Intereſſenten außer Kraft geſetzt und durch eine andre Entſcheidung erſetzt 
werden. Das OLG. hat nach § 59 Abſ. 2 nicht den ſachlichen Inhalt, ſondern 
nur die Geſetzmäßigkeit ſolcher Beſchlüſſe nachzuprüfen; ſeine Befugnis iſt 
auf die Aufhebung geſetzwidriger Beſchlüſſe beſchränkt. Geſetzwidrig iſt aber 
ein ſolcher Beſchluß dann, wenn bei der Beſchlußfaſſung die Grenzen der den 
Organen der Rechtsanwaltſchaft zugewieſenen Tätigkeit überſchritten worden 
ſind, wenn alſo das beſchließende Organ der Rechtsanwaltſchaft geſetzlich 
garnicht zu der Beſchlußfaſſung berechtigt geweſen iſt, oder aber, wenn der 
Beſchluß auf geſetzwidrigem Wege zuſtande gekommen iſt. 

An dieſen Vorausſetzungen fehlt es hier vollſtändig. Indem § 494 RAO. 
dem Vorſtande der Anwaltskammer die Verpflichtung auferlegt, Gutachten 
zu erſtatten, welche in Streitigkeiten zwiſchen einem Mitglied der Kammer 
und ſeinem Auftraggeber von den Gerichten erfordert werden, verweiſt er 
auch die Beantwortung der Frage, ob in einem Falle der im Geſetz voraus— 
geſetzte Tatbeſtand gegeben ſei, in den Geſchäftsbereich des Vorſtandes. Von 
einer Überſchreitung der Amtsbefugniſſe kann daher bei der vom AG. bean- 
ſtandeten Beſchlußfaſſung keine Rede ſein. Auch iſt in keiner Weiſe erſichtlich, 
daß der Beſchluß nicht auf ordnungmäßigem Wege zuſtande gekommen wäre. 
Aber auch darin, daß der Vorſtand jene geſetzliche Vorausſetzung für den ge— 
gebenen Fall und damit ſeine Zuſtändigkeit und Verpflichtung zur Erſtattung 
des geforderten Gutachtens verneint hat, iſt keine Geſetzwidrigkeit i. S. des 
859 Abſ. 2 zu erblicken. Die gegenteilige Anſicht des AG. verkennt, wie aus 
dem oben Ausgeführten hervorgeht, die rechtliche Bedeutung des § 59 Abſ. 2 
und räumt dem OLG. an Stelle der ſich auf den formellen Geſchäftsbetrieb 
des Anwaltskammer-Vorſtandes beziehenden Aufſichtsrechte ein materielles 
Entſcheidungsrecht ein. Würde entſprechend dem Antrage des AG. der Be— 
ſchluß des Vorſtandes aufgehoben, ſo könnte dieſer Aufhebung nur dann eine 
Rechtswirkung zukommen, wenn die aufhebende Verfügung des OLG. nicht 
eine bloße Nichtigkeitserklärung, ſondern zugleich eine den Vorſtand bindende 
Entſcheidung dahin enthielte, daß tatſächlich zwiſchen dem Rechtsanwalt N. 
und dem Beklagten V. ein Auftragsverhältnis beſtanden habe und mit Rück— 
ſicht hierauf der Tatbeſtand des § 494 NAD. zutreffe. Die Folge einer ſolchen 
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Entſcheidung wäre, daß dieſer ſtrittige Punkt als im Sinne der Entſcheidung 
des OLG. erledigt für den Vorſtand der Anwaltskammer zu gelten hätte und 
daß dieſer nunmehr gezwungen wäre, die vom AG. verlangte anderweitige 
Sachbehandlung vorzunehmen. Zweifellos würde aber dann eine Sachentſchei⸗ 
dung des OLG. vorliegen, die über die dieſem Gericht bei feiner Beſchluß⸗ 
faſſung durch § 59 gezogenen Grenzen hinausginge und ſonach geſetzlich un⸗ 
zuläſſig iſt. Gerade der Umſtand, daß § 59 nur von der Aufhebung geſetz⸗ 
widriger Beſchlüſſe ſpricht, daß er alſo nur Beſchlüſſe im Auge hat, deren bloße 
Aufhebung ſchon Rechtswirkſamkeit zu äußern vermag, beweiſt, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmung auf Fälle wie den vorliegenden nicht zur Anwendung kommen kann. 
Vgl. IW. 1883, 82; OLG Rſpr. 8, 161. 
Aus allen dieſen Gründen war daher der Beſchwerdeantrag zurückzuweiſen.“ 
Beſchluß des OLG. München (Ferienziv.⸗Sen.) v. 3. Sept. 1912 i. S. 
N. w. V. Beſchw.⸗R. N. 564/12. P. 


45. Die Koftenpflicht des den Klaganſpruch anerkennenden Beklagten 
hängt nicht davon ab, ob der Anſpruch begründet war oder nicht. 
(Vgl. 61 Nr. 119; auch 67 Nr. 20 m. N.) 

80. 8 93. 

Der Beklagte hatte in 1. Inſtanz den Klaganſpruch, der auf Unterlaſſung 
gewiſſer Behauptungen lautete, unter Beſtreiten ſeiner Koſtenpflicht anerkannt. 
Das Landgericht legte die Koſten dem Kläger auf, weil der Klaganſpruch un⸗ 
begründet geweſen ſei. Die Berufung des Klägers hatte Erfolg aus folgenden 
Gründen: 

„Streit herrſcht lediglich über die Frage, welche Partei die Koſten des 
Rechtsſtreits zu tragen habe. Die ſelbſtändige Anfechtung wegen des Koſten⸗ 
punkts iſt nach § 99 Abſ. 2 ZPO. zuläſſig. 

Da der Beklagte den Hauptanſpruch anerkannt hat, ſo iſt er der im Rechts⸗ 
ſtreit unterliegende Teil. Nach der Regel des § 91 ZPO. treffen ihn deshalb 
die Koſten des Rechtsſtreits. Von der Regel macht § 93 ZPO. dann eine Aus- 
nahme, wenn der Beklagte ſofort den Anſpruch anerkennt und nicht durch ſein 
Verhalten Anlaß zur Klagerhebung gegeben hat. Das Anerkenntnis des Be⸗ 
klagten iſt als ſofortiges anzuſehen, obwohl er in der ſchriftlichen Klagebeant⸗ 
wortung den Antrag auf Klagabweiſung in Ausſicht geſtellt hat; in dieſer Hin⸗ 
ſicht kommt es nur auf ſein Verhalten in der erſten Verhandlung an. 

Das Landgericht iſt der Anſicht, daß für die Entſcheidung über den Koſten⸗ 
punkt trotz des Anerkenntniſſes eine Prüfung der tatſächlichen Unterlagen 
des Falles geboten ſei. Danach wäre der Beklagte berechtigt, trotz des Aner- 
kenntniſſes für die Frage der Koſtentragung zu behaupten, daß der Anſpruch 
nicht beſtehe. Die Zulaſſung einer ſolchen Anſpruchsbeſtreitung ließe ſich 
in doppelter Weiſe begründen. Man könnte ſagen, daß, wenn der Anſpruch 
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tatſächlich nicht begründet war, der Beklagte keinen Anlaß zur Klagerhebung 
gegeben habe; dann läge der Ausnahmefall des §8 93 ZPO. vor (fo das! KG. 
Berlin in OL GRſpr. 23, 113). Man könnte aber auch ſagen, der Beklagte ſpreche 
durch den hinſichtlich der Koſten geſtellten Abweiſungsantrag den Vorbehalt 
aus, daß er nicht ſchon infolge des Anerkenntniſſes für koſtenfällig erachtet 
werden wolle, und dieſer Vorbehalt ſei beachtlich, auch wenn die Ausnahme des 
$ 93 nicht vorliege. Dann wäre über die Koſten nach dem ſonſtigen Sach- und 
Streitſtand zu entſcheiden (ſo der 3. Senat des OLG. Dresden in deſſen Ann. 
29, 453). Der erkennende Senat vermag ſich keiner dieſer Anſchauungen anzu⸗ 
ſchließen. 

Was zunächſt die Anſicht des 3. Senats anbetrifft, ſo ſtehen ihr die Be⸗ 
ſtimmungen über die Koſtentragungspflicht nicht zur Seite. Dieſe iſt nach der 
Prozeßordnung die notwendige Folge des Unterliegens der einen Partei und 
hat nur das Unterliegen zur Vorausſetzung. Die verklagte Partei unterliegt 
aber, wenn fie antraggemäß verurteilt wird. Für die Koſtenfrage hat man 
allerdings dieſen Grundſatz dann nicht ſtreng durchgeführt, wenn das Unter— 
liegen erſt infolge von Umſtänden eintritt, die ſich nach der Klagerhebung er— 
eignen, ſo wenn erſt in der Ber.⸗Inſtanz der eingeklagte Anſpruch fällig wird. 
Das kommt aber hier nicht in Frage, wo der Klaganſpruch ſofort anerkannt 
worden iſt und die Tatſachen, die ihn nach der Darſtellung des Klägers be- 
gründet erſcheinen laſſen, alle vor der Klagerhebung liegen. 

Die verklagte Partei unterliegt nicht nur dann, wenn das Gericht nach 
ſtreitiger Verhandlung und Prüfung des Streitſtoffs feſtſtellt, daß der Klag— 
anſpruch begründet ſei, ſondern auch dann, wenn es dieſer Verhandlung und 
Prüfung durch ein Anerkenntnis des Beklagten überhoben wird. Das iſt ge⸗ 
rade das Weſen des Anerkenntniſſes, daß für das Gericht dadurch das Be⸗ 
ſtehen des Anſpruchs in Gewißheit geſetzt wird und darum iſt die Ausnahme des 
§ 93 gemacht, um daraus ſich ergebende Unbilligkeiten zu beſeitigen. Liegt aber 
dieſe Ausnahme nicht vor, ſo kann der Beklagte die Folge ſeiner Anerkennung 
und damit ſeines Unterliegens, nämlich ſeine Verurteilung in die Koſten, 
nicht dadurch abwenden, daß er ſich vorbehält, trotz des Anerkenntniſſes nicht 
als unterliegender Teil gelten zu wollen. Er iſt es infolge ſeines Anerkennt⸗ 
niſſes. Sein Vorbehalt würde ſich mit dem tatſächlichen Sachverhältnis in 
unlöslichen Widerſpruch ſetzen, iſt mithin unbeachtlich. Der Fall liegt entſpre⸗ 
chend wie beim Verzicht des Klägers auf den Anſpruch gemäß $ 306 ZPO. 
Auch hier kann ein Vorbehalt des Klägers, die Koſten nicht tragen zu wollen, 
nicht beachtet werden, ſelbſt wenn er ihn damit begründet, daß der Anſpruch 
trotz des Verzichts beſtehe. Schon die prozeſſualen Folgen, die dieſe Anſchauung 
hat, ſprechen gegen ſie. Der Anſpruch wird durch das Anerkenntnis mit ſämt⸗ 
lichen prozeſſual und materiellrechtlich ſich ergebenden Folgen endgültig feſt⸗ 
geſtellt. Gleichwohl ſoll das Gericht im Koſtenurteil ausſprechen, daß das von 
ihm im Anerkenntnisurteil feſtgeſtellte Rechtsverhältnis nicht e Das kann 
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ſogar zu einer unmittelbaren Verletzung der Grundſätze über die Rechtskraft 
führen. Selbſt wenn das Anerkenntnisurteil rechtskräftig iſt, würde nach der 
andern Anſicht noch über das Beſtehen des rechtskräftig feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs zwiſchen denſelben Parteien verhandelt und entſchieden werden können 
und müſſen. Der Fall liegt hier anders als bei Teilurteilen über nur einen 
Teil eines Anſpruchs, wodurch allerdings hinſichtlich der andern Teile, die 
nicht vom Urteil betroffen werden, keine Rechtskraft entſteht. Denn hier 
müßte zur Frage der Koſtenentſcheidung gerade darüber geurteilt werden, ob 
der urteilmäßig feſtgeſtellte Anſpruch begründet ſei oder nicht. Dadurch unter⸗ 
ſcheidet er ſich auch von dem Fall des § 93; denn dort betrifft die weitere Ver⸗ 
handlung nicht das Beſtehen des Anſpruchs, ſondern nur die Umſtände ſeiner 
Geltendmachung. Mithin iſt der Anſicht des 3. Senats nicht zuzuſtimmen. 
Auch die Materialien zur Novelle v. 20. Mai 1898 ſprechen gegen deſſen An⸗ 
ſicht. Bei der Beratung der Anträge zu § 94 (jetzt 8 99) ZPO. hat ein Ver⸗ 
treter der Regierung erklärt: bei Anerkenntnisurteilen ſei es bedenklich, eine 
Anfechtung im Wege der Beſchwerde zuzulaſſen, weil die hier hauptſächlich 
in Betracht kommende Frage, ob der Bekiagte zur Erhebung der Klage durch 
ſein Verhalten Anlaß gegeben habe, oft ohne Erörterung der Sache ſelbſt nicht 
entſchieden werden könne (ſ. Hahn Mater. 8, 292). Danach iſt die Regierung 
auch davon ausgegangen, daß die Erörterung der Sache nur dann in Frage 
kommen könne, wenn es ſich darum handelt, ob der Beklagte Veranlaſſung zur 
Klagerhebung gehabt habe, und daß der Fall nicht in Betracht komme, daß der 
Beklagte zwar Veranlaſſung zur Klage gegeben hat, aber trotzdem feine Koſten⸗ 
pflicht beſtreitet. 

Aber auch der Anſicht des Kammergerichts tritt das Gericht nicht bei. 
Denn durch das Anerkenntnis wird, und zwar für das Gericht und die Par- 
teien bindend, feſtgeſtellt, daß der Anſpruch begründet iſt, und durch das An— 
erkenntnis erklärt der Beklagte, daß der Anſpruch, einerlei ob das tatſächlich 
zutrifft oder nicht, als begründet angeſehen werden ſoll. Damit iſt aber, wenn 
nicht ſouſtige, die Anwendung von § 988 rechtfertigende Umſtände vorliegen, 
für das Gericht bindend feſtgeſtellt, daß der Beklagte zur Klagerhebung Ver⸗ 
anlaſſung gegeben hat. Auch hier läge ein nicht beachtlicher Widerſtreit der 
Erklärung mit den tatſächlichen Verhältniſſen vor, wenn der Beklagte das in 
der Hauptſache anerkannte Beſtehen des Anſpruchs für die Frage, ob er Ber- 
anlaſſung zur Klagerhebung gegeben habe, wieder verneinen wollte. Schon 
die Abhängigkeit der nur nebenſächlichen Koſtenentſcheidung von der Ent- 
ſcheidung der Hauptſache ſpricht gegen die Zuläſſigkeit dieſes Verfahrens. 
Die Entſcheidung des KG. läuft darauf hinaus, dem Beklagten die Befugnis 
einzuräumen, zu beſtimmen, wie weit die Folgen ſeines Anerkenntniſſes 
reichen. Dieſe Befugnis ſteht dem Beklagten nicht zu. Die prozeſſuale Folge, 
daß er durch das Anerkenntnis zum unterliegenden Teil wird und deshalb 
die Koſten nach 8 91 zu tragen hat, iſt mit dem Anerkenntnis notwendig ver⸗ 
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bunden. Die Parteien haben es nicht in der Hand, ſolche von der Prozeß⸗ 
ordnung beſtimmte Wirkungen durch einſeitige Erklärungen abzuwenden. 
Das hinſichtlich der Rechtskraft oben Ausgeführte trifft auch hier zu. 

Mithin kann der Beklagte zur Abwehr ſeiner Koſtenpflicht nicht geltend 
machen, daß er ſein Anerkenntnis abgegeben habe, obwohl ein Anſpruch des 
Klägers nicht beſtehe. Andre Gründe hat er nicht geltend gemacht. — — — 
Eine Anfechtung des Anerkenntniſſes liegt nicht vor. Mithin iſt nicht zu er- 
örtern, ob der Anſpruch des Klägers zu Recht beſtehe. 

Der Beklagte iſt den Ausführungen entſprechend in die Koſten des Rechts- 
ſtreits gemäß § 91 ZPO. zu verurteilen.“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (8. Sen.) v. 24. Juni 1912 i. S. Bohne w. 
Deibel. 8 O. 22/12. F- ch. 


46. Suſtändigkeit der 1. Inſtanz zur Aufhebung des in der höheren 
Inſtanz bewilligten Armenrechts nach Beendigung des Kechtsſtreits 
Vgl. 42 Nr. 154; 43 Nr. 151; 51 Nr. 293; 53 Nr. 123. 

ZPO. $$ 121. 126. 

Die Eheſcheidungsſache P. w. P. wurde durch Beſchluß des Reichsgerichts 
v. 20. März 1911 erledigt. In der Ber.⸗Inſtanz war der verklagten Ehefrau 
am 27. Jan. 1910 das Armenrecht bewilligt und ihr der Rechtsanwalt B. bei- 
geordnet geweſen. Dieſer ſtellte am 27. Juni 1912 an das Oberlandesgericht 
den Antrag, den Beſchluß v. 27. Jan. 1910 wieder aufzuheben, weil die Ehefrau 
P., die am 21. Juni geſtorben war, Vermögen beſeſſen habe. Der Antrag 
wurde mit folgender Begründung an das Landgericht abgegeben: 

„Zur Beſchlußfaſſung über den Antrag gemäß §§ 125. 126. ZPO. iſt 
das Landgericht zuſtändig. Sowohl das Reichsgericht (Entſch. 12, 416; 64, 19) 
als auch das Oberlandesgericht München, 

Beſchl. des 3. Sen. v. 22. Sept. 1908 zu L 839/04, abgedr. in OL GRſpr. 17, 
316; Seuff Bl. 74, 182; Recht 1909 Nr. 504, 

haben den §§ 125. 126 ZPO. eine ergänzende Erläuterung dahin gegeben, 
daß in den Fällen, in denen ein Rechtsſtreit durch mehrere Inſtanzen gegangen 
iſt, über die Nachzahlungspflicht nur einheitlich zu entſcheiden und daß hierzu 
das Gericht 1. Inſtanz zuſtändig iſt, gleichviel ob dieſes ſelbſt das Armenrecht 
bewilligt hat oder das Armenrecht erſt für eine ſpätere Inſtanz nachgeſucht 
worden iſt. Mit dieſer Anſchauung ſteht die weitaus überwiegende Mehrzahl 
der Kommentatoren im Einklang. 

Dieſer Auffaſſung iſt nunmehr auch Gaupp-Stein beigetreten, in der 8/9. Aufl. 
noch unter Angabe von Gegengründen, in der 10. Aufl. beſtimmt, während er 
in älteren Auflagen gegenteiliger Anſchauung war, auf welcher noch Hellmann 
und Schott ſtehen. 

Der beſchließende Senat hat keine Veranlaſſung, von ſeiner im erwähnten 
Beſchluß v. 22. Sept. 1908 eingehend begründeten, durch die Rechtſprechung 
6* 
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des Reichsgerichts 115 115 l alle Kommentare zur ZPO. geſtützten 
Anſchauung abzugehen. —. — 
Beſchluß des OSG. München (3. Sen.) v. 2. Juli 1912 i. S. P. w. 
P. Ber.⸗Reg. 50/10 und A. R. 28/10. P. 


47. Beweiswürdigung auf Grund von Parteibehauptungen. 
Vgl. 40 Nr. 316. 
3PO. 58 286. 619. 

Die Ehe der Parteien wurde auf Klage der Frau wegen Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes (8 1568 BGB.) geſchieden. — Aus den Gründen des 
Ber.⸗Urteils: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht ſieht die Mißhandlungen abweichend vom 
Landgericht als verziehen an und verwertet ſie gemäß $ 1573 BGB. nur zur 
Unterſtützung ſpäterer Vorgänge. In letzterer Beziehung werden dem Be- 
klagten fünf Eheverfehlungen nachgewieſen. — — — 

Die Verfehlungen des Beklagten zu 1 bis 3 hat das Ber.⸗Gericht im 
weſentlichen auf Grund der zweimaligen perſönlichen Vernehmung der Klä⸗ 
gerin in Verbindung mit den ſchriftlichen Angaben, die ſie in zwei Schrift. 
ſtücken niedergelegt hat, feſtgeſtellt. Die Klägerin hat nämlich über die Vor⸗ 
kommniſſe in ihrem Eheleben ſowohl in einem Briefentwurf vom Mai 1909 
als auch in einem ſog. Informationsſchreiben, in letzterem über die Ereigniſſe 
nach dem 30. Mai 1909, Aufzeichnungen gemacht. Das Ber.-Gericht hat den 
Angaben der Klägerin vollen Glauben geſchenkt und die Auferlegung eines 
richterlichen Eides für entbehrlich erachtet. 

Die Reviſion bekämpft dieſes Verfahren als prozeßwidrig. Dem kann 
nicht beigetreten werden. Das Ber.⸗Gericht hat nicht etwa einſeitige und 
unbewieſene Behauptungen einer Partei ohne weiteres als wahr angenommen, 
ſondern es hat unter Berückſichtigung der von der Gegenpartei erhobenen 
Einwendungen die näheren Umſtände des Parteivorbringens ins Auge gefaßt 
und ſich danach feine Überzeugung gebildet. Wenn das Ber.⸗Gericht nach 
alledem von der Glaubwürdigkeit der Klägerin überzeugt war, durfte es ihren 
Angaben entſcheidendes Gewicht beilegen. Gerade in Angelegenheiten, die 
das innere, ſich den Wahrnehmungen Dritter oft entziehende Eheleben be⸗ 
treffen, wird das Gericht vielfach Anlaß haben, die Parteien perſönlich zu 
hören und ſich durch unmittelbare Befragung ein Bild von ihrem Zuſammen⸗ 
leben zu machen. Daß dabei nicht nur die mündlichen Angaben der Partei 
ſondern auch ihre ſchriftlichen Aufzeichnungen Berückſichtigung finden, ent⸗ 
ſpricht dem Zweck einer ſolchen Beweiserhebung. Die dadurch gewonnene 
richterliche Überzeugung iſt nicht prozeßwidrig zuſtande gekommen. Von 
dieſer Grundlage aus können Beweisanträge der Gegenpartei als unerheblich 
abgelehnt werden. Das Ber.⸗Gericht hat aber auch ausgeführt, daß, ſelbſt 
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wenn die vom Beklagten aufgeſtellten und mit Beweisangebot vertretenen 
Behauptungen wahr wären, dennoch die von der Klägerin dem Beklagten 
gemachten Vorwürfe für berechtigt angeſehen werden müßten. Soweit das 
Ber.⸗Gericht auf Beweisanträge des Beklagten nicht eingegangen iſt, hat es 
ſeine Ablehnung überall mit Gründen verſehen, und es iſt nicht erſichtlich, daß 
dabei ein Rechtsverſtoß begangen wäre. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 16. Sept. 1912 in der preuß. 

Sache K. (Bkl.) w. K. (OLG. Poſen). IV. 69/12. 


48. Wie können private Auskünfte zu den Akten für die Beweis- 
würdigung verwertet werdend 
Vgl. 46 Nr. 62; 67 Nr. 185. 
ZPO. $ 286. 
Es wurde darüber geſtritten, ob die Bürgſchaft, welche die Beklagte am 
24. Dez. 1905 übernommen hatte für die von der Firma E. K. & Co. gezeich⸗ 
neten und bei der klagenden Bank diskontierten Wechſel, ſich auch auf Wechſel 
aus der Zeit nach dem 24. Dez. 1905 beziehe. Vom Ber.⸗Gericht wurde dies 
verneint auf Grund zahlreicher von der Beklagten beigebrachter Auskünfte 
erſter Banken, denen zufolge nach der allgemein in Bankkreiſen üblichen Aus⸗ 
drucksweiſe die Bürgſchaftsurkunde von der Klägerin nicht dahin verſtanden 
werden durfte, als ob ſie auch künftig entſtehende Wechſelverbindlichkeiten 
mitumfaſſe. — Das Reichsgericht bemerkt dazu: 
„Es muß der Reviſion darin beigetreten werden, daß das Verfahren 
des Ber.⸗Gerichts, die Auskünfte der Banken ohne weiteres, anſcheinend im 
Wege des Urkundenbeweiſes, zu verwerten, gegen die Vorſchriften der Pro⸗ 
zeßordnung verſtößt. Die Auskünfte bilden entweder Bekundungen der Ver⸗ 
faſſer über ihre tatſächlichen Wahrnehmungen im Bankverkehr oder gutacht⸗ 
liche Außerungen über die bei den Banken herrſchende Verkehrsſitte. Das 
Ber.⸗Gericht hat ſie nun nicht etwa, was zuläſſig geweſen wäre, ähnlich einem 
literariſchen Hülfsmittel zur Bekräftigung oder Ergänzung der eigenen Sach⸗ 
kunde über den fraglichen Geſchäftsbrauch herangezogen; es ſchöpft vielmehr 
ſein ganzes Wiſſen erſt aus den Auskünften. Dann mußte es aber, wie von der 
Beklagten ſelbſt beantragt war, die Ausſteller als Sachverſtändige in den 
Formen der Prozeßordnung, die auch dem Gegner Gelegenheit zur Wahrung 
ſeiner Rechte bieten, vernehmen oder darauf hinwirken, daß ſie als Zeugen 
oder ſachverſtändige Zeugen benannt würden. Nur im Einverſtändnis der 
Parteien durften dieſe rein privaten Außerungen, die auch nicht in einem ge⸗ 
ſetzlich geordneten Verfahren abgegeben ſind, als Beweismittel ohne Ein⸗ 
haltung der Vorſchriften über die Beweisaufnahme benutzt werden (JW. 
1912, 200 mit Anführungen). Ein ſolches Einverſtändnis liegt nicht vor. — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 20. Juni 1912 i. S. H.⸗Bank 
(Kl.) w. R. & Co. VI. 499/11. 
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49. Arreſtpfändung der Forderung eines Ausländers gegen einen 
Deutſchen durch einen deutſchen Gläubiger nach deutſchem Prozeß— 
recht. 

Vgl. 38 Nr. 161; 46 Nr. 243 m. N. 

ZPO. 89 828. 930. 

Die Beklagte, eine Firma in München, war der Firma M. & A. in Liſſabon 
eine Summe an Proviſion und Speſen ſchuldig geworden. Auf den Antrag 
der in Hamburg anſäſſigen Klägerin, die Gläubigerin der Firma M. & A. 
war, wurde durch Beſchluß des Amtsgerichts München I v. 14. Juli 1908 
der dingliche Arreſt in das im Inlande befindliche Vermögen jener Firma 
angeordnet; zugleich und auch durch einen weiteren Beſchluß des nämlichen 
AG. v. 18. desſ. Mts. wurde die Pfändung der gedachten Proviſions⸗ und 
Speſenforderung für die Klägerin ausgeſprochen. Letztere hat dann am 26. Juni 
1909 wegen ihrer Forderung ein rechtskräftig gewordenes Urteil des Land⸗ 
gerichts München I gegen M. & A. erwirkt, durch das dieſe Firma und ihre 
beiden Inhaber geſamtſchuldneriſch zur Zahlung von 24 938. nebſt Zinſen 
an die Klägerin verurteilt wurden. Auf Grund dieſes Urteils wurde durch 
den Beſchluß des AG. München J v. 11. September 1909 die früher gepfändete 
Forderung in Höhe der zuletzt genannten Summe der Klägerin zur Einziehung 
überwieſen. — Dieſe verlangte nunmehr klageweiſe von der Beklagten Zah⸗ 
lung der überwieſenen Forderung und das LG. München I verurteilte die Be⸗ 
klagte demgemäß. Die Berufung und die Reviſion der Beklagten blieben er⸗ 
folglos. Über die Rechtsgültigkeit der im Juli 1908 von der Klägerin erwirkten 
Arreſtpfändung ſpricht ſich das Reichsgericht wie folgt aus: 

„Die Wirkſamkeit dieſer Pfändung und damit auch die Wirkſamkeit 
der ſpäteren Überweiſung der gepfändeten Forderung hatte die Beklagte in 
erſter Reihe um deswillen beſtritten, weil ihr Rechtsverhältnis zur Firma 
M. & A., auf dem die gepfändete Forderung dieſer Firma gegen fie beruhe, 
lediglich dem portugieſiſchen Recht unterſtehe und nach dieſem, den Gerichtsſtand 
des Vermögens (§§ 23. 919. 930 Abſ. 1 Satz 3 der deutſchen ZPO.) nicht an⸗ 
erkennenden Rechte die gedachte Forderung einer Pfändung durch deutſche 
Gerichte nicht zugänglich ſei. Allein, wenn auch das zwiſchen der Beklagten 
und der Firma M. & A. beſtehende Rechtsverhältnis ſeinem Inhalt nach 
unter der Herrſchaft des portugieſiſchen Rechts ſtehen und deshalb die Frage, 
ob und in welchem Betrage eine Forderung aus dieſem Rechtsverhältnis 
entſtanden ſei, im Streitfall nach portugieſiſchem Recht zu entſcheiden ſein 
mag, ſo kommt das doch gegenwärtig garnicht in Betracht, weil außer Streit 
ſteht, daß die Beklagte der genannten Firma die Summe von 13 061. K ſchuldig 
geworden iſt. Ob aber ein Vermögensgegenſtand dem Zugriff durch deutſche 
Vollſtreckung zugänglich iſt, hängt nur davon ab, ob er ſich im Bereiche der 
deutſchen Gerichtsbarkeit befindet. Beſteht er in einer Forderung, ſo iſt er als 
dort befindlich anzuſehen, wo der Schuldner der Forderung ſeinen Wohnſitz 
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hat. Dies gilt auch von Forderungen, die einem im Auslande wohnenden 
Ausländer gegen einen in Deutſchland wohnenden Deutſchen zuſtehen. Sollten 
die portugieſiſchen Geſetze und Gerichte dieſe Auffaſſung nicht teilen, ſo iſt es 
doch die Auffaſſung des internationalen Rechts. Dies ergibt ſich aus der Vor⸗ 
ſchrift in 8 23 Satz 2 ZPO. ſelbſt, die einen Unterſchied zwiſchen ausländiſchen 
und inländiſchen Gläubigern nicht macht; daß ſie auch gegen ausländiſche 
Gläubiger anzuwenden iſt, hat das Reichsgericht ſchon in den Entſch. 1, 437 
ausgeſprochen und von dem gleichen rechtlichen Standpunkte geht auch das 
Urteil in den Entſch. 44, 386 aus. Daß das deutſche Recht von jener Auffaſſung 
beherrſcht wird, zeigt ſich auch in den Beſtimmungen des § 2369 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. und des § 73 Abſ. 3 JGG. Die in § 2369 BGB. vorausgeſetzte Zuſtändig⸗ 
keit eines deutſchen Gerichts iſt für eine gewöhnliche ſchuldrechtliche Klage des 
ausländiſchen Gläubigers gegen den im Inlande wohnenden inländiſchen 
Schuldner nach $ 13 ZPO. immer vorhanden, auch wenn das Rechtsverhältnis 
völlig dem ausländiſchen Rechte unterliegt, und ſonach hat in ſolchen Fällen 
auch für das Anwendungsgebiet der §§ 2369 und 73 a. a. O. der deutſche 
Richter den Anſpruch des ausländiſchen Gläubigers als im Inlande befindlich 
anzuſehen. 

Hiernach iſt weder gegen die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte über⸗ 
haupt noch im beſonderen gegen die örtliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts 
München I für die Anordnung und die Vollziehung des Arreſtes ein Bedenken 
zu erheben. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 3. Nov. 1911 in der bayeriſchen 
Sache Maffei (Bkl.) w. Zietz & Jahn (OLG. München). VII. 150/11. 
Auch in RGEntſch. 77 Nr. 651 S. 250. F—2. 


50. Pfändbarkeit eines Anſpruchs auf Schuldbefreiung zugunſten des 
Schuldgläubigers. 
Vgl. oben Nr. 7 m. N. 
ZPO. $ 851; BGB. 95 399. 415. 

Beim Ankauf ihres Grundſtücks in N. von Adolf G. hatten die verklagten Ehe⸗ 
leute eine auf dem Grundſtück ruhende Hypothek, die zum Betrage von 11000 4 
dem Kläger zuſtand, übernommen. Der Kläger ließ den dem Adolf G. aus dieſer 
Schuldübernahme gegen die Beklagten zuſtehenden Anſpruch auf Befreiung 
von der perſönlichen Schuld pfänden und ſich überweiſen und klagte dann auf 
Zahlung der 11000 „, wozu die Beklagten in 2. Inſtanz verurteilt wurden. — 
Im übrigen aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Der Kläger klagt auf Grund des Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſes 
v. 8. Nov. 1906, durch welchen wegen des ihm auf Grund vollſtreckbarer Schuld⸗ 
urkunde gegen den Bauunternehmer Adolf G. zuſtehenden Anſpruchs auf 
Zahlung von 11000 & der dem Schuldner G. angeblich gegen die jetzigen Be⸗ 


88 50. Pfändung von Forderungen. 


klagten zuſtehende Anſpruch auf Übernahme und Zahlung des zugunſten des 
jetzigen Klägers auf der Liegenſchaft Flur 19 Parzelle 79/5796 haftenden 
Hypothekenanteils von 11 000 „ gepfändet und ihm zur Einziehung über⸗ 
wieſen worden iſt. Nach der bedenkenfreien Auslegung des Ber.-Gerichts 
war Gegenſtand dieſer Pfändung und Überweiſung der angebliche Anſpruch 
des G. gegen die Beklagten aus einer bei dem Verkauf des bezeichneten Grund⸗ 
ſtücks an fie in dem Kaufvertrage v. 15./20. Sept. 1905 vereinbarten Schuld⸗ 
übernahme, durch welche ſie ſich dem Verkäufer G. gegenüber verpflichtet 
haben ſollen, den Kläger für ſeine auf dem Grundſtück ruhende Hypothek im 
Betrag von 11000 „ zu befriedigen und dadurch den G. von ſeiner perſön⸗ 
lichen Schuldverpflichtung für die der Hypothek zugrunde liegende Forderung 
zu befreien. Dieſen Anſpruch macht jetzt der Kläger als in den Rechten des G. 
ſtehend geltend. Der Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß dieſer Anſpruch gemäß 
§851 Abſ. 1 ZPO. zugunſten des Klägers gepfändet und ihm überwieſen 
werden konnte, ſtehen rechtliche Bedenken nicht entgegen. Allerdings hat der 
erkennende Senat in dem Urteil II. 558/10 v. 23. Mai 1911 (JW. 1911, 7118) 
ausgeſprochen, daß der Anſpruch auf Befreiung von einer Schuldenhaftung 
ein höchſt perſönlicher und nicht abtretbar ſei. Der vorliegende Fall liegt 
jedoch inſofern beſonders, als die Überweiſung des Befreiungsanſpruchs an 
den zu befriedigenden Gläubiger erfolgt iſt. Einer Übertragung der For⸗ 
derung auf dieſen ſteht jedenfalls das in dem bezeichneten Urteil als entſcheidend 
erachtete Bedenken, daß durch die Übertragung der Anſpruch ſich in einen An⸗ 
ſpruch des Zeſſionars auf Leiſtung zugunſten eines Dritten, nämlich des zu 
befreienden Schuldners, verwandeln würde, nicht entgegen. Denn die Leiſtung 
hat in dieſem Falle an den Zeſſionar ſelbſt, da dieſer der zu befriedigende 
Gläubiger iſt, zu erfolgen, und dieſer hat ein eigenes Intereſſe daran, auf dieſe 
Weiſe zur Befriedigung für ſeine Forderung zu gelangen. Eine Veränderung 
des Leiſtungsinhalts i. S. des § 399 BGB. iſt durch die Übertragung nicht 
eingetreten, da die Leiſtung nach wie vor auf Befriedigung des Gläubigers 
für ſeine Forderung gegen den Zedenten geht. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 4. Juni 1912 in der preuß. 

Sache Lindenbaum (Bkl.) w. Löb (OLG. Frankfurt a/ M.) II. 178/12. 


—— — 


I. Bürgerliches Recht. 


51. Gültigkeit eines mündlichen Vertrages trotz vereinbarter 
Schriftform. 
Vgl. 39 Nr. 293 m. N.; 65 Nr. 140. 183. 
0 BGB. $ 127. 

Der Beklagte hatte die klagende Firma mit der Verſteigerung von Ge⸗ 
mälden und andern Kunſtgegenſtänden beauftragt. In dem hierüber abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrage heißt es, daß abweichende Beſtimmungen und Zuſätze 
nur dann gelten ſollten, wenn ſie ſchriftlich niedergelegt ſeien. Unbeſtritten 
haben die Vertragsteile am erſten Verſteigerungstage mündlich für dieſen 
Tag vereinbart, daß der Beklagte für Gegenſtände, die er über den Verkauf⸗ 
limit bis zu den in einer neuen Liſte bezeichneten höheren Beträgen für ſich 
zurückkaufen laſſe, nicht 17½%, wie im ſchriftlichen Vertrage beſtimmt, ſondern 
nur 10% als Vergütung an die Firma zu bezahlen brauche. Streitig iſt, ob, 
wie der Beklagte behauptet und das Ber.⸗Gericht auch angenommen hat, 
das gleiche für die übrigen Tage der Verſteigerung ſtillſchweigend vereinbart 
worden ſei. 

Die Annahme des Ber.⸗Gerichts iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Die 
Vereinbarung der ſchriftlichen Form, die nach dem unzweideutigen Wort⸗ 
laut des Vertrages die Nichtigkeit des mündlich Vereinbarten zur Folge hätte 
(88 127. 125 BGB.), konnte von den Vertragsteilen, auf deren Willkür fie 
beruhte, auch wieder außer Kraft geſetzt werden, ſei es allgemein oder für den 
einzelnen Fall, und zwar auch ſtillſchweigend durch ſchlüſſige Handlungen, 
die erkennen ließen, daß das ohne Einhaltung der Form Beſprochene nicht eine 
Vorverhandlung, ſondern ſchon eine bindende Vereinbarung ſein ſollte; 

vgl. Urt. des erkennenden Senats v. 23. Nov. 1910, III. 203/10 in JW. 1911, 

9415; Staudinger BGB. $ 127 Anm. I. 4; Enneccerus B. R. #5 1 8148 III. 

2 S. 373; auch Planck BGB. $ 125 Erl. 2 a. E. und OLG. Dresden in OLG. 

Rſpr. 14, 26. 

Daß aber eine ſolche bindende Vereinbarung, wenn auch nur ſtillſchwei⸗ 
gend, auch für die übrigen Verſteigerungstage getroffen wurde, hat das Ber.- 
Gericht unter Berückſichtigung des geſamten Ergebniſſes der Verhandlung 
und der Beweisaufnahme feſtgeſtellt.— — — 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 5. Juli 1912 in der preuß. 

Sache Heberle (Kl.) w. Jaffe (OLG. Köln). III. 63/12. 
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52. Begriff der Teilleiſtung und der Abnahme einer ſolchen im 
Bandelsverfehr. 
Vgl. 41 Nr. 41; 61 Nr. 149; auch die folgende Nr. 
BGB. 8 266; HGB. 8 246. 

Die Beklagten, Inhaber einer Firma in Brüſſel, hatten am 6. Mai 1911 
bei der klagenden Firma in Plauen beſtimmte Stickereiwaren beſtellt, beſtehend 
aus zwei Kollektionen. Die Lieferfriſt betrug acht bis neun Tage „ohne jede 
Nachlieferungsfriſt“. Die Waren waren abzuliefern an eine andere Plauenſche 
Firma, die ſie den Beklagten nach Brüſſel zuſenden ſollte. An ſie lieferte die 
Klägerin am 15. Mai Waren zum Preiſe von 810. 90 O und am 19. Mai 
den Reſt zum Preiſe von 184. 85 S. Die eyvähnte Plauenſche Firma 
nahm die erſte Lieferung entgegen und ſandte ſie an die Beklagten, die 
jedoch die Annahme ablehnten, weil nicht die geſamte Lieferung friſtgemäß 
bewirkt worden ſei. Die Entgegennahme der zweiten Lieferung durch die 
Plauenſche Firma erfolgte nur mit Vorbehalt. — Die Klage auf Zahlung des 
Preiſes wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: 

„— — — Daß die verklagte Firma zur Annahme einer Teillieferung nicht 
verpflichtet war, folgt klar aus dem 8266 BGB. Ob fie in der Lage war, 
auch eine Teillieferung ſachgemäß zu verwerten, iſt dabei bedeutunglos. 
Nur unter beſonderen Umſtänden, ſo namentlich wenn Waren ganz verſchiedener 
Art, z. B. Wein und Zigarren, gleichzeitig beſtellt worden ſind, wird regel— 
mäßig trotz der Einheitlichkeit der Beſtellung das Vorliegen nicht eines einheit— 
lichen Geſchäfts, ſondern das mehrerer ſelbſtändiger Geſchäfte anzunehmen. 
ſein, ſo daß, mögen ſie immerhin miteinander verknüpft oder voneinander 
abhängig gemacht worden ſein, eine Anwendung der erwähnten Beſtimmung 
auszuſchließen wäre. Hier waren zwei Sortimente von Stickereiwaren beſtellt 
und es umfaßte die erſte Lieferung das eine Sortiment und den größten Teil 
des andern. Eine Unanwendbarkeit des § 266 kann in einem ſolchen Fall 
jedenfalls dann nicht in Frage kommen, wenn für die geſamte Ware eine 
einheitliche kurze Lieferfriſt unter ausdrücklichem Ausſchluß der Nachlieferung 
vereinbart und damit zum Ausdruck gebracht worden iſt, daß die friſtgemäße 
Lieferung von dem Käufer als einheitliche gewollt ſei (OL Ggiſpr. 12, 253). 
Auch der Geſichtspunkt der argliſtigen Handlungsweiſe iſt von der Klägerin 
ohne Grund hierbei verwertet worden. Er wäre nur begründet, wenn der 
rückſtändige Teil der Lieferung verhältnismäßig ſo geringfügig geweſen wäre, 
daß ein Intereſſe an der Zurückweiſung des Gelieferten nach der Auffaſſung des 
Handelsverkehrs nicht anzuerkennen ſein würde (NG. in Seuff A. 61, Nr. 149: 
OLOGenſpr. 12, 33). Davon kann nicht die Rede ſein, wenn der rückſtändige 
Teil zur Vollſtändigkeit einer der gehandelten Kollektionen nötig iſt und ziem— 
lich ein Fünftel des Ganzen ausmacht. Die inneren Beweggründe der Ve- 
klagten haben überhaupt außer Betracht zu bleiben. Wenn ihnen aus beſon— 
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deren Umſtänden, namentlich wegen der Höhe des bewilligten Preiſes, ein An⸗ 
laß, von dem Geſchäft loszukommen, beſonders erwünſcht war, ſo hinderte ſie 
dieſe Tatſache nicht, den Anlaß, den ihr die Gegenſeite in einer ihr Abgehen 
an ſich rechtfertigenden Weiſe bot, auch wirklich zu benutzen. Es handelt ſich 
ſolchenfalls um kein argliſtiges oder ſchikanöſes Vorgehen, ſondern lediglich 
um die Wahrung eigener Rechte. 

Die Klägerin iſt der Meinung, daß die verſpätete Lieferung eines Teils 
der Ware eine Zurückweiſung des rechtzeitig gelieferten Teils deshalb nicht 
rechtfertige, weil die Vertreterin der Beklagten die Teillieferung am 15. Mai, 
d. i. am letzten Tage der Lieferfriſt, entgegengenommen habe. — — — 
Aber ſelbſt wenn man die Pl.ſche Firma als Vertreterin der Beklagten, nicht 
als bloß mit der Beförderung beauftragt zu erachten hätte, würde eine Bin— 
dung der Beklagten an die Annahme der Teillieferung zu verneinen ſein. 
Nach den im Handelsverkehr herrſchenden Anſchauungen will bei vereinbarter. 
feſter Lieferungsfriſt der Käufer, der eine noch innerhalb der Friſt bewirkte 
Teilleiſtung entgegennimmt, regelmäßig damit nichts weiter erklären, als daß 
er die Teillieferung einſtweilen, nämlich in der Erwartung annehme, es werde 
die Reſtlieferung noch innerhalb der Lieferungsfriſt oder, falls dieſe zur Zeit 
der Teilleiſtung unmittelbar vor ihrem Ablauf ſtand, umgehend nach deren 
Ablauf nachfolgen. Ob überhaupt, wenn bei feſter Lieferfriſt die Ware in 
einzelnen Poſten innerhalb der Friſt geliefert wird, von an ſich unzuläſſigen 
Teilleiſtungen geſprochen werden kann, die zurückgewieſen werden dürften, 
iſt nicht unzweifelhaft. Jedenfalls kann dem Käufer, der in der Erwartung 
des rechtzeitigen Nachfolgens der übrigen Teile den angelieferten Teil ent- 
gegennimmt, nicht der Wille beigelegt werden, dieſen angelieferten Teil ganz 
ohne Rückſicht darauf behalten und bezahlen zu wollen, ob ſich dieſe Voraus 
ſetzung erfüllt. Das iſt beſonders klar, wenn eine einheitliche Sache, nament— 
lich eine Maſchine, in Teilen geliefert wird, gilt aber auch bei ſonſtigen Liefe— 
rungsgeſchäften. Wenn die Firma der Beklagten oder die Pl.ſche Firma 
als deren Vertreterin die Teillieferung entgegennahm, ſo konnte das, ins— 
beſondere auch von der Klägerin, nicht anders als dahin verſtanden werden, 
das geſchehe in Erwartung alsbaldiger Nachlieferung des Reſtes und unter 
Vorbehalt des Rechts, auch die Teillieferung nachträglich zurückzuweiſen, 
wenn die Reſtlieferung ausbleibe oder zu einer Zeit oder in einer Art erfolge, 
die die Beklagten berechtigen würde, dieſe zurückzuweiſen. Die rechtzeitige 
Lieferung des Warenreſtes war hier, als die Teillieferung entgegengenommen 
wurde, allerdings nicht mehr möglich, da dieſe ſelbſt erſt am Schluſſe der Friſt 
erfolgte. Daraus folgte aber nicht, daß die Firma der Beklagten hinſichtlich 
der Reſtlieferung auf die Einhaltung der Friſt in dem Sinne verzichtet hätte, 
daß eine ſachgemäße Nachfriſt in dem Umfang bewilligt werde, wie wenn 
von vornherein die auf Ausſchluß jeder Nachlieferungsfriſt gerichtete Klauſel 
nicht vereinbart worden wäre. Vielmehr begab ſie ſich ihrer Rechte dadurch 
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nur inſofern, als ſie eine Zurückweiſung der ganzen Lieferung nicht mehr 
bloß darauf gründen konnte, daß nicht die ganze Lieferung friſtgemäß am 15. Mai 
vorgenommen worden ſei. Ihr Verhalten hatte nur die Bedeutung geſchäft⸗ 
licher Kulanz; es ſtand in ihrem freien Ermeſſen, wie lange über die geſtellte 
Friſt hinaus ſie noch auf das Eintreffen der Reſtlieferung warten wolle, wenn 
ſchon ſie ſich nicht ſo verhalten durfte, daß ſie die einmal eingeräumte Kulanz 
damit ohne weiteres zurückgenommen haben würde. Das wäre z. B. der 
Fall geweſen, wenn ſie die als Teillieferung erkannte Lieferung zunächſt 
entgegengenommen, dann aber ſich eines anderen beſonnen und alsbald, 
ohne mindeſtens eine umgehende Nachſendung des Reſtes abzuwarten, wieder 
die Teilleiſtung zurückzuweiſen verſucht hätte. Die Beklagten dürften danach 
den 16. Mai noch auf das Eintreffen der Reſtlieferung zu warten verbunden 
geweſen ſein; dann aber konnten ſie jederzeit ihrer Kulanz für die Zukunft 
ſelbſt ein Ende ſetzen und die Annahme der Lieferung, einſchließlich der Teil⸗ 
lieferung, die ſie zunächſt unter der auflöſenden Bedingung des alsbaldigen 
Eintreffens der Reſtlieferung entgegengenommen hatten, zurückweiſen. Wenn 
alſo die Firma der Beklagten oder die Pl.ſche Firma für ſie am 18. Mai der 
Klägerin erklärte, daß die Annahme der geſamten Lieferung, alſo ihre Ent⸗ 
gegennahme als Erfüllung, wegen Verſpätung der Reſtlieferung abgelehnt 
werde, und wenn ſie, als am 19. Mai, alſo am 4. Tage nach Ablauf der Friſt, 
die Reſtware bei der Pl.ſchen Firma eintraf, dabei ſtehen blieb, ſo übte ſie 


damit ihr zuſtehende Rechte aus. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 12. Juli 1912 i. S. 
Lange & Co. (Kl.) w. A. u. E. Alexander. 70. 105/12. Il. 


53. Gegen eine Hyp.⸗Forderung kann mit einer kleineren Gegen— 
forderung, aber nicht mit einem Teil derſelben aufgerechnet werden. 
BGB. 88 266. 242. 389. 114%, 

Auf einem dem Kläger am 8. Oktober 1909 aufgelaſſenen Grundſtück 
ſtand für den Beklagten die Reſtkaufgeldhypothek noch in Höhe von 21 000 &, 
unkündbar bis zum 1. Oktober 1913, eingetragen. Im Kaufvertrage war 
zugunſten des klagenden Käufers eine Vertragsſtrafe von 6000 / für gewiſſe 
Fälle ausbedungen, deren Verfall der Kläger behauptete. Mit einem Teil⸗ 
betrage derſelben von 650. wollte er gegen die Hyp.⸗Forderung des Beklagten 
aufrechnen; er klagte mit dem Antrage, den Beklagten zu verurteilen, die Hypo⸗ 
thek in Höhe von 650.4 zur Löſchung zu bringen. Die Klage wurde in allen 

n abgewieſen. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

— — Daß der Anſpruch des Klägers auf Einwilligung in die Löſchung 
der Reſtkaufgeldhypokhek! in Höhe von 650. begründet ſein würde, wenn der 
Kläger den Beklagten in dieſer Höhe befriedigt hätte, und daß jenes auch dann 
zutreffen würde, wenn die Befriedigung durch Aufrechnung bewirkt wäre, 
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erhellt aus dem $ 1144 und dem 2. Abſ. des § 1142 BGB. und iſt vom Ber.⸗ 
Gericht nicht verkannt. Dieſes nimmt aber an, daß eine Befriedigung des 
Beklagten durch den Kläger in der angegebenen Höhe mittels Aufrechnung 
nicht ſtattgefunden habe, weil der Kläger die von ihm gewollte Aufrechnung 
vorzunehmen nicht in der Lage geweſen ſei. Den entſcheidenden Grund für 
dieſe ſeine Annahme entnimmt es dem 8 266 BGB. Dabei erkennt es an, 
daß bei der Aufrechnung eine ‚Zeilleiftung‘ inſofern ſtatthaft ſei, als nach 
dem § 389 BGB. auch mit einer kleineren Forderung gegen eine größere 
Gegenforderung aufgerechnet werden könne; es meint jedoch, daß die kleinere 
zur Aufrechnung verwendete Forderung dann jedenfalls ihrem ganzen Betrage 
nach aufgerechnet werden müſſe. Die gleiche Annahme wird von namhaften 
Schriftſtellern, 

Kohler Kompenſation und Prozeß in 33P. 20, 13 ff.; Leonhard Aufrechnung 154, 
vertreten. Unmittelbar auf den § 266 läßt ſie ſich freilich ſchon deshalb nicht 
ſtützen, weil die Aufrechnung mit einem Teil einer Forderung keine Teil⸗ 
leiſtung iſt, und zweifelhaft kann erſcheinen, ob ſie ſich in ihrer All- 
gemeinheit überhaupt rechtfertigen läßt. Aber, ſoweit aus einer ſolchen 
Teilaufrechnung dem Gläubiger, gegen deſſen Forderung aufgerechnet wer⸗ 
den ſoll, Beläſtigungen erwachſen, wird ſie begründet aus dem dem § 266 und 
in allgemeiner Geſtalt dem S8 242 BGB. zugrunde liegenden Rechtsgedan⸗ 
ken. Zu Teilleiſtungen iſt der Schuldner deshalb nicht berechtigt, weil eine 
Leiſtung in Teilen, wo ſie nicht nach dem beſonderen Inhalt des Schuldver⸗ 
hältniſſes geboten oder zuläſſig iſt, den Gläubiger beſchwert und deshalb nicht 
eine Leiſtung iſt, wie Treu und Glauben ſie erfordern. Dieſe Rückſichtnahme 
auf Treu und Glauben iſt nun nicht nur da geboten, wo der Schuldner ſeine 
Schuld durch Bewirkung der geſchuldeten Leiſtung, ſondern auch da, wo er 
ſie in andrer Weiſe tilgt oder tilgen will. Ihr widerſpricht eine auf bloßer. 
Schuldnerwillkür beruhende, ſtückweiſe erfolgende Tilgung der Schuld, aus der 
dem Gläubiger Beläſtigungen erwachſen, nicht weniger, wenn ſie mittels 
Aufrechnung mit Teilen einer Gegenforderung bewirkt wird, als wenn ſie 
durch Teilleiſtungen erfolgt. Beläſtigungen erheblicher Art aber ergeben 
ſich für den Gläubiger einer Hyp.⸗Forderung bei jeder ſtückweiſe erfolgenden 
Befriedigung, wenn es ſich, wie im vorliegenden Fall, um Befriedigung durch 
den Schuldner⸗Eigentümer handelt, aus den $$ 1142 bis 1145 BGB., 
denn fie vervielfältigt für ihn die insbeſondere in den 88 1144 und 1145 Satz 2 
bezeichneten Verpflichtungen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 15. Mai 1912 in der preuß. 
Sache Banſe (Bkl.) w. Neumann (OLG. Naumburg). V. 59/12. Auch 
in RGeEntſch. 79 Nr. 85 S. 359. 
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54. Abzahlungsgeſchäft; Koften der Rückſendung als Aufwendungen 
infolge des Vertrags. 
Vgl. 61 Nr. 101. 
AbzG. § 2; BGB. § 269. 

Der verklagte Verkäufer kann die Koſten des Rücktransports des Karuſſells 
nach Gotha dann verlangen, wenn ſie zu den infolge des Vertrags gemachten 
Aufwendungen gehören (§ 2 AbzG.). Das iſt der Fall. Die Koſten wären nicht 
entſtanden, wenn der Kaufvertrag nicht geſchloſſen und erfüllt worden wäre, 
ſie ſind daher eine Folge des Vertrags, wenn auch erſt eine weitere Folge. 

In der Literatur (Samter AbzG. Anm. 2 zu § 2 S. 36) wird zwar die 
Anſicht vertreten, daß Rücktransportkoſten keine Aufwendungen wären, die 
infolge des Vertrags gemacht worden ſeien, vielmehr ſolche, die durch die Auf⸗ 
hebung des Vertrags entſtanden ſeien. Damit wird aber der Begriff der in- 
folge des Vertrags entſtandenen Aufwendungen zu eng gefaßt. Er iſt weiter 
als der der „Vertragskoſten“ in der ähnlichen Beſtimmung in $ 467 BGB. 
für die Wandelung: „Der Verkäufer hat dem Käufer auch die Vertragskoſten 
zu erſetzen“. Bei ſeiner Umgrenzung iſt nicht nur auf den Vertragſchluß und 
weiter die Erfüllung des Vertrags zu ſehen, ſondern der Vertrag als wirt— 
ſchaftliches Ganzes zu nehmen, mit allen ſeinen Folgen, die er bringt. Die 
Aufwendungen, die infolge des Vertragsverhältniſſes, infolge der Beziehungen, 
in die die Parteien durch den Vertrag zueinander getreten ſind, nötig ge— 
worden ſind, ſind zu erſetzen. Dazu gehören auch die Rücktransportkoſten. 
Dafür läßt ſich auch der in §1 AbzG. ausgeſprochene Grundgedanke des Ge 
ſetzes heranziehen. Der Rücktritt hat danach die Folge, daß das Vertrags 
verhältnis aufgelöſt wird und der Zuſtand vor dem Vertragſchluß wieder 
hergeſtellt werden ſoll. Die Vertragsparteien haben einander ihre Leiſtungen 
zurückzugewähren. Wo die Rückgewährpflicht zu erfüllen iſt, ſagt das Geſetz 
nicht; der Erfüllungsort iſt nach $ 269 BGB. zu beſtimmen. Aus dem Grund 
gedanken des Geſetzes ergibt ſich, daß der Verkäufer durch die Rückgewähr in 
die Lage verſetzt werden ſoll, ebenſo wie vor dem Vertrag über den Kaufgegen 
ſtand zu verfügen. Dazu iſt nun nicht unter allen Umſtänden nötig, daß dieſer 
an den Ort, von dem er geliefert worden iſt, zurückgebracht wird; der Verkäufer 
wird ſehr oft die Möglichkeit haben, über ihn dort, wo er ſich beim Rücktritt 
vom Vertrage befindet, ebenſo günſtig oder günſtiger zu verfügen. So hat ja 
auch hier der Beklagte den Verſuch gemacht, das Karuſſell, ohne es erſt nach 
Gotha zurückſchaffen zu laſſen, weiter zu verkaufen. Iſt es aber nicht möglich, 
über den Kaufgegenſtand an dem Ort, an dem er ſich beim Rücktritt befindet, 
zu verfügen, dann muß ihn der Käufer dort zurückgeben, wo der Verkäufer 
ſein Verfügungsrecht wie vor dem Vertrage ausüben kann. Nach den beſonderen 
Umſtänden wird ſich der Erfüllungsort danach verſchieden beſtimmen. Iſt, 
wie hier, der Kaufgegenſtand beim Rücktritt beſchädigt und muß ausgebeſſert 
werden, ſo muß der Käufer ſeine Rückgewährpflicht dort erfüllen, wo die 
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Ausbeſſerung vorgenommen werden kann. Auszubeſſern war das Karuſſell 
am beſten in Gotha, hier konnte es der Beklagte am billigſten wieder herrichten 
laſſen. In Gotha wurde er alſo in die Lage verſetzt, über das Karuſſell wie vor 
dem Vertrage zu verfügen. Aus den Umſtänden ergibt ſich demnach hier, 
daß die Rückgewährpflicht in Gotha zu erfüllen war und daß demgemäß die 
Transportkoſten dem Kläger zur Laſt fallen müſſen. 

Wollte man die Koſten des Rücktransports dem Beklagten auferlegen, 
ſo würde ſeine Lage ungünſtiger als ſie vor dem Kauf war. Nun iſt freilich 
klar, daß ſich eben wegen der entſtandenen Koſten die Lage beider Parteien 
nicht wieder jo herſtellen läßt, wie ſie geweſen wäre, wenn der Kauf nicht ge- 
ſchloſſen worden wäre. Die ungünſtigere Lage aber muß den Käufer treffen, 
denn er iſt an der Auflöſung des Vertrags ſchuld. Deshalb wird ihm in 82 
die Verpflichtung auferlegt, die infolge des Vertrags entſtandenen Koſten zu 
tragen. Ahnlich führt das Reichsgericht (Entſch. Bd. 55, 105 ff., beſ. S. 113) 
im Anſchluß an $ 467 BGB. aus: dem Grundſatz, wonach bei der Wandelung 
der Käufer die Vertragskoſten zu tragen habe, entſpreche es, daß er auch die 
durch die Wandelung verurſachten Koſten zu tragen habe. 

Das Reichsgericht beurteilt allerdings in dieſer Entſcheidung die Rückgewähr— 
pflicht anders, ſieht darin nur ſchlechthin die Verpflichtung, den Verkäufer in 
die Lage zu verſetzen, über den Kaufgegenſtand zu verfügen, es kommt des— 
halb zu der Anſicht, daß die Verpflichtung beim Käufer zu erfüllen ſei (S. 112. 
113). Im übrigen entſprechen aber ſeine Erwägungen den hier angeſtellten, 
nur mußten ſie bei der Wandelung dem Käufer, hier aber dem Verkäufer 
günſtig ſein (vgl. hierzu noch die bei Staudinger BGB. 8. Anm. V zu 8 467 
angeführten Entſcheidungen). 

Urteil des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 7. Dezember 1912 i. S. Mergel 

w. Bothmann. 31. 73/12. Br. 


55. Die vertragliche Einſchränkung der Gewährleiſtung auf eine Nach— 
beſſerung verſtößt nicht an ſich gegen die guten Sitten. 

Vgl. 62 Nr. 6 m. N.; auch 2 Nr. 92; 9 Nr. 16; 13 Nr. 136; 40 Nr. 299. 

BGB. $$ 476. 637. 138. 

Die Klägerin hatte im Sommer 1908 dem Beklagten auf Beſtellung ein 
Steinſäge⸗Vollgatter mit Zubehör und einen Gatterwagen käuflich geliefert 
und bei ihm aufgeſtellt. In §5 des von dem Beklagten angenommenen 
Angebots war beſtimmt: 

Garantie leiſte ich 12 Monate vom Tage der Lieferung gerechnet für Ver— 
wendung beſten Materials, ſachgemäße Konſtruktion und gute Ausführung; bei 
begründeten Reklamationen liefere ich koſtenfreien Erſatz; weitergehende An- 
ſprüche, die Vergütung von Schäden, Frachten, Arbeitslöhnen, Verzugsſtrafen 

lehne ich ausdrücklich ab. 

Gegen die Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes wendete der Beklagte ein, 
daß die Lieferung mangelhaft und vertragwidrig geweſen und das Werk 
ſogar nach der Reparatur vollſtändig zuſammengebrochen ſei. Den dadurch 
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entſtandenen Schaden wollte er aufrechnen und widerklagend geltend machen. 
Die Klägerin beſtritt den Schaden, berief ſich aber beſonders auf die Beſtim⸗ 
mung in § 5 ihres Angebots. — Das Landgericht wies die Klage ab und ver- 
urteilte zur Widerklage. In 2. Inſtanz wurde dieſe Entſcheidung aufgehoben. 
In den Gründen wird zunächſt bemerkt, daß ein argliſtiges Verſchweigen der 
Mängel durch die Klägerin nicht erwieſen ſei; dann wird fortgefahren: 

„— — — Ein Anſpruch auf Schadenerſatz kann vom Beklagten nicht 
aus einer Nichtigkeit der Klauſel des §5 der Vertragsbeſtimmungen aus dem 
Geſichtspunkt des § 138 BGB. abgeleitet werden. Vorauszuſchicken iſt, daß die 
Einwendung der Klägerin gegen die Zuläſſigkeit der Sachprüfung nach dieſem 
Geſichtspunkt aus dem Grunde, daß die $8 637. 476 BGB. die Heranziehung 
des 8 138 BGB. überhaupt ausſchlöſſen, nicht begründet erſcheint; denn die 
Kenntnis von Mängeln ſeitens eines Verkäufers kann bei dem Vertrags⸗ 
abſchluſſe noch nicht vorhanden geweſen, vielmehr erſt bei der Übergabe der 
Sachen entſtanden ſein; auch kann der Vertrag, das Kauſalgeſchäft ſelbſt ſchon 
aus andern Gründen ſittenwidrig fein und hierzu noch ein argliſtiges Ver⸗ 
ſchweigen von Mängeln treten, die dem Verkäufer bei dem Vertragſchluſſe 
noch nicht bekannt waren. Es iſt mit Oertmann BGB. “ 8476 Anm. 2 
Abſ. 3 anzunehmen, daß für die Anwendung des $ 476 dann kein Raum fein 
kann, wenn der Erlaß der Gewährleiſtung vor der Mängelverſchweigung 
vereinbart war. Zur Sache ſelbſt aber kann in dieſem Punkte das Ber.-Gericht 
den Ausführungen im angefochtenen Urteile nicht beipflichten. 

Es iſt nicht richtig, daß durch die Abmachung die Klägerin vollſtändig 
freie Hand bekam, der Beklagte aber ſoviel wie rechtlos geſtellt wurde. Fürs 
erſte wurde in der Klauſel nicht jegliche Haftung der Klägerin ausgeſchloſſen, 
dieſe vielmehr nur eingeſchränkt, und die Einſchränkung ſelbſt erfolgte wiederum 
nur für den Fall, daß der Käufer die Maſchine annehme oder abnehme. Durch 
eine ſolche Klauſel wird alſo das Recht des Käufers einer Maſchine, dieſe ſür 
den Fall ihrer Wertloſigkeit zurückzuweiſen, nicht ausgeſchloſſen; auch wird 
hierdurch dem Käufer die Einrede des nichterfüllten Vertrages bei dem Vor⸗ 
handenſein der erforderlichen Vorausſetzungen nicht abgeſchnitten. An dieſen 
allgemeinen Rechtsbehelfen kann ſelbſtverſtändlich der Umſtand nichts ändern, 
daß Beklagter in dem hier vorliegenden Falle die Maſchine angenommen und 
die Lieferung genehmigt und damit ſeine Rechte ſelbſt eingeſchränkt hat; hin⸗ 
ſichtlich der tatſächlich erfolgten Annahme und Genehmigung kann nach Lage 
der Sache ein begründeter Zweifel nicht beſtehen. 

Der 1. Richter ſagt ſelbſt, daß bei Prüfung der Zuläſſigkeit des Vertrags⸗ 
inhalts der Standpunkt beider Vertragſchließenden zu berücksichtigen ſei. In 
dieſer Beziehung hat aber die Klägerin mit Recht betont, daß für die Maſchinen⸗ 
fabrikanten die Notwendigkeit beſtehe, ſich vor unkontrollierbaren nachträglichen 
Schadenerſatzforderungen zu ſichern. Beſteht eine ſolche Schutznotwendigkeit 
für den Verkäufer, ſo läßt ſich nicht ſagen, daß eine Klauſel, wie die hier ein⸗ 
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ſchlägige, lediglich die Benachteiligung und Ausnutzung des Käufers bezivede. 
Dem Beklagten iſt zuzugeben, daß unter Umſtänden gemeinſame Lieferungs⸗ 
bedingungen einer Vereinigung von Geſchäftsleuten, gleichviel ob Maſchinen⸗ 
fabrikanten oder andrer Geſchäftszweige, gleichviel ob von bedeutenden oder 
unbedeutenden Firmen, wider die guten Sitten verſtoßen können, wenn die 
Vereinigung dabei ihr wirtſchaftliches Übergewicht durch Mißbrauch der vom 
Geſetz gewährleiſteten Vertragsfreiheit den Käufern gegenüber ausnutzen 
und auf dieſe einen gewiſſen Zwang ausüben würde (vgl. RGeEntſch. 20, 
117; 62, 266); ein ſolcher Fall liegt aber hier nicht vor. Der Beklagte hat ſelbſt 
nicht behauptet, daß er ſich anderweitig und unter andern Vertragsbeſtim⸗ 
mungen die benötigte Maſchine nicht hätte beſchaffen können, er gibt ſelbſt zu, 
daß er mit der Klauſel einverſtanden geweſen wäre, wenn nur das Werk nicht 
gar zu ſchlecht geweſen wäre. Es kann alſo nicht davon die Rede ſein, daß der 
Beklagte durch die Klauſel dem Kläger völlig ausgeliefert wurde. 
Somit verſagen die Gründe, auf die der Beklagte ſeine Schadenerſatz⸗ 

anſprüche zu ſtützen ſucht. — — —“ 

Urteil des OLG. München (3. Sen.) v. 5. Nov. 1912 i. S. Eiſenwerk 

E. w. H. L. 718/11. P. 


56. Rückgriff des zahlenden Bürgen auf die übrigen Bürgen auch 
ohne gemeinſchaftliche Abernahme der Bürgfchaft.! 
| Vgl. 59 Nr. 154 m. N.; 61 Nr. 132. 
BGB. 95 769. 774. 426. 

Der Rentner Ba., Erblaſſer der Kläger, hatte am 9. Februar 1906 die 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für ein Darlehn von 15 000 „ übernommen, 
das der Fabrikant K. einer Geſellſchaft m. b. H. gegeben hatte. Als K. 
die Darlehnsforderung im Mai 1906 an Wilhelm Be. abtrat, übernahmen 
dieſem gegenüber die verklagten Eheleute am 11. Mai 1906 für das Darlehn 
die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft. Die Darlehnsſchuldnerin geriet in Konkurs, 
der Erblaſſer der Kläger wurde auf Grund ſeiner Bürgſchaft von dem Gläubiger 
in Anſpruch genommen und bezahlte dieſem die volle Schuldſumme. Die 
Kläger verlangten nunmehr von den beiden Mitbürgen anteilige Erſtattung 
des von ihrem Erblaſſer gezahlten Betrages, und zwar von jedem Beklagten 
in Höhe von 50004. — Das Landgericht verurteilte die Beklagten nach dem 
Klagantrage, ihre Berufung wurde zurückgewieſen, ebenſo ihre Reviſion. 
Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſion rügt Verletzung der §§ 774 Abſ. 2 und 426 BGB. Der 
Ber.⸗Richter habe zu Unrecht angenommen, daß dem Erblaſſer der Kläger 
ein Rückgriffsrecht gegen die Beklagten zugeſtanden habe. Der Grundſatz 
des § 426 BGB., daß die Geſamtſchuldner im Verhältniſſe zueinander zu 
gleichen Anteilen verpflichtet ſeien, greife nur Platz, ſoweit nicht ein andres 
beſtimmt ſei. Eine derartige abweichende Regelung könne ſich aus dem Inhalt 
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und dem Zweck des Schuldverhältniſſes ergeben. Hier handle es ſich um 
zwei zu ganz verſchiedenen Zeiten für dieſelbe Schuld eingegangene Bürg— 
ſchaften, es fehle ſonach an einem gemeinſamen Schuldgrunde. Deshalb 
liege hier kein Gemeinſchaftsverhältnis unter den Schuldnern vor, wie es in 
8426 BGB. vorausgeſetzt würde: vielmehr ſei hier nur eine ſog. unechte 
Solidarität vorhanden, auf welche die Grundſätze des § 426 über die Aus⸗ 
gleichungspflicht nicht anwendbar ſeien. 

Dieſe Rüge konnte nicht für begründet erachtet werden. Mehrere Bürgen, 
die ſich für dieſelbe Verbindlichkeit verbürgen, haften nach $ 769 BGB. als 
Geſamtſchuldner. Nach der Vorſchrift des $ 774 Abſ. 2 BGB. haften Mit⸗ 
bürgen einander nur nach Maßgabe des $ 426, d. h. ſie ſind im Verhältniſſe 
zueinander zu gleichen Anteilen verpflichtet, ſoweit nicht ein andres beſtimmt 
iſt. Unzutreffend iſt es aber, wenn die Reviſion lediglich aus dem Umſtande, 
daß die Bürgſchaftsverpflichtungen hier zu ganz verſchiedenen Zeiten einge— 
gangen ſeien und es deshalb an einem gemeinſamen Schuldgrund fehle, folgert, 
daß hier eine Ausgleichungspflicht unter den Bürgen nicht beſtehe. Dürfte 
ſchon zur Annahme einer Gemeinſchaft unter den mehreren Schuldnern, 
wenn man eine ſolche als Vorausſetzung für die Anwendung der Ausgleichungs 
regeln des § 426 erachtet, ein gemeinſchaftlicher Entſtehungsgrund der Schuld 
überhaupt kaum zu verlangen ſein (JW. 1912, 14117, jo ergibt ſich für das 
Verhältnis von Mitbürgen jedenfalls aus der Vorſchrift des § 769, daß eine 
gemeinſchaftliche Übernahme der Bürgſchaft nicht als Vorausſetzung ihrer 
geſamtſchuldneriſchen Haftung zu erfordern iſt, denn dort iſt ausdrücklich be- 
ſtimmt, daß Mitbürgen als Geſamtſchuldner haften, auch wenn ſie die Bürg— 
ſchaft nicht gemeinſchaftlich übernehmen. Es iſt danach gleichgültig, ob die 
mehreren Bürgen die Bürgſchaftsverpflichtungen gleichzeitig oder zu ver— 
ſchiedenen Zeiten und in getrennten Rechtsakten übernehmen; die Mitbürg— 
ſchaft wird allein durch die Einheit der Verbindlichkeit bedingt, für deren 
Erfüllung die mehreren Bürgen einzuſtehen ſich verpflichten (Komm. von 
RGRäten 8769 Anm.). 

Wenn die Vorſchriften der 88 769. 774 Abſ. 2, 426 Ab. 1 auch dispoſitiver 
Natur ſind, ſo iſt doch nichts dafür beigebracht, daß die geſamtſchuldneriſche 
Haftung der Mitbürgen gegenüber dem Gläubiger oder ihre Verpflichtung 
untereinander zu gleichen Anteilen hier ausgeſchloſſen ſei. Daß der Aus— 
ſchluß der Verpflichtung zur Ausgleichung ſich nur durch eine ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung der mehreren Bürgen untereinander 
erzielen ließe, wie der Vorderrichter anzunehmen ſcheint, läßt ſich in dieſer 
Allgemeinheit allerdings nicht ſagen. Der Ausgleichungsanſpruch mehrerer 
Bürgen untereinander ſetzt voraus, daß ſien eben einander dem Gläubiger 
für die Bezahlung ſeiner Forderung haften. Es iſt nun ſehr wohl möglich, 
daß nach der zwiſchen dem Gläubiger und einem Bürgen getroffenen 
Abrede dieſer nicht neben einem oder mehreren andern Bürgen, ſondern erſt 
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dann haften ſoll, wenn der Gläubiger von den übrigen Bürgen keine Befriedi⸗ 
gung zu erlangen vermag (Ausfall oder Nachbürgſchaft). Dann trifft die 
oben erwähnte Vorausſetzung für dieſen Bürgen gegenüber den übrigen nicht 
zu. Im gegebenen Fall iſt aber auch eine Abrede zwiſchen dem Gläubiger und 
den Beklagten, durch welche deren Haftung in ſolcher Weiſe beſchränkt worden 
wäre, nicht behauptet worden. Wenn die Beklagten noch angeführt haben, 
der Erblaſſer der Kläger habe bereits bei Übernahme ſeiner Bürgſchaft ihr 
Anerbieten, die Rückbürgſchaft ihm gegenüber zu übernehmen, mit der Begrün⸗ 
dung abgelehnt, daß er von der Sicherheit der Hauptſchuldnerin überzeugt 
ſei, ſo ergibt ſich auch hieraus nichts zu ihren Gunſten. Denn dieſe Ablehnung 
enthält keinen Verzicht auf das aus der ſpäteren Mitbürgſchaft der Beklagten 
erwachſene Rückgriffsrecht. Die Beklagten ſind daher mit Recht vom Ber.⸗ 
Gericht als ausgleichpflichtig angeſehen worden. 

Was die Höhe des auf die Beklagten entfallenden Anteils betrifft, ſo ſtellt 
die Reviſion zur Nachprüfung, ob die Anſicht des Ber.⸗Richters zutreffend jet, 
daß jeder der Beklagten den Klägern ein Drittel der von ihrem Erblaſſer ge- 
zahlten Summe zu erſtatten habe, oder ob ſich die Verpflichtung der beiden 
Beklagten, welche ſich in einer gemeinſchaftlichen Erklärung verbürgt hätten, 
auf die Erſtattung der Hälfte jener Summe beſchränke. Auch nach dieſer Rich⸗ 
tung konnte die Reviſion keinen Erfolg haben. Nach den Feſtſtellungen des 
Ber.⸗Gerichts hat jeder der verklagten Ehegatten, die in geſetzlichem Güter⸗ 
recht leben, ſich für die Darlehnsſchuld, wenn auch in gemeinſchaftlicher 
Erklärung, verbürgt. Die drei Mitbürgen hafteten daher im Verhältnis zu⸗ 
einander zu gleichen Anteilen, d. h. jeder mit 3. Da eine abweichende Ver⸗ 
einbarung mit dem Erblaſſer der Kläger nicht in Frage kommt, iſt die Haftung 
der Beklagten in dem angefochtenen Urteil richtig bemeſſen. 

Die Reviſion war daher zurückzuweiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 25. April 1912 in der preuß. 

Sache Schütt (Bkl.) w. Bals (OLG. Düſſeldorf). VI. 439/11. 


57. Die Talonſteuer iſt vom Ausſteller der Schuldverſchreibung 
zu tragen. 
BGB. $ 805; Reichs StG. v. 15. Juli 1909 Tarif 3 Af. 

Die klagende Bank hatte dem beklagten Kreditverein eine Reihe ſeiner 
ausgegebenen Pfandbriefe mit dem Erſuchen um neue Zinsſcheine übergeben, 
und der Kreditverein war dieſem Verlangen nachgekommen. Da die Parteien 
darüber uneinig waren, wer die durch das Reichsgeſetz v. 15. Juli 1909 einge⸗ 
führte Stempelabgabe zu tragen habe, ſo vereinbarten ſie, daß die Klägerin 
dem Beklagten die von ihm entrichtete Abgabe zunächſt zahlen, der Beklagte 
ihr aber den Betrag zurückerſtatten ſolle, wenn ihm ein rechtmäßiger Anſpruch 
auf die Erſtattung nicht zuſtände. Die mit dem Vorbehalt der Rückforderung 
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gezahlten Beträge wurden demnächſt der Klägerin in allen Inſtanzen zuge⸗ 
ſprochen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Durch das Geſetz v. 15. Juli 1909 (RGBl., 717/833) wegen Anderung 
des Reichsſtempelgeſetzes ſind vermöge der in den Tarif eingeſchalteten Vor⸗ 
ſchriften unter 3 A die ‚Gewinnanteilſchein- und Zinsbogen' von den dort 
aufgeführten Aktien, Anteilſcheinen, Renten und Schuldverſchreibungen 
einer neu eingeführten Stempelabgabe unterworfen worden. Nach Nr. 3A f 
erſtreckt ſich dieſe Beſteuerung auf „Zinsbogen von inländiſchen auf den Inhaber 
lautenden und auf Grund ſtaatlicher Genehmigung ausgegebenen Renten⸗ 
und Schuldverſchreibungen der Kommunalverbände, Kommunen und Kom⸗ 


H munal⸗Kreditanſtalten, der Korporationen ländlicher oder ſtädtiſcher Grund⸗ 


beſitzer, der Grundkredit- und Hypothekenbanken oder der Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften'. 

Die öffentlich- rechtliche Verpflichtung zur Entrichtung der 
Abgabe trifft den, der die Zinsbogen ausgibt; ſie lag alſo im gegebenen Falle 
dem Beklagten ob. Denn nach § 1 Abſ. 1 Reichs StG. wird fie erfüllt durch 
Zahlung des Abgabebetrages an eine zuſtändige Steuerſtelle, der es obliegt, 
auf den vorzulegenden Wertpapieren Reichsſtempelmarken zu entſprechendem 
Betrage zu verwenden oder die Aufdrückung des Stempels zu veranlaſſen. 
Nach § 25 a der auf Grund des §8 vom Bundesrat erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen v. 26. Juli 1909 (Zentralbl. f. d. D. Reich 1909, 560) hat aber 
die Entrichtung der Steuer ſtattzufinden, bevor die Zinsbogen ausgegeben 
werden. 

Das behauptete Recht, Erſtattung der entrichteten Steuerbeträge von 
den Inhabern der Pfandbriefe verlangen zu dürfen, will der Beklagte zunächſt 
auf die reichsſteuerrechtlichen Geſetzesvorſchriften ſelbſt ſtützen und es aus ihrer 
Entſtehungsgeſchichte herleiten. Er behauptet, mit der Zinsbogenſteuer habe 
nicht der beliehene Grundbeſitz, ſondern das mobile Kapital getroffen werden 
ſollen; die endgültige Belaſtung ſei auf das Zinsbezugsrecht gelegt. Außerdem 
ergebe ſich das Rückgriffsrecht auch aus dem zwiſchen dem Ausſteller und den 
Inhabern der Pfandbriefe beſtehenden privatrechtlichen Schuldverhältniſſe. 

Verfehlt tft zunächſt der Hinweis der Reviſion auf die Entftehung3- 
geſchichte der Geſetzesvorſchriften. Die Einführung der Stempel⸗ 
abgabe von Gewinnanteilſchein- und Zinsbogen iſt dadurch zuſtande ge⸗ 
kommen, daß der Reichstag von ihm abgelehnte Geſetzesvorlagen der verbünde⸗ 
ten Regierungen durch eigene Geſetzesvorſchläge zu erſetzen ſuchte, um den durch 
die Ablehnung entſtandenen Ausfall neuer Reichseinnahmen auszugleichen. 
Dieſem Zwecke diente zunächſt ein Geſetzesvorſchlag, der in der Ausdrucks⸗ 
weiſe der Tagespolitik und der Tageszeitungen die Bezeichnung ‚Kotierungs⸗ 
ſteuer' führte. Nach den Beſchlüſſen des Reichstags (Komm.⸗Ber. v. 12. Juni 
1909 Nr. 1435 u. 1439 der Druckſachen) ſollte dieſe Steuer durch Tarifeinſchal⸗ 
tung zum Reichs StG. unter Nr. 3 A gelegt werden auf ‚zum Börſenhandel 
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zugelaſſene Wertpapiere‘, darunter auch auf die hier in Betracht kommenden, 
jetzt unter Nr. 3 A zu f des Tarifs bezeichneten Renten⸗ und Schuldverſchrei⸗ 
bungen. Sie follte — — — dem Ausſteller der Wertpapiere obliegen, dieſer 
ſollte aber berechtigt ſein, den Betrag von deren Empfänger einzuziehen. 
Die ſog. Kotierungsſteuer wurde jedoch von den verbündeten Regierungen 
abgelehnt (Stenogr. Ber. 262. Sitzung ©. 8589 D ff.). Dies gab Ver⸗ 
anlaſſung zu den im Reichstage ſelbſt geſtellten Abänderungsanträgen 
Nr. 1573 der Druckſ., die vom Reichstage mit einer hier unweſentlichen 
Richtigſtellung angenommen wurden, die Zuſtimmung der verbündeten Regie⸗ 
rungen fanden und ſo in das Geſetz übergingen. Darunter befinden ſich die 
jetzt unter Nr. 3 A des Tarifs enthaltenen Beſtimmungen. 

Es iſt allerdings richtig, daß bei der Begründung der Anträge im Reichs⸗ 
tage betont wurde, es komme darauf an, durch die Abgabe von den Gewinn⸗ 
anteil⸗ und Zinsbogen die gleichen Kreiſe zu treffen, wie vorher durch die 
Kotierungsſteuer, nämlich die Beſitzer des mobilen Kapitals (Stenogr. Ber. 
278. Sitzung S. 9203 C). Allein zu einer Verwirklichung dieſer Abſicht durch 
reichsgeſetzliche Vorſchrift iſt es nicht gekommen. Das Geſetz hat die Abgabe 
in Geſtalt des Urkundenſtempels auf die zu einem Zinsbogen vereinigten 
Zinsſcheine gelegt. Ihre Entrichtung bildet alſo ein geſetzliches Erfordernis 
der einſeitigen Beurkundung des Zinsverſprechens. 

Aus dieſer Beſteuerungsform ergibt ſich nur die Verpflichtung des Aus⸗ 
ſtellers. Die Eigenſchaft der Steuer als einer auf die Urkunde gelegten Stempel⸗ 
abgabe wird dadurch nicht verändert, daß bei inländiſchen Akt.⸗Geſellſchaften 
und Komm.⸗Geſellſchaften auf Aktien für beſondere Fälle ein Zuſammenhang 
zwiſchen den tatſächlich entrichteten Gewinnanteilen und der Steuerpflicht 
hergeſtellt iſt (8 9 des Geſetzes) und daß auch Akt.⸗Geſellſchaften, die Gewinn⸗ 
anteile nicht ausgeben, die Gewinnanteilsſteuer zu entrichten haben (8 10 
Geſ.). In keinem Fall hat dies für die rechtliche Beſchaffenheit der Zinsbogen⸗ 
ſteuer eine grundſätzliche Bedeutung. Als auf den Zinsbezug gelegt kann die 
Steuer auch dann nicht gelten, wenn man annimmt, daß die öffentlich- rechtliche 
Steuerpflicht ſtillſchweigend von der Vorausſetzung einer Ausreichung der 
Zinsſcheine abhängig gemacht worden ſei. Mit der Einlöſung der Zinsſcheine 
hat ſie nichts mehr zu tun. Auch wenn vor der Fälligkeit des letzten Zins⸗ 
ſcheins, etwa nach geſchehener Ausloſung, die Zinsſcheine an den Ausſteller 
zurückgelangen und der Zinsanſpruch fortfällt, verbleiben dem Reichsfiskus 
die gezahlten Beträge. 

Über dieſe Regelung der öffentlich-rechtlichen Steuerpflicht iſt die Reichs⸗ 
ſteuergeſetzgebung nicht hinausgegangen. Nur für andere Beſteuerungsfälle 
hat ſie durch vereinzelte Vorſchriften auch in das bürgerlich⸗-rechtliche Schuld⸗ 
verhältnis eingegriffen; 

$ 67 Reichs StG.; Art. II 5 4 Geſ. betr. Anderungen im Finanzweſen v. 15. Juli 
1909 (RGBl. S. 743); 5 63 Braußt®. v. 15. Juli 1909 (RGBl. S. 773). 
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Bei der Gewinnanteil- und Zinsbogenſteuer unterließ man, entſprechende 
Vorſchriften, die den Steuerpflichtigen eine Abwälzung der Steuer ermög— 
licht hätten, in das Geſetz aufzunehmen, nachdem der Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamtes im Reichstage erklärt hatte: das Geſetz könne die Frage nicht 
regeln; der Rückgriff richte ſich nach dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem 
Emittenten und dem Inhaber der Schuldverſchreibungen (Stenogr. Ber. 
S. 9208 B). Die aus der Mitte des Reichstags geäußerten Meinungen darüber, 
ob ohne ausdrückliche Vorſchrift die Steuer ſich auf die Zinsempfänger ab⸗ 
wälzen laſſe, weichen übrigens voneinander ab (Stenogr. Ber. S. 9203 ff.). 
Auch wenn, wie der Beklagte behauptet, die Abſicht, dem Ausſteller das Rück⸗ 
griffsrecht zu geben, nicht bloß bei den Urhebern der erwähnten Anträge, 
ſondern bei der Mehrheit des Reichstages beſtanden hätte — was ſich nicht 
erkennen läßt — würde dieſe Abſicht allein von normgebender Bedeutung 
nicht geweſen ſein. 

Aus dem beſtehenden Schuldverhältniſſe läßt ſich — zu— 
nächſt bei Anwendung der Vorſchriften des BGB. — der Erſtattungsanſpruch 
des Ausſtellers der Zinsbogen ebenſo wenig herleiten. Ohne Bedeutung iſt 
in dieſer Beziehung der über die Begebung der Pfandbriefe abgeſchloſſene 
kauſale Vertrag, an dem der Beklagte überhaupt nicht beteiligt iſt. Das zwi— 
ſchen ihm und dem Inhaber der Pfandbriefe beſtehende abſtrakte Schuldver- 
hältnis legt ihm dagegen die Verpflichtung auf, dem Inhaber des Erneuerungs— 
ſcheins oder der Schuldverſchreibung ($ 805 BGB.), ſobald die bei der Aus— 
reichung mitgegebenen Zinsſcheine erſchöpft ſind, neue, und zwar fertige, 
Zinsſcheine zu verabfolgen. Zu der ihm obliegenden Fertigſtellung des neuen 
Zinsbogens gehört vor deſſen Verabfolgung die Beſchaffung des auf die Ur— 
kunde gelegten Stempels. Dieſer gehört zu den Koſten der Beurkundung, 
die, ſoweit ſie nicht durch beſondere hier nicht eingreifende Vorſchriften dem 
andern Teil auferlegt ſind ($$ 369. 403. 798 BGB.), den zur Beurkundung 
Verpflichteten treffen müſſen. Den Rückgriff auf den Empfänger neuer Zins- 
bogen hat ſich der Beklagte in der Schuldverſchreibung ausdrücklich jedenfalls 
nicht vorbehalten (§S 793 Abſ. 1 BGB.). 

Es bliebe hiernach nur noch die Möglichkeit offen, daß dem Beklagten 
landesgeſetzliche Vorſchriften zur Seite ſtänden, die im Verhältnis zwiſchen 
ihm und den Inhabern der von ihm ausgegebenen Pfandbriefe die Frage 
der Beurkundungskoſten anderweit geregelt hätten.“ (Auch dies wird 
verneint.) 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 19. Okt. 1911 in der 
mecklenb. Sache Mecklenb. Ritterſch. Kreditverein (Bkl.) w. Mecklenb. 

Oyp.⸗ und Wechſelbank IV. 702/10. Kn. 
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58. Verpflichtungen der Poſt bei der Briefbeförderung. 
Vgl. 6 Nr. 58. 
BGB. 8 839; HGB. $ 452. 

Am 8. Aug. 1908, einem Sonnabend, gab der Kläger zwiſchen 7 und 8 Uhr 
abends einen durch Eilboten zu beſtellenden Geldbrief über 4000 % auf dem 
Hauptpoſtamt zu A. zur Beförderung an den Viehhändler St. in N. auf. Bei 
Beförderung auf dem ſchnellſten durch das Leitheft (dem durch die Angaben 
über die Poſtbeförderung ergänzten Reichskursbuch) nachgewieſenen Wege 
mit dem um 5 Uhr 17 Min. morgens abgehenden Zuge über L. und St. hätte 
dieſer Brief um 4 Uhr 15 Min. nachmittags am 9. in N. eintreffen müſſen. 
In Unkenntnis dieſes Weges leitete der erſt ſeit wenigen Tagen in A. als 
Poſtgehülfe beſchäftigte Beklagte, der in der Nacht zum 9. den Dienſt verſah, 
den Brief mit dem um 4 Uhr 49 Min morgens von A. abgehenden Zuge in 
der Annahme, daß der Brief von dem Bahnpoſtbeamten in R. abgeſtoßen 
und über S. nach N. befördert und hier um 5 Uhr 35 Min. nachmittags ein- 
treffen würde. Zu dieſer Annahme war er nach der von der Oberpoſtdirektion 
in K. erteilten Auskunft berechtigt. Der Bahnpoſtbeamte unterließ jedoch 
die Abſtoßung des Briefes in R., der Brief ging nunmehr über K. und St. 
nach N. und traf hier erſt am 10. Aug. 7 Uhr 20 Min. morgens ein. Der 
Kläger behauptete, dadurch, daß der Brief nicht noch im Laufe des 9. Auguſt 
in N. eintraf, einen Schaden in Höhe von 369 , erlitten zu haben. Er forderte 
Erſatz dieſes Schadens von dem Beklagten gemäß § 839 BGB., weil dieſer 
durch die unrichtige Leitung des Briefes den Schaden verurſacht habe. — Das 
Landgericht wies die Klage ab, das Ber.⸗Gericht verurteilte dagegen den Be— 
klagten in Höhe von 151K. Auf beiderſeitige Reviſion ſtellte das Reichs 
gericht das 1. Urteil wieder her. Gründe: 

„Auch wenn man davon ausgeht — was im vorliegenden Falle der Ent— 
ſcheidung nicht bedarf —, daß es eine dem Poſtbeamten Dritten gegenüber, 
insbeſondere gegenüber den Abſendern eines Briefes, obliegende Pflicht 
i. S. des § 839 BGB. ſei, bei der Beförderung eines Briefes dafür zu ſorgen, 
daß dieſer auf dem ſchnellſten durch die Abfertigungsüberſichten, die Leithefte 
und die ſonſtigen ihm zur Verfügung ſtehenden Hülfsmittel nachgewieſenen 
Wege zum Ziele komme, ſo kann doch der Auffaſſung des Ber. -Gerichts, daß 
der Beklagte dieſe Pflicht verletzt, und zwar fahrläſſig verletzt habe, nicht bei— 
getreten werden. Es darf das Maß der in dieſer Hinſicht den Abſendern ein— 
geräumten Rechte und der an die Poſtbeamten zu ſtellenden Anforderungen 
nicht überſpannt werden. Nach der Auskunft der Oberpoſtdirektion durfte 
der Beklagte damit rechnen, daß der Brief auf dem von ihm gewählten Wege 
am nächſten Tage um 5 Uhr 35 Min. nachmittags am Beſtimmungsort ein— 
treffen würde, alſo nur eine Stunde und 20 Minuten ſpäter als auf demjenigen 
Wege, der als ſchnellſter in erſter Reihe in Frage gekommen wäre. Dieſer 
Zeitunterſchied iſt, ſelbſt wenn es ſich um einen durch Eilboten zu beſtellenden 
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Geldbrief handelt, ein jo geringer, daß der Meinung der Oberpoſtdirektion 
dahin beizutreten iſt, daß der Beklagte dieſen Weg ohne Bedenken wählen 
konnte. Man darf davon ausgehen, daß bei einer Beförderungszeit für brief— 
liche Sendungen von ungefähr 12 Stunden eine Verzögerung um wenig mehr 
als eine Stunde auch bei Eilbriefen nicht erheblich iſt, ſofern dadurch nicht die 
Behändigung des Briefes noch an demſelben Tage und vor Eintritt der ſpäten 
Abendſtunde vereitelt wird. Tatſächlich wäre der Brief im vorliegenden Fall 
auch bei der vom Beklagten beabſichtigten Beförderung über R.-©. recht⸗ 
zeitig eingetroffen, um die Entſtehung eines Schadens für den Kläger zu 
verhüten. Danach iſt der Weg, auf dem der Beklagte den Brief leiten wollte, 
als dem abſolut ſchnellſten weſentlich gleichwertig zu erachten und nicht anzu⸗ 
nehmen, daß eine objektive Fehlleitung, die eine Pflichtverletzung in ſich 
ſchlöſſe, vorliege. 

Noch weniger kann eine ſchuldhafte, fahrläſſige Verletzung einer Amts— 
pflicht des Beklagten angenommen werden. Wenn auch der hohe Geldbetrag, 
über den der Brief lautete, und die Tatſache, daß es ſich um einen Eilbrief 
handelte, den Beklagten zur beſonders ſorgfältigen Behandlung des Briefes 
veranlaſſen mußten, und wenn auch der Kläger als junger Beamter weniger 
als ein im Dienſt erfahrener berechtigt war, ſich auf ſeine Kenntnis der Ver⸗ 
bindungen zu verlaſſen und von einer beſonderen Einſicht des Leitmaterials 
daß er die ihm bekannte Verbindung wählte, die auch durch das Leitmaterial 
als eine ſolche nachgewieſen wurde, mittels deren der Brief verhältnismäßig 
ſchnell an den bezeichneten Empfänger gelangen mußte. Hiernach war der 
Anſpruch mit dem 1. Richter als unbegründet vollſtändig abzuweiſen; eines 
Eingehens auf die Reviſion des Klägers bedurfte es ſomit nicht.“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 17. Sept. 1912 in der preuß. 

Sache B. (BE. w. Bl. (OLG. Königsberg). III. 59/11. 


59. Anwendung des Haftpflichtgeſetzes auf private Arbeitsbahnen. 
Vgl. 35 Nr. 288 m. N.; 37 Nr. 316; auch 32 Nr. 240. 
HaftpflG. § 1. 

Die Klägerin wurde am 27. Sept. 1909 durch einen Wagen der dem 
Steinbruchbetriebe der verklagten Baſalt-Akt.⸗Geſellſchaft dienenden, die 
gewonnenen Materialien an die Staatseiſenbahnlinie befördernden ſchmal⸗ 
ſpurigen Bahn, auf der die Förderwagen, durch Pferde gezogen, in eiſernen 
Schienen liefen, überfahren. Sie nahm auf Erſatz des ihr entſtandenen Schadens 
u. a. die genannte Akt.⸗Geſellſchaft in Anſpruch. — In 1. Inſtanz wurde 
der Klaganſpruch durch Teil- und Zwiſchenurteil gegen die verklagte Akt.⸗ 
Geſellſchaft dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; die Berufung dieſer 
Beklagten wurde zurückgewieſen, ebenſo ihre Reviſion. Aus den Gründen: 
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— — — Die Entſcheidung des Ber.⸗Urteils in der Sache ſelbſt iſt auf 
Grund des §1 HaftPflG. ergangen. Deſſen Anwendung auf den gegebenen 
Fall ſetzt zunächſt voraus, daß die in Rede ſtehende Förderbahn, bei deren 
Betriebe die Klägerin verletzt worden iſt, als eine Eiſenbahn i. S. des bezeich— 
neten Geſetzes anzuſehen iſt. Die dahingehende Annahme des Ber. Gerichts 
kann jedenfalls nicht für rechtsirrig erachtet werden. Ob private Arbeits- 
und Fabrikbahnen als Eiſenbahnen i. S. des Haftpfl.⸗Geſetzes zu betrachten 
ſind, iſt Sache der Prüfung des einzelnen Falles, für welche den Maßſtab bildet, 
ob nach der Art des Betriebes die gleichen Gefahren durch ſie hervorgerufen 
werden, die mit dem Betriebe einer dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Eiſenbahn verbunden ſind; 

RGEntſch. 1, 247 (Seuff A. 35 Nr. 288 11); 2, 38; 7, 40; 65, 69. 

Es iſt nun nicht zu verkennen, daß auf die hier in Rede ſtehende Bahn, 
welche die in den Baſaltſteinbrüchen der Beklagten gewonnenen Steine auf 
Schienen in von Pferden gezogenen Materialwagen, die aneinander gekoppelt 
werden, nach dem Rheinufer befördert, nicht alle Gefahrenmerkmale einer 
Eiſenbahn zutreffen. Die Geſchwindigkeit, mit der ſie fährt (7,2 km in der 
Stunde), iſt eine geringe und wird von einem in den Straßen der Städte 
laufenden gewöhnlichen Perſonengefährt übertroffen. Andre Gefahrenmerk— 
male der Eiſenbahn treffen aber auch auf die Bahn der Beklagten zu: ſie be- 
fördert ſchwere Laſten und bewegt ſich auf Eiſenbahnſchienen, ſo daß ſie ihr 
entgegentretenden Verkehrshinderniſſen nicht ausweichen kann. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt im gegenwärtigen Falle für das Ber.-Gericht geweſen, daß die Bahn 
öffentliche Straßen mehrerer Gemeinden mit lebhaftem Verkehr durchläuft, 
und daß die Talfahrt, auf welcher die Bahn die ſchweren Steinmaſſen zu 
befördern hat, in einem mäßigen bis ſtarken Gefälle verläuft, ſo daß hierdurch 
die Verkehrsgefahren der Eiſenbahn in einem immerhin erheblichen Grade 
hervorgerufen werden. 

Die Klägerin hat als Betriebsunternehmerin der bezeichneten Bahn die 
verklagte Aktiengeſellſchaft in Anſpruch genommen, die die Bahnanlage ge— 
ſchaffen hat, ihre Eigentümerin iſt, und deren Steinbruchunternehmen ſie 
ausſchließlich dient, die ſomit nach außen auch zunächſt als die Unternehmerin 
der Eiſenbahn erſcheint. Weder in der 1. noch in der 2. Inſtanz hat die Beklagte 
bisher beſtritten, daß ſie die Betriebsunternehmerin jei. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 13. Juni 1912 in der preuß. 

Sache Baſalt⸗Akt.⸗Geſellſch. in Linz (Bkl.) w. Aufdermauer (OLG. 

Frankfurt a. M.). VI. 508/11. 


Seufert“ Archiv LX VIII. III. Folge Bd. 13 Heit 3. 8 
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60. Maßgeblichkeit der letztwilligen Anordnung eines Derftorbenen 
über ſeine Beſtattung. 
Vgl. 65 Nr. 29 m. N. 
Einf. z. BGB. Art. 133. 

Der im November 1909 verſtorbene Kaufmann Julius C. hatte ein am 
10. Febr. 1909 notariell errichtetes Teſtament hinterlaſſen, worin über das 
Vermögen verfügt, auch Teſtamentsvollſtrecker beſtellt waren. Außer dieſem 
Teſtament fand ſich im Nachlaß noch ein eigenhändiges Teſtament v. 15. Febr. 
1909, das u. a. folgende Beſtimmung enthielt: 

Die Sorge um meine Verbrennung reſp. Beiſetzung meiner Aſche in dem 
zu bauen beabſichtigten Tumulus in O. iſt allein Sache von Fräulein R., der 
von ſeiten der Teſt.-Vollſtrecker die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu 
ſtellen ſind. Sollte ich den Bau des beabſichtigten Tumulus begonnen oder 
beauftragt haben, ſo iſt derſelbe durchzuführen. Eventuell proviſoriſche Beiſetzung. 

Die Leiche war in einem von der Klägerin Frl. R. auf ihren Namen er- 
worbenen Grabe auf dem D.er Friedhof beerdigt worden. 

Um die Leiche verbrennen und die Aſche an einer andern Stelle des Fried- 
hofs beiſetzen zu laſſen, beantragte die Klägerin im Frühjahr 1910 bei der 
Friedhofverwaltung, ihr die Leiche zwecks Umlegung in ein andres Grab 
herauszugeben. Die Friedhofdeputation erteilte den Beſcheid, daß die Um- 
legung der Leiche nicht zugelaſſen werde, ſolange nicht der Widerſpruch, den 
die Witwe C. eingelegt habe, zurückgezogen ſei. Darauf leitete die Klägerin 
gegen die Witwe C. Klage ein auf Feſtſtellung, daß der von ihr erhobene Wider— 
ſpruch unberechtigt ſei. Die Beklagte erhob Widerklage auf Verurteilung 
der Klägerin, einzuwilligen, daß die Leiche aus dem Grabe genommen und in 
ein von der Beklagten zu erwerbendes, auf den Namen von Julius C. Witwe 
und Kindern zu ſchreibendes Grab umgelegt werde. Das Landgericht erkannte 
unter Abweiſung der Widerklage nach dem Antrage der Klägerin. Das Ober— 
landesgericht wies die Berufung der Beklagten und ihrer beiden Töchter, 
die ihr als Nebenintervenientinnen beigetreten waren, zurück. Auch die Ne- 
viſion hatte keinen Erfolg. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Die Parteien ſind einig darüber, daß ihr Streit privatrechtlicher Natur 
ſei. Die Auffaſſung iſt zutreffend. Die Beklagte ſtützt den bei der Friedhof— 
verwaltung eingelegten Widerſpruch und den mit der Widerklage verfolgten 
Anſpruch auf ein, wie ſie meint, nach den familienrechtlichen Beſtimmungen 
des Bürgerl. Geſetzbuchs ihr zuſtehendes Recht, während die Klägerin dieſes 
Recht beſtreitet und ſich ihrerſeits auf eine teſtamentariſche Anordnung des 
Erblajjers beruft. Danach handelt es ſich um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit. 

Das Ber.-Gericht hat ausgeführt: Die Beklagte ſcheine auf dem Stand— 
punkt zu ſtehen, daß kein Erblaſſer berechtigt ſei, mit bindender Wirkung für 
die Hinterbliebenen über ſeine Leiche und die Art der Beſtattung Anordnungen 
zu treffen. Das ſei in dieſer Allgemeinheit nicht richtig, vielmehr ſei anzuerkennen, 
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daß jeder Menſch berechtigt jei, ſelbſt über jeinen Körper zu beſtimmen. Die 
von ihm ſelbſt getroffenen Verfügungen hätten daher grundſätzlich den Wünſchen 
ſeiner Angehörigen vorzugehen. Im Einzelfalle ſei zu prüfen, ob eine An⸗ 
ordnung mit den guten Sitten unvereinbar und deshalb nichtig ſei. — Die 
Reviſion macht hierzu geltend: der Beklagten ſtehe als der Witwe des Ver⸗ 
ſtorbenen das Recht zu, über den Leichnam des Gatten zwecks Beiſetzung zu 
verfügen; das fei ein höchſt perſönliches Recht der Angehörigen, das auf Normen 
des Familienrechts beruhe und in das der Erblaſſer durch die letztwillige An⸗ 
ordnung nicht habe eingreifen können. 

Der Anſicht der Reviſion läßt ſich nicht beitreten. Ein Recht, wie es die 
Beklagte in Anſpruch nimmt, ſteht ihr nicht zu. Der Gewahrſam an Leichen 
iſt rechtlich anerkannt und geſchützt (vgl. $ 168 StGB.); an einer ſchon beerdigten 
Leiche ſteht aber der Gewahrſam nicht den Angehörigen zu, ſondern dem, 
der die Verfügung über das Grundſtück hat, in welchem die Leiche beerdigt 
iſt. Ob ſich unter der Herrſchaft des Bürgerl. Geſetzbuchs ſagen läßt, der Leich⸗ 
nam des Menſchen ſei eine dem Verkehr entzogene Sache, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls beſteht kein dingliches Recht der Familie an dem Leichnam 
eines Angehörigen, und es ſtehen auch keine perſönlichen Rechte zur Verfügung 
über die Leiche den Hinterbliebenen gegenüber der nicht mehr exiſtierenden 
Perſon oder den Familienangehörigen gegenüber den Nichtangehörigen zu. 
Das Bürgerl. Geſetzbuch trifft Beſtimmungen darüber, wer die Koſten einer 
Beerdigung zu tragen habe. Die Koſten der ſtandesmäßigen Beerdigung 
des Erblaſſers fallen nach § 1968 den Erben zur Laſt; nur inſoweit, als die 
Bezahlung der Beerdigungskoſten nicht von den Erben zu erlangen iſt, haben 
der unterhaltspflichtige Ehegatte (§ 1360 Abſ. 3) und die unterhaltspflichtigen 
Verwandten ($ 1615 Abſ. 2) für die Koſten aufzukommen. Es liegt nahe, 
anzunehmen, daß, wer die Koſten der Beerdigung zu tragen hat, auch den Ort 
und die Art der Beerdigung zu beſtimmen hat. Allein dieſe Frage kann auf 
ſich beruhen, denn der Erblaſſer C. hat ſelbſt Beſtimmungen über die Art der 
Beſtattung ſeines Körpers getroffen, und es iſt in erſter Linie, wie das Ber. 
Gericht mit Recht angenommen hat, die Anordnung des Erblaſſers maßgebend. 
Das Bürgerl. Geſetzbuch geht von der Zuläſſigkeit ſolcher Anordnungen aus. 
In dem Entwurf befand ſich gemäß einem Beſchluſſe der Kommiſſion für die 
2. Leſung eine Beſtimmung, wonach für die Anordnungen des Erblaſſers 
über ſein Begräbnis die Form des eigenhändigen Teſtaments zugelaſſen 
werden ſollte. Dieſe Beſtimmung ($ 2225 der Reichst.⸗Vorl.) wurde nur 
deshalb geſtrichen, weil das eigenhändige Teſtament als ordentliche Teſta⸗ 
mentsform angenommen wurde (Reichst.⸗Komm.⸗Bericht, 2105). Da der 
Erblaſſer C. die Anordnungen über ſeine Beſtattung in einer formgerechten 
letztwilligen Verfügung getroffen hat, ſo haben dieſe Anordnungen auch 
vermögensrechtliche Wirkungen; ſie gewähren der Klägerin den Rechtsanſpruch, 
von den Teſt.⸗Vollſtreckern Erſatz ihrer Aufwendungen zu verlangen. Ob die 
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Klägerin verpflichtet werden ſollte, ſich der Sorge für die Beſtattung 
zu unterziehen, kann nach dem Wortlaut der Verfügung zweifelhaft ſein; 
das Ber. Gericht hat angenommen, es handle ſich um eine der Klägerin als 
Miterbin und Vermächtnisnehmerin gemachte Auflage (ö§ 1940). Näher 
läge die Annahme, die Klägerin habe mit der Ausführung der auf die Be— 
ſtattung bezüglichen Verfügung des Erblaſſers betraut werden ſollen ($ 2203). 
Doch läßt ſich die Verfügung in dem Sinne auslegen, den das Ber. Gericht 
in ihr gefunden hat. Weder in dem einen noch in dem andern Falle darf die 
Beklagte der Klägerin Hinderniſſe in den Weg legen, da ihr ein Recht, über 
den Leichnam ihres Ehemanns zu verfügen, nicht zuſteht. 

Was die übrigen Ausführungen des Ber.-Gerichts und die dagegen 
erhobenen Angriffe der Reviſion angeht, jo iſt nicht erſichtlich, daß der Ber. 
Richter bei der Auslegung der letztwilligen Verfügung eine Rechtsnorm ver— 
letzt habe. — — —“ | 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. März 1912 in der Hamb. 

Sache C. (BE) w. R. (OLG. Hamburg). IV. 447/11. 


61. Entziehung des Erziehungsrechts wegen Mißbrauchs; die Inter— 
eſſen des Kindes gehen denen des Vaters vor. 
Vgl. 66 Nr. 31. 
BGB. 8 1066. 

Der jetzige Beſchwerdeführer Friedrich K. hatte ſeine am 21. Jan. 1898 
geborene erſteheliche Tochter Dorothea bald nach der Geburt den Tagelöhners 
eheleuten Kr. zur Pflege übergeben, weil er und ſeine Frau täglich auf Arbeit 
ausgehen mußten. Anfangs zahlte er wöchentlich einen Unterhaltsbeitrag von 
5 oder 3.½, bis, wenige Jahre hernach, zwiſchen ihm und den Pflegeeltern 
ausgemacht wurde, daß er ihnen das Kind ganz überlaſſe und vom Unter 
halt frei ſein ſolle. Nach dem Tode ſeiner erſten Frau verheiratete er 
ſich 1904 zum zweiten Mal. Aus jeder Ehe hatte er drei Kinder. Im 
Jahre 1911 forderte er plötzlich ſeine Tochter von den Pflegeeltern zurück, 
die es nun nicht wieder aus den Händen laſſen wollten. Er erhob Klage auf 
Herausgabe. Nun beantragten die verklagten Eheleute Kr. beim Vormund— 
ſchaftsgericht, dem Kläger das Recht der Fürſorge für ſeine Tochter Dorothea 
wegen Mißbrauchs zu entziehen und anzuordnen, daß das Kind auch ferner 
bei ihnen verbleiben dürfe. — Der Antrag wurde abgelehnt, die Beſchwerde 
zurückgewieſen: auf weitere Beſchwerde wurden jedoch dieſe Beſchlüſſe aufge 
hoben und die Sache in die zweite Inſtanz zurückberwieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Durch ſein Verhalten hat Friedrich K. ſelbſt ſchuldhaft ver 
anlaßt, daß er ſeinem Kinde als ein vollſtändig Fremder gegenüberſteht und 
daß dieſes nicht in ihm, ſondern in dem Pflegevater, der wie ein Vater an 
ihm gehandelt hat, ſeinen wirklichen Vater erblickt. Dadurch hat ſeine Tochter 
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Anſprüche gegen ihn erlangt, die bei Beurteilung der Sache nicht außer acht 
gelaſſen werden dürfen. Die Tochter kann von dem Vater, der ſich 14 Jahre 
lang nicht um ſie gekümmert und die Sorge fremden Leuten überlaſſen hat, 
mit Recht verlangen, daß er fie nicht aus dem Kreis der Leute, die fie liebge 
wonnen hat und bei denen ſie ſich wohl fühlt, ohne gerechtfertigten Grund 
herausreiße und in eine Umgebung hineinzwinge, die ihr fremd iſt und in die 
ſie nur mit Widerwillen gehen würde. Dieſes Recht muß ihr um ſo mehr zu— 
erkannt werden, als der Vater triftige Gründe für die Geltendmachung des 
Herausgabeanſpruchs nicht vorbringt. Die Vermutung liegt nahe, daß ſein 
Verlangen nur auf Eigennutz zurückzuführen iſt. Denn nach ſeinem bisherigen 
Verhalten iſt nicht ohne weiteres anzunehmen, daß er die Herausgabe nur 
verlange, weil er ſich plötzlich ſeiner Vaterpflichten erinnerte, nicht aber weil 
das Kind jetzt arbeitsfähig geworden war. Es kann auch nicht davon geſprochen 
werden, daß er ſeiner Tochter überhaupt eine ſichere Zukunft zu bieten ver— 
möge, er hat einen wöchentlichen Verdienſt von 25% und muß damit für 
eine Familie von 7 Köpfen ſorgen. Die Annahme geht wohl nicht fehl, daß 
die Dorothea, die bis jetzt in auskömmlichen Verhältniſſen aufgewachſen iſt, 
einer entbehrungsreichen Zukunft entgegengehe, wenn ſie als achte in den Fa— 
milienkreis ihres Vaters eintreten müßte. Auch die Frage, ob ſie ohne Not 
aus geordneten Verhältniſſen herausgeriſſen und einer ungewiſſen Zukunft 
entgegengeführt werden darf, iſt wohl zu erwägen, insbeſondere wenn für das 
Verlangen des Vaters keinerlei ethiſches Moment erſichtlich iſt, vielmehr der 
Verdacht des Eigennutzes nicht abgewieſen werden kann. 

Das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes iſt — anders als die 
elterliche Nutznießung — den Eltern nicht in ihrem Intereſſe gegeben, ſie haben 
es nur um des Kindes willen. Es iſt nicht nur ihr Recht, ſondern auch ihre 
Pflicht. Die Intereſſen des Kindes ſind daher bei Ausübung der Sorge für 
ſeine Perſon maßgebend. Freilich hat der Vater, ſolange das Kind in ſeiner 
Familie erzogen und unterhalten wird, nach $ 1617 BGB. Anſpruch darauf, 
daß das Kind ohne Entgelt im elterlichen Haushalt Dienſte leiſte. Dieſer An- 
ſpruch iſt jedoch nur eine Folge des Aufenthalts des Kindes im Elternhauſe, 
nicht aber haben umgekehrt die Eltern einen Anſpruch darauf, daß das Kind 
im Elternhauſe verbleibe, damit es ihnen Dienſte leiſte. Ob das Kind im Eltern- 
hauſe zu bleiben habe beſtimmt ſich ausſchließlich nach dem Intereſſe des 
Kindes. — — — 

Dieſe Geſichtspunkte ſind vom Landgericht nicht gewürdigt worden, 
als es einen Mißbrauch des Fürſorgerechts verneinte. — — —“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 26. April 1912 

Reg. III. 36/12. Bay Ob LGZ. 13, 260. 
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62. Über das Recht des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts mit Firma 
zu deren Vervielfältigung. 
Vgl. 67 Nr. 232. 
HGB. 85 22. 24 BGB. 8 12. 

Die Werkzeug⸗ und Maſchinenhandlung in Firma „J. N.“ in M., be⸗ 
gründet von Julius N., war unter Beibehaltung der Firma in eine off. Handels⸗ 
geſellſchaft umgewandelt worden, deren Teilhaber zuletzt Auguſt K. und Philipp 
N. waren. Am 30. Sept. 1907 übernahm Auguſt K. als alleiniger Inhaber 
das Geſchäft nebſt der Zweigniederlaſſung in A. und führte es unter der alten 
Firma weiter. Am 15. Jan. 1912 erklärte Auguſt K. zum Handelsregiſter, 
daß er in, das Geſchäft in A., unter deſſen Umwandlung in eine ſelbſtändige 
Hauptniederlaſſung mit der Firma: „Augsburger Werkzeug- und Maſchinen⸗ 
Induſtrie J. N.“, den Wilhelm H. als offenen Handelsgeſellſchafter aufge⸗ 
nommen habe, und daß die alte Firma in M. weitergeführt werde. — Der 
Antrag auf Eintragung dieſer Anderungen wurde abgelehnt. Beſchwerden 
hatten keinen Erfolg. Aus den Gründen der letzten Inſtanz: 

„— — — Die in A. entſtandene off. Handelsgeſellſchaft konnte die 
Firma J. N. gemäß § 24 HGB. fortführen, ſofern Auguſt K. bei Umwandlung 
der Zweigniederlaſſung in ein ſelbſtändiges Handelsgeſchäft ohne weiteres 
berechtigt war, auf dieſes das Recht zur Führung der Firma J. N. zu übertragen. 
Das iſt aber zu verneinen. 

Wenn die Firma eines Handelsgeſchäfts aus dem bürgerlichen Namen 
des gegenwärtigen Inhabers beſteht, unterliegt allerdings die Umwandlung 
eines gleich dem Hauptgeſchäft firmierenden Zweiggeſchäfts in ein ſelbſtän⸗ 
diges Geſchäft behufs Fortführung unter der bisherigen Firma keinem recht- 
lichen Bedenken. Anders iſt es aber, wenn der gegenwärtige Inhaber die 
Firma nicht als eine urſprüngliche, ſondern als abgeleitete führt, wie es hier 
der Fall iſt. Die Firma J. N. iſt die urſprüngliche Firma des Einzelkaufmanns 
Julius N. Mag nun dieſe Firma durch ein Veräußerungsgeſchäft nach § 22 
HGB. in den Beſitz der ſpäteren offenen Teilhaber Auguſt K. und Philipp N. 
und ſchließlich in den Alleinbeſitz des Auguſt K. übergegangen ſein, oder mag 
ſich der Übergang der Firma nach § 24 HGB. durch Eintritt des Auguſt K. als 
off. Handelsgeſellſchafters und ſpäteren Austritt des Julius N. vollzogen haben: 
unter allen Umſtänden kann Auguſt K. ſein Recht zur Fortführung der Firma 
nur auf die Einwilligung des Julius N. ſtützen. Nun wird zwar, wenn der 
frühere Inhaber eines Handelsgeſchäfts die dazu erforderliche Einwilligung 
in die Fortführung der Firma erteilt, im Zweifel anzunehmen ſein, daß damit 
auch die Ermächtigung zum Gebrauch der Firma für eine Zweigniederlaſſung 
und zur Weiterveräußerung des Geſchäfts an Dritte verbunden ſein ſoll. Nicht 
ohne weiteres aber kann angenommen werden, daß die Geſtattung der Weiter- 
führung der Firma zugleich auch die Erlaubnis zu jeder beliebigen Ausnutzung 
der Firma enthalten ſolle. Insbeſondere kann nicht ohne weiteres unterſtellt 
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werden, daß der urſprünglich Firmenberechtigte ſeinen Namen den Geſchäfts⸗ 
nachfolgern zur beliebigen Selbſtändigmachung von Zweiggeſchäften und da⸗ 
durch zur Vervielfältigung der Firma zur Verfügung ſtellen wollte, es kann 
vielmehr als ſeine regelmäßige Willensmeinung nur unterſtellt werden, daß 
ſich das Recht zum Weitergebrauch der Firma auf das Handelsgeſchäft, wie es 
auf ſeine Nachfolger übergegangen iſt, erſtrecken ſoll; 

RGeEntſch. 67, 94; KGJ. 9, 17; 13, 28; 15, 9. 

— — — Die Übertragung der Firma J. N. auf das ſelbſtändig gemachte 
A. er Geſchäft war alſo nur zuläſſig mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Julius 
N.“ (die nicht beigebracht war). 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 22. April 1912. 

Reg. III. 29/12. Bay ObLGZ. 13, 243. 


63. Fortbeſtand einer Geſellſchaft m. b. H. trotz der Vereinigung 
aller Anteile in Einer Hand.“ Dorausſetzungen einer Haftung als 
Pſeudogeſellſchafter. 

„Vgl. 60 Nr. 216. 

GmbHG. $ 60; BGB. $ 73. — BGB. $ 179; HGB. 8 25. 

Durch Vertrag v. 28. März 1906 hatte der Kläger ein ihm erteiltes deutſches 
Reichspatent auf eine Geſellſchaft m. b. H. in Firma T. & St. übertragen, 
unter Ausbedingung einer Vertragsſtrafe für den Fall, daß die Geſellſchaft 
das Patent verfallen laſſen ſollte. Als dieſer Fall eintrat, klagte er die Ver⸗ 
tragsſtrafe gegen die erwähnte Geſellſchaft und auch gegen den Kaufmann 
T. ein, der die Anteile ſeiner Mitgeſellſchafter allein übernommen hatte und 
damit, wie der Kläger annahm, das Geſchäft mit allen Aktiven und Paſſiven 
erworben habe. — Die Geſellſchaft, die aber demnächſt in Konkurs geriet, 
wurde nach dem Klagantrage verurteilt, dagegen wurde die Klage gegen 
T. abgewieſen. Die Berufung des Klägers hatte keinen Erfolg. Aus den 
Gründen: 

„Dadurch allein, daß der Beklagte die ſämtlichen Geſchäftsanteile der 
unter der Firma T. & St. beſtehenden Geſellſchaft m. b. H. in ſeiner Hand 
vereinigt hat, iſt keineswegs zugleich, wie der Kläger anzunehmen ſcheint, 
deren Geſchäft von ſelbſt auf den Beklagten als phyſiſche Perſon über- und die 
Geſellſchaft als juriſtiſche Perſon untergegangen. Eine ſolche Vereinigung 
läßt vielmehr den Fortbeſtand der Geſellſchaft m. b. H. an ſich unberührt. 
Dies folgt durch Gegenſchluß aus $ 60 GmbH., welche Vorſchrift die geſetz⸗ 
lichen Auflöſungsgründe erſchöpfend aufzählt (— das Nichtvorhandenſein einer 
Satzungsbeſtimmung iſt im Tatbeſtande feſtgeſtellt —) und zu der Annahme 
führt, daß der Geſetzgeber bewußtermaßen davon abgeſehen hat, in Anlehnung 
an § 73 BGB. die Rechtsfähigkeit der Geſellſchaft m. b. H. von einer Mindeſt⸗ 
zahl von Geſellſchaftern abhängig zu machen. Es beſteht hierzu nicht einmal 
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da ein Bedürfnis, wo der einzige vorhandene Geſellſchafter ſeine Anteile 
auf die Geſellſchaft ſelber übertragen hat: denn auch dann bleibt den Ver— 
tretern der Geſellſchaft die Möglichkeit, durch Veräußerung von Geſchäfts— 
anteilen neue Geſellſchafter zu gewinnen. Die Geſellſchaft m. b. H. iſt vielmehr 
in dieſer Beziehung, worauf die Vorinſtanz mit Recht hinweiſt, der Aktien— 
geſellſchaft nachgebildet, bei der die Vereinigung der ſämtlichen Aktien in einer 
Hand das Fortbeſtehen anerkanntermaßen nicht beeinflußt. Im Zweifel 
iſt hiernach davon auszugehen, daß auch nach der Anteilvereinigung die Geſell— 
ſchaft als juriſtiſche Perſon das Geſchäft behalten und unverändert fortbetrieben 
hat, wie ihr denn auch hierzu an Stelle der um dieſe Zeit ausgeſchiedenen 
ein neuer Geſchäftsführer beſtellt worden iſt. 

Der Tatbeſtand des 825 HGB., den der Kläger anruft, erfordert, daß der 
Inanſpruchgenommene das Handelsgeſchäft des früheren Inhabers unter 
Lebenden erworben hat und (unter der bisherigen Firma) fortführt. Nach 
dieſer Vorſchrift wäre mithin die perſönliche Mithaftung des Beklagten für die 
Schulden der Geſellſchaft T. & St. nur gegeben, wenn er, unabhängig von dem 
Übergange der Geſchäftsanteile, das Handelsgeſchäft der Firma als ſolches 
für ſich erworben und von ſich aus fortgeführt hätte. Einen dementſprechenden 
rechtsgeſchäftlichen oder ſonſtigen Erwerbsvorgang hat indeſſen der Kläger 
nicht einmal ſchlüſſig behauptet, geſchweige denn dargetan. — — — Über— 
dies hätte ein das Geſellſchaftsvermögen umfaſſender Veräußerungsvertrag 
zwiſchen der Geſellſchaft und dem Beklagten nach §S311 BGB. (dal. Einf G. 
zum HGB. Art. 2) der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung bedurft, 
und dieſer zweifellos vorhandene Formmangel wäre auch durch einen ſpäteren 
Vertragsvollzug, d. i. dadurch, daß der Beklagte ſich, was behauptet, aber nicht 
bewieſen iſt, das Geſchäft der Geſellſchaft mit allem ihrem Vermögen unter 
Zuſtimmung des Geſchäftsführers angeeignet hätte, nicht geheilt worden: 

vgl. Düringer-Hachenburg HGB.? 1, 243 Anm. 4 und 5; Staudinger BGB. 6. 2, 219. 

Hätte dagegen der Beklagte, wofür jedoch der Beweis gleichfalls nicht er 
bracht iſt, das geſamte Vermögen der Geſellſchaft mittels einzelner 
Veräußerungsgeſchäfte an ſich gebracht, einem Erwerbe, dem die Formſchrift 
des §311 BGB. nicht entgegenſtehen würde (JW. 1909, 11°), jo wäre das 
Handelsgeſchäft eben nicht als Ganzes auf ihn übergegangen und deswegen 
der 825 HGB. wiederum nicht anwendbar. 

Das, worauf der Kläger den Klaganſpruch in zweiter Reihe gründet, 
iſt einigermaßen widerſpruchsvoll, inſofern der Beklagte einerſeits als Inhaber 
der Firma T. & St. nach außen hin und insbeſondere ihm gegenüber aufge— 
treten ſein, anderſeits ebenfalls nach außen die Geſellſchaft m. b. H. zum Scheine 
ſoll haben fortbeſtehen laſſen. Anſcheinend will der Kläger darauf hinaus, 
daß ebenſo wie derjenige, der ſich als Teilhaber einer off. Handelsgeſellſchaft 
aufſpielt, ohne es zu ſein, der ſog. Pſeudogeſellſchafter, den gutgläubigen 
Geſellſchaftsgläubigern für deren Schulden einzuſtehen hat, ihm der Beklagte 
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gewiſſermaßen als Pſeudoinhaber der Firnia T. & St. für die Schulden 
dieſer Firma aufkommen müſſe. Die für den bezeichneten Fall angenommene 
Haftung beruht jedoch auf einer entſprechenden Anwendung des § 179 BGB., 
und für eine ſolche bietet der hier vorliegende Sachſtand keinen Raum. 
Den Vertrag, in dem die ſtreitige Vertragsſtrafe ausbedungen iſt, haben der 
Kläger und die Firma T. & St. einverſtandenermaßen abgeſchloſſen, bevor, 
und zwar länger als ein Jahr bevor der Beklagte die Geſchäftsanteile ſeiner 
Mitgeſellſchafter hinzuerworben hatte. Vor dieſem Erwerb aber hat ſich der 
Beklagte auch nach der Darſtellung des Klägers nicht als Geſchäftsinhaber 
aufgeſpielt, und nur wenn er dies zur Zeit jenes Vertragſchluſſes getan hätte, 
könnte eine Erfüllungshaftung i. S. von § 179 BGB. überhaupt in Frage 
kommen. Nicht einmal daß der Beklagte nachher als Geſchäftsinhaber nach 
außen und vor allem ihm gegenüber aufgetreten wäre, hat aber der Kläger 
nachgewieſen. — — — Endlich und hauptſächlich würde die nachträgliche An⸗ 
maſſung des Geſchäftserwerbs durch den Beklagten für den Kläger doch höchſtens 
die Unterlage für einen Schadenerſatzanſpruch bilden, und zur Begründung 
eines ſolchen hätte der Kläger klarlegen müſſen, inwiefern der Beklagte ihn 
hierdurch geſchädigt habe, ſei es, daß er zu ihm nachteiligen Handlungen oder 
Unterlaſſungen bewogen worden oder daß er ſonſt deswegen in Verluſt geraten 


ſei. An dieſer Klarlegung hat es der Kläger trotz Hinweiſes fehlen laſſen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 17. Mai 1911 i. S. Singer 
(Kl.) w. Topf. 30. 119/10. eh. 


64. Verletzung des Erfinderrechts zwiſchen Anmeldung und Ablehnung 
eines Patents. | 
Vgl. 58 Nr. 131. 245; 62 Nr. 22; 67 Nr. 116. 
PatG. 88 5. 23. 

Die klagende Geſellſchaft bediente ſich zur Herſtellung von Vakuum— 
Kapſelpumpen für Entſtaubungsanlagen einer beſonderen Bohrmaſchine, 
die als Erfindung ihres Teilhabers A. zur Erlangung eines Patents beim 
Patentamt in Berlin angemeldet war. Die Anmeldung erfolgte am 28. Okt. 
1909, ihre Bekanntmachung im Reichsanzeiger am 26. Mai 1911. Durch 
Beſchluß des Patentamts v. 17. Febr. 1912 wurde das Patent verſagt; hier⸗ 
gegen war jedoch Beſchwerde eingelegt worden, eine Entſcheidung über die 
Beſchwerde jedoch noch nicht ergangen. Der Beklagte, der bis zum 30. Juni 
1908 als Ingenieur im Dienſt der Klägerin ſtand, dann als Akgquiſiteur für ſie 
tätig war und ſchließlich auf Grund eines Vertrages v. 8. Aug. 1908 — gelöſt 
ſpäteſtens ſeit dem 1. Jan. 1911 — den Vertrieb von Entſtaubungsanlagen 
der Klägerin für einen beſtimmten Bezirk übernommen hatte, begann während 
des letzteren Verhältniſſes eine gleiche Bohrmaſchine zu bauen, um mittels 
derſelben Vakuum-Kapſelpumpen gleich denen der Klägerin herzuſtellen und 
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zu vertreiben. Die Klägerin verlangte nun von dem Beklagten u. a. die Ein- 
ſtellung des Baues der Maſchine und Unterlaſſung ihrer Benutzung. Sie 
machte u. a. geltend, die Herſtellung und Verwertung der Bohrmaſchine 
durch den Beklagten verſtoße gegen die durch die Patentanmeldung 
für A. begründeten, von dieſem in die klagende Geſellſchaft eingebrachten 
Rechte (PatG. §§ 23. 4. 5). — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung 
der Klägerin zurückgewieſen. Ihre Reviſion wurde jedoch für begründet er- 
achtet. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht verſtößt gegen die $8 23. 4. 5 PatG., indem es dem 
Beklagten den Schutz des § 5 PatG. zubilligt, weil er zur Zeit der Patent- 
anmeldung bereits die zur eigenen Benutzung der Erfindung erforderlichen 
Veranſtaltungen getroffen habe. Nach § 23 Abſ. 1 Satz 2 treten mit der 
Bekanntmachung der Anmeldung für den Gegenſtand derſelben zugunſten des 
Patentſuchers einſtweilen die geſetzlichen Wirkungen des Patents ein. Dieſe 
Wirkungen ſind nur einſtweilige, auflöſend bedingte und fallen rückwirkend 
weg, wenn das Patent verſagt wird; 

§ 27 Abſ. 2 PatG.; Urt. des 1. Sen. v. 11. Juli 1903 in SeuffA. 58 Nr. 245 

S. 469. 

Die Verſagung iſt aber nur dann von Bedeutung, wenn ſie endgültig 
iſt (RGEntſch. 65, 303). Da gegen den Beſchluß des Patentamts v. 17. Febr. 
1912, wodurch das von A. nachgeſuchte Patent verſagt wurde, die nach $ 26 
PatG. zuläſſige Beſchwerde eingelegt iſt, iſt für die Entſcheidung der nach § 23 
Abſ. 1 Satz 2 begründete Rechtszuſtand zugrunde zu legen. A. und folgeweiſe 
auch die klagende Geſellſchaft, in welche A. die durch die Patentanmeldung 
begründeten Rechte eingebracht hat, ſind daher, ſolange dieſer einſtweilige 
Rechtszuſtand dauert, ausſchließlich befugt, gewerbmäßig den Gegenſtand der 
Erfindung herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen 
($ 4), ſie können verlangen, daß anderen — und zwar nicht bloß im Wege 
einſtweiliger Verfügung (jo Allfeld Gewerbl. Urheberr. 8 23 Anm. 5 dd und 
dort Erwähnte) — die Benutzung unterſagt wird, und ſogar Entſchädigung 
nach § 35 beanſpruchen (vgl. das vorerwähnte Urt. v. 11. Juli 1903). Gegen⸗ 
über dem Beklagten würden dieſe Wirkungen nur dann nicht eintreten, wenn 
ihm der Schutz des $5 PatG. zur Seite ſtände. Dies iſt aber nicht der Fall. 

Wie ſich aus den Motiven zum Patentgeſetz v. 25. Mai 1877 und dem 
Kommiſſionsbericht ergibt, 

Trudi. des Reichstags 3. Legisl.⸗Per. I. Seſſion 1877 Nr. 8 S. 21 ſowie Nr. 144 

S. 14, 
und in der Rechtſprechung des Reichsgerichts, 

Urtt. des 1. Zivilſen. in Entſch. 26, 64; 37, 44; 45, 116 (in Seuff A. 56 Nr. 12); 

Urt. des 1. Strafien. in Entſch. 28, 27, 
wiederholt ausgeſprochen iſt, hat die Vorſchrift des § 5 zunächſt den Fall der 
ſog. Doppelerfindung im Auge, bei der die eine Erfindung unabhängig von der 
andern vor ſich gegangen iſt. Das Geſetz ſelbſt beſchränkt ſich allerdings nicht 
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auf dieſen Fall und die Rechtſprechung des RG. iſt nicht in dem Sinn zu ver⸗ 
ſtehen, als ob nur dieſer Fall dem $5 zu unterſtellen wäre; 

Allfeld a. a. O. § 5 Anm. 5; Kohler Handb. des Patentr. 1901, 471; Kent PatG. 

85 Anm. 19. 20. | 

Auch demjenigen, der auf andre Weiſe in den Beſitz der Erfindung gelangt ift, 
und ſelbſt dem unredlichen Erwerber, iſt der Schutz des § 5 nicht zu verſagen, 
vorausgeſetzt nur, daß ihn nicht gerade gegenüber dem Patentinhaber der 
Vorwurf der widerrechtlichen Aneignung trifft; 

Allfeld 8 5 Anm. 5 S. 103; Kohler S. 472; Kent § 5 Anm. 13 ff.; Iſay PatG. 

§ 5 Anm. 14. 

Fraglich iſt nun, wann die Aneignung eine widerrechtliche iſt, ob, wie die 
Reviſion geltend macht, ſchon dann, wenn jemand die Erfindung ohne Er⸗ 
laubnis des Erfinders benutzt, oder nur dann, wenn ein beſonderer Rechts⸗ 
grund, wie Vertrag, unerlaubte Handlung, die Aneignung als widerrechtlich 
erſcheinen läßt, wie das Ber.⸗Gericht annimmt. Die letztere Auffaſſung findet 
eine ſcheinbare Stütze darin, daß die Befugnis der ausſchließlichen Benutzung der 
Erfindung erſt durch die Anmeldung im patentrechtlichen Verfahren erworben 
wird (vgl. Gareis PatG. 1877 § 5 )), ſie wird aber dem Weſen der Erfindung 
und auch dem Zweck des § 5 nicht gerecht. Das Recht des Erfinders iſt ſchon 
vor der Patentierung ein übertragbares Vermögensrecht (RGeEntſch. 26, 
64; 37, 41) und erſchöpft ſich nicht in der erſt im patentrechtlichen Verfahren 
zu erlangenden Ausſchließungsbefugnis. Daraus, daß der Erfinder ohne 
Patentanmeldung nicht befugt iſt, Andre von der Benutzung des Gegenſtandes 
der Erfindung auszuſchließen, folgt nicht, daß nun jeder Dritte durch einfache 
Nachahmung ein unentziehbares Recht auf Benutzung auch für den Fall ſich 
ſichern könne, daß die Patentanmeldung nachfolgt. Auch der Zweck des 8 5, 
der, wie erwähnt, zunächſt den Fall der Doppelerfindung treffen und jeden⸗ 
falls nur einen berechtigten Beſitzſtand ſchützen will, ſpricht dagegen, daß je⸗ 
mand durch eine ohne, ja gegen den Willen des Erfinders erfolgende Entnahme 
einer der Offentlichkeit nicht übergebenen Erfindung, wenn auch nur für die 
Bedürfniſſe des eigenen Betriebs, eine Ausnahme von den Folgen der Paten⸗ 
tierung begründen kann. Bekräftigt wird dieſer Gedankengang durch die 
88 3 Abſ. 2 und 10 Nr. 3 Pat G., wonach in dem hier allerdings nicht vorliegen⸗ 
den Fall, daß der Entnehmer die fremde Erfindung dazu mißbraucht, um durch 
Patentanmeldung ſelbſt ein ausſchließliches Benutzungsrecht zu erlangen, 
das nachgeſuchte Patent zu verſagen und das erteilte für nichtig zu erklären 
iſt, wenn der weſentliche Inhalt der Anmeldung den Beſchreibungen, Zeich⸗ 
nungen, Modellen, Gerätſchaften oder Einrichtungen eines Anderen oder einem 
von dieſem angewendeten Verfahren ohne deſſen Einwilligung entnommen 
iſt. Danach iſt anzunehmen, daß § 5 eine rechtmäßige Benutzung in dem Sinne 
vorausſetzt, daß entweder eine ſelbſtändige Erfindung vorliegt oder doch der 
Patentinhaber oder ſeine Rechtsvorgänger in die Entnahme der Erfindung 
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gewilligt haben. Dieſe Auffaſſung wird auch in der Literatur vertreten, 
jo ausdrücklich Kent PatG. § 5 Anm. 14; im gleichen Sinne Allfeld § 5 Anm. 5 b 

Abſ. 2; auch Kohler S. 472; ferner Seligſohn PatG. § 5 Anm. 5 und Oſter— 

rieth Lehrb. des gewerbl. Urheberſchutzes 1908 S. 106 Nr. 5, 
und entſpricht der bisherigen Rechtſprechung des RG., insbeſondere dem in 
Entſch. 37, 44 ausgeſprochenen Grundſatze: Der $ 5 ſetzt voraus, daß der 
Dritte, der das Patent nicht angemeldet und erlangt hat, ſich im Beſitze der 
Erfindung befunden hat, d. h. in einem von dem ſpäteren Patentberechtigten 
unabhängigen, ſelbſt oder mit deſſen Einwilligung zur Ausnutzung erlangten 
Beſitz'. Der Satz iſt keineswegs unklar, ſondern unverkennbar im Sinn der 
hier gebilligten Auffaſſung zu verſtehen. Das Verkehrsbedürfnis, das eine 
möglichſt ausgedehnte Verwertung techniſcher Verbeſſerungen verlangt, 
ſteht dieſer Auffaſſung ebenſowenig entgegen wie das Erwerbsintereſſe Dritter. 
Wer eine fremde Erfindung ohne Einwilligung des Erfinders einfach nachmacht, 
tut dies zunächſt auf ſeine Gefahr und wird gegen eine Ausſchließung durch 
den Erfinder erſt dann geſichert, wenn die Erfindung i. S. des §2 PatG. 
offenkundig geworden, daher nicht mehr patentfähig iſt. 

Der Beklagte kann ſich alſo für ſeine Nachahmung nicht auf den Schutz 
des 85 berufen. Die Klägerin kann von ihm, ſolange der durch die Bekannt— 
machung der Patentanmeldung begründete einſtweilige Rechtszuſtand dauert, 
die Unterlaſſung gewerbmäßiger Verwertung der Erfindung verlangen. 


u 


Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 22. März 1912 in der hanjcat. 
Sache Phönix (Kl.) w. Krahn (OLç G. Hamburg). III. 35411. 


II. Verfahren. 


65. Eine unrichtige Klagezuſtellung iſt geheilt, wenn der richtige 
Beklagte erſcheint und verhandelt. 
Vgl. 48 Nr. 140. 289; 49 Nr. 55; 57 Nr. 112: 58 Nr. 21; ſowie die folgende Nr. 
3PO. $$ 253. 170. 

Die Klage war gegen die Firma F. R. gerichtet. Sie iſt allerdings nicht 
dem Firmeninhaber Richard Sch., auf den die Firma F. R. ſeit dem 16. Jan. 
1912 übergegangen war, ſondern dem F. R. zugeſtellt, der nach den Behaup— 
tungen der Klägerin zur Empfangnahme nicht legitimiert war. Aber der 
Inhaber der verklagten Firma hat die Klage erhalten. Und zum mindeſten 
für dieſe Fälle wird Heilbarkeit der mangelhaften Klagezuſtellung angenommen, 
ſei es nach §295 ZPO., jet es durch Genehmigung des Berechtigten. 

Vgl. Seuffert ZPO.? § 170 Anm. 1, b und e S. 247 und § 253 Anm. 6 S. 352, 

§ 56 Anm. 1b S. 84, § 191 Anm. 2 S. 267; Gaupp-Stein ZPO. 8. vor 8 168 

Aum. IV S. 313 und § 191 Anm. 2. 
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Dieſe Heilung iſt hier eingetreten, da der richtige Beklagte ſich auf die 
Klage geſtellt und verhandelt hat. Er iſt alſo berechtigt, Verſäumnisurteil 
zu beantragen, ſofern die ſonſtigen Vorausſetzungen eines ſolchen vorliegen, 
und ſein Antrag kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil die Klage nicht 
zugeſtellt ſei. 

Da jener Mangel geheilt iſt, ſo war der angefochtene Beſchluß aufzuheben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung zurück— 
zuverweiſen. 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 22. März 1912 i. S. Hand⸗ 
werkerbank w. Firma F. R. u. G. W. II. 42/12. SchleswHolſt. Anz. 
1912, 143. 

66. Durch Aujtellung der Klage an eine darin nicht bezeichnete 

Perſon wird für dieſe keine Rechtshängigkeit begründet. 
Vgl. die vorige Nr. m. N. 
3PO. 88 253. 170. 

Am 8. Dez. 1911 beantragte und erlangte der Kläger gegen den Fuhr— 
werksbeſitzer H. G. in R., Sophienſtr., bei dem Amtsgericht daſelbſt die Er— 
laſſung eines Zahlungsbefehls, der aber dem Fuhrwerksbeſitzer J. G. in R., 
Sophienſtraße, zugeſtellt und von dieſem angenommen wurde. J. G. erhob 
Widerſpruch. Im Verhandlungstermin wurde feſtgeſtellt, daß durch ein Ver— 
ſehen des Kanzleibeamten der Zahlungsbefehl ſtatt an H. G. an J. G. zu— 
geſtellt ſei, worauf der Kläger neuen Termin und Ladung des H. G. beantragte. 
In dem neuen Termin erſchien auch J. G. und beantragte Erlaß des Verſäum— 
nisurteils gegen den Kläger. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab. Auf ſo— 
fortige Beſchwerde des J. G. hob das Landgericht den Ablehnungsbeſchluß 
auf. Auf weitere Beſchwerde des Klägers wurde dieſer Beſchluß aufgehoben 
und die ſofortige Beſchwerde gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß zurück— 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

„Für die Entſcheidung des vorliegenden Streits iſt die Frage maßgebend, 
ob zwiſchen dem Kläger und J. G. die Rechtshängigkeit eingetreten iſt, denn 
nur in dieſem Falle iſt J. G. Prozeßpartei geworden und zu dem von ihm ge— 
ſtellten Antrage berechtigt. Dies iſt dagegen nicht ſchon dann der Fall, wenn 
J. G. nur der Annahme war, die Zuſtellung ſei gegen ihn gerichtet, während 
dies in Wahrheit nicht zutraf. Jene erſte Frage iſt im Gegenſatz zu dem ange— 
fochtenen Beſchluß des Landgerichts zu verneinen. 

Die Rechtshängigkeit wird durch die Erhebung der Klage begründet. 
Die Klage wird, abgeſehen von Ausnahmefällen, erhoben durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes. Im Mahnverfahren tritt an die Stelle der Klageſchrift 
der Zahlungsbefehl. Sind die Vorſchriften der §§ 170 bis 213 ZPO. über 
die Zuſtellung verletzt, jo iſt die Zuſtellung ungültig (Seuffert ZPO.!“ Anm. 1 
zu § 170). Das liegt hier vor. Die Zuſtellungsurkunde muß die Bezeichnung 
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der Perſon enthalten, an welche zugeſtellt werden ſoll (§ 1918 ZPO.). Für die 
Bezeichnung der Perſon iſt die Klageſchrift, hier der Zahlungsbefehl, maß⸗ 
gebend. Die Klageſchrift hat in dieſer Beziehung beſtimmenden Charakter 
(Seuffert a. a. O. §S 253 Anm. 4). Der Zahlungsbefehl war hier gegen H. G. 
gerichtet; die Adreſſe der Zuſtellungsurkunde lautete an J. G. Damit war 
die Vorſchrift des 8 1915 ZPO. verletzt. Die Zuſtellung war alſo ungültig. 
Eine ordnungmäßige Klagerhebung war alſo im Wege der Zuſtellung nicht 
erfolgt. Wenn auch die Vorſchriften über die Zuſtellung in erſter Linie zum 
Schutze des Beklagten beſtimmt ſind, ſo kommt hier hinzu, daß der Antrag 
auf Erlaß des Zahlungsbefehls gegen H. G. und daß der Zahlungsbefehl ſelbſt 
gegen H. G. gerichtet war, Bezeichnungen, die beide auf den J. G. nicht zu⸗ 
treffen. Der Kläger iſt aber für befugt zu erachten, ſich dagegen zu wehren, 
daß ein Dritter, gegen den er weder Klage erheben wollte, noch Klage erhoben 
hat, ſich in den Prozeß einmiſcht. Der Kläger war alſo im Recht, wenn er ſich 
mit J. G., dem ohne des Klägers Verſchulden fälſchlich der Zahlungsbefehl 
zugeſtellt war, nicht einließ. 

Eine Rechtshängigkeit zwiſchen dem Kläger und J. G. iſt alſo nicht ent- 
ſtanden, ein Verſäumnisurteil gegen den nicht verhandelnden Kläger konnte 
von J. G. daher nicht erwirkt werden.“ 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 22. März 1912 i. S. H. w. G. 

WII. 29/12. SchleswHolſt. Anz. 1912, 143. 


67. Erledigungserklärung' als Zurücknahme der Klage. 
Val. 61 Nr. 119. 
3PO. § 271. 

Die Klägerin hatte zunächſt die Feſtſtellung gefordert, daß dem Beklagten 
aus einer angeblich von ihr bewirkten Beiſeitebringung von Gegenſtänden 
aus dem Nachlaſſe ihres Mannes ein Anſpruch an ſie nicht zuſtehe, und daneben 
die Verurteilung, gegenteilige Behauptungen zu unterlaſſen. Sodann hat 
ſie den Klagantrag dahin geändert, den Beklagten zu verurteilen: die Behaup— 
tung zu unterlaſſen, ſie habe ein Einlagebuch ſeines Bruders bei der Allgem. 
Deutſchen Kreditanſtalt verheimlicht und die Einlage für ſich abgehoben. Der 
Beklagte hat der Anderung als einer unzuläſſigen Klagänderung widerſprochen 
und Klagabweiſung beantragt, indem er auch ſachlich das Verlangen als un— 
begründet bekämpfte. Darauf hat die Klägerin Befriedigung in der Haupt— 
ſache erklärt und nur noch Verurteilung des Beklagten in die Koſten gefordert. 
Auch der Beklagte hat nur noch gebeten, die Klägerin in die Koſten zu ver— 
urteilen. Die 1. Inſtanz hat die Hauptſache für erledigt erklärt und die Klägerin 
in die Prozeßkoſten verurteilt. 

Eine Erledigung des Klageverlangens iſt tatſächlich garnicht erfolgt. Der 
Beklagte hat dieſes nicht etwa durch Anerkenntnis ſeiner Verpflichtung er— 
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füllt, ſondern es formell und ſachlich bekämpft. Der Fall liegt auch nicht etwa 
ſo, daß aus irgendeinem Grunde die Beſorgnis, der Beklagte möchte ſeine 
Behauptung wiederholen, hinterher nach Erhebung des Anſpruchs wieder 
weggefallen wäre. Vielmehr hat die Klägerin einfach die Weiterverfolgung 
ihres Anſpruchs aufgegeben. Die von ihr erklärte Erledigung iſt alſo nichts 
andres als eine Zurücknahme der Klage, mit der ſich der Beklagte dadurch 
einverſtanden erklärt hat, daß auch ſeinerſeits eine Entſcheidung zur Haupt⸗ 
ſache nicht mehr begehrt worden iſt. Demzufolge muß die Klägerin nach 
§ 271 Abſ. 3 ZPO., ohne daß es einer Prüfung der Rechtmäßigkeit ihrer Klage 
bedurfte, in die Koſten des Rechtsſtreits verurteilt werden. 

Dadurch, daß ein Kläger den Klaganſpruch, ohne daß er erfüllt oder ſonſt⸗ 
wie erledigt worden iſt, nicht weiter verfolgt, kann er, mag er ſich auch des 
Ausdrucks „Erledigung“ bedienen, nie erreichen, daß das Gericht für den 
Zweck der Koſtenentſcheidung prüfe, ob der Anſpruch zu Recht beſtehe oder nicht. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 3. Dez. 1912 i. S. Pl. 

w. Pl. 7 C. 235/12. III. 


68. Wenn die Gütertrennung im Güterrechtsregiſter eingetragen iſt, 
darf der Mann nicht mehr auf Duldung der Swangsvollſtreckung 
verklagt werden. 
3PO. $ 741; BGB. 8 1431. 

Die Klage war gegen die verklagte Ehefrau, die ſeit mindeſtens 1909 jelb- 
ſtändig unter ihrer in das Handelsregiſter eingetragenen Firma einen Ktohlen- 
und Briketthandel betreibt, auf Bezahlung für den Geſchäftsbetrieb käuflich 
bezogener Briketts, und gegen deren Ehemann auf Duldung der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung „in das eingebrachte Gut der Ehefrau“ gerichtet, wobei die Klage— 
ſchrift auf §8 1405 und 1412 BGB. verbunden mit § 739 ZPO. Bezug nahm. 
Der Ehemann übergab ſogleich, noch vor Eintritt in die mündliche Verhandlung, 
der Klägerin einen Auszug aus dem Güterrechtsregiſter des Amtsgerichts zu 
L. v. 29. Aug. 1906, wonach er mit ſeiner Frau in Gütertrennung lebt, und 
beantragte gleich dieſer Abweiſung der Klage. — Die Klage gegen den Mann 
wurde abgewieſen und die Berufung der Klägerin mit folgender Begründung 
zurückgewieſen: 

„Das Oberlandesgericht hat in einem Beſchluſſe v. 6. Dez. 1905, und in 
einem Urteil v. 8. März 1906 (Ann. 27, 356. 470) ausgeſprochen, daß, falls 
Gütertrennung zwar vereinbart ſei, aber im Güterrechtsregiſter nicht ver— 
lautbart ſtehe, der Gläubiger der Frau zur Klage gegen den Mann auf Duldung 
der Zw.⸗Vollſtreckung in das eheweibliche Vermögen berechtigt erſcheine. 
In dem angezogenen Urteil wird zugleich ausgeführt, es vermöge hieran die 
Tatſache nichts zu ändern, daß die Ehefrau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft 
betreibe. Wie aber die Begründung beider Entſcheidungen auch erkennen 
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läßt, hat ſolches nur dann zu gelten, wenn die Eintragung der Gütertrennung 
im Güterrechtsregiſter unterblieb. Das Urteil ſtützt ſich gerade darauf, daß der 
Vertrag über die Gütertrennung, weil weder in das Güterrechtsregiſter einge⸗ 
tragen noch dem Kläger bekannt, dieſem gegenüber unwirkſam geweſen ſei. 
Und in dem erwähnten Beſchluſſe wird ausgeführt: ſei die Gütertrennung 
nicht im Regiſter verlautbart, ſo ſei der Gläubiger genötigt und deshalb auch 
berechtigt, zur Erwirkung der Zw.-Vollſtreckung gegen die Frau die Zuftim- 
mung des Mannes zu verlangen; dagegen könne im Falle der Eintragung 
der Mann ſeine Zuſtimmung zu der Zw. Vollſtreckung gegen die Frau ab- 
lehnen, weil der Gläubiger die Vollſtreckung auch ohne dieſe Zuſtimmung auf 
Grund der Regiſtereintragung erlange. 

Hieran hat das Ber.-Gericht feſtzuhalten. Vorliegenden Falles iſt die 
Gütertrennung nicht bloß zwiſchen den Ehegatten vereinbart, ſondern auch in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen. Der Ausſchluß der Verwaltungs⸗ und 
Nutznießungsrechte des Mannes gilt deshalb mit Wirkſamkeit gegen Dritte, 
insbeſondere gegen die Klägerin dergeſtalt, daß von eingebrachtem Gute der 
Ehefrau nicht die Rede ſein kann (BGB. § 1431 Abſ. 1, § 1435 Abſ. 1 und 
§ 1436). Daraus folgt die Unanwendbarkeit der von der „Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut‘ handelnden Vorſchrift in ZPO. § 739. Beſtehen der 
geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung, die Errungenſchafts⸗ 
oder die Fahrnisgemeinſchaft, ſo werden neben den Rechten der Frau zugleich 
ſolche des Mannes berührt, wenn Befriedigung aus dem eingebrachten Gute 
der Frau von deren Gläubigern geſucht wird, demgemäß will der § 739 zuvor 
auch dem Manne gegenüber eine Feſtſtellung getroffen, nämlich entſchieden 
ſehen, daß das Eingebrachte hafte und er zur Duldung der Vollſtreckung in 
dieſes Vermögen verpflichtet ſei. Seine Verurteilung zur Duldung der Zw. 
Vollſtreckung verſetzt ihn durchaus in die Lage des Vollſtreckungsgegners 
mit der Wirkung insbeſondere, daß er die Durchſuchung ſeiner Wohnung 
und ſeiner Behältniſſe geſchehen zu laſſen und bei Erfolgloſigkeit der Pfän— 
dung den Offenbarungseid zu leiſten hat (RG. in JW. 1909, 321). Ein ſolches 
Vorgehen iſt aber allenthalben unvereinbar mit der Rechtsſtellung, die der 
Ehemann bei Eintragung der Gütertrennung gegenüber dem Vermögen der 
Frau einnimmt. Ehemännliche Rechte, die durch eine Vollſtreckung in das Gut 
betroffen werden könnten, beſtehen nicht, zwiſchen eingebrachtem und vor— 
behaltenem Vermögen der Frau iſt nicht zu unterſcheiden, ſie allein iſt in der 
Stellung der Berechtigten, der Verwalterin und Nutznießerin zu ihrem Ver— 
mögen, demgemäß iſt ſie allein zu belangen und alleinige Vollſtr.-Gegnerin 
ihrer Gläubiger. Der Ehemann ſteht dieſem Vermögen ebenſo fern wie ein 
Dritter. Folgeweiſe kann er auf Duldung der Vollſtreckung in das Gut ebenſo— 
wenig verklagt werden wie ein ſolcher Dritter, gegen den ein Herausgabe— 
anſpruch der Vollſtr. Schuldnerin nicht gepfändet, alſo die Klage- und Ein— 
ziehungsbefugnis nach ZPO. §§ 835 ff., 846 nicht gegeben iſt. Hierbei kann 
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unentſchieden bleiben, ob es gegenüber dem Gewahrſam des Mannes erſt 
noch einer Pfändung des eheweiblichen Herausgabeanſpruchs bedürfen oder 
ein ſolcher Gewahrſam unbeachtlich ſein würde, ſoweit ſich Vermögensſtücke 
der Frau in der gemeinſchaftlichen Wohnung der Gatten befinden. Sonach 
fehlt es an der Paſſivlegitimation des verklagten Ehemanns (vgl. auch OLG⸗ 
Rſpr. 24, 52 f.). 
Würde übrigens ſelbſt mit dem Kammergerichte (OL GRſpr. 20, 334), 
deſſen Stellungnahme zur vorliegenden Rechtsfrage zwieſpältig iſt, 
OL GRſpr. a. a. O. und zuvor 15, 160; 6, 413; anderſeits 17, 188, 
eine Duldungsklage gegen den Ehemann dann zugelaſſen, wenn er Anlaß 
zu der Beſorgnis gegeben hätte, daß er der Vollſtreckung in das Vermögen der 
Frau Schwierigkeiten in den Weg legen werde, ſo ermangelte die Klagebefugnis 
im gegebenen Falle gleichwohl, da nicht einmal auf Anzeichen für ein e 
Verhalten des Mannes hat Bezug genommen werden können. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 8. Okt. 1912 i. S. Reg. 
Kohlenw. (Kl.) w. Reinicke. 70. 8 . 


69. Bereicherungsanſpruch des Miteigentümers, deſſen Anteil unter 
Übernahme von Hypotheken ein Gemeinſchaftsgenoſſe in der Hwangs⸗ 
verſteigerung erworben hat. 

(Vgl. 59 Nr. 280.) 
3G. § 53; BGB. § 416. 812. 

Der Ehemann der Klägerin, Karl K., war Miteigentümer zu / eines 
Grundſtücks, deſſen übrige Anteile ſeinem Bruder Albert K. zu ¼ und ſeinen 
Schweſtern Emma und Klara K. zu je ¼10 gehörten. Auf Grund eines gegen 
ihren Ehemann Karl K. erwirkten Vollſtr.⸗Titels hatte die Klägerin zur Bei- 
treibung ihrer Unterhaltsforderung von monatlich 50.4 nach fruchtloſer 
Mobiliar⸗Zw.⸗Vollſtreckung die Zw.⸗Verſteigerung des Anteils ihres Schuldners 
an dem Grundſtück betrieben. Auf dem Grundſtück waren zwei Hypotheken 
von 2100 und 450 eingetragen, für welche die Miteigentümer den Gläubigern 
gegenüber als Geſamtſchuldner, im Verhältnis zueinander aber nach Maßgabe 
ihrer Anteile am Grundſtück, die beiden Schweſtern Emma und Klara alſo 
zu je 3/10, perſönlich hafteten. Dieſe beiden Hypotheken fielen in das Mindeſt⸗ 
gebot, deſſen Bargebot auf 195,54 feſtgeſetzt war. Durch Zuſchlagsbeſchluß 
v. 11. Nov. 1911 erwarben Emma und Klara K. den Grundſtücksanteil des 
Karl K. gegen Übernahme der beiden Hypotheken und für das Bargebot von 
2004. — Die Klägerin behauptete nun, daß ſich aus dieſen Tatſachen ein 
Anſpruch ihres Ehemannes gegen die Miteigentümer auf Zahlung der in das 
geringſte Gebot gefallenen Beträge von 2550.M ergebe, ſie ließ deshalb zur 
Beitreibung ihres vollſtreckbaren Anſpruchs im Betrage von 900. gegen 
ihren Ehemann deſſen angeblichen Anſpruch auf Zahlung von je 750. gegen 
Emma und Klara K. und von 500 % gegen Albert K. pfänden und ſich zur 
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Einziehung überweiſen und klagte gegen dieſelben auf Zahlung von je 500. . 
Die drei Beklagten beſtritten, daß ein Ausgleichungsanſpruch gegen ſie gegeben 
ſei. — Das Landgericht wies die Klage ab, weil die Miteigentümer erſt 
nach der Bezahlung der Hyp.⸗Forderungen an die Hyp.⸗Gläubiger bereichert 
ſein würden, die Hyp.⸗Forderungen aber noch nicht berichtigt ſeien. Gegen dieſes 
Urteil, ſoweit es gegen Emma und Klara K. ergangen war, legte die Klägerin 
Berufung ein mit dem Antrage, dieſe beiden Beklagten zur Zahlung von je 
450.4 nebſt Zinſen zu verurteilen. Nach dieſem Antrage hat das Berufungs- 
gericht erkannt aus folgenden Gründen: 

„Die Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücksanteils des Ehemanns der Kläge⸗ 
rin iſt, ſoweit ihr Ergebnis hier in Betracht kommt, richtig durchgeführt. Die 
eingetragenen Hypotheken mußten, weil mit ihnen das ganze Grundſtück 
ſolidariſch belaſtet war, ungeteilt in das geringſte Gebot aufgenommen und 
von den Erſtehern ungeteilt übernommen werden. Indem die Beklagten 
Emma und Klara K. aber den dem Karl K. gehörenden Fünftelanteil, welcher 
ausweislich der amtlichen Auskunft einen Wert von 3676. hat, gegen Über⸗ 
nahme der Hypotheken im Betrage von 2550.% und für das Bargebot von 
200 erſtanden haben, ſind ſie auf Koſten des Subhaſtaten bereichert. Denn 
für die Hyp.⸗Schulden von 2550 % waren ſie dinglich und perſönlich mit— 
verhaftet, und zwar nach dem hier maßgeblichen Innenverhältnis, dem Ver— 
hältnis der Miteigentümer zueinander, zu je 10, alſo zu je 765K, zuſammen 
im Betrage von 1530.4. Nach § 53 3G. iſt der Erſteher verpflichtet, die ins 
Mindeſtgebot gefallenen, alſo von ihm als Teil des Kaufpreiſes übernommenen 
Hypotheken auch perſönlich mit der Wirkung zu übernehmen, daß der Subhaſtat 
von der perſönlichen Haftung befreit wird. Da nun die Beklagten Emma K. 
und Klara K. für die Hypotheken von 2550, welche ſie dem Subhaſtaten 
gegenüber verpflichtet waren als Alleinſchuldner zu übernehmen, in Höhe 
von 1530 ohnehin perſönlich hafteten, jo haben ſie den Grundſtücksanteil 
des Karl K. in dieſer Höhe (von 1530.) unentgeltlich erhalten und ſind daher 
in Höhe dieſes Betrages auf Koſten des Karl K. ohne Rechtsgrund bereichert. 

Die Anſicht des LG., daß der Erſteher bei einer ins Mindeſtgebot gefallenen 
Hypothek des § 53 3G. erſt dann bereichert ſei, wenn der Subhaſtat die Forde⸗ 
rung bezahlt habe, iſt an ſich richtig (Wolff Komm. Ann. 4 zu § 53 3 WG.). 
Denn der Erſteher iſt im Verhältnis zum Subhaſtaten der Hauptſchuldner und 
Alleinſchuldner und wird daher bereichert, wenn ein andrer ſeine Schuld be— 
zahlt. Aus dieſem Grunde iſt die Entſcheidung des LG. auf die Klage gegen 
Albert K. begründet, welcher mit der Berufung nicht mehr in Anſpruch ge— 
nommen iſt. Gegen einen Dritten, welcher den Grundſtücksanteil unter den 
angegebenen Bedingungen erſtanden hätte, würde die Klägerin daher nur 
einen bedingten Anſpruch haben, bedingt dadurch, daß die Zahlung von dem 
früheren Subhaſtaten geleiſtet werden wird. Die Beklagten Emma und Klara K. 
ſind aber zugleich Erſteher und perſönliche Schuldner und haben durch die Über- 
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nahme der beiden Hypotheken ein Entgelt gewährt, welches für ſie in Höhe 
von 1530, kein Entgelt iſt, weil fie in Höhe dieſer Summe nicht nur den 
Hyp.⸗Gläubigern, ſondern auch dem Subhaſtaten gegenüber die Schulden, 
die ſie übernommen haben, ohnehin zu bezahlen verpflichtet ſind. Auf die Be⸗ 
dingtheit der Tatſache der Zahlung, alſo darauf, daß ſie als Erſteher erſt dann 
bereichert ſind, wenn ein andrer die Schulden zahlen werde, können ſie ſich 
überdies auch deshalb nicht berufen, weil fie die Zahlung in Höhe von 1530 % 
auch im Verhältnis zum Subhaſtaten unbedingt zu leiſten verpflichtet ſind.“ 

Urteil des KG. zu Berlin (7. Sen.) v. 9. Juli 1912 i. S. K. w. K. 

4490/12. | W. 
70. Vollſtreckung einer Verurteilung zur Dorlegung von Urkunden.“ 
Ein Recht auf Einſichtnahme kann regelmäßig durch einen Bevoll— 

mächtigten ausgeübt werden. 
Vgl. 60 Nr. 250. 
ZPO. 88 888. 883. — BGB. 59 810. 164. 

Die Beklagte war rechtskräftig verurteilt, dem klagenden Teſtaments⸗ 
vollſtrecker die von ihr mit dem Erblaſſer v. E. in K. über deſſen wiſſenſchaft— 
liche Werke geſchloſſenen Verlagsverträge zur Einſicht vorzulegen. Der Kläger 
bevollmächtigte den Rechtsanwalt M. in K., für ihn die Einſicht der Verträge 
vorzunehmen. Da die Beklagte ſich weigerte, dem Bevollmächtigten die Ein⸗ 
ſicht zu geſtatten, gab ihr das Amtsgericht zu K. auf Antrag des Klägers auf, 
einem gehörig bevollmächtigten Vertreter des Klägers die Einſichtnahme der 
Verträge zu geſtatten bei Verwirkung einer Geldſtrafe von 300 . Gegen dieſen 
Beſchluß erhob die Beklagte ſofortige Beſchwerde, der das Landgericht ſtattgab, 
weil die Vollſtreckung des Urteils, durch das die Vorlegung der Verträge 
aufgegeben werde, nach 8883 ZPO. in derſelben Weiſe zu erfolgen habe, 
wie wenn die Verträge herauszugeben wären. Der weiteren Beſchwerde 
des Klägers wurde ſtattgegeben aus folgenden Gründen: 

„Die Beklagte iſt lediglich verurteilt, dem Kläger die Einſicht von Verlags⸗ 
verträgen zu geſtatten. Es handelt ſich alſo um die Vorlegung von Urkunden, 
die die Beklagte im Beſitz hat, nicht um Herausgabe von Urkunden. Nun wird 
zwar in der Rechtslehre (vgl. u. a. Seuffert Anm. 1 zu §883 ZPO.) die An⸗ 
ſicht vertreten, daß die Vorſchrift des §883 ZPO. entſprechend auch auf die 
Vorlegung von Sachen und Urkunden anzuwenden ſei, daß alſo auch in dieſen 
Fällen der Ger.⸗Vollzieher dem Schuldner die Sache oder Urkunde wegzu— 
nehmen und dem Gläubiger vorzulegen habe. Dieſe entſprechende Anwendung 
des § 883 mag unbedenklich fein in den Fällen, wo tatſächlich dem Schuldner 
der Beſitz entzogen werden muß, damit der Zweck der Vorlegung erreicht wer— 
den kann, beiſpielsweiſe dann, wenn ein Hypothekenbrief gemäß § 896 BGB. 
dem Grundbuchamt vorzulegen iſt: hier muß der Grundbuchrichter den Hyp.- 
Brief in ſeinen amtlichen Gewahrſam nehmen, um mit ihm nach Maßgabe der 

9* 
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Grundbuchordnung zu verfahren, während der Vorlegungspflichtige den Ge— 
wahrſam verliert. Es handelt ſich alſo in ſolchen Fällen um eine lediglich 
modifizierte Herausgabe (vgl. RG. in SeuffA. 60 Nr. 250). Von dieſen 
Fällen abgeſehen aber iſt die Vorlegungspflicht gegenüber der Herausgabe⸗ 
pflicht das mindere. Die Vorlegung verlangt nur, daß die Sache oder Urkunde 
dem andern vor Augen geſtellt, ſeiner ſinnlichen Wahrnehmung zugänglich 
gemacht wird (RGeEntſch. 56, 66), aber der Vorlegungspflichtige braucht die 
Urkunde nicht aus der Hand zu geben, er braucht die Wegnahme der Urkunde 
nicht zu dulden. Hierdurch unterſcheidet ſich die Vorlegung weſentlich von der 
Herausgabe. Die im 8883 ZPO. vorgeſehene Vollſtreckungshandlung aber 
beſteht gerade in der Wegnahme der Sache durch den Ger.-Vollzieher, mithin 
in einer Handlung, die wohl zur Herausgabe gehört, der Vorlegungspflicht aber 
fremd iſt. Deshalb verbietet ſich die entſprechende Anwendung des $ 883. 
Es haben ſich demgemäß auch in der Rechtslehre zahlreiche Stimmen gegen die 
Anwendung des § 88s auf die Vorlegungspflicht ausgeſprochen (vgl. Gaupp⸗ 
Stein Anm. I. 1 zu 8883 ZPO. und dort Angeführte). 

Es fragt ſich dann weiter, ob die Vorlegung nach 8887 ZPO. (dafür 
Staudinger Anm. Ve zu § 809 BGB.) oder nach §888 ZPO. (dafür Komm. 
von RGRäten Anm. 1 zu §811 BGB.) erzwingbar iſt. Für den vorliegenden 
Fall iſt das letztere anzunehmen. Die Beklagte ſoll beſtimmte Verlagsverträge, 
die ſie unter ihren Geſchäftspapieren hat, vorlegen. Durch einen Dritten 
kann dieſe Handlung nicht vorgenommen werden, da lediglich die Beklagte 
die Verträge im Beſitz hat und ſich eine Durchſuchung ihrer Geſchäftspapiere 
durch einen Dritten nicht gefallen zu laſſen braucht. Anderſeits hängt die 
Handlung ausſchließlich vom Willen der Beklagten ab. Demnach iſt der 
§ 88 ZPO. mit Recht vom Amtsgericht angewandt. 

Endlich iſt zu prüfen, ob der Kläger das Recht der Einſichtnahme durch 
einen Bevollmächtigten ausüben kann. Regelmäßig iſt der Gläubiger als be— 
rechtigt anzuſehen, auch durch einen Vertreter das Recht auszuüben, ſofern 
nicht beſondere Gründe beſtehen, aus denen der Schuldner gemäß § 242 BGB. 
berechtigt erſcheint, auf perſönliche Einſichtnahme durch den Gläubiger ſelbſt 
zu dringen (vgl. Staudinger Anm. IV e zu § 810: Planck Anm. 4 zu $ 810). 
Solche Gründe liegen hier aber nicht vor. Daß der Erblaſſer die Angelegenheit 
als vertraulich angeſehen hat, kann der Beklagten keinen Grund geben, dem 
durch Vollmacht legitimierten Vertreter des Teſt.-Vollſtreckers die Einſicht zu 
verweigern. Ebenſowenig kann das angebliche Verbot einer Miterbin, über die 
Verträge Mitteilung zu machen, dem Recht des Teſt.-Vollſtreckers, mag dieſer 
es auch durch einen Vertreter ausüben, entgegenſtehen. Endlich iſt auch ein 
eigenes Intereſſe der Beklagten daran, daß die Verträge nur dem Teſt.⸗Voll⸗ 
ſtrecker perſönlich, nicht deſſen Bevollmächtigtem vorgelegt werden, um ſo 
weniger erſichtlich, als die Verträge, wie die Beklagte ſelbſt im Prozeß geltend 
gemacht hat, nur für die Vergangenheit noch Bedeutung haben. — — — 
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Da die amtsgerichtliche Strafandrohung auch der Höhe nach ſachgemäß 
iſt und die ſämtlichen Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit der Zw.⸗Vollſtreckung 
vorliegen, war demnach unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes 
die Beſchwerde der Beklagten gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß zurück— 
zuweiſen.“ N N 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 10. Mai 1912 i. S. E. w. 

L. & T. WII. 53/12. SchleswHolſt. Anz. 1912, 175. 


71. Anſpruch des Arreſtgläubigers auf Hinterlegung des gepfändeten 
Forderungsbetrages. 
Vgl. 50 Nr. 227. 
ZPO. 8 930; BGB. 5 1281. 

Die Klägerin hatte gegen ihren Schuldner K. deſſen Gehaltsforderung 
an die verklagte Firma im Arreſtwege pfänden laſſen. Als die Beklagte gleich- 
wohl dem K. das volle Gehalt auszahlte, klagte der Kläger gegen ſie auf Hinter⸗ 
legung des gepfändeten Betrages bis zur rechtskräftigen Entſcheidung ſeines 
gegen K. angeſtrengten Rechtsſtreits. Dieſer Anſpruch wurde in 2. Inſtanz 
für begründet erkannt, die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
„Nach 8930 Abſ. 1 3PO. begründet die Arreſtpfändung ein Pfandrecht 
mit den in $ 804 beſtimmten Wirkungen. Das Pfandrecht iſt, ſoweit nicht 
beſondere Vorſchriften der Prozeßordnung entgegenſtehen, nach den pfand⸗ 
rechtlichen Normen des bürgerlichen Rechts zu beurteilen, nur ſind, da der 
Arreſt nur die Sicherung der künftigen Zw.⸗Vollſtreckung bezweckt, ſolche 
Beſtimmungen nicht anzuwenden, die auf eine Befriedigung des Pfandgläubi⸗ 
gers gerichtet ſind. Eine Überweiſung der gepfändeten Forderung (§ 835) 
findet nicht ſtatt. Eine Überweiſung zur Einziehung mit der Befugnis, nur die 
Hinterlegung zu verlangen, würde zwar dem Zweck des Arreſtverfahrens 
nicht widerſprechen, iſt aber gleichwohl ausgeſchloſſen, weil die Zivilprozeß⸗ 
ordnung eine ſolche Überweiſung nicht kennt. Der Arreſtpfandgläubiger hat 
vielmehr nur die Rechte, die der Vollſtr.⸗Pfandgläubiger vor der Überweiſung 
hat, darunter aber auch kraft ſeines Pfandrechts, in entſprechender Anwendung 
des $ 1281 BGB. den Anſpruch darauf, daß die gepfändeten Forderungsbeträge 
für ihn und den Arreſtſchuldner hinterlegt werden; 

Stein (Gaupp) ZPO. § 930 II, $ 829 IV. 3; Seuffert § 930 Anm. Ic Abſ. 3, 

§ 829 Anm. 4 b, d; v. Wilmowski⸗Levy $ 810 (alt) Anm. 2. 

Die Meinung, daß § 1281 nur auf das vertragmäßige und geſetzliche Pfandrecht 
anzuwenden ſei und die Arreſtpfändung infolgedeſſen nicht die Befugnis ge⸗ 
währe, die Forderung, ſei es auch nur zum Zweck der Hinterlegung, einzuziehen, 

jo OLG. Colmar in ElſLoth Z. 31, 35; zuſtimmend v. Staudinger BGB. $ 1281 

Anm. 8; vgl. auch OLG. Naumburg in ThürBl. 48, 385, 
iſt nicht zu billigen. Richtig iſt nur, daß es ſich immer nur um eine entſpre⸗ 
chende Anwendung des $ 1281 handeln kann, dieſe Anwendung iſt aber durch⸗ 
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aus berechtigt. Der § 1281 betrifft im Gegenſatz zu $ 1282 gerade den Fall, 
daß der Pfandgläubiger noch nicht berechtigt iſt, die Forderung für ſich einzu⸗ 
ziehen. Die Hinterlegung iſt zwar eine Leiſtung, die den Drittſchuldner be- 
freit, ſie enthält aber noch keine Befriedigung des Pfandgläubigers und geht 
daher über den Sicherungszweck des Arreſtes nicht hinaus; 

vgl. auch Weigelin Pfändungspfdr. an Forderungen 19. 36. 48. 50. 58 und RG. 

Entſch. 77, 250. 254. 

Die Entſcheidung des 6. Sen. in RGentſch. 33, 421 (Seuff A. 50 Nr. 227) 
ſteht der Anwendung des § 1281 nicht entgegen; ſie befaßt ſich überhaupt 
nur mit der prozeſſualen Frage, ob es bei der Arreſtpfändung eine Überweiſung 
der gepfändeten Forderung gebe, nicht mit den materiellen Wirkungen des 
Pfändungspfandrechts. | 

Nach § 1281 hätte die Klägerin an ſich Hinterlegung für ſich und den 
Arreſtſchuldner K. zu verlangen gehabt. Die Ausſchließung des K. und die 
Beſchränkung der Hinterlegung auf das Verhältnis der Streitteile aber recht— 
fertigt ſich durch die unbeſtrittene Tatſache, daß K. wegen feiner Gehalts- 
anſprüche befriedigt iſt, daher unter keinen Umſtänden etwas zu beanſpruchen 
hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 19. April 1912 in der preuß. 

Sache Nix (Bkl.) w. Moppes (KG. Berlin). III. 372/11. 


72. Stillſchweigende Ausdehnung eines Schiedsvertrags auf andre 
mitverhandelte Fragen. 
3PO. 8 1025. 2 

Im April 1904 übertrug der Beklagte der klagenden Firma den Neubau 
eines Kurhauſes in Sch. Es war vereinbart, daß Streitigkeiten wegen der 
Bauausführung mit Ausſchluß des Rechtswegs durch ein Schiedsgericht 
entſchieden werden ſollten. Durch ein beſonderes Abkommen übertrug Be— 
klagter nachträglich der klagenden Firma weiter einen Umbau an der Villa 
„Dornröschen“. Da Beklagter die Bauarbeiten nach ihrer Fertigſtellung 
bemängelte, beriefen die Parteien das Schiedsgericht, und dieſes erließ nach 
längeren Verhandlungen unter dem 28. Juli 1910 einen Schiedsſpruch dahin, 
daß Beklagter der Klägerin 5500. K nebſt 5% Zinſen ſeit dem 31. Oktober 186 
zu zahlen habe ꝛc. Darauf begehrte die Klägerin gemäß § 1042 ZPO. Er⸗ 
laſſung eines Vollſtr.-Urteils. Beklagter widerſprach und wandte u. a. ein, 
daß hinſichtlich der Arbeiten an der Villa das Verfahren unzuläſſig geweſen 
ſei, weil inſoweit ein Schiedsvertrag nicht vorliege. Der Einwand wurde in 
allen Inſtanzen verworfen. — Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„— — — Zu Unrecht beſchwert ſich die Reviſion darüber, daß die Nor- 
inſtanzen die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts auch für die den Umbau der 
Villa „Dornröschen“ betreffenden Streitpunkte angenommen haben. Nach den 
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Feſtſtellungen der Vorinſtanz hat der Beklagte ſich bis zum 21. Dezember 1909 
ſchriftlich und mündlich auf die Verhandlung auch über dieſe Streitpunkte 
eingelaſſen. In dieſem beiderſeitigen, widerſpruchloſen Verhandeln auch über 
Streitpunkte, die nach dem dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren zugrunde 
liegenden Vertrag an ſich nicht vor das Schiedsgericht gehörten, konnten die 
Vorinſtanzen ohne Rechtsirrtum den Ausdruck des Willens beider Teile finden, 
auch inſoweit ihre Streitigkeiten der Entſcheidung des Schiedsgerichts zu unter— 
werfen. Dieſe Auffaſſung entſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts. Einer „ausdrücklichen“ Vereinbarung, die in der ſchriftlichen Rev.⸗ 
Begründung als erforderlich bezeichnet iſt, bedurfte es nicht. War aber eine 
ſolche ſtillſchweigend erklärte Vereinbarung rechtswirkſam zuſtande gekommen, 
ſo ſtand es nicht mehr im Belieben des Beklagten, nachträglich einſeitig von ihr 
zurückzutreten. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 19. Sept. 1912 in der preuß. 
Sache Hartmann (Bkl.) w. E. Niewerth (OLG. Naumburg). VII. 158/12 


73. Berechtigtes Intereſſe zur Beſchwerde nach § 57? FGG. 
Vgl. 56 Nr. 95; 58 Nr. 160. 227; 61 Nr. 160; 64 Nr. 104. 180; 67 Nr. 191. 
308. f 57e; BOB. 3 1631. 

Die am 19. Juli 1896 geborene älteſte Tochter Franziska des Bierladers 
P., die im Hauſe ihrer Eltern erzogen wurde, hatte ſchon frühzeitig in der 
Familie S. Eingang gefunden, deren Sohn Hermann S. ſie in Stenographie, 
Sprachen und andern Wiſſenszweigen unterrichtete. Am 15. Mai 1911 flüch⸗ 
tete ſie aus dem Elternhauſe zu Hermann S. und deſſen Frau, blieb dort 
drei Monate und nahm dann als Dienſtmädchen Stellungen an, die Hermann 
S. ihr beſorgte. Im Februar 1912 beantragte Hermann S. beim Borm.- 
Gericht, die Franziska P. der Macht ihres Vaters zu entziehen und ihm und 
ſeiner Frau die Sorge für ſie durch fernere geeignete Unterbringung zu über- 
laſſen. — Das Vorm.⸗Gericht lehnte den Antrag ab; die Beſchwerde des Her⸗ 
mann S. wurde als unzuläſſig verworfen. Das Oberſte LG. hob auf und 
verwies die Sache zur anderweitigen Entſcheidung zurück. Aus den Gründen: 

„Die Vorſchrift des $ 579 FGG. beruht auf einem e der m . 
Kommiſſion; 

R Drucks. 1897/98, 2. Anl Bd. Nr. 102. 

Es war beantragt worden, in den unter die 88 1631. 1633 fallenden Ange⸗ 
legenheiten, welche die Sorge für die Perſon minderjähriger oder unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtehender Perſonen betreffen, jedermann die Berechtigung zur Be⸗ 
ſchwerde zu geben. Schließlich iſt aber die Beſchwerdeberechtigung in bezug auf 
den Kreis der perſönlichen Angelegenheiten erweitert, dagegen in bezug auf die 
Perſonen auf jene beſchränkt worden, die ein berechtigtes Intereſſe haben, 
die betreffende Angelegenheit wahrzunehmen. Hieraus ergibt ſich, daß das 
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berechtigte Intereſſe i. S. der Vorſchrift des § 57° nicht gleichbedeutend iſt 
mit dem allgemein menſchlichen Intereſſe; es iſt aber anderſeits etwas andres 
als das rechtliche Intereſſe. Erforderlich iſt nur, daß der Beſchwerdeführer 
einen nicht bloß nach ſeiner ſubjektiven Anſicht, ſondern auch objektiv gerecht- 
fertigten Grund hat, ſich des perſönlichen Wohls des Kindes anzunehmen. 
Das iſt jedenfalls dann der Fall, wenn er im Intereſſe des Kindes eine Ent⸗ 
ſcheidung angreift, die nach ſeinen Behauptungen die Sorge für die Perſon 
des Kindes verletzt, und wenn er zugleich zu dem Kinde in Beziehungen ſteht, 
die es gerechtfertigt erſcheinen laſſen, daß er ſich des perſönlichen Wohls des 
Kindes annimmt; 

vgl. die Komm. z. FGG. v. Wellſtein? 180; Ebert⸗Dudeck? 254; Schultze⸗Görlitz 

131; Rausnitz 274; Weißler 100; ferner RGeEntſch. 64, 290 (SeuffA. 62 Nr. 211); 

OL GRſpr. 21, 293. 

Dieſe Vorausſetzungen werden durch die zur Begründung feiner Beſchwerde⸗ 
berechtigung vom Beſchwerdeführer geltend gemachten Tatſachen erfüllt. 
Wenn es richtig iſt, daß P. ſein Kind Franziska mehrfach unter Überſchreitung 
ſeines Züchtigungsrechts in einem Maße gezüchtigt hat, daß das Kind aus 
Furcht vor übermäßiger Züchtigung wegen eines wirklichen oder vermeint— 
lichen Fehltritts das Elternhaus verlaſſen hat und aus Angſt nicht mehr dort⸗ 
hin zurückzukehren wagt, oder wenn es wahr iſt, daß das Kind aus Veranlaſſung 
oder mit Wiſſen und Willen der Eltern in Verkehr mit Perſonen gebracht wor⸗ 
den iſt, durch die ſein ſittliches Wohl gefährdet iſt, dann hat der Beſchwerde⸗ 
führer im Intereſſe des Kindes gehandelt, als er gegen die Verfügung des 
Vorm.⸗Gerichts Beſchwerde einlegte. Die Beziehungen des Beſchwerde⸗ 
führers zur Franziska P. laſſen es auch als objektiv gerechtfertigt erſcheinen, 
daß er ſich auf dieſe Weiſe ihrer annimmt. Es iſt anzunehmen, daß ſein Inter⸗ 
eſſe für das Kind und ſeine Unterrichtserteilung durch die Eltern veranlaßt 
wurden und daß das Kind mit Wiſſen und Willen der Eltern ſchon frühzeitig 
und andauernd in der Familie des Beſchwerdeführers verkehrte. Wie weiter 
aus den Feſtſtellungen des Beſchwerdegerichts entnommen werden muß, 
hat der Beſchwerdeſührer, ſeitdem Franziska P. aus dem Elternhauſe flüchtete, 
alſo faſt während eines Jahres, ſich ihrer in dem guten Glauben, daß ſie ſchutz⸗ 
bedürftig ſei, und in uneigennützigſter Weiſe angenommen, ſie monatelang 
verpflegt, ihr geeignete Dienſtplätze verſchafft, das ſchwebende gerichtliche 
Verfahren in ihrem Intereſſe veranlaßt, Zeit, Mühe und Koſten für fie auf- 
gewendet, und zwar dies alles, weil ſie bei ihm Schutz ſuchte und um ſeine 
Hülfe bat. Unter dieſen Umſtänden muß angenommen werden, daß der Be— 
ſchwerdeführer ein berechtigtes Intereſſe hatte, gegen die Verfügung des 
Vorm.⸗Gerichts Beſchwerde einzulegen.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 26. April 1912. 

Reg. 38/12. Seuff Bl. 77, 481. 


— ũꝗ— — — — 


I. Bürgerliches Recht. 


74. Durch den Geſchäftsabſchluß für einen beſtimmten Gewerbebetrieb 
wird im Sweifel deſſen Inhaber verpflichtet. 
Vgl. 57 Nr. 141 m. N.; 61 Nr. 171; 65 Nr. 135. 
BGB. 88 171. 164. 

Der klagende Elektrotechniſche Verein in Wien hatte auf Grund eines ihm 
von ſeinem Reiſenden H. überſandten Beſtellſcheins v. 8. Dez. 1910, der die 
von der Hand des Vaters des Beklagten herrührende Unterſchrift H. G. R. 
mit dem beigefügten Stempelabdruck „H. G. R., Elektrotechniſche Fabrik, L., 
Kochſtr. 134—136“ aufwies, im Laufe des Jahres 1911 das in dem Beſtellſcheine 
bezeichnete Inſerat 52 mal in die von ihm herausgegebene Zeitſchrift ein⸗ 
gerückt. Nachdem er zunächſt gegen den Vater des Beklagten Verſäumnisurteil 
erlangt, auch erfolglos gegen dieſen die Zw.⸗Vollſtreckung betrieben hatte, 
klagte er auf Zahlung der vereinbarten Inſertionskoſten gegen den Beklagten 
unter dem Anführen, daß dieſer am 8. Dez. 1910 Inhaber der nicht einge⸗ 
tragenen Firma H. G. R. in L., Kochſtr. 134/136 geweſen ſei und als ſolcher 
ihrem Reiſenden H. den Inſertionsauftrag erteilt habe. Der Beklagte beſtcitt 
dies, wurde aber verurteilt, und ſeine Berufung wurde zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: 

„Wie der Beklagte zutreffend ausführt, iſt, wenn ein Rechtsgeſchäft für 
einen beſtimmten Gewerbebetrieb abgeſchloſſen wird, im Zweifel anzunehmen, 
daß nach dem übereinſtimmenden Willen der Perſonen, die tatſächlich den 
Vertragsabſchluß bewirken, der Inhaber des betreffenden Geſchäfts Vertrags⸗ 
genoſſe des andern Teiles werden ſoll, mögen auch die Vertragsverhandlungen 
nicht von ihm ſelbſt, ſondern von einem Vertreter für ihn geführt werden, 
und zwar ohne daß dieſer als Vertreter dem andern Teile gegenüber auftritt 
oder ihm als ſolcher bekannt iſt. 

Hiernach würde im vorliegenden Falle, obwohl der Reiſende des Klägers, 
H., nach ſeiner Ausſage den in dem Beſtellſchein v. 8. Dez. 1910 beurkundeten 
Inſertionsauftrag namens der Firma vom Beklagten erteilt erhalten hat, 
im Zweifel nicht der Beklagte, ſondern deſſen Vater Heinrich Guido R. als 
Beſteller anzuſehen ſein, wenn dieſer damals Inhaber der Firma H. G. R. ge⸗ 
weſen wäre. Dies trifft aber nicht zu, vielmehr iſt für voll erwieſen zu er⸗ 
achten, daß zu der hier fraglichen Zeit der Beklagte Inhaber der genannten, 
im Handelsregiſter nicht eingetragenen Firma war. — — — In jedem Fall 
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iſt der Beklagte dadurch, daß er am 2. Juli 1910 das in dem Hauſe Kochſtr. 
134/136 unter der Firma H. G. R. betriebene Geſchäft beim Gewerbeamt auf 
ſeinen Namen anmeldete, von da ab nach außen hin als Inhaber dieſes Ge- 
ſchäfts aufgetreten. Demgemäß hat er für den Rechtsverkehr mit dritten Per- 
ſonen als Geſchäftsinhaber zu gelten, welcher Art auch die Abmachungen ge— 
weſen ſein mögen, die im Innenverhältniſſe zwiſchen ihm und ſeinem Vater 
hinſichtlich des Betriebs des Geſchäfts beſtanden. Insbeſondere iſt bedeutung⸗ 
los, ob etwa trotz der am 2. Juli 1910 erfolgten Anmeldung des Gewerbe— 
betriebs auf den Namen des Beklagten das Geſchäft für Rechnung des Vaters 
fortgeführt wurde, der nach ſeiner inſoweit nicht unglaubhaften Ausſage 
der Mieter der Werkſtatt war und das Geſchäft ſchließlich am 2. Okt. 1911 
an eine Frau Z. weiter verkauft hat. Denn auch dann kann darüber kein 
Zweifel obwalten, daß der Beklagte zufolge einer von ihm mit ſeinem Vater 
getroffenen Vereinbarung, gegen deren Ernſtlichkeit keine Bedenken vorliegen, 
von der am 2. Juli 1910 von ihm bewirkten gewerbepolizeilichen Anmeldung 
an im Einverſtändniſſe ſeines Vaters wenigſtens nach außen hin das Geſchäft 
in ſeinem Namen betrieben hat und als Inhaber der Firma H. G. R. aufge⸗ 
treten ift. — — — 

Iſt aber als bewieſen anzuſehen, daß der Beklagte mindeſtens ſeit dem 
2. Juli 1910 Inhaber der Firma H. G. R. war, ſo würde gemäß dem im Ein⸗ 
gange erwähnten Rechtsſatze ſelbſt dann, wenn nicht der Beklagte ſelbſt, ſondern 
R. ſen. dem Reiſenden des Klägers am 8. Dez. 1910 den Inſertionsauftrag 
im Namen der Firma H. G. R. erteilt hätte, bis zum Beweiſe des Gegenteils 
anzunehmen ſein, daß nach dem übereinſtimmenden Willen aller Beteiligten 
der Beklagte als Inhaber der Firma der Beſteller ſein ſollte. 

Tatſächlich hat aber nicht R. ſen., ſondern der Beklagte ſelbſt die Be— 
ſtellung bewirkt. In Übereinſtimmung mit den Vorderrichtern trägt das 
Ber.⸗Gericht kein Bedenken, — — — der eidlichen Ausſage H.s vollen Glauben 
zu ſchenken, daß er die maßgebende Verhandlung nicht mit R. fen., ſondern 
mit dem Beklagten geführt, alſo den Vertrag mit dem Beklagten mündlich 
zum Abſchluß gebracht und daß ſodann R. fen. den Beſtellſchein auf die Be- 
merkung des Beklagten hin, es ſei egal, wer unterſchreibe, mit der Firmen— 
zeichnung verſehen habe. Die Bemerkung, es ſei egal, wer unterſchreibe, 
iſt nach den begleitenden Umſtänden dahin zu verſtehen, daß R. fen. den Be- 
ſtellſchein für ihn, den Beklagten, alſo als ſein Vertreter mit der Firma, für die 
der Vertrag abgeſchloſſen wurde, unterzeichnen ſolle. 

Daraus folgt, daß der Beklagte als Inhaber der Firma H. G. R. die 
Unterſchrift, die ſein Vater als ſein Bevollmächtigter bewirkt hat, ebenſo gegen 
ſich gelten laſſen muß, wie wenn er den Beſtellſchein ſelbſt unterzeichnet 
hätte. — — — 

Daran ändert der Umſtand nichts, daß der Kläger in dem Irrtum, daß 
R. ſen. zur Zeit der Beſtellung Inhaber der Firma geweſen, zunächſt gegen ihn 
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geklagt und auch ein in Rechtskraft übergegangenes Verſäumnisurteil erlangt 
hat. Ebenſo würde für die gegenwärtige Entſcheidung belanglos ſein, wenn ſich 
der Zeuge H. bei Annahme der Beſtellung in dem Irrtum befunden hätte, 
der Beklagte und deſſen Vater ſeien gemeinſchaftlich Inhaber der Firma. 
Ausſchlaggebend iſt, daß H. den Vertrag namens des Klägers mit dem In- 
haber der Firma H. G. R., wer dies auch ſein mochte, abſchließen wollte, und 
daß der Beklagte, der ihm den Inſertionsauftrag namens der Firma H. G. R. 
erteilte, tatſächlich deren Inhaber war. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 20. Sept. 1912 i. S. R. (Bkl.) 
w. Elektr. Verein Wien. 7 O. 141/12. 3 


75. Die Unterbrechung der Verjährung durch Streitverkündung fett 
einen ungünſtigen Ausgang des Prozeſſes voraus. 
Vgl. 62 Nr. 53; 63 Nr. 36. 
BGB. 8 209“; ZPO. $ 72. 

Der früher bei der Verſich.⸗Geſellſchaft Rh. gegen Unfall verſicherte Guts⸗ 
beſitzer D., der im Oktober 1900 eine Verletzung erlitten hatte, war im Auf— 
trage der Verſich.⸗Geſellſchaft durch deren Vertrauensarzt Dr. St. in der Zeit 
vom 21. bis 23. Mai 1901 einer Unterſuchung mit Röntgenbeſtrahlung unter- 
zogen, durch welche eine Verbrennung im Rücken herbeigeführt worden war. 
In dem von D. gegen die Verſich.⸗Geſellſchaft angeſtrengten Vorprozeſſe, 
in welchem dem Dr. St. von beiden Parteien der Streit verkündet wurde, 
waren die Anſprüche des D. auf Schadenerſatz dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt worden, und es hatte hierauf die Verſich.⸗Geſellſchaft dem D. 
den Schaden erſetzt. Nunmehr verlangte ſie von Dr. St. den Rückerſatz des dem 
D. bezahlten Betrages, wurde aber in allen Inſtanzen abgewieſen. — Aus den 
Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Zutreffend iſt zunächſt die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß die Klägerin 
ihren Anſpruch nicht auf eine ihr abgetretene Forderung ſtützen könne, die dem 
D. wegen der durch die Verbrennung begangenen unerlaubten Handlung 
gemäß § 823 Abſ. 1 BGB. gegen den Beklagten erwachſen ſei. Selbſt wenn 
eine ſolche Forderung zur Entſtehung gelangt wäre, würde ihrer nunmehrigen 
Geltendmachung die dreijährige, vor der Klagerhebung längſt abgelaufene 
Verjährung des § 852 BGB. entgegenſtehen. Das Ber.⸗Gericht hat auch mit 
Recht eine Unterbrechung dieſer Verjährung durch die im Vorprozeß erfolgten 
Streitverkündungen verneint. Nach § 209 Abſ. 2 Nr. 4 BGB. ſteht der Klag⸗ 
erhebung hinſichtlich ihrer die Verjährung unterbrechenden Wirkung die Streit⸗ 
verkündung in dem Prozeß gleich, von deſſen Ausgang der Anſpruch abhängt. 
Hierunter iſt, wie das Reichsgericht bereits in ſeiner Entſcheidung v. 27. April 1904 
(Entſch. 58, 76) eingehend dargelegt hat, keine andre Abhängigkeit des ſpäter 
zu erhebenden Anſpruchs vom Ausgang des Vorprozeſſes zu verſtehen, als 
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die, welche ſich aus der Beſtimmung des § 72 ZPO. ergibt, daß nämlich eine 
Partei für den Fall des ihr ungünſtigen Ausgangs des Rechtsſtreits einen 
Anſpruch auf Gewährleiſtung oder Schadloshaltung gegen einen Dritten 
erheben zu können glaubt. Hieraus folgt aber weiter, daß die Streitverkündung 
nur im Fall eines ungünſtigen Ausgangs des Rechtsſtreits die Verjährung zu⸗ 
gunſten einer Partei unterbricht, die ſich bei dem Dritten ſchadlos halten will, 
nicht aber auch im Fall des günſtigen Ausgangs des Rechtsſtreits, da dann eine 
ſolche Schadloshaltung nicht mehr in Frage kommt. Da vorliegendenfalls 
D. im Vorprozeß obgeſiegt hat, ſo war ſeine Streitverkündung nicht geeignet, 
die Verjährung ſeines Anſpruchs gegen den Beklagten zu unterbrechen. Daß 
aber die Streitverkündung der jetzigen Klägerin — der Beklagten im Vor⸗ 
prozeß — für die Unterbrechung der Verjährung nicht in Betracht kommen 
kann, iſt ſelbſtverſtändlich, da ſie nicht zugunſten der hier in Frage ſtehenden 
Forderung des D. gegen den Beklagten, ſondern zugunſten der Forderung 
der jetzigen Klägerin gegen den Beklagten erfolgte. 

Weiterhin hat das Ber.⸗Gericht mit Recht die Schadenerſatzforderung 
der Klägerin verneint, welche dieſe aus eigenem Recht, nämlich aus dem von 
ihr mit dem Beklagten abgeſchloſſenen Dienſtvertrag, abgeleitet hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 1. Okt. 1912 in der preuß. 

Sache Rhenania (Kl.) w. St. (OLG. Breslau). III. 45/12. 


76. Honkursrechtliche Gültigkeit der Abmachung in einem Werfvertrage, 
daß der Beſteller an Handwerker des Unternehmers zahlen dürfe. 
Vgl. 61 Nr. 77; auch 61 Nr. 176; 63 Nr. 106. 

BGB. 8 362 Abſ. 2; KO. 8 6. 

Der verklagte Eiſenbahnfiskus hatte durch einen Vertrag v. 26. Juni 1908, 
welchem die „allgemeinen Bedingungen für die Ausführung von Staats- 
bauten“ zugrunde gelegt waren, dem Baugewerkmeiſter Auguſt A. in E. die 
Herſtellung mehrerer Bauten auf dem Bahnhofe H. übertragen. Bevor die 
Baulichkeiten völlig fertiggeſtellt waren, wurde am 12. Aug. 1909 über das 
Vermögen des A. der Konkurs eröffnet und der Kläger zum Konk.-Verwalter 
ernannt. Gegen die Klage auf Zahlung der dem A. für die geleiſteten Lie— 
ferungen und Arbeiten zukommenden Vergütung wandte der Beklagte u. a. 
ein, daß er auf Grund einer vertraglichen Befugnis die Beträge, welche A. 
den bei den Bauten tätig geweſenen Handwerkern und Arbeitern ſchuldig ge— 
blieben ſei, von dem Guthaben des Gem.-Schuldners gekürzt und an deſſen 
Gläubiger gezahlt habe. In den erſten beiden Inſtanzen wurde die Einrede 
verworfen, das Reichsgericht gab ihr ſtatt. — Aus den Gründen: 

„Unſtreitig hat der Beklagte, nachdem der Konkurs über das Vermögen 
des A. eröffnet worden war, 6430,56 KH, welche A. gewiſſen Handwerkern 


ſchuldete, an die betreffenden Gläubiger bezahlt. Jene Schuld war für Arbeiten 
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erwachſen, die bei den den Gegenſtand des Vertrages des Beklagten mit A. 
bildenden Bauten vor der Konk.⸗Eröffnung geleiſtet waren. Die dem Vertrage 
zugrunde liegenden ‚allgemeinen Bedingungen“ enthalten in $ 112 die Be⸗ 
ſtimmung: ‚Sollte der Unternehmer die ihm aus den Verträgen mit ſeinen 
Handwerkern und Arbeitern obliegenden Verpflichtungen nicht oder nicht 
pünktlich erfüllen, ſo bleibt der Verwaltung das Recht vorbehalten, die von dem 
Unternehmer geſchuldeten Beträge für deſſen Rechnung aus ſeinem Guthaben 
oder der geſtellten Sicherheit unmittelbar an die Berechtigten zu zahlen‘. 
Der Ber.⸗Richter folgert aus der Eigenſchaft der vom Beklagten befriedigten 
Perſonen als Konk.⸗Gläubiger des A., daß dieſe ſeit der Konk.⸗Eröffnung 
ihre Forderungen nur noch nach den Vorſchriften der Konkursordnung zur 
Geltung bringen dürften, und daß demgemäß der Beklagte nur den Betrag 
der Konk.⸗Dividende und, da dieſe noch nicht feſtſteht, überhaupt nicht hätte 
zahlen dürfen. 

Mit Recht beanſtandet die Reviſion, daß der Vorderrichter hiermit als maß⸗ 
gebend nicht die vertraglich zwiſchen dem Beklagten und A. begründeten 
Rechtsbeziehungen, ſondern die Rechtsſtellung berückſichtigt hat, die den vom 
Beklagten befriedigten Gläubigern im Konkurſe A.s zukam. Die Rechtsſtellung 
dieſer Gläubiger wäre erheblich, wenn aus ihrem Recht Anſprüche oder Ein⸗ 
wendungen gegenüber dem Konk.⸗Verwalter erhoben worden wären. Darum 
handelt es ſich hier aber nicht. Wenn der Staat als Vermögensſubjekt in 
privatrechtlichen Verkehr tritt und bauliche Anlagen herſtellen läßt, hat er ein 
berechtigtes Intereſſe daran, daß die Perſonen, welche zu dem Unternehmen 
durch Materiallieferungen oder Arbeitsleiſtungen beitragen, dabei nicht der 
Gefahr von Vermögensverluſten ausgeſetzt werden. Aus dieſem, in der körper⸗ 
ſchaftlichen Stellung und ſozialen Bedeutung des Staates begründeten Inter⸗ 
eſſe erklärt ſich der Rechtsvorbehalt, der im erwähnten 8 11? für die fiskaliſche 
Verwaltung getroffen iſt. Der Vorbehalt iſt, wie auch der Ber.⸗Richter erſichtlich 
nicht bezweifelt, für alle Fälle, in denen die Zahlungen des dem Fiskus gegen- 
überſtehenden Unternehmers an die von dieſem bei dem betreffenden Werke 
beſchäftigten Handwerker und Arbeiter ſtocken, und insbeſondere auch für den 
Fall des Konkurſes des Unternehmers gewollt und beſtimmt. Nur ſo ließ ſich 
der beſtimmunggemäße Zweck, von den zu dem Unternehmen mitwirkenden 
Handwerkern und Arbeitern Schaden abzuwenden, erreichen. Konkursrechtliche 
Bedenken würden entſtehen, wenn für den Vorbehalt der Geſichtspunkt eines 
Zurückbehaltungsrechts oder eines Abſonderungsrechts oder einer Aufrechnung 
in Betracht zu ziehen wäre (vgl. Gruchot 53, 1121). So liegt aber die Sache 
nicht. Es handelt ſich nicht darum, daß einem Rechtsanſpruch des A. auf Zah⸗ 
lung ſeines rechneriſchen Guthabens ein ſelbſtändiges Gegenrecht des Be⸗ 
klagten gegenübergeſtanden hätte. Gemäß der Beſtimmung des $ 11? hatte A. 
nicht unter allen Umſtänden einen Anſpruch auf Zahlung ſeines rechneriſchen 
Guthabens. Erfüllte er ſeine vertraglichen Zahlungsverpflichtungen gegenüber 
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den von ihm zugezogenen Handwerkern und Arbeitern nicht pünktlich, ſo 
mußte er ſich gefallen laſſen, daß ſie auf Rechnung ſeines Guthabens von dem 
Beklagten befriedigt wurden. Mit dieſer Befriedigung und in ihrer Höhe 
ſollte ſonach die Zahlungspflicht des Beklagten auch dem Unternehmer A. 
gegenüber als erfüllt gelten. So war vermöge des § 11? A.s Werklohnforderung 
ſelbſt von vornherein durch den dem Intereſſe des Beklagten dienenden Vor⸗ 
behalt eingeſchränkt, ihr haftete die Eigenſchaft an, daß ſie mit gleicher Wirk⸗ 
ſamkeit wie durch Zahlung an A. auch durch Zahlung an die Handwerker und 
Arbeiter, die er nicht rechtzeitig befriedigt hatte, erledigt werden konnte. Mit 
dieſer Eigenſchaft iſt die Forderung A.s Beſtandteil ſeiner Konk.-Maſſe geworden, 
und der Konk.⸗Verwalter kann hinſichtlich des Guthabens weitergehende Rechte 


als dem Gem.⸗Schuldner ſelbſt zuſtehen, nicht geltend machen. — — — Die 
Guthabenforderung A.3 war vertraggemäß zu erledigen und iſt in der vor⸗ 
bezeichneten Höhe durch Befriedigung von Handwerkern erledigt worden. — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 18. Okt. 1912 in der preuß. 
Sache Preuß. EBFiskus (Bkl.) w. Konk. Anhalt (OLG. Naumburg,. 
VII. 232/12. 


77. Inwiefern kann Schwammverdächtigkeit den merkantilen Wert 
des Grundſtücks beeinträchtigen? 
Vgl. 59 Nr. 75 m. N., 199; 60 Nr. 143; 65 Nr. 236. 
BOB. $ 459. 

Die klagende Geiellichait hatte von den Beklagten ein Hausgrundſtück 
gekauft, deſſen Gefahr am 1. April 1907 auf ſie übergehen ſollte. Sie be- 
hauptete, das Haus ſei ſchon zu dieſer Zeit mit Hausſchwamm, Kellerſchwamm 
und Trockenfäule behaftet geweſen und habe auch bauliche Mängel gehabt. 
Sie klagte auf Preisminderung und Schadenerſatz. In 2. Inſtanz wurden ihr 
3983,74 . zugeſprochen. Das Ber.⸗Gericht ſtellte feſt, daß das Haus in den 
Jahren 1908 und 1909 an verſchiedenen Stellen mit Schwammbildungen be- 
haftet geweſen ſei, die mindeſtens in ihren Anfängen ſchon am 1. April 1907 
vorhanden geweſen ſeien, erachtete aber nicht für erwieſen, daß auch der echte 
Hausſchwamm (merulius laerymans) darunter geweſen ſei. Als weiteren die 
Gewährleiſtungspflicht begründenden Fehler ſtellte es die Durchläſſigkeit der 
Hofkellerdecke feſt. Wegen dieſer Fehler billigte es der Klägerin nur einen 
Anſpruch auf Preisminderung zu, da eine Zuſicherung von Eigenſchaften 
nicht behauptet und ein argliſtiges Verſchweigen nicht erwieſen ſei. Den Be⸗ 
trag der Minderung fand es mit Rückſicht darauf, daß der Kaufpreis unſtreitig 
dem Werte des Grundſtücks im mangelfreien Zuſtande entſpreche, in dem Geld⸗ 
betrage, der aufzuwenden war, um das Grundſtück in einen mangelfreien 
Zuſtand zu verſetzen. Dieſen Betrag ſtellte es auf 3983,74 M feſt. Die An⸗ 
nahme eines weiteren jog. merkantilen Minderwertes des Grundſtücks wurde 
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abgelehnt. — Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen worden. Aus den 
Gründen: ’ 

„Die Reviſion richtet ihre Angriffe hauptſächlich gegen die Begründung, 
mit der das Ber.⸗Gericht die Annahme eines nach Beſeitigung der feſtgeſtellten 
Schwammſchäden und der feſtgeſtellten Durchläſſigkeit der Hofkellerdecke ver⸗ 
bleibenden ‚merfantilen Minderwertes' des der Klägerin von den Beklagten 
verkauften Hausgrundſtücks abgelehnt hat. Dieſe Angrifſe ſind hinfällig. 

In der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt nicht nur das Behaftetſein 
eines Hauſes mit Schwamm, und zwar auch mit einer der weniger gefährlichen 
Schwammarten, insbeſondere mit Trockenfäule (polyporus vaporarius), 
ſondern auch die nach Beſeitigung des Schwamms noch verbleibende Schwamm⸗ 
verdächtigkeit als ein nach $ 459 Abſ. 1 BGB. die Gewährleiſtungspflicht 
des Verkäufers begründender Fehler anerkannt. Dabei iſt unter Schwamm⸗ 
verdächtigkeit die ſich aus der Natur des Schwamms ergebende Gefahr des 
Wiederauftretens, aber auch die mit Bezug auf ein vom Schwamm befreites 
Gebäude nach den im Verkehr über die Natur des Schwamms verbreiteten 
Anſchauungen auf längere Zeit beſtehende bloße Befürchtung des Wieder⸗ 
auftretens verſtanden; 

vgl. V. 65/08 v. 24. Juni 1903; V. 427/03 v. 20. April 1904 in SeuffA. 59 

Nr. 199; V. 475/04 v. 15. April 1905 in Seuff A. 60 Nr. 143 und bei Gruchot 

50, 98; V. 95/05 v. 18. Okt. 1905; V. 198/06 v. 14. Nov. 1906; V. 464/06 

v. 27. März 1907; V. 128/07 v. 4. Dez. 1907; III. 28/08 v. 25. Sept. 1908. 

Ob nach Beſeitigung des Schwamms noch eine Schwammverdächtigkeit 
in dem einen oder dem andern Sinne beſteht, iſt keine Rechtsfrage, ſondern 
Sache tatſächlicher Beurteilung, und es iſt klar, daß die Beantwortung der 
Frage von der jeweiligen Einſicht in die Natur des Schwamms, insbeſondere 
von den in der Wiſſenſchaft und im Verkehr über die Möglichkeit ſeiner voll⸗ 
ſtändigen und nachhaltigen Beſeitigung beſtehenden Anſchauungen abhängig 
iſt. Einen Rechtsverſtoß enthält weder die ſich auf das A.ſche Gutachten und 
eine Schrift des Profeſſors M. ſtützende allgemeine Annahme des Ber.⸗Ge⸗ 
richts, daß bei den minder gefährlichen Schwammarten, der Trockenfäule und 
dem Kellerſchwamm (coniophora cerebella), die Gefahr einer Wiederkehr 
des einmal gründlich beſeitigten Schwammes nicht beſtehe, noch ſeine Feſt⸗ 
ſtellung, daß im vorliegenden Falle — — — eine Befürchtung ſolcher Wieder⸗ 
kehr ‚objektiv‘ nicht begründet ſei. Das Ber.⸗Gericht bewegt ſich weiter ganz 
auf dem Boden der herangezogenen Rechtſprechung, wenn es im Anſchluß 
an dieſe Feſtſtellung ausführt: es ſchließe das nicht aus, daß eine ſolche Be⸗ 
fürchtung im Publikum oder beim Durchſchnitt der Kaufreflektanten doch be⸗ 
ſtehe und einen Einfluß auf den Preis ausübe. Es ſagt aber nicht, wie die 
Reviſion unterſtellt, daß dies auch der Fall ſei, ſondern es macht ſich die An⸗ 
ſicht des Sachverſtändigen S. zu eigen: daß die Fortſchritte der Wiſſenſchaft 
auf dem Gebiete der Schwammforſchung ſo in die große Maſſe gedrungen 
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ſeien, daß der frühere Aberglauben, Schwammſchäden ſeien unheilbar, faſt 
gänzlich geſchwunden ſei. Und auch ſeine weiteren, an das S.ſche Gutachten 
angeſchloſſenen Ausführungen, insbeſondere der von der Reviſion wieder⸗ 
gegebene Satz: ‚Wenn die Käufer auf den Preis drücken, obgleich ſie wiſſen, 
daß der Schwamm nicht gefährlich iſt, kann damit kein merkantiler Minderwert 
begründet werden‘, laſſen keinen begründeten Zweifel darüber, daß das 
Ber.⸗Gericht eine nach Beſeitigung der bezeichneten Fehler verbleibende 
Schwammverdächtigkeit im angegebenen Sinn ausſchließen und namentlich 
die Annahme ablehnen will, als beſtehe im Publikum oder auch nur bei einem 
Teile der ‚Reflektanten“ die Befürchtung einer Wiederkehr der im Kaufgrund⸗ 
ſtück beſeitigten Schwammarten. Daß aber ein Behaftetſein der Kaufſache 
mit einem Fehler, der ihren Wert oder ihre Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen 
oder dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch mindert ($ 459 Ab}. 2), 
nicht auch ſchon darin gefunden werden kann, daß ein Teil der Kaufluſtigen, 
obgleich innerlich von der Nachhaltigkeit der Beſeitigung des Schwamms 
überzeugt, eine angebliche Schwammverdächtigkeit zum Vorwand nimmt, 
um auf den Preis zu drücken, nimmt das Ber.-Gericht mit Recht an. Ein nicht 
eingeweihter Verkäufer mag ſich durch ſolche Machenſchaften bei der Preisfeſt⸗ 
ſetzung beſtimmen laſſen; der Wert, d. h. der gemeine (objektive) Wert, und vol⸗ 
lends die Tauglichkeit der Kaufſache wird dadurch nicht berührt. Der Aus⸗ 
führung der Reviſion: um einen Minderwert zu begründen, genüge die Tat- 
ſache, daß der Wert des Grundſtücks bei einem Teil der Reflektanten nicht 
nach den ſonſtigen für den Wert eines Grundſtücks in Betracht kommenden 
Faktoren bemeſſen wird, iſt, inſofern es ſich bei dem ‚Zeil der Reflektanten“ 
um eine verſchwindende Ausnahme handelt, nicht beizupflichten; ſie geht aber 
auch an dem vom Ber.⸗Gericht feſtgeſtellten Sachverhalt vorbei. — — — 

Richtig iſt, daß der für die Bemeſſung der Preisminderung maßgebende 
Zeitpunkt nach 8 472 BGB. der des Verkaufs iſt. Es kann aber nicht zugegeben 
werden, daß das Ber.⸗Gericht dies verkannt, daß es die Sachlage namentlich 
nicht dahin geprüft habe, ob zur Zeit des Verkaufs der Wert des Grundſtücks 
infolge der damals vorhandenen Mängel lediglich in Höhe des zur Beſeitigung 
dieſer Mängel erforderlichen Koſtenaufwandes gemindert war, oder darüber 
hinaus. Daß es bei dieſer Prüfung die Aufklärung berückſichtigt hat, die der 
‚jahrelange Prozeß“, die darin erſtatteten Gutachten, die inzwiſchen von der 
Klägerin ſelbſt veranlaßten ‚Sanierungsarbeiten‘ über Art und Umfang der 
zu jener Zeit vorhandenen Mängel, insbeſondere über eine nach Beſeitigung 
bende Schwammverdächtigkeit, gebracht haben, kann ihm nicht zum Vorwurf 
gereichen. Der $ 472 ſtellt in Vergleich den Wert der Sache zur Zeit des Ver⸗ 
kaufs in mangelfreiem Zuſtande zu ihrem damaligen wirklichen Wert. Die 
Vorſtellung, die ſich die Klägerin oder ein ſonſtiger Kaufliebhaber über Art 
und Umfang des Fehlers vor vollſtändiger Aufklärung unrichtigerweiſe gemacht 
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hat, iſt für die Bemeſſung des Minderwerts ohne Bedeutung. Es mag ſein, 
daß jemand, der ein Haus kaufen will, wenn ihm bekannt wird, daß dieſes mit 
Schwamm behaftet iſt, ſich nicht eine Aufſtellung über den Betrag der zu deſſen 
Beſeitigung erforderlichen Koſten machen läßt und damit begnügt, dieſen 
Betrag von dem Preiſe, den er zu bewilligen bereit war, abzuziehen. Den Grund 
hierfür findet die Reviſion ſelbſt darin, daß eine ſolche Koſtenberechnung 
— vor vollſtändiger Aufklärung des Sachverhalts — auf unſicherer Grund⸗ 
lage beruht; keineswegs aber ergibt ſich daraus ein Grund gegen die An— 
nahme, daß der Berechnung des Minderwerts der Fehler nur in dem Um⸗ 
fange zugrunde gelegt werden kann, wie er ſich nach möglichſt vollſtändiger 
Aufklärung des Sachverhalts als zur Zeit des Verkaufs wirklich vorhanden 
herausſtellt. Die Klägerin erkennt dies ſelbſt inſofern als zutreffend an, als 
ſie ſich bei Berechnung der zur Beſeitigung der Schwammſchäden und der 
Durchläſſigkeit der Hofkellerdecke erforderlichen Koſten die Zugrundelegung 
der im Laufe des Prozeſſes ermittelten Sachlage gefallen läßt. Der von ihr 
noch mit der Reviſion verfolgte ‚merkantile Minderwert“ gründet ſich aber auf 
eine nach Beſeitigung, und zwar gründlicher Beſeitigung dieſer Mängel ver⸗ 
bleibende Schwammverdächtigkeit, und eine ſolche lag nach den erörterten 
Feſtſtellungen des Ber.⸗Gerichts auch zur Zeit des Verkaufs nicht vor. Ob 
das eben Ausgeführte eine Einſchränkung erfahren müßte, wenn die Klägerin 
das gekaufte Grundſtück vor vollſtändiger Aufklärung des Sachverhalts, ins⸗ 
beſondere vor Beſeitigung der Mängel als mit Schwamm behaftet weiter⸗ 
veräußert hätte, braucht nicht unterſucht zu werden, denn von einer ſolchen 
Weiterveräußerung iſt nirgends die Rede. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 25. Sept. 1912 in der preuß. 
Sache Grdſt.⸗Geſellſch. Berlin⸗Oſten (Kl.) w. Cohn (KG. Berlin). V. 87/12. 


78. Behandlung der eigenen Forderungen eines zur Regelung der 
Schulden als Treuhänder beſtellten Rechtsanwalts im Honkurſe des 
beſtellenden Schuldners. 

Vgl. 66 Nr. 37. 

BGB. 88 675. 667; KO. 88 23. 551; RAGeb O. 88 1. 89. 

Der Kaufmann Th., über deſſen Vermögen am 24. Nov. 1910 das Konk.⸗ 
Verfahren eröffnet wurde, hatte am 10. Okt. ſein Geſchäft mit Warenlager 
und Inventar, aber ohne Forderungen, an drei ſeiner Gläubiger zur Deckung 
ihrer Forderungen übereignet und — hauptſächlich auf Betreiben eines weiteren 
Gläubigers — am 11. Okt. 1910 durch eine ſchriftliche Erklärung ſeine ſämt⸗ 
lichen Forderungen an die verklagten Rechtsanwälte „als Treuhänder ſeiner 
ſämtlichen Gläubiger“ abgetreten mit der gleichzeitigen „Ermächtigung, ſie 
einzukaſſieren und beizutreiben und Zahlung an ſeine Gläubiger zu leiſten“. 
Die Beklagten hatten darauf ein Rundſchreiben an alle Gläubiger und alle 
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Schuldner geſandt, und die Schuldner hatten dann insgeſamt 3930,62 M an 
die Beklagten bezahlt, davon 1630,12. erſt nach der Konk.⸗Eröffnung. Dieſe 
3930,62 „“ nebſt einem Barbetrage von 336,88 , den die Beklagten aus 
der Geſchäftskaſſe des Th. erhalten hatten, um ſie mit an die Gläubiger zu ver⸗ 
teilen, forderte der klagende Konk.⸗Verwalter unter den folgenden Abzügen 
von den Beklagten: 600 „ Gebühr der Beklagten für ihre Tätigkeit bis zur 
Konk.⸗Eröffnung, 334 % Auslagen und 1000 „, die den Beklagten ſchon am 
5. Okt. 1910 zur Deckung für frühere Forderungen von den vor der Konk.⸗ 
Eröffnung eingegangenen Geldbeträgen abgetreten worden waren. — Zur 
Bezahlung der übrigen 2333,50 % nebſt Zinſen wurden die Beklagten in 
1. Inſtanz verurteilt. Sie legten Berufung ein, indem ſie geltend machten, 
daß fie für Vertretung des Th. bei ſonſtigen Gelegenheiten 2381,41. und für 
ihre Bemühungen bei Einkaſſierung der Forderungen ſowie bei den Verhand⸗ 
lungen mit den Schuldnern, abgeſehen von ihren Auslagen, 1841,10 4 zu 
fordern hätten, durch deren Aufrechnung die Klageforderung ganz erloſchen 
ſei. Der Kläger wandte ein, daß die Forderung von 2381,11 & nicht auf⸗ 
rechnungfähig ſei und daß die Beklagten für den Liquidationsauftrag nur eine 
einheitliche Vergütung außer den Auslagen verlangen könnten, und zwar nach 
dem Gutachten des Vorſtandes der Anwaltskammer nur in einem Betrage 
von 600 „. Die Berufung der Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Wenn es in der Urkunde v. 11. Okt. 1910 heißt, daß die Beklagten die 
ſämtlichen Forderungen des Th. als Treuhänder ſeiner ſämtlichen Gläubiger 
abgetreten erhielten, ſo konnte das, da nur erſt wenige Gläubiger um die Ab⸗ 
tretung wußten und die Zuſtimmung aller andern erſt eingeholt werden ſollte, 
nur heißen, daß die Beklagten dem Th. gegenüber verpflichtet ſein ſollten, 
mit den Forderungen und den darauf eingehenden Beträgen ſo umzugehen, 
als ob ſie ſie von ſämtlichen Gläubigern zu treuen Händen erhalten hätten, 
ſie alſo in deren gemeinſamem und dann natürlich auch gleichmäßigem Intereſſe 
und ohne Bevorzugung einzelner zu verwerten. Dieſe Verpflichtung ſchloß 
aber ohne weiteres ein, daß die Beklagten, auch ſoweit ſie ſelbſt Gläubiger des 
Th. waren, ſich nur gleichmäßig mit den andern Gläubigern aus deren For— 
derungen und deren Erträgen befriedigen durften, ſchloß alſo den Verzicht 
gegenüber Th. ein, nicht zum Nachteil der übrigen Gläubiger von irgendwelchen 
Zurückbehaltungs⸗ und Aufrechnungsbefugniſſen hinſichtlich dieſer Gegenſtände 
Gebrauch zu machen. Daß für den den Beklagten gleichzeitig anvertrauten 
Kaſſenbeſtand dasſelbe gelten ſollte wie für die Forderungen, iſt unſtreitig. 
Als nun am 24. Nov. 1910 über das Vermögen des Th. das Konk.⸗Verfahren 
eröffnet wurde, erloſch zwar nach § 23 KO. der Dienſtauftrag der Beklagten 
zur Durchführung der Liquidation; an Stelle dieſer Verpflichtung trat die Ver⸗ 
pflichtung, wegen Erlöſchens des Dienſtauftrags dem Konk.⸗Verwalter als 
Rechtsnachfolger des Gem.⸗Schuldners alles das herauszugeben, was ſie zur 
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und in Ausführung des Dienſtauftrags bisher erhalten hatten (88 675. 667 
BGB.). Hätten zwar bis zum 24. Nov. 1910 ſich alle Gläubiger mit der ihnen 
angebotenen Treuhänderſchaft der Beklagten einverſtanden erklärt, wären alſo 
die Gläubiger bis dahin materiell Inhaber der Forderungen und Gelder des 
Th. geworden, ſo würde mindeſtens zweifelhaft ſein, ob der Kläger überhaupt 
auf Herausgabe hätte beſtehen können. Aber es iſt kein Streit darüber, daß 
nicht alle Gläubiger einverſtanden waren, vielmehr die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes von dieſer Seite betrieben iſt. Mit der Verpflichtung, den Dienſtauftrag 
durchzuführen und die eingezogenen Gelder an die Gläubiger zu verteilen, 
erloſch nun aber nicht die gegenüber Th. eingegangene Verpflichtung der 
Beklagten, ſich jeder einſeitigen eigenen Befriedigung aus den ihnen anver⸗ 
trauten Geldern und Forderungen zu enthalten. Das Erlöſchen eines Dienſt⸗ 
vertrags hat nicht die Bedeutung, daß der Dienſtverpflichtete aller Verpflich⸗ 
tungen aus dem Dienſtvertrage ledig wird, ſondern es fällt nur die Verpflichtung 
zur weiteren Dienſterweiſung und zu deren Vergütung hinweg. Im übrigen 
bleibt es bei dem Vertrage, und wenn die Beklagten gegenüber dem Gem.- 
Schuldner verpflichtet waren, nicht aufzurechnen, waren ſie es auch gegenüber 
dem Konk.⸗Verwalter. 

Es iſt nicht richtig, wenn die Beklagten meinen, daß ſie gegenüber Th. 
zur Aufrechnung befugt geblieben ſeien. Es mag auf ſich beruhen, ob in der 
Abmachung v. 11. Okt. 1910 ein allgemeiner Aufrechnungsverzicht der Be⸗ 
klagten hinſichtlich der ihnen anvertrauten Gelder gegenüber Th. gelegen hat, 
ſo daß die Beklagten auch dann, wenn Th. vor der Konk.⸗Eröffnung den Dienſt⸗ 
auftrag widerrufen und ſich ſo der Auftrag, ohne daß es zu einer Zuwendung 
der eingezogenen Gelder an die Gläubiger gekommen wäre, erledigt hätte, 
bei Rückgabe des Erhaltenen zur Aufrechnung nicht befugt geweſen wären. 
Hier kommt es nur darauf an, daß ſie ſich dem Th. gegenüber verpflichtet haben, 
im Intereſſe einer gleichmäßigen Befriedigung aller Gläubiger, alſo zugunſten 
der andern Gläubiger, ihr Aufrechnungsrecht nicht auszuüben. Hätte Th. 
ſeinen Auftrag widerrufen, ſo wäre dieſer beſchränkte Verzicht allerdings 
mit dem Wegfall des Erſtrebens einer gleichmäßigen Befriedigung aller Gläu⸗ 
biger gegenſtandlos geworden und ebenfalls weggefallen. Erloſch aber der 
Auftrag durch Eröffnung des Konkurſes, ſo trat er erſt recht eigentlich in Wirk⸗ 
ſamkeit. 

Die Beklagten ſcheinen nun zwar der Anſicht zu ſein, daß ihr Auftrag, 
eine gleichmäßige Befriedigung aller Gläubiger aus den anvertrauten Gegen⸗ 
ſtänden herbeizuführen, und damit auch ihr im Intereſſe dieſes Auftrags 
ausgeſprochener Verzicht auf vorzugweiſe Befriedigung ſchon vor der Konk.⸗ 
Eröffnung dadurch hinfällig geworden ſei, daß einzelne Gläubiger ſich mit der 
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einverſtanden erklärt hätten. Das würde aber unrichtig ſein. Es war gerade 
ihre Aufgabe, etwa widerſtrebende Gläubiger zum Einverſtändnis zu bringen, 
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und ihrer dahingehenden Verpflichtungen wären fie ohne Konk.⸗Eröffnung 
nur dadurch ledig geworden, daß Th. oder ſie ſelbſt wegen der Undurchführ⸗ 
barkeit oder aus ſonſtigen Gründen den Auftrag widerriefen. 

Wenn die Beklagten weiter meinen, ihr Verzicht ſei nicht geleiſtet im Inter⸗ 
eſſe jeder gleichmäßigen Befriedigung aller Gläubiger, einerlei in welcher 
Art ſie geſchah, ſondern nur im Intereſſe einer außergerichtlichen Liquidation, 
jo daß er im Falle der Konk.⸗Eröffnung in Wegfall gekommen jet, durch Er- 
öffnung des Konkurſes alſo auflöſend bedingt geweſen ſei, ſo kann auch dem 
nicht zugeſtimmt werden. Die Forderungen und Gelder des Th. ſind den 
Beklagten ganz allgemein zu dem Zweck anvertraut, ſie im gleichmäßigen 
Intereſſe aller Gläubiger zu verwenden, und es kann dabei nicht der Gedanke 
geweſen ſein, daß der Verzicht der Beklagten auf vorzugweiſe Befriedigung 
aus den anvertrauten Gegenſtänden, der eine Gegenleiſtung und eine Bedingung 
für die Erteilung des Liquidationsauftrags war, gerade dann in Wegfall kommen 
ſollte, wenn er den Gläubigern am wertvollſten werden mußte. Es iſt dabei 
auch zu berückſichtigen, daß bei dem Zuſtandekommen der Abmachung v. 11. Okt. 
1910 ein Gläubiger der mitberatende, wenn nicht gar betreibende Teil war, 
und daß, wenn auch das Intereſſe des Th. an dem Verzicht der Beklagten 
im Fall der Konk.⸗Eröffnung ein geringeres war, die Abmachung doch getroffen 
iſt zur Beruhigung und im Sinne jenes Gläubigers. Die Sache liegt auch nicht 
etwa jo, daß es ſich bei dem Verzicht um ein nar den ſämtlichen Gläubigern 
zugedachtes Recht gehandelt hätte, das mit der Ablehnung einzelner ſeine 
Erledigung gefunden hätte. Th. hatte ein eigenes großes Intereſſe daran, 
daß die Beklagten auf vorzugweiſe Befriedigung verzichteten, und deshalb 
auch ein eigenes Recht darauf. 

Danach erſcheint die Aufrechnung der Beklagten mit ihren vor dem 
11. Okt. 1910 entſtandenen Forderungen an Th. nicht zuläſſig. Ob ſie berechtigt 
ſein könnte hinſichtlich desjenigen Betrags, der bei einer Verteilung der heraus⸗ 
zugebenden Summe auf ſämtliche Gläubiger anteilmäßig auf ihre eigenen 
Forderungen fallen würde, kann auf ſich beruhen, da keine Behauptungen 
über die in Frage kommende Höhe aufgeſtellt ſind. Übrigens ſcheitert die Auf- 
rechnung dieſer Forderungen der Beklagten gegenüber der Forderung auf 
Herausgabe derjenigen Beträge, die erſt nach der Konk. Eröffnung bei ihnen 
eingegangen find (1630,12 /), ſchon an der Beſtimmung des § 551 KO. Denn 
zur Zeit der Konk.⸗Eröffnung hatten ſie zwar die Forderungen auf jene 1630,12. 
im Beſitz, an dieſen ſtand ihnen aber wegen der vor dem 11. Okt. 1910 ihnen 
gegen den Gem.-Schuldner erwachſenen Forderungen kein Zurückbehaltungs⸗ 
recht zu. 

Anders liegt es mit denjenigen Forderungen der Beklagten, die ihnen 
für die Übernahme und Ausführung des Liquidationsauftrags zuſtehen. 
Dieſe Koſten des Auftrags ſollten natürlich nicht nur gleichzeitig und gleich- 
mäßig mit den andern Forderungen, ſondern als auch im Intereſſe aller 
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übrigen Gläubiger liegende Maſſekoſten vorweg befriedigt werden. Dieſe 
jest der Kläger ſich aber auch ab. Zu dieſen Koſten könnten auch vie Ver⸗ 
gütungen gehören, vie den Beklagten für eine Tätigkeit gebühren, die ſie als 
Rechtsanwälte im Intereſſe der Liquidationsmaſſe aufgewandt haben, alſo 
insbeſondere für Prozeſſe, die ſie ſpäter zur Beitreibung der Ausſtände etwa 
geführt haben. Es erhellt aber nicht, daß ſie eine ſolche beſondere, über den 
Rahmen einer gewöhnlichen Liquidationstätigkeit hinausgehende Tätigkeit nach 
dem 11. Okt. 1910 entwickelt haben. — — — 

Was die Höhe der den Beklagten für die Ausführung des Liquidations⸗ 
auftrags zukommenden Vergütung anlangt, ſo iſt auch hier der Standpunkt 
der Beklagten ein unrichtiger, wenn ſie meinen, daß ſie für jede in den Bereich 
des Liquidationsauftrags fallende Art von Tätigkeit — Zahlungsaufforderung, 
Inkaſſo, Verhandlung mit den Gläubigern — eine beſondere, an der Hand 
der Rechtsanwalts⸗GebO. zu berechnende Gebühr verlangen könnten. Die 
Beauftragung zu einer derartigen Liquidation, wie ſie hier in Frage ſteht, 
geht auf eine einheitliche und daher auch einheitlich zu vergütende Gejamt- 
tätigkeit, die nicht unter die in den §8§ 89. 1 RAGeb O. vorgeſehenen Tätigkeiten 
fällt und deren Vergütung daher frei nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen iſt. 
Insbeſondere iſt die Anſicht verfehlt, daß die bei einer ſolchen Liquidation 
geſchehende Einziehung von Schulden, ohne daß die Hülfe der Gerichte in An- 
ſpruch genommen wird, ohne weiteres nach §§ 14. 131 RAGebO. zu vergüten 
ſei. Der Liquidationsauftrag v. 11. Okt. 1910 enthielt keine Beauftragung 
zur Einklagung der Schulden, überließ vielmehr die Entſcheidung darüber, 
wie die Forderungen zu realiſieren ſeien, dem Ermeſſen der Beklagten und 
„ermächtigte“ fie zur „Beitreibung“. Daß bei einer ſolchen Auffaſſung die den 
Beklagten vom Kläger in Gemäßheit eines Gutachtens des Vorſtandes der 
Anwaltskammer bewilligte Vergütung angemeſſen ſei, haben die Beklagten 
nicht mehr beſtritten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 9. Okt. 1912 in der Bremer 

Sache Konkurs Th. w. S. und H. — Bf. V. 86. 249/12. A- d. 


79. Unverſchuldete Unterlaſſung der Prämienzahlung, ſolange die 
Übung beſtand, daß der Derficherungsagent die Prämie abholte. 
Vgl. 28 Nr. 159; 36 Nr. 293. 

VerſG. 38 6. 37; BGB. 8 269. 

Der Geſchäftsführer Franz H. aus P. war bei der verklagten Verſich.- 
Geſellſchaft gegen die Folgen körperlicher Unfälle verſichert. Am 26. Jan. 1908 
wurde er auf dem Bahnkörper unweit der Bahnſtation U. als Leiche aufge⸗ 
funden. Die Kläger, ſeine Erben, behaupteten, der Tod ſei durch einen Unfall 
i. S. der Verſich.⸗Bedingungen herbeigeführt worden. Sie klagten auf Hinter⸗ 
legung der Verſich.⸗Summe nebſt Zinſen, ließen ſich aber den Betrag der 
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am 17. Jan. 1908 fällig geweſenen Prämie kürzen. — Die Klage wurde in 
1. Inſtanz abgewieſen; in 2. Inſtanz wurde nach dem Klagantrage erkannt, 
die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils war die am 17. Jan. 
1908 fällig gewordene Prämie noch unbezahlt, als der Verſicherte, H., in der 
Nacht zum 26. Jan. durch einen Unfall ums Leben kam, ſie iſt auch bis zum 
Ablauf der in $ 11 der Verſich.⸗Bedingungen für die Nachholung der Prämien⸗ 
zahlung geſetzten Reſpektfriſt nicht bezahlt, ſondern erſt im Aug. 1908 im Wege 
der Aufrechnung gegen einen entſprechend hohen Betrag der Klageforderung 
beglichen worden. Der erwähnte $ 11 der Verſich.⸗Bedingungen geſtattet 
für die Nachholung der Zahlung einer fälligen Prämie, von der erſten Prämie 
abgeſehen, eine vierzehntägige Friſt, und ſchreibt vor, daß mit deren Ablauf 
der Verſicherungnehmer die Schadenerſatzanſprüche für alle ſeit dem Verfall⸗ 
tag eingetretenen Unfälle verliert. — — — Der Ber.⸗Richter führt aus, in 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung ſeien derartige Beſtimmungen ſtändig dahin 
ausgelegt worden, daß die Verluſtwirkung nicht eintrete, ſolange dem Schuldner 
die Prämienzahlung ohne ſein Verſchulden unmöglich gemacht ſei. In dieſem 
Sinne iſt nach ſeiner Meinung auch die erwähnte Beſtimmung im $ 11 der 
Bedingungen zu verſtehen. Gegen dieſe Auslegung ſind rechtliche Bedenken nicht 
zu erheben, jie ſteht im Einklang mit der vom Reichsgericht in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung feſtgehaltenen Anſchauung (vgl. Entſch. 70, 43) und hat auch in 8 6 
Reichsgeſ. über den Verſich.⸗Vertrag v. 30. Mai 1908 Anerkennung gefunden. 

Im Anſchluß hieran hat nun der Ber.⸗Richter geprüft, ob die Nichtein- 
haltung der Reſpektfriſt als eine unverſchuldete anzuſehen ſei. Bezüglich 
des H. ſelbſt gelangt er zur Bejahung dieſer Frage in der Erwägung, daß die 
Prämie ſtets vom Agenten der Beklagten abgeholt worden ſei, und daß dieſe 
Übung, ſolange ſie beſtehe, dieſelbe Wirkung für die Zeit der Zahlung habe, 
wie wenn die Prämienſchuld wirklich eine Holſchuld wäre; es würde Treu 
und Glauben widerſprechen, wenn die Verſich.⸗Geſellſchaft ſich auf die Ver⸗ 
pflichtung des Verſich.⸗Nehmers zur Überbringung der Prämie berufen 
wollte, nachdem ſie jahrelang auf die Erfüllung dieſer Verpflichtung kein Ge⸗ 
wicht gelegt und ihn an das Abholen der Prämie gewöhnt habe; hiergegen 
könne ſich die Beklagte auch nicht durch die Aufnahme der Beſtimmung ſchützen, 
daß fie zur Einholung der Prämie nicht verpflichtet ſei. Hiermit hat der Ber.⸗ 
Richter nicht, wie die Reviſion meint, der Anſchauung Ausdruck gegeben, 
daß infolge der langjährigen Übung die Bringſchuld in eine Holſchuld um⸗ 
geändert wäre, er meint nur, ſolangedie Übung beſtehe, müſſe 
ſie die gleiche Wirkung für die Zeit der Zahlung haben, wie wenn die Schuld 
eine Holſchuld wäre. Er befindet ſich hierin im Einklang mit der von ihm an⸗ 
gezogenen, in RGeEntſch. 22, 51 (57) ausgeſprochenen Rechtsanſchauung, die 
auch im oben genannten Reichsgeſetz ($ 37) Anerkennung gefunden hat; 

vgl. auch Gerhard und Hagen Komm. zum Vers. $ 37 Anm. 2 und 3. 
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Eines tieferen Eingehens hierauf bedarf es jedoch in dieſem Zuſammenhange 
nicht. Denn darin iſt in jedem Falle dem Ber.⸗Richter unbedenklich beizu⸗ 
pflichten, daß den Verſicherten H. kein Vorwurf trifft, wenn er im Hinblick 
auf die bis dahin ſtets, und zwar erſt gegen das Ende der Reſpektfriſt hin er⸗ 
folgte Abholung der Prämie von ihrer Einſendung bis zu ſeinem während des 
Laufes der Reſpektfriſt erfolgten Tode abgeſehen hat; er hat offenbar ange⸗ 
nommen und war auch durchaus berechtigt anzunehmen, daß die Prämie auch 
diesmal, wie ſtets zuvor, vom Agenten abgeholt werden würde. Wollte die 
Geſellſchaft von ihrer ſeitherigen Übung abgehen, ſo wäre es ihre Sache ge— 
weſen, dem Verſicherten davon rechtzeitig Kenntnis zu geben. 

Hinſichtlich der Erben H.s, der Kläger, nimmt der Ber.⸗Richter gleichfalls 
an, daß die Verſäumung der Reſpektfriſt als unverſchuldet anzuſehen ſei und 
daß ſie ihrer Zahlungsverpflichtung rechtzeitig nachgekommen feien. — — — 
Der Ber.⸗Richter hat dabei die beſonderen Umſtände des vorliegenden Falls 
in Betracht gezogen und iſt hierbei zur Bejahung der Frage gelangt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) in der preuß. Sache Schweiz. 
Nat.⸗Verſ.⸗Geſ. (Bekl.) w. Höhne Erben (OLG. Poſen). VII. 233/12. 
80. Amtspflicht des (bayeriſchen) Notars, den Parteien über die Koften 
des Geſchäfts Auskunft zu geben. 
Vgl. 63 Nr. 88; auch 65 Nr. 51 m. N. 
BGB. ds 839. 611. 676; bayer. NotG. Artt. 1. 5. 8. 126; bayer. Ausf®. z. BGB. 
Artt. 60. 167. 

Die Akt.⸗Geſellſchaft T. war in eine Geſellſchaft m. b. H., T., die jetzige 
Klägerin, umgewandelt und als ſolche im Handelsregiſter eingetragen worden. 
Das Notariat (Notar S.) hatte für den Umwandlungsvertrag nur 600 K Ge⸗ 
bühren in Anſatz gebracht; auf Grund örtlicher Gebührenreviſion wurde jedoch 
die Nachholung einer Beſitzveränderungsgebühr einſchließlich der gemeind⸗ 
lichen Abgabe in Höhe von 3689 „ angeordnet; die Anordnung wurde vom 
Verwaltungsgerichtshofe beſtätigt. Die Klägerin verlangte nun von den Erben 
des Notars S. Erſatz der nachgeholten Gebühren, mit der Begründung, daß 
der Notar den Vertretern der Akt.⸗Geſellſchaft auf Befragen nach der Höhe 
der Umwandlungskoſten dieſe auf 600 — 700 „ angegeben und erklärt habe, 
es ſeien lediglich die Stempelgebühren für die Gründung zu zahlen; die Um⸗ 
wandlung wäre unterlaſſen worden, wenn die Beteiligten gewußt hätten, 
daß höhere Gebühren entſtänden, dies ſei dem Notar ausdrücklich geſagt worden. 
Die objektiv unrichtige Auskunft ſei auf ein Verſchulden des Notars zurück⸗ 
zuführen, deshalb hafte dieſer für den der Klägerin zugegangenen Schaden. — 
Die Klage wurde abgewieſen, und das landgerichtliche Urteil wurde beſtätigt. 
Aus den Gründen: 

„Die Beantwortung der in erſter Linie intereſſierenden Frage, ob die 
Klage gegen den Notar, jetzt deſſen Erben, erhoben werden könne, bemißt ſich 
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danach, ob die angeblich ſchädigende Handlung, die Auskunfterteilung über die 
auf Umwandlung der Akt.-Geſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. 9. erwachſenden 
Koſten, in den Kreis der Maßnahmen fällt, welche die Ausübung des dem Notar 
anvertrauten Amtes darſtellen (Oertmann Bayer. Landesprivatr. S. 261), 
oder ob ſie, wie Klägerin annimmt, als Leiſtung aus einem ſtillſchweigend 
zwiſchen dem Notar und den Anfragenden abgeſchloſſenen Dienſtvertrage zu 
betrachten iſt; m. a. W., ob hierbei der Notar als Beamter i. S. des Notariats⸗ 
geſetzes (Artt. 8. 126 NotGeſ.) oder als Privatmann i. S. der Beſtimmungen 
des Bürgerl. Geſetzbuchs über den Dienſtvertrag ($$ 611 ff., 676) gehandelt hat. 
Im erſten Fall trifft, wenn der Notar, der nach Art. 8 NotGeſ. öffentlicher 
Beamter iſt, hierbei vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten gegen- 
über obliegende Amtspflicht verletzt hat, gemäß Art. 126 NotGeſ. in Verbin- 
dung mit Art. 60 bayer. AusfGeſ. 3. BGB. die Verantwortlichkeit für den 
daraus entſtandenen Schaden an Stelle des Notars den Staat. Im andern 
Fall kann nur der Notar perſönlich verantwortlich gemacht werden. 

In Übereinſtimmung mit dem 1. Richter hält das erkennende Gericht 
die erwähnte Auskunfterteilung für eine amtliche Handlung des Notars. Denn 
der ausſchließlich zur Beurkundung des beabſichtigten Geſellſchaftsvertrags 
berechtigte Notar ($ 2 GmbH., Art. 1 NotGeſ., Art. 167 AusfGeſ. 3. BGB.) 
iſt in bezug auf dieſes Amtsgeſchäft um einen Rat oder um Auskunft über die 
durch Vornahme des Amtsgeſchäfts vorausſichtlich entſtehenden Koſten an⸗ 
gegangen worden. Der Notar hat aber nicht nur das Geſchäft zu beurkunden, 
er hat auch bei Berechnung und Erhebung der aus Anlaß dieſes Amtsgeſchäfts 
dem Staat und der Gemeinde anfallenden Gebühren mitzuwirken; 

Art. 5 NotG.; § 1 Abſ. 2 bayer. VO. v. 23. Dez. 1899 die Ausführung des 

RGKG. und des Gef. über das Gebührenweſen betr. 

Wie die Beurkundung des Geſellſchaftsvertrags, ſo fällt auch die Berechnung 
der hierauf treffenden Gebühren, Notariats- und Staatsgebühren, in den amt- 
lichen Pflichtenkreis des Notars, und gleichermaßen enthält die Erteilung 
einer Auskunft über ein von ihm demnächſt zu beurkundendes Rechtsgeſchäft 
und die aus Anlaß dieſes Amtsgeſchäfts anfallenden Gebühren eine amtliche 
Tätigkeit des Notars, ſie erfolgt gerade wie die Beurkundung des Vertrags 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt. Wie er die Vor— 
nahme eines Amtsgeſchäfts ohne zureichenden Grund nicht verweigern darf, 
ſo obliegt ihm ſowohl dem Staat als auch der ſeine Dienſte in Anſpruch nehmen⸗ 
den Partei gegenüber die Amtspflicht, bei Vornahme ſeiner Amtsgeſchäfte, 
hier bei der Auskunfterteilung, die gewiſſenhafteſte Sorgfalt anzuwenden 
und die hierüber beſtehenden Geſetze zu beobachten. 

Wenn der Notar S. dieſe ihm auch gegenüber den anfragenden Per— 
ſonen obliegende Amtspflicht, wie die Klägerin behauptet, verletzt hat, dann 
haftet er oder an ſeiner Stelle der Staat. 
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Wollte man annehmen, daß der Notar zur Auskunfterteilung nicht ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, ſo bleibt doch eine amtliche Handlung beſtehen; denn für 
die Annahme einer ſolchen genügt, daß er hierzu berechtigt war. Er hat als 
öffentlicher Beamter den Rat erteilt, wie er auch als ſolcher angegangen wurde, 
und zwar über eine Frage, die in ſeinem allgemeinen Amts⸗ und Tätigkeits⸗ 
bereich liegt (JW. 1902, 214; RGeEntſch. 68, 282), und darum haftet er und 
an ſeiner Stelle der Staat für den aus der Unrichtigkeit der Auskunft erwach⸗ 
ſenen Schaden. 

Ob vorſätzliches oder fahrläſſiges Verſchulden behauptet werden ſoll, 
iſt für die primäre Haftpflicht des Staates ohne Einfluß, ſie bleibt beſtehen, 
mit der alleinigen Einſchränkung, daß bei bloß fahrläſſiger Amtspflichtverletzung 
der Staat nur in Anſpruch genommen werden kann, ſoweit der Verletzte nicht 
auf andre Weiſe, von dritter Seite, ſelbſtverſtändlich den Beamten ausge⸗ 
ſchloſſen, Erſatz zu finden vermag (Art. 126 NotG.; Art. 60 AusfG. z. BGB.).“ 


Urteil des OLG. München (2. Sen.) v. 5. Okt. 1912 i. S. T. w. L. u. Gen. 
L. 781/11. P. 


81. Die Eiſenbahn haftet nicht für außergewöhnliche Folgen eines 
Betriebsunfalls. 
Vgl. 65 Nr. 195 m. N.; 66 Nr. 97; 67 Nr. 57. 
HaftpflG. $ 1. 

Die Klägerin behauptete, am 29. Juni 1911 bei der Benutzung der elek⸗ 
triſchen Straßenbahn in W. zu Schaden gekommen zu ſein. Auf einer ſteil 
abfallenden Strecke habe infolge Kurzſchluſſes der Wagen plötzlich gehalten, 
die Lichter ſeien erloſchen, und bei dem Verſuch, den Wagen wieder in Gang 
zu bringen, ſei dieſer mehrmals zurückgefahren, wodurch ſich der Paſſagiere 
eine Panik bemächtigt habe. Auch ſei eine große Flamme unter dem Wagen 
herausgeſchlagen. Dieſer Vorfall habe in ihr die Erinnerung an einen ähnlichen 
Vorfall, den ſie im Jahre 1905 gleichfalls auf der elektriſchen Bahn in 
W. erlebt habe, ausgelöſt. Damals ſei gleichfalls Kurzſchluß eingetreten, ſie 
habe den Wagen verlaſſen und hierbei einen heftigen elektriſchen Schlag 
erhalten, der bei ihr ein heftiges Nervenleiden hervorgerufen habe. Sie habe 
daher auch im vorliegenden Falle in größter Angſt vor der Wiederholung des 
früheren Ereigniſſes und ſeiner Folgen den Wagen verlaſſen und ſei völlig 
erſchöpft, zitternd und außer Faſſung davongegangen. Der Schreck in Ver⸗ 
bindung mit der Erinnerung an den früher erlittenen Vorfall habe für ſie eine 
Nervenerſchütterung und monatelange Arbeitsunfähigkeit zur Folge gehabt. 
Sie verlangte Erſtattung der daraus für ſie nötig gewordenen Aufwendungen 
mit 450 K. — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung der Klägerin 


zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: N 
Seufferts Archiv LXVIII. III. Folge Bd. 13 Heft 4. 11 
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„— — — Es war zwar nicht anzuerkennen, daß die von der Beklagten 
aufgeſtellten Behauptungen, ihre Richtigkeit unterſtellt, zureichten, den Schluß 
auf Simulation der Klägerin zu rechtfertigen; gegen ihre Beweiskraft ſprach 
ſchon allein der Umſtand, daß es ſich um eine Krankheitserſcheinung der Ner- 
voſität oder Hyſterie handelt, mit der erfahrunggemäß jene angeblichen Vor⸗ 
kommniſſe wohl vereinbar ſein würden. Es war aber davon auszugehen, 
daß der Unfall der Klägerin als eine körperliche Verletzung i. S. des Haft- 
pflichtgeſetzes nur dann anzuſprechen war, wenn er als ein auf den Betrieb 
der Beklagten nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zurückführbarer Erfolg 
in Frage käme, wenn alſo ſeine Zurückbeziehung auf den Betrieb nicht erſt 
durch vorliegende außergewöhnliche Umſtände vermittelt werden müßte. 
Dieſe Auffaſſung entſpricht der anerkannten Lehre vom ſog. adäquaten Kauſal⸗ 
zuſammenhang, die ſich rechtfertigt durch die Erwägung, daß der Geſetzgeber 
nur die Haftung für an ſich vorausſehbare, d. h. nach dem gewöhnlichen Lauf 
der Dinge oder nach den beſonderen Umſtänden mit Wahrſcheinlichkeit zu er⸗ 
wartende Schadensfolgen hat regeln wollen können. Im vorliegenden Falle 
führt nun die Klägerin ihren Unfall, d. h. ihre Erkrankung, auf die Einwirkung 
einer Betriebsſtörung zurück, die, wie aus der Beweiserhebung zu entnehmen 
war, als eine im Betrieb elektriſcher Straßenbahnen alltägliche und durchaus 
harmloſe Erſcheinung anzuſehen war, die auch erfahrunggemäß im gewöhnlichen 
Verkehr unter den Fahrgäſten keinerlei pſychiſche Erſchütterungen auslöſt. 
Wenn der Erfolg bei der Klägerin ein andrer geweſen iſt, inſofern das Vor⸗ 
kommnis eine ſchwere nervöſe Erkrankung bei ihr herbeigeführt hat, ſo war 
die Annahme nicht von der Hand zu weiſen, daß bei ihr eine Veranlagung ganz 
außergewöhnlicher Art vorgelegen haben muß, mag dieſe nun in einer be— 
ſonderen hochgradigen Krankhaftigkeit im engeren Sinne oder in einer außer⸗ 
gewöhnlichen Erregbarkeit gegenüber Erinnerungseindrücken beſtanden haben, 
eine Veranlagung ſonach, die den adäquaten Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
dem Betriebe der Beklagten und dem Unfall ausſchließt, und deren Vorhanden— 
ſein nicht in Frage geſtellt werden könnte, wenn ärztlicherſeits etwa behauptet 
würde, die Klägerin habe vor dem Unfall im Umgange wie bei ärztlicher Be— 
handlung krankhafte Nervoſität nicht gezeigt. 

Der angefochtenen Entſcheidung, die ſich nicht mit Unrecht auf den analog 
liegenden Fall in der Entſcheidung des RG., abgedr. in der DIZ. 13, 251, 
beruft und das Vorliegen des nach § 1 HaftpflG. erforderlichen urſächlichen 
Zuſammenhangs zwiſchen dem Unfall der Klägerin und dem Betriebe der 
Beklagten verneint, war ſonach beizutreten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a. M. (4. Sen.) v. 6/22. Nov. 1912 

i. S. George (Kl.) w. Südd. EBGeſellſch. 4 U. 179/12. K-r. 
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82. Unabwendbares Ereignis nach $ 7 Abf. 2 Kraftfahrzeug⸗Geſetzes. 
Vgl. oben Nr. 12 m. N.; (auch 60 Nr. 170 m. N., Nr. 190). 
Kraft G. 5 7 Abſ. 2. 

Der damals noch nicht ſiebenjährige Paul B. wurde am 18. Aug. 1910 
in Charlottenburg von einer Kraftdroſchke überfahren und am Kopfe ſchwer 
verletzt. Sein Vater erhob aus dieſem Unfall in eigenem Namen und als ge⸗ 
jeglicher Vertreter des Verletzten Entſchädigungsanſprüche gegen den Halter 
und gegen den Führer des Kraftfahrzeugs. Die Klage wurde in 1. und 2. In⸗ 
ſtanz abgewieſen, weil der Beweis für geführt erachtet wurde, daß Halter 
und Führer des Fahrzeugs jede nach den Umſtänden des Falls gebotene Sorg⸗ 
falt beobachtet hätten. Das Ber.⸗Urteil führte aus: Zur Unfallszeit hätten 
auf dem Bürgerſteige der Augsburgerſtraße mehrere Kinder geſpielt, von denen 
eines ſich plötzlich von den andern getrennt habe und quer über den Straßen⸗ 
damm gelaufen ſei, dieſen habe er dicht vor einem Wagen der Straßenbahn 
gekreuzt und nun den jenſeitigen Bürgerſteig erreichen wollen, ſei dabei aber 
in die Fahrlinie der Kraftdroſchke hineingelaufen. Der Führer habe, als er 
des Knaben anſichtig wurde, den Kraftwagen mit aller Kraft nach links herum⸗ 
geworfen, aber den Unfall nicht mehr verhindern können. Die Kraftdroſchke 
ſei etwas hinter dem Straßenbahnwagen hergefahren, ſo daß den Augen des 
Führers der Knabe zunächſt verdeckt geweſen ſei; beſonders ſchnell ſei ſie nicht 
gefahren. Unter dieſen Umſtänden ſei der Unfall für die Frage des Verſchuldens 
des Führers als ein unabwendbares Ereignis aufzufaſſen. Er habe nicht mit 
der Möglichkeit rechnen müſſen, daß von der Seite her ein Kind die Straßen⸗ 
bahngeleiſe dicht vor dem Straßenbahnwagen kreuzen und in den Kraftwagen 
hineinlaufen würde; er habe die Kraftdroſchke durchaus ordnungmäßig und mit 
der gebotenen Vorſicht gelenkt. Ob der Halter bei der Anſtellung des Führers 
ſorgfältig verfahren ſei, bedürfe nicht der Unterſuchung, da jeder tüchtige und 
vorſichtige Kraftwagenführer ebenſo gefahren ſein würde. — Im übrigen aus 
den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

— — Die Haftung des Halters des Kraftfahrzeugs entfällt gemäß 
87 Ab. 2 S. 2 Kraft F G., wenn der Unfall auf das Verhalten des Verletzten 
zurückzuführen iſt, was im gegebenen Fall zutrifft, und der Halter wie der Führer 
des Kraftfahrzeugs jede nach den Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt 
beobachtet haben. Der Führer des Kraftwagens iſt nach § 18 Abſ. 1 S. 2 von 
der Erſatzpflicht befreit, wenn der Schaden nicht durch ein Verſchulden ſeiner⸗ 
ſeits verurſacht iſt. Da § 18 von dem Führer zu ſeiner Befreiung von der Haf- 
tung nichts andres verlangt als in 87 hinſichtlich ſeiner Perſon für die Ent⸗ 
laſtung des Fahrzeughalters vorausgeſetzt wird, ſo iſt mit der Führung des 
Beweiſes aus $ 7 Abſ. 2 S. 2, der dem Kraftfahrzeughalter obliegt, auch der 
Entlaſtungsbeweis aus § 18 Abſ. 1 S. 2 geführt, den an ſich der Fahrzeugführer 


zu erbringen hat. 
11° 
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Das Landgericht wie das Ber.-Gericht haben nun den Beweis aus §7 
Abſ. 2 S. 2 für geführt, deshalb beide Beklagten für entlaſtet angeſehen und die 
Klage gegen ſie abgewieſen. Wenn die Reviſion unter Hinweis auf die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, wie ſie zum $1 ReichshaftpflG. ergangen iſt, 
meint, daß das Ber.⸗Gericht den Begriff des ‚unabwendbaren Exeigniſſes“ 
verkannt habe, weil Ereigniſſe, wie das vorliegende, mit einer gewiſſen Häufig⸗ 
keit vorkämen und der Betriebsunternehmer mit ihnen zu rechnen habe, ſo 
iſt dies irrig. Der Begriff des unabwendbaren Ereigniſſes nach $ 7 Abſ. 2 S. 2 
KraftfG. fällt nicht zuſammen mit dem Begriffe der ‚höheren Gewalt' in § 1 
HaftpflG., er ſtellt vielmehr eine Erweiterung des letzteren dar. Ob ein Er⸗ 
eignis mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit wiederzukehren pflegt, iſt für den 
Begriff der höheren Gewalt von Bedeutung, nicht aber für den des unabwend⸗ 
baren Ereigniſſes. Iſt der Unfall urſächlich nicht auf einen Fehler in der Be⸗ 
ſchaffenheit des Kraftfahrzeuges noch auf ein Verſagen ſeiner Verrichtungen, 
iſt er insbeſondere auf ein Verhalten Dritter oder eines Tieres oder des Ver⸗ 
letzten ſelbſt zurückzuführen, mag dieſes letztere ein ſchuldhaftes oder unver⸗ 
ſchuldetes ſein, ſo gilt er als unabwendbares Ereignis, wenn er auch bei der 
äußerſten Sorgfalt des Halters und des Führers nicht abgewendet werden 
konnte. Gerade die Fälle des unverſchuldeten Hineinlaufens von Kindern in 
das rollende Fahrzeug, die als höhere Gewalt von der Rechtſprechung zum 
HaftpflG. nicht angeſehen würden, werden in das unabwendbare Ereignis 
nach 8 7 Abſ. 2 S. 2 Kraftf G. einbegriffen, ſofern nur der Halter wie der Führer 
des Kraftfahrzeuges frei von jedem Verſchulden bei der Herbeiführung des 
Unfalls ſind. 

Dagegen iſt die Feſtſtellung des Ber.-Gerichts, daß der Führer des Kraft⸗ 
fahrzeugs im gegebenen Falle jede nach den 1 f Falles gebotene 
Sorgfalt beobachtet habe, nicht frei von Bedenken. — — 


Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 16. Nov. 1912 in der preuß. 
Sache Boldt u. Gen. (Kl.) w. Bormann u. Gen. (KG. Berlin). VI. 
339/12. 


83. Die Gültigkeit des Verlöbniſſes hängt nicht davon ab, ob die 
Beirat unbedingt verſprochen wurde. 
BGB. § 1298. 

Die Parteien hatten einander die Ehe verſprochen und jahrelang ein Ver⸗ 
hältnis unterhalten, das auch zu geſchlechtlichem Verkehr führte. Als die 
Klägerin ſchwanger wurde, löſte der Beklagte das Verhältnis. Gegen die Ent- 
ſchädigungsklage aus $$ 1298. 1300 BGB. wandte er ein, daß er der Klägerin 
gegenüber die Heirat ſtets von der Einwilligung ſeines Vaters abhängig ge- 
macht habe und daß dieſe nicht erteilt ſei. — Das LG. erklärte den Anſpruch 
der Klägerin dem Grunde nach für gerechtfertigt. Das Ber. Gericht machte die 
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Entſcheidung von Eiden abhängig, die über die von der Klägerin behauptete 
Einwilligung des Vaters des Beklagten geleiſtet werden ſollten. Das RG. 
hob auf und verwies die Sache an das Ber.⸗Gericht zurück. Aus den 
Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht, das im übrigen mit dem LG. alle Vorausſetzungen 
der 88 1298 und 1300 BGB. zugunſten der Klägerin als gegeben anſieht, 
bezeichnet als zweifelhaft nur die Frage, ob ein Verlöbnis zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtanden habe. Es ſtellt zwar feſt, daß die Parteien ſeit Jahren einig 
geweſen ſeien, ſich zu heiraten, und daß fie dieſes Einverſtändnis auch gegen⸗ 
ſeitig ausgeſprochen hätten. Es nimmt aber mit dem Beklagten an, daß ſie 
‚vie Verwirklichung ihres Wunſches' und ‚die Wirkſamkeit ihrer Einigung‘ 
von der Zuſtimmung des Vaters des Beklagten abhängig gemacht hätten und 
daß ein ‚unbedingtes Eheverſprechen, alſo ein feſtes Verlöbnis“, jedenfalls bis 
zum Auguſt 1907 nicht beſtanden habe. Dagegen meint es, daß ,das Verlöbnis 
zuſtande gekommen ſei“, falls der Vater des Beklagten Anfang Dezember 1908 
ſeine Zuſtimmung wirklich erteilt habe und daß das Verlöbnis dann gemäß 
88 184 und 159 BGB. auch nach rückwärts die Wirkung gehabt habe, die An⸗ 
ſprüche der Klägerin aus den $$ 1298 und 1300 BGB. zu begründen. — — — 

Die Reviſion iſt begründet. Die Erwägungen des Ber.⸗Gerichts geben in 
der Tat zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 

Bei dem Verlöbnis iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Veclöbnisvertrage, 
der Verlobung, und dem durch dieſen Vertrag begründeten familienrecht⸗— 
lichen Verhältniſſe, dem Brautſtande. Die Verlobung iſt nach der in Recht und 
Sitte herrſchenden Anſchauung der unter der Abgabe eines wechſelſeitigen 
Eheverſprechens auf künftige Eheſchließung gerichtete Vertrag. Daß dieſer 
Vertrag bei dem Mangel einer ähnlichen Vorſchrift, wie ſie z. B. in § 1317 
Abſ. 2, 88 1724. 1742 BGB. gegeben iſt, auch unter einer Bedingung oder 
Betagung abgeſchloſſen werden kann, mag hier zugegeben werden, ebenſo, 
daß denkbarerweiſe das Zuſtandekommen des Verlöbniſſes davon abhängig 
gemacht werden kann, daß die Eheſchließung unbedingt ſichergeſtellt erſcheint. 
Daraus folgt aber nicht, daß — wie der Ber.⸗Richter anzunehmen ſcheint — 
der Verlöbnisvertrag oder gar der durch ihn begründete Brautſtand notwendig 
dadurch aufſchiebend bedingt wird, daß die Heirat, die Hochzeit, vom Eintritt 
einer Bedingung oder eines Termins abhängig gemacht iſt. Denn der Inhalt 
und die rechtliche Bedeutung des Verlöbnisvertrags iſt nicht unmittelbar die 
Verpflichtung zur Heirat, zur Begründung des Eheſtandes, ſondern die Willens⸗ 
einigung über das gegenſeitige Verſprechen der künftigen Verheiratung und 
die behufs ſeiner Verwirklichung zunächſt erfolgende Begründung des Braut⸗ 
ſtandes. Daß das Bürgerl. Geſetzbuch auf dieſem Standpunkte ſteht, erhellt 
klar aus den Rechtsfolgen, die es an das Verlöbnis knüpft. Es hat zwar den 
im 1. Entw. § 1227 ausgeſprochenen Satz: ‚Durch das Verlöbnis wird eine 
Verbindlichkeit der Verlobten zur Schließung der Ehe nicht begründet‘ nicht 
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übernommen, aber (wie die Protokolle der Kommiſſion für die 2. Leſung 4, 
2 ff. unzweideutig ergeben) nur deshalb nicht, um nicht auch die in dem Berlöb- 
niſſe liegende ſittliche Verpflichtung zu leugnen. Der Grundſatz des 1. Entw., 
daß das Verlöbnis eine Rechtspflicht, einen rechtlichen Zwang zur Eingehung 
der Ehe, nicht begründen, daß es die Freiheit der Willensbeſtimmung bei der 
Eheſchließung nicht beeinträchtigen ſoll (Motive 4, 3), iſt auch vom Bürgerl. 
Geſetzbuch aufrechterhalten und für die darin geregelten Rechtsfolgen des 
Verlöbniſſes maßgebend. Vor allem gehört zu dieſen Rechtsfolgen nicht ein 
Gebundenſein an das Verlöbnis, das vielmehr von jedem Verlobten einſeitig 
gelöſt werden kann. Und nur wenn es einſeitig gelöſt wird, treten überhaupt 
die vom Geſetze (§8 12981300) vorgeſehenen Rechtsfolgen ein. Der im § 1301 
geregelte Anſpruch auf Rückgabe etwaiger Geſchenke im Falle des ‚Unter⸗ 
bleibens der Eheſchließung' kann garnicht als eine Rechtsfolge des Verlöbniſſes 
angeſehen werden, ſtützt ſich vielmehr auf die allgemeinen Grundſätze über die 
Herausgabe ungerechtfertigter Bereicherung. Die in den $$ 1298 bis 1300 
geregelten Rechtsfolgen des Verlöbniſſes laſſen aber keinen Zweifel darüber, 
daß ſie von der Freiheit des einſeitigen Löſens des Verlöbniſſes ausgehen 
und daß nur die auf einem Verſchulden beruhende, nämlich entweder ohne 
‚einen wichtigen Grund‘ (§ 1298 Ab. 3) erfolgende, oder dadurch, daß dem 
Mitverlobten ein wichtiger Grund zum Rücktritt gegeben wird ($ 1299), ver: 
anlaßte Auflöſung des Brautverhältniſſes Rechtsanſprüche des an der Auf⸗ 
löſung unſchuldigen Verlobten gegenüber dem andern Verlobten erzeugt. 
Fließen dieſe Rechtsfolgen der $$ 1298 bis 1301 alſo einzig und allein aus der 
Auflöſung des Brautverhältniſſes, ſo können ſie auch lediglich das Beſtehen 
dieſes Verhältniſſes zur Vorausſetzung haben, m. a. W.: ihre einzige Quelle iſt 
in dem Verſprechen der künftigen Eheſchließung und dem zur Vorbereitung der— 
ſelben eingegangenen Brautſtande zu finden. Wird bei der hierauf gerichteten 
Willenseinigung der Liebenden noch die ſchließliche Erfüllung des Ehever— 
ſprechens, die Verheiratung, von einer Bedingung abhängig gemacht, ſo wird 
dadurch nicht etwa die Wirkung des Verlöbniſſes (i. S. von § 158 Abſ. 1) auf⸗ 
geſchoben; ſie tritt vielmehr, ſoweit ſie geſetzlich überhaupt zugelaſſen iſt, durch 
jene Willenseinigung ohne weiteres und unbedingt in Kraft. Der Begriff 
eines ‚feſten, unbedingten Verlöbniſſes' in dem Sinne, den das Ber.-Gericht 
damit verbinden will, iſt dem Geſetze fremd. 

Selbſt ſoweit im Einklang mit dem oben Geſagten ein aufſchiebend be— 
dingtes Verlöbnis denkbar und tatſächlich feſtſtellbar ſein ſollte, wird es ſicher 
der Regel nach dann ausgeſchloſſen erſcheinen, wenn ſich die Liebenden gegen- 
ſeitig die Abſicht, ſich heiraten zu wollen, nicht nur ausdrücklich erklärt, ſondern 
auch längere Zeit hindurch fortgeſezt in Wort und Tat bekundet haben 
und auf dieſer Grundlage in Geſchlechtsverkehr miteinander getreten ſind; 
dies alles aber hat das Ber.-Gericht für den vorliegenden Fall tatſächlich 
feſtgeſtellt. 
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Das Ber.⸗Urteil erſcheint hiernach rechtlich nicht haltbar. Bei einer von 
zutreffenden rechtlichen Erwägungen ausgehenden Prüfung des Sachverhalts 
wird auch zu beachten ſein, daß der Nichteintritt einer für die Verheiratung 
unter den Verlobten vereinbarten Bedingung allerdings einen wichtigen Grund 
für den Rücktritt eines Verlobten abgeben kann, ſo daß Anſprüche gegen ihn 
aus dem Verlöbnis auf Grund der $$ 1298. 1300 überhaupt nicht geltend ge⸗ 
macht werden könnten. Der Ber.⸗Richter hat aber einen wichtigen Grund 
zum Rücktritt von der Verlobung für den Beklagten nicht angenommen; er 
hat die nach dem vorſtehenden maßgebenden rechtlichen Geſichtspunkte der 
Beurteilung des Streitverhältniſſes überhaupt nicht zugrunde gelegt. Er ſtellt 
nicht einmal feſt, wenigſtens nicht ausdrücklich, daß der Vater des Beklagten 
ſeine Zuſtimmung zur Heirat der Parteien endgültig verweigert habe, die 
Bedingung, von deren Eintritt der Beklagte die Eheſchließung abhängig ge- 
macht haben will und nach der Annahme des Ber.-Gericht3 auch abhängig 
gemacht hat, alſo tatſächlich ausgefallen wäre. Sein Urteil unterliegt deshalb 
der Aufhebung. 

Die noch nicht ſpruchreife Sache iſt gemäß $ 565 Abſ. 1 Satz 1 ZPO. 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurüd- 
zuverweiſen. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 19. Sept. 1912 in der preuß. 
Sache A. (Kl.) w. R. (OL G. Naumburg). IV. 115/12. Auch in RGéntſch. 
80 Nr. 21 S. 88. 


— —— — — 


84. Hann der Beſchluß der Generalverſammlung einer Akt.-Geſell⸗ 
ſchaft, daß der Gewinn auf neue Rechnung vorzutragen ſei, unbeſchränkt 
angefochten werdend 
Vgl. 29 Nr. 156; 31 Nr. 161. 356. 

HGB. $$ 271. 213. 262; BGB. 8 138. 

Die Akt.⸗Geſellſchaft K. in M. hat nach § 5 ihrer Statuten ein Grund⸗ 
kapital von 2 000 000 „, eingeteilt in 55 Stammaktien und 1945 Vorzugs⸗ 
aktien zu je 1000 1. 

Nach $ 13 der Statuten find für die Aufſtellung der Bilanz die geſetzlichen 
Beſtimmungen ($ 40 in Verbindung mit $ 261 HGB.) maßgebend; die Höhe 
der Abſchreibungen und Rücklagen hat der Aufſichtsrat nach Maßgabe der ge⸗ 
jeglichen Beſtimmungen feſtzuſetzen. Nach $ 14 werden vom Reingewinn 
5% dem Reſervefonds zugewieſen, ſolange er 10% des Aktienkapitals nicht über⸗ 
ſteigt; ſodann erhalten die Inhaber der Vorzugsaktien und ſodann die In⸗ 
haber der Stammaktien bis zu 6% Dividende; der Reſt wird der Gen.⸗Ver⸗ 
ſammlung zur Verfügung geſtellt. Zum Geſchäftskreis der ordentlichen Gen.⸗ 
Verſammlung gehört nach $ 35 u. a. die Feſtſtellung der Jahresdividende 
auf Vorſchlag des Aufſichtsrats. 
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In der Gen.-Verſammlung v. 19. Dez. 1911 waren 15 Aktionäre mit 
zuſammen 1601 000 % Aktienbetrag (= 1601 Stimmen) vertreten, darunter 
der Kläger W. mit 24 000 % und 24 Stimmen. Vom Auſſichtsrat wurde be⸗ 
antragt, zu beſchließen, es jet der nach Vornahme der ordentlichen Abſchrei⸗ 
bungen zu 120 572,22 % zur Verfügung der Gen.-Verſammlung verbleibende 
Reingewinn zu 271 102,59 / nach Abzug der vertragmäßigen Tantieme an 
den Vorſtand, der ſtatutenmäßigen Vergütung an den Aufſichtsrat und von 
Gratifikationen an Beamte und Bedienſtete verbleibende Reſt von 217 326,94. K 
auf neue Rechnung vorzutragen. Dieſer Antrag wurde mit 1513 gegen 88 Stim⸗ 
men angenommen. Gegen den Beſchluß legte Rechtsanwalt B. Widerſpruch 
ein, dem ſich W. anſchloß. Mittels Klage verlangte ſodann W., den Beſchluß 
der Gen.⸗Verſammlung inſoweit für nichtig zu erklären, als die Unterlaſſung 
der Verteilung einer Dividende von 6% beſchloöſſen worden ſei. — Die Klage 
wurde abgewieſen und die Berufung des Klägers zurückgewieſen mit folgender 
Begründung: 

„Nach § 271 Abſ. 3 Satz 2 HGB. iſt die Anfechtung eines Beſchluſſes 
der Gen.⸗Verſammlung, die darauf gegründet wird, doß durch den Beſchluß 
Abſchreibungen oder Rücklagen über das nach dem Geſetz oder nach dem Ge— 
ſellſchaftsvertrag ſtatthafte Maß hinaus angeordnet ſeien, nur zuläſſig, wenn die 
Anteile des Aktionärs den 20. Teil des Grundkapitals erreichen. Der Kläger W. 
beſitzt unbeſtrittenermaßen nur 24 Aktien a 1000 „, während das Grund- 
kapital der verklagten Geſellſchaft 2000 000 „ beträgt. Die Entſcheidung 
darüber, ob W. zur Erhebung der Klage aktiv legitimiert ſei, fällt alſo mit der 
Beantwortung der Frage zuſammen, ob er die Anfechtung darauf gründen will, 
daß durch den Beſchluß der Gen.-Verſammlung v. 19. Dez. 1911 Rücklagen 
über das nach dem Geſetz oder nach dem Geſellſchaftsvertrage ſtatthafte Maß 
hinaus angeordnet worden ſeien. Dieſe Frage hat der 1. Richter bejaht; das 
Ber.⸗Gericht tritt ihm bei. 

Als „Rücklage“ (gleich Reſervefonds; Staub HGB.? Anm. 13 zu $ 237) 
iſt anzuſehen, was von den vorhandenen Werten nicht verteilt wird, ſondern 
im Geſellſchaftsvermögen verbleibt, zurückgelegt, reſerviert wird. Dazu ge- 
hört alles, was der Verteilung nicht unterliegt, ſei es weil es kein Reingewinn 
iſt, ſei es obwohl es Reingewinn iſt, insbeſondere auch der Gewinnvortrag 
des Bilanzjahres; 


Staub a. a. O. Anm. 15 zu $ 237, Anm. 12 zu § 271 und in DIZ. 1901, 345 ff.; 
Rehm ebenda 492; Brand HGB. Bem. 30 zu 8 237; Lehmann -Ring HGB. 
Bem. 4 zu $ 237; Goldmann HGB. Anm. 5 zu $ 237; Ritter HGB. Anm. 1 
zu § 237; Urt. des RG. v. 5. Juli 1911 in Leipzg. 1911, 771“. — Die gegen- 
teilige Anſchauung von Rehm Bilanzen der Akt.⸗Geſellſch. 552 iſt überzeugend 
widerlegt durch Urt. des RG. v. 20. März 1905 in JW. 1905, 345 ff. 


Der Kläger beſtreitet nicht, daß ihm die Aktivlegitimation inſoweit fehle, als 
es ſich um die Anfechtung des Beſchluſſes handelt, wonach der geſamte ver— 
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bliebene Reingewinn auf neue Rechnung vorgetragen werden ſoll; er will 
aber ſeine Anfechtung dahin verſtanden wiſſen, daß er den Beſchluß lediglich 
inſoweit bekämpfe, als von der Verteilung einer Dividende Umgang genommen 
werden ſolle. Mit Recht hat demgegenüber der 1. Richter betont, daß damit 
die Bedeutung jenes Beſchluſſes verkannt wird. Ein eigentlicher Beſchluß, 
keine Dividende zu verteilen, iſt von der Gen.⸗-Verſammlung überhaupt nicht 
gefaßt worden; beſchloſſen wurde vielmehr, den nach gewiſſen Abzügen ver— 
bleibenden Reingewinn auf neue Rechnung vorzutragen; die notwendige Folge 
hiervon war, daß irgendwelcher Betrag zur Verteilung einer Dividende nicht 
mehr vorhanden war. Die Anfechtung richtet ſich alſo in Wirklichkeit gegen 
den Beſchluß, den Reingewinn auf neue Rechnung vorzutragen. Zur An⸗ 
fechtung dieſes Beſchluſſes iſt aber der Kläger mangels Beſitzes des 20. Teiles 
des Grundkapitals nicht legitimiert. 

Nach Staub (Anm. 32 zu $ 262) kann die Gen.⸗Verſammlung mangels 
ausdrücklicher Ermächtigung durch das Statut einen ſog. Gewinnvortrag 
nicht ohne weiteres beſchließen, weil darin eine unzuläſſige Schmälerung 
des Dividendenanſpruchs zu erblicken wäre (ebenſo KG. Berlin im „Recht“ 1910 
Nr. 2077). Ob dieſer oder der gegenteiligen, insbeſondere vom Reichsgericht 
(Urt. v. 26. Jan. 1898 im SächſArch. 8, 252 ff.) vertretenen Anſchauung bei- 
zutreten ſei, kann dahingeſtellt bleiben. Denn auch wenn der Aktionär zur 
Anfechtung eines ſolchen Beſchluſſes in materieller Hinſicht berechtigt ſein 
ſollte, beſteht doch für ihn, wie auch Staub a. a. O. Anm. 33 anerkennt, die 
formelle Schranke des § 271 Abſ. 3 Satz 2, an dem die Klage im vorliegenden 
Fall ſcheitern muß. 

Der Kläger hat in der Ber.⸗Inſtanz auch geltend gemacht, der Beſchluß 
werde um deswillen angefochten, weil dadurch ein Sonderrecht verletzt worden 
ſei, das ihm nach § 14 der Statuten verliehen ſei; die Anfechtung wegen Ver⸗ 
letzung von Sonderrechten ſei der Beſchränkung des § 271 Abſ. 3 Satz 2 HGB. 
nicht unterworfen. Nach Staub Anm. 12 zu § 250 ſei das Recht auf Einhaltung 
der ſatzungmäßigen Beſtimmungen ein Sonderrecht des Aktionärs; auch das 
Dividendenrecht ſei ein Sonderrecht inſofern, als der Aktionär verlangen 
könne, daß bei der Verteilung Geſetz und Satzung nicht verletzt werden; der⸗ 
artige Sonderrechte ſeien der Schmälerung durch Beſchlüſſe der Gen.⸗Ver⸗ 
ſammlung nicht zugänglich, und die ſie verletzenden Beſchlüſſe könnten auch 
durch Unterlaſſung der Anfechtung nicht gültig werden (Anm. 13 zu $ 250, 
Anm. 16 zu § 273). Allein Staub felbſt (Anm. 13 zu § 250) ſchränkt dies 
dahin ein, daß es nur inſofern gelte, als allgemeine Beſchlüſſe, welche 
Sonderrechte verletzen, z. B. der Beſchluß, daß nur je 5 Aktien eine Stimme 
haben, ohne Rechtswirkung ſeien; dagegen könne, wenn durch einen Beſchluß 
das Sonderrecht eines einzelnen im beſonderen Falle verletzt ſei, z. B. wenn 
einem Aktionär das Stimmrecht beſtritten werde, der Benachteiligte auf ſein 
Recht verzichten, indem er den betreffenden Beſchluß nicht anfechte; 
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ogl. auch Staub Anm. 9 zu $ 213, wonach ein ftatutenwidriger Beſchluß der Gen.- 
Verſammlung, daß der Reingewinn zur Bildung eines freiwilligen Reſervefonds 
zu verwenden ſei, nur nach Maßgabe des $ 271 Abi. 3 Satz 2 angefochten 
werden kann; ebenjo Brand Bem. 2a zu $ 213. 
Übrigens liegt nach der Anſchauung des Ber.-Gerichts eine Verletzung der 
Statuten nicht vor. Denn wenn der § 35 als zum Geſchäftskreis der ordent⸗ 
lichen Gen.⸗Verſammlung gehörig u. a. ‚die Feſtſtellung“ der Jahresdividende 
auf Vorſchlag des Aufſichtsrats bezeichnet, ſo iſt damit zum Ausdruck gebracht, 
daß die Gen.⸗Verſammlung darüber zu entſcheiden hat, ob eine Dividende zu 
verteilen iſt und welcher Betrag zur Verteilung gelangen ſoll; beſchließt ſie, 
daß der geſamte Reingewinn auf neue Rechnung vorzutragen ſei, ſo iſt ein als 
Dividende verwendbarer Betrag nicht vorhanden und $ 14 iſt gegenſtandlos; 
im gegenteiligen Falle greifen die Beſtimmungen des § 14 über die Art der 
Verwendung des Reingewinns Platz. Der $ 14 enthält alſo, wie die Beklagte 
mit Recht ausgeführt hat, lediglich eine Ergänzung und nähere Ausgeſtaltung 
des § 35, ſteht aber mit dieſer Beſtimmung keineswegs in Widerſpruch. 
Auch der Beſchluß einer Gen.-Verſammlung kann ein Rechtsgeſchäft ent— 
halten, das gegen die guten Sitten verſtößt und daher nach § 138 BGB. 
nichtig iſt (RGEntſch. 68, 243). Allein von einem Verſtoß gegen die guten Sitten 
kann im vorliegenden Fall keine Rede ſein. Das Geſetz will gerade durch die 
Vorſchrift des 8 271 Abſ. 3 Satz 2 die Stärkung der wirtſchaftlichen Grund— 
lagen der Geſellſchaft durch möglichſte Zurückbehaltung von Werten begünſtigen 
und dem einzelnen Aktionär die Anfechtung da erſchweren, wo die Mehrheit 
der Aktionäre ſich im Intereſſe des Gedeihens der Geſellſchaft mit niedrigeren 
Dividenden beſcheidet (Staub Anm. 12 zu § 271). Es kann alſo darin, daß eine 
Geſellſchaft von der Verteilung einer Dividende Umgang nimmt, um in 
ſchwierigen Zeiten ihre Betriebsmittel für das kommende Jahr zu erhöhen, 
ein ſittenwidriges Vorgehen unmöglich erblickt werden. 


Die Abweiſung der Klage iſt alſo mit Recht erfolgt. — — —“ 
Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 1. Juli 1912 i. S. W. w. Akt.⸗ 
Geſellſch. K. L. 365/12. P. 


85. Wann braucht die Ware erſt am überſeeiſchen Beſtimmungsort 
unterſucht zu werdend! Fob Klaufel**. 
“Bol. 55 Nr. 23 m. N., 91. — Vgl. 56 Nr. 83; 60 Nr. 173. 
HGB. $ 377; BGB. $ 157. — HGB. 8 561. 

Die Ablieferung der Waren an die Klägerin als Käuferin i. S. des 8 377 
HGB. iſt in Antwerpen erfolgt, denn dort ſind die Sodafäſſer vom Beklagten 
oder für deſſen Rechnung von ſeinen Lieferanten an Bord eines Dampfers 
angeliefert, der dem Beklagten oder deſſen Lieferanten ſeitens der Spediteure 
der Klägerin aufgegeben war. Bei Zugrundelegung der geſetzlichen Regel 
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des $ 377 wäre alſo bei Meidung des Verluſtes aller Reklamationen in Ant⸗ 
werpen zu unterſuchen und eine etwaige Mängelrüge ohne Verzug nach 
Vornahme einer dort zu veranlaſſenden Unterſuchung geltend zu machen ge⸗ 
weſen. Da dies nicht geſchehen iſt, fragt ſich, ob ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
eine Abweichung von der geſetzlichen Regel vereinbart ſei oder als vereinbart 
gelten müſſe, wofür die Klägerin beweispflichtig wäre, ſo daß ſie die Folgen 
einer etwaigen Unklarheit treffen würden. 

Klägerin will ſich auf ihren ‚Auftragsbogen' berufen, nach deſſen Inhalt 
allerdings der überſeeiſche Beſtimmungsplatz als Ort der Ablieferung i. S. 
des § 377 HGB. zu gelten hätte und eine dortige Unterſuchung rechtzeitig 
ſein würde. Sie überſieht aber, daß ſich in dieſem ihrem eigenen Auftrags- 
formular der Satz findet: ‚Bejtätigung muß innerhalb einer Woche vom Datum 
des Auftrags durch Rückſendung des einliegenden, von Ihnen zu unterzeid)- 
nenden Scheins erfolgen‘, und daß eine ſolche Beſtätigung nicht erfolgt iſt, 
da der Beklagte nicht nur keinen eingelegten Schein unterzeichnet, ſondern den 
Auftrag mittels ſeines weſentlich anders lautenden Beſtätigungsformulars 
angenommen hat. Nach $ 150 Abſ. 2 BGB. gilt eine Annahme eines Antrags 
unter anderen als den angetragenen Bedingungen als Ablehnung des An⸗ 
trags, verbunden mit einem neuen Vertragsantrage. Da die Klägerin gegen 
die Auftragsbeſtätigung des Beklagten nichts eingewendet hat, vielmehr 
hieraufhin Ablieferung und Annahme der Ware erfolgt iſt, ſo haben dieſe 
Konditionen als von der Klägerin angenommen zu gelten. Sie enthalten aber 
nichts, was dem $ 377 entgegenlautete, vielmehr iſt im Gegenteil dort be- 
ſtimmt: 

„Die verkauften Waren ſind auf der Fabrik zu empfangen, wenn nicht aus— 
drücklich eine gegenteilige Vereinbarung getroffen iſt. Der Käufer hat das 
Recht, ſie durch einen Bevollmächtigten prüfen zu laſſen“, und: 

„Nach der Abſendung werden keine Reklamationen mehr angenommen“. 


Damit iſt klar ausgeſprochen, daß der Verkäufer unter keinen Umſtänden eine 
erſt am überſeeiſchen Beſtimmungsplatz zu veranlaſſende Unterſuchung an⸗ 
erkennen will. Nun iſt freilich tatſächlich der Klägerin keine Fabrik aufgegeben, 
an welcher ſie hätte unterſuchen laſſen können, und die Ausführung des Land⸗ 
gerichts, daß es Sache der Käufer geweſen ſei, ſich beim Verkäufer hiernach 
zu erkundigen, mag an ſich gerechten Bedenken begegnen. In keinem Fall 
aber läßt ſich aus dem bloßen Umſtand, daß eine Fabrik nicht aufgegeben wurde, 
nunmehr zugunſten der Käuferin die Rechtsfolge ableiten, daß ihr die Befugnis 
zugeſtanden habe, im Widerſpruch mit $ 377 HGB. die Unterſuchung der 
Ware bis nach Ankunft am überſeeiſchen Platze zu verſchieben. 

Auch die vereinbarte ſeemäßige Verpackung der Ware in ſtarken Fäſſern 
kann nicht zu der Annahme führen, daß Parteien über eine ſolche Verſchiebung 
der Unterſuchung beiderſeits einverſtanden geweſen ſeien. In vielen Fällen 
wird dies freilich aus der Art der vereinbarten Fuſtage geſchloſſen werden dürfen, 
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dann nämlich, wenn bei einer für einen überſeeiſchen Platz beſtimmten Ware 
eine Löſung der Fuſtage im europäiſchen Verſandplatz tatſächlich nicht möglich 
oder doch mit ſo großer Schwierigkeit oder ſo hohen Koſten verknüpft iſt, daß 
vernünftigerweiſe niemand an derartige Unterſuchung am inländiſchen Abgangs⸗ 
platz denken wird. Nach dieſer Richtung hin ſind aber ſeitens der Klägerin 
keinerlei beſtimmte Behauptungen aufgeſtellt, und ohne weiteres iſt keineswegs 
abzuſehen, weshalb nicht ohne beſonders große Schwierigkeit oder unangemeſſen 
hohe Koſten diejenigen Stichproben, welche ſpäter in Buenos Aires vorgenom- 
men ſind, auch in Antwerpen hätten vorgenommen werden können. 

Es ſoll ferner durchaus nicht verkannt werden, daß eine ſtillſchweigende 
Hinausſchiebung der Unterſuchungspflicht auch dann angenommen werden darf, 
wenn der Verkäufer kontraktlich die Ware unmittelbar an Bord des zum 
Weiterverſand beſtimmten Schiffes zu liefern übernommen hat (vgl. Ritter 
HGB. zu $ 377). Denn da eine Unterſuchung am Bord im Seehafen regel⸗ 
mäßig faktiſch nicht tunlich iſt, ſo muß, wenn der Verkäufer kontraktlich die 
Lieferung an Bord übernimmt, ein Einverſtändnis dahin angenommen werden, 
daß die Unterſuchung erſt am überſeeiſchen Platz vorgenommen werden ſoll. 
Hier iſt nun freilich tatſächlich ſeitens des Beklagten oder ſeiner Lieferanten 
nach Weiſung der Spediteure der Klägerin an Bord eines Steamers angeliefert 
worden. Kontraktlich vereinbart war aber diesbezüglich auch nach dem klä— 
geriſchen Auftragsbogen nichts, denn der Ausdruck „fob Antwerpen“ beſagt 
nur, daß die Koſten bis an Bord des Steamers zu Laſten des Verkäufers ſind, 
nicht aber, daß der Verkäufer verpflichtet ſei, die Partie an Bord transportieren 
zu laſſen. 

Es liegt nach alledem kein zwingender Grund für die Annahme vor, daß 
der Verkäufer auf die ihm im $ 377 des HGB. gewährten Rechtsvorteile habe 
verzichten wollen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (5. Sen.) v. 3. Sept. 1912 in der Ham⸗ 

burger Sache Marckt & Co. w. Strumberg. Bf. V. 51/12. A- d. 


86. Hinterlegung von Frachtgut wegen Unbekanntſchaft des Empfängers; 
kann dieſer die Herausgabe verlangen d 
HGB. 8 601 Abſ. 2; BGB. 39 3767. 695. 

Wegen eines auf einem Schiedsſpruch beruhenden Anſpruchs auf Zahlung 
von 10 750 . hatte die verklagte Handelsgeſellſchaft am 31. Dez. 1910 beim 
Landgericht in Hamburg einen Arreſtbefehl in Höhe von 11500. K gegen die Firma 
Barret Brothers & Co. in Mobile (Alabama) erwirkt. Auf Grund dieſes Vollſtr.⸗ 
Titels ließ ſie am 4. Jan. 1911 eine Ladung Hölzer pfänden, die ſich bei N. in 
Hamburg auf Lager befanden. Barret Brothers & Co. hatten dieſe Hölzer mit 
dem Dampfer Queen Mary von Mobile nach Hamburg verladen, und der Schiffs⸗ 
makler hatte ſie, da der Empfänger nicht bekannt war, gleich nach der Ankunft 
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in. Hamburg bei N. auf Lager gegeben. Nachträglich meldete ſich Kläger als 
Eigentümer. Er war im Beſitze der Konnoſſemente, und zwar waren ihm dieſe 
am 7. Jan. 1911 in Antwerpen von der Banque Centrale ausgehändigt. worden, 
nachdem er die von Barret Brothers & Co. auf ihn gezogene Tratte über 
320 K eingelöſt hatte. Er klagte auf Aufhebung des Arreſtes wie der Pfändung 
und auf Freigabe der Hölzer. Die Beklagte beſtritt, daß Kläger das Eigentum 
an den Hölzern erworben habe, und behauptete, daß er nur den Auftrag gehabt 
habe, die Ware für die Abladerin zu verkaufen. — Das LG. verurteilte nach 
dem Klagantrage. Die Berufung der Beklagten wurde zurückgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber.-Gericht zurück. Aus 
den Gründen: 

„Der Ber.⸗Richter läßt die Frage, ob Kläger das von ihm beanſpruchte 
Eigentum an den von der Beklagten gepfändeten Hölzern nachgewieſen habe, 
unentſchieden. Er iſt der Meinung, daß die Klage berechtigt ſei, ohne daß es 
darauf ankäme, ob Kläger Eigentümer geworden oder nicht. Die Widerſpruchs⸗ 
klage i. S. des 8 771 ZPO. könne auch auf einen Verwahrungsvertrag geſtützt 
werden, und ein ſolcher liege hier vor. Zunächſt habe nämlich ein Anſpruch 
aus dem Verwahrungsvertrage gegen den Verwahrer N. der Banque Centrale 
in Antwerpen zugeſtanden. Dieſe ſei zur Zeit der Pfändung die durch Konnoſſe⸗ 
ment legitimierte Empfangsberechtigte geweſen, und es ſei anzunehmen, 
daß bei einer Hinterlegung gemäß $ 601 HGB. unmittelbar Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem Verwahrer und dem Empfangsberechtigten entſtänden, auf 
Grund deren letzterer die Veräußerung der Güter unterſagen könne. Dieſes 
Widerſpruchsrecht ſei aber ſpäter ohne weiteres auf den Kläger übergegangen, 
als dieſer die Konnoſſemente erworben habe. 

Die Reviſion hält die Annahme, daß durch eine Einlagerung nach § 601 
HGB. ohne weiteres ein Anſpruch des Konnoſſementsinhabers (Empfängers) 
gegen den Lagerhalter erwachſe, für rechtsirrtümlich. Sie iſt der Anſicht, 
daß als Gläubiger des Lagerhalters nur der Schiffer oder Verfrachter anzu⸗ 
ſehen ſei und daß vor Übertragung der dieſem zuſtehenden Rechte der Em⸗ 
pfänger Anſprüche gegen den Lagerhalter nicht geltend machen könne. Dieſer 
Angriff kann jedoch nicht für begründet erachtet werden. Nach $ 601 Abſ. 2 
HGB. hat der Schiffer die Güter in einem öffentlichen Lagerhaus oder ſonſt 
in ſicherer Weiſe zu hinterlegen, wenn der Empfänger nicht zu ermitteln iſt. 
Wer aus dieſer Hinterlegung Rechte erlangt und namentlich das Recht auf 
Rückgabe der Güter, iſt im Geſetz nicht beſtimmt. Das Nächſtliegende würde 
allerdings ſein, denjenigen als den Berechtigten anzuſehen, in deſſen Namen 
die Hinterlegung vorgenommen wird, alſo den Verfrachter, zumal dieſer wegen 
ſeines Pfandrechts (§ 623) ein eigenes Intereſſe an der Erhaltung der Güter 
hat. Es kommt aber außerdem in Betracht, daß die Hinterlegung zwecks 
Erfüllung einer dem Schiffer oder dem Verfrachter obliegenden Verpflichtung 
erfolgt, nämlich der Verpflichtung, dem ordnungmäßig legitimierten Inhaber 
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des Konnoſſements die Güter auszuliefern (8 645). Die Hinterlegung zwecks 
Erfüllung einer Verbindlichkeit iſt aber allgemein ſchon im Bürgerl. Geſetzbuch 
geregelt. Insbeſondere iſt nach $ 372 daſelbſt der Schuldner u. a. zur Hinter⸗ 
legung berechtigt, wenn er infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden 
Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit nicht oder 
nicht mit Sicherheit erfüllen kann. Wie ſich aber aus den $$ 3762. 380. 382 BGB. 
ergibt und wie auch allgemein anerkannt iſt, erlangt bei einer ſolchen Hinter⸗ 
legung der Gläubiger regelmäßig unmittelbar einen Herausgabeanſpruch 
gegen die Hinterlegungsſtelle. Es ſcheint demnach der Sachlage am meiſten zu 
entſprechen, im Falle des § 601 HGB. nicht nur einen Herausgabeanſpruch 
s Verfrachters, ſondern auch einen ſolchen des Empfängers anzunehmen, 
dergeſtalt, daß der Verwahrer der Güter nur an beide gemeinſchaftlich heraus⸗ 
zugeben bat. Im vorliegenden Fall konnte ſonach ohne Rechtsirrtum ange⸗ 
nommen werden, daß zur Zeit der Pfändung auch der Banque Centrale, 
falls ſie damals die Empfangsberechtigte war, ein Anſpruch aus der Hinter⸗ 
legung zuſtand, und ebenſo, daß dieſer Anſpruch ſpäter mit dem Rechte ſelbſt 
auf den Kläger übergegangen ſein würde. Endlich unterliegt es auch keinem 
Bedenken, daß, wenn ſich für die aus dem Verwahrungsvertrage Berechtigten 
aus dieſem Verhältnis zugleich ein die Veräußerung hinderndes Recht ergab, 
dieſes Recht nicht nur von ihnen gemeinſchaftlich ſondern auch von jedem 
allein ausgeübt werden konnte ($ 744 Abi. 2 BGB.). 

Nun war von der Beklagten aber behauptet worden, daß ſowohl der 
Klager als auch deſſen Vordermänner nur Beauftragte und Agenten der Firma 
Barret Brothers & Co., der Schuldnerin der Beklagten, geweſen ſeien, und dieſe 
Behauptung war für die Frage, ob ihnen ein die Veräußerung hinderndes 
Recht zuſtand, ob ſie alſo der Firma Barret Brothers & Co. eine freiwillige 
Veräußerung der Hölzer hätten unterſagen können, zweifellos von Erheblich— 
keit. Es liegt auf der Hand, daß Kläger und deſſen Vordermänner, wenn ſie 
nur Beauftragte der Schuldnerin waren, die Konnoſſemente alſo nur zum 
Zweck des Inkaſſos übergeben erhalten hatte, wegen dieſes Abhängigkeits⸗ 
verbältniſſes in bezug auf die Güter mehr Rechte nicht erlangen konnten 
als der Auftraggeberin ſelbſt zuſtanden, und daß ſie namentlich der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung in dieſe Güter dann nicht widerſprechen durften, wenn die Auftrag⸗ 
gebetin ſelbſt ihr nicht wideriprechen konnte. Durch den Verwahrungsvertrag 
wurde an dieſem Ergebnis nichts geändert, denn wenn die in Rede ſtehenden 
Behauptungen der Beklagten richtig ſind, erwarben die Kläger und deſſen Not» 
dermͤnner auch die Rechte aus dem Verwahrungsvertrage nur in ihrer Eigen— 
ſchart als Beauftragte der Firma Barret Brothers & Co.: ſie könnten Deshalb 
aus dieſem Verttage nicht Einwendungen gegen die Zw.-Vollſtreckung herleiten, 
welche die Schuldnerin ſelbſt nicht wurde geltend machen können. — — — 

Da die Annahme eines dem Kläger auf Grund eines Verwahrungs— 
vertrages zuſtebenden Widerſpruchsrechts hiernach einer rechtlich einwandfreien 
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Begründung entbehrt und eine Erörterung der Eigentumsfrage bisher nicht 
erfolgt iſt, muß das angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur ander⸗ 
weitigen Verhandlung und Entſcheidung in die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 3. Mai 1912 in der Hamburger 
Sache J. & H. Gehlſen (Bkl.) w. Govers (OL G. Hamburg). VII. 62/12. 


87. Abgrenzung zwiſchen dem Eigentumsrecht und dem Urheberrecht 
an einem auf Beſtellung hergeſtellten Gemälde. 
KunſtUrhG. 12. 

Der Kläger hat im Jahre 1894 im Treppenflur des Hauſes der Beklagten 
in Berlin ein Freskogemälde „Felſeneiland mit Sirenen“ auf Beſtellung der 
Beklagten gemalt. Die Beklagte ließ dieſes Freskobild ſpäter ohne Zuſtimmung 
des Klägers derart übermalen, daß die urſprünglich nackten Sirenen nunmehr 
bekleidet erſchienen. Der Kläger erhob hierauf Klage auf Verurteilung der 
Beklagten zu Vorkehrungen, daß das Bild dem öffentlichen Anblick entzogen 
würde. Eingeleitete Vergleichsverhandlungen führten zu keinem Ergebnis; 
doch die Beklagte entfernte nun das Signum des Klägers an dem Bilde und 
verhängte den übermalten Teil. Der Kläger erweiterte darauf ſeinen Klag⸗ 
antrag dahin, die Beklagte zu verurteilen, die Übermalung wieder zu beſeitigen, 
was ohne beſondere Schwierigkeiten möglich ſei; fürſorglich: die Beklagte zu 
verurteilen, Vorkehrungen zu treffen, daß das Bild dem öffentlichen Anblick 
entzogen werde; ganz fürſorglich: feſtzuſtellen, daß die Beklagte nicht berechtigt 
ſei, das Bild in unverhülltem Zuſtande in ihrem Treppenhauſe zu belaſſen. 
Die Klage wurde. auf das Perſönlichkeitsrecht des Klägers als eines namhaften 
Künſtlers geſtützt. Die Beklagte berief ſich auf ihr Eigentumsrecht an dem be⸗ 
ſtellten Werke und machte auch geltend, daß ihr Haus ein Privathaus ſei, 
in welchem fie zurückgezogen lebe, fo daß das Bild nicht von dem großen Pub- 
likum beſichtigt werde. — In 1. Inſtanz wurde nach dem dritten Antrage 
erkannt, während in 2. Inſtanz die Beklagte verurteilt wurde, die Übermalung 
wieder zu beſeitigen. Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Gründe: 

„Die Reviſion rügt Verletzung des §S 903 BGB. Die Beklagte habe das 
Bild zu Eigentum erworben und könne damit in jeder Weiſe ſchalten, insbe⸗ 
ſondere es vernichten oder verändern. Ein Schutz des Urhebers könne überdies 
nur unter der Vorausſetzung in Betracht kommen, daß das Bild der Offentlich⸗ 
keit zugängig gemacht werde. Davon könne aber im vorliegenden Falle keine 
Rede ſein. Das Bild befinde ſich in einem Privathauſe, das außer von der Be⸗ 
klagten nur noch von einer Mietpartei im Erdgeſchoß bewohnt ſei; das Haus 
ſei verſchloſſen, das Bild vom Erdgeſchoß aus nicht bemerkbar. 
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Die Reviſion iſt nicht begründet. Der erkennende Senat hat bereits in 
dem Urteil v. 7. Nov. 1908 (J. 638,07, in RGEntſch. 69, 403) ausgeſprochen, 
daß zwar die Anerkennung eines allgemeinen ſubjektiven Perſönlichkeitsrechts 
in unſerm geltenden bürgerlichen Rechte nicht enthalten ſei, daß es jedoch be— 
ſonders geregelte Perſönlichkeitsrechte gebe. Er hat hierbei auf die perſönlich— 
keitsrechtlichen Beſtandteile des Urheberrechts beſonders hingewieſen. In dem 
Urteil des erkennenden Senats v. 16. Sept. 1908 (J. 499/07, in RGeEntſch. 69, 
242) wird bei Erörterung des $ 11 Lit UrhG. v. 19. Juni 1901 ausgeſprochen, 
daß die hier aufgezählten Befugniſſe des Urhebers den Begriff des Urheber— 
rechts nicht abſchließend umgrenzen; nicht bloß das Vermögensintereſſe, 
ſondern auch das geiſtige Intereſſe des Schriftſtellers, welches er daran habe, 
daß ſein Werk nur, wie es verfaßt iſt, veröffentlicht werde, ſei geſchützt. Die 
Vorſchrift des §9 Lit UrhG. ſolle nur den Zweifel heben, ob das perſönliche 
Intereſſe des Verfaſſers an der unveränderten Wiedergabe ſeines Werkes 
auch dann noch einen Rechtsſchutz genieße, wenn er das Urheberrecht ſelbſt 
übertragen habe. Die in dieſem §9 zum Ausdruck gelangte Bejahung der Frage 
ſetze die ausschließliche Befugnis des Urhebers, über den Beftand und die Form 
des Werkes zu verfügen, als ſelbſtverſtändlich voraus. 

Die gleichen Erwägungen ſind gegenüber dem Kunſtſchutzgeſetz v. 9. Jau. 
1907 am Platze. Die ausdrücklichen Beſtimmungen der 8812. 13. 15 ff., 18 
Abſ. 3, 19 Abſ. 2, 21 erſchöpfen die urheberrechtlichen Befugniſſe nicht. Sie 
laſſen aber erkennen, daß der Künſtler dem modernen Rechtsempfinden ent⸗ 
ſprechend ein geſetzlich geſchütztes Recht darauf hat, daß das von ihm ge— 
ſchaffene Werk, als ein Ausfluß ſeiner individuellen künſtleriſchen Schöpfer⸗ 
kraft, der Mit⸗ und Nachwelt nur in ſeiner unveränderten, individuellen 
Geſtaltung zugänglich gemacht und hinterlaſſen werde. Dieſer geſetz⸗ 
geberiſche Gedanke hat im Geſetze nur für den Fall eine ausdrückliche 
Regelung erfahren, daß der Künſtler ſein Urheberrecht ſelbſt ganz oder teilweiſe 
auf einen andern übertragen hat. Auch der Erwerber dieſes Urheberrechts 
hat nicht das Recht, an dem Kunſtwerke ſelbſt, an deſſen Bezeichnung oder an 
der Bezeichnung des Urhebers bei der Ausübung ſeiner Befugniſſe Anderungen 
vorzunehmen. Zuläſſig ſind nur ſolche Anderungen, für die der Berechtigte 
ſeine Einwilligung nach Treu und Glauben nicht verſagen durfte (vgl. auch 
§ 13 VerlG.). Damit iſt das Perſönlichkeitsrecht des Künſtlers namentlich im 
Verhältnis zu dem Verleger oder demjenigen gewahrt, dem er ſein Urheberrecht 
zum Zwecke der Vervielfältigung, gewerbmäßigen Verbreitung oder gewerb— 
mäßigen Vorführung des Werkes übertragen hat. Eine Regelung des Ver— 
hältniſſes zwiſchen dem Künſtler und dem Eigentümer des Werkes hat im 
Geſetz keinen unmittelbaren Ausdruck gefunden. Man nahm an, daß ‚die 
Vorſchriften des allgemeinen Rechts dem Künſtler ausreichenden Schutz ge— 
währen, namentlich dann, wenn mit der Bekanntgabe des veränderten Werkes 
eine Verletzung der künſtleriſchen Ehre des Urhebers oder die Gefahr einer 
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Täuſchung des Publikums verbunden ift‘ (vgl. Begr. zum Entw. des Kunſt⸗ 
ſchutz h. § 12 S. 19). Der Geſetzgeber ſetzt hiernach das Beſtehen eines ſolchen 
Rechtsſchutzes voraus; er glaubt ihn ohne weiteres in den Vorſchriften des all⸗ 
gemeinen Rechts gegeben. Seiner Begründung gegenüber beſtehen aber 
bei der Auffaſſung, daß unſer bürgerliches Recht ein allgemeines Perſönlich⸗ 
keitsrecht, wie oben erwähnt, nicht anerkennt, und bei der Auslegung, die $ 823 
BGB. durch die Praxis der Gerichte gefunden hat, berechtigte Zweifel. Daraus 
folgt aber keineswegs die Notwendigkeit, dem Künſtler den vom Geſetz⸗ 
geber vorausgeſetzten Rechtsſchutz zu verſagen. Er kann und muß vielmehr 
den der Ergänzung bedürftigen Beſtimmungen des Kunſtſchutzgeſetzes ſelbſt 
entnommen werden. 

Bei einem Falle wie dem vorliegenden, in welchem ein Künſtler auf voraus⸗ 
gegangene Beſtellung ein Kunſtwerk geliefert hat, entſtehen an dem vollen⸗ 
deten Werke von vornherein zwei privatrechtlich geſchützte Rechte: das Ur⸗ 
heberrecht des Künſtlers und das Eigentumsrecht des Beſtellers. In der Regel 
pflegt der Künſtler dem Erwerber oder Beſteller des Kunſtwerks nicht auch 
ſein Urheberrecht zu übertragen. Es iſt auch im vorliegenden Falle nicht ge⸗ 
ſchehen. Die Vorſchrift des § 12 a. a. O. kann ſchon aus dieſem Grunde keine 
direkte Anwendung finden. In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle des täg⸗ 
lichen Lebens wird ein Zwieſpalt zwiſchen dem Urheberrecht des Künſtlers und 
dem Eigentumsrecht des Beſitzers des Kunſtwerks nicht praktiſch werden. 
Wo er aber im Einzelfalle eintritt, da kann grundſätzlich das Urheberrecht 
nur unbeſchadet des Eigentumsrechts, das Eigentumsrecht nur unbeſchadet des 
Urheberrechts ausgeübt werden. Deshalb wird der Urheber ſein Recht zur Ver⸗ 
vielfältigung des Kunſtwerks (vgl. § 15 Abſſ. 1 und 2) nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung ausüben können, daß ihm der Eigentümer das Kunſtwerk zum Zweck 
der Vervielfältigung zugänglich macht. Anderſeits darf der Eigentümer das 
Kunſtwerk weder ſelbſt noch durch einen andern vervielfältigen, wenn der Künſt⸗ 
ler, der ſein Urheberrecht nicht auf ihn übertragen hat, nicht ſeine Einwilligung 
dazu erteilt. Der Eigentümer eines Kunſtwerks hat es in der Regel (wenn man 
von dem gewerbmäßigen Händler abſieht) zu dem Zweck erworben, um ſich 
an ſeinem Beſitz zu erfreuen, um den äſthetiſchen Eindruck, den das Kunſtwerk 
hervorzurufen geeignet iſt, auf ſich und auf andre, die bei ihm verkehren, 
wirken zu laſſen. Andert ſich der Geſchmack des Eigentümers, iſt er des Kunſt⸗ 
werks aus irgendwelchen Gründen überdrüſſig geworden, ſo wird er es ver⸗ 
äußern, verkaufen, vertauſchen, verſchenken, oder er wird es ſeinem und andrer 
Anblick durch Beſeitigung aus den bewohnten Räumen entziehen. Ja man 
wird ihm für den Regelfall auch das Recht nicht verſagen können, es völlig zu 
vernichten. Durch alle dieſe Handlungen greift er in die künſtleriſche Eigenart 
Des fortbeſtehenden Werkes und damit in das Perſönlichkeitsrecht des Künſtlers 
nicht ein. Der Künſtler, der das Werk zu Eigentum veräußert und dafür in der 


Regel ein Entgelt empfangen hat, muß von vornherein mit dieſem möglichen 
Seufſertt Archiv LXVIIL II. Folge Bd. 18 Heft 4. 12 
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Schickſal ſeines Werks in der Hand des Beſitzers rechnen. Die Beklagte hat aber 
gerade das getan, was ſie auch als Eigentümerin nicht tun durfte, ohne mit 
dem Urheberrecht des Künſtlers in Widerſtreit zu geraten. Sie hat das Bild, 
das in dem Treppenhaus eines bewohnten Gebäudes angebracht iſt, an ſeiner 
Stelle belaſſen, hat es weder vernichtet, noch ſeinen Anblick den in dem Hauſe 
verkehrenden Perſonen entzogen, ſondern hat in die künſtleriſche Eigenart des 
Bildes eingegriffen, indem ſie die auf dem Bilde angebrachten nackten Frauen⸗ 
geſtalten durch Anbringung von Gewändern übermalen ließ. Damit hat ſie 
das Werk des Künſtlers verändert und ſein trotz Übertragung des Eigentums 
fortbeſtehendes Urheberrecht verletzt, das nach dem dem § 12 zugrunde liegenden 
geſetzgeberiſchen Gedanken das Werk des Künſtlers gegen jede ohne ſeine Ein⸗ 
willigung erfolgende Veränderung ſchützt. 

In der mündlichen Verhandlung iſt von den Parteien zutreffend hervor⸗ 
gehoben, daß es auf die Motive, die die Beklagte zu dieſer Maßnahme veran⸗ 
laßten, nicht ankommt. Doch ſei hervorgehoben, daß unſtreitig das Freskobild 
in keiner Hinſicht obſzön wirkt, ſo daß die Frage, ob das Urheberrecht des Künſt⸗ 
lers etwa höheren öffentlichrechtlichen Intereſſen der Sittlichkeit zu weichen 
hätte, hier überhaupt nicht auftaucht. Die Beklagte beruft ſich für die Berech⸗ 
tigung ihrer Maßnahme ausſchließlich auf die Vorſchrift des 8 903 BGB., 
auf ihre Machtbefugnis als Eigentümerin. Dieſe beſteht aber, wie das Geſetz 
ausdrücklich hervorhebt, nur, ſoweit nicht Rechte Dritter entgegenſtehen. 
Der von der Beklagten veranlaßten Veränderung des Bildes ſteht das Urheber⸗ 
recht des Klägers entgegen. 

Mit Unrecht hat die Beklagte ſich gegenüber dieſer Auffaſſung darauf 
berufen, daß ihr Haus dem Beſuche des Publikums entzogen, daß es in der 
Regel verſchloſſen und außer ihr nur noch von einer Mietpartei bewohnt ſei. 
Dieſe Umſtände ſchließen es nicht aus, daß der Anblick des im Treppenhaus an⸗ 
gebrachten Freskos einem unbeſtimmten und unkontrollierbaren Kreiſe von 
Perſonen zugänglich ſſt. Wer immer in der Wohnung der Beklagten oder 
ihres Mieters verkehrt, wird ſich den Anblick des Bildes verſchaffen können, 
und ſelbſt wenn die Beklagte geeignete Vorkehrungen hiergegen treffen würde, 
wäre doch im Fall eines Verkaufs des Hauſes dem Kläger keinerlei Sicherheit 
gegeben, daß das veränderte Bild dauernd dem Anblick der im Haufe ver- 
kehrenden Perſonen entzogen bleibt. Durch die Anbringung des Bildes als 
Fresko eines Treppenhauſes in einem bewohnten Gebäude der Großſtadt 
war für das Bild von vornherein eine gewiſſe, wenn auch beſchränkte Offentlich⸗ 
keit gegeben. Der Anſpruch des Klägers kann deshalb auch nicht unter dem 
Geſichtspunkt abgelehnt werden, daß für die Wahrung ſeines Urheberrechts 
kein perſönliches Intereſſe beſtehe. Dieſes perſönliche Intereſſe, das mit der 
Ehre und dem Anſehen des Klägers als Künſtler untrennbar verknüpft iſt, 
iſt aber, wie ausgeführt, ein rechtlich geſchütztes. Seine Verletzung berechtigt 
den Künſtler, auf Wiederherſtellung zu klagen. Dieſe iſt nach dem inſoweit 
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übereinſtimmenden Vortrag der Parteien durch Beſeitigung der Übermalung 
möglich. 
Nach dem Ausgeführten hat das Kammergericht dem Antrage des Klägers 
mit Recht entſprochen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 8. Juni 1912 in der preuß. 
Sache Frau W.⸗H. (Bkl.) w. Prof. Hans M. (KG. Berlin). I. 382/11. 
Auch in RGEntſch. 79 Nr. 93 S. 397. 


II. Verfahren. 


88. Klage eines Ausländers gegen feine deutſche Frau auf Herausgabe 
des Kindes im Gerichtsſtande der unerlaubten Handlung.“ 
(gl. 57 Nr. 186. 196 m. N.; 58 Nr. 121; 60 Nr. 209. 229; 61 Nr. 91 m. N.) 
ZPO. 8 32; BGB. 5 823; EinfG. Art. 19. 

Der Kläger, holländiſcher Staatsangehöriger und in Holland wohnhaft, 
hatte 1903 eine von deutſchen Eltern ſtammende Frau geheiratet. Dieſe war 
mit einer in der Ehe geborenen Tochter im Mai 1909 in ſeinem Einverſtändnis 
zum Beſuch ihrer Eltern nach Danzig gefahren, dann aber nicht zu ihm zurück⸗ 
gekehrt, ſie hatte vielmehr die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft abge⸗ 
lehnt und ihm die Herausgabe der Tochter verweigert. Unter Berufung darauf, 
daß er als Vater nach den Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs für die Nieder⸗ 
lande zur alleinigen Ausübung der elterlichen Gewalt befugt ſei, erhob er gegen 
ſeine Frau bei dem Landgericht Danzig, deſſen Zuſtändigkeit er aus $ 32 3 PO. 
herleitete, Klage auf Herausgabe des Kindes. Die von der Beklagten vorge⸗ 
ſchützte prozeßhindernde Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts 
wurde in 2. Inſtanz verworfen und die dagegen eingelegte Reviſion zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: 

— — — Bei Prüfung der Frage, ob das behauptete Verhalten der 
Beklagten als eine die Zuſtändigkeit des LG. Danzig nach $ 32 ZPO. begrün⸗ 
dende unerlaubte Handlung anzuſehen ſei, erhebt ſich die Vorfrage, ob für die 
Begriffsbeſtimmung der unerlaubten Handlung das deutſche Recht maßgebend 
iſt. Dies iſt inſofern anzunehmen, als $ 32 ZPO. in dem hier beſtimmten Ge⸗ 
richtsſtand nur die Geltendmachung ſolcher Anſprüche zuläßt, welche nach den 
Grundſätzen des deutſchen Rechts den Charakter einer unerlaubten Handlung 
haben. Die im 2. Abſchn. des 1. Titels der deutſchen Zivilprozeßordnung auf⸗ 
geſtellten Zuſtändigkeitsnormen ſind faſt durchweg den materiellrechtlichen 
Vorſchriften des deutſchen Rechts angepaßt, wie denn dieſe Zuſtändigkeits⸗ 
ordnung in erſter Linie den Intereſſen des inländiſchen Rechtsverkehrs dient. 
Selbſtverſtändlich behält der ausländiſche Staat für ſeinen Bereich volle 
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Freiheit, nach ſeinem Ermeſſen über die aus der Verletzung eines Verbotsgeſetzes 
entſtehenden Anſprüche Beſtimmungen zu treffen. Der Ausländer aber, der 
einen ſolchen Anſpruch, mag er nun auf deutſchem Recht oder teilweiſe auch 
auf ausländiſchem Recht beruhen, vor deutſchen Gerichten zur Anerkennung 
bringen will und die Zuſtändigkeit aus $ 32 ZPO. in Anſpruch nimmt, kann 
nicht verlangen, in dieſer Beziehung anders behandelt zu werden als der In⸗ 
länder. Es gilt für ihn die gleiche Zuſtändigkeitsordnung wie für dieſen. Die 
Zuſtändigkeit aus $ 32 ZPO. iſt mithin gegeben, wenn der vom Kläger behaup⸗ 
tete Rechtseingriff, nämlich ſchuldhafte Verletzung des von ihm beanſpruchten 
Rechts der väterlichen Gewalt, ſich als eine unerlaubte Handlung i. S. des 8 32 
3PO. darſtellt. 

Dieſe Frage iſt auf Grund des § 823 Abſ. 1 BGB. zu bejahen. Zu den 
in Abſ. 1 angeführten ſonſtigen Rechten iſt auch das als abſolutes Recht dem 
Eigentum gleichſtehende Recht der elterlichen Gewalt zu zählen, das dem aus⸗ 
übungsberechtigten Inhaber der elterlichen Gewalt die Befugnis gibt, für die 
Perſon des Kindes zu ſorgen, ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen und die Heraus⸗ 
gabe von jedem Dritten zu verlangen (vgl. Warneyer ErgBd. 1910 Nr. 286 
S. 301). Das Recht der elterlichen Gewalt wird nach deutſchem Recht ſowohl 
zivilrechtlich durch die Vorſchrift des § 823 als auch im Fall der Entziehung 
des Kindes durch Liſt, Drohung oder Gewalt ſtrafrechtlich durch die Vorſchrift 
des § 235 RStGB. geſchützt. Gegen die Anwendbarkeit des $ 823 Abſ. 1 
kann ein Bedenken nicht daraus hergeleitet werden, daß der Anſpruch des Ge⸗ 
walthabers auf Herausgabe des Kindes im Familienrecht begründet iſt. Die 
in 88 823 ff. behandelten unerlaubten Handlungen ſind keineswegs auf die 
Verletzung von Vermögensrechten beſchränkt (§8 847. 253), ſondern der durch 
§ 823 gewährte Schutz berückſichtigt auch die ideellen Intereſſen. — — — 

Die Reviſion meint ferner, daß der Anſpruch des Klägers auf den § 823 
nicht geſtützt werden könne, weil ein Schadenerſatzanſpruch nicht erhoben ſei. 
Auch in dieſem Punkte kann ihr nicht zugeſtimmt werden. Sie geht von einer 
zu engen Auffaſſung des Schadenerſatzbegriffs aus, wenn ſie glaubt, daß 
darunter nur der Erſatz der durch die ſchadenbringende Handlung zugefügten 
allgemeinen Vermögensnachteile, insbeſondere der zur Ausgleichung dienende 
Gelderſatz zu verſtehen ſei. Ein Schaden iſt in einer jeden Verſchlechterung 
des dem Recht entſprechenden tatſächlichen Zuſtandes zu erblicken, und es geht 
deshalb nach § 249 BGB. die Schadenerſatpflicht in erſter Linie dahin, den 
Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze verpflichtende 
Umſtand nicht eingetreten wäre. Dem entſpricht es, daß nach § 848, wenn die 
unerlaubte Handlung in der Entziehung einer Sache beſteht, den Schadenerſatz⸗ 
pflichtigen die Verpflichtung zur Rückgabe der Sache trifft. Es unterliegt 
keinem Zweifel, daß bei Entwendung oder Unterſchlagung einer Sache mit der 
Schadenerſatzklage die Rückgabe der Sache gefordert werden kann. Ebenſo iſt 
es ein aus der unerlaubten Handlung entſpringender Anſpruch, mag man ihn 
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nun als Schadenerſatzanſpruch oder als Unterlaſſungsanſpruch auffaſſen, wenn 
der in ſeiner Freiheit Verletzte die Aufhebung des ſeine Freiheit beeinträchtigen 
den Zuſtandes begehrt. Als ein Schadenerſatzanſpruch aus unerlaubter Hand— 
lung iſt es deshalb auch anzuſehen, wenn der Kläger infolge ſchuldhafter Ver⸗ 
letzung ſeines Rechts der elterlichen Gewalt durch die Beklagte, die dem Recht des 
Klägers zuwider das Kind völlig in ihre Gewalt gebracht hat, die Aufhebung 
dieſes Zuſtandes und damit die Herausgabe des Kindes verlangt. 

Im vorliegenden Falle ſteht nun die elterliche Gewalt dem Kläger zwar 
nicht nach deutſchem, ſondern nach niederländiſchem Recht zu. Allein nach 
$ 823 BGB. werden — unter Vorausſetzung ihrer Verletzung im Inlande — 
auch ſolche Rechte geſchützt, die nach ausländiſchen Geſetzen begründet ſind, 
ſofern nach den Grundſätzen des internationalen Privatrechts der deutſche 
Richter die Maßgeblichkeit der ausländiſchen Geſetze für das Beſtehen dieſes 
Rechts anzuerkennen hat. Dies iſt hier der Fall. Das Rechtsverhältnis zwiſchen 
niederländiſchen Eltern und ihrem ehelichen Kinde iſt nach dem aus Art. 19 
Einf G. z. BGB. zu entnehmenden allgemeinen Grundſatze nach nieder- 
ländiſchem Recht zu beurteilen. Daß nach niederländiſchem Recht der Vater 
des ehelichen Kindes, da er allein zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufen 
iſt, unbedingt die Herausgabe des Kindes von der Mutter verlangen kann 
und demgemäß die Mutter durch Vorenthaltung des Kindes widerrechtlich und 
eigenmächtig handelt, iſt vom Ber.⸗Gericht in einer das Rev.⸗Gericht bindenden 
Weiſe auf Grund der von ihm eingezogenen Auskünfte als Inhalt des nieder- 
ländiſchen Rechts feſtgeſtellt — — — 

Für die Anwendung des $ 32 ZPO. kommt es deshalb lediglich darauf 
an, ob die Beklagte vorſätzlich oder doch mindeſtens fahrläſſig das Recht der 
elterlichen Gewalt des Klägers verletzt hat. Der Beweis dieſer, nicht bloß die 
Zuſtändigkeit, ſondern auch den ſachlichen Anſpruch des Klägers begründenden 
Tatſachen braucht in dem gegenwärtigen Verfahren, in welchem nur über die 
Zuſtändigkeit zu entſcheiden iſt, nicht erbracht zu werden (vgl. RGeEntſch. 29, 
371, in Seuff A. 48 Nr. 62). 

Hiernach iſt die Zuſtändigkeit des LG. Danzig aus $ 32 ZPO. ſchon nach 
der zivilrechtlichen Vorſchrift des 8 823 Abſ. 1 BGB. gerechtfertigt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Nov. 1912 in der preuß. 

Sache Schollen (Bkl.) w. Sch. (OLG. Marienwerder). IV. 259/12. 


89. Rechtskraft gegen den Rechtsnachfolger des unterlegenen Beklagten, 
fowohl wenn er den Mangel im Recht, als wenn er die Rechts» 
hängigkeit gekannt hat. 

ZPO. 88 325. 265; BGB. $ 892. 

Der Beklagte T. hatte ſein Grundſtück an die Witwe S. aufgelaſſen und 
iibergeben, und die Witwe S. war als Eigentümerin eingetragen worden. 
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T. behauptete, daß die Auflaſſung nur zum Schein erfolgt ſei und erſtritt am 
27. April 1909 rechtskräftig die Verurteilung der Witwe S., das Grundſtück 
an ihn herauszugeben und in ſeine Eintragung als Eigentümer zu willigen. 
In der Begründung des Urteils wurde ausgeführt, daß die auf die Schein⸗ 
natur der Veräußerung an die Witwe S. geſtützte Klage zur Zeit ihrer Er⸗ 
hebung nach den 88 985. 891 BGB. begründet geweſen und daß ſie nach 
§ 265 ZPO. auch begründet geblieben ſei, obgleich die Witwe S. dem jetzigen 
Kläger das Grundſtück nach Erhebung der Klage käuflich übergeben und auf⸗ 
gelaſſen habe. Nach Eintritt der Rechtskraft wurde dem T. auf Grund der 
§§ 325. 727 ZPO. gegen M. eine vollſtreckbare Ausfertigung des Urteils erteilt. 
M. beſtritt das Vorliegen der Vorausſetzungen für die Erteilung der Vollſtr.⸗ 
Klauſel gegen ihn und klagte gegen T. mit dem Antrage, die Zw.⸗Vollſtreckung 
aus dem Urteil v. 27. April 1909 für unzuläſſig zu erklären. T. machte dagegen 
geltend, daß der Kläger beim Erwerbe des Grundſtücks ſowohl ſein, des T., 
Eigentum gekannt wie auch von der Erhebung ſeiner Klage gegen die Witwe S. 
Kenntnis gehabt habe, was der Kläger in Abrede ſtellte. — Das Landgericht 
verurteilte nach dem Klagantrage, während das Oberlandesgericht die Ent⸗ 
ſcheidung von einem dem Kläger über ſeine Kenntnis von der Rechtshängigkeit 
auferlegten richterlichen Eide abhängig machte. Das Reichsgericht hob auf und 
verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht geht gleich dem Landgericht davon aus, daß der Kläger 
das Grundſtück von der Witwe S. erſt erworben habe, nachdem die gegen dieſe 
gerichtete Klage des jetzigen Beklagten auf Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs durch ſeine Wiedereintragung als Eigentümer rechtshängig 
geworden ſei. Während aber das LG. annimmt, daß das vom Beklagten gegen 
die Witwe S. erſtrittene rechtskräftige Urteil gegen den Kläger, als deren Rechts⸗ 
nachfolger, nur dann wirken würde, wenn er beim Erwerbe das Eigentum 
des Beklagten gekannt hätte, ſoll es nach der Anſicht des Ber.⸗Gerichts allein 
darauf ankommen, ob dem Kläger zur Zeit ſeines Erwerbes die Rechtshängigkeit 
des vom Beklagten gegen die Witwe S. erhobenen Herausgabe⸗ und Berich⸗ 
tigungsanſpruchs bekannt geweſen iſt. Das Ber.⸗Gericht führt aus, daß ſich 
nach der Regel des $ 325 Abſ. 1 ZPO. die Wirkung des gegen die Witwe S. 
ergangenen rechtskräftigen Urteils auch gegen den Kläger richte, daß aber nach 
Abſ. 2 die Vorſchrift des $ 892 BGB. zu ſeinen Gunſten entſprechende Anwen⸗ 
dung finde, und daß, wie aus $ 325 Abſ. 3 Satz 1 ZPO. hervorgehe, die ent- 
ſprechende Anwendung des § 892 BOB. dahin führen müſſe, an die Stelle der 
Kenntnis von der Unrichtigkeit des Grundbuchs die Kenntnis von der Rechts⸗ 
hängigkeit des Herausgabe- und Berichtigungsanſpruchs zu ſetzen, dem rechts- 
kräftigen Urteil die Wirkung gegen den Kläger alſo ſchon dann und nur dann 
zu verſagen, wenn er beim Erwerbe die Rechtshängigkeit nicht gekannt habe. 
Die Anſicht des Ber.⸗Gerichts, daß die Erſtreckung der Urteilswirkung gegen 
den Erwerber des in Streit befangenen Grundſtücks ausſchließlich von ſeiner 


89. Rechtskraft. 167 


Kenntnis der Rechtshängigkeit zur Zeit des Erwerbes abhänge, kann jedoch 
ebenſowenig gebilligt werden wie die des LG., daß allein die Kenntnis von dem 
Nichteigentum des Veräußerers entſcheide. Vielmehr erfordert die richtige 
Auslegung des Geſetzes die Berückſichtigung der einen Kenntnis ganz ebenſo 
wie die der anderen. 

Daß bereits die Zivilprozeßordnung v. 30. Jan. 1877 der Kenntnis des Er⸗ 
werbers der in Streit befangenen Sache von der Rechtshängigkeit ſelbſtändige 
Bedeutung beigelegt hätte, erhellt nicht. Nach der Faſſung des Geſetzes ſollte 
die Beſtimmung, daß die Entſcheidung in der Sache ſelbſt auch gegen den 
Rechtsnachfolger wirkſam und vollſtreckbar ſei (§ 236 Abſ. 3 a. F.), inſoweit 
nicht zur Anwendung kommen, als ihr Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
über den Erwerb beweglicher Sachen, über den Erwerb auf Grund des Grund⸗ 
oder Hypothekenbuchs und über den Erwerb in gutem Glauben entgegen⸗ 
ſtänden (§ 238 Satz 1 a. F.). Der Schutz, den das bürgerliche Recht dem bös⸗ 
gläubigen Erwerber wegen eines Mangels im Rechte ſeines Vorgängers 
verſagte, wurde ihm danach auf alle Fälle auch in Anſehung der Urteilswirkung 
verweigert. Den bösgläubigen Erwerber hat aber die Novelle v. 17. Mai 1898 
nicht beſſer geſtellt. Wie die Begründung (S. 109) ergibt, ſollte der jetzige 
§ 325 Abſ. 2: | 

„Die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts zugunſten derjenigen, welche 

Rechte von einem Nichtberechtigten herleiten, finden entſprechende An⸗ 

wendung“ Ä 
den bisherigen § 238 Satz 1 erjegen und gleich dieſem zum Ausdruck bringen, 
daß der gutgläubige Erwerber, der nach bürgerlichem Recht gegen einen Mangel 
im Rechte ſeines Vorgängers geſchützt ſei, auch das Urteil nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen brauche. Aus der Begründung allein würde nun allerdings nichts ge- 
folgert werden dürfen, wenn § 325 Abſ. 2 in Wirklichkeit zum Ausdruck brächte, 
Daß in Fällen von der Art des hier vorliegenden, 

vgl. $ 892 BGB.: eines Eingehens auf die Fälle, in denen das bürgerliche Recht 
die Kenntnis und die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis, wie z. B. 

in $ 932 BGB., einander gleichſtellt, bedarf es nicht, 
nicht die Kenntnis des Rechtsnachfolgers von dem Mangel im Recht ſeines Vor⸗ 
gängers, ſondern ausſchließlich ſeine Kenntnis von der Rechtshängigkeit in 
Betracht komme. Das jagt jedoch § 325 Abſ. 2 keineswegs. Der Zuſammen⸗ 
Hang zwiſchen ihm und dem folgenden Abſ. 3 Satz 1 läßt zwar mit Sicherheit 
erkennen, daß gegenwärtig das rechtskräftige Urteil ſchon dann gegen den 
Rechtsnachfolger der unterliegenden Partei wirkſam ſein ſoll, wenn er zur Zeit 
des Erwerbes die Rechtshängigkeit kannte. Damit iſt indes die Kenntnis von 
der Rechtshängigkeit nicht an die Stelle der Kenntnis von dem Mangel im 
Recht des Vorgängers, ſondern neben dieſe geſetzt worden. Denn wenn ſchon 
die Kenntnis von der Rechtshängigkeit das Urteil gegen den Rechtsnachfolger 
wirkſam machen ſoll, ſo muß es um ſo mehr im Falle ſeiner Kenntnis von dem 
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Rechtsmangel gegen ihn wirken. Die „entſprechende“ Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts zugunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, beſteht nicht darin, daß in bezug auf die 
Urteilswirkung nur die Kenntnis von der Rechtshängigkeit (oder, wo das 
bürgerliche Recht die Kenntnis und die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis einander gleichſtellt, vielleicht auch eine ſolche Unkenntnis von der 
Rechtshängigkeit) maßgebend iſt, ſondern darin, daß in bezug auf die Urteils 
wirkung die Kenntnis von der Rechtshängigkeit der Kenntnis von dem Rechts⸗ 
mangel gleichſteht, daß alſo das Urteil gegen denjenigen Rechtsnachfolger 
der unterliegenden Partei nicht wirkt, der zur Zeit ſeines Erwerbes weder 
deren Rechtsmangel noch die Rechtshängigkeit kannte (oder infolge grober 
Fahrläſſigkeit nicht kannte). Der Umſtand, daß bei dieſer Auffaſſung die Be— 
ſtimmung des 8 325 Abſ. 3 Satz 1 vielleicht entbehrlich geweſen wäre (vgl. 
dagegen Hellwig Rechtskr. S. 196 bei und in Anm. 17), vermag einen Grund 
für die gegenteilige Meinung um ſo weniger abzugeben, als dieſe Beſtimmung 
einerſeits zur Verdeutlichung des § 325 Abſ. 2 dient und anderſeits deſſen Ver— 
bindung mit Abſ. 3 Satz 2 herſtellt. Nähme man mit dem Ber.-Gericht an, daß 
die Kenntnis des Rechtsnachfolgers der unterliegenden Partei von deren 
Nichteigentum lediglich materiellrechtliche Wirkung habe, alſo ſeinen Eigentums- 
erwerb vereitele, nicht aber das Urteil gegen ihn wirkſam mache, ſo würde 
man zu dem unbefriedigenden Ergebniſſe gelangen, daß der mit ſeiner Klage 
gegen den Veräußerer obſiegende wahre Eigentümer gegen den bösgläubigen 
Erwerber, der die Rechtshängigkeit nicht kannte, von neuem klagen müßte. 
Das Ber.⸗Gericht billigt dieſes Ergebnis anſcheinend deswegen, weil es glaubt, 
daß bei Erſtreckung der Rechtskraftwirkung gegen den bösgläubigen Erwerber 
die Beweislaſt ſich umkehre. Dem iſt jedoch nicht jo. Dem obſiegenden Kläger 
wird allerdings die Vollſtr.-Klauſel gegen den Erwerber der in Streit be— 
fangenen Sache auf den bloßen Nachweis der Rechtsnachfolge hin erteilt 
(§ 727 3PO.), und der Erwerber wird dadurch genötigt, wenn er die Er- 
teilung der Vollſtr.-Klauſel für unzuläſſig hält, ſeinerſeits gemäß § 768 ZPO. 
klagbar zu werden. In dem Rechtsſtreit über die Zuläſſigkeit der Bollitr.- 
Klauſel liegt aber alsdann der Beweis der Bösgläubigkeit des Vollſtr.-Schuld⸗ 
ners, und zwar ſowohl hinſichtlich der Kenntnis von dem Nichteigentum des 
Veräußerers, wie in betreff der Kenntnis von der Rechtshängigkeit — die 
eine und die andre Kenntnis find in §S 325 Abi. 2 ZPO. einander gleichge— 
stellt —, dem Vollſtr.⸗Gläubiger ob. | 

Das Ber.⸗Gericht hat hiernach einerſeits darin gefehlt, daß es der unter 
Beweis geſtellten Behauptung des Beklagten, der Kläger habe das Nicht— 
eigentum der Witwe ©. gekannt, keine Bedeutung beigelegt hat, und ander— 
ſeits darin, daß es von dem Kläger den Beweis gefordert hat, er habe beim 
Erwerbe des Grundſtücks die Rechtshängigkeit nicht gekannt. — — — Das 
angefochtene Urteil muß ſeinem ganzen Umfange nach aufgehoben werden, 
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weil der etwaige Beweis der Kenntnis des Klägers von dem Nichteigentum 
der Witwe S. zur Abweiſung der Klage führen müßte, auch wenn der Kläger 
die Rechtshängigkeit nicht gekannt haben jollte. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 30. März 1912 in der preuß. 
Sache Tomczak (Bkl.) w. Matuszewski (OLG. Poſen). V. 460/11. Auch 
in RGentſch. 79 Nr. 37 S. 165. 


90. Klage auf Scheidung, Widerklage auf Anfechtung der Ehe; 
Unzuläſſigkeit eines Teilurteils über eine dieſer Klagen. 
Vgl. 56 Nr. 210; 59 Nr. 160; 60 Nr. 37; 66 Nr. 108. 
ZPO. 59 614 ff. | 

Die Parteien hatten am 17. Juni 1911 die Ehe geſchloſſen und lebten 
ſeit 15. Juli desſelben Jahres getrennt. Die Frau klagte auf Scheidung, 
weil der Mann ſie mißhandelt habe; der Mann focht mit Widerklage die Ehe 
wegen Irrtums über perſönliche Eigenſchaften der Klägerin an. — Das LG. 
erließ über die Widerklage ein Teilurteil, das die Abweiſung dieſer Klage aus⸗ 
ſprach; hinſichtlich des Scheidungsbegehrens der Klägerin ſetzte es das Ver⸗ 
fahren auf ein Jahr aus. Die Berufung des Beklagten gegen das Teilurteil 
wurde zurückgewieſen. Auf ſeine Reviſion hob das RG. beide Urteile auf 
und verwies die Sache in die 1. Inſtanz zurück. Gründe: 
„D“ durch die in $$ 614 bis 616 ZPO. enthaltenen Vorſchriften iſt, wenn 
auch nicht ausdrücklich ausgeſprochen, der Grundſatz aufgeſtellt, daß beim Vor⸗ 
liegen mehrerer Anträge, von denen jeder darauf abzielt, eine beſtehende Ehe 
zu beſeitigen, unter allen Umſtänden nur ein einheitliches Verfahren ſtattfinden 
ſoll, in welchem alle jenen Zweck betreffenden Anträge zu ſtellen und alle dafür 
in Betracht kommenden Tatſachen vorzubringen ſind, aber auch über alles dieſes 
eine einheitliche Entſcheidung zu treffen iſt. Es kann hier auf die Begründung 
des über die Frage ergangenen grundlegenden Urteils in den RGentſch. 58, 
307 ff. verwieſen werden. Auch in der Literatur hat der erwähnte Grundſatz 
Anerkennung gefunden (vgl. z. B. Gaupp⸗Stein “ Anm. II Nr. 2 zu 
§ 615 ZPO.). Dieſes Erfordernis der Einheitlichkeit der Entſcheidung beſteht 
nicht nur dann, wenn beiderſeits Scheidung der Ehe verlangt wird, ſondern 
auch dann, wenn einer Scheidungsklage eine Anfechtungsklage gegenüberſteht; 
das war ſchon in dem erwähnten grundlegenden Urteil erwogen (S. 309 unten, 
310), iſt inzwiſchen aber auch ausdrücklich ausgeſprochen worden (Gruchot 50, 
130, in JW. 1905, 39720) | 

Gegen den vorerörterten Grundſatz hat das LG. verſtoßen, indem es 
ein lediglich über die Anfechtungsklage erkennendes Teilurteil erlaſſen hat. 
Es iſt dabei auf die hier beſprochene Frage nicht eingegangen, ſcheint aber die 
Einheitlichkeit des Verfahrens dadurch haben wahren zu wollen, daß es das Ver⸗ 
jahren über die Scheidungsklage auf ein Jahr ausgeſetzt hat. Das iſt jedoch 
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kein geeignetes Mittel, um eine Zwieſpältigkeit in Verfahren und Entſcheidung 
hintanzuhalten. Würde im Streitfalle die Erlaſſung des Teilurteils gebilligt, 
erwieſe ſich aber wegen eines anderweitigen Mangels die Zurückverweiſung 
der Sache in die Vorinſtanz als notwendig, ſo ergäbe ſich nunmehr, da das 
für die Ausſetzung vorgeſehene Jahr abgelaufen iſt, die mit dem erwähnten 
Grundſatze der Einheitlichkeit unverträgliche Prozeßlage, daß über die Schei⸗ 
dungsklage in der 1. Inſtanz, über die Anfechtungsklage in der 2. Inſtanz 
weiter verhandelt und getrennt entſchieden werden müßte. Es muß deshalb 
grundſätzlich daran feſtgehalten werden, daß die Erlaſſung eines Teilurteils 
auch dann nicht zuläſſig iſt, wenn bezüglich des noch verbleibenden Prozeßſtoffs 
das Verfahren ausgeſetzt wird. 

In der Ber.⸗Inſtanz war das landgerichtliche Urteil nicht aus dem oben 
erörterten Geſichtspunkt angegriffen worden; trotzdem hätte das Ber.⸗Gericht 
den Rechtsverſtoß berückſichtigen und das unzuläſſige Teilurteil aufheben müſſen. 
Durch die Unterlaſſung dieſer Maßregel hat es ſelbſt gegen den Grundſatz 
der Einheitlichkeit verſtoßen, das Urteil mußte auf die Reviſion des Beklagten 
aufgehoben werden. Die Sache iſt aber auch in dem Sinne zur Endentſcheidung 
nach $ 5651 ZPO. reif, daß eine weitere Verhandlung in der Ber.⸗Inſtanz 
nicht erforderlich iſt, vielmehr ſchon jetzt feſtſteht, daß die Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils und die Zurückverweiſung in die 1. Inſtanz nach $ 539 
3PO. zu erfolgen hat.“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 7. Nov. 1912 in der preuß. 

Sache B. (Bkl.) w. B. (OLG. Köln). IV. 257/12. 


91. Vorläufige Vollſtreckbarkeit; wie iſt zu entſcheiden, wenn beide 
Parteien Sicherheit anbieten d 
ZPO. $ 713 Abſ. 2. 

Das landgerichtliche Urteil iſt mit Berufung angefochten. Da der Ber.- 
Kläger eine Abänderung der vom LG. über die vorläufige Vollſtreckbarkeit 
getroffenen Entſcheidung beantragt hat, war gemäß $ 718 Abſ. 1 3 über 
dieſen Antrag vorab zu verhandeln und zu entſcheiden. 

Wie der Tatbeſtand ergibt, hat in der mündlichen Verhandlung vor dem 
LG., auf die das nun angefochtene Urteil ergangen iſt, einerſeits die Klägerin 
ſich erboten, vor der Vollſtreckung Sicherheit zu leiſten, anderſeits der Beklagte 
beantragt, ihm zu geſtatten, durch Sicherheitsleiſtung die Vollſtreckung abzu- 
wenden. Es ift nun beſtritten, ob bei Stellung der beiden in $ 713 Abſ. 2 vor- 
geſehenen Anträge auch im Urteil beiden Parteien Kautionen aufzuerlegen ſeien 
oder ob die vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils nur von Sicherheitsleiſtung 
des Gläubigers abhängig zu machen ſei, ſowie ob im letzteren Falle der Antrag 
des Schuldners ausdrücklich abzuweiſen ſei oder ob er beim Erbieten des 
Gläubigers zur Sicherheitsleiſtung einfach gegenſtandlos werde, weil er im 
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vorhinein geſetzlich bedingt war. Die herrſchende Meinung (ſ. z. B. den Komm. 
von Seuffert zur ZPO. 1 2, 324) ſpricht ſich für beiderſeitige Kautionen aus 
und hält es deshalb, wenn ſich der Gläubiger gegenüber dem Antrage des 
Schuldners aus § 713 Abſ. 2 zur Sicherheitsleiſtung erbietet, für geboten, 
der Vollſtreckbarerklärung zwei Zuſätze hinzuzufügen: einmal, daß dem Schuld⸗ 
ner geſtattet werde, durch Sicherheitsleiſtung oder durch Hinterlegung die 
Vollſtreckung abzuwenden, und zweitens, daß der Gläubiger trotz dieſer Sicher⸗ 
heitsleiſtung oder Hinterlegung das Urteil vollſtrecken dürfe, wenn er ſeinerſeits 
Sicherheit leiſte. Der Senat hält jedoch die von Planck in ſeinem Lehrb. 2, 
641. 642 vertretene Auffaſſung (vgl. auch Neumiller in Zeitſchr. für Rechtspfl. 
in Bayern 1905, 361 bis 363) für richtig, wonach allerdings das Gericht 
an ſich einem Antrage des Beklagten aus § 713 Abſ. 2 Folge geben muß, der 
Kläger aber die Verwerfung dieſes Antrags dadurch herbeiführen kann, daß 
er ſich erbietet, ſeinerſeits vor der Vollſtreckung Sicherheit zu leiſten, und in 
ſolchem Falle dann die vorläufige Vollſtreckbarkeit auszuſprechen, die Aus⸗ 
führung aber von vorgängiger Beſtellung der Kaution des Gläubigers abhängig 
zu machen iſt. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes (vgl. Neumiller a. a. O. über die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des früheren § 652) iſt zu folgern, daß, wenn ſich der Gläubiger 
zur Leiſtung von Sicherheit vor der Vollſtreckung erbietet, das Gericht dem 
Schuldner die Abwendung der Vollſtreckung durch Sicherheitsleiſtung oder 
durch Hinterlegung nicht zu geſtatten hat, daß alſo auch eine ausdrückliche 
Abweiſung des Antrags des Schuldners entfällt. Bei einem Erbieten des 
Gläubigers zur Sicherheitsleiſtung gemäß § 710 a. E. kann zweifellos ein 
Antrag des Schuldners aus $ 713 Abſ. 2 nicht in Betracht kommen. Es iſt aber 
nicht abzuſehen, warum das Erbieten des Gläubigers zur Sicherheitsleiſtung 
im $ 713 Abſ. 2 etwas andres fein ſoll als im $ 710; der § 713 Abſ. 2 betrifft 
eben nur die Fälle, wo die vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung ausgeſprochen werden kann oder muß (§§ 708. 709), und ſoll nur 
ein Abwehrmittel dann gewähren, wenn nicht durch Sicherheitsleiſtung des 
Gläubigers ohnehin ein Schutz gegen den Mißbrauch der vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckung gegeben iſt (vgl. Neumiller und OLGRſpr. 18, 391, OLG. Colmar). 

Nach den vorſtehenden Ausführungen war das landgerichtliche Urteil, 
wie geſchehen iſt, abzuändern. Die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts iſt nach 
8 301 ZPO. ein Teilurteil (Gaupp⸗Stein ZPO. 2, 399, 400), das nach 
Lage der Sache einen Ausſpruch im Koſtenpunkte nicht enthalten kann und ge⸗ 
mäß $ 718 Abſ. 3 ſofort in Rechtskraft erwächſt, ſohin nicht für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar zu erklären iſt. 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 30. Okt. 1912 i. S. B. w. L. u. R. 

L. 636/12. P. 
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92. Hann die Vollſtreckungsklauſel für einen Geſamtſchuldner erteilt 
werden, dem der von ihm befriedigte Gläubiger ſein Recht aus dem 
Urteil abgetreten hat d 
Vgl. 62 Nr. 269; 64 Nr. 186. 

3 PO. 8s 727. 731; BGB. 55 422. 426. 

Die Beklagten K. und R. waren aus einem Wechſel, den ſie gemeinſam 
akzeptiert hatten, rechtskräftig zur Zahlung der Wechſelſumme verurteilt 
worden. Der Kläger legte eine notariell beglaubigte Urkunde vor, worin 
er erklärte, daß er, nachdem er von dem Beklagten R. wegen ſeiner Forderung 
aus dem Urteil in vollem Umfange befriedigt worden ſei, alle ſeine Rechte aus 
dieſem Urteile an R. abtrete. Er beantragte die Umſtellung der ihm erteilten 
Vollſtr.⸗Klauſel auf den Namen des Beklagten R. Der Antrag wurde von dem 
Gerichtsſchreiber abgelehnt, die Erinnerung des Klägers und ſeine Beſchwerde 
wurden zurückgewieſen. — Aus den Gründen: 

„Fehlſam iſt es zunächſt, wenn die Beſchwerde des Klägers, deſſen Legi⸗ 
timation keinem Bedenken unterliegt (OL GRſpr. 11, 183), auszuführen ſucht, 
es ſei lediglich zu prüfen, ob eine Abtretung in der vom Geſetz vorgeſchriebenen 
Weiſe nachgewieſen ſei. Trotz dieſes Nachweiſes iſt, wenn aus den Vorlagen 
weiter hervorgeht, daß die Abtretung wirkunglos iſt, die Umſtellung der Vollſtr.⸗ 
Klauſel abzulehnen, da in ſolchem Fall eben das Vorliegen einer Rechtsnachfolge 
nicht dargetan iſt. Vorliegendenfalls erhellt aber, daß auf die Zeſſion der An⸗ 
trag nicht geſtützt werden kann. Beim Beſtehen eines Geſamtſchuldverhält⸗ 
niſſes kann allerdings ein Geſamtſchuldner, anſtatt den Gläubiger zu befrie⸗ 
digen, ihm die Forderung abkaufen, und ſo wird die Sachlage zu beurteilen 
ſein, wenn er gegen Abtretung der Forderung an den Gläubiger zahlt. Dann 
erliſcht das Schuldverhältnis nicht, ſondern es ſcheidet nur die Perſon des zah⸗ 
lenden Geſamtſchuldners infolge von Konfuſion aus, während die Zeſſion 
das Gläubigerrecht und die Forderung gegen den andern Schuldner überträgt, 
vorbehaltlich der Einwirkung, die ſich für den Fortbeſtand des ganzen Betrages 
aus dem Vorliegen einer etwaigen Ausgleichungspflicht unter den Geſamt⸗ 
ſchuldnern ergibt. Hat ein Geſamtſchuldner aber einmal den Gläubiger be⸗ 
friediget, jo wirkt die Erfüllung nach 8 422 BGB. auch zugunſten des andern 
Schuldners; auch dieſer iſt dann dem Gläubiger gegenüber befreit, während 
gleichzeitig, ſoweit eine Ausgleichungspflicht unter den Geſamtſchuldnern 
zu ſeinem Beſten beſteht, kraft geſetzlichen Überganges gemäß § 426 Abſ. 2 
BGB. der zahlende Geſamtſchuldner das Forderungsrecht gegen ihn erwirbt. 
Für eine Abtretung irgendwelcher Rechte iſt kein Raum, da der Gläubiger auch 
gegen den andern Schuldner kein Recht mehr hat. Im vorliegenden Falle hat 
der Kläger ausweislich ſeiner urkundlichen Erklärung ſeine Rechte aus dem Ur⸗ 
teile abgetreten, nachdem er befriedigt worden. Da ihm in dieſem Zeitpunkt 
abtretbare Rechte, insbeſondere auch gegen den Beklagten K., nicht mehr 
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zuſtanden, ſo iſt die Abtretungserklärung nicht geeignet, eine Rechtsnachfolge 
zugunſten des Beklagten R. zu begründen. 

Zweifelhafter iſt die Frage, ob die urkundlich nachgewieſene Befriedigung 
des Klägers durch R. in Verbindung mit der Vorſchrift des 8 426 BGB. den 
R. als Rechtsnachfolger in Höhe der Hälfte der Urteilsforderung legitimiert, 
und daher dem eventuellen Antrag des Beſchwerdeführers, die Vollſtr.⸗Klauſel 
wenigſtens zur Hälfte umzuſchreiben, ſtattzugeben iſt. 

Verneint wird die Frage vom Kammergericht in OLGRſpr. 5, 333; Peterſen 
Note 13 zu § 727 ZPO.; Staudinger Bem. 11 zu $ 426 BGB. und dem dort 
zitierten Reichel; während Gaupp⸗Stein II. 1 Abſ. 3 zu $ 727 ZPO. gegen 
die Anſicht des Kammergerichts Stellung nimmt und das OLG. Hamburg in 
Seuffl. 62 Nr. 269 ſowie Seuffert ZPO. $ 727 Bem. Abſ. 2 die Frage, ob 
auf die bezeichnete Weiſe im Verfahren des $ 727 ein ausreichender Nachweis 
erbracht werde, unentſchieden laſſen. 

Nach Abſ. 2 des § 426 BGB. geht mit der Befriedigung des Gläubigers die 
Forderung auf den zahlenden Geſamtſchuldner über, ſoweit er von den übrigen 
Schuldnern Ausgleichung verlangen kann, und nach Abſ. 1 kann jeder Ge⸗ 
ſamtſchuldner von den andern anteilmäßige Ausgleichung verlangen, ſoweit 
nicht ein andres beſtimmt iſt. Die letzten Worte kennzeichnen die Beſtimmung 
des Abſ. 1 als eine dispoſitive Rechtsnorm, fo daß alſo, wenn zwei Geſamt⸗ 
ſchuldner vorhanden ſind, derjenige Schuldner, der den Gläubiger befriedigt 
hat, ſich für ſeine Behauptung, zur Hälfte kraft Geſetzes Rechtsnachfolger 
des Gläubigers geworden zu ſein, auf eine im Geſetz ſelber geregelte Rechts⸗ 
folge ſtützt. Es läßt ſich daher nicht mit Staudinger a. a. O. von einem bloß 
hypothetiſchen Rechtsübergange ſprechen, und ebenſowenig iſt es zutreffend, 
wenn der angefochtene Beſchluß von einer Vermutung des Rechtserwerbs 
redet. Anderſeits verlangt aber der $ 727 ZPO., daß die Rechtsnachfolge ent⸗ 
weder durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen 
oder offenkundig iſt. Dieſe Vorausſetzungen vermag die Berufung auf eine 
dispoſitive Rechtsnorm nicht zu erſetzen, da ſolche den, der ſie für ſich geltend 
macht, zwar von der Beweispflicht befreit, aber keine Beweiswirkung für irgend⸗ 
einen beſtimmten Tatbeſtand hat und der Begriff der Offenkundigkeit auf Rechts- 
folgen, die aus Rechtsſätzen zu entnehmen ſind, keine Anwendung leidet. 

Es muß daher dem Beſchwerdeführer oder dem R. überlaſſen bleiben, 

den Weg der Klage aus $ 731 ZPO. zu beſchreiten.“ 


Beſchluß des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 14. Jan. 1913 i. S. Engel 
w. Karentz u. Rathke. 2 SA. 1/13. Kn. 


93. Koften der Widerſpruchsklage nach $ 221 PO. 
Vgl. 57 Nr. 225; 59 Nr. 244; 61 Nr. 190. 
3PO. 35 771. 93. 
Der Beklagte war an ſich zur Freigabe der in ſeinem Auftrage gepfändeter 
Gegenſtände erſt dann verpflichtet, wenn ihm die Klägerin glaubhaft machte, 
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daß dieſe Sachen in ihrem Eigentum ſtanden. Die Klägerin hat nun mit ihrer 
Aufforderung zur Freigabe nicht etwa eine ausreichende Glaubhaftmachung 
verbunden, ſondern den Beklagten diesbezüglich an den Rechtsanwalt G. 
verwieſen. Daß dieſes Verfahren nicht in Ordnung war, ſpielt keine Rolle, 
denn der Beklagte hat ſich entgegenkommend ſofort an den ihm aufgegebenen 
Anwalt gewandt. Dieſer hat, wie er dem Beſchwerdegericht auf Anfrage mit⸗ 
geteilt hat, die Überfendung des zur Glaubhaftmachung dienenden Vertrages 
erſt am 15. Dezember beſorgt, ſo daß das Schriftſtück erſt am folgenden Tage 
in die Hände des Beklagten gelangen konnte. Der 17. Dezember war ein 
Sonntag. Am 18. Dezember hat der Beklagte das Gerichtsvollzieheramt um 
Freigabe der Sachen erſucht. Am 20. Dezember iſt das Erſuchen eingetroffen. 
Aus dieſem Sachverhalt geht hervor, daß Beklagter keinen Anlaß zur 
Klagerhebung gegeben hat. Solange Klägerin nicht ihr Eigentum glaubhaft 
machte, brauchte Beklagter von der Durchführung der Zw. Vollſtreckung 
nicht abzuſtehen. Nicht Sache des Beklagten war es, für dieſe Glaubhaft⸗ 
machung zu ſorgen, ſondern Sache der Klägerin. Wenn der von ihr aufgegebene 
Anwalt die Angelegenheit nicht ſofort erledigte, ſo hatte ſie, nicht der Beklagte 
die Folgen zu tragen. Aus dem Schweigen des Beklagten oder der Fortſetzung 
der Vollſtreckung den Schluß zu ziehen, daß Beklagter trotz erfolgter Glaubhaft⸗ 
machung die Freigabe verweigere, war ſie nicht berechtigt. Der Beklagte hatte 
ihr gegenüber keinerlei Pflichten. Er brauchte nicht über den Verlauf zu be⸗ 
richten, er konnte vielmehr ruhig abwarten, bis die Klägerin ihrer Pflicht 
zur Glaubhaftmachung nachkam. 
Beſchluß des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 17. Okt. 1912 i. S. Tobias 
(Bkl.) w. Lucas. Z VI. 111/12. A- d. 


94. Form der Eintragung einer Hypothek für eine Akt.⸗Geſellſchaft 
mit Sweigniederlaſſung. 
GBO. 8 29; HGB. 8 1821. 

Der im Grundbuch von R. als Eigentümer eines Grundſtücks eingetragene 
Arbeiter Johannes S. in R. hat in der Urkunde v. 29. Sept. 1912 die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek zum Höchſtbetrage von 3580 M für „Weſt⸗ 
holſtein. Bank in E.“ bewilligt und beantragt. Der Notar R. überreichte 
dieſe von ihm beglaubigte Urkunde dem Grundbuchamt, Amtsgericht in K., 
mit dem Antrage, das Weitere zu veranlaſſen. Das Grundbuchamt erwiderte 
durch Verfügung v. 1. Okt. 1912, daß die Eintragung für die Weſtholſtein. 
Bank in E. nicht erfolgen könne, weil die Bank ihren Sitz in H., dagegen in E. 
nur eine Zweigniederlaſſung habe, und ſetzte unter Bezugnahme auf 8 18 GBO. 
eine Friſt von 6 Wochen. Die gegen dieſe Verfügung von dem Notar namens 
des Grundſtückseigentümers eingelegte Beſchwerde wurde durch Beſchluß 
des Landgerichts in A. v. 25. Okt. 1912 zurückgewieſen. Hiergegen hat R. in 
ſeiner Eigenſchaft als Rechtsanwalt und Notar namens des Eigentümers die 


94. Grundbuch; Eintragung. | 175 


weitere Beſchwerde eingelegt. Das Rechtsmittel ift zuläſſig, erweiſt ſich auch 
als begründet. 

Nach den Feſtſtellungen der Vorinſtanzen iſt „Weſtholſtein. Bank“ die 
Firma einer Akt.⸗Geſellſchaft mit dem Sitze in H. und einer Zweigniederlaſſung 
in E.; für dieſe wird eine beſondere Firma nicht geführt. Der vom Reichs⸗ 
gericht und vorher und nachher auch vom Kammergericht ausgeſprochene 
Grundſatz, daß die Eintragung eines Rechts in das Grundbuch auf die von der 
Hauptfirma abweichende Firma der Zweigniederlaſſung zuläſſig ſei, kommt des⸗ 
halb für den vorliegenden Fall nicht in Betracht. 

Gemäß $ 42 preuß. Allg. IM Verfügung v. 20. Nov. 1899 (JM Bl., 349) 
iſt zur Bezeichnung einer Akt.⸗Geſellſchaft als Berechtigten im Grundbuche 
die Firma der Geſellſchaft und ihr Sitz anzugeben, der nach § 1821 HGB. 
im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt fein muß. Jede Akt.⸗Geſellſchaft kann, 
wie ſich aus den 88 195 Abſ. 1, 200 Abſ. 1, 272 Abſ. 2, 277 Abſ. 3, 309 HGB. 
ergibt, nur Einen Sitz haben (K GJ. 20 A, 39; RGEntſch. 59, 108); auch durch 
eine Zweigniederlaſſung wird kein zweiter Sitz begründet (ROH GeEntſch. 17, 
315). Hieraus folgt, daß, von dem Fall einer beſonderen Firma der Zweig⸗ 
niederlaſſung abgeſehen, bei der Eintragung eines Rechts für eine Akt. 
Geſellſchaft neben deren Firma ihr im Geſellſchaftsvertrage beſtimmter Sitz, 
im vorliegenden Falle alſo H., anzugeben iſt (ſo auch Beſchl. des KG. v. 1. Aug. 
1912, 1 X. 260/12). Jedoch kann in entſprechender Anwendung von $ 4 Abſ. 2 
der angezogenen Allg. Verf. auf den Antrag des Berechtigten oder den mit der 
Bewilligung verbundenen Antrag des Betroffenen bei der Eintragung eines 
Rechts für eine Akt.⸗Geſellſchaft die Zugehörigkeit des Rechts zu dem unter 
der Verwaltung einer Zweigniederlaſſung ſtehenden Vermögen durch einen 
der Firma und dem Sitze der Geſellſchaft in Klammer beizufügenden Zuſatz 
bezeichnet werden (vgl. KGJ. 28 A, 81; RIA. 4, 224; Güthe GBO', 1508 f.). 
Die Eintragung einer dem Geſchäftskreiſe der hier in Rede ſtehenden Zweig⸗ 
niederlaſſung angehörigen Hypothek könnte alſo auf die „Weſtholſtein. Bank 
in H. (Zweigniederlaſſung in E.)“ oder in zuläſſiger genauerer Weiſe auf die 
„Akt.⸗Geſellſchaft in Firma Weſtholſtein. Bank mit dem Sitz in H. (Zweig⸗ 
niederlaſſung in E.)“ lauten. 

Wenn hiernach den Vorinſtanzen auch darin beizutreten iſt, daß die von 
dem Beſchwerdeführer beſtellte Hypothek nicht für die „Weſtholſtein. Bank 
in E.“ eingetragen werden kann, ſo können die Vorentſcheidungen doch nicht 
aufrechterhalten werden. Zunächſt läßt die vom Beſchwerdegericht beſtätigte 
Zwiſchenverfügung des Grundbuchamts nicht erkennen, was verlangt wird: 
eine formgerechte Ergänzung der Eintragungsbewilligung oder eine einfache 
Ergänzung des Eintragungsantrages. Das erſtere wäre rechtlich verfehlt, 
da es für die Eintragungsbewilligung genügt, wenn die Identität des einzu⸗ 
tragenden Berechtigten feſtſteht und dieſe Identität hier, wie ſich ſchon aus der 
Zwiſchenverfügung ergibt, außer Zweifel iſt; 
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vgl. KJ. 28 A, 83; RJ. 4, 226; auch BayObs. im Recht 1908 Beil. 2 
Nr. 2729, wo zu § 28 GBO. ausgeführt iſt, daß die irrige Bezeichnung einer 
Plannummer in der Eintragungsbewilligung unſchädlich ſei, wenn das gemeinte 
Grundſtück aus den ſonſtigen Angaben unzweifelhaft erhelle. 

Eine Ergänzung des Antrags zu fordern, war an ſich berechtigt. Dieſem Er- 
fordernis aber iſt ſchon in der erſten Beſchwerde Rechnung getragen. Denn 
dort iſt zum Ausdruck gebracht, daß der Beſchwerdeführer einverſtanden ſei, 
wenn bei der Eintragung der Hypothek irgendwie die Weſtholſtein. Bank 
mit einem Hinweis auf die Zweigniederlaſſung in E. als Gläubigerin be⸗ 
zeichnet werde. Über die Faſſung eines jeden Eintragungsvermerks entſcheidet 
das Ermeſſen des Grundbuchamts. Es iſt deshalb auch zuläſſig, die Faſſung, 
wie es hier geſchehen iſt, ausdrücklich dem Grundbuchamt. anheimzugeben. 
Allerdings iſt die Beſchwerde nicht vom Grundſtückseigentümer perſönlich, 
ſondern für ihn von dem gemäß $ 15 GBO. zu feiner Vertretung als ermächtigt 
geltenden Notar eingelegt. Auf Grund dieſer geſetzlichen Ermächtigung darf 
der Notar nichts beantragen, was mit dem von dem Beteiligten ſchon ſelbſt 
geſtellten Antrage nicht im Einklange ſteht. Hier handelt es ſich aber nicht um 
eine Abweichung von dem Eintragungsantrage des Beteiligten, ſondern um 
eine bloße Erläuterung dieſes Antrages. Eine ſolche liegt im Rahmen der ge- 
jeglichen Ermächtigung des Notars (vgl. Güthe GBO.? $ 15 Anm. 15 letzt. 
Abſ.h). 

Aus dieſen Gründen iſt die Sache unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
an das Grundbuchamt zurückverwieſen, damit es, wenn nicht andre als die bisher 
erörterten Bedenken entgegenſtehen, die Eintragung der Hypothek bewirke 
und dabei die Gläubigerin in einer der beiden oben vorgeſchlagenen Faſſungen 
oder in einer ſonſtigen Faſſung bezeichne, die einerſeits Firma und Sitz der Akt.⸗ 
Geſellſchaft enthält, anderſeits die Zugehörigkeit der Hypothek zu dem Geſchäfts⸗ 
kreiſe der Zweigniederlaſſung in E. erkennbar macht. — — — 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 25. Nov. 1912 in der GrdbSache 
Renſing II. 55. 1 X. 400/12. R—e. 


I. Bürgerliches Recht. 


95. Unterlaſſungsklage eines Adeligen gegen den Gebrauch ſeines 
Namens als bürgerlichen Namen (ohne „von“). 
Vgl. 64 Nr. 22 m. N.; auch 66 Nr. 110. 

Zunächſt iſt dem 1. Richter darin beizutreten, daß es für die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges und für die Anwendbarkeit des 812 BGB. nicht darauf an⸗ 
kommt, ob der zu ſchützende Familienname ein adeliger iſt oder nicht; es hat 
zweifellos auch der Inhaber eines adeligen Namens, wie hier der Kläger, 
das Recht auf Schutz dagegen, daß ein andrer den gleichen Familiennamen 
unbefugt gebraucht. Daß die Bezeichnung „Graf“ nicht Beſtandteil dieſes 
Familiennamens iſt, wird vom Beklagten ſelbſt zugegeben. Die Frage, ob das 
„von“ Beſtandteil des Familiennamens iſt, mag für die Fälle zweifelhaft ſein, 
in denen ſich jemand dieſes Prädikat unbefugt zulegt; es iſt beſtritten, ob dann, 
wenn ein Herr B. ſich unbefugt „von B.“ nennt, der wirkliche Inhaber des 
Namens von B. im Zivilrechtswege und auf Grund des § 12 BGB. ihm den 
Gebrauch des Namens „von“ B. verbieten kann. Auf ſolche Fälle beziehen ſich 
hauptſächlich diejenigen in der Rechtſprechung und Literatur vertretenen 
Anſchauungen, welche das „von“ nicht als Adelsprädikat, ſondern als Namens⸗ 
beſtandteil erklären; z. B. IW. 1904, 53; 1905, 1662 und Staudinger BGB. 
zu § 12. Daß aber ein Herr von B. nicht berechtigt ſein ſollte, jemand, der 
ſich unbefugt B. ohne „von“ nennt, die Führung dieſes Namens zu verbieten, 
dürfte wohl auch von den Anhängern der ebengenannten Richtung nicht an⸗ 
genommen werden. Das Ber.-Gericht iſt jedenfalls der Anſicht, daß der Be⸗ 
klagte dadurch, daß er den Namen „F.“ mit oder ohne „von“ führte, i. S. des 
S 12 BGB. den gleichen Namen geführt hat, welcher dem Kläger unbeftritten 
zukommt. 

Auch der Umſtand, daß er dieſen Namen nur als Beiſatz zu ſeinem Fa— 
miliennamen „G.“ geführt hat, ändert an dieſer Tatſache nichts. Dieſer Na⸗ 
mensgebrauch war aber ein unbefugter. Der Beklagte kann nicht behaupten, 
daß er die in der Regel zur Namensänderung erforderliche ſtaatliche Geneh⸗ 
migung erhalten habe; er muß ſogar zugeben, daß ein von ihm im Auguſt 
1909 an die bayeriſche Regierung eingereichtes Geſuch um Namensänderung 
auf den Namen G.⸗F. abſchlägig beſchieden worden iſt. | 

Die Berufung auf eine ihm von ſeinem Schwiegervater erteilte Erlaubnis 
kann dem Beklagten gegenüber dem Kläger nichts nützen; denn eine ſolche 

Seufferte Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft. f 13 
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Erlaubnis würde höchſtens eine obligatoriſche Pflicht des Schwiegervaters 
begründen, ſeinerſeits von den aus S 12 BGB. ſich ergebenden Berechtigungen 
dem Beklagten gegenüber keinen Gebrauch zu machen, den übrigen Namens⸗ 
berechtigten, ſo auch dem Kläger, könnte dadurch an ihren Rechten nichts 
genommen werden. (Recht 1908 S. 222 Nr. 1321.) 

Durch den unbefugten Namensgebrauch des Beklagten iſt auch ein In⸗ 
tereſſe des Klägers verlegt worden. Es genügt hierzu jedes Intereſſe, nicht 
nur die Anmaßung falſcher Familienzugehörigkeit, ſondern jede mögliche 
Irreführung Dritter, Zurechnung irgendwelcher fremder Vorgänge zu 
Gunſten oder zu Laſten des Klageberechtigten und ſeiner Familienangehörigen 
(RGeEntſch. 74, 308, in Seuif . 66, Nr. 110). Es iſt glaubbaft, wenn Kläger 
erklärt, er habe ein Intereſſe daran, daß nicht ſein Name in Verbindung ge— 
bracht werde mit den Handlungen des Beklagten, zumal da dieſer in einer jeden- 
jalls nicht jedem Inbader des gleichen Namens angenehmen Weiſe in der 
Oiientlichkeit bewortritt. | 

Da endlich das bisberige Nerbulten des Beklagten zweifellos die Ve: 
ſorgnis rechtfertigt, daß er troß ſeiner gegenteiligen Zuſicherung den Gebrauch 
des namens fornegt, mithin weitere Beeinträchtigungen des Namensrechts 
des Klägers zu beſorgen ſind, jo erſcheint die Klage auf Unterlafſung, wie ihr 

vom 1. Richter ſtattgegeden iſt, gerechtfertigt. 


Urte d. OrG. München (3. Sen.) v. 2). Mai 1912 i. S. F. w. G. I. 
N 1011. P. 
96. Auslegung des Beſſerungsſcheins einer off. Bandelsgeſellſchaft 


„ebd ſie . könne, obne ibren Geſchäftsbettieb zu beeinträchtigen“. 


S 18 Nr. 23 und W Xr. III m. X.: 2 Xr. 1214: I Ir 124: A Ir. 127: 47 Xr. 100.1 
TER. FF 271. 157: C. f 1. 
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Nunmehr machte der klagende Verband die im Beſſerungsſchein bezeich⸗ 
neten 50% der Forderung des K. zum Teilbetrage von 800 1 gegen Julius R. 
geltend mit der Behauptung, der Beklagte hafte als früherer Geſellſchafter 
ſamtverbindlich für die an den Verband abgetretene Forderung des K.; von 
einer Beeinträchtigung des Geſchäftsbetriebes der früheren Firma Gebr. R. 
könne an ſich keine Rede mehr ſein, der Beklagte aber betreibe ſein jetziges 
Geſchäft in ſehr gewinnbringender Weiſe und ſei leicht in der Lage, die Schuld 
zu bezahlen. — In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; die Berufung der 
Klagepartei blieb ohne Erfolg. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Es mag ſein, daß Beſſerungsſcheine mitunter einen Inhalt haben, der 
eine klagbare Verbindlichkeit nicht übrigläßt. Die Vermutung ſpricht aber 
jedenfalls nicht dafür, daß durch einen Beſſerungsſchein die rechtlich bindende 
Verpflichtung des Schuldners aufgehoben ſein ſolle; 

RGeEntſch. 28, 176; JW. 1907, 458; Gruchot 32, 1120. 
Im vorliegenden Fall kann von einer ſolchen Aufhebung angeht der 
Faſſung des Scheins keine Rede ſein; die ‚Verpflichtung‘ zum Zahlen der 50% 
in dem näher bezeichneten Zeitpunkt, der Beſtand einer ‚Verbindlichkeit‘ 
ſind ganz unzweideutig zum Ausdruck gebracht. Ob der vorliegende Beſſerungs⸗ 
ſchein ein abſtraktes Schuldbekenntnis darſtellt, ob die in ihm bezeichnete 
Schuld aus Differenzgeſchäften entſtanden iſt und welchen Einfluß dieſer Ent⸗ 
ſtehungsgrund auf die Rechtswirkſamkeit des Beſſerungsſcheins äußern würde, 
alles das kann unerörtert bleiben, weil die Klage ohnehin abzuweiſen iſt. 

Den Ausgangspunkt für die Entſcheidung bildet die Frage, ob der Beſ— 
ſerungsſchein v. 6. März 1893 nur eine Verbindlichkeit der off. Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder daneben auch noch ſelbſtändige Verbindlichkeiten der Geſellſchafter 
zum Gegenſtand habe. Die Frage iſt im erſteren Sinne zu beantworten. Im 
Beſſerungsſchein iſt auf der Schuldnerſeite nur von der Bankfirma Gebr. R., 
nur von ihrer Schuld die Rede, nur ſie erklärt, daß ſie ſich zur Zahlung ver⸗ 
pflichte. Der Schein iſt lediglich mit der Firma unterzeichnet. Daraus ergibt 
ſich, daß nur über eine Geſellſchaftsſchuld Beſtimmung getroffen iſt und ge- 
troffen werden ſollte. Die Geſellſchafter, die ja für die Geſellſchaftsſchuld 
nach geſetzlicher Vorſchrift ſolidariſch und unbeſchränkt haften, hätten darüber 
hinaus noch eine vom Geſellſchaftsverhältnis unabhängige, persönliche Ver⸗ 
pflichtung gegenüber dem Gläubiger im Beſſerungsſchein eingehen können. 
Das hätte aber zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Ohne Willenserklärung 
der einzelnen Geſellſchafter iſt die ingehung einer beſonderen perſönlichen Ver⸗ 
pflichtung nicht denkbar. Der Beſſerungsſchein enthält davon nichts. Da er 
klar und unzweideutig nur von einer Geſellſchaftsſchuld ſpricht, iſt für die Aus⸗ 
legung, die der Kläger verſucht, kein Raum. Denn wenn der Wille der Parteien 
unzweideutig erklärt iſt, iſt er allein maßgebend. Mit derſelben Deutlichkeit wie 
die Perſon des Verpflichteten iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit der Nachzahlungs⸗ 
verbindlichkeit im Beſſerungsſchein feſtgeſtellt. Die Nachzahlung iſt hiernach 
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geſtundet, bis die Bankfirma in der Lage ſein wird, ohne Beeinträchtigung 
ihres Geſchäftsbetriebes ihrer Verbindlichkeit nachzukommen. Der Verſuch 
der Klagepartei, im Wege der Auslegung die Beſſerung der Vermögensverhält⸗ 
niſſe der beiden Geſellſchafter oder eines von ihnen neben oder an Stelle der 
Verhältniſſe der Bankfirma zu ſetzen, ſcheitert an dem Wortlaut des Beſſerungs⸗ 
ſcheins und trägt in ſeinen Inhalt etwas hinein, was ihm fremd iſt. Die Be⸗ 
hauptung des Klägers, man habe ſchon bei Ausſtellung des Scheins die mit 
Sicherheit zu erwartende Auflöſung der Geſellſchaft in Betracht gezogen, 
wird durch den Schein ſelbſt widerlegt, der ebenſo wie das Arrangement, 
deſſen Beſtandteil er iſt, offenſichtlich von dem Zweck beherrſcht iſt, die Fort⸗ 
führung des Geſchäftsbetriebes der Bankfirma zu ermöglichen. 

Mit der Auflöſung der Geſellſchaft ſtand feſt, daß ihr Geſchäftsbetrieb 
durch die Nachzahlung nicht mehr beeinträchtigt werden könne. Damit war die 
Nachzahlungsverbindlichkeit fällig geworden. Die fünfjährige Verjährungs⸗ 
friſt des Art. 146 Allg. Deutſchen HGB. war ſohin am 29. März 1898 ab— 
gelaufen. Der Klaganſpruch iſt alſo durch Verjährung erloſchen. 

Zur Abweiſung der Klage käme man auch dann, wenn man ſtatt auf die 
Beeinträchtigung des Geſchäftsbetriebs den Nachdruck auf die Beſſerung der 
Vermögenslage der Bankfirma legt und weiterhin folgert, daß eine ſolche 
Beſſerung nicht eingetreten iſt und nicht mehr eintreten kann, die Nachzah— 
lungsverpflichtung alſo überhaupt nicht fällig geworden iſt. — — —“ 

Urteil des OCG. München (1. Sen.) v. 21. Februar 1913 i. S. V. w. 

R. I. 521/1912. F-. 


97. Ein Streik entſchuldigt nicht ohne ee die Nichteinhaltung 
einer Lieferungsfriſt; Beweislaſt. 
Vgl. 47 Nr. 20; 53 Nr. 32. 
BGB. §§ 282. 285. 

Die Beklagte hatte im September 1910 bei der Klägerin einen Drehkran 
beſtellt. Die Klägerin hatte ſich verpflichtet, den Kran am 5. Oktober 1910 der 
Beklagten in Hamburg, dem Wohnſitz der Parteien, zu liefern, ſie hatte 
ihn aber erſt Anfang Januar 1911 betriebsfertig geliefert. Die Beklagte 
lehnte die Bezahlung des gegen ſie eingeklagten Reſtes des Kaufpreiſes 
mit der Erklärung ab, daß ſie gegen dieſe Forderung den ihr wegen verſpäteter 
Vertragserfüllung gegen die Klägerin erwachſenen Schadenerſatzanſpruch 
aufrechne. Die Klägerin beſtritt dieſen Anſpruch mit der Behauptung, daß die 
Verſpätung der Lieferung auf einen allgemeinen Streik in den Hamburger 
Maſchinenfabriken zurückzuführen ſei. — Das LG. wies die Klage ab; die 
Berufung der Klägerin wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.“ 
Urteils: 
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„Wenn die Klägerin mit der Lieferung des Drehkrans im Verzuge ge— 
weſen iſt, jo hat ſie der Beklagten Schadeneiſatz wegen verſpäteter Erfüllung 
zu leiſten (8 286 Abſ. 1 BGB.); die Setzung einer Nachfriſt hat dieſer An⸗ 
ſpruch nicht zur Vorausſetzung. Die Klägerin hatte nach dem Vertrage am 
5. Okt. 1910 zu liefern, ſie kam alſo, da ſie an dieſem Tage nicht lieferte, ohne 
Mahnung in Verzug ($ 284 Abſ. 2), ſofern nicht ihre Leiſtung infolge eines 
Umſtandes unterblieben iſt, den ſie nicht zu vertreten hatte (§ 285). Sie be⸗ 
zeichnet als einen ſolchen Umſtand einen allgemeinen Streik, der zur fraglichen 
Zeit in den hieſigen Maſchinenfabriken ſtattgefunden habe. 

Es mag zugegeben werden, daß unter Umſtänden ein Streik ſich als ein Um⸗ 
ſtand darſtellt, der dem Gattungsſchuldner die Lieferung aus der Gattung un⸗ 
möglich macht und, wenn er nur die Verzögerung der Leiſtung zur Folge hat, von 
ihm nicht zu vertreten iſt (vgl. insbeſ. Oertmann in Allgem. Oſterr. Ger. 1910, 
106). Ein ſolcher Fall bildet aber nicht die Regel. Regelmäßig kann während 
eines Streiks, wenn auch in beſchränktem Umfange, gearbeitet werden, und regel⸗ 
mäßig ergreift ein Streik nicht einen ſo großen örtlichen Bezirk, daß nicht trotz 
desſelben die Beſchaffung der zu liefernden Ware von außerhalb möglich 
wäre. Für das Gegenteil wäre Klägerin beweispflichtig (§8 282. 285 BGB.). 
An Angaben in dieſer Richtung hat ſie es fehlen laſſen. Sie hat lediglich be⸗ 
hauptet, es habe ein allgemeiner Streik in den hieſigen Maſchinenfabriken 
ſtattgefunden. Dieſe Behauptung ſchließt zum mindeſten die Möglichkeit, 
ohne ganz außergewöhnliche Schwierigkeiten (vgl. RGEntſch. 57, 119) die 
zu liefernde Ware von auswärts zu beſchaffen, nicht aus. Der Nachweis, daß 
die Leiſtung infolge eines von der Klägerin nicht zu vertretenden Umſtandes 
unterblieben iſt, liegt alſo auch dann, Be man die Behauptung des Streiks 
als richtig unterſtellt, nicht von. — — — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 20. Jan. 1913 in der Ham⸗ 

burger Sache Hamb. Hebezeugwerk Joh. Vollmer w. Heſſe. Bf. I. 246/12. 

A—d. 


98. Kann ein Ladenmieter Schadenerſatz verlangen, wenn der Der- 
mieter einen andern Laden in demfelben Haufe an einen Konkurrenten 
vermietet d 
BGB. $ 535. 

Der Beklagte hatte am 23. März 1911 einen Laden nebſt Wohnung in 
ſeinem Hausgrundſtück Eiſenbahnſtraße 4 in L. an die Klägerin auf die Zeit 
dom 1. April 1911 bis zum 31. März 1913 vermietet; am 29. Oktober 1911 ver⸗ 
mietete er einen andern Laden in demſelben Hauſe an den Händler K. auf die 
Zeit vom 1. Nov. 1911 bis zum 30. Sept. 1914. Beide Mieter hatten die ge⸗ 
mieteten Räume bezogen. Mit der Klage forderte die Klägerin Feſtſtellung der 
Verpflichtung des Beklagten zum Erſatz des Schadens, der ihr durch die Ver⸗ 
mietung des andern Ladens an K. entſtanden ſei, indem ſie behauptete, daß 
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K. ihr Konkurrenz bereite, und daß ſeitdem ihr Abſatz bedeutend zurückge⸗ 
gangen ſei. — In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den Gründen: 
„Es iſt der Vorinſtanz beizutreten, ſoweit ſie auf Grund der Beweis⸗ 
ergebniſſe als hinreichend bewieſen anſieht, daß das Geſchäft der Klägerin 
von jeher nicht nur als Schürzengeſchäft ſondern auch als Wäſche⸗ und Woll⸗ 
warengeſchäft betrieben worden iſt und daß K., wennſchon er nur Partie⸗ 
waren anbietet, der Klägerin in Wäſche⸗ und Wollwaren, alſo in einzelnen 
Artikeln, in gewiſſem Sinne Konkurrenz macht. Soweit ſie dagegen allgemein 
den rechtlichen Standpunkt vertritt, daß die Verpflichtung des Vermieters 
von Geſchäftsläden, nicht an Konkurrenten in demſelben Hauſe zu vermieten, 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben ($ 157 BGB.) ſchon von ſelbſt 
Beſtandteil derartiger Verträge ſei, iſt ihr nicht ohne weiteres beizupflichten. 
Es mag zugegeben werden, daß allerdings im Einzelfall unter beſon⸗ 
deren Umſtänden ein Handeln gegen Treu und Glauben darin erblickt werden 
kann, wenn der Vermieter ein Konkurrenzgeſchäft mit jenem des Mieters in 
dasſelbe Haus aufnimmt. Dies trifft zu, wenn das Verhalten des Vermieters 
gegen den vorausgeſetzten Zweck des erſten Mietvertrags verſtößt (val. Komm. 
von RGRäten Bem. 1 zu $ 535 mit der dort angezogenen Entſcheidung des 
RG.), insbeſondere in den Fällen, wo der Geſchäftsbetrieb des Mieters ſo 
beſchaffen iſt, daß, wie in der Regel bei Schankwirtſchaften, nach der Anlage 
und Eigenart des Mietgebäudes auf eine Ausſchließlichkeit darin gerechnet 
werden darf (vgl. Dernburg B. R. Bem. 5 zu $ 217). Aber in der Regel liegt 
in dem Vermieten eines Geſchäftsladens nicht ſchlechthin das Verſprechen 
des Vermieters, im Hauſe kein Konkurrenzgeſchäft während der Vertragsdauer 
zu dulden. Es iſt keineswegs der ſtillſchweigend zugeſicherte Inhalt eines 
ſolchen Mietvertrags, daß der Mieter ein gewinnbringendes Geſchäft betreibe 
und deshalb ein ſolcher Geſchäftsbetrieb nicht durch ein in demſelben Hauſe 
betriebenes Konkurrenzgeſchäft beeinträchtigt werde; 
vgl. Mittelſtein Miete? 1909, 146 nebſt der dort vermerkten RGEntſcheidung; Nien- 
dorff Mietr.“ 1912, 105; Entſch. des OLG. zu Breslau in Neumanns Jahrb. 

1912, 1842. 

Da in den großſtädtiſchen Geſchäftsſtraßen, unter welche in L. auch die 
Eiſenbahnſtraße zu rechnen iſt, naturgemäß Laden an Laden liegt, kann die 
Klägerin wie jede andre Ladeninhaberin die Fernhaltung einer Konkurrenz 
überhaupt nicht erreichen. Sie muß beſtändig mit der Möglichkeit rechnen, 
daß ſich ein Konkurrenzgeſchäft in ihrer unmittelbarſten Nähe, etwa im Nach⸗ 
barhauſe oder im gegenüberliegenden Grundſtück, auftut, und dann gegebenen- 
falls einen Rückgang des Umſatzes im eigenen Geſchäft hinnehmen, ohne 
daß ſie dafür jemand ſchadenerſatzpflichtig machen könnte. Bei dieſer Sachlage 
iſt als regelmäßiger Wille der Vertragſchließenden vorauszuſetzen, daß ſich 
der Vermieter zur Fernhaltung der Konkurrenz vom Miethauſe nicht ver- 
pflichte. Dies entſpricht auch der billigen Abwägung der beiderſeitigen In- 
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tereffen. Anhaltspunkte für einen gegenteiligen Vertragszweck oder für die 
Vermietung zum ausſchließlichen Gewerbebetrieb im Miethauſe ſind nicht 
gegeben. | 

Eine Verpflichtung des Beklagten, kein Konkurrenzgeſchäft in dasſelbe 
Grundſtück aufzunehmen, wäre ſonach nur dann anzuerkennen, wenn ſie be⸗ 
ſonders in den Mietvertrag mit aufgenommen wäre. Dies trifft jedoch hier 


nicht zu — — —.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 29. Nov. 1912 i. S. Heinze 
w. Schulter. 7 O. 206/12. F- ch. 
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99. Unlauterer Wettbewerb einer Fabrik durch Vertrieb einer von ihr 
unter andrer Firma erzeugten minderwertigen Ware. 
Vgl. 58 Nr. 7; 60 Nr. 210. 
UnlWG. $ 3. 

Die Beklagten Walter und Willy B. ſind die Teilhaber einer off. Handels⸗ 
geſellſchaft unter der Firma Walter B., die ihren Sitz in Magdeburg hat 
und ſich mit der fabrikmäßigen Herſtellung und dem Vertrieb von Pflaumen⸗ 
mus befaßt. Im Jahre 1910 erwarben ſie in Leipzig ein unter der Firma 
Julius L. betriebenes Geſchäft, das ſich nach der Darſtellung der Klägerin 
zu jener Zeit nur noch mit dem Vertriebe, nach der Darſtellung der Beklagten 
dagegen auch mit der Herſtellung von Pflaumenmus abgab. Von dort ver» 
trieben ſie fortan im großen einen Teil des von ihnen als Teilhaber der Firma 
Walter B. in Magdeburg fabrizierten Mußes. Auf gewiſſen Geſchäftspapieren, 
die ſie im Betriebe des Leipziger Geſchäfts führten, insbeſondere den Rech⸗ 
nungen und den für den Reiſenden beſtimmten und von dieſem im Verkehr 
mit der Kundſchaft benutzten Empfehlungskarten, hatten ſie der Angabe der 
Firma Julius L. das Wort „Dampfkocherei“ und auf andern derartigen Pa⸗ 
pieren, insbeſondere den Briefumſchlägen, hinter der Firma das Wort „Pflau⸗ 
menmuskocherei“ aufdrucken laſſen. Auf dieſen ſämtlichen Papieren fand 
ſich nur die Ortsbezeichnung Leipzig vor, während eine Andeutung dafür fehlte, 
daß ſich die Kocherei nicht in Leipzig, ſondern in Magdeburg befand. Die 
Klägerin, eine off. Handelsgeſellſchaft, die im Jahre 1909 von der Frau des 
Kaufmanns Julius L. und dem Kaufmann W. in Leipzig gegründet worden 
war und ſich u. a. ebenfalls mit der Herſtellung und dem Vertriebe von Pflau⸗ 
menmus beſchäftigt, erblickte in der Benutzung der erwähnten Vordrucke 
durch die Beklagten eine unlautere Reklame und beantragte deshalb, dieſe 
unter Strafandrohung zu verurteilen, bei Führung ihrer Firma Julius L. 
die Zuſätze „Pflaumenmuskocherei und Dampfkocherei“ wegzulaſſen. — 
Dieſem Antrage gemäß wurde in 2. Inſtanz erkannt. Aus den Gründen: 

„Die von der Klägerin beanſtandeten Worte laſſen in Verbindung mit 
der Firma, der die Beklagten ſie auf ihren Geſchäftspapieren hinzufügen, 
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nur die Auffaſſung zu, daß die Beklagten das von ihnen im Betriebe des Leip⸗ 
ziger Geſchäfts in den Handel gebrachte Mus in dieſem Betriebe ſelbſt her⸗ 
ſtellen. Es iſt deshalb ohne weiteres anzunehmen, daß auch die Zwiſchen⸗ 
händler, zu denen die Beklagten allein in geſchäftliche Beziehungen treten 
und die den für die Deutung der Worte maßgebenden Teil des Publikums 
darſtellen, dieſe in dem bezeichneten Sinne verſtehen. Hiernach ſchließen 
aber die in den beiden Zuſätzen enthaltenen Kundgebungen unrichtige An- 
gaben in ſich. Denn die Beklagten haben ſich, indem ſie ſich neben dem Be⸗ 
triebe des Magdeburger Geſchäfts noch zu dem Betriebe des Leipziger Ge⸗ 
ſchäfts vereinigten, zu einer off. Handelsgeſellſchaft zuſammengeſchloſſen, die 
von der Geſellſchaft mit dem Sitze in Magdeburg verſchieden iſt, und das 
Leipziger Geſchäft betreiben ſie in der Weiſe, daß ſie mit der in Frage kom⸗ 
menden Ware nur Handel treiben, nicht aber die Ware ſelbſt erzeugen. Die 
trotz der Identität der Firmeninhaber rechtlich nicht unzuläſſige Selbſtändigkeit 
des Leipziger Unternehmens (RGeéEntſch. 43, 82) tritt deutlich darin hervor, 
daß ſich die Beklagten in dieſem nur mit dem Umſatz eines Teiles der in Mag⸗ 
deburg hergeſtellten Ware befaſſen und daß ſie es unter einer beſonderen 
Firma weiterführen. An der Unrichtigkeit der beanſtandeten Zuſätze ließe ſich 
nur zweifeln, wenn in den Kreiſen der Zwiſchenhändler die Art und Weiſe 
des Leipziger Geſchäftsbetriebs der Beklagten allgemein bekannt wäre. 
Dies behaupten aber die Beklagten ſelbſt nicht, und es kann davon bei der 
großen Zahl von Händlern, die mit Rückſicht auf die Art der Ware in Betracht 
kommen, auch keine Rede ſein. 

Durch die Zuſätze erwecken die Beklagten den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots i. S. von §3 UnlWG. Ihre Vorgänger in dem Leipziger 
Geſchäft, die Kaufleute Julius L. und G., haben beide beſſeres Mus her— 
geſtellt, als es in andern Fabriken und als es im Durchſchnitt namentlich in 
den Magdeburger Fabriken erzeugt wird. — — — Erfahrunggemäß er— 
wächſt nun kaufmänniſchen Unternehmungen, die ſich mit der Herſtellung 
von in verſchiedenen Qualitäten im Handel vorkommenden Waren befaſſen, 
ſchon daraus, daß ſie ſich der Herſtellung nur der beſſeren Qualitäten widmen, 
ein gewiſſes Maß von geſchäftlichem Anſehen, das zu einer mehr oder weniger 
großen Beliebtheit ihrer Erzeugniſſe führt. Setzt im Fall der Veräußerung 
des Unternehmens der Nachfolger die Warenerzeugung fort, ſo bleibt ihm, 
ſolange nicht beſondere Umſtände dies ausſchließen, auch dieſe Anerkennung 
von jeiten des Publikums bewahrt, und er kann noch ſicherer auf die Aufrecht- 
erhaltung dieſes Anſehens rechnen, wenn er die Kontinuität ſeines Betriebs 
mit dem bisherigen durch die Weiterführung der Firma andeutet. Dieſe 
Erfahrungsſätze ergeben in ihrer Anwendung auf den vorliegenden Fall, 
daß ſich die Beklagten, indem ſie durch die beanſtandeten Zuſätze bei den in 
ihre geſchäftlichen Verhältniſſe nicht eingeweihten Händlern den Glauben an 
den Weiterbetrieb der von den früheren Inhabern der Firma Julius L. betrie- 
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benen Dampfkocherei erwecken, damit zugleich die Übertragung des guten 
Rufes auf ihren Geſchäftsbetrieb ſichern, den ſich ihre Vorgänger durch die 
Art und Weiſe ihrer Warenerzeugung, wie anzunehmen iſt, erworben haben. 
Damit verſchaffen ſie ſich zugleich die geſchäftlichen Vorteile, die mit jenem 
Anſehen für ihre Vorgänger vermöge der dadurch hervorgerufenen Beliebtheit 
ihrer Erzeugniſſe verknüpft war. Durch ihre unrichtigen Angaben erzielen 
fie auf dieſe Weiſe einen Vorſprung vor ihren Mitbewerbern (RGEntſch. 58, 
285 und 66, 17). 

Der Anſpruch der Klägerin auf Unterlaſſung der Zuſätze iſt daher nach der 


oben erwähnten Vorſchrift begründet. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 29. Nov. 1912 i. S. Laſſe 
& Co. (Kl.) w. Boye u. G. 3 O. 74/12. 3. 


wegen 


100. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung eines Brandfchaden- 
Verkaufs, wenn nur ein Teil der Waren durch Brand beſchädigt war. 
Unl WG. 88 7. 9. 

Der Beklagte, in deſſen Geſchäftsräumen am Abend des 9. Okt. 1911 
ein nach kaum einer Stunde gelöſchtes Schadenfeuer ausgebrochen war, hatte 
Anfang Dezember 1911 durch Ankündigungen in mehreren Nummern der 
Leipz. Neueſten Nachrichten ſowie durch große Anſchläge an der Außenſeite 
ſeines Geſchäfts und an der gegenüberliegenden Hauswand einen Brand— 
ſchadenverkauf angezeigt und ihn als enorm billig, nie wiederkehrend be= 
zeichnet. Der klagende Verein erhob Unterlaſſungsklage mit dem Antrag auf 
Erlaubnis zur Veröffentlichung, und zwar auf Grund des §S 3 UnlWG., ſoweit 
im kaufluſtigen Publikum der irrige Glaube erweckt worden ſei, es handle 
ſich um lauter brandbeſchädigte und deshalb im Preiſe herabgeſetzte Waren, 
ſowie auf Grund des 8 8 hinſichtlich der'nachgeſchobenen Waren. Vor Beginn 
der mündlichen Verhandlung zeigte der Kläger an, daß ſich der Klaganſpruch 
nach der Klagerhebung in der Hauptſache durch Wegnahme der Reklame⸗ 
ſchilder erledigt habe; deshalb beantragte er nur noch, dem Beklagten die 
Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. — Der Beklagte wandte ein, die An⸗ 
kündigungen enthielten nicht die Behauptung, daß alle in ſeinem Geſchäft 
ausliegenden Waren brandbeſchädigt ſeien, er habe die brandbeſchädigten 
von den unbeſchädigten und den ſpäter hinzugekauften geſondert gehalten. 

In 1. Inſtanz wurde dem Antrage des Klägers ſtattgegeben; die ſofor⸗ 
tige Beſchwerde des Beklagten wurde zurückgewieſen. Gründe: 

„Das Landgericht begründet feine Entſcheidung zutreffend jo: der Brand- 
ſchadenverkauf des Beklagten ſei ein Ausverkauf i. S. der $$ 7 und 9 UnlWG. 
geweſen und auch vom Beklagten ſelbſt als ſolcher dadurch anerkannt worden, 
daß er ihn zuvor in Befolgung der von der Kreishauptmannſchaft L. gemäß 
§ 7 Abſ. 2 erlaſſenen Verordnung dem Stadtrat unter Überreichung eines 
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Verzeichniſſes der darunter fallenden Waren angezeigt habe. Der Beklagte 
habe die §§ 8 und 9 ſchon dadurch verletzt, daß er in denſelben Geſchäftsräumen 
auch unbeſchädigte und nachgekaufte Waren feilgeboten und auf dieſe Weiſe, 
zumal da der Ausverkauf in die für den Warenverkauf beſonders günſtige 
Weihnachtszeit verlegt worden war, leichten und ſchnellen Abſatz auch 
dieſer Waren zu erreichen geſucht und zweifellos erreicht habe. Er habe aber 
auch inſofern gegen dieſes Geſetz (8 3) verſtoßen, als er bei der Ankündigung 
des Brandſchadenverkaufs damit rechnete, daß die durch ſeine Anzeigen in 
größerer Zahl als ſonſt angelockten Kaufluſtigen, die unter den brandbeſchä⸗ 
digten Waren nichts ihren Bedürfniſſen oder Wünſchen Entſprechendes fanden, 
ſich durch die vom Beklagten erregte Erwartung beſonders billigen und gün⸗ 
ſtigen Einkaufs beſtimmen ließen, unbeſchädigte oder neu hinzugekaufte Waren 
zu erwerben. 

Der Beklagte ſtützt die Ausführungen, mit denen er dieſe Gründe zu 
widerlegen ſucht, darauf, daß es ſich um einen bloßen Teilausverkauf gehandelt 
habe. Ob dies den Ankündigungen zu entnehmen geweſen iſt, zu deren Vor⸗ 
legung er ſich erboten hat, kann dahingeſtellt bleiben. Es genügt zur Annahme 
eines unlauteren Wettbewerbs, daß der Beklagte in den ſchon bei den Akten 
befindlichen drei Zeitungsblättern v. 3. 9. und 16. Dez. 1911 einen Brand⸗ 
ſchadenverkauf und einen großen Brandſchadenverkauf ohne jede Einſchränkung, 
insbeſondere ohne jeden Hinweis darauf angekündigt hat, es ſei nur ein Teil 
ſeines Warenlagers vom Brande betroffen worden. Denn hierdurch iſt zweifel⸗ 
los ſchon ein großer Teil des Publikums, das durch derartige Reklame gewonnen 
werden ſollte, in den Glauben verſetzt worden, daß das ganze Warenlager des 
Beklagten vom Brande betroffen worden ſei, und das genügt zur Anwendung 
des Geſetzes. Damit iſt den Angriffen 8 Beklagten gegen das angefochtene 
Urteil die Unterlage entzogen. — — — 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (3. Sen.) v. 5. Febr. 1913 i. S. Verein 

ſelbſtänd. Leipz. Kaufleute (Kl.) w. Sprechmann. 3 C. Reg. 255/12. 

. 
01. Haftet der Vater auch ohne nutzbares Vermögen für Prozeß— 
koſten des minderjährigen Kindes d 
Vgl. oben Nr. 17. | 
BGB. 5 1654; GKG. 8 92. 

Die minderjährige vermögensloſe Marie M. hatte, geſetzlich vertreten 
durch ihren Vater, gegen A. eine Schadenerſatzklage beim Landgericht er⸗ 
hoben und dafür die Bewilligung des Armenrechts erlangt. Der Rechts⸗ 
ſtreit ſchwebte, nachdem über den Grund des Anſpruchs zugunſten der Klä⸗ 
gerin rechtskräftig entſchieden war, zur Feſtſtellung des Betrages des Schadens 
bei dem Landgericht. Die Gerichtsſchreiberei dieſes Gerichts verlangte von 
dem Vater der Klägerin die Bezahlung von 265,40 ½ Gerichtskoſten und 
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überwies dieſen Betrag dem Rentamt zur zwangweiſen Beitreibung. Auf 
die von dem Vater M. erhobene Erinnerung beſchloß das Landgericht, es 
ſeien zur Zeit Koſten aus dem vorliegenden Rechtsſtreit gegen ihn nicht in 
Anſatz zu bringen. Die Beſchwerde der Regierungsfinanzkammer wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Die Klägerin iſt von der Haftung für die zu Soll geſtellten Gerichtskoſten, 
für die fie gemäß §§ IA und 89 GKG. an ſich aufzukommen hat, infolge des 
ihr bewilligten Armenrechts einſtweilen befreit. Fraglich iſt, ob ihr Vater 
nach § 92 GKG., § 1654 BGB. als Geſamtſchuldner für dieſe Koſten in An⸗ 
ſpruch genommen werden könne. Über die Auslegung des $ 1654 BGB. be⸗ 
ſteht ſeit langem in der Rechtslehre und in der Rechtſprechung Streit. Der 
erkennende Senat hat bisher mit den andern Senaten des OLG. München 
und andern Oberlandesgerichten die Auffaſſung vertreten, daß es in Anſehung 
der Haftung des Vaters für die Prozeßkoſten ſeines minderjährigen Kindes 
nicht darauf anzukommen habe, ob ein ſeiner Nutznießung unterliegendes 
Kindesvermögen vorhanden ſei. Dieſe namentlich aus der Entſtehungsgeſchichte 
des § 1654 BGB. begründete Anſicht kann nicht aufrechterhalten werden. 

Bei der Auslegung des § 1654 kommt in erſter Linie der Wortlaut des 
Geſetzes in Betracht; wenn dieſer klar und unzweideutig iſt, iſt ein Zurück⸗ 
greifen auf die Geſetzesmaterialien unnötig und unzuläſſig. Der 1. Satz des 
$ 1654 ſtellt den Grundſatz auf, daß der Vater die Laſten des ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Kindesvermögens zu tragen hat. Die Beſtimmung im 3. Satze, 
wonach zu den Laſten auch die Koſten eines Rechtsſtreits gehören, der für das 
Kind geführt wird, ſofern ſie nicht dem freien Kindesvermögen zur Laſt fallen, 
iſt nur eine Entwicklung des im 1. Satz enthaltenen allgemeinen Gedankens. 
Daß die im 1. Satz enthaltene Vorſchrift tatſächlich vorhandenes Kindesver⸗ 
mögen zur Vorausſetzung hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Es iſt aber kein Grund 
denkbar, warum dieſe Vorausſetzung nicht auch für den Satz 3 gelten ſolle. 
Wenn der Geſetzgeber für die Vorſchrift des Satzes 3 von dieſer Voraus⸗ 
ſetzung hätte abſehen wollen, hätte er es ausdrücklich ſagen müſſen. Im 2. Satze 
des $ 1654 iſt allerdings beſtimmt, daß ſich die Haftung des Vaters für die 
Laſten des Kindesvermögens nach den für den Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung geltenden Vorſchriften regelt; bei der Anführung der in 
Betracht kommenden Vorſchriften iſt aber gerade der $ 1387, der die Haftung 
des Ehemannes für die Koſten eines von der Frau geführten Rechtsſtreits 
ſchlechthin vorſchreibt, nicht erwähnt. 

Nach dieſer Auslegung des § 1654 BGB., die auch von dem 1. Strafſenat 
des Reichsgerichts in dem Beſchluſſe v. 22. Jan. 1912 vertreten iſt, 

Entſch. in Strafj. 45, 407; Zeitſchr. für Rechtspfl. in Bayern 1912, 194 und JW. 
1912, 9498, | 
haftet der Vater M. für die von ihm verlangten Gerichtskoſten nicht. Denn die 
Vorausſetzung ſeiner Haftung, Vermögen der Klägerin, das ſeiner Nuß- 
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nießung unterworfen wäre, fehlt. Die in der Beſchwerdeſchrift aufgeſtellte 
Behauptung, daß der eingeklagte Anſpruch Vermögen der Klägerin darſtelle, 
das der Nutznießung ihres Vaters unterworfen ſei, und daß mit Rückſicht hierauf 
die Haftung des Vaters für die Gerichtskoſten begründet ſei, kann nicht ge⸗ 
billigt werden. Ein im Prozeß befindlicher Anſpruch kann, ſolange nicht ein 
rechtskräftiges obſiegliches Urteil erſtritten iſt, nicht als Vermögen i. S. des 


§ 1654 BGB. erachtet werden. — — —“ 
Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 12. Dez. 1912 i. S. M. 
w. A. Beſchw.⸗Reg. 767/12. P. 


102. Der Erbe kann nicht während der Ausſchlagungsfriſt, dagegen 
während der Derweigerungsfrift des $ 2014 BGB. in Verzug kommen. 
(Vgl. 62 Nr. 62; 65 Nr. 85.) 

BGB. 88 1958. 2014. 

R., der Erblaſſer der Beklagten, hatte vom Kläger am 19. Dez. 1907 deſſen 
Materialwarengeſchäft mit Schankwirtſchaft vom 1. Jan. 1908 bis 1. Juli 
1911 gepachtet und ſich in §7 des Vertrages verpflichtet, das Geſchäft bis 
zum Schluß der Pachtzeit ordnunggemäß zu führen und es nicht früher zu 
verlaſſen. Am 28. Dez. 1907 ſtarb R. Der Kläger forderte nun von den Erben 
die Erfüllung des Vertrages, insbeſondere auch, daß ſie in den Pachträumen 
ein Materialwaren- und Schankgeſchäft betrieben. Als die Erben ſich deſſen wei⸗ 
gerten, klagte er auf Zahlung des vereinbarten Pachtzinſes für die Zeit vom 
1. Januar bis 1. Oktober 1908, von wann an er die Räume anderweit ver⸗ 
mietet hatte, und auf Erſatz des Schadens, der ihm durch den Nichtbetrieb des 
Geſchäfts in der Zwiſchenzeit entſtanden ſei. — Der Pachtzins wurde dem 
Kläger zugeſprochen, den Schadensanſpruch wies das Landgericht ab; das 
Oberlandesgericht erklärte auch dieſen dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die 
Gründe des Rev.⸗Urteils führen darüber aus: 

„— — — Mit Recht rügt die Reviſion, daß das Ber.⸗Gericht in eine 
nähere Prüfung, ob die Beklagten die Nichterfüllung der Verpflichtung des 
87 des Vertrages zu vertreten haben, nicht eingetreten iſt, obwohl die ſchon 
in 1. Inſtanz geltend gemachte Einwendung der Beklagten, daß ſie vor An— 
nahme der Erbſchaft und während der Friſt des § 2014 BGB. zur Erfüllung 
dieſer Verbindlichkeit nicht verpflichtet geweſen wären, eine beſondere Ver- 
anlaſſung zur Prüfung dieſer Frage gab. Dieſe Einwendung iſt auch zum Teil 
berechtigt. 

Der Erbe, dem noch die Ausſchlagungsfriſt läuft, gerät nicht ſchon da— 
durch in Leiſtungsverzug, daß er eine ihm gegenüber außergerichtlich geltend 
gemachte Forderung eines Nachlaßgläubigers unbefriedigt läßt. Dies iſt 
mit Strohal (in der 3. Auflage des Planckſchen Komm., Anm. 1 zu § 2017 
BGB.) und mit Herzfelder, (der in DIZ. 1905 Sp. 62 und auch in der älteren 
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Aufl. des Staudingerſchen Komm. die Gegenmeinung vertreten hatte) in 
der 5/6. Aufl. dieſes Komm. Anm. 1 zu $ 1958, gegen Müller (DIZ. 1905 
Sp. 687) und Kipp (Erbr.“ § 50 Anm. 7 S. 126) anzunehmen. Das Gegen⸗ 
teil kann nicht daraus gefolgert werden, daß § 1958 nur von der gerichtlichen 
Geltendmachung des gegen den Nachlaß gerichteten Anſpruchs ſpricht, und 
daß § 1959 Abſ. 3 einem Rechtsgeſchäft, das gegenüber dem Erben als ſolchem 
vorgenommen werden muß und das vor der Ausſchlagung dem Ausſchla⸗ 
genden gegenüber vorgenommen iſt, auch nach der Ausſchlagung Wirkſamkeit 
gibt. Denn vor der Annahme der Erbſchaft fehlt es, ſofern nicht ein Nach⸗ 
laßpfleger beſtellt iſt, an einer zur Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten be⸗ 
rufenen Perſon. Der Erbe iſt vor Annahme der Erbſchaft zur Sorge für dieſe 
nicht verpflichtet; ſeine Befugnis, wirkſam über Nachlaßgegenſtände zu ver- 
fügen, iſt beſchränkt (§ 1959 Abſ. 2). Dem Nachlaßgläubiger ſteht gegen ihn 
ein Anſpruch überhaupt nicht zu (RGeEntſch. 60, 179). Der Nachlaßgläu⸗ 
biger kann die ihm hierdurch drohenden Nachteile durch den Antrag auf Be⸗ 
ſtellung eines Nachlaßpflegers gemäß $ 1961 vermeiden. Danach haften die 
Beklagten für den Schaden nicht, der dem Kläger entſtanden iſt durch den 
Nichtbetrieb des Geſchäfts bis zu dem Zeitpunkt, mit dem die Friſt zur Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft für die Beklagten ablief, oder mit dem ſie die Erbſchaft 
angenommen haben. — — — 

Ob die Beklagten auch für den Schaden nicht haften, der dem Kläger 
durch das Unterlaſſen der Fortführung des Geſchäfts in dem Zeitraum ent⸗ 
ſtanden iſt, während deſſen den Beklagten die Friſt des § 2014 BGB. lief, 
hängt von der Beantwortung der zweifelhaften und ſtreitigen Frage ab, ob 
die Geltendmachung der „aufſchiebenden Einreden“ der $$ 2014/2015 die 
Verzugsfolgen ausſchließe. Der erkennende Senat verneint dieſe Frage; 

in Übereinſtimmung mit der von Eccius in GruchotsBeitr. 43, 607; 44, 899; 49, 

156/157 aufgeſtellten, von Herzfelder (DZ. 1905 Sp. 61/62 und Komm. von 

Staudinger?“ Anm. 1 zu $$ 2014/2015), Müller (DIg. 1905 Sp. 685), Fuchs 

(Recht 1905 Sp. 339 und 425), Kretſchmar Erbr. § 73 S. 354, dem Komm. 

von RGRäten Bem. 4 zu $ 2014 und von Friedburg (Rechtl. Natur der auf— 

ſchieb. Einreden des Erben) vertretenen, neuerdings auch von Strohal in Planck 

Komm.“ Vorbem. vor 88 2014 ff. (anders Strohal Erbr.s 2, 228) aufgenom- 

menen und eingehend begründeten Meinung. 


Es iſt zuzugeben, daß die Begründung dieſer Meinung in manchen Punkten 
anfechtbar iſt, und daß der Wortlaut des Paragraphen an ſich und die Ent— 
ſtehungsgeſchichte für die Gegenmeinung zu ſprechen ſcheinen, welche zunächſt 
allgemein geteilt wurde, aber auch noch neuerdings feſtgehalten wird. 

So u. a. von Planck, als dem Herausgeber des Kommentars, auch in der 3. Aufl. 

im Gegenſaz zu Strohal, dem Bearbeiter des betreffenden Teiles, von Coſack 

B. R.“ 2 § 409 III S. 798, Dernburg-Engelmann B. R. 5 § 168 zu VI 

S. 485, Neumann? Anm. 2a zu 8 2014, Kipp a. a. O. § 81 IV S. 208. 

Eine eingehende Begründung hat die Gegenmeinung gefunden in der Diſſertation 
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von v. Winterfeld, Die aufichiebenden Einreden des Erben und des Leiſtungs⸗ 

verzug. 

Aber weder der Wortlaut des Geſetzes noch ſeine Entſtehungsgeſchichte 
zwingen zu der Annahme, daß der Leiſtungsverzug durch die Geltendmachung 
dieſer Einreden ausgeſchloſſen werde. Die Beſtimmungen der $$ 2014. 2015 
find im Zuſammenhang mit denen der $$ 305 und 782 ZPO. zu würdigen, 
welche mit jenen aus den Beratungen derſelben Kommiſſion, der für die 
2. Leſung des BGB., hervorgegangen ſind. In dieſem Zuſammenhange 
laſſen ſich die Beſtimmungen der $$ 2014. 2015 ſehr wohl dahin verſtehen, 
daß der Erbe nur berechtigt ſein ſoll, das endgültige Ausſcheiden von Nachlaß⸗ 
gegenſtänden aus der Nachlaßmaſſe während jener Friſten zu verweigern und 
zu verhüten, ohne daß damit die Haftung wenigſtens der Nachlaßmaſſe für die 
durch die Nichterfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten den Gläubigern erwach⸗ 
ſenden Nachteile ausgeſchloſſen wird. Daß die Mehrheit der Kommiſſion 
(Prot. 5, 790. 791) der Meinung war, es empfehle ſich, den von dieſen Einreden 
Gebrauch machenden Erben nicht die Verzugsfolgen tragen zu laſſen, kann 
um ſo weniger von entſcheidender Bedeutung ſein, als dieſe Kommiſſions⸗ 
mehrheit ſelbſt die Frage angeregt hat, ob dieſe ihre Meinung nicht in der 
Faſſung der Beſtimmungen beſonders zum Ausdruck zu bringen ſei, die Re⸗ 
daktionskommiſſion aber, der die Prüfung dieſer Frage überlaſſen wurde, 
der Anregung keine Folge gegeben hat. Die Mehrheit der Kommiſſion meinte 
den Ausſchluß der Verzugsfolgen damit zu rechtfertigen, daß es eine unbillige 
Härte für den Erben wäre, ihn dieſen Folgen zu unterwerfen, und daß es 
auch im Intereſſe der Gläubiger gelegen ſei, daß der Erbe von den Einreden 
Gebrauch mache, damit nicht die Gläubiger, deren Forderungen fällig ſind, 
beſſer geſtellt würden als die anderen. Ein Intereſſe daran, daß der Erbe von 
dieſen Einreden Gebrauch mache, haben die andern Gläubiger aber nur dann, 
wenn der Nachlaß zur Befriedigung ſämtlicher Nachlaßverbindlichkeiten ein⸗ 
ſchließlich der durch den Verzug entſtandenen nicht ausreicht. Reicht der Nach⸗ 
laß hierzu aus, ſo hat nur der Erbe ein Intereſſe an der Geltendmachung der 
Einreden. Und dieſes Intereſſe iſt ſicherlich dann kein berechtigtes, wenn er 
erkennt oder doch bei genügender Sorgfalt erkennen müßte, daß der Nachlaß 
zur Erfüllung ſämtlicher Nachlaßverbindlichkeiten nicht hinreicht. Weder § 226 
noch § 242 BGB. würden, von ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen, den Gläu⸗ 
biger ſchützen, wenn der Erbe auch hier die Einreden der $$ 2014. 2015 vor⸗ 
ſchützen könnte, ohne die Verzugsfolgen fürchten zu müſſen. Das Geſetz aber 
macht keinen Unterſchied, ob die Erbmaſſe zur Deckung der Nachlaßſchulden 
hinreicht oder nicht. Iſt der Nachlaß zwar hinreichend, dies aber vom Erben 
trotz Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht zu überſehen, 
ſo muß der Erbe allerdings im Intereſſe der andern Gläubiger und um ſich 
vor der perſönlichen Inanſpruchnahme (vgl. 88 1978. 1979) zu ſchützen, die 
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Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten einſtweilen verweigern. Aber 
keineswegs iſt es unbillig, ihm, der ja beim Gebrauch der geſetzlichen Mittel 
zur Beſchränkung ſeiner Haftung nicht mit ſeinem perſönlichen Vermögen, 
ſondern nur mit der Nachlaßmaſſe haftet, die Folgen dieſer Nichterfüllung 
einer an ſich zu Recht beſtehenden Verbindlichkeit aufzuerlegen. Die Un⸗ 
überſichtlichkeit des Nachlaſſes wird häufig vom Erblaſſer verſchuldet ſein; 
aber ſelbſt wenn dies nicht der Fall iſt, entſpricht es durchaus nicht nur der 
Billigkeit, ſondern auch den unbedingten Anforderungen eines ordnung⸗ 
mäßigen Verkehrs, daß nicht der Nachlaßgläubiger, ſondern der Erbe die nach⸗ 
teiligen Folgen dieſer Unüberſichtlichkeit trägt. — — — 

Aber auch wenn der Nachlaß zur Befriedigung ſämtlicher Nachlaßfor⸗ 
derungen nicht hinreicht — und nur dieſen Fall ſcheint die Mehrheit der Kom⸗ 
miſſion im Auge gehabt zu haben —, führt nur die hier vertretene Meinung zu 
einem befriedigenden Ergebnis. Der Erbe wird und muß alsdann von den 
ihm zuſtehenden Einreden Gebrauch machen, ſofern er nicht irrtümlich den 
Nachlaß für ausreichend hält. Macht er von dieſen Einreden Gebrauch, ſo 
bleibt der Nachlaß zur gleichmäßigen Befriedigung aller Nachlaßgläubiger 
zur Verfügung. Es wird verhindert, daß der Gläubiger, deſſen Forderung 
fällig iſt, voll befriedigt werde, während andre, ſpäter ſich meldende Gläubiger 
leer ausgehen. Aber es wird auch der Gläubiger, der an Stelle ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Forderung eine Schadenerſatzforderung geltend macht, oder deſſen 
Forderung durch die verzögerte Erfüllung ſich um den Betrag des hierdurch 
entſtandenen Schadens vermehrt hat, nicht ſchlechter geſtellt als die andern 
Gläubiger. Ihn, deſſen Forderungen, auch wenn ſie auf Verzugszinſen und 
Vertragsſtrafen gerichtet ſind, im Konkurſe gleichberechtigt ſind mit den ſon⸗ 
ſtigen nicht bevorrechtigten Konk.⸗Forderungen, hier hinten anzuſetzen gegen⸗ 
über den ſonſtigen Nachlaßgläubigern, wie dies vom Standpunkt der Gegen⸗ 
meinung aus geſchehen müßte, fehlt jede innere Berechtigung. Es würde dies 
der billigen Ausgleichung der Intereſſen des Erben, ſeiner Gläubiger und der 
Nachlaßgläubiger widerſtreben, welche nach der Denkſchrift zu dem dem Reichs⸗ 
tage vorgelegten Entwurf (zu Buch 5 VI, 4) mit dieſen Beſtimmungen und 
den ergänzenden der Zivilprozeßordnung beabſichtigt war. 

Eine Schädigung der übrigen Nachlaßgläubiger tritt allerdings ein, wenn 
der Erbe den andringenden Gläubiger befriedigt und er irrtümlich annahm 
und den Umſtänden nach auch annehmen durfte, daß der Nachlaß zur Be⸗ 
friedigung aller Nachlaßverbindlichkeiten ausreiche (§ 1979). Das Motiv des 
Erben, durch dieſe Befriedigung des andringenden Gläubigers die Verzugs⸗ 
folgen zu vermeiden, kann aber hierbei irgendwelchen Einfluß nicht ausüben. 
Ob der Erbe annehmen durfte, daß der Nachlaß ausreiche, iſt objektiv zu be⸗ 
urteilen. Läßt der Erbe ſich durch das Beſtreben, die Verzugszinſen zu ver⸗ 
meiden, zu einer voreiligen Befriedigung eines andringenden Gläubigers 
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verleiten, ſo tut er es auf ſeine Gefahr. Und eigene Fahrläſſigkeit iſt alsdann 
die Urſache ſeiner Haftung; dieſe Haftung enthält nichts Unbilliges. — — —” 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 3. April 1912 in der preuß. 
Sache Rohleder u. G. (Bkl.) w. Köbke (KG. Berlin). III. 259/11. Auch 

in RGeEntſch. 79 Nr. 461 S. 202. 


103. Der Erbſchaftsſchuldner kann gegen den Vorerben nicht mit 
einer Forderung an dieſen aufrechnen. 
BGB. SH 2115. 394; ZPO. $ 773. 

Die Klägerin klagte als befreite Vorerbin ihres im Jahr 1903 verſtor⸗ 
benen Mannes gegen die Genoſſenſchaftsbank, deren Mitglied der Mann 
geweſen war, auf Auszahlung ſeines Auseinanderſetzungs-Guthabens. Die 
Bank wollte eine Forderung aufrechnen, die ihr gegen die Klägerin perſönlich 
zuſtand. Dies wurde in den erſten beiden Inſtanzen zugelaſſen, vom Reichs⸗ 
gericht dagegen für unzuläſſig erklärt. — Aus den Gründen: 

„Das Ber. Gericht geht davon aus, daß in den Parteien zwei Perſonen 
einander gegenüberſtehen, die ſich gegenſeitig Geldleiſtungen ſchulden (§ 387 
BGB.). Dies iſt zweifellos zutreffend. Im Gegenſatz zum 1. Entwurf 
des Bürgerl. Geſetzbuchs hat das Geſetz dem Vorerben die rechtliche Stellung 
eines wirklichen Erben gegeben und ihn damit zum Herrn des Nachlaſſes ge— 
macht. Dem Ber.⸗Gericht iſt aber nicht zu folgen, wenn es von dieſem rich⸗ 
tigen Ausgangspunkt aus unter Berückſichtigung der §§ 2115. 394 BGB. und 
des 8773 ZPO. zu dem Endergebniſſe gelangt iſt, daß die Beklagte gegen 
eine zum Nachlaß gehörende Forderung mit einer Forderung aufrechnen 
könne, welche ihr nicht als Nachlaßgläubigerin, ſondern gegen die Klägerin 
perſönlich zuſteht. 

Wird dem Vorerben einerſeits kraft der ihm eingeräumten Erbenſtellung 
die Verwaltung der Vorerbſchaft nach außen erleichtert, ſo behält doch das 
Geſetz anderſeits das Ziel im Auge, die Erbſchaft dem Willen des Erblaſſers 
gemäß in die Hand des Nacherben gelangen zu laſſen. Wenngleich voller 
und wahrer Erbe auf Zeit, iſt der Vorerbe doch im Hinblick auf den Nacherben 
ein Treuhänder. Durch die Vorſchriften der 88 2113. 2114 BGB. wird daher 
die Verfügungsmacht des Vorerben in beſtimmten Richtungen beſchränkt. 
In Verfolgung des gleichen Gedankens wird ſodann im § 2115 angeordnet, 
daß eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der Zw. 
Vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konk.-Verwalter er— 
folgt, im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam iſt, als ſie 
das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde. In der Rechts⸗ 
lehre beſteht Einverſtändnis darüber, daß die Unwirkſamkeit der Verfügung 
ſich auch auf ſolche Gegenſtände erſtreckt, über die der Vorerbe ſelbſt rechts⸗ 
geſchäftlich frei verfügen kann. Der Zweck der Vorſchrift des § 2115 iſt, die 


103. Aufrechnung gegen den Vorerben. 193 


Gläubiger des Vorerben daran zu hindern, ſeine Erbenſtellung zum Schaden 
des Nacherben auszunutzen: vgl. Prot. der 2. Leſung 5, 113. 

Die Durchführung dieſer Vorſchrift iſt für das Zw. ⸗Vollſtr. Verfahren 
in der Weiſe geſtaltet worden, daß ein zur Vorerbſchaft gehörender Gegen⸗ 
ſtand ‚nicht im Wege der Zw.⸗Vollſtreckung veräußert oder überwieſen werden 
ſoll, wenn die Veräußerung oder die Überweiſung im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge nach § 2115 dem Nacherben gegenüber unwirkſam ift‘ ($ 773 
ZPO). Dem Nacherben ſteht zur Abwendung der ſeine Rechte ſchädigenden 
Vollſtr.⸗Maßregeln — abgeſehen von Einwendungen gemäß § 766 ZPO. — 
die Widerſpruchsklage nach § 771 ZPO. zu. In Anſehung der Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung reichen dieſe Beſtimmungen bei Anwendung der erforderlichen 
Wachſamkeit aus, die Überlieferung der Erbſchaft durch den Vorerben auf den 
Nacherben zu ſichern. Sie laſſen an ſich noch unberührt den Fall der Auf⸗ 
rechnung. Wenn der Schuldner in einem zur Erbſchaft gehörenden For⸗ 
derungsverhältniſſe ſeinerſeits — wie im vorliegenden Streitfall — eine 
Forderung gegen den Vorerben perſönlich hat, ſo wäre er, ſofern die Auf— 
rechnung als ſtatthaft angeſehen werden müßte, in der vorteilhaften Lage, 
den Weg der Zw.⸗Vollſtreckung zu vermeiden und den angeführten Beſtim⸗ 
mungen des 8 773 ZPO. auszuweichen. Er könnte dann zur Selbſtbefrie⸗ 
digung mittels Aufrechnung greifen, und ſo wäre der Vorerbe — von einem 
Erſatz aus eigenen Mitteln abgeſehen — außerſtande, die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben unverkürzt zu überliefern. Auch der Nacherbe hätte kein Mittel, mit 
Erfolg einzugreifen; ſobald die Aufrechnungserklärung dem Vorerben zu— 
ginge, wäre die Forderung der Erbſchaft erloſchen. Der Gläubiger des Vor⸗ 
erben alſo, welcher ſeinerſeits Schuldner in einem zur Erbſchaft gehörigen 
Forderungsverhältniſſe wurde, iſt vom Geſetze vor denjenigen Gläubigern 
des Vorerben begünstigt, welche nicht Schuldner ſind und zur Zw. Vollſtreckung 
ſchreiten müſſen. Ein ſtichhaltiger Grund iſt hierfür im Hinblick auf den klaren 
Geſetzeswillen, alle perſönlichen Gläubiger des Vorerben an der Ausbeutung 
der Erbſchaftsmaſſe zu verhindern, nicht erkennbar. 

Hiernach iſt von vornherein kein Anlaß gegeben, die Wirkung des $ 394 
BGB., wonach die Aufrechnung gegen eine Forderung nicht ſtattfindet, ſoweit 
ſie der Pfändung nicht unterworfen iſt, in Anſehung der zu einer Vorerbſchaft 
gehörenden Forderungen einzuſchränken. Werden aber die Grenzlinien, 
welche auf dem Gebiet der Zw.-Vollſtreckung für die Pfändung gezogen ſind, 
unverkürzt auf das Gebiet der Aufrechnung übertragen, jo führt dies mit 
Notwendigkeit zu der Annahme, daß die Aufrechnung einer wider den Vor— 
erben perſönlich gerichteten Forderung gegen eine Forderung der Erbſchaft 
Unſtatthaft iſt. Die Vorſchrift des §S 773 ZPO. läßt zwar aus naheliegenden 
Gründen zunächſt die Pfändung zu und unterſagt nur die Veräußerung der 
gepfändeten Sache oder die Überweiſung der gepfändeten Forderung. Mit 
Recht wendet ſich jedoch die Reviſion gegen die Auffaſſung des = Gerichts, 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 5. 
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das mit Rückſicht auf die Zuläſſigkeit der Pfändung auch die Aufrechnung ge— 
ſtatten will, indem es beide Rechtshandlungen einander gleichſtellt. Dieſe 
Auffaſſung geht deswegen fehl, weil die Pfändung für jich allein erſt eine 
Sicherung bewirkt, wogegen die Aufrechnung bereits die Befriedigung ent⸗ 
hält, die Forderung der Erbſchaft vernichtet und damit dieſe des ganzen Wertes 
der Forderung beraubt. Die Aufrechnung entſpricht nicht einer bloßen Pfän⸗ 
dungshandlung, ſondern ſchließt zugleich das in ſich, was der Veräußerung 
der Sache oder der Überweiſung der Forderung im Bereiche des 8 773 ZPO. 
gleichkommt. Veräußerung und Überweiſung bilden die Durchführung der 
Pfändung, und dieſe Durchführung iſt es gerade, welche die Rechte des Nach⸗ 
erben endgültig ſchädigt: dieſe Schädigung ſucht das Geſetz durch die Be— 
ſtimmungen des 8773 ZPO. abzuwenden. Die gleiche Schädigung tritt 
mit der Aufrechnung ein. Daraus folgt, daß das durch den $ 773 für die Zw. 
Vollſtreckung verfolgte Ziel in Anſehung der Aufrechnung nur durch die Aus- 
ſchließung dieſer zu erreichen iſt. Jenes Ziel wird aber auch vom Geſetze er- 
reicht, indem es im § 394 BGB. der Aufrechnung die gleiche Schranke ſetzt, 
die für die Pfändung geſetzt worden iſt. 

Mit dieſem Ergebniſſe ſteht die Entwicklung, welche die Vorſchrift des 
L391 BGB. durchgemacht hat, durchaus im Einklange“ (wie näher ausgeführt 
wird). 

„Verfehlt iſt der Einwand: § 394 BGB. treffe nur die ‚der Pfändung 
nicht unterworfenen“ Forderungen, der gleiche Ausdruck finde ji im §S 0 
ZPO. (vgl. § 811) und an andern Geſetzesſtellen, dagegen ſeien die Nor: 
ſchriften der $$ 772.773 ZPO. (vgl. § 812) als bloße ‚Soll-Vorſchriften aui- 
geſtellt worden und würden daher vom § 394 BGB. nicht getroffen. Dieſer 
Einwand kann deswegen nicht durchgreifen, weil auch die Ordnungsvor⸗ 
ſchriften zu befolgen ſind. Der Richter verletzte ſeine Amtspflicht, wenn er 
eine als ſolche erkannte Forderung der Vorerbſchaft zuwider der Vorſchrift 
des 8 773 3PO. überweiſen würde. Zieht auch die Übertretung einer Soll- 
Vorſchrift keine Nichtigkeit nach ſich, ſo iſt doch zu betonen, daß die Befugniſſe 
von Richter und Gerichtsvollzieher durch die $$ 772. 773. 812 ZPO. einge⸗ 
ſchränkt werden. Dem Konk. Verwalter wird im § 128 KO. ausdrücklich ver- 
boten, die zur Vorerbſchaft gehörigen Gegenſtände zu veräußern, wenn die 
Veräußerung nach §2115 BGB. unwirkſam iſt. Es wäre in der Tat ungereimt, 
wenn das, was zum Schutze der Rechte des Nacherben dem Richter, Gerichts 
vollzieher und Konkursverwalter unterſagt it, dem Schuldner in der Form 
der Aufrechnung geſtattet ſein ſollte. — — — 

Gegen die hier vertretene Auffaſſung kann auch kein Bedenken aus dem 
$1 KO. hergeleitet werden. Es wird im Abſ. 1 beſtimmt, daß das Konk.⸗ 
Verfahren das geſamte einer Zw. Vollſtreckung unterliegende Vermögen 
des Gemeinſchuldners umfaſſe“, und überdies wird im § 1 Abſ. 4 geſagt, daß 
„Gegenſtände, die nicht gepfändet werden ſollen, nicht zur Konk.-Maſſe ge— 
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hören‘. Es könnte ſonach ſcheinen, als wenn die vom Abſ. 4 betroffenen Ge⸗ 
genſtände an ſich als ſolche anzuſehen wären, die der Zw.⸗Vollſtreckung unter⸗ 
liegen. Die Materialien zu der Novelle zur KO. v. 17. Mai 1898 ergeben 
aber, daß der Abſ. 4 nur zu dem Zwecke, alle Zweifel zu beſeitigen, von der 
Reichstagskommiſſion eingefügt worden iſt. Und es iſt nicht nur in der Be⸗ 
gründung des Geſetzentwurfs, ſondern auch bei den Kommiſſionsverhandlungen 
ausdrücklich hervorgehoben worden, daß ſchon nach dem Abſ. 1 des $1 auch 
die im 8 715 (jetzt 812) ZPO. bezeichneten Gegenſtände — die nicht ge- 
pfändet werden ‚jollen‘ — vom Konkurſe nicht erfaßt würden (vgl. Heymannſche 
Ausg. der Mater. zur KO. 32 u. 152). 

Die vorſtehenden Darlegungen führen zu dem Endergebniſſe, daß eine 
Aufrechnung gegen die von der Klägerin geltend gemachte Forderung, ſoweit 
dieſe zur Erbſchaft gehört, nicht zuläſſig iſt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 3. Juli 1912 in der preuß. 

Sache Küſter (Kl.) w. Luiſenſtädt. Bank (KG. Berlin). I. 262/11. Auch 

in RGEntſch. 80 Nr. 7 S. 30. 


104. Geſtattung photographiſcher Aufnahme eines eröffneten 
Teſtaments. 
BGB. § 2264; JGG. 8 34. 

Ein Bruder der Erblaſſerin, der in ihrem eigenhändigen Teſtament über⸗ 
gangen war, beantragte nach Einſichtnahme in das Teſtament, ihm deſſen 
photographiſche Aufnahme zu geſtatten, weil er Zweifel an der Echtheit habe. 
Das Nachlaßgericht lehnte den Antrag ab, das LG. wies die Beſchwerde zu⸗ 
rück; auf weitere Beſchwerde wurden jedoch die Vorentſcheidungen auf- 
gehoben unter Zurückverweiſung an das Nachlaßgericht. 

In den Gründen wird zunächſt ausgeführt, daß der Antrag nicht aus 
Verwaltungsrückſichten, ſondern aus ſachlichen Gründen abgelehnt worden 
und deshalb Beſchwerde im Wege der freiwill. Gerichtsbarkeit zuläſſig ſei. 
Dann wird fortgefahren: 

„Dem Rechtsmittel iſt auch der Erfolg nicht zu verſagen. Die Annahme 
des Amtsgerichts, das eigenhändige Teſtament würde zum Zweck der photo⸗ 
graphiſchen Aufnahme aus den Akten entfernt werden müſſen, iſt offenſichtlich 
unzutreffend: die Urkunde, die gerade eine Seite der Akten ausmacht, kann 
ohne Zweifel photographiert werden, ohne vorher entheftet zu ſein. Da 
keine künſtleriſche Aufnahme in Frage ſteht, wird die Aufnahme auch, ſoweit 
es ſich um das Techniſche handelt, in den gerichtlichen Dienſträumen erfolgen 
können. Der Einwand, daß das Teſtament dabei zur Kenntnis von Leuten 
gelangen würde, die an ſeiner Einſicht kein eigenes rechtliches Intereſſe haben, 
geht gleichfalls fehl. Denn einerſeits läßt ſich eine Geheimhaltung amtlicher 
Schriftſtücke, wie ſie danach geboten ſein würde, in der Regel garnicht durch⸗ 

14* 
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führen. Es iſt meiſt nicht zu vermeiden, daß die Akten ſchon innerhalb der 
Dienſträume Schreibern, Aktenheftern und, z. B. bei der Reinigung der Ge⸗ 
ſchäftsräume, noch andern Hülfsperſonen zu Geſicht kommen, die nicht immer 
Beamteneigenſchaft haben werden, und es iſt überhaupt nicht zu verhindern, 
daß der, dem wegen ſeines rechtlichen oder berechtigten Intereſſes eine Ab⸗ 
ſchrift erteilt worden iſt, dieſe dem nächſtbeliebigen unbeteiligten Dritten 
vorzeigt. Auf der andern Seite braucht der nach § 2264 BGB. oder $ 34 
FGG. zur Einſicht Berechtigte dieſe nicht notwendig perſönlich auszuüben, 
kann vielmehr auch einem andern, der kein eigenes Intereſſe daran hat, Voll⸗ 
macht erteilen. So würde auch im gegenwärtigen Falle der Beſchwerde— 
führer dem Photographen eine ſchriftliche Vollmacht mitgeben oder im Falle 
ſeines perſönlichen Erſcheinens ihn mündlich ermächtigen können, von der 
Teſtamentsurkunde, ſoweit dies bei der Aufnahme unvermeidlich, Kenntnis 
zu nehmen. 

Ebenſowenig iſt der ſachliche Ablehnungsgrund des Landgerichts be— 
rechtigt. Wer zur Einſicht eines amtlichen Schriftſtücks befugt iſt, muß auch 
das Recht haben, ſich ſelbſt auf der Stelle Aufzeichnungen oder eine Abſchrift 
anzufertigen, da ihm nicht zugemutet werden kann, bei umfangreichen Schrift— 
ſtücken oder, wenn es auf den genauen Wortlaut einer Stelle, auf eine beige— 
fügte Zeichnung u. dal. ankommt, ſich auf ſein Gedächtnis zu verlaſſen. Das 
Recht, von der Behörde die Erteilung einer Abſchrift zu fordern, kann dieſe 
Befugnis nicht vollſtändig erſetzen, da, abgeſehen von den Koſten, der mit der 
eigenen Entnahme von Aufzeichnungen verbundene Zeitgewinn und die 
Möglichkeit, in gedrängter Form aus verſchiedenen Stellen der Akten nur je 
etwas zu entnehmen, die eigene Tätigkeit vorteilhafter machen können. Als— 
dann muß aber die Geſtalt, in welcher der Berechtigte die Aufzeichnung oder 
Abſchrift herſtellen will, grundſätzlich ſeinem Ermeſſen überlaſſen werden, 
und mit Bezug hierauf iſt dem Beſchwerdeführer zuzugeben, daß die photo— 
graphiſche Aufnahme einer Urkunde nichts andres iſt als die Herſtellung einer 
genauen, die Schriftzüge in allen Einzelheiten wiedergebenden Abſchrift. 
Die Photographie findet heute im polizeilichen und ſtrafgerichtlichen Erken— 
nungsdienſte wie auch im Zivilprozeßverfahren bei der Feſtſtellung der Ver— 
fälſchung von Urkunden ausgedehnte Anwendung. Es iſt nicht einzuſehen, 
warum ſie nicht auch zur Erleichterung der Schriftvergleichung herangezogen 
und außer den Behörden auch den Privatbeteiligten, ſei es im Prozeß oder im 
Verfahren der freiwill. Gerichtsbarkeit, unmittelbar dienſtbar gemacht werden 
ſollte. Der Beſchwerdeführer betont mit Recht, es müſſe ihm die Möglichkeit 
der eigenen Prüfung gewährt werden, bevor er auf Grund des Verdachts 
einer Fälſchung das Prozeßgericht oder die Staatsanwaltſchaft angehe und 
damit eine Schriftprüfung durch die Behörde herbeizuführen ſuche. Daß 
aber die Aufnahme einer photographiſchen Nachbildung der in amtlicher Ver— 
wahrung befindlichen Teſtamentsurkunde es dem Beſchwerdeführer oder 
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einem von ihm zu beauftragenden Schreibſachverſtändigen erheblich erleichtern 
würde, eine Echtheitsprüfung durch Schriftvergleichung vorzunehmen, bedarf 
keiner näheren Ausführung. Die photographiſche Aufnahme iſt daher ebenſo 
zu geſtatten wie z. B. das Durchpauſen einer Urkunde, ſofern es ohne deren 
Beſchädigung ausführbar iſt, als erlaubt gelten muß. 

Die Vorentſcheidungen waren daher wegen Rechtsirrtums aufzuheben, 
und die Sache war an das Amtsgericht zurückzuverweiſen, das nunmehr nur 
noch zu prüfen haben wird, ob dem Begehren des Antragſtellers irgendwelche 
auf Verwaltungsrückſichten, insbeſondere auf der Sorge für die äußere Ordnung 
bei dem Gericht und die dauernde Erhaltung der Akten beruhende Bedenken 
entgegenſtehen. Gegen eine etwaige auf ſolche Bedenken geſtützte Ablehnung 
des Antrags würde dem Antragſteller alsdann die Beſchwerde im Dienſtauf⸗ 
ſichtswege zuſtehen; 

OL GRſpr. 12, 197; Joſef FGG. Anm. 2 zu $ 34; Güthe GBO. 2 Anm. 29 

zu $ 11. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 4. Nov. 1912. X. 368/12. Seuff.⸗ 

Bl. 78, 139. 


105. Entziehung des Pflichtteils wegen körperlicher Mißhandlung 
des Erblaſſers; Begriff der Mißhandlung. 
Vgl. 64 Nr. 196. 
BGB. 5 23332. 

Der am 14. Februar 1909 im Alter von 87 Jahren verſtorbene Auguſt R. 
zu Z. hatte in ſeinem Teſtament v. 5. Dez. 1908 die drei Beklagten mit 
der Maßgabe als Erben eingeſetzt, daß der Beklagte zu 3 nur den geſetz⸗ 
lichen Pflichtteil erhalte, dagegen ſeinem Sohne Oskar R., dem Kläger, den 
Pflichtteil aus dem Grunde entzogen, weil er ſich einer vorſätzlichen körper⸗ 
lichen Mißhandlung gegen ihn ſchuldig gemacht habe. Der Kläger klagte auf 
Feſtſtellung ſeines Pflichtteilsanſpruchs, indem er beſtritt, daß er ſich einer 
vorſätzlichen körperlichen Mißhandlung ſchuldig gemacht habe. — Die Klage 
wurde in 1. Inſtanz abgewieſen, während in 2. Inſtanz dem Klagantrage 
ſtattgegeben wurde. Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an 
das Ber.⸗Gericht zurück. Aus den Gründen: 

„Der Streit der Parteien betrifft lediglich die Frage, ob der Erblaſſer 
Auguſt R. dem Kläger, ſeinem Abkömmling, den Pflichtteil entziehen durfte. 
Die Pflichtteilsentziehung iſt nach $ 23332 BGB. geſtattet, wenn der Abkömm⸗ 
ling ſich einer vorſätzlichen körperlichen Mißhandlung des Erblaſſers ſchuldig 
macht. Aus dieſem in dem Teſtament ausdrücklich angeführten Grunde iſt 
die Pflichtteilsentziehung ausgeſprochen. Das Ber.⸗Gericht hält jedoch den 
nach § 2336 Abſ. 3 BGB. von den Beklagten zu führenden Beweis der Miß⸗ 
handlung nicht für erbracht. Es würdigt das Ergebnis der Beweisaufnahme 
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dahin, daß es im September 1904, als der Kläger ſich das Bauen eines Kahns 
auf ſeinem Grund und Boden mit Hülfe ſeines Kutſchers für die Töchter des 
Erblaſſers nicht gefallen laſſen wollte, zwar zu einem Wortwechſel gekommen 
ſei, daß der Kläger den Erblaſſer hierbei aber nicht mißhandelt oder bedroht 
habe, daß dann am Hoftor der Streit zwiſchen dem Kläger und Ida R., einer 
Tochter des Erblaſſers, entſtanden ſei und der Erblaſſer unter Mitnahme 
eines Holzpfahls ſich ebenfalls dorthin begeben habe. Wenn nun auch der 
Kläger den dazwiſchen tretenden Erblaſſer zurückgeſtoßen habe, ſo ſtehe damit 
noch nicht feſt, daß er ihn habe mißhandeln wollen. Es ſei ſehr wohl möglich 
und ſogar wahrſcheinlich, daß Kläger, der ſeine Schweſter Ida geſchlagen 
habe, einen Angriff des Erblaſſers befürchtet und dieſen Angriff habe abwehren 
wollen. — — — 

Nicht ohne Grund werden dieſe Ausführungen als von Rechtsirrtum 
beeinflußt von der Reviſion angegriffen. Der Ausdruck ‚körperliche Miß— 
handlung' in § 23332 BGB. iſt, wie die Motive 5, 431 erkennen laſſen, in be⸗ 
wußter Anlehnung an die Beſtimmung des § 223 StGB. gebraucht und be- 
deutet wie dort eine Einwirkung auf den Körper des andern, durch welche, 
abgeſehen von der Störung der körperlichen Unverſehrtheit, das körperliche 
Wohlbehagen des andern in nicht unerheblicher Weiſe beeinträchtigt wird; 

vgl. Olshauſen zu $ 223 StGB. Anm. 4; Frank zu dieſem Paragraphen Anm. 1.1. 
Die Herbeiführung einer Schmerzempfindung iſt zur Annahme einer 
körperlichen Mißhandlung nicht notwendig (vgl. RMilGeEntſch. 10, 303). 
Die Mißhandlung kann, wie allgemein anerkannt iſt, ebenſo durch Stöße als 
durch Schläge erfolgen, vorausgeſetzt, daß der Stoß mit einiger Heftigkeit 
geführt iſt und nicht bloß in einem das körperliche Wohlbehagen nicht merklich 
berührenden Zurückſchieben beſteht. Das von dem Ber. Richter unterſtellte 
„Zurückſtoßen' würde daher an ſich geeignet ſein, den Begriff der körperlichen 
Mißhandlung zu erfüllen, und dies würde um ſo weniger zu bezweifeln ſein, 
wenn das Ber. Gericht, wie es den Anſchein hat, die Ausſage der Zeugin M. 
als wahr annimmt. Nach der Bekundung dieſer Zeugin iſt der Stoß, durch 
welchen der auf ſeine Schweſter mit einem Knüppel einſchlagende Kläger 
den ‚dazwiſchen gehenden‘ Erblaſſer zurückſtieß, ein ‚ziemlich foricher‘ ge— 
weſen und hat die Wirkung gehabt, daß der Erblaſſer etwa zwei Schritte von 
der Gruppe entfernt wurde. Als nachher der Erblaſſer ſich wieder genähert 
hatte, hat ſich der gleiche Vorfall nach Bekundung der Zeugin M. wiederholt. 

Das Vorhandenſein eines Grundes zur Entziehung des Pflichtteils wird 
denn auch von dem Ber.-Gericht, das über die Art und Wirkung des Stoßes 
ſich nicht näher ausläßt, hauptſächlich nur aus dem Grunde verneint, weil in 
der Abwehr des dazwiſchen tretenden Erblaſſers eine Mißhandlung noch nicht 
zu erblicken ſei. Zutreffend wird von der Reviſion hiergegen geltend gemacht, 
daß die Vorausſetzungen der Notwehr von dem Ber. Gericht nicht feſtgeſtellt 
ſeien. — — — Ein Angriff, den der Erblaſſer auf den Kläger unternahm, 
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um jeine Tochier gegen deſſen Schläge zu ſchützen, würde nicht als ein 
rechtswidriger erachtet werden können. Nicht der Kläger war in Notwehr, 
ſondern der Erblaſſer, der berechtigt war, zur Verteidigung ſeiner Tochter 
einen Gegenangriff gegen den Kläger auszuführen. Dieſen Angriff mußte 
Kläger gegen ſich ergehen laſſen, und er kann nicht ſeinerſeits, da er in Wirk⸗ 
lichkeit der Angreifende war, ſich auf Notwehr berufen. Zur Verteidigung ſeiner 
Tochter war übrigens der Erblaſſer um ſo mehr befugt, als der Angriff des 
Klägers dadurch herbeigeführt war, daß die Tochter aus Anlaß des Streits 
zwiſchen dem Erblaſſer und dem Kläger die Partei des Vaters genommen 
hatte. Unter dieſen Umſtänden wird auch daran kaum zu zweifeln ſein, 
worüber die maßgebende Beurteilung dem Ber.⸗Gericht überlaſſen bleiben 
muß, daß das Vorgehen des Klägers gegen den Erblaſſer zugleich eine Verletzung 
der Pietät enthielt, welche die Kinder ihren Eltern ſchulden (vgl. die Prot. in 
Mugdans Mater. 5, 803). — — —" 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 21. Nov. 1912 in der preuß. 

Sache R. u. Gen. (Kl.) w. R. (KG. Berlin). IV. 96/12. 


— 


106. Gegen den Gebrauchsmuſterſchutz kann auch ein ſchon vorhandenes 
Benutzungsrecht geltend gemacht werden. 
(Vgl. 65 Nr. 14 m. N.) 
GebrMuſtGG. § 1; PatG. 8 5. 

— — — Das Ber.⸗Gericht geht bei ſeinen Erwägungen davon aus, daß 
die in der Literatur ſtreitige Frage, ob auch bei Gebrauchsmuſtern ein Vor⸗ 
benutzungsrecht im Sinn und mit der Wirkung des 8 5 Abſ. 1 PatG. beſtehe, 
zu bejahen ſei. Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, dieſe Frage, deren 
Entſcheidung in dem Urteil v. 25. Jan. 1908, I. 109/07 (IW. 1908, 247) noch 
offengehalten worden iſt, aus allgemeinen Rechtsgründen gleichfalls zu be- 
jahen. d 

Wie in der Rechtſprechung des Reichsgerichts bereits mehrfach, ins⸗ 
beſondere in dem Urteil v. 30. Nov. 1907, I. 262/07 (Entſch. 67, 177) hervor⸗ 
gehoben wurde, lehnt ſich das Geſetz, betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern, 
an das Patentgeſetz an, dem es in ſeinen ſachlichen Vorausſetzungen nachgebildet 
iſt. Es gibt in ſeiner knappen Faſſung keine erſchöpfende Regelung des Gegen- 
ſtandes, ſondern beſchränkt ſich darauf, die weſentlichen Beſtimmungen zu 
treffen, ſo daß es für manche Einzelfragen der Ergänzung bedarf. Die Ver⸗ 
wandtſchaft des Gegenſtandes und das Verhältnis des ſpäteren Geſetzes, betr. 
den Gebrauchsmuſterſchutz, zu dem für den Erfinderſchutz grundlegenden Patent- 
geſetze, rechtfertigen es, daß bei vorhandenen Lücken Abhülfe in den einjchla- 
genden Beſtimmungen des Patentgeſetzes geſucht wird, falls nicht beſondere 
Gründe entgegenſtehen. Nun enthält zwar das Geſetz, betr. den Schutz von 
Gebrauchsmuſtern, keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, wie ſich das 
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Recht deſſen, der ſich ein Gebrauchsmuſter für eine des geſetzlichen Schutzes 
fähige Erfindung hat eintragen laſſen, zu der Berechtigung deſſen verhält, 
der — wenn auch nicht öffentlich — bereits vor der Anmeldung die Erfindung 
in Benutzung genommen hatte. Da es aber bei der Schaffung des § 5 Abſ. 1 
PatG., wie in Entſch. 75, 317 dargelegt iſt, die nachgewieſene Abſicht der Ge⸗ 
ſetzgebung war, den Erfindungsbeſitz und die Rechte des redlichen Unter⸗ 
nehmers zu ſchützen und — unbeſchadet der Gewährung von Schutzrechten. 
für neue Erfindungen — den vorhandenen Beſitzſtand an ſolchen in den ge— 
bührenden Schutz zu nehmen, ſo ergibt ſich hieraus die Notwendigkeit, den 
§ 5 Abſ. 1 Pat., welcher der Aufrechthaltung des vorhandenen Beſitz⸗ 
ſtandes an Erfindungen dient, auch auf dem Gebiete der Gebrauchsmuſter 
zur Wahrung bereits beſtehender Rechte in entſprechender Weiſe in Anmen- 
dung zu bringen. Der Umſtand, daß bei Beratung des Geſetzes die Notiwen- 
digkeit dieſer Folgerung noch nicht überall erkannt war, kann bei der inneren 
Verwandtſchaft der beiden nebeneinander ſtehenden Geſetze es nicht rechtfer— 
tigen, die durch die Natur der Sache gebotene Schlußfolgerung zu unter— 
laſſen. 

Iſt aber der $5 Abſ. 1 PatG. auch auf dem Gebiet der durch das Ge— 
brauchsmuſter geſchützten Erfindungen zur Anwendung zu bringen, ſo kann 
als Vorbenutzung nur die wirkliche, zur Zeit der Anmeldung bereits geſchehene 
Benutzung im Inland oder die zur Benutzung tatſächlich bereits getroffene 
Veranſtaltung in Betracht kommen. Der Schutz des § 5 Abſ. 1 tritt bei der 
durch ein Gebrauchsmuſter geſchützten Erfindung ebenſo wie bei der durch 
ein Patent geſchützten dann nicht ein, wenn es ſich nicht um die Fortführung 
des Unternehmens einer in Benutzung begriffenen Erfindung (Entſch. 75, 
317), ſondern um ein zur Zeit der neuen Anmeldung bereits wieder endgültig 
aufgegebenes älteres Erfinderrecht handelt. Dieſer Fall liegt hier vor; das 
Ber. Gericht hat bedenkenfrei feſtgeſtellt, daß die Klägerin die Benutzung 
der Modelle, welche ſechs Jahre früher hergeſtellt worden waren, nicht etwa 
nur vorläufig ausgeſetzt, ſondern endgültig aufgegeben hatte. Nach dieſer 
Feſtſtellung iſt das von der Klägerin beanſpruchte Vorbenutzungsrecht vom 
Ber.⸗Gericht mit Recht verneint worden. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 12. Okt. 1912 in der preuß. 

Sache Mauſer Eiſenw. (Kl.) w. Schmalenbach (OLG. Düſſeldorf). I. 11/12. 

Auch in RGeEntſch. 80 Nr. 47 S. 206. 
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II. Verfahren. 


107. Gebührenvorſchuß bei Rechtsmitteln des Nebenintervenienten. 
Vgl. 66 Nr. 59 m. N. 
. GKG. 9 81. 

Aus den Gründen eines Beſchluſſes, durch den die Erinnerung der durch 
einen Nebenintervenienten unterſtützten Beklagten gegen einen Koſtenanſatz 
zurückgewieſen worden iſt: 

„Abweichend von der bisher vom 1. 2. 3. 4. und 6. Senat des Han⸗ 
ſeatiſchen OLG. vertretenen Auffaſſung folgt der 5. Senat dieſes Gerichts 
und das Reichsgericht in neueren Entſcheidungen (Gruchot 50, 122; Recht 15 
Nr. 537; Warneyer Erg®d. 1910, 404) der Anſicht, daß, wenn der Neben⸗ 
intervenient allein ein Rechtsmittel eingelegt hat und die von ihm unter⸗ 
ſtützte Partei in der Rechtsmittelinſtanz nicht aufgetreten iſt, im Falle des 
Unterliegens der Nebenintervenient, nicht die von ihm unterſtützte Partei, in 
die Koſten der Rechtsmittelinſtanz zu verurteilen iſt. Auch wenn man ſich 
dieſer Auffaſſung anſchließt, folgt daraus nach Anſicht des hier entſcheidenden 
Senats nicht (wie der 5. Senat in OL GRſpr. 21, 396 angenommen hat), 
daß ſchon bei Einlegung des Rechtsmittels nur der Nebenintervenient, nicht die 
von ihm unterſtützte Hauptpartei, als ‚Antragfteller‘ i. S. des § 81 GKG. 
zur Vorſchußleiſtung herangezogen werden könne. Denn die Einlegung des 
Rechtsmittels durch den Nebenintervenienten erfolgt, ſofern nicht etwa das 
Rechtsmittel ausſchließlich eine nur gegen den Nebenintervenienten (z. B. 
hinſichtlich der Koſten) ergangene Entſcheidung betrifft, namens der vom 
Nebenintervenienten unterſtützten Hauptpartei, als deren Gehülfe der Neben- 
intervenient zu betrachten iſt. Die Einlegung wirkt für die Hauptpartei der⸗ 
geſtalt, daß dieſe jederzeit im Rechtsmittelverfahren auftreten und das Rechts⸗ 
mittel verfolgen kann. Sie bleibt Prozeßpartei, und ſolange es offenbleibt, 
ob ſie von dieſer ihr durch Einlegung des Rechtsmittels ſeitens des Neben⸗ 
intervenienten eröffneten Möglichkeit Gebrauch macht, iſt das Rechtsmittel 
als ihr Rechtsmittel anzuſehen und deshalb auch fie als ‚Antragiteller‘ i. ©. 
des 881 GKG. für die Rechtsmittelinſtanz zu behandeln.“ 

Beſchluß des OCG. Hamburg (2. Sen.) v. 13. Febr. 1913 in der Lü⸗ 

becker Sache Cohn u. Gen. w. Berthling u. Gen. Bf II. 28/13. 

| A—d. 


108. Kann der frühere Dorftand eines Dereins, der fich auf die ihm 
für den Verein zugeftellte Klage in eigenem Namen einläßt, Koiten- 
erftattung vom Kläger verlangen ? 

ZPO. 58 89. 50; BGB. 8 54. 

Der Kläger hatte eine Klage gegen einen nicht eingetragenen Verein 
an den Steinſetzmeiſter S. zuſtellen laſſen, der im Zeitpunkte der Zuſtellung 
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nicht mehr Vorſtand des Vereins war. S. erteilte einem Rechtsanwalt Pro⸗ 
zeßvollmacht zu ſeiner Vertretung, und dieſer gab ſich im Verhandlungstermin 
vom 15. Juni 1912 als Vertreter des S. an. Für den verklagten Verein war 
ausweislich des Sitzungsprotokolls niemand erſchienen. Anträge wurden in 
jenem Termin nicht geſtellt. Am 19. Juni 1912 zeigte der Prozeßbevollmäch⸗ 
tigte des Klägers dem Gericht an, daß der Beklagte z. Z. durch den Steinſetz⸗ 
meiſter W. vertreten werde; dieſem ließ er nun auch die Klage zuſtellen. Eine 
Sachentſcheidung war noch nicht ergangen, als am 17. Juni 1912 S. durch 
ſeinen Prozeßbevollmächtigten beantragte, die ihm durch deſſen Beauftragung 
erwachſenen Koſten dem Kläger aufzuerlegen und, falls das Gericht münd— 
liche Verhandlung für nötig halte, hierzu Termin anzuberaumen, wozu er dann 
den Kläger laden werde. — Das Amtsgericht wies die geſtellten Anträge als 
unzuläſſig zurück. Auf die von S. erhobene Beſchwerde ordnete das Land— 
gericht unter Aufhebung des amtsgerichtlichen Beſchluſſes an, daß über den 
Antrag des Beſchwerdeführers auf Grund mündlicher Verhandlung durch 
Urteil zu entſcheiden ſei. Das LG. ging davon aus, daß S. zwar nicht Partei— 
und auch nicht Prozeßbeteiligter i. S. von $64 ZPO. ſei, daß er aber mit 
gewiſſen Rechtsfolgen in das Prozeßverhältnis verwickelt worden ſei, und daß 
deshalb, ähnlich wie im Falle des § 89 Abſ. 1 ZPO. gegenüber dem falsus 
procurator, auf ſeinen Antrag über die Koſten auf Grund mündlicher Ver⸗ 
handlung durch Endurteil entſchieden werden müſſe. Auf weitere Beſchwerde 
wurde der Beſchluß des AG. wieder hergeſtellt. Aus den Gründen: 

„Ob es ſich im vorliegenden Fall um eine Entſcheidung des LG. in betreff 
der Prozeßkoſten handelt, die nach 8 568 Ab}. 3 ZPO. der weiteren Beſchwerde 
nur unterliegen würde, wenn die Beſchwerdeſumme den Betrag von 50 
überſteigt, braucht nicht erörtert zu werden, da S. erſichtlich Koſten für ſeine 
Prozeßbevollmächtigten in gleicher Art und Höhe beanſprucht, wie wenn er 
ſelbſt der Beklagte wäre, die Koſten alſo im Hinblick auf die Höhe des Streit— 
gegenſtandes zweifellos den für die Zuläſſigkeit der Beſchwerde erſorderlichen 
Betrag erreichen. Ä 

In der Sache jelbit teilt das Beſchwerdegericht den Standpunkt des 
Amtsgerichts. Zwar würde der Umſtand, daß § 89 Abſ. 1 Satz 3 ZPO. 
ſich als Sondervorſchrift darſtellt, der analogen Anwendung in geeigneten 
Fällen nicht entgegenſtehen. Die Koſten und Schadenerſatzpflicht des Ge— 
ſchäftsführers ohne Auftrag oder des Bevollmächtigten, der die Genehmigung 
nicht friſtgemäß nachgewieſen hat, iſt aber dort auf Grund eines Sachverhalts 
geregelt, mit dem der hier vorliegende nicht auf gleiche Linie geſtellt werden 
kann. 8 89 ZPO. ſetzt voraus, daß der Dritte, welcher unter jenen Umſtänden 
für eine Partei aufgetreten iſt, vom Gericht unter Beſtimmung einer Friſt für 
die Beibringung der Genehmigung zur Prozeßführung zugelaſſen worden war, 
und beſchränkt die eventuelle Koſten- und Schadenerſatzpflicht auf die infolge 
der Zulaſſung entſtandenen Koſten und Schäden. Er knüpft alſo die geordnete 
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Rechtsfolge daran, daß die andre Partei durch den Gerichtsbeſchluß gezwungen 
war, den Dritten als Vertreter des Gegners zu beachten und zu behandeln. 
Hierzu bietet die bloße Zuſtellung der Klage an eine Perſon, die nicht Vertreter 
der verklagten Partei iſt, nichts Rechtsähnliches. Der Zuſtellungsempfänger 
iſt in keiner Hinſicht gehalten, zur Vermeidung eigener Nachteile die den Um⸗ 
ſtänden nach gegenüber der verklagten Partei unwirkſame Zuſtellung zu be⸗ 
achten und etwa gar, wie S. im vorliegenden Falle getan hat, für ſeine 
Perſon einen Rechtsanwalt anzunehmen, ihm Prozeßvollmacht zu erteilen 
und im Termin zur mündlichen Verhandlung über den Rechtsſtreit, an dem 
er nach dem Inhalt der Klage ſachlich durchaus unbeteiligt iſt, formell und 
im eigenen Namen die Unwirkſamkeit der Klagezuſtellung geltend zu machen. 
Daß das Gericht bei Außerachtlaſſung ſeiner amtlichen Prüfungspflicht mög⸗ 
licherweiſe zur Erlaſſung eines richtigen Urteils gelangen kann, iſt für die 
rechtliche Beurteilung unweſentlich. Das gleiche gilt für die Frage, ob S. 
aus irgendwelchen außerhalb des Prozeſſes liegenden Gründen dem Be⸗ 
klagten gegenüber verpflichtet war, ein Verſäumnisurteil abzuwenden, denn 
dazu war keinesfalls die Beteiligung erforderlich, die S. gewählt hat und 
deren Koſten er erſtattet verlangt. Er brauchte dazu nicht ſelbſtändig in den 
Prozeß einzugreifen. Als Geſchäftsführer für den verklagten Verein iſt S., 
wie das Sitzungsprotokoll ausweiſt, nicht aufgetreten. Ob er in dieſem Falle 
ſelbſtändige Koſtenerſtattungsanſprüche hätte geltend machen können, iſt 
alſo nicht zu erörtern.“ 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 23. Nov. 1912. 2 C. Reg. 

276/12. ö Ch. 
109. KHoſtenerſatz bei Vertretung des Gläubigers im Mahnverfahren 

und im nachfolgenden Rechtſtreit durch zwei Anwälte. 
Vgl. 65 Nr. 225 m. N. 
3 O. 85 91. 697; Geb. f. RA. § 381. 

Zur Entſcheidung ſteht, ob die Gebühr des § 381 Gebo. f. RA. auch 
dann auf die in dem nachfolgenden Rechtsſtreit dem Rechtsanwalt zuſtehende 
Prozeßgebühr anzurechnen und vom Gegner zu erſtatten iſt, wenn zwei ver— 
ſchiedene Rechtsanwälte den Gläubiger vertreten haben, der eine im Mahn⸗ 
verfahren, der andre im nachfolgenden Rechtsſtreit vor dem Landgerichte 
(S 697 3PO.), und der mit der Vertretung im Mahnverfahren beaufiragfe 
Rechtsanwalt bei dem zuſtändigen Landgericht nicht zugelaſſen iſt. Es iſt 
dies aus nachfolgenden Erwägungen bezüglich der Anrechnung zu verneinen, 
bezüglich der Erſtattungspflicht zu bejahen. 

Der § 38 Geb. f. RA. enthält lediglich die Feſtſetzung des Gebühren- 
anſpruchs des einzelnen Rechtsanwalts gegenüber feinem Auftraggeber (1. 
auch § 2). Wie die Partei, welche mehrere Rechtsanwälte nacheinander zu 
Prozeßbevollmächtigten beſtellt, jedem dieſer Rechtsanwälte die dieſem an⸗ 
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fallenden Gebühren ſchuldet, jo iſt ſie verpflichtet, wenn ſie zu ihrer Ver⸗ 
tretung im Mahnverfahren und zur Führung des nachfolgenden Rechtsſtreits 
verſchiedene Rechtsanwälte beſtellt, dieſen die vollen Gebühren des $ 381 
und $ 13 Geb. zu entrichten. Die anſcheinend vom 1. Richter gebilligte 
Meinung des Gerichtsſchreibers, daß 838 eine Ausnahmebeſtimmung für 
den Fall der nacheinanderſolgenden Inanſpruchnahme verſchiedener Rechts⸗ 
anwälte nicht enthalte, iſt deshalb unrichtig, weil dieſe irrtümlich vorausgeſetzte 
Ausnahme die Regel der GebO. f. RA. bildet. Die Erſtattungspflicht der 
hiernach vom Auftraggeber den beiden Rechtsanwälten geſchuldeten vollen 
Gebühren des § 381 und § 13 ſeitens des Gegners bemißt ſich lediglich nach 
8 91 3PO., deſſen Beſtimmungen auch für das Mahnverfahren und den nach⸗ 
folgenden Rechtsſtreit hierfür maßgebend find. Mußt e i. S. des 8 91 ein 
Wechſel in der Perſon des Rechtsanwalts eintreten, jo iſt die Erſtattungs⸗ 
pflicht der Koſten der mehreren Rechtsanwälte gegeben, auch wenn ſie die 
Eines ſolchen überſteigen. Der Gläubiger iſt auch bei einem Anſpruch, der 
zur Zuſtändigkeit des LG. gehört, in der Wahl des Rechtsanwalts zu ſeiner 
Vertretung im Mahnverfahren nicht deshalb auf die bei dieſem LG. zugelaſ⸗ 
ſenen Rechtsanwälte beſchränkt, weil die Möglichkeit beſteht, daß der Rechts⸗ 
ſtreit infolge Widerſpruchs des Schuldners gegen den Zahlungsbefehl an das 
LG. verwieſen wird. Auch wenn, wie im gegebenen Falle, der Gläubiger 
für den Fall der Widerſpruchseinlegung des Schuldners nach § 697 Abſ. 2 
ZPO. ſelbſt den Antrag auf Verweiſung an das LG. im Geſuch um Erlaffung 
des Zahlungsbefehls ſchon geſtellt hat, wird der Wechſel in der Perſon des 
Rechtsanwalts nicht durch dieſe eventuelle Antragſtellung, ſondern erſt und 
nur durch den Widerſpruch des Schuldners notwendig. Unterliegt der Schuld— 
ner dann im Rechtsſtreit, jo muß er auch die infolge des durch ſeinen unbegrün— 
deten Widerſpruch verurſachten notwendigen Wechſels in der Perſon des 
Rechtsanwalts entſtandenen Mehrkoſten nach §91 ZPO. dem Gläubiger 
erſtatten. 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 6. April 1912 i. S. H. w. H. 

Beſchw.⸗Reg. 226/12. P. 


110. Einen eigenen Anſpruch an den verurteilten Gegner hat der 
Arme nanwalt nur für feine in dieſer Eigenſchaft verdienten Gebühren. 
30. 5 124. 

Die Beklagten in einem Wechſelprozeß waren von Anfang an durch den 
Rechtsanwalt N. vertreten geweſen. Nachdem ſie unter Vorbehalt der Aus⸗ 
führung ihrer Rechte antraggemäß verurteilt worden waren und im weiteren 
Verlauf des Prozeſſes ein Beweisbeſchluß ergangen war, ſuchte der Rechts- 
anwalt N. für ſie um Bewilligung des Armenrechts nach, das ihnen auf er 
hobene Beſchwerde vom Oberlandesgericht bewilligt wurde. Der Rechts- 
anwalt N. wurde ihnen als Pflichtanwalt beigeordnet. 
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Auf Grund einer weiteren Verhandlung erging neuerlicher Beweisbeſchluß 
und nach deſſen Erledigung ein Urteil, durch das unter Aufhebung des Vorbe⸗ 
haltsurteils die Klage koſtenfällig abgewieſen wurde. Der Rechtsanwalt 
N. beantragte nun gemäß $$ 104. 124 3PO., den ihm perſönlich vom Kläger 
zu erſtattenden Koſtenbetrag auf 192K feſtzuſetzen. Der Gerichtsſchreiber 
hatte dieſem Antrag im weſentlichen entſprochen, das Landgericht aber än⸗ 
derte auf die Erinnerungen des klägeriſchen Anwalts die Feſtſetzung des Ge⸗ 
richtsſchreibers dahin ab, daß die vom Kläger dem Anwalt der Beklagten 
perſönlich zu erſtattenden Koſten auf 48 „ feſtgeſetzt wurden. In der Ent⸗ 
ſcheidung wurde ausgeführt, daß die Bewilligung des Armenrechts im Lauf 
des Prozeſſes keine rückwirkende Kraft habe hinſichtlich der Gebühren, die der 
Anwalt der obſiegenden armen Partei gemäß $ 124 ZPO. im eigenen Namen 
beitreiben könne, und daß deshalb dem Rechtsanwalt N., als ihm perſönlich 
zu erſtatten, nur ein Betrag von 48 % zuſtehe — was ziffermäßig nach⸗ 
gewieſen wurde. — Die ſofortige Beſchwerde des Rechtsanwalts N. wurde 
als unbegründet zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Wenn es in § 124 Abi. 1 3PO. heißt, die für die arme Partei beſtellten 
Rechtsanwälte ſeien berechtigt, ‚ihre‘ Gebühren und Auslagen von dem in die 
Prozeßkoſten verurteilten Gegner beizutreiben, ſo iſt dieſe Vorſchrift dahin 
zu verſtehen, daß der Armenanwalt die ihm in dieſer ſeiner Eigenſchaft ange⸗ 
fallenen Gebühren und Auslagen von dem koſtenplichtigen Gegner beitreiben 
kann. Es kann alſo der Anwalt, wenn er — wie im vorliegenden Fall — für 
die Partei ſchon vor der gemäß § 115 ZPO. erfolgten Beiordnung tätig ge⸗ 
weſen iſt, als eigenen Anſpruch vom Gegner nur die Gebühren- und Aus⸗ 
lagenforderung beitreiben, die ihm gegen ſeine Partei ſeit jener Beiordnung 
erwachſen iſt. j 

Die Prozeßgebühr zu 36.4 und die liquidierten zwei Verhandlungs⸗ 
gebühren zu je 36% (für die kontradiktoriſche Verhandlung im Wechſelprozeß 
und für die erſte Verhandlung im ordentlichen Verfahren) ſind nun dem Rechts⸗ 
anwalt N. zweifellos zu einer Zeit erwachſen und von ihm verdient geweſen, 
als er den Beklagten noch nicht als Armenanwalt beigeordnet war. Dieſe 
Gebühren nebſt den entſprechenden Pauſchſätzen konnte er daher nur für die 
Beklagten ſelbſt vom Kläger erſtattet begehren und event. feſtſetzen laſſen. 
Es war ſeine Sache, ſich hierwegen gegenüber ſeinen Auftraggebern recht⸗ 
zeitig durch Einforderung eines angemeſſenen Vorſchuſſes ($ 84 GebO. f. RA.) 
ſicherzuſtellen. Hiernach (ſ. auch Neumiller Handausg. der ZPO. “, 92) 
erweiſt ſich der landgerichtliche Beſchluß, der nur die ſeit der Bewilligung des 
Armenrechts angefallenen Gebühren und Auslagen als gemäß $ 124 Abſ. 1 
ZPO. beitreibbar erachtet, als zutreffend. — — —“ 


Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 3. Febr. 1913 i. ©. St. w. F. 
Beſchw.⸗Reg. 64/1913. F—2. 
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111. Inzident⸗Feſtſtellungsklage auch über Rechtsverhältniſſe, die ſchon 
vor dem Prozeß ſtreitig waren. 
Vgl. 43 Nr. 64. 
30. $ 280. 

Der Beklagte hatte bei ſeinem Schuldner L. mehrere auf 320 geſchätzte 
Gegenſtände pfänden laſſen. Die Klägerin behauptete, durch zwei beſtimmte 
Verträge von dem Schuldner das Eigentum der Pfandſtücke erworben zu 
haben; da der Kläger die Freigabe verweigerte, erhob ſie Widerſpruchsklage 

gemäß § 771 ZPO. Der Beklagte beſtritt das Eigentum der Klägerin und 
a machte geltend, daß die Verträge nur zum Schein geſchloſſen, jedenfalls aber 
auf Grund des Anfechtungsgeſetzes anfechtbar ſeien. Nunmehr erweiterte 
die Klägerin den Klagantrag dahin, daß Beklagter die Rechtsgültigkeit ihres 
Eigentumserwerbs und deſſen Unanfechtbarkeit anzuerkennen habe. Der Be⸗ 
klagte hielt dieſe Klagerweiterung für unzuläſſig. — In 1. Inſtanz wurde in 
vollem Umfange nach den Anträgen der Klägerin erkannt. Das Ber.⸗Gericht 
wies durch Teilurteil die Klage ab, ſoweit ſie auf Feſtſtellung der Rechts⸗ 
wirkſamkeit und Unanfechtbarkeit des Eigentumserwerbs der Klägerin gerichtet 
war. Dieſe Entſcheidung wurde vom Reichsgericht unter Zurückverweiſung 
der Sache aufgehoben. Aus den Gründen: 

„Während das Landgericht die auf Feſtſtellung der Rechtswirkſamkeit 
und Unanfechtbarkeit der in den Verträgen v. 20. Nov. 1907 und 2. Okt. 1908 
enthaltenen Übereignungen gerichtete Klagerweiterung auf Grund des $ 280 
3PO. für zuläſſig erachtet hat, hat das Ber.⸗Gericht ihre Zuläſſigkeit nicht 
als gegeben angeſehen. — — — Der Ber.⸗Richter faßt die in dieſem Para⸗ 
graphen enthaltene Vorſchrift dahin auf, daß die Inzidentfeſtſtellungsklage 
dann ausgeſchloſſen ſei, wenn das Rechtsverhältnis, deſſen Feſtſtellung im 
Laufe des Rechtsſtreits beantragt wird, bereits vor deſſen Beginn unter den 
Parteien ſtreitig war. Dieſer Auslegung kann nicht beigetreten werden. 

Der § 280 beſtimmt, daß bis zum Schluß derjenigen mündlichen Verhand⸗ 
lung, auf die das Urteil ergeht, beantragt werden kann, daß ein im Laufe 
des Prozeſſes ſtreitig gewordenes Rechtsverhältnis, von deſſen Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen die Entſcheidung des Rechtsſtreits ganz oder zum Teil abhängt, 
durch richterliche Entſcheidung feſtgeſtellt werde. Durch dieſe Beſtimmung 
will das Geſetz zur Vermeidung mehrfacher Prozeſſe und widerſprechender 
Urteile jeder Partei die Möglichkeit gewähren, durch einen im Laufe des 
Rechtsſtreits zu ſtellenden Antrag zu bewirken, daß die ſchon ohnedies erfor⸗ 
derliche Entſcheidung über das bedingende ſtreitige Rechtsverhältnis in der 
Form eines der Rechtskraft fähigen Urteils abgegeben wird (vgl. RGEntſch. 9, 
339). Das Geſetz fordert für die Zuläſſigkeit eines ſolchen Antrags, daß die 
Entſcheidung des Rechtsſtreits von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Rechtsverhältniſſes abhängt und daß dieſes Rechtsverhältnis im Laufe des 
Rechtsſtreits ſich als unter den Parteien ſtreitig herausgeſtellt hat. Der Streit 
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der Parteien über das Rechtsverhältnis muß durch ihre im Prozeß abgegebenen 
Erklärungen zutage getreten und deshalb über dasſelbe infolge der Abhängig⸗ 
keit der Hauptentſcheidung von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Rechts⸗ 
verhältniſſes eine richterliche Entſcheidung an ſich ſchon notwendig geworden 
ſein. Für die einſchränkende Auslegung des Ber.⸗Richters läßt ſich nichts 
aus dem Wortlaut des 8 280 entnehmen. Noch weniger iſt ein innerer Grund 
erſichtlich, weshalb den Parteien die ihnen in dem § 280 gewährte Möglich⸗ 
keit, eine rechtskraftfähige Entſcheidung herbeizuführen, dann nicht gegeben 
ſein ſollte, wenn die Parteien bereits vor dem Prozeßbeginn in bezug auf das 
die Hauptentſcheidung bedingende Rechtsverhältnis ihre widerſprechenden 
Anſichten bekanntgegeben hatten. Das Reichsgericht hat denn auch ſchon 
wiederholt ausgeſprochen, daß es darauf nicht ankommt (Entſch. 73, 272; 
JW. 1908, 20220), 

Vorliegend hat die Klägerin gegen die ſtattgehabte Pfändung aus 8 771 
ZPO. Klage erhoben. Den Gegenſtand dieſer Klage bildete die Unzuläſſigkeit 
der Zw.⸗Vollſtreckung. Nachdem der Beklagte zur Begründung ſeines An⸗ 
trags auf Klagabweiſung geltend gemacht hatte, die beiden Sicherungsüber⸗ 
eignungen, auf die die Klägerin ihr angeblich die Veräußerung hinderndes 
Recht ſtützte, ſeien nur zum Schein vorgenommen, jedenfalls aber ihm gegen⸗ 
über nach dem Anfechtungsgeſetz unwirkſam, war im Rechtsſtreit zutage ge⸗ 
treten, daß ein Rechtsverhältnis prozeſſual ſtreitig geworden war, das nicht 
mit dem Gegenſtand der Hauptklage zuſammenfiel, von deſſen Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen aber die Entſcheidung über die erhobene Widerſpruchsklage ab⸗ 
hing, und zwar betraf dieſer Streit die Übereignungsverträge keineswegs 
lediglich nur inſoweit, als die gepfändeten Gegenſtände in Betracht kamen. 
Wenn auch der Beklagte in das von der Klägerin zur Begründung ihres Wider⸗ 
ſpruchs behauptete Eigentum nur durch die Pfändung der einzelnen Sachen 
eingegriffen hatte, ſo hat ſich doch der Beklagte damit verteidigt, daß er ohne 
Einſchränkung die Scheinnatur und die Anfechtbarkeit der ſich als einheitliche 
Rechtsgeſchäfte darſtellenden Übereignungen geltend machte. Betraf aber 
ſomit der prozeſſuale Streit die Gültigkeit und die Unanſechtbarkeit dieſer 
Verträge nach ihrem gejamten Inhalt, jo war damit gemäß § 280 ZPO. 
ohne weiteres die Befugnis der Klägerin gegeben, die rechtskraftfähige Feſt⸗ 
ſtellung der Gültigkeit und Unanfechtbarkeit, und zwar ohne Einſchränkung 
auf die gepfändeten Gegenſtände zu beantragen. Hängt, wie es vorliegend 
der Fall iſt, die Entſcheidung über die urſprüngliche Klage davon ab, daß die 
Übereignungsverträge ernſtlich gemeint und nicht anfechtbar ſind, ſo kann es 
darauf nicht ankommen, ob der Beklagte ſchon zurzeit auch die übrigen in 
jenen Verträgen als übereignet bezeichneten Gegenſtände der Klägerin ſtreitig 
macht oder ſtreitig zu machen gewillt iſt, denn das Geſetz fordert für die Zu⸗ 
läſſigkeit der Inzident⸗Feſtſtellungsklage nichts weiter als prozeſſuales Strei⸗ 
tiggewordenſein des Rechtsverhältniſſes und deſſen Erheblichkeit für die Ent⸗ 
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ſcheidung des Rechtsſtreits. Aus gleichem Grunde iſt es auch unerheblich, ob 
der Streit ein unmittelbar zwiſchen den Parteien ſelbſt oder ein zwiſchen 
einer Partei und einer dritten Perſon beſtehendes Rechtsverhältnis betrifft. 
Hiernach war das angefochtene Teilurteil, das in der Sache ſelbſt nicht 
erkannt hat, aufzuheben und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entſcheidung an das Ber.-Gericht zurückzuverweiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 29. Nov. 1912 in der preuß. 
Sache Steinmetz (Kl.) w. Preuß. Juſtisfiskus (K G. Berlin). VII. 287/12. 


112. Der Eigenbeſitzer kann als ſolcher der Eintragung einer Sicher— 
heitshypothek aus einem Schuldtitel gegen den Bucheigentümer nicht 
widerſprechen. 

Vgl. 43 Nr. 170; 45 Nr. 152; 51 Nr. 76; 61 Nr. 168. 
3PO. 88 771. 867; BGB. 5 872. 

Der Beklagte hatte ein Urteil gegen den Rentner Karl J. auf Zahlung 
von 10 000 , erwirkt und, nachdem dieſer ein von ihm gekauftes Grundſtück 
auf den Namen ſeines Sohnes Hugo %. hatte eintragen laſſen, die Anfechtungs⸗ 
klage erhoben. Hugo J. war verurteilt worden, die Zw.-Vollſtreckung in das 
Grundſtück zu dulden, und daraufhin wurde am 16. Juli 1910 für den Beklagten 
eine Sicherungshypothek auf das Grundſtück eingetragen. Das Grundſtück 
ſtand damals im Grundbuch noch auf dem Namen des Hugo I., war aber 
bereits am 12. Febr. 1910 an Frau V. verkauft und ihr am 2. März 1910 auf⸗ 
gelaſſen, und es war weiter am 3. März 1910 von Frau V. an den Kläger ver- 
kauft und aufgelaſſen worden. Auch war dem Kläger am 11. März 1910 der 
Beſitz des Grundſtücks unmittelbar von J. übertragen worden. Im Grundbuch 
wurde Frau V. erſt im Juni 1911 und der Kläger erſt im Juli 1911 eingetragen, 
weil es ſich um eine Erbpachthufe handelte und nach Partikularrecht die An- 
erkennung der Grundherrſchaft erforderlich war. — Auf Grund ſeines Eigen— 
beſitzes verlangte nun der Kläger, daß die durch Eintragung der Sicherungs- 
Vorinſtanzen wurde der Klage ſtattgegeben, vom Reichsgericht wurde ſie aus 
folgenden Gründen abgewieſen: 

„Daß die allgemeinen Vorausſetzungen einer Widerſpruchsklage i. S. 
des § 771 3PO. vorliegend gegeben waren, und daß dieſe Klage auch noch 
gegenwärtig zuläſſig war, läßt ſich nicht bezweifeln. Die Eintragung der 
Sicherheitshypothek des Beklagten ſtellte eine Zw.-Vollſtreckung in das un— 
bewegliche Vermögen dar (§ 866. 867 ZPO.), und die Zw.⸗Vollſtreckung war 
zur Zeit der Klagerhebung auch noch in Schwebe, weil die Befriedigung des 
Beklagten aus dem Grundſtück noch nicht erfolgt war, die Hypothek dem Be⸗ 
klagten einſtweiken vielmehr nur eine Sicherung mit der Ausſicht auf dem- 
nächſtige Befriedigung gewährt. Indeſſen es kann dem Ber.-Gericht nicht 
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gleichfalls zugegeben werden, daß das, was der Kläger für ſich geltend macht, 
in Wirklichkeit ein die Veräußerung hinderndes Recht für ihn ausweiſt, wie 
es vom 8771 ZPO. vorausgeſetzt wird. 

Die Frage, ob der Beſitz an und für ſich ein derartiges Recht darſtelle 
und darzuſtellen vermöge, wird allerdings verſchieden beantwortet. Steinen- 
falls aber kann der bloße Beſitz der Widerſpruchsklage eine genügende Grund— 
lage auch gegenüber einer ſolchen Vollſtr.Maßregel bieten, die ihrerſeits den 
Beſitz unberührt läßt. Und das iſt vorliegend der Fall, wie ſich ſchon daraus er- 
gibt, daß der Kläger trotz Eintragung der Sicherheitshypothek im Beſitze des 
Grundſtücks unbehelligt geblieben iſt. Auch in dem Fall, der dem Urteil 
in RGentſch. 34, 422 zugrunde lag, worauf ſich das Ber. Gericht bezieht, 
lag die Sache ſo, daß der dortige Kläger die für den dortigen Beklagten ge— 
pfändeten Sachen, bereits geerntete Früchte, als Beſitzer des Grundſtücks 
ebenfalls im Beſitz gehabt hatte. Danach ſteht aber das bezeichnete Urteil, 
das die Widerſpruchsklage des damaligen Klägers allerdings ausſchließlich 
auf Grund ſeines Beſitzes für berechtigt erklärt hat, dem Ber.-Urteil hier nicht 
zur Seite. 

Daß der Kläger Eigenbeſitz gehabt hat, iſt ohne Belang. Ein derartiger 
Beſitz kennzeichnet ſich nur dadurch, daß er vom Beſitzer mit dem Willen aus— 
geübt wird, die Sache als ihm gehörend zu beherrſchen (§ 872 BGB.). Bevor⸗ 
zugt das Geſetz den Eigenbeſitz auch in andern Beziehungen — ſo beim Frucht— 
erwerb nach 8 955, bei der Aneignung herrenloſer Sachen nach § 958, endlich 
bei der Erſitzung gemäß 88 900. 927, jo genießt doch der Eigenbeſitzer Dritten 
gegenüber keines anderen und beſſeren Schutzes als ſonſt ein Beſitzer. Denn an 
ſich ſtellt auch der Eigenbeſitz nur ein Verhältnis der im 8 854 allgemein voraus— 
geſetzten Art, mithin nur ein tatſächliches Gewaltverhältnis dar. Der Um— 
ſtand ferner, daß der Kläger das Grundſtück als Käufer in Beſitz genommen 
und es vom Bucheigentümer übergeben erhalten hatte, worauf das Ber. 
Gericht das entſcheidende Gewicht gelegt hat, iſt gleichfalls ohne Tragweite. 
Denn mag es auch ſein, daß der Kläger dem Bucheigentümer Hugo I., falls 
dieſer nach § 985 BGB. die Herausgabe des Grundſtücks verlangt hätte, mit 
der Einrede der verkauften und übergebenen Sache hätte begegnen können 
(§ 986), jo würde dieſe Einrede doch Dritten gegenüber, an die Hugo J. das 
Grundſtück etwa veräußert hätte, völlig verſagt haben, weil die lediglich aus 
den Kaufverträgen ſowie aus den ſpäteren Vereinbarungen des Klägers 
mit Frau V. und mit Hugo J. entnommene Einrede ihre Wirkung ausſchließ⸗ 
lich auf die Vertragsparteien beſchränkt haben würde. Das Ber.⸗Gericht hat 
überſehen, daß der Kauf immer nur ein Recht zur Sache gewährt, daß der 
Verkauf einer Sache den Verkäufer nicht außerſtand ſetzt, ſie nachträglich 
einem andern als dem Käufer zu übekeignen, und daß, wenn ſolches geſchieht, 
der Käufer dem dritten Erwerber gegenüber grundſätzlich kein Mittel hat, 
das Eigentum ihm wieder zu entziehen. Demgemäß würde auch der Kläger, 
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wenn Hugo J. das Grundſtück an einen Dritten veräußert hätte, dieſem Vor⸗ 
gange gegenüber machtlos geweſen ſein. Wenn aber Hugo J. trotz des Ver⸗ 
kauſs an Frau V. und trotz der Übergabe an den Kläger als den Käufer von 
Frau V. befähigt geweſen wäre, das Grundſtück im ganzen an einen Dritten 
wirkſam zu veräußern, ſo war er in gleichem Maße auch nicht gehindert, einem 
Dritten ein ſonſtiges Recht am Grundſtück einzuräumen, ohne daß der Kläger 
dagegen etwas hätte tun können. So wäre er insbeſondere auch in der Lage 
geweſen, einem Dritten mit voller Rechtsbeſtändigkeit eine Sicherheitshypothek 
am Grundſtücke zu beſtellen. 

Folgt man nunmehr allen dieſen Erwägungen, ſo muß auch die An— 
nahme des Ber. Gerichts, daß das Grundſtück infolge ſeines Verkaufs durch 
Hugo J. an Frau V. und durch die Übergabe an den Kläger aus dem Ver— 
mögen des Hugo J. bereits ausgeſchieden und zur Zeit der Eintragung der 
Sicherheitshypothek bereits ‚materiell' in das Vermögen des Klägers gediehen 
geweſen ſei, als unhaltbar erſcheinen. Vielmehr ſtellt ſich die Sache richtig dahin 
dar, daß Hugo I., weil ihm noch das ungeſchmälerte Verfügungsrecht zuſtand, 
auch damals noch das Grundſtück in ſeinem Vermögen hatte, der Kläger da— 
gegen auf Grund des Kaufs nichts weiter erlangt hatte als ein ſchuldrecht— 
liches Recht zur Sache und einen Beſitz, der jedem Dritten gegenüber, der ein 
Recht am Grundſtück etwa erwarb, verſagte. Wie endlich aber die rechtsgeſchäft— 
liche Übertragung eines Rechts am Grundſtück auf einen Dritten dem Kläger 
gegenüber voll wirkſam geblieben wäre, ſo vermag der Kläger auch gegen das 
vom Beklagten zwangweiſe erwirkte Recht am Grundſtücke auf Grund der 
von ihm geltend gemachten Tatſachen nichts auszurichten. Denn in Hinſicht 
auf Wirkſamkeit wie Rechtsbeſtändigkeit ſtand es ſich ganz gleich, ob Hugo J. 
die Sicherheitshypothek dem Beklagten freiwillig beſtellte oder ob ſie, 
auf dem Verfügungsrechte des Hugo J. ſußend, zwangweiſe begründet 
wurde. 

Den Umſtand, daß Hugo J. das Grundſtück vor der Eintragung der Sicher— 
heitshypothek bereits an die Frau V. aufgelaſſen und auch der Kläger zuvor 
die Auflaſſung von ſeiten der Frau V. bereits erhalten hatte, hat das Ber.“ 
Gericht unberückſichtigt gelaſſen, augenſcheinlich, weil es dieſe Tatſachen über— 
haupt für unerheblich erachtete. Darin kann ihm nur beigetreten werden. 
Durch die Auflaſſung an Frau V. hatte ſich zwar Hugo J. ihr gegenüber un— 
widerruflich gebunden, ihr das Grundſtück zu übereignen; indeſſen, ſolange 
nicht die Eintragung dazu gekommen war, war er der Eigentümer des Grund— 
ſtücks geblieben, und hatte auch ſein Verfügungsrecht keinerlei Einſchränkung 
erfahren. Dadurch anderſeits, daß dem Kläger die Auflaſſung von der Frau V. 
zuteil geworden war, hatte er zwar die rechtlich geſicherte Ausſicht darauf er⸗ 
halten, ſeinerſeits Eigentümer zu werden. Indeſſen mochte inſofern ſeine 
Stellung der Frau V. gegenüber auch eine vollkommen ſichere geworden ſein, 
da dieſe nunmehr ebenſalls unwiderruflich gebunden war — verſtärkt wurde 
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durch alles das ſeine Rechtsſtellung Dritten gegenüber in Anſehung des Grund— 
ſtückes dennoch nicht. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 4. Dez. 1912 in der mecklenb. 
Sache Martens (BEL) w. Rueſch. V. 352/12. Kn. 


113. Feſtſtellung nachträglich angemeldeter Konkursforderungen. Ent— 
ſtehungszeit der Koften eines Strafverfahrens und des Strafvollzugs“. 
„(Vgl. 58 Nr. 26; 66 Nr. 244.) 

KO. 38 3. 152. 

Gegen den H. war am 16. Sept. 1911 Vorunterſuchung und am 26. Sept. 
1911 das Konk.⸗Verfahren eröffnet worden. Am 26. Okt. 1911 fand im Kon⸗ 
kurſe der allgemeine Prüfungstermin ſtatt. Mit Strafkammerurteil vom 
1. Juli 1912, rechtskräftig geworden am 3. Juli 1912, wurde H. wegen Ur⸗ 
kundenfälſchung zu Gefängnis und zur Tragung der Koſten des Strafverfahrens 
und Strafvollzuges verurteilt. Die Strafzeit endet am 3. Jan. 1916. Nach- 
träglich wurden im Juli 1912 vom Fiskus zum Konkurs angemeldet Koſten 
des Strafverfahrens mit 1861,75 4 und Koſten des Strafvollzuges mit 
1270 A. Im Auguſt 1912 genehmigte das Konk.⸗Gericht die Schlußver⸗ 
teilung und beſtimmte zur Abnahme der Schlußrechnung und zur Prüfung 
der nachträglich angemeldeten Forderungen Termin auf den 17. Sept. 1912. 
In dieſem Termine beſtritt der Konk.-Verwalter die vom Fiskus angemel— 
deten Forderungen. Nun erhob der Fiskus Klage gegen ihn mit dem Antrage, 
die Forderungen als Konk.-Forderungen feſtzuſtellen. Der Beklagte bean- 
tragte Abweiſung der Klage, weil der in § 152 KO. vorgeſchriebene Nachweis 
rechtzeitiger Klageerhebung nicht geführt ſei, überdies aber zur Zeit der Konk.“ 
Eröffnung ein Anſpruch des Staates auf die angemeldeten Koſten noch nicht 
beſtanden habe. Die Höhe der Koſten wurde nicht beſtritten. — Das Land— 
gericht entſchied nach dem Klagantrage. Es ging davon aus, daß ſich das Er— 
fordernis des $ 152 nur auf bereits geprüfte Forderungen beziehe und daß 
der Anſpruch des Staates auf die Koſten der Strafverfolgung und Straſvoll— 
ſtreckung ſchon mit dem erſten Tatverfolgungsakte der ſtaatlichen Organe, 
im vorliegenden Falle mit der Eröffnung der Vorunterſuchung begründet ſei. 
Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Den auf § 152 KO. geſtützten Einwand hat der 1. Richter mit treffenden 
Gründen zurückgewieſen. Die Frage, wann der Anſpruch des Staates auf 
die Koſten der Strafverfolgung und Strafvollſtreckung als i. S. des 83 KO. 
‚begründet‘ zu gelten habe, wird in der Lehre und in der Rechtſprechung 
verſchieden beantwortet. Die Rechtſprechung ſteht überwiegend auf dem 
Standpunkte, daß der Anſpruch bereits mit dem Zeitpunkt eutſtehe, in welchem 
ſtaatliche Organe erſtmals zwecks Strafverfolgung in Tätigkeit 5 Das 
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rechtskräftige Urteil ſtelle den Anſpruch nur feſt, es begründe ihn nicht, es 
habe nur deklaratoriſche, nicht konſtitutive Bedeutung. Die Geltendmachung 
des Anſpruchs allein ſei durch die rechtskräftige Verurteilung bedingt; 

vgl. RGEntſch. in Strafſ. 13, 141; 32, 299; in Zivilſ. 20, 260; 52, 332; JW. 

1895, 504%; des OLG. Zweibrücken in Z. f. Rechtspfl. 1910, 122; OLG. 

Karlsruhe in BadRſpr. 1906, 363. 

Von den Schriftſtellern vertritt Hellmann Konkursr. 210 dieſe Meinung. 
Wolf, KO. Bem. 6 zu 83, läßt den Anſpruch ſchon mit der Begehung der 
Straftat zur Entſtehung gelangen. 

Die entgegengeſetzte Meinung, daß nämlich der ſtaatliche Anſpruch 
auf die Koſten erſt mit dem Urteil entſtehe, wird vertreten 

von den Oberlandesgerichten Karlsruhe in BadRſpr. 1902, 345; Hamburg in 
Seuff A. 58, 26; Landgericht I Berlin in Neumann 32, 597; 

in der Literatur von Sarwey⸗Boſſert KO.“, 56; Niſſen in Gruchot 52, 836; Werber 
in BadRſpr. 1911, 96; Rittmann GKG. $ 96 Abſ. 3. 


Hiernach beſtände der Anſpruch vor der rechtskräftigen Verurteilung 
(Niſſen läßt ein nicht rechtskräftiges Erkenntnis genügen) auch nicht als ein 
bedingter. 

Eine mittlere Meinung, vertreten von Jaeger KO. 34 Anm. 30. 32 
zu § 3, Seuffert Konkursr. 54, läßt nur den Anſpruch auf die vor der Er: 
öffnung des Konk.⸗Verfahrens entſtandenen Koſten als durch ſpätere rechts- 
kräftige Anerkennung im Urteil bedingte Konk.-Forderung zu. Peterſen⸗ 
Kleinfeller KO.“, 28 ſpricht ſich — in der gleichen Beſchränkung — für un⸗ 
bedingte Anerkennung aus. 

Das Ber.⸗Gericht entſcheidet ſich aus folgenden Erwägungen für die 
erſte Auffaſſung. 

Es iſt anerkannten Rechtens, daß mit der Begehung der Straftat das 
Recht des Staates auf Beſtrafung, der ſtaatliche Strafanſpruch entſtanden, 
rechtlich vorhanden iſt. Das Strafurteil begründet ihn nicht, es ſtellt ihn le— 
diglich feſt (vgl. RGEntſch. in Strafſ. 13, 141). In der Mangelhaftigkeit 
menſchlicher Einrichtungen liegt der Grund, daß das Urteil nicht ſofort ſozu— 
ſagen als natürliche Reaktion der Straftat folgt, ſondern daß ihm ein gegen den 
Täter gerichtetes Verfahren vorausgehen muß. Die Straftat alſo iſt es, die 
den Rechtsgrund für dieſes Verfahren und damit für die durch dieſes Ver— 
fahren verurſachten Koſten bildet. Deshalb hat nach der Reichs StPO. grund⸗ 
ſätzlich der die Koſten des Verfahrens zu tragen, der es veranlaßt hat, deſſen 
Tat die Veranlaſſung zu dem Verfahren gegeben hat. Das Urteil ſtellt dieſe 
Pflicht feſt; der zur Strafe Verurteilte gilt nun als derjenige, der die Koſten 
veranlaßt hat; begründet aber war der ſtaatliche Koſtenanſpruch ſchon mit der 
Tat, die zu dem Verfahren und damit zu den Koſten Veranlaſſung gab. Aller— 
dings entſcheidet nicht die Tatbegehung als ſolche; maßgebend iſt vielmehr 
der Zeitpunkt, von dem an die Tat als Straftat, d. i. als Verletzung der Rechts— 
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ordnung aufgefaßt und behandelt wird, alſo die erſte auf Verfolgung des 
Täters gerichtete Handlung der hierzu berufenen ſtaatlichen Organe. Im 
vorliegenden Falle iſt am 16. Sept. 1911, alſo vor der am 26. Sept. 1911 er⸗ 
folgten Konk.⸗Eröffnung die Einleitung der Vorunterſuchung beſchloſſen 
worden. Damit war der Anſpruch des Staates auf Erſtattung ſämtlicher 
von da an auf die Unterſuchung, Aburteilung der Tat und auf die Vollſtreckung 
der erkannten Strafe erwachſenden Koſten begründet, und zwar bedingung— 
los; denn nur für die Geltendmachung des bereits vorhandenen Anſpruchs 
bildet die Verurteilung des Angeklagten die Vorausſetzung. Der Umſtand, 
daß die Verurteilung die bereits begründete Koſtenpflicht in der Perſon des 
Verurteilten nur feſtſtellt, gibt auch die Erklärung dafür, daß die ſämtlichen 
Koſten als eine Einheit behandelt werden, daß ſie im Gegenſatze zur Zivil— 
prozeßordnung nicht nach Prozeßabſchnitten (Prozeß-, Verhandlungs-, Be⸗ 
weis⸗, Entſcheidungsgebühr) geſchieden, nicht für eine beſtimmte Tätigkeit 
der Strafverfolgungsbehörden oder der Gerichte, ſondern allgemein als Koſten 
des Verfahrens auferlegt werden. Das Strafverfahren kennt eben als Offi— 
zialverfahren nicht jene Abſchnitte, wie ſie dem Zivilprozeſſe eigen ſind, weil 
hier die Parteien den Unterſuchungsſtoff dem Gericht unterbreiten, womit 
eine gewiſſe Abſtufung je nach der Entwicklung des einzelnen Falles von ſelbſt 
gegeben iſt. Dieſer begriffliche Unterſchied beider Verfahrensarten iſt auch der 
Grund, weshalb der Strafprozeß keine Gebühren für einzelne Akte, keine nach 
der Schwere der einzelnen Straftat abgeſtufte Gebühren — wie im Zivil— 
prozeß nach dem Streitwerte —, ſondern Pauſchgebühren, d. ſ. Koſten kennt, 
die das einzelne Strafverfahren als ſolches, als einheitliches Ganzes belaſten 
und daher nur nach der Höhe der erkannten Strafen abgeſtuft werden können 
(88 62 ff. GG.). Hieraus allein ſchon ergibt ſich die Unhaltbarkeit der oben 
wiedergegebenen Meinung, die zwiſchen vor und nach der Konk.⸗Eröffnung 
entſtehenden Koſten unterſcheidet. Ebenſo abwegig iſt aber auch der Verſuch, 
zwiſchen den einzelnen Koſtenarten — Gebühren und Auslagen — zu unter— 
ſcheiden und hinſichtlich der letzteren die Erſatzpflicht des Angeklagten erſt mit 
dem die Unkoſten verurſachenden Akt eintreten zu laſſen. Abgeſehen davon, 
daß von einem Erſatz im hergebrachten Sinne hinſichtlich der wichtigſten dieſer 
‚Auslagen‘, nämlich der Haftkoſten ($ 798 GKG.) überhaupt nicht geſprochen 
werden kann, da hier nicht Auslagen erſetzt, ſondern beſtimmte Verpflegungs— 
ſätze, alſo auch eine Art ‚Pauſchgebühren“, bezahlt werden, geht es nicht an, 
überhaupt nur beſtimmte Verfahrensvorgänge auszuſondern und ſelbſtän— 
diger Behandlung im Koſtenpunkte zu unterziehen. Es bedeutet dies eine 
Abirrung auf das Gebiet zivilprozeſſualer Grundſätze unter Verkennung des 
Weſensunterſchiedes beider Verfahren. Das Strafverfahren kennt grund— 
ſätzlich keine einzelnen, gebührenpflichtigen Akte, — die wenigen aus Billig— 
keitsgründen zugelaſſenen Ausnahmen in den §§ 66 ff. GK G., 88 498 ff. 
StPO. beſtätigen nur die Regel. Der zur Strafe Verurteilte hat, weil er als 
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derjenige gilt, der die Koſten veranlaßt hat, ‚die Koſten des Verfahrens‘, zu 
denen nach beſonderer Vorſchrift auch jene der Strafvollſtreckung gehören, 
ſchlechtweg zu tragen, ohne daß unterſchieden wird, welche einzelnen Koſten⸗ 
beträge nötig oder unnötig, für welche einzelnen Akte die Koſten entſtanden 
waren, wegen welcher Tat der Angeſchuldigte ſchließlich verurteilt wird. Zu 
den ,‚Koſten des Verfahrens‘ gehören ſogar jene, die auf die anfangs gegen 
einen andern Beſchuldigten gerichtete Unterſuchung erwachſen ſind. Das 
Geſetz kennt eben nur den einheitlichen Begriff „Koſten des Verfahrens“ als 
eine Art Sachinbegriff, der nach ſeinem Weſen rechtlich ſelbſtändige und daher 
geſondert zu behandelnde Teile nicht kennt. Daß aus § 96 GKG. ebenſowenig 
wie aus 8 497 Abſ. 2 StPO. ein Argument gegen die hier vertretene Auf- 
faſſung entnommen werden kann, iſt treffend in dem Urteile des OLG. Zwei— 


brücken (Bayzeitſchr. 1910, 122 ff.) ausgeführt. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Augsburg (2. Sen.) v. 11. Febr. 1913 i. S. Fiskus 
w. Sand. L. 234/1912. WBI. 


114. Anfechtung der Honorarzahlung des Gemeinſchuldners für Be— 
mühungen um ein Moratorium nach der Fahlungseinſtellung. 
KO. § 301. 

Der Gemeinſchuldner hatte nach der Zahlungseinſtellung den verklagten 
Anwalt beauftragt, bei ſeinen Gläubigern ein Moratorium zu erwirken. Nach 
Ausbruch des Konkurſes wurde das gezahlte Honorar zur Konk.-Maſſe einge⸗ 
fordert und der Anwalt zur Herausgabe verurteilt. — Aus den Gründen des 
Ber. ⸗Urteils: | 

„Das Landgericht hat mit zutreffender Begründung feſtgeſtellt, daß 
ſchon zur Zeit der Mandatsübertragung an den Beklagten der Gemeinſchuldner 
ſeine Zahlungen in der Allgemeinheit eingeſtellt hatte und daß dem Beklagten 
dies damals auch ſchon bekannt war. Die Mandatsübertragung war i. S. 
des § 301 KO. für die Gläubiger ein nachteiliges Geſchäft. Durch Abſchluß dieſes 
Vertrages war der Gem.-Schuldner genötigt, aus ſeinem Vermögen bares 
Geld fortzugeben, während der Beklagte dafür perſönliche Dienſte als Anwalt 
zu leiſten hatte. Das bare Geld war für die Gläubiger ein Befriedigungsobjekt, 
nicht ſo die Dienſte des Beklagten. Der Beklagte kann nicht einwenden, daß 
ſeine Bemühungen, wenn ſie von Erfolg geweſen wären, den Gläubigern 
große Vorteile gebracht hätten. Der etwaige Erfolg hätte an der Natur des 
Vertrages als eines nachteiligen Rechtsgeſchäfts für die Gläubiger zur Zeit 
ſeines Abſchluſſes nichts geändert, er hätte nur inſofern rechtlich in Betracht 
kommen können, als er die nachteiligen Wirkungen des Vertragsabſchluſſes 
ſpäter wieder beſeitigt hätte. Es kann deshalb einem Bedenken nicht unterliegen, 
daß die Mandatsübertragung nach $ 301 KO. anfechtbar iſt. 
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Die Folge der begründeten Anfechtung ift, daß der Beklagte die vom 
Gem.⸗Schuldner empfangenen Geldbeträge zurückzahlen muß (§ 37 KO.).“ 


Urteil des KG. zu Berlin (9. Sen.) v. 8. Okt. 1912. K. 3277/12. 
G-. 


115. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk einer Nacherbſchaft 
durch eine entgeltliche Verfügung“ des befreiten Vorerben gegen- 
ſtandlos geworden iſt. 

“Bol. 60 Nr. 182; 63 Nr. 78. 207; 66 Nr. 153. 199. 

GBO. §d 22. 52; BGB. §§ 894. 2113. 2136. 

Die Witwe B. war auf Grund des mit ihrem verſtorbenen Mann errich⸗ 
teten gemeinſchaftlichen Teſtaments am 23. Febr. 1903 als Eigentümerin 
des von dem Mann hinterlaſſenen Grundſtücks eingetragen worden. Dabei 
war in Abt. II Sp. 4 vermerkt worden, daß die gemeinſchaftlichen Kinder 
Nacherben auf den beim Eintritt der Nacherbſchaft übriggebliebenen Reſt der 
Erbſchaft ſeien, und in Sp. 7, daß die Witwe B. als Vorerbin von den Be- 
ſchränkungen ihres Verſügungsrechts befreit ſei. Am 25. Mai 1903 ließ die 
Witwe das Grundſtück dem E. auf, dem ſie es durch notariellen Kaufvertrag 
v. 6. April 1903 verkauft hatte; am 26. Mai wurde E. als Eigentümer ein⸗ 
getragen. Er beantragte im September 1912 Berichtigung des Grundbuchs 
durch Löſchung der beiden Vermerke. Das AG. verlangte die Einwilligung 
der Nacherben. Die darüber von E. erhobene Beſchwerde wurde vom LG. 
zurückgewieſen; das KG. hob auf und verwies die Sache an das AG. zurück. 
— Gründe: 

„Die Eintragung des Nacherben- und Befreiungsvermerks iſt gemäß 
§ 52 GBO. erfolgt, um die Nacherben gegen Verfügungen der Vorerbin über 
das Nachlaßgrundſtück zu ſchützen. Da aber nach $$ 2136. 2113 BGB. der be⸗ 
freite Vorerbe zu entgeltlichen Verfügungen befugt iſt, ſo bedurfte es für den 
Fall einer entgeltlichen Veräußerung des Grundſtücks durch die Vorerbin 
eines weiteren Schutzes der Nacherben nicht mehr, weil durch eine derartige 
Veräußerung das Grundſtück dauernd aus dem Nachlaß ausſchied. Die gemäß 
§ 52 GBO. eingetragenen Vermerke wurden alſo mit dem Augenblick, in dem 
der Eigentumsübergang ſich vollzog, gegenſtandlos. Durch das Fortbeſtehen 
eines gegenſtandloſen Vermerks wird das Grundbuch aber unrichtig (OL GRſpr. 
24, 87). Um den nad) § 22 GBO. erforderlichen Nachweis der Unrichtigkeit 
des Grundbuchs zu führen, muß daher der Beſchwerdeführer den Nachweis 
erbringen, daß die Auflaſſung v. 25. Mai 1903 eine entgeltliche Verfügung 
geweſen ſei. Dieſer Nachweis iſt erbracht. 

Nach der Auffaſſung des RG. (Entſch. 69, 257. 260) ſtehen der im 8 29 
Satz 2 GBO. geſetzlich anerkannten Offenkundigkeit der Entgeltlichkeit einer 
Verfügung die Fälle gleich, daß die Unentgeltlichkeit durch die Natur der Sache 
oder die Sachlage ausgeſchloſſen iſt. Der zweite Fall liegt nach dem vom 
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KG. in der Entſcheidung v. 5. Juli 1909 (KGJ. 38 A, 223) aufgeſtellten und 
ſeitdem ſtändig feſtgehaltenen Grundſatze regelmäßig dann vor, wenn die 
Bewilligung des Vorerben Beſtandteil eines zweiſeitigen entgeltlichen Ge— 
ſchäfts iſt. Das gleiche gilt nach wiederholten Entſcheidungen des KG. (z. B. 
RIA. 11, 123; OL GMſpr. 24, 87) dann, wenn die von dem Vorerben erklärte 
Auflaſſung auf einem notariell beurkundeten Kaufvertrage beruht. Ein ſolcher 
Fall iſt hier gegeben. Denn der Auflaſſung v. 25. Mai 1903 liegt der notariell 
beurkundete Kaufvertrag v. 6. April 1903 zugrunde, der dem Grundbuchamt 
in Ausfertigung und nicht, wie das LG. irrtümlich annimmt, in einfacher 
Abſchrift überreicht worden iſt. Irgendwelche Anhaltspunkte für eine durch 
dieſen Kaufvertrag verdeckte Schenkung ſind nicht erſichtlich. Wenn das OLG. 
in Kolmar in einer Entſcheidung v. 29. Febr. 1912 (ElſLoth Not Z. 12, 119) 
eine andre Auffaſſung vertritt, ſo nötigt dies das KG. nicht zu einer Vorlegung 
der Sache an das RG. (8 79 GBO.), weil der Standpunkt des KG. ſich, wie 
bemerkt, an die reichsgerichtliche Rechtſprechung anlehnt und dieſe auch auf 
ſolche Fälle überträgt, die dem RG. noch nicht zur Entſcheidung vorgelegen 
haben. Das gleiche gilt gegenüber dem Beſchluſſe des Bayer. Oberſten LG. 
v. 1. Dez. 1911 (RIA. 11, 300). Das Bayer. Oberſte LG. hat übrigens in 
einem Beſchluſſe v. 22. März 1912 (BayrObLG. 13, 176) ſich dem vom KG. 
vertretenen Standpunkt inſofern angeſchloſſen, als es in einem Fall, in welchem 
ein Nachlaßgrundſtück im Wege der öffentlichen Verſteigerung auf einen 
Dritten übergegangen war, die Unentgeltlichkeit der Verfügung durch die 
Sachlage für ausgeſchloſſen erachtet hat. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß das Grundbuch mit der Eintragung 
des Beſchwerdeführers als Eigentümers, d. h. mit dem 26. Mai 1903 inſofern 
unrichtig geworden iſt, als es die gemäß 8 52 GBO. eingetragenen Vermerke 
als fortbeſtehend aufweiſt. Wird durch dieſe Vermerke der gegenwärtige 
Eigentümer in feinem Verfügungsrechte beeinträchtigt, jo iſt er gemäß $ 13 
Abſ. 2 GBO. zur Stellung des Berichtigungsantrags berechtigt.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 9. Dez. 1912 in der holſt. Sache 

Grdbſ. Holzdorf Bd. 11 Bl. 59. 1 X. 411/12. SchleswHolſt. Anz. 1913, 4. 


I. Bürgerliches Recht. 


116. Entmündigung wegen Trunkſucht; Begriff. 
BGB. 86°. 

Der Kläger war auf Antrag ſeiner Frau wegen Trunkſucht entmündigt 
worden. Er focht die Entmündigung mit Erfolg an. Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Das Ber.⸗Urteil verneint das Vorliegen von Trunkſucht beim Kläger u. a. 
deshalb, weil erwieſen ſei, daß er noch genügend Willenskraft beſitze, dem 
Hang zum Alkohol zu widerſtehen, indem er ſeit 1909 den Schnapsgenuß auf⸗ 
gegeben und den Biergenuß eingeſchränkt habe. Es läßt dabei die Frage offen, 
ob der Kläger dabei, wie die Beklagte behauptet, durch die Furcht vor der 
ihm angedrohten Entmündigung beeinflußt geweſen ſei. Die Reviſion meint, 
daß ein ſolcher unter dem Druck äußerer Umſtände geleiſteter Widerſtand 
gegen den Drang zum Alkohol nicht dazu dienen könne, die Annahme von 
Trunkſucht auszuſchließen, da vorausſichtlich der Kläger beim Wegfall der 
äußeren Urſache die jetzt gezeigte Widerſtandsfähigkeit verlieren würde. Der 
Angriff kann keinen Erfolg haben. 

Es iſt an der Begriffsbeſtimmung der Trunkſucht feſtzuhalten, die im Urteil 
des Senats v. 27. Okt. 1902 (JW. 1902 Beil. 280) gegeben und ſeitdem auch 
in der mediziniſchen Literatur übernommen worden iſt; 

vgl. Jur.⸗pſychiatr. Grenzfragen 1 (Heft 5/7) 23; Hoche Gerichtl. Pſychiatrie 299. 
Hiernach liegt Trunkſucht i. S. von $ 65 BGB. nur dann vor, wenn der Leidende 
die Kraft, dem Anreiz zum übermäßigen Genuß geiſtiger Getränke zu wider⸗ 
ſtehen, wirklich verloren hat. Auch wenn man dabei (mit Planck Anm. 6, 
Staudinger B III. 2 a a zu $6 BGB.) noch eigens prüfen will, ob die Wider⸗ 
ſtandskraft ‚unter gewöhnlichen Verhältniſſen vorhanden ſei, kann das für den 
Streitfall nicht zur Annahme der Trunkſucht führen. Nach den Feſtſtellungen 
war in den äußeren Verhältniſſen des Klägers in der Zeit, als er in der an⸗ 
gegebenen Weiſe den Alkoholgenuß einſchränkte, eine Anderung in der Richtung 
nicht eingetreten, daß ihm etwa die Gelegenheit zum Trinken nicht mehr in 
gleicher Weiſe wie früher geboten geweſen wäre. Die Möglichkeit aber, daß 
die Beſorgnis einer Entmündigung für feine Zurückhaltung beſtimmend ge 
weſen ſei, kann nicht dazu führen, für die Frage, ob Trunkſucht vorliege, die 
vom Kläger an den Tag gelegte Widerſtandskraft völlig unberückſichtigt zu. 


laſſen. Es iſt hier darauf hinzuweiſen, daß der Geſetzgeber in vn ZPO. — 
Seufkerts Archi 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 6. 
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allerdings für Fälle, die anders liegen, nämlich wenn bei einem erwieſen 
Trunkſüchtigen erſt der Druck des eingeleiteten Entmündigungsverfahrens 
eine Beſſerung herbeigeführt hat — ausdrücklich anordnet, daß eine ſolche 
nicht auf freiem Entſchluß des Trunkſüchtigen beruhende Beſſerung nicht un- 
beachtet bleiben darf, ſondern je nach Umſtänden zur Ablehnung des Antrags 
auf Entmündigung führen kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 12. Okt. 1912 in der bayer. 

Sache G. (Bkl.) w. G. (OLG. Nürnberg). IV. 123/12. 


117. Über die Ausgleichung des Schadens aus dem Verluſt einer 
Hypothek mit dem Vorteil aus der Erſtehung des Grundſtücks. 
Vgl. oben Nr 31 m. N. 

BGB. 8 249. 

Der Kläger nahm den Beklagten auf Zahlung von 1071,85 & nebſt 
Zinſen mit der Begründung in Anſpruch, daß der Beklagte, entgegen einem 
übernommenen Auftrage, es ſchuldhafterweiſe unterlaſſen habe, vor Ein- 
tragung einer dem Kläger in einem Grundſtück des Schr. zu beſtellenden 
Hypothek von 9000 „ den mit einer Hypothek von 1000 & voreingetragenen 
Hyp.⸗Gläubiger K. zur Vorrechtseinräumung zu veranlaſſen. Infolgedeſſen 
ſeien bei der Zw.⸗Verſteigerung, in welcher der Kläger ſelbſt das Grundſtück 
erſtanden hatte, von dem Verſteigerungserlöſe auf die Forderung des Klägers 
von 9473,17 M nur 533,62 „ entfallen, während die K.ſche Hypothek mit 
1071,85 % voll zur Hebung gekommen war. Wäre die Vorrechtseinräumung 
auftragmäßig beſchafft geweſen, ſo würde der Ausfall des Klägers mindeſtens 
um dieſe 1071,85 4 geringer geweſen jein. — Das LG. hatte durch Zwiſchen⸗ 
urteil den Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt; die Berufung 
des Beklagten war zurückgewieſen worden. Nach Verhandlung über die Höhe 
des Anſpruchs verurteilte das LG. den Beklagten zur Zahlung von 1071,85 4 
nebſt Zinſen; die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Der Beklagte hat ſich in dem jetzigen Verſahren über die Höhe des Klag⸗ 
anſpruchs auf den Einwand beſchränkt, daß der Schaden, deſſen Erſatz Kläger 
beanſprucht, durch den Vorteil ausgeglichen ſei, den Kläger dadurch erlangt 
habe, daß er das Grundſtück in der Zw.⸗Verſteigerung um mindeſtens 1000 % 
unter dem wahren Wert erſtanden habe. Es kann hier dahingeſtellt bleiben, 
ob der Beklagte, nachdem er bereits im Verfahren über den Grund des An- 
ſpruchs den Einwand der Vorteilsausgleichung erhoben hatte, der Klaganſpruch 
aber deſſenungeachtet ohne Einſchränkung auf den nach Anrechnung des an⸗ 
geblichen Vorteils verbleibenden Schadensbetrages für begründet erklärt iſt 
(vgl. Recht 1812 Nr. 777), im Verfahren über die Höhe des Anſpruchs nochmals 
mit demſelben Einwande zu hören iſt. Denn das Ber.⸗Gericht hält an der 
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bereits in den Gründen ſeines Urteils v. 5. März 1912 ausgeſprochenen Anſicht 
feſt, daß im vorliegenden Fall die Vorausſetzungen der Vorteilsausgleichung 
nicht gegeben ſind. 

Wenn auch das Erfordernis, daß Schaden und Vorteil aus demſelben Er⸗ 
eignis erwachſen ſein müſſen, nicht zu eng aufgefaßt werden darf, ſo kann 
doch kein Zweifel darüber beſtehen, daß der durch den vom Beklagten ver⸗ 
ſchuldeten minderwertigen Rang der klägeriſchen Hypothek dem Kläger er⸗ 
wachſene Nachteil und der angeblich durch den Erwerb des Grundſtücks zu einem 
hinter dem wahren Werte zurückbleibenden Preiſe in der Zw.⸗Verſteigerung 
erzielte Gewinn nicht durch dasſelbe Ereignis veranlaßt ſind. Die Annahme 
iſt nicht gerechtfertigt, daß Kläger durch den Umſtand, daß ſeine Hypothek 
hinter die dem K. gehörige zu ſtehen kam, zum Erwerb des Schr.ſchen Grund— 
ſtücks beſtimmt worden ſei, ſo daß jene Verſchlechterung der Priorität wenigſtens 
als entfernterer Anlaß zum Erwerb des Grundſtücks und zu dem angeblich daraus 
erwachſenen Vorteil betrachtet werden könnte. Kläger würde auch, wenn dieſe 
1000 „ nicht feiner Hypothek vorgingen, Anlaß gehabt haben, das Grundſtück 
in der Zw.⸗Verſteigerung zu erwerben, da feine Hypothek 9000 .K betrug 
und durch die anderweit in der Zw.⸗Verſteigerung abgegebenen Gebote auch 
dann bei weitem nicht gedeckt geweſen wäre, wenn ſie hinter 14 000 „ (nicht 
infolge der K.ſchen Hypothek hinter 15 000 „) geſtanden hätte. Er würde 
aber, wenn nicht auch noch die K.ſche Hypothek ſeiner Forderung vorgegangen 
wäre, das Grundſtück um ſo viel billiger haben erſtehen können oder bei dem 
von ihm abgegebenen Gebot den jetzt auf die K.ſche Forderung entfallenden 
Betrag auf ſeine Hypothek erhalten haben. Er iſt alſo durch die vom Beklagten 
verſchuldete Verſchlechterung des Ranges um den an den Gläubiger der 
K.ſchen Hypothek ausgekehrten Betrag von 1071,85 „ geſchädigt, ohne daß 
dieſem Schaden ein auf demſelben Ereignis beruhender Vorteil gegenüber⸗ 
ſtände. Der Beklagte iſt deshalb zum Erſatz des vollen Betrages von 1071,85 ,% 
verpflichtet. Auch der nicht beſonders bemängelte Zinsanſpruch (vom Tage 
der Auskehrung der 1071,85 „ aus dem Verſteigerungserlös) iſt aus dem 


Geſichtspunkt des Schadenerſatzes gerechtfertigt. — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 30. Jan. 1913 in der Lübecker 


Sache Bahr w. B. Bf. II. 260/12. | A- d. 


118. nen a gegenüber der Anfechtung eines 
Wuchergeſchäfts. 
BGB. 8 273 Abi. 2. 

Die Parteien hatten im April 1909 ein Abkommen getroffen, wonach der 
Kläger dem Beklagten 8 Wechſelakzepte über zuſammen 57 808,72 „ überlaſſen 
und dafür vom Beklagten außer einem Grundſtück in M. 40 000 & in Teil⸗ 
beträgen gezahlt erhalten ſollte. Der Kläger hatte die Akzepte hingegeben, 

1650 
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darauf jedoch nur einen Teilbetrag gezahlt erhalten. Er warf nun dem Beklagten 
argliſtige Täuſchung und Wucher vor und verlangte mit der Klage Heraus⸗ 
gabe der noch nicht eingelöſten 5 Akzepte gegen Zahlung von 4500,78 , die 
ſich nach ſeiner Berechnung als Guthaben für den Beklagten aus den von ihm bis 
dahin gewährten Beträgen, Wechſelſpeſen ꝛc. ergaben. — In 1. Inſtanz wurde 
der Beklagte antraggemäß verurteilt. In 2. Inſtanz ſchloß ſich der Kläger der 
Berufung des Beklagten mit dem Antrage an, den Beklagten zur Herausgabe 
der Wechſel ſchlechtweg zu verurteilen. So wurde auch erkannt. Das OLG. 
bejahte die Zuläſſigkeit der Anſchlußberufung, es nahm Wucher an und führte 
zur Zurückweiſung der vom Beklagten erhobenen Einrede des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts bis zur Rückerſtattung ſeines Guthabens folgendes aus: 

„Allerdings ſind die allgemeinen Vorausſetzungen des Zurückbehaltungs⸗ 
rechts gemäß $ 273 BGB. auf ſeiten des Beklagten gegeben; denn für die Aus⸗ 
übung dieſes Rechts kommt es (RGeéEntſch. 72, 65) darauf an, ob Leiſtung 
und Gegenleiſtung einem innerlich zuſammengehörigen, einheitlichen Lebens⸗ 
verhältnis entſpringen und ſich darauf beziehen, ſo daß der natürliche Zuſammen⸗ 
hang der beiderſeitigen Anſprüche die gleichzeitige Erledigung als angemeſſen 
erſcheinen läßt; es beſtehen keine Bedenken, dieſen Erwägungen auch An⸗ 
wendung auf die Verhältniſſe zu gewähren, welche ſich aus einem wegen 
Wuchers nach § 138 Abſ. 2 BGB. nichtigen Vertrage ergeben, wenn es ſich 
um die Rückgabe des von beiden Seiten aus dem nichtigen Vertrage Geleiſteten 
handelt. Allein die Ausübung dieſes auf Konnexität von Anſpruch und Gegen⸗ 
anſpruch beruhenden Zurückbehaltungsrechts iſt immerhin nach $ 273 Abſ. 1 
an die beſondere Vorausſetzung gebunden, daß ſich aus dem Schuldverhältnis 
nicht ein andres ergibt. Es iſt deshalb im vorliegenden Falle zu prüfen, ob nicht 
die Zurückbehaltung ausdrücklich oder nach der Natur des Schuldverhältniſſes 
ausgeſchloſſen ſei, insbeſondere ob nicht aus der beſonderen Natur der in Frage 
kommenden, vorſätzlich begangenen, unerlaubten Handlung der Ausſchluß des 
Zurückbehaltungsrechts etwa deshalb folge, weil der Zurückbehaltende vor allen 
Dingen ſeinerſeits zurückzugeben, alſo vorzuleiſten habe (RG. a. a. O., 66. 67). 
Nun hat im vorliegenden Falle nach den getroffenen Feſtſtellungen der Be⸗ 
klagte das, was er herausgeben ſoll, durch eine vorſätzlich begangene, unerlaubte 
Handlung, nämlich durch Wucher erlangt. Es würde das Rechtsgefühl verletzen, 
wenn man in einem ſolchen Falle dem Beklagten ein Zurückbehaltungsrecht 
auf Rückgabe deſſen, was er geleiſtet hat, gewähren wollte. Er hat vielmehr 
zufolge ſeiner Handlungsweiſe vorzuleiſten. Andernfalls würde der Be⸗ 
wucherte, dem infolge der Bewucherung die erforderlichen Mittel zumeiſt 
fehlen werden, garnicht oder nur ſchwer in der Lage ſein, ſeinem Schaden 
überhaupt beizukommen. ö 

Auf dem hier vertretenen Standpunkte ſtehen auch die Kommentare zum BGB. 


von Rehbein Anm. 81 zu 88 241—292 Bd. 2, 95 und von Staudinger neueſte 
Aufl. § 273 Anm. II. 2 c verb. mit II. 1 b. 
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Kommt hiernach das Zurückbehaltungsrecht des Beklagten in Wegfall, ſo iſt 
er auch ohne weiteres zur Herausgabe der empfangenen 5 Akzepte zu ver⸗ 
urteilen, und damit erledigt ſich jedes Eingehen auf das von ihm aufgeſtellte 
Rechenwerk.“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 7. Nov. 1912 i. S. M. w. J. 
1 O. 91/11. F- ch. 
119. Verkauf einer Ware aus einer beſtimmten Fabrik; Unmöglichkeit 
der Erfüllung, wenn die Fabrik eingehtd Auslegung. 
Vgl. 65 Nr. 160 m. N. 
BGB. 89 275. 279. 157. 
Die klagende Firma hatte von der verklagten Firma Kriſtallzucker gekauft. 
Die Beklagte lieferte am Verfalltage nicht, ſie hatte ſich bereits zuvor dazu 
außerſtande erklärt und der Klägerin anheimgegeben, nach Vertrag und Geſetz 
gegen ſie vorzugehen. Die Klägerin deckte ſich ein und verlangte Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung. Die Schlußſcheine, welche den Aufdruck „Dr. & Sch., 
Hamburg und Berlin, Geſchäftsleitung der Firma Kroſigk, Roth & Co., Zucker⸗ 
fabrik und Raffinerie Mucrena“ trugen, beſtimmten, daß Verkaufsgegenſtand 
die Fabrikate von Mucrena bildeten, daß die Abladungen ab Fabrik zu er⸗ 
folgen hätten und daß Betriebsſtörungen durch Arbeiterausſtand oder andre 
unvorhergeſehene Ereigniſſe von der Verpflichtung zur rechtzeitigen Lieferung, 
Feuerſchäden oder andre größere Unglücksfälle, die eine längere als zwei⸗ 
monatige Betriebsſtörung zur Folge hätten, von der Lieferungspflicht über⸗ 
haupt entbänden. Auf letztere Beſtimmung berief ſich die Beklagte, um ſich 
wegen ihrer Nichtlieferung zu entlaſten: die Zuckerfabrik Mucrena habe ohne 
ihr — der Beklagten — Zutun, weil es ihr an Betriebsmitteln gefehlt habe, 
ihren Betrieb eingeſtellt. Die Klägerin erklärte dies für bedeutunglos, weil 
Beklagte nach dem Vertrage auch andern als Mucrena⸗Zucker — Muerena bilde 
nur Herkunftsbezeichnung — habe liefern dürfen und müſſen, und weil, auch wenn 
dies nicht zuträfe, Beklagte doch ihr gegenüber die Unmöglichkeit der Leiſtung 
vertreten müſſe. — Das Landgericht ſchloß ſich dem an und verurteilte die 
Beklagte zum Schadenerſatz. In 2. Inſtanz wurde durch Zwiſchenurteil die 
Einrede der Beklagten, daß ſie wegen Unmöglichkeit der Leiſtung von ihrer 
Lieferungspflicht entbunden ſei, als unbegründet zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: n 
„Die Klägerin und mit ihr das Landgericht ſtehen auf dem Standpunkt, 
daß die Beklagte, ſofern ſie ihr in der Zuckerfabrik und Raffinerie M. hergeſtellten 
Zucker nicht liefern konnte, aus andern Fabriken herrührende gleichwertige 
Ware zu beſchaffen verpflichtet geweſen ſei. Iſt dieſe Vertragsauslegung richtig, 
ſo kann von einer Befreiung der Beklagten von ihrer Lieferungspflicht wegen 
Unmöglichkeit der Leiſtung nicht die Rede ſein. Denn ſie hatte in dieſem Falle, 
gleichgültig ob ihr ein Verſchulden zur Laſt fiel oder nicht, ihr etwaiges Unver⸗ 
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mögen zur Leiſtung ſo lange zu vertreten, als ihr die Leiſtung aus der Gattung 
noch möglich war, und den ihr obliegenden Nachweis, daß auch letzteres nicht 
der Fall war, hat Beklagte ſicher nicht geführt (88 279. 282 BGB.). Das Ber.- 
Gericht vermag indeſſen dieſer Vertragsauslegung nicht zu folgen. 
Verkaufsgegenſtand bildet nach der Schlußnota ‚das Fabrikat der Zucker⸗ 
fabrik und Raffinerie Mucrena in Alsleben an der Saale‘. Klägerin meint, 
das bedeute nur, daß der Verkäufer vorweg erkläre, er gedenke ſeiner Vertrags- 
pflicht ſeinerzeit mit M.⸗Zucker zu genügen, ohne damit das Recht zu verlieren, 
wenn es ihm bequemer ſei, auch Zucker andrer Herkunft von gleicher Art und 
Güte zu liefern, vor allem aber auch ohne das Recht zu gewinnen, von der 
Lieferung anderen als in M. fabrizierten Zuckers befreit zu ſein. Für dieſe 
Vertragsauslegung, welche darauf hinausläuft, an Stelle der beſtimmten 
Gattung die Gattung ſchlechthin zu ſetzen, fehlt es an jedem Anhaltspunkte. 
Insbeſondere hat ſich auch nicht, wie das LG. meint, die Rechtſprechung in 
andern, gleichliegenden Fällen für ſolche Auslegung ausgeſprochen. In den 
von ihm angezogenen Entſcheidungen des ROSHGerichts handelt es ſich darum, 
ob, wenn ein Fabrikant Waren verkaufe, ohne daß dabei beſonders vereinbart 
wäre, es müſſe ſich um Waren aus ſeiner Fabrik handeln, trotzdem nur letztere 
in obligatione ſtänden. In der Entſcheidung des Reichsgerichts (Entſch. 28 Nr. 50) 
aber iſt nicht daran gedacht, auszuſprechen, daß andre Kohle als ſolche der 
Dannenbaunzeche geliefert und verlangt werden dürfe, ſondern die Entſcheidung 
des Inſtanzgerichts iſt lediglich deshalb beanſtandet, weil nicht ausreichend dar⸗ 
getan ſei, daß die Verkäuferin wegen des Streiks auf der Zeche von der Lieferung 
von Dannenbaumkohle befreit ſei. Im Gegenteil hat die Rechtſprechung wieder⸗ 
holt anerkannt, daß, wenn nicht irgendwelche beſondere, das Gegenteil be⸗ 
weiſende Umſtände vorliegen, bei Verkäufen von Fabrikaten einer ganz be- 
ſtimmten Fabrik nur ſie Gegenſtand des Schuldverhältniſſes bilden; 
RGeEntſch. 57, 116; HanſGzZtg. Hptbl. 1906 Nr. 66 und neuerdings HanſGztg. 
Hptbl. 1911 Nr. 113 S. 253 ff. 
Solche beſonderen Umſtände ſind hier aber nicht gegeben. Vielmehr beweiſt 
der weitere Inhalt der Verkaufsbedingungen klar das Gegenteil‘ (wie näher 
dargelegt wird). „Demgegenüber iſt es auch gleichgültig, ob im allgemeinen 
im Zuckerhandel Mucrenafabrikate als beſonders geartete Ware gelten oder nicht. 
Auch wenn ſie gegenüber den Erzeugniſſen andrer Fabriken keinerlei Beſonder⸗ 
heiten aufweiſen, waren die Parteien nicht gehindert, im vorliegenden Fall 
rechtswirkſam zu beſtimmen, daß gerade nur M.-Zuder wie empfangen jo 
auch geliefert zu werden brauchte. Übrigens gehen zum mindeſten die Afje- 
kuradeure, wie dem Prozeßgerichte bekannt iſt, ganz allgemein davon aus, 
daß bei Verkauf von ſog. Provenienzzucker, das iſt Zucker mit der Bezeichnung 
nach ſeiner Erzeugungsſtätte, Zucker andrer Herkunft nicht in obligatione ſei. 
Iſt hiernach dieſer Entſcheidungsgrund des Vorderrichters abzulehnen, ſo 
iſt gleichwohl ſein Ergebnis, daß die Beklagte von ihrer Lieferungspflicht wegen 
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Unmöglichkeit der Leiſtung nicht befreit ſei, ſelbſt dann richtig, wenn M.⸗Zucker 
zur Zeit des Fälligwerdens ihrer Verbindlichkeit weder von der Fabrik ſelber 
zu beziehen noch ſonſt am Markte erhältlich war. Verkauft jemand, wie hier, 
die Erzeugniſſe einer beſtimmten Fabrik, ſo iſt es ſeinem Abnehmer gegenüber, 
was ſeine Verantwortlichkeit für die Lieferung betrifft, ſo anzuſehen, als wäre 
er ſelber der Fabrikant; müßte dieſer dem Abnehmer beim Beſtehen direkter 
vertraglicher Beziehungen zwiſchen beiden liefern, ſo muß auch der Verkäufer 
es tun, ganz gleichgültig, ob ihn der Fabrikant im Stiche läßt oder nicht. Er 
hat nicht nur ſelbſt ſeinem Käufer Vertragstreue zu wahren, ſondern muß dieſem 
auch dafür einſtehen, daß der Fabrikant ihm vertragstreu bleibt. Das erfordert 
unbedingt die Sicherheit im kaufmänniſchen Verkehr, und aus dieſem Ver⸗ 
kehrsbedürfnis heraus hat ſich vorſtehende Rechtsanſchauung entwickelt. Mit 
ihr wird dem Verkäufer auch nichts Unbilliges zugemutet; er darf den Vertrag 
mit ſeinem Käufer nicht abſchließen, bevor er ſich in jeder Weiſe geſichert hat, 
daß der Fabrikant auch ihm zur feſtgeſetzten Zeit die Waren liefern werde. 
Wird demungeachtet der Fabrikant vertragbrüchig, ſo vermag er ſich wegen des 
Schadens, den er ſeinem Abnehmer hat vergüten müſſen, im weiteſten Umfange 
am Fabrikanten zu erholen, und nur in dem Falle wird er der Leidtragende 
bleiben, daß der Fabrikant zahlungunfähig wird. Das aber iſt gerade das Riſiko, 
das nach Verkehrsanſchauung und Vertragswillen zu ſeinen und nicht zu des 
Abnehmers Laſten fallen ſoll. Auch mit der von der Beklagten angebotenen 
Abtretung ihres Anſpruchs gegen den Fabrikanten wegen der Nichtlieferung 
braucht ſich der Abnehmer nicht zufrieden zu geben. Der Abnehmer vermag nicht 
zu überſehen, ob ſich der Verkäufer wirklich ſo, wie er es behauptet, eingedeckt 
hatte, er braucht es ſich auch nicht gefallen zu laſſen, daß ihm mit höchſtperſön⸗ 
lichen Einreden gegen den Verkäufer, zum Beiſpiel mit der Aufrechnung, die 
vorliegendenfalls die Fabrik gegenüber der Beklagten nach der Behauptung 
der Klägerin vorgenommen haben ſoll, begegnet wird. Abſchlüſſe, wie ſie hier 
in Frage ſtehen, werden im kaufmänniſchen Verkehr mitunter vier⸗ bis fünfmal 
und noch öfter weitergegeben. Den letzten Abnehmer alsdann auf das über⸗ 
tragene Recht des erſten Verkäufers wider den Fabrikanten zu verweiſen, 
wäre ein praktiſch ganz unmögliches Ergebnis, und es iſt auch, wie gezeigt 
worden iſt, vom Recht nicht gewollt. 

Selbſt wenn man aber der allgemeinen Anwendbarkeit vorſtehender Er⸗ 
wägung nicht ohne Bedenken gegenüberſtände, träfe ſie doch vorliegendenfalls 
nach der beſonderen Geſtaltung der Sache jedenfalls zu. Beklagte hat ſich auf 
den Schlußnoten ausdrücklich als Geſchäftsleiterin der Zuckerfabrik und Raffi⸗ 
nerie Mucrena bezeichnet. — — — Sie hat den fraglichen Kauf dann aller⸗ 
dings nicht für Rechnung und im Namen der Fabrik, ſondern als Eigenhänd⸗ 
lerin abgeſchloſſen. Sie hat es aber unter den nämlichen allgemeinen Ver⸗ 
kaufsbedingungen getan, wie ſie nach ihrer eigenen Angabe zwiſchen ihr und 
der Fabrik beſtanden. Auch nach ihrem Inhalt kennzeichnen ſich dieſe Be⸗ 
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dingungen als Fabrikantenbedingungen. — — — Bei dieſer Sachlage muß 
es aber ſicher als der Parteiwille gelten, daß auch die Beklagte nur dann von 
der Lieferungspflicht frei ſein ſollte, wenn die Fabrik, wäre ſie Kontrahentin 
geweſen, ſei es auf Grund der Verkaufsbedingungen, ſei es nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, befreit geweſen wäre. — — — 

Es bleibt deshalb nur Befreiung wegen Unmöglichkeit der Leiſtung nach 
Geſetzesrecht übrig. Auch davon kann aber nicht die Rede ſein. Es kann auf ſich 
beruhen bleiben, ob M. um deswillen ihren Betrieb von Kriſtallzucker eingeſtellt 
hat, weil ſie ihn für nicht mehr gewinnbringend anſah, oder weil es ihr an Be⸗ 
triebsmitteln fehlte. Denn geſetzt auch, letzteres träfe zu, ſo bedeutet ſubjektives 
Unvermögen zur Leiſtung mangels Zahlungsmittel, wie auch die Motive zum 
Bürgerl. Geſetzbuch ausſprechen und wie in der Rechtſprechung vor und nach 
deſſen Inkrafttreten ſtets anerkannt iſt, niemals eine Unmöglichkeit der Leiſtung 
und deshalb auch niemals einen Befreiungsgrund.“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (4. Sen.) v. 20. Okt. 1911 i. S. Fiſcher & 

Baer (Kl.) w. Droſt. Bf. IV. 444/11. L. 


ä — —— 


120. Ein Schiedsgutachten iſt offenbar unbillig, wenn die tatſächlichen 
Grundlagen unzulänglich ſind. 
Vgl. 64 Nr. 208 m. N. 
BGB. $ 319; VerſVertrG. 5 64. 

Der Kläger war bei der verklagten Feuerſozietät mit den Waren und 
Einrichtungsgegenſtänden ſeines Fahrrad⸗ und Drogengeſchäfts verſichert, 
als dieſe am 2. Juni 1908 zum großen Teil durch Feuer zerſtört wurden. Er 
verlangte eine höhere Entſchädigungsſumme als ihm von den im Verſicherungs⸗ 
vertrage bezeichneten Schiedsgutachtern zugebilligt worden war. Darüber heißt 
es in den Gründen des Rev. ⸗Urteils: 

„Rechtlich nicht zu beanſtanden iſt die Annahme, daß das Schiedsgutachten 
über den Betrag des für den Anſpruch aus der Verſicherung in Betracht kom- 
menden Brandſchadens offenbar unbillig ſei. Das Ber. Gericht ſtellt feſt, 
daß das Ergebnis, zu dem die Schiedsgutachter gekommen ſind, tatſächlich 
unrichtig iſt, und ſtellt ferner feſt, daß dieſe Unrichtigkeit ihren Grund hat 
in der gänzlichen Unzulänglichkeit“ der Grundlagen der Schätzung, insbeſondere 
auch darin, daß die Schiedsgutachter unterlaſſen haben — was ‚jachgemäß 
geweſen wäre‘ —, die Geſchäftsbücher des Klägers zu berückſichtigen. Aus 
dieſen Feſtſtellungen ergibt ſich, daß die Schiedsgutachter die Unrichtigkeit 
ihrer Schätzung dadurch herbeigeführt haben, daß ſie Erkenntnisquellen, deren 
Benutzung ſich ihnen verſtändigerweiſe aufdrängen mußte, unbenutzt ließen. 
Das genügt zur Begründung der Annahme offenbarer Unbilligkeit (§S 319 BGB.) 
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oder, wie das Verſich.⸗Vertr.⸗Geſetz (8 64) es ausdrückt, offenbarer Abweichung 
von der wirklichen Sachlage. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 20. Dez. 1912 in der preuß. 
Sache Weſtf. Prov. Feuerſoz. (Bkl.) w. Deitmaring (OLG. Hamm). 
VII. 426/12. 


121. Dertragsftrafe neben dem Anſpruch auf Erfüllung. 
BGB. 8 340 Abſ. 1; GewO. § 133 f. ö 


Der Beklagte hatte ſich, als er von der klagenden Kabelwerk-Aktiengeſellſchaft 
im Jahre 1901 als Ingenieur angeſtellt wurde, einem Wettbewerbsverbot 
unter Vertragsſtrafe unterworfen. Als er dieſem Verbot zuwider im Jahre 1908 
bei den Bergmann⸗Elektr.⸗Werken, einem Konkurrenzunternehmen, in Stellung 
trat, wurde er von der Klägerin entlaſſen und auf Unterlaſſung geſchäftlicher 
Tätigkeit für die Bergmann⸗Werke verklagt. Er iſt auch dieſem Antrage ent- 
ſprechend rechtskräftig verurteilt und auf weiteren Antrag der Klägerin auf 
Grund des § 890 ZPO. in Geldſtrafe genommen worden. Demnächſt klagte 
die Klägerin auch die Vertragsſtrafe ein. — Die Klage wurde in 1. Inſtanz 
abgewieſen, in 2. Inſtanz dagegen dem Grunde nach für gerechtfertigt er- 
klärt. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Die Reviſion rügt als rechtsirrig die Annahme des Ber.⸗Gerichts, 
daß die Klägerin die Vertragsſtrafe noch verlangen könne, nachdem ſie in dem 
Vorprozeſſe den Anſpruch auf Erfüllung geltend gemacht habe. Dieſe Rüge 
iſt unbegründet. 

Der Anſpruch auf die Vertragsſtrafe wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gläubiger zunächſt Erfüllung verlangt hat. Auf dieſem Standpunkt 
ſteht die weitaus herrſchende Meinung in der Rechtslehre; 

Oertmann Anm. 2 a; Planck Anm. 1 Abi. 2; Schollmeyer Anm. 1 b; Staudinger 

Anm. II. 1 zu 5 340; Enneccerus B. R. 8 261, III. 1 a. 

Seine Richtigkeit ergibt ſich deutlich aus der Entſtehungsgeſchichte des § 340 
Abſ. 1 BGB. Die entſprechende Beſtimmung des 1. Entw. $ 420 lautete: 
‚Hat der Schuldner für den Fall, daß er eine ihm obliegende Leiſtung nicht be- 
wirken werde, dem Gläubiger eine andre Leiſtung als Strafe verſprochen 
(Konventionalſtrafe), ſo hat der Gläubiger eintretenden Falles die Wahl, ob 
er die Hauptleiſtung oder die Strafleiſtung verlangen will‘. Sie nahm hin⸗ 
ſichtlich des wahlweiſen Anrechts auf Erfüllung oder Vertragsſtrafe ein alter⸗ 
natives Schuldverhältnis mit Wahlrecht des Gläubigers an (Motive 2, 276). 
Daraus wäre zu folgern geweſen, daß der Gläubiger, der die Erfüllung ver⸗ 
langte, an ſeine Wahl gebunden ſei, alſo nicht mehr die Strafe an Stelle der 
Erfüllung verlangen könne. In der 2. Kommiſſion wurde jedoch der Standpunkt 
der Alternativobligation abgelehnt und dies im Geſetze dadurch zum Aus⸗ 
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druck gebracht, daß nach $ 340 Abſ. 1 Satz 2 der Gläubiger den Anſpruch auf 
Erfüllung verliert, wenn er die Strafe verlangt. Die Aufnahme dieſer Be⸗ 
ſtimmung beweiſt, daß der Gläubiger, der den Anſpruch auf Erfüllung wählt, 
nicht, wie es beim alternativen Schuldverhältniſſe der Fall wäre, den Anſpruch 
auf die Strafe verliert. 

Der Strafanſpruch der Klägerin iſt auch nicht dadurch beſeitigt worden, 
daß ſie die Vollſtreckung des Unterlaſſungsanſpruchs betrieben hat. Die Er⸗ 
füllung des letzteren Anſpruchs hat ſie durch die Beitreibung der Strafe für 
die Zeit bis zum 13. Dez. 1910 nicht erhalten. Es iſt alſo auch kein Grund er⸗ 
ſichtlich, weshalb der Beklagte durch die Verurteilung zur Zahlung einer 
Geldſtrafe gemäß § 890 ZPO. von der Verpflichtung zur Zahlung der Ver⸗ 
tragsſtrafe frei geworden ſein ſollte. 

Unrichtig iſt es ferner, wenn die Reviſion daraus, daß die Verurteilung zur 
Zahlung der Vertragsſtrafe rechtlich eine Sühne für begangenes Unrecht ſei, 
neben der Verhängung der Strafe auf Grund des § 890 ZPO. zieht. Denn die 
Vertragsſtrafe hat nicht Strafcharakter, vielmehr beſteht ihr Weſen darin, 
daß ſie die doppelte Funktion hat, einmal als Zwangsmittel gegen den Schuldner 
zu dienen, ſodann dem Gläubiger die Intereſſeforderung zu erleichtern und zu 
ſichern. Die zu dieſem Punkte von dem Ber.⸗Gerichte gemachten Ausführungen 
ſind rechtlich bedenkenfrei. 

Inwiefern der Umſtand von Bedeutung ſein ſoll, daß die vorliegende Klage 
erſt zu einer Zeit erhoben worden iſt, als Beklagter ſchon aus dem Dienſte 
der Bergmann⸗Werke ausgeſchieden und als auch die Zeit der Rechtswirk⸗ 
ſamkeit des Wettbewerbsverbots ſchon abgelaufen war, iſt nicht einzu⸗ 
ſehen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der preuß. 

Sache Poſth (Bkl.) w. Kabelw. Wilhelminenhof (KG. Berlin). III. 234/12. 


122. Herabſetzung einer un verhältnismäßig hohen Dertragitrafe oder 
Sittenwidrigkeit des Vertrages d 
BGB. 88 343. 138 Abſ. 1. 

— — — Die Ausführungen des Ber.⸗Gerichts, durch welche die Rechts⸗ 
gültigkeit des Wettbewerbsverbots begründet wird, laſſen einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Insbeſondere kann der Reviſion nicht zugegeben werden, 
daß das Ber.⸗Gericht die Rechtsgrundſätze verkannt habe, welche in dem von 
ihm angezogenen Urteil des RG. v. 7. April 1908 (Entſch. 68, 229 ff.) auf⸗ 
geſtellt worden ſind. In dieſem Urteil hatte der erkennende Senat den Ver⸗ 
ſtoß eines Strafverſprechens gegen § 138 Abſ. 1 BGB. aus der außergewöhn⸗ 
lichen Höhe der Vertragsſtrafe, die bei jeder einzelnen Übertretung der in dem 
Vertrage enthaltenen, höchſt umfaſſenden und minutiöſen Verpflichtungen 


133. Zahlung durch Dritte, 227 


verwirkt jein ſollte, gefolgert und weiter verneint, daß das Herabſetzungsrecht 
des § 343 BGB. der Anwendung des $ 138 Abſ. 1 irgendwie entgegenſtehe. 
Außerdem kam zu der ganz abnorm hohen Vertragsſtrafe noch die Verpflichtung 
des damaligen Beklagten mittels Ehrenworts zum Schutze der lediglich finan⸗ 
ziellen Intereſſen des damaligen Klägers. Dieſes Urteil iſt nicht, wie die 
Reviſion meint, dahin zu verſtehen, daß es die Unſittlichkeit des Wettbewerbs⸗ 
verbots in dem dort zur Entſcheidung ſtehenden Falle lediglich aus der Höhe 
der Vertragsſtrafe gefolgert habe. Das hat der erkennende Senat in dem Urteil 
v. 9. Jan. 1909 (Warneyer Ergbd. 1909, 474) auch ausdrücklich ausgeſprochen. 
In dieſem letzteren Urteil wird zunächſt über das Herabſetzungsrecht des Richters 
gejagt, das Verhältnis des § 343 BGB. zum § 138 Abſ. 1 könne nicht jo gedacht 
werden, daß der Richter die Wahl habe, ob er die eine oder die andre Norm 
anwenden wolle, auch nicht ſo, daß bei ganz unſinnig hoher Strafe die Nichtig⸗ 
keit des ganzen Vertrags, bei nur mäßiger Überſchreitung hingegen das Herab- 
ſetzungsrecht eintrete. Vielmehr jolle die Vorſchrift des $ 138 Abſ. 1 nur dann 
Platz greifen können, wenn zu dem bloßen Mißverhältniſſe der Strafhöhe noch 
etwas weiteres hinzukomme, das dem Vertrage überhaupt den Stempel der 
Sittenwidrigkeit aufdrücke und ihn im ganzen als vernichtungswürdig er⸗ 
ſcheinen laſſe. Dann wird ausdrücklich hervorgehoben, daß ſo der in dem 
Urteil v. 7. April 1908 (Entſch. 68, 229) beurteilte Fall gelegen habe; denn 
dort ſei die Strafe für jeden einzelnen Übertretungsfall nicht nur des Wett⸗ 
bewerbsverbots, ſondern aller einzelnen, höchſt minutiöſen Vertragsver⸗ 
pflichtungen (Anzeige des Wohnungswechſels, Auskunfterteilung u. a.) feſt⸗ 
geſetzt, und zwar in einer Höhe von 100 000 , und zudem noch mit einem ehren⸗ 
wörtlichen Verſprechen verkoppelt geweſen. Von dieſen Grundſätzen iſt aber 
das Ber.⸗Gericht ausgegangen. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der preuß. 
Sache Poſth (Bkl.) w. Kabelw. Wilhelminenhof (KG. Berlin). III. 234/12. 


123. Die vereinbarte Einforderung der Fahlung von einem Dritten 
enthält im Handelsverkehr noch keine Entlaſſung des Schuldners. 
Vgl. 54 Nr. 9 m. N.; 57 Nr. 239. 

BGB. 88 364. 397. 133. 157; HGB. $ 346. 

Der Beklagte hatte von dem Kläger Trauben gekauft und ſie an eine Firma 
H. weiter verkauft; die Lieferung war vom Kläger unmittelbar an die Firma H. 
bewirkt worden. Als der Kläger Zahlung verlangte, wandte der Beklagte ein, 
daß er zufolge einer nachträglich mit dem Kläger getroffenen Vereinbarung 
nicht mehr als Käufer in Anſpruch genommen werden könne, ſondern daß die 
Kaufpreisforderung unmittelbar gegen die Firma H. geltend zu machen ſei. 
Mit dieſem Einwand drang er in 2. Inſtanz durch. Das Reichsgericht hob auf. 
Aus den Gründen: 


” 


228 123. Zahlung durch Dritte. 


„Das Ber.⸗Gericht kommt zu dem Ergebniſſe, daß durch nachträgliche 
Vereinbarung der Parteien die dem Beklagten gegen die Firma H. zuſtehende 
Kaufpreisforderung auf den Kläger übertragen und der Beklagte von dem Kläger 
aus dem Schuldverhältnis als Käufer entlaſſen worden ſei. Es folgert dies 
namentlich aus dem Briefwechſel der Parteien, der ſich anſchloß an ein Schreiben 
des Klägers v. 18. Sept. 1910, worin dieſer mitteilte, daß er bei der Unter⸗ 
bringung eines Akzepts des Beklagten auf Schwierigkeiten geſtoßen ſei, und 
deshalb bat, ihm zu geſtatten, daß er direkt auf die Kunden des Beklagten 
fakturiere, womit der Beklagte einverſtanden war. — — — 

Dieſe, von der Reviſion angegriffenen Ausführungen ſind inſoweit nicht 
zu beanſtanden, als das Ber.⸗Gericht der Anſicht iſt, eine Vereinbarung des 
von ihm angenommenen Inhalts habe als nur das Verhältnis der Parteien 
untereinander berührend ohne Mitwirkung der Firma H. wirkſam getroffen 
werden können. Rechtliche Bedenken ergeben ſich aber daraus, daß das Ber.- 
Gericht bei der Ermittelung des Inhalts des Vereinbarten einen für die Be⸗ 
urteilung weſentlichen Geſichtspunkt außer acht gelaſſen hat. Es iſt eine im 
Handelsverkehr weit verbreitete, namentlich bei der Hingabe von Wechſeln 
hervortretende Übung, daß Zahlungen nicht unmittelbar von dem Schuldner 
an den Gläubiger geleiſtet werden, ſondern daß der Gläubiger ſeine Befriedi⸗ 
gung bei einem Dritten fuchen ſoll. Die Vereinbarung einer ſolchen Zahlungs 
art hat regelmäßig nicht die Bedeutung, daß der Zahlungspflichtige aus dem 
Schuldverhältnis ausſcheidet, ſondern iſt regelmäßig nur als ein Verſuch 
der Abwickelung und nur für den Fall gewollt, daß eine glatte Erledigung ſtatt⸗ 
findet. Nur beim Vorliegen beſonderer Umſtände kann in ihr eine von der 
Regel abweichende Befreiung des Schuldners gefunden werden. Das Ber.- 
Urteil ergibt nicht, daß dieſe Grundſätze, die nach §88 133. 157 BGB., 346 HGB. 
zu beachten geweſen wären, berückſichtigt worden ſind. Sie wären aber zu 
berückſichtigen geweſen, weil es ſich in dem gegebenen Falle, wenn auch nicht 
um die Hingabe von Wechſeln, jo doch um eine auf einen ähnlichen Zweck ge- 
richtete Abmachung gehandelt hat. 

Das angefochtene Urteil konnte danach nicht aufrechterhalten werden. 
Es war deshalb aufzuheben, und die Sache, die noch der tatſächlichen Er⸗ 
örterung bedarf, zur anderweitigen en und Entſcheidung an das 
Ber.⸗Gericht zurückzuverweiſen.“ 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 3. Jan. 1913 in der reichsländ. 
Sache Reignier (Kl.) w. Blufeld (OLG. Colmar). II. 394/12. 
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124. Miete eines Schiffs mit Beſatzung; haftet der Vermieter für 
deren Verſchuldend* Darf der Seitcharterer Konnoſſemente für den 
Schiffer zeichnen ?** | 
Bol. 59 Nr. 120. — Vgl. 36 Nr. 145; 43 Nr. 211. 287; 51 Nr. 283; 61 Nr. 206; 
65 Nr. 103. 
BGB. 8s 535. 278; HGB. 5 662. — HGB. 8 642. 

Die Beklagte hatte von der Klägerin deren Leichter „Unterweſer 22“ 
in“ Zeitcharter genommen. Von der vereinbarten Vergütung machte die 
Beklagte einen Abzug von 508 &, weil der Leichter aus einem Dampfer der 
Hamburg⸗Amerika⸗Linie 940 Häute, über die ein Konnoſſement gezeichnet ſei, 
zur Beförderung an L. übernommen, aber nur 921 Häute ausgeliefert habe 
und die Beklagte deshalb für die fehlenden 19 Häute dem Empfänger L. 508K. 
habe vergüten müſſen. — Das LG. wies die auf Zahlung der 508 & gerichtete 
Klage ab, das Ber.⸗Gericht gab der Klage ſtatt. Aus den Gründen des Ber. 
Urteils: a 

„Das LG. geht davon aus, daß nach der Vereinbarung der Parteien 
nicht ein Frachtvertrag, ſondern eine Schiffsmiete in Verbindung mit einem 
Dienſtverſchaffungsvertrage geſchloſſen iſt. Dem iſt beizuſtimmen (vgl. RG⸗ 
Entſch. 25, 108; 48, 90; 56, 360). Bei einem ſolchen Vertrage iſt, wie das 
LG. zutreffend annimmt, aus dem Fehlen der Häute allein, d. h. ohne den 
Nachweis eines Verſchuldens des Schiffers, ein Schadenerſatzanſpruch gegen 
die Klägerin nicht herzuleiten. Auch wenn man — was das Reichsgericht in 
Entſch. 56, 360 als ſehr zweifelhaft bezeichnet — mit Dallberg in JW. 11, 140 
und der Entſcheidung in HanſGZ. 1912 Hbl. 57 annimmt, daß beim Dienft- 
verſchaffungsvertrage derjenige, der die Dienſte leiſten ſoll, Erfüllungsgehülfe“ 
deſſen ſei, der die Dienſte des andern zu ſtellen verſpricht, haftet doch der Ver⸗ 
ſprechende auch nach $ 278 BGB. immer nur unter der Vorausſetzung eines 
Verſchuldens des Erfüllungsgehülfen. Ein Verſchulden des Schiffers iſt aber 
im vorliegenden Falle nicht dargetan. Die Parteien ſind darüber einig, daß 
der Schiffer zu der Übernahme der Häute aus dem Dampfer garnicht hinzu⸗ 
gezogen iſt, daß die Übernahme und das Nachzählen der Häute lediglich durch 
Leute der Beklagten beſorgt iſt, und daß dem Schiffer, der ſich nach der Partei- 
vereinbarung nach den Anordnungen der Beklagten zu richten hatte, von den 
Angeſtellten der Beklagten ausdrücklich geſagt worden iſt, er habe mit dem 
Empfang der Ware nichts zu tun. Unter dieſen Umſtänden iſt aus dem Vor⸗ 
handenſein des Fehlbetrags zwiſchen der von den Leuten der Beklagten bei 
der Einladung der Häute feſtgeſtellten Stückzahl und der Zahl der ausgelieferten 
Häute ein Verſchulden des Schiffers oder eine Verpflichtung des Schiffers 
oder der Klägerin, ſich wegen des Mankos zu entlaſten, nicht zu entnehmen. 

Das LG. hat trotzdem den Erſatzanſpruch der — lediglich eigene Rechte 
geltend machenden — Beklagten deshalb für begründet erachtet, weil die Be⸗ 
klagte durch Erſatz der verlorenen Häute eine Schuld der Klägerin gegenüber 
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dem Empfänger der Ladung getilgt habe und die Klägerin dadurch ungerecht— 
fertigt bereichert ſei. Das LG. verneint freilich, daß der Empfänger gegen die 
Klägerin Anſprüche wegen Verſchuldens des Schiffers (§§ 511. 512. 485 HGB.) 
oder auf Grund des Konnoſſements (§§ 533. 645 HGB.) hätte geltend machen 
können. Beides mit Recht. Ein Anſpruch wegen Verſchuldens des Schiffers 
kommt nicht in Frage, weil ein Verſchulden des Schiffers, wie ausgeführt, 
nicht dargetan iſt. Konnoſſementsanſprüche aber konnte der Empfänger gegen 
die Klägerin nicht erheben, weil das vorliegende Konnoſſement als rechtsver⸗ 
bindlich für die Klägerin nicht angeſehen werden kann. Das Konnoſſement iſt 
von der Beklagten mit dem Zuſatz ,für den Schiffer“ ausgeſtellt. Unbeſtrittener⸗ 
maßen aber hatte Beklagte weder von der Klägerin noch von dem Schiffer aus⸗ 
drücklich Vollmacht erhalten, für die Klägerin Konnoſſemente zu zeichnen. 
Parteien ſind darüber einig, daß der Schiffer das Konnoſſement nie geſehen 
hat, und Beklagte hat nichts dafür beigebracht, daß der Schiffer von der Aus⸗ 
ſtellung des Konnoſſements Kenntnis gehabt habe. Ohne beſondere Voll— 
macht aber war die Beklagte, wenn ſie das Schiff in Zeitcharter hatte, nicht 
befugt, an Stelle des Schiffers mit Verbindlichkeit für den Reeder Konnoſſe⸗ 
mente zu zeichnen. ö 

Auch die Vorausſetzungen des § 662 HGB. ſieht das LG. zutreffenderweiſe 
nicht als gegeben an. Da zwiſchen den Parteien ein Frachtvertrag nicht vor⸗ 
liegt, kann auch das Verhältnis zwiſchen der Beklagten und ihrem Befrachter 
nicht als Unterfrachtvertrag betrachtet werden. Das LG. glaubt trotzdem, 
daß die Beſtimmung des § 662 HGB. analog anzuwenden ſei und daß 
dementſprechend auch im vorliegenden Fall ein unmittelbarer Anſpruch des 
Empfängers gegen die Klägerin als gegeben angejehen werden müſſe, der durch 
die von der Beklagten an den Empfänger gewährte Vergütung getilgt ſei. 
Hierin vermag ihm das Ber.⸗Gericht nicht zu folgen. Die Sondervorſchrift, 
nach der der Reeder für Erfüllung eines nicht von ihm oder dem Schiffer 
geſchloſſenen Frachtvertrages haften ſoll, iſt nur dann gerechtfertigt, wenn der 
Reeder überhaupt die Pflichten eines Verfrachters übernommen hat, nicht, 
wenn er lediglich die davon verſchiedenen Pflichten aus der Sachmiete und 
dem Dienſtverſchaffungsvertrage übernehmen wollte und übernommen hat. 
In letzterem Falle ſcheint es nicht berechtigt, daß ſein Gegenkontrahent durch 
Abſchluß eines Vertrages mit einem Dritten ihm völlig andersgeartete Ver— 
pflichtungen auferlegen könnte. Es kann auch nicht anerkannt werden, daß in 
einem Falle wie dem vorliegenden der vom Verkehrsintereſſe gebotene Schutz 
des Ladungsempfängers eine andre Entſcheidung rechtfertige. Tatſächlich hat 
ſich der Empfänger nicht an den Reeder gehalten, ſondern an die Beklagte, 
eine bekannte große Frachtſchiffahrtsgeſellſchaft, die auf einem mit ihrem 
Firmenvordruck verſehenen Konnoſſementsformular ihrerſeits das Konnoſſe— 
ment gezeichnet hatte, allerdings mit dem tatſächlich unrichtigen Zuſatz ‚für 
den Schiffer“, und deren Verpflichtung als Verfrachterin, wenn man den $ 662 
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nicht auf den vorliegenden Fall analog anwendet, zweifellos zu Recht beſtand. 
Die Beklagte hat auch den Empfänger nicht etwa an die Klägerin verwieſen, 
ſondern hat den Schaden anerkannt und bezahlt. 

Aber ſelbſt wenn man einen Erſatzanſpruch des Empfängers der Klägerin 
gegenüber in analoger Anwendung des $ 662 HGB. als gegeben anſehen wollte, 
würde doch nach dem Vertragsverhältnis der Parteien untereinander bei Be- 
friedigung des Empfängers durch die Beklagte ein Erſtattungsanſpruch der 
Beklagten der Klägerin gegenüber nicht anzuerkennen ſein. Die Beklagte hatte 
der Klägerin erklärt: ‚Wir bitten Sie, Ihren Kapitän zu inſtruieren, daß er ſich 
nach unſern Anordnungen zu richten hat, für deren Konſequenzen wir natürlich 
aufkommen“. Aus dieſer Erklärung, in Verbindung mit den unſtreitigen Tat⸗ 
ſachen, daß die Beklagte das Konnoſſement ‚für den Schiffer‘ ohne deſſen Wiſſen 
und Zuſtimmung gezeichnet hat und daß man dem Schiffer bei der Übernahme 
der Häute geſagt hat, mit dem Empfange der Ladung habe er nichts zu tun, 
das beſorge Beklagte ſelbſt, ergibt ſich, daß Beklagte, wenn Klägerin auf Grund 
analoger Anwendung des 8 662 HBG. vom Empfänger wegen des Mankos 
in Anſpruch genommen worden wäre, ihrerſeits der Klägerin erſatzpflichtig 
geweſen wäre. Durch die Befriedigung des Empfängers ſeitens der Beklagten 
würde die Klägerin alſo nicht ungerechtfertigt bereichert ſein. Damit entfällt 
der Gegenſpruch der Beklagten. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (2. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der Hamb. 

Sache Schleppſchiff.⸗Geſ. Unterweſer w. Verein. Bugſier⸗ und Fracht⸗ 

ſchiff.⸗Geſ. Bf. II. 181/12. A- d. 


125. Wichtiger Grund zur Kündigung der Geſellſchaft wegen ſonſt 
drohenden wirtſchaftlichen Huſammenbruchs des Kündigenden. 
Vgl. 67 Nr. 233 m. N. 

BGB. § 723. 

Die Parteien hatten im Dezember 1909 ein Abkommen getroffen, wonach 
die verklagte Firma (ein Metallwerk) auf die Dauer von 10 Jahren automatiſche 
Apparate ausſchließlich für den Kläger herſtellen und der Kläger nur ſolche 
Apparate, die von der Beklagten hergeſtellt waren, verkaufen durfte; der Erlös 
ſollte in näher geregelter Weiſe unter ihnen geteilt werden. Nachdem die Be- 
klagte 13 Apparate geliefert hatte, erklärte ſie am 13. Okt. 1910 den Vertrag 
für aufgelöft. — Der Kläger verlangte Schadenerſatz und klagte auf Feſtſtellung, 
daß die Beklagte ſolchen zu leiſten habe. Die Klage war in den erſten beiden 
Inſtanzen durchgedrungen; das RG. hob auf unter Zurückverweiſung der Sache 
an das Ber.⸗Gericht. Aus den Gründen: 

„— — — Die Beklagte nimmt dann weiter für ſich das Recht der Kün⸗ 
digung des Vertrags aus $ 723 BGB. in Anſpruch. — — — Sie hat behauptet 
und unter Beweis geſtellt, daß die Fortſetzung des Vertragsverhältniſſes ihr 
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in Zukunft nicht nur keinen Vorteil bringen werde, ſondern fo ſchwere Ver⸗ 
luſte, daß ihr der wirtſchaftliche Zuſammenbruch drohe. Demgegenüber er- 
klärt das Ber.⸗Gericht, daß, wenn dies der Fall ſei, die Beklagte ſich bei Ein⸗ 
gehung des Vertrags verrechnet und die Folgen hiervon zu tragen habe. Dieſe 
Anſicht wird indeſſen der Vorſchrift des § 723 nicht gerecht. Schon der Art. 125 
HGB. a. F. und ferner für die ſtille Geſellſchaft der Art. 262 a. a. O. geſtatteten 
dem Geſellſchafter aus ‚wichtigen Gründen‘ die Auflöſung des Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes durch vorzeitige Kündigung. Das Geſetz ſelbſt zählte einzelne 
ſolcher Gründe auf, ohne daß damit andre Gründe ausgeſchloſſen wurden. 
Was im Einzelfall als wichtiger Grund anzuſehen, blieb dem freien richterlichen 
Ermeſſen überlaſſen, und das ROG. erkannte für die ſtille Geſellſchaft in 
den Entſch. 12, 100 an, daß unter Umſtänden auch die mangelnde Rentabilität 
eines Unternehmens zur vorzeitigen Kündigung berechtige, ſofern es ſich als 
ein unbilliges Verlangen darſtelle, daß ein Inhaber das Handelsgewerbe mit 
Schaden fortführen ſolle. Dieſelbe Beurteilung muß auch für die entſprechende 
Vorſchrift des § 723 BGB. gelten. Wie dort, ſo hat auch hier der Richter 
freies Ermeſſen walten zu laſſen, | 

RGeEntſch. 24, 136 (in Seuff A. 45 Nr. 203); 65, 37, 
und dabei iſt entſcheidend, ob nach den geſamten Umſtänden des Falls dem 
Geſellſchafter das Verbleiben in der Geſellſchaft billigerweiſe noch zugemutet 
werden könne. Unter dieſem Geſichtspunkte können auch die dem Vertrags⸗ 
abſchluß vorhergegangenen Beſprechungen und Verhandlungen eine gewiſſe 
Bedeutung gewinnen. Das Ber.⸗Gericht lehnt, ohne daß es in eine nähere 
Würdigung der Umſtände des Falls überhaupt eingetreten iſt, die Anwendung 
des § 723 grundſätzlich ab. Dies iſt rechtsirrig, und deshalb war die Aufhebung 
des Urteils geboten.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 11. Dez. 1912 in der preuß. 

Sache H. Sengewein (Bkl.) w. Röcke (OLG. Celle). V. 248/12. 


126. Haftung aus unerlaubter Handlung in Vertragsverhältniſſen. 
Vgl. 50 Nr. 246 m. N.; 63 Nr. 201; 67 Nr. 58. \ 
BGB. 8 823; Haftpfl®. 8 1. 

Am 19. Aug. 1906 war die mitklagende Ehefrau beim Betrieb der Eiſen⸗ 
bahn des Beklagten verunglückt. Der Beklagte hatte ſeine Schadenerjagpflicht, 
ſoweit im ReichshaftpflG. begründet, anerkannt. Die klagenden Eheleute be- 
haupteten aber, daß eine Haftung des Beklagten ſich auch daraus ergebe, 
daß das Verhalten des Eiſenbahnperſonals bezüglich des Unfalls nicht frei von 
Verſchulden ſei. Der Beklagte beſtritt die Haftung aus Verſchulden, die von den 
Klägern rechtlich aus den §§ 823. 831. 843. 845. 847. 31. 89. 276 BGB. geltend 
gemacht wurde. Die Vorinſtanzen nahmen indeſſen ein ſolches Verſchulden an, 
und demgemäß wurden den Klägern, über den Rahmen des HaftpflG. hinaus, 
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der klagenden Ehefrau ein Schmerzengeld nach § 847, dem klagenden Ehemann 
eine Entſchädigung dafür, daß infolge des Unfalls ſeinem Geſchäft die Tätigkeit 
der Ehefrau entzogen worden ſei (§ 845), zuerkannt, und weiter wurde all⸗ 
gemein ausgeſprochen, daß der Beklagte den Klägern allen Schaden zu erſetzen 
habe, der ihnen durch den Unfall entſtanden ſei und noch entſtehen werde. — 
Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber.-Gericht hat auf ſeiten des Beklagten ein Verſchulden 
nach verſchiedenen Richtungen angenommen. Die Reviſion macht dagegen in 
erſter Linie geltend: insgeſamt ſei ein Verſchulden nur der Art feſtgeſtellt, 
daß gegenüber der klagenden Ehefrau Verpflichtungen aus dem Transport⸗ 
vertrage verletzt erſchienen; ſei dem aber ſo, dann könne ein deliktiſcher 
Anſpruch nicht erhoben und müſſe der Anſpruch der Ehefrau auf Schmerzen⸗ 
geld ſchon deshalb abgewieſen werden. Dieſer Auffaſſung kann nicht beige⸗ 
treten werden. 

Die nicht völlig unbeſtrittene Frage (vgl. Oertmann Vorbem. 5 vor $ 823), 
ob durch die Verletzung eines Vertragsverhältniſſes zugleich der Tatbeſtand einer 
unerlaubten Handlung gegen den andern Vertragsteil erfüllt werden könne, 
wird in der Rechtſprechung des Reichsgerichts, 

vgl. Komm. von RGRäten Vorbem. 4 vor $ 823; auch VI. 508. 536. 538. 565/1909, 
grundſätzlich bejaht, ſofern der Schaden nicht lediglich durch Verletzung einer 
dem Vertragsgegner gegenüber obliegenden Vertragspflicht zugefügt wird, 
ſondern der ſchädigenden Handlung die allgemeine Rechtswidrigkeit 
anhaftet, die das weſentliche Merkmal der unerlaubten Handlung bildet. 
Dieſe letztere Vorausſetzung iſt insbeſondere bei einer Verletzung des Körpers 
und der Geſundheit, wie hier in Frage ſtehend, dann erfüllt, wenn dieſe durch 
Verabſäumung der im Verkehr überhaupt in Rückſicht auf Leib und Leben 
andrer zu beobachtenden Sorgfaltspflicht verurſacht worden iſt. Daß dies im 
vorliegenden Falle nach dem Sachverhalt zutrifft, auf den die Klage ſich 
gründet, bedarf keiner Ausführung. 

Beſonderheiten des Vertragsverhältniſſes, mit Rückſicht auf welche auch 
die Haftung aus der unerlaubten Handlung als eine geminderte zu erſcheinen 
hätte (vgl. z. B. 38 599. 690. 277 BGB.), kommen hier nicht in Frage; viel⸗ 
mehr iſt der Maßſtab des die Haftung begründenden Verſchuldens für die An⸗ 
wendung der $$ 823 Abſ. 1. 831 wie für den Transportvertrag grundſätzlich 
derſelbe ($ 276 BGB.). — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 28. Jan. 1913 in der preuß. 

Sache Preuß. EBFiskus (Bkl.) w. Rockenberg (OLG. Köln). VI. 336/12. 
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127. Verletzung durch ein bei einem Rennen ausgebrochenes Pferd; 
Haftung des Eigentümers“ und des Deranftalters des Rennens.“ 
Vgl. 67 Nr. 256 m. N. — Vgl. 53 Nr. 227. 

BGB. §§ 833. 823. 

Das Rennpferd Cartouche des H. war bei dem von der Stadtgemeinde M. 
am 18. Nov. 1910 auf der Feſtwieſe veranſtalteten Trabrennen ausgebrochen 
und hatte mehrere Perſonen auf der Flucht verletzt, darunter die Frau D. 
Die Klage des Ehemannes hatte in der Richtung gegen H. Erfolg, in der Richtung 
gegen die Stadtgemeinde wurde ſie abgewieſen. Die Berufung des H. wurde 
zurückgewieſen, auf die Berufung des D. wurde auch die Stadtgemeinde für 
haftbar erklärt. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„1. Die Berufung des H. iſt unbegründet. Er haftet nach 88 833 BGB. 

Das Ber.⸗Gericht iſt der Auffaſſung, daß im vorliegenden Fall von einem 
äußeren Ereignis, das nach Art einer mechaniſchen Urſache mit übermächtiger 
und unwiderſtehlicher Gewalt auf den Körper oder auf die Sinne des Pferdes 
derart eingewirkt hätte, daß ein Rennpferd nach den Regeln der Naturkunde 
ſich dieſer Einwirkung nicht zu entziehen vermochte, in keiner Weiſe geſprochen 
werden kann. Daß kein Fall vorliegt, der dem in Seuff A. 58 Nr. 186 behandelten 
analog wäre (Beſchädigung durch ein umfallendes Tier), braucht nicht erörtert 
zu werden. Das Pferd Cartouche befand ſich, als es den Schaden anrichtete, 
nicht in dem Zuſtande eines derartigen Zwanges, daß es durchaus verhindert 
geweſen wäre, eine andre Bewegung auszuführen als die ſchadenſtiftende; 
vielmehr iſt der Schaden gerade im eigentlichen Sinne durch das ſelbſtändige, 
willkürliche Tun eines Tieres verurſacht. Kann ſchon davon nicht die Rede 
ſein, daß ein Rennpferd während des Rennens oder doch während des End- 
kampfes ſich in einem Zuſtande der Bewußtloſigkeit befände, in dem Sinne, 
daß es nur als das willenloſe Werkzeug einer außer ihm wirkenden Urſache 
betrachtet werden könnte, muß vielmehr die Entfaltung der hohen und höchſten 
Schnelligkeit, wie ſie vom Rennpferde gefordert wird, gerade als die Außerung 
des, zwar durch Erziehung und Übung in eine beſtimmte Richtung geleiteten, 
immer aber ſelbſtändigen tieriſchen Tuns aufgefaßt werden, ſo handelt es ſich 
hier, wo die nächſte Veranlaſſung und Urſache des Unfalls darin lag, daß das 
Pferd durch den Bruch des Trenſenringes zügellos wurde und gleich darauf 
ſeinen Reiter verlor, um ein Scheuwerden und Durchgehen, in dem ſich das 
willkürliche tieriſche Tun recht eigentlich ausdrückt. Dieſes Scheuwerden und 
Durchgehen iſt die Folge der ängſtlichen, ſchreckhaften Natur des Pferdes; wenn 
das Pferd vom Trabe in Galopp überging, wenn es über Menſchen und 
Tiſche hinſtürmte, ſo kam darin ſeine tieriſche Natur, die auch durch die nach⸗ 
drücklichſte Erziehung nicht ausgetrieben werden kann, zum vollen Ausdruck. 
Nicht ein äußeres, mit unwiderſtehlicher Gewalt hereinbrechendes, mechaniſch 
wirkendes Ereignis, ſondern ein Sinnenanreiz war es, der das Pferd zu zwar 
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jähen und gewalttätigen, aber immer als Betätigung der tieriſchen Natur 
anzuſehenden Bewegungen veranlaßt hat, zu Bewegungen, deren Art und 
Maß von der Willkür des Tieres durchaus abhängig waren; 

RGentſch. 54, 73; Warneyer Ergbd. 1909, 23; JW. 1910, 579; 1911, 45. 215. 366. 

2. Die Berufung des Klägers iſt begründet. 

Die Stadtgemeinde M. haftet dem Kläger aus dem Geſichtspunkte des 
8 823 BGB. und tritt demnach dem Beklagten H. gemäß § 840 BGB. als 
Geſamtſchuldnerin zur Seite. Die Stadtgemeinde hat nämlich in bezug auf 
die Veranſtaltung des internationalen Trabrennens auf der Thereſienwieſe 
beim Jubiläumsoktoberfeſte von 1910 nicht diejenigen Maßregeln getroffen, 
zu denen ſie bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt gelangt 
wäre. Die Sorgfalt, deren Beobachtung ſich für die Stadtgemeinde in bezug 
auf den Volksfeſt⸗ und Wettrennverkehr als unerläßlich ergab, hätte es er⸗ 
fordert, daß ſie mit Rückſicht auf den Jubiläumscharakter des Feſtes, der einen 
außergewöhnlich ſtarken Beſuch des Feſtes und ſeiner einzelnen Veranſtal⸗ 
tungen, insbeſondere des Rennens, durch einheimiſches und zugereiſtes Pu⸗ 
blikum ſowie das Erſcheinen von beſonders gutem Pferdematerial auf der 
Rennbahn erwarten ließ, an der Hand eingehenden Sachverſtändigenbeirats 
entweder ganz beſondere, erhöhte Sicherheitsmaßregeln traf, oder aber für 
den Fall, daß ſie ſich zu derartigen Einrichtungen im Hinblick auf die Ortlichkeit, 
dann auf die Rückſichten, die dem dem Rennen fernbleibenden Publikum gegen⸗ 
über zu nehmen waren, endlich auf die den Beſuchern der Feſtwieſe aus einer 
völligen und ſtarren Abſchließung der Rennbahn drohenden Gefahren außer⸗ 
ſtande fühlte, von der gewohnten Abhaltung des Rennens auf der Thereſien⸗ 
wieſe ganz abſah. Dadurch, daß ſie, wie ſie ſelbſt ausdrücklich geltend macht, 
im Jahre 1910 lediglich diejenigen Sicherheitsmaßregeln traf, die auch in den 
früheren Jahren vorgekehrt wurden, hat ſie ſich einer Fahrläſſigkeit ſchuldig 
gemacht, die ihr nun die Haftung für die auf die Fahrläſſigkeit zurückzuführende 
Verletzung des Körpers und der Geſundheit ſowie des Eigentums von Feſt⸗ 
beſuchern einträgt. Der Unfall iſt ja mit darauf zurückzuführen, daß die Anlage 
den Erforderniſſen einer Rennbahn nicht entſprach, daß insbeſondere die Re⸗ 
gelung der Auslaufsverhältniſſe, und zwar gerade mit Rückſicht darauf unge⸗ 
nügend war, daß beſonders ſtarke und feurige Pferde an dem Rennen teil 
nahmen. Die mangelnde Bahnfreiheit war die Urſache davon, daß das Pferd 
auf die Menſchen losſtürmte und ihnen Verletzungen beibrachte. 

Mit dem Einwand, daß die getroffenen Maßregeln für ein Trabrennen 
genügten, kann die Stadtgemeinde um deswillen nicht gehört werden, weil 
ſich auch bei Trabrennen ſehr leicht Fälle eines Scheuwerdens und Durch⸗ 
gehens von Pferden ereignen und der Übergang des ſcheu gewordenen Pferdes 
in die Gangart des Galopps der Sache ſofort eine andre Wendung gibt. Mit 
dem durch einen Bruch am Sattel- oder Zaumzeug oder durch eine andre all⸗ 
tägliche Urſache hervorgerufenen Scheuwerden und Durchgehen der Rennpferde 
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muß aber die Stadtgemeinde als Veranſtalterin des Rennens zu jeder Zeit 
und in allen Fällen rechnen. | 
Die Stadtgemeinde vermag ſich auch damit nicht zu entſchuldigen, daß 
nach § 6 Abſſ. 1 u. 2 der bayer. Verordnung v. 2. Okt. 1869 (Reg Bl. ©. 1881) 
die Fürſorge für die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung, insbeſondere 
in bezug auf die Anſammlung größerer Menſchenmaſſen, der Polizeidirektion 
obliegt. — — — Ihre Haftung iſt in vollem Umfang begründet, weil der 
Magiſtrat, ihr geſetzlicher Vertreter, nach Abſ. 4 des erwähnten § 6 verbunden 
iſt, zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ruhe nach Kräften mitzu⸗ 
wirken. — — — Sie haftet, da die Veranſtaltung von Volksfeſten in den Kreis 
der eigentlichen Gemeindeangelegenheiten fällt, ohne weiteres und ohne andre 
Rückſicht für die ungefährliche Durchführung der mit ſolchen Feſten verbundenen 
Veranſtaltungen; davon wird auch durch die Beſonderheiten nichts geändert, 
die ſich in bezug auf die Vorbereitung des Oktoberfeſtes im Laufe der Zeit 
für die amtliche Behandlung bei den beteiligten Organen und Behörden heraus⸗ 


gebildet haben mögen. — — —“ 
Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 18. Nov. 1912 i. S. D. w. H. u. 
Stadtgem. M. L. 180/12. p. 


128. Schadenerſatzanſpruch einer in allg. Gütergemeinſchaft lebenden 
Ehefrau wegen verminderter Erwerbsfähigkeit durch eine Körper- 
verletzung. 

(Vgl. 63 Nr. 250.) 

BOB. 88 1443. 843; HaftpflG. § 3a. 

Die klagende Ehefrau war am 20. Juni 1909 beim Zuſammenſtoß eines 
Triebwagens der verklagten Straßenbahn-Geſellſchaft, in dem ſie ſaß, mit 
einem Fuhrwerk verletzt worden. Ihr Mann betrieb einen Buchhandel, in 
welchem ſie tätig geweſen war. Sie verlangte u. a. eine Entſchädigung wegen 
Erwerbsverluſtes; der Anſpruch wurde in 2. Inſtanz dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion der Beklagten wurde zurückgewieſen. — 
Aus den Gründen: 

„— — — Die Reviſion will der Klägerin die Rente nur zur Hälfte zuge⸗ 
ſprochen wiſſen, weil ſie als Ehefrau in Gütergemeinſchaft nur zur Hälfte 
an dem Geſamtgut, das den Schaden durch ihre Erwerbseinbuße erleide, 
beteiligt und nach dem Haftpfl.⸗Geſetz die Beklagte nur zum Erſatz des Schadens 
der Klägerin, nicht auch ihres Ehemannes verpflichtet ſei. 

Der Angriff iſt haltlos. Der Senat hat bisher zwar angenommen, daß die 
Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit der im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand lebenden Ehefrau, die im Haushalt und Gewerbe des Ehemanns tätig 
war, nur dem Ehemann Schaden zufüge. Dieſe Ausnahme von dem geſetz⸗ 
lichen Grundſatz, daß dem körperlich Verletzten für die Nachteile an ſeiner 
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Erwerbsfähigkeit der Schadenerſatz zu leiſten ſei, gilt jedoch nicht, wie in 
NGeEntſch. 73, 311 ausdrücklich ausgeſprochen iſt, für das Recht der Güterge⸗ 
meinſchaft, wonach der Erwerb der Frau dem Geſamtgut zufällt. An dem Ge⸗ 
ſamtgut iſt die Frau, unbeſchadet der Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis 
des Mannes ($ 1443), in gleicher Weiſe wie er zur geſamten Hand berechtigt, 
und es iſt gleichgültig, daß ſie nach Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
nur auf die Hälfte Anſpruch hat. Nach der Anſicht der Reviſion würde der 
Erſatzpflichtige auch dem verletzten Mann oder etwa einem Geſellſchafter 
nur die Hälfte oder einen entſprechenden Teil des Schadens zu erſetzen 
haben. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der hanſeat. 
Sache Straßenb.⸗Geſ. Hamburg (Bkl.) w. Frau Weſtphal (OLG. Ham⸗ 
burg). VI. 305/12. 


129. Berechnung des Pflichtteils; Verpfändungen für fremde Schulden 
find zweifelhafte Verbindlichkeiten nach $ 2313 A 2 BGB. 
BGB. $ 2313. 

Die Klägerin hatte die Erbſchaft nach ihrem Vater . und den 
Pflichtteil gefordert. Über das von den verklagten Erben aufgeſtellte Nachlaß⸗ 
verzeichnis entſtand Streit. — Im übrigen aus den Gründen des zu einem andern 
Punkt in Seuff A. 67 Nr. 231 mitgeteilten Urteils des Reichsgerichts: 

„In dem Inventar iſt eine Schuld der M.er Maſchinenfabrik, einer Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H., an die Mer Vereinsbank im Betrage von 118 341,84 M 
aufgeführt, für die der Erblaſſer im Auftrage der Maſchinenfabrik Wertpapiere 
zum Betrage von 49 910 und 70 650 „ (dem Kurswert zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers) verpfändet hat. Da dieſe Wertpapiere zum vollen Wert in 
das Inventar aufgenommen find, iſt auch der volle Betrag von 118341,84 M 
unter Verbindlichkeiten angeſetzt, ſo daß jene Wertpapiere in der Tat nur 
mit dem nach Abzug der Pfandſchuld verbleibenden Werte von 2218,16 4 
in Anrechnung gebracht ſind. 

Gegen dieſe Berechnung hat Klägerin Widerſpruch erhoben: der Betrag 
von 118 341,84 & dürfe nicht abgeſetzt werden, weil dieſer Verbindlichkeit eine 
gleich hohe Regreßforderung gegenüberſtehe. Dieſen Einwand hat das Ber.⸗ 
Gericht ſchon um deswillen für berechtigt erachtet, weil es ſich bei der fraglichen 
Pfandſchuld um eine zweifelhafte Verbindlichkeit i. S. des § 2313 Abſ. 2 BGB. 
handle, die bei der Feſtſtellung des Werts des Nachlaſſes zum Zweck der Pflicht⸗ 
teilsberechnung vorläufig (vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung) nicht in Anſatz 
zu bringen ſei. Vergeblich wird dieſe Entſcheidung von der m a 
griffen. 

Der § 2313 Abſ. 2 läßt für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für 11 915 
hafte Verbindlichkeiten die gleichen Regeln gelten wie für Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig find. Der⸗ 
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artige Rechte und Verbindlichkeiten bleiben bei Berechnung des Werts des 
Nachlaſſes außer Anſatz; erſt ſpäter, wenn die Ungewißheit oder Unſicherheit 
gehoben iſt, hat die dem endgültigen Zuſtand entſprechende Ausgleichung 
einzutreten. Es unterliegt keinem Bedenken, daß der in dieſer Vorſchrift 
gebrauchte Ausdruck ‚Rechte‘ (Aktiva) nicht bloß Forderungen, ſondern Ver⸗ 
mögenswerte jeder Art, insbeſondere auch dingliche Rechte, in ſich begreift. 
In gleicher Weiſe ſind unter ‚Verbindlichkeiten‘ (Paſſiva) nicht bloß ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtungen, ſondern auch alle andern Verbindlichkeiten, ins- 
beſondere dingliche Belaſtungen, zu verſtehen. Die im Streitfall von dem 
Erblaſſer eingegangene Pfandſchuld iſt deshalb an ſich zu den Verbindlichkeiten 
zu rechnen. Sie fällt auch unter den Begriff der zweifelhaften Verbindlich- 
keiten. Hierzu gehören, wie aus der Gegenüberſtellung von ungewiſſen oder 
unſicheren Rechten zu entnehmen, nicht bloß Verbindlichkeiten, deren Rechts⸗ 
beſtand ungewiß iſt, ſondern auch ſolche, deren tatſächliche Verwirklichung un⸗ 
ſicher iſt. Die letztere Vorausſetzung liegt hier vor. Nach der Feſtſtellung des 
Ber.⸗Gerichts iſt es noch gänzlich im ungewiſſen, ob und in welcher Höhe die 
Vereinsbank wegen ihrer Kontokorrentforderung gegen die Maſchinenfabrik 
aus den ihr verpfändeten Wertpapieren jemals Befriedigung beanſpruchen wird. 
Trotz der ungünſtigen Vermögenslage, in der ſich die Maſchinenfabrik wenig⸗ 
ſtens zur Zeit des Erbfalls befand, iſt es ſehr wohl möglich, daß ſie ihre Schuld 
in dem mit der Vereinsbank fortgeſetzten Geſchäftsverkehr ganz oder doch zum 
größten Teile begleicht. Zweifel können allerdings bei einer Verbindung 
zwiſchen Recht und Verbindlichkeit im einzelnen Fall darüber entſtehen, ob 
die Verbindlichkeit ſich als eine unter $ 2313 fallende und deshalb bei der 
Berechnung des Pflichtteils außer Anſatz zu laſſende darſtellt, oder ob ſie wegen 
des unlöslichen Zuſammenhangs mit dem Recht (wie z. B. bei dem Rechts- 
verhältnis aus einem gegenſeitigen Vertrage) nur eine den Wert des Rechts 
mindernde Bedeutung hat. Im vorliegenden Fall iſt indes das Recht des 
Erblaſſers nicht etwa darauf beſchränkt, daß er nur den nach Deckung der 
Vereinsbank aus dem Erlös der verpfändeten Wertpapiere verbleibenden Über⸗ 
ſchuß zu fordern hat, er iſt der Eigentümer der Wertpapiere geblieben, die er 
unbeſchadet des Pfandrechts der Vereinsbank nach ſeinem Belieben verkaufen 
kann und von denen er die Nutzungen bezieht. Mit der Verpfändung für fremde 
Schuld verhält es ſich ganz ähnlich wie mit der Bürgſchaftsſchuld, die eben⸗ 
falls, wie der erkennende Senat bereits in dem Urteil v. 21. Dez. 1905 (JW. 
1906, 1143) ausgeſprochen hat, die Natur einer zweifelhaften Verbindlichkeit 
hat. Bei dieſen beiden Rechtsgeſchäften ſteht die Verpflichtung des Schuldners 
wirtſchaftlich einer ſolchen Verbindlichkeit ſehr nahe, die von einer aufſchiebenden 
Bedingung abhängig iſt und deshalb gemäß $ 2313 Abſ. 2 nicht in Anſatz ge- 
bracht werden darf. 

Zu Unrecht meint die Reviſion, daß überhaupt nicht eine zweifelhafte 
Verbindlichkeit, ſondern eine außer Anſatz zu laſſende, unſichere Forderung, 
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nämlich die Regreßforderung gegen die Maſchinenfabrik, in Frage ſtehe. Die 
Regreßforderung, die erſt bei Inanſpruchnahme des Schuldners zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt, kann nicht in Betracht kommen, wenn die Verbindlichkeit ſelbſt 
nicht in Anſatz zu bringen iſt. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 20. April 1912 in der meining. 
Sache J. und Gen. (Bkl.) w. E. (OLG. Jena). IV. 508/11. F—. 


130. Der Pflichtteilsanſpruch ift übertragbar, doch nur beſchränkt 
pfändbar. 
BOB. $$ 2317. 400; ZPO. $ 852 Abſ. 1. 

— — — Es enthält keine Geſetzesverletzung, wenn der Ber.⸗Richter die 
von Theodor D. vorgenommene Abtretung ſeines Pflichtteilsanſpruchs an den 
Kläger als wirkſam behandelt. Indem das Geſetz in § 2317 Abſ. 2 BGB. 
den Anſpruch ſchlechthin als übertragbar bezeichnet, will es beim Pflichtteils⸗ 
anſpruch offenſichtlich von den Vorausſetzungen abgeſehen wiſſen, von denen es 
ſonſt die Abtretbarkeit einer Forderung abhängig macht. Insbeſondere wird 
nicht verlangt, daß der Pflichtteilsanſpruch, um abtretbar zu ſein, der Pfändung 
unterworfen ſein müſſe ($ 400 BGB.), was nach § 852 Abſ. 1 ZPO. allerdings 
nur dann zutrifft, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig geworden 
iſt. Bedürfte dieſe auch in der Wiſſenſchaft faſt allgemein anerkannte Aus⸗ 
legung des § 2317 noch näherer Rechtfertigung, ſo genügt der Hinweis, daß die 
2. Kommiſſion bei Beratung des Vorentwurfs einen aus ihrer Mitte geſtellten 
Antrag, die Übertragung des Pflichtteilsanſpruchs nur zuzulaſſen, wenn er 
durch rechtskräftiges Urteil oder durch Anerkennung feſtgeſtellt ſei, ausdrücklich 
abgelehnt und ſich dafür entſchieden hat, die Übertragbarkeit unbeſchränkt 
anzuerkennen (Prot. 5, 525/526). — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 21. Dez. 1912 in der preuß. 

Sache David (Bkl.) w. Ibold (OLG. Kaſſel). IV. 312/12. 


131. Dauert ein vertragmäßiges Konfurrenzverbot für den Handlungs- 
gehülfen einer off. Handelsgeſellſchaft im Liquidationsfall fort d 
Vgl. 67 Nr. 61. 

HGB. 88 74. 112. 

Der Kläger trat im Januar 1910 bei der off. Handelsgeſellſchaft Firma 
Eſcher & Co. in S. als Handlungsgehülfe in Stellung, wobei er ſich bei einer 
Vertragsſtrafe von 2000 & verpflichtete, nach ſeinem Ausſcheiden aus dieſem 
Geſchäft innerhalb zweier Jahre in Deutſchland in kein Konkurrenzgeſchäft 
(Steinjpezialgefchäft) einzutreten oder ein ſolches zu gründen oder für ein 
ſolches in irgendeiner Weiſe tätig zu ſein. Als Sicherheit für ihre Anſprüche aus 
dem Vertrag übergab er ihr ein Sparkaſſenbuch über 2000 „. Im Juli 1911 
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löſte ſich die Firma Eſcher & Co. auf und trat in Liquidation. Als dieſe noch 
nicht beendigt war, kündigte am 1. Oktober 1911 der Kläger ſeine Stellung 
und ſchied aus. Im Januar 1912 gründete er mit einem andern zuſammen 
ein Konkurrenzgeſchäft, die Deutſche Schleifmaterialien⸗Geſellſchaft m. b. H., 
deren Geſchäftsführer er wurde. Er trat dann mit den Kunden der Firma 
Eſcher & Co. in geſchäftliche Verbindung. Inzwiſchen hatte auch Louis Tr. 
(der eine Inhaber dieſer Firma) eine neue Geſellſchaft m. b. H., Pike & Eſcher, 
für denſelben Fabrikations⸗ und Handelszweig gegründet, der gegenüber ſich 
die Firma Eſcher & Co. durch Vertrag vom 1. Juli 1911 zum Verkauf ihrer 
Warenvorräte (um den Selbſtkoſtenpreis) verpflichtet hatte. — Im März 1912 
belangte der Kläger die Liquidationsgeſellſchaft Eſcher & Co. auf Rückgabe 
ſeines Sparkaſſenbuchs. Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. 
Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
N „Dem Geſellſchafter iſt nicht verwehrt, in dem Handelszweig der 
Geſellſchaft Geſchäfte zu machen, ſobald ſie ſich aufgelöſt hat und in Liquidation 
getreten iſt (88 112. 156 HGB.). Das geſetzliche Konkurrenzverbot des § 112 
HGB. will verhindern, daß der Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft durch den 
Wettbewerb des Geſellſchafters beeinträchtigt wird. Davon kann aber keine 
Rede ſein, wenn mit dem Beginn der Liquidation ihr Betrieb als werbender 
aufgehört hat und ſich auf die Abwicklung der noch ſchwebenden Geſchäfte 
und die Verſilberung des Vermögens beſchränkt (88 145. 149 HGB.; ROG. ⸗ 
Entſch. 21, 145). In dieſem Stadium iſt ein Konkurrenzbetrieb des Sa 
ſchafters begrifflich und wirtſchaftlich ausgeſchloſſen. 

Nun laſſen ſich freilich dieſe Grundſätze nicht ohne weiteres auf das ver⸗ 
tragmäßige Konkurrenzverbot übertragen, das für einen Angeſtellten 
(Handlungsgehülfen) beſteht ($ 74 HGB.). Es wird vielmehr im allgemeinen 
erſt dann gegenſtandlos, wenn die Erwerbstätigkeit des Berechtigten, die ge⸗ 
ſchützt werden ſoll, dauernd ausgeſchloſſen iſt (vgl. RGEntſch. 47, 240; Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg HGB. 2, 69). Die Aufgabe des Geſchäfts macht es allein 
noch nicht hinfällig. Immerhin beſteht zwiſchen beiden Verboten eine nahe 
Verwandtſchaft, ſie verfolgen denſelben Zweck, ſollen beide die Erwerbstätigkeit 
des Berechtigten vor Konkurrenz ſchützen. Der Unterſchied liegt nur darin, 
daß dem Geſellſchafter gegenüber das Konkurrenzverbot ſeinen Gegenſtand und 
ſein Ziel verliert, wenn die Geſellſchaft mit ihrer Auflöſung als erwerbstätige 
aufhört, während dem Angeſtellten gegenüber das Intereſſe an der Aufrecht⸗ 
erhaltung des Verbots in gewiſſer Weiſe fortbeſteht. Indes iſt dieſes Intereſſe 
im Vergleich zu dem, das die e Geſellſchaft hat, von geringer wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung. 

Im vorliegenden Fall mag anzuerkennen ſein, daß die Beklagte durch de den 
Konkurrenzbetrieb des Klägers in dem ſchnellen Abſatz ihrer Warenvorräte 
und damit in der glatten Abwicklung der Liquidation möglicherweiſe geſtört 
werden kann. Erheblich iſt aber ihr dadurch hervorgerufenes Intereſſe, die 
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Konkurrenz des Klägers ganz auszuſchalten, nicht, um ſo weniger, als ſie ihre 
Warenbeſtände nicht frei abſetzen kann, ſondern zum Selbſtkoſtenpreis an die 
Firma Pike & Eſcher abgeben muß. Derartig geringwertige Intereſſen pflegen 
aber im allgemeinen nicht durch Konkurrenzverbote geſchützt zu werden. 

Schon dieſer Umſtand weiſt darauf hin, daß die Parteien das Konkurrenz⸗ 
verbot nur auf die Dauer des Erwerbsbetriebs der Geſellſchaft Eſcher & Co. 
haben vereinbaren, nicht darüber hinaus haben erſtrecken wollen. Zu dieſer Aus⸗ 
legung des Vertrags zwingen aber vor allem folgende Erwägungen. Das 
Konkurrenzverbot, das auf die Dauer von zwei Jahren nach ſeinem Ausſcheiden 
für ganz Deutſchland gilt, beſchränkt die Bewegungsfreiheit und erſchwert das 
Fortkommen des Klägers in erheblichem Maße. Dazu iſt die Vertragsſtrafe 
von 2000 „ für einen Angeſtellten von feiner Stellung und ſeinen Bezügen 
recht hoch bemeſſen. Ein derartig wirkſames Schutzmittel mochte wohl die be⸗ 
ſtehende Geſellſchaft Eicher & Co. bedürfen, deren Erwerbstätigkeit der Kläger 
durch ſeine Konkurrenz empfindlich ſchädigen konnte. Um das Intereſſe der 
Liquidationsgeſellſchaft an ſchleuniger und ungeſtörter Abwickelung ihrer 
Geſchäfte zu wahren, war eine ſo ſtarke Preſſion nicht erforderlich. Jedenfalls 
iſt das Intereſſe, das der Kläger an ſeiner gewerblichen Freiheit hatte, viel höher 
zu bewerten. Es iſt aber anzunehmen, daß auch dieſes Intereſſe bei der Ver⸗ 
einbarung der Konkurrenzklauſel berückſichtigt worden iſt. Offenbar beruhte 
der Vertrag auf einer vernünftigen Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen; 
ihr würde es aber widerſprechen, das Konkurrenzverbot noch über den Zeit⸗ 
punkt der Auflöſung der Geſellſchaft hinaus zu erſtrecken. Dagegen ſpricht endlich 
auch der Wortlaut des Vertrags, wonach das Verbot zum Schutz ‚der Firma 
Eſcher & Co. dienen ſoll. Das kann nur jo verſtanden werden, daß dieſe Firma 
geſchützt werden ſoll, ſolange ſie als ſolche eine Erwerbstätigkeit ausübt, nicht 
aber die firmenloſe, nicht mehr erwerbstätige Liquidationsgeſellſchaft. 

Die Geſellſchafter der Firma Eſcher & Co. ſind nicht als einzelne, ſondern 
in ihrer Verbundenheit Träger der Rechte aus dem Konkurrenzverbot. Des⸗ 
halb kommt nichts darauf an, ob ſie einzeln ein gleichartiges Handelsgeſchäft 
wie dieſe Firma begonnen haben oder beginnen können. Dadurch würden ſie 
nicht das Recht erlangen, die Konkurrenzklauſel für ſich perſönlich geltend zu 
machen. Anders wäre es, wenn ſie vereint die Liquidationsgeſellſchaft fort⸗ 
ſetzten und den Geſchäftsbetrieb wieder aufnähmen. Daß daran gedacht werde, 
hat aber die Beklagte nicht einmal behauptet. Es iſt auch unwahrſcheinlich, 
nachdem ſich der eine Geſellſchafter an einer neuen, gleichartigen Geſellſchaft 
beteiligt hat. Daß ſie ſich wieder zu einer Geſellſchaft zuſammenſchließen und 
die in Liquidation befindliche Firma Eſcher & Co. wiederaufleben laſſen, iſt 
daher nicht mehr als eine abſtrakte Möglichkeit. Dieſe aber rechtfertigt es nicht, 
den Kläger an ſeiner Verpflichtung feſtzuhalten.“ 

Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 31. Okt. 1912. 2 U. 159/12. 
F—e. 
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132. Einſtweil. Verfügung des Selbſthülfeverkaufs des Käufers bean⸗ 
ſtandeter Waren erfordert die Vorausſetzungen des § 379 HGB. 
Vgl. 59 Nr. 61 m. N. 

HGB. $ 379; ZPO. 88 935. 940. 

Die Beklagte hatte eine ihr von der Klägerin gelieferte Sendung Magneſit 
zur Verfügung geſtellt, weil der Magneſit nicht den vereinbarten Gehalt an 
kohlenſaurer Magneſia beſitze. Während des darüber geführten Prozeſſes 
wurde ihr der Platz, wo ſie den Magneſit lagern hatte, gekündigt und ſie zur 
Räumung aufgefordert. Sie beantragte, da ihr ein andrer Aufbewahrungs- 
platz nicht zur Verfügung ſtehe, ihr durch einſtweilige Verfügung zu geſtatten, 
den Magneſit durch einen vom Prozeßgericht zu beſtimmenden Ger.⸗Vollzieher 
oder einen öffentlich angeſtellten Verſteigerer öffentlich verſteigern zu laſſen. 
Dem Antrag wurde nicht ſtattgegeben. Auch die Berufung wurde, und zwar 
mit folgender Begründung, zurückgewieſen: 

„Die Vorausſetzungen für den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung liegen 
nicht vor. 

Es mag der Beklagten zugegeben werden, daß ihr die Beſchaffung eines 
andern Aufbewahrungsplatzes für den Magneſit Schwierigkeiten bereitet. 
Aber das gibt ihr kein Recht, die mit dieſer Entſchließung und ihrer Ausführung 
etwa verbundenen Nachteile durch einen Verkauf oder eine Verſteigerung 
des Magneſits abzuwenden. 

Der $ 373 HGB. ſchlägt nicht ein; das hier vorgeſehene Recht der öffent⸗ 
lichen Verſteigerung der Ware ſteht nur dem Verkäufer im Fall des Annahme⸗ 
verzugs des Käufers zu. 

Der 8 379 HGB., welche Vorſchrift übrigens die Beklagte ſelbſt nicht für 
ſich in Anſpruch nimmt, ſpricht nur von einer einſtweiligen Aufbewahrung 
durch den beanſtandenden Käufer und berechtigt ihn zum Selbſthülfeverkauf 
lediglich dann, wenn die Ware dem Verderb ausgeſetzt und Gefahr im Ver⸗ 
zuge iſt. Das iſt aber vorliegend nicht der Fall. Sollte auch, wie die Klägerin 
behauptet, der Magneſiagehalt durch das lange Lagern zurückgehen, ſo liegt 
doch eine Gefahr des Verderbs nach dem Gutachten des Profeſſors Dr. B. 
nicht vor. | 

Auch auf die §§ 935. 940 ZPO. kann der Antrag nicht geſtützt werden. 
Nach der erſteren Beſtimmung iſt eine einſtweil. Verfügung in Beziehung auf 
den Streitgegenſtand zuläſſig, wenn zu beſorgen iſt, daß durch eine Veränderung 
des beſtehenden Zuſtandes die Verwirklichung des Rechts einer Partei ver⸗ 
eitelt oder weſentlich erſchwert werden könnte. Das im Hauptprozeß von der 
Beklagten geltendgemachte Recht geht dahin, die Annahme des Magneſits 
verweigern zu dürfen und die Rückzahlung des Kaufpreiſes zu verlangen. 
Inwiefern dieſes Recht eines Schutzes durch die beantragte Maßregel bedürfte 
oder überhaupt dadurch geſchützt werden würde, iſt nicht erſichtlich. Eine Ver⸗ 
änderung des beſtehenden Zuſtandes aber würde durch die begehrte einſtweil. 
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Verfügung nicht vermieden, ſondern gerade herbeigeführt werden. Endlich 
iſt auch § 940 ZPO. nicht anwendbar. Darnach können einſtweilige Ver⸗ 
fügungen zum Zweck der Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf 
ein ſtreitiges Rechtsverhältnis erlaſſen werden, ſofern dieſe Regelung zur Ab- 
wendung weſentlicher Nachteile nötig erſcheint. Die Anordnung des Verkaufs 
der zur Verfügung geſtellten Ware ſtellt ſich aber nicht als die Regelung eines 
einſtweiligen Zuſtandes dar. Von einer ſolchen kann nur bei Rechtsverhältniſſen 
die Rede ſein, die auf eine gewiſſe Dauer berechnet ſind, und nicht, wie beim 
Kauf, ihrer Natur nach durch einmalige Leiſtung erledigt werden (vgl. RGEntſch. 
15, 377, in SeuffA. 41 Nr. 320; OLG. Hamburg in OL GRſpr. 13, 236). Noch 
aus einem andern Geſichtspunkt würde die begehrte Maßregel bedenklich er⸗ 
ſcheinen. Dem Charakter der einſtweil. Verfügung widerſprechen ſowohl 
im Fall des $ 935 wie in dem des § 940 ZPO. Anträge auf ſolche Anordnungen, 
die in die Rechte der Parteien derartig eingreifen, daß ſie in ihren Wirkungen 
unverbeſſerlich find (OL G. Darmſtadt in OL GRſpr. 1, 135). Eine ſolche 
Wirkung würde die Verſteigerung der Ware im gegebenen Falle zur Folge 
haben. Der Streit der Parteien dreht ſich um die Frage, ob der Magneſit den 
vereinbarten Prozentſatz von kohlenſaurer Magneſia enthält oder nicht. Der 
für die Klägerin günſtigen Analyſe der Firma W. H. P. & Co. ſteht das Gut⸗ 
achten des Profeſſors Dr. B. gegenüber; die Beweiserhebungen ſind aber 
noch nicht abgeſchloſſen, und die Möglichkeit liegt nahe, daß ein weiteres Gut⸗ 
achten eingeholt werden ſoll. Das würde aber durch die Veräußerung des 
Magneſits vereitelt werden, denn wie die Beſchaffung des Gutachtens des 
Profeſſors Dr. B. ergibt, iſt es erforderlich, daß die dem Gutachten zugrunde 
gelegten Proben dem geſamten Vorrat des zu prüfenden Magneſits entnommen 
werden. 

Hiernach war die Berufung gegen das die einſtweil. Verfügung ver⸗ 


ſagende Urteil des LG. zurückzuweiſen. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 11. März 1913 i. S. D. Hyolith⸗ 
fabr. (Bkl.) w. S. Pels. 7 O. 93/13. —e—. 


II. Verfahren. 


133. Iſt die Berufung zuläſſig, wenn die Entſcheidung in der Haupt- 
ſache nur zu einem geringen Betrage angefochten wird, um die 
Hoſtenentſcheidung angreifen zu können d 
Vgl. 44 Nr. 225; 46 Nr. 290. 

ZPO. 88 99. 511. 

Das Landgericht hatte den Beklagten u. a. verurteilt, an den Kläger 
500 4 Schmerzengeld zu zahlen; auch hatte es ihm die geſamten Koſten auf- 
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erlegt. Mit ſeiner Berufung beantragte der Beklagte, den Kläger abzuweiſen, 
ſoweit er mehr als 499 / Schmerzengeld verlange, und ihm wegen feiner 
Zuvielforderungen einen erheblichen Teil der Koſten zur Laſt zu legen. — 
Die Berufung wurde für zuläſſig erklärt. Aus den Gründen: 

„Nach § 99 Abſ. 1 ZPO. iſt die Anfechtung der Entſcheidung über den 
fache ein Rechtsmittel eingelegt wird. Dieſes Rechtsmittel muß ſelbſtoer⸗ 
ſtändlich auch zuläſſig ſein; durch ein in der Hauptſache unzuläſſiges Rechts⸗ 
mittel kann die Anfechtung der Koſtenentſcheidung nicht ermöglicht werden; 

RGeEntſch. 13, 395 (in SeuffA. 40 Nr. 71); 54, 346. 

Der Beklagte hat nun die Entſcheidung des Landgerichts in der Hauptſache 
nur wegen des Betrags von 1 & angefochten und ſich im übrigen allein gegen 
die Koſtenentſcheidung gewandt. Darnach liegt es auf der Hand, daß die Be- 
rufung in der Hauptſache nicht Selbſtzweck iſt, ſondern nur dazu dienen ſoll, 
die Anfechtung der Koſtenentſcheidung zu ermöglichen. Trotzdem iſt ſie zu⸗ 
läſſig. Entſcheidend ift, ob das Urteil in der Hauptſache eine formelle Handhabe 
zum Gebrauch eines zuläſſigen Rechtsmittels bietet und ob formell ein auf die 
Hauptſache bezüglicher Antrag vorliegt. Iſt das der Fall, fo iſt das Rechtsmittel 
zuläſſig, mag es auch als ausſichtlos erkannt und nur zu dem Zweck eingelegt 
ſein, eine Anderung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt zu erreichen 
(Gruchot 40, 1188; Seuff A. 44 Nr. 225). Freilich ließe ſich dagegen einwenden, 
daß ein ſolches Rechtsmittel nicht ernſthaft gemeint ſei und daß ſein Gebrauch 
auf eine Umgehung des Geſetzes hinauslaufe. Dem iſt jedoch nicht ſo. Das 
Verbot des § 99 Abſ. 1 ZPO., die Koſtenentſcheidung für ſich allein anzu⸗ 
fechten, iſt eine aus Zweckmäßigkeitsgründen eingeführte Ausnahmevorſchrift. 
Benutzt die beſchwerte Partei, wie hier, eine formelle Handhabe, um dieſem 
Verbot auszuweichen, ſo liegt darin keine Umgehung des Geſetzes. Das Kor⸗ 
rektiv gegen den Gebrauch ſolcher Rechtsmittel beſteht in der Koſtenlaſt, die dem 
Rechtsmittelkläger droht. Dadurch wird den praktiſchen Unzuträglichkeiten, 
die die hier vertretene Anſicht mit ſich bringen kann, begegnet (RGeEntſch. 27, 
370, in Seuff A. 46 Nr. 290). Die gegenteilige Anſicht iſt auch kaum durchführ⸗ 
bar. Sie würde oft zu der ſchwierigen und mißlichen Unterſuchung zwingen, 
wann eine Partei ihr Rechtsmittel in der Hauptſache ſelbſt für ausſichtlos 
gehalten und nur als Mittel zum Zweck eingelegt habe, und inwieweit (bis zu 
welchem Betrage) die Entſcheidung in der Hauptſache angefochten werden 
müſſe, damit das Rechtsmittel als ſelbſtändiges, nicht als Deckmantel für die 
Anfechtung der Koſtenentſcheidung erſcheine.“ 


Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 30. Sept. 1912 i. S. H. w. S.; 
2 U. 121/12. Übereinſtimmend ein Urteil des 1. Sen. v. 10. Dez. 1912 
i. S. Pr. w. M. 1 U. 215/12. Fe. 


— —— ä— R— 
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134. Welchen Einfluß hat die Veräußerung des rechtshängigen 
Anſpruchs auf die Armenrechtsbewilligungd 
Vgl. 51 Nr. 137; 54 Nr. 250. 
ZPO. 59 114. 265. 

Der Kläger hat ein polizeiliches Zeugnis eingereicht, wonach er unver⸗ 

mögend iſt, die Prozeßkoſten zu tragen. Der Klaganſpruch iſt aber im Laufe 
des Prozeſſes zunächſt an eine Firma H. in C. und jetzt an den Rechtsanwalt B. 
in C. abgetreten. Dieſe Abtretung hat die vollen zivilrechtlichen Wirkungen, 
Gläubiger des Anſpruchs iſt alſo jetzt B., und der Kläger behält lediglich gemäß 
§ 265 Abſ. 2 ZPO. die Befugnis, als Prozeßpartei in eigenem Namen den 
Anſpruch des B. im Rechtsſtreit weiter zu verfolgen (vgl. RGEntſch. 40, 340; 
56, 308; in Seuff A. 53 Nr. 256; 60 Nr. 62). Die Veräußerung des rechts⸗ 
hängigen Anſpruchs bewirkt alſo rechtlich eine Ermächtigung des Veräußerers, 
das fremde Recht des Erwerbers im Prozeſſe geltend zu machen. 
Four ſolche Fälle aber, in denen eine Partei nur ermächtigt iſt, über ein 
fremdes Recht in eigenem Namen zu prozeſſieren, hat der Grundſatz zu gelten, 
daß das Armenrecht der Partei nur dann zu bewilligen iſt, wenn zugleich auch 
der Inhaber des Rechts, für den materiell der Prozeß geführt wird, unver⸗ 
mögend iſt (vgl. Hellwig Zivilproz. § 95, I. 1). Dieſe Regelung entſpricht 
allein dem geſetzgeberiſchen Gedanken des § 114 ZPO., wonach es darauf an⸗ 
kommt, ob diejenige Perſon, deren Rechte im Prozeß verfolgt werden, un- 
vermögend iſt, und es würde beiſpielsweiſe dieſem Gedanken durchaus wider⸗ 
ſprechen, wenn für den Prozeß einer vermögenden Ehefrau das Armenrecht 
bewilligt werden müßte, weil der unvermögende Ehemann das Recht der Ehe- 
frau gemäß § 1380 BGB. im eigenen Namen gerichtlich geltend machte. 
Auch im vorliegenden Falle würde in der Ber.⸗Inſtanz der Gläubiger des 
Anſpruchs, der ſelbſt im Zweifel nicht unvermögend iſt, eine koſtenloſe Prozeß⸗ 
führung lediglich dadurch erreichen, daß der frühere Gläubiger des eingeklagten 
Anſpruchs, der formell Prozeßpartei bleibt, Vermögen nicht beſitzt. 

Nachdem die Forderung auf B. übergegangen iſt, kann im Zweifel nur 
angenommen werden, daß der Kläger im Innenverhältnis jetzt den Prozeß 
für Rechnung des B. als deſſen Beauftragter fortführen ſoll. Soweit Prozeß⸗ 
koſten aufzuwenden find, kann der Kläger daher gemäß 8 669 BGB. von B. 
verlangen, daß dieſer ſie ihm vorſchieße. Der Kläger braucht alſo aus eigenen 
Mitteln die Prozeßkoſten nicht aufzuwenden, und dies beſtätigt wiederum, 
daß der Kläger die Prozeßkoſten ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unter⸗ 
halts beſtreiten kann, er kann ſie vorſchußweiſe vom Inhaber des Rechts ein⸗ 
ziehen. Es fehlt auch aus dieſem Grunde an der geſetzlichen Vorausſetzung 
des § 114 BRD. 

Das Armenrechtsgeſuch war daher abzulehnen. 
Beſchluß des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 20. Dez. 1912 i. S. Wittmaack 

w. Deutſches Reich. Ua II. 86/12. ö Mn. 
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135. Der Einwilligung des Beklagten in die Klagänderung fteht gleich 
eine andre Klagebegründung aus deſſen eigenen Behauptungen. 
Vgl. 65 Nr. 178 m. N. 

3 O. 88 269. 527. 

Die Beklagte hatte die Bürgſchafterklärung, aus der ſie auf Zahlung be⸗ 
langt wurde, wegen Irrtums über deren Inhalt angefochten und war damit 
durchgedrungen. Eine in 2. Inſtanz nachgeſchobene Klagebegründung aus 
8122 BGB. hatte das Ber.⸗Gericht als unzuläſſige Klagänderung abgelehnt. 
Das RG. hob auf. Aus den Gründen: 

„— — — Das Ber. Gericht hat zu Unrecht eine unzuläſſige Klagänderung 
angenommen. Daß eine Klagänderung vorliegt, die an ſich nach 8 527 ZPO. 
in der Ber.⸗Inſtanz nur mit Einwilligung des Gegners ſtatthaft iſt, mag nicht 
in Abrede zu nehmen ſein. Die Klage war aus einem Bürgſchaftsvertrage 
auf Zahlung der verbürgten Forderung erhoben; ihr Anſpruch ſetzt die Gültig⸗ 
keit des Bürgſchaftsvertrages voraus. Der Schadenerſatzanſpruch aus $ 122 
BGB. ſetzt aber im Gegenteil voraus, daß der äußerlich gültige Bürgſchafts⸗ 
vertrag wegen eines beachtlichen Irrtums des Vertragsgegners, der Bürgin, 
ungültig war und aus dieſem Grunde rechtzeitig angefochten wurde. Aus den 
Tatſachen, die die Klagebegründung für die Bürgſchaftleiſtung darſtellten, 
kann dieſer nachgeſchobene Klaganſpruch nicht abgeleitet werden; es muß viel- 
mehr eine Summe andrer Tatſachen hinzutreten, aus denen die Hinfälligkeit 
des Bürgſchaftsvertrages wegen Irrtums der Bürgin und zugleich ein Schaden 
des auf die Gültigkeit der Bürgſchafterklärung vertrauenden Klägers ſich 
ergeben ſoll. Der Zuſammenſchluß der Tatſachen, der zur Begründung des 
einen und des andern Klaganſpruchs zu dienen hat, iſt ein, zum Teil wenigſtens, 
andrer geworden, und ſomit wird eine Anderung des Klagegrundes, als welcher 
die Summe der Tatſachen erſcheint, aus denen der Anſpruch abgeleitet wird, 
in der Tat für vorliegend zu erachten ſein. 

Nach der auch für die Ber.⸗Inſtanz gültigen Beſtimmung des § 269 ZPO. 
iſt aber die Einwilligung des Beklagten in die Anderung der Klage anzunehmen, 
wenn er, ohne der Anderung zu widerſprechen, ſich in einer mündlichen Ver⸗ 
handlung auf die abgeänderte Klage eingelaſſen hat. Dieſer Einlaſſung bedarf 
es aber dann nicht, wenn ſie nicht mehr möglich iſt, nachdem der Beklagte ſelbſt 
einredeweiſe die Tatſachen, die zur Begründung des veränderten Klaganſpruchs 
ebenſo erforderlich ſind wie genügen, vorgebracht und damit die Einlaſſung 
auf die letztere vorweggenommen hat. Wie eine Gemeinſchaftlichkeit der Be⸗ 
weiſe gibt es auch eine Gemeinſchaftlichkeit der Behauptungen, und wer zum 
Zweck ſeiner Verteidigung Behauptungen aufſtellt, um ſie zu ſeinen Gunſten 
zu verwerten, muß ſich auch gefallen laſſen, daß der Gegner von ihnen zu ſeinen 
Ungunſten Gebrauch macht. Ergibt ſich ein Anſpruch des Klägers aus dem 
eigenen tatſächlichen Vorbringen des Beklagten, das dieſer ſelbſt zum Prozeß⸗ 
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ſtoff und zum Gegenſtand der Entſcheidung gemacht hat, jo ſcheidet die Frage 
der Klagänderung, als einer vom Kläger vorgenommenen Anderung 
des Klagegegenſtandes oder Klagegrundes aus; der Beklagte kann nicht mehr 
verlangen, als daß ſein Rechtsverhältnis zum Kläger nach ſeinem eigenen Vor⸗ 
bringen beurteilt werde; 
fo im Anſchluß an die Ausführungen von Wach in Gruchot 30, 769 ff. das RE. 
3. Zivilſen. in JW. 1905, 273, 
Von dieſem Geſichtspunkt aus kann ſich die Beklagte der Geltendmachung 
des Schadenerſatzanſpruchs aus $ 122 BGB., der ſich aus ihrem eigenen Vor⸗ 
bringen als begründet ergibt, durch die Klägerin nicht als einer Klagänderung 
widerſetzen.“ | 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. Dez. 1912 in der 
preuß. Sache Niederd. Bank⸗Konk. (Kl.) w. Stwolinska (OLG. Köln). 
VI. 360/12. 


136. Kein Teilurteil über die Klage, wenn die Widerklage denſelben 
Gegenſtand betrifft. 
Vgl. 45 Nr. 49. 57; 55 Nr. 111; auch oben Nr. 90 m. N. 
ZPO. $ 301. 

Durch das angefochtene Urteil des Landgerichts iſt nur über den Klag⸗ 
anſpruch, dagegen nicht über die Widerklage entſchieden. Nach § 301 ZPO. 
hat das Gericht, wenn bei erhobener Widerklage nur die Klage oder die Wider⸗ 
klage zur Endentſcheidung reif iſt, ein Teilurteil zu erlaſſen. Es iſt aber aner⸗ 
kannten Rechtens, daß die für die Erlaſſung des Teilurteils durch § 301 voraus- 
geſetzte Entſcheidungsreife fehlt, wenn Klage und Widerklage denſelben Gegen⸗ 
ſtand betreffen, ſo daß beide ſich gegenſeitig ausſchließen oder einſchränken 
(vgl. RG. bei Gruchot 49, 1024; 52, 1135). In einem ſolchen Falle kann über 
Klage und Widerklage nur in Einem Urteil entſchieden werden. 

So aber liegt die Sache hier. Mit der Klage wird verlangt, daß die Be⸗ 
klagte ihr nicht in Pilſen gebrautes Bier nicht äls „Pilſener“ oder als „nach 
Pilſener Art“ gebraut bezeichnen ſolle, während mit der Widerklage die Feſt⸗ 
ſtellung begehrt wird, daß die Beklagte berechtigt ſei, ihr nach Pilſener Art 
gebrautes Bier als „Stettiner Elyſium⸗Pilſener“ oder „Stettiner Elyſium 
nach Pilſener Art“ zu bezeichnen. Der Klaganſpruch und das Begehren der 
Widerklage ſchließen ſich demnach gegenſeitig aus, ſo daß die Erlaſſung eines 
Teilurteils nur über die Klage unzuläſſig war. Daß das Teilurteil, wie es am 
Schluſſe der Gründe des landgerichtlichen Urteils heißt, im Einverſtändniſſe 
der Parteien erlaſſen, und daß in der Ber.⸗Inſtanz die Erlaſſung dieſes Urteils 
von keiner Partei als prozeſſual unzuläſſig gerügt worden iſt, ändert nichts. 
Es handelt ſich um eine von Amts wegen zu beobachtende Vorſchrift des Ver⸗ 
fahrens, auf deren Befolgung ſeitens der Parteien wirkſam nicht verzichtet 
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werden kann (8 295 ZPO.). Bei dieſer Sachlage war wegen eines weſentlichen 
Mangels des Urteilsverfahrens von § 539 ZPO. Gebrauch zu machen. 
Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 17. Febr. 1913 i. S. Bürgerl. 
Brauhaus in Pilſen w. Stettiner Brauerei Elyſium. 2 U. 377/12. Wit. 


137. Unzuläſſigkeit der Vollſtreckungs⸗Gegenklage bei der Möglichkeit 
eines Nachverfahrens im Wechſelprozeſſe. 
N 3 PO. 85 767. 600. 

Durch Ucteil des Landgerichts Z. v. 24. Febr. 1910 war der Kläger auf 
Grund zweier Wechſel unter Vorbehalt ſeiner Rechte zur Zahlung von 869,454 
ſ. A. an die Beklagte verurteilt worden. Im Dez. 1910 und Jan. 1912 ließ die 
Beklagte auf Grund dieſes Urteils Zw.⸗Vollſtreckungen gegen den Kläger vor⸗ 
nehmen. Mit der Behauptung, daß die Beklagte im November 1910 einem 
außergerichtlichen Vergleiche des Klägers mit ſeinen Gläubigern auf 20 
ihrer Forderungsbeträge beigetreten ſei und den ihr darnach zukommenden 
Betrag von 178,20 „ ausgezahlt erhalten habe, erhob der Kläger Vollſtr.⸗ 
Gegenklage mit dem Antrage, die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem erwähnten 
Urteile für unzuläſſig zu erklären. — Das LG. verurteilte wegen eines Betrages 
von 178,20 .# und wies im übrigen die Klage ab. In 2. Inſtanz wurde die 
Klage voll abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Nach dem Stande des Rechtsmittels iſt nur die vom LG. wegen eines 
Teilbetrages von 178,20 „ ausgeſprochene Anerkennung des Klaganſpruchs 
nachzuprüfen. Dieſe Nachprüfung muß zur völligen Abweiſung der auf Grund 
von § 767 ZPO. erhobenen Klage führen, ohne daß es einer Stellungnahme 
zu der von der Beklagten aufgeworfenen, überaus beſtrittenen Frage nach 
dem Weſen jener Klage bedarf. 

Nach 8 767 Abſ. 2 ſind Einwendungen, die den durch das Urteil feſtgeſtellten 
beruhen, erſt nach dem Schluſſe derjenigen mündlichen Verhandlung, in welcher 
Einwendungen in Gemäßheit der Beſtimmungen der Prozeßordnung ſpäteſtens 
hätten geltend gemacht werden müſſen, entſtanden ſind und durch Einſpruch 
nicht mehr geltend gemacht werden können. Das Geſetz geht mithin davon aus, 
daß Einwendungen gegen den Klaganſpruch grundſätzlich in dem vom Gläubiger 
anhängig gemachten Rechtsſtreit vorzubringen ſind, und fordert vom Schuldner, 
daß er, wenn gegen ihn ein Verſäumnisurteil ergangen iſt, auch etwaige nach 
dem Verhandlungsſchluß, aber vor Ablauf der Einſpruchsfriſt entſtandene Ein⸗ 
wendungen durch Einlegung von Einſpruch noch in dieſem Verfahren der 
richterlichen Prüfung unterſtelle. Es beſchränkt daher den in $ 767 dem Schuld⸗ 
ner gewährten Schutz auf die nach der entſcheidenden Schlußverhandlung 
entſtandenen Einwendungen, die auch durch Einſpruch nicht mehr zur Geltung 
gebracht werden konnten. Nur für ſolche Einwendungen, die nach einem Ver⸗ 
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handlungsſchluß, auf den ein kontradiktoriſches Urteil ergangen iſt, aber vor 
dem Ablauf der Berufungsfriſt entſtanden ſind, hat der Schuldner nach der 
Beſtimmung des § 767, wie ſie zufolge der Beſchlüſſe der Reichstagskommiſſion 
(vgl. Prot. dieſer Kommiſſion 306) Geſetz geworden iſt, die Wahl zwiſchen dem 
Rechtsbehelf dieſer Vorſchrift und der Berufung. 

Der hier vorliegende Fall, in welchem gegen den Schuldner im Wechſel⸗ 
prozeß ein Urteil ergangen iſt, in welchem ihm die Ausführung ſeiner Rechte 
vorbehalten worden iſt, hat im Geſetze eine ausdrückliche Regelung nicht ge- 
funden. In einem ſolchen iſt die Zuläſſigkeit der Vollſtr.⸗Gegenklage ſo lange 
zu verneinen, als dem Schuldner der Weg des Nachverfahrens offenſteht, 
und es können Einwendungen mit der Klage nach § 767 nur verfolgt werden, 
wenn ſie nach der Schlußverhandlung im Nachverfahren entſtanden ſind. 
Denn ein ſolches Urteil erlangt durch den Ablauf der Berufungsfriſt nur for— 
melle Rechtskraft; es kann dadurch, daß der Schuldner das an keine Friſt ge— 
bundene Nachverfahren betreibt, beſeitigt werden. Da es nicht auf die im 
Wechſelprozeſſe vorgeſchützten oder auf die zur Zeit des Verhandlungsſchluſſes 
in dieſem entſtandenen Einwendungen beſchränkt iſt, ſo bietet es dem Schuldner 
die Möglichkeit, dem Kläger auch ſpäter entſtandene Verteidigungsmittel 
entgegenzuſetzen, ohne eine höhere Inſtanz anrufen zu müſſen. Der Rechts⸗ 
ſtreit bleibt vielmehr, wenn der Vorbehalt der Ausführung der Rechte ausge⸗ 
ſprochen iſt, im ordentlichen Verfahren anhängig (§ 600 Abſ. 1 ZPO.), und der 
Schuldner kann im Nachverfahren nicht nur das Ziel der Klage nach $ 767 
— den Ausſpruch, daß die Vollſtreckung aus dem Urteil unzuläſſig iſt —, ſondern 
ſogar die Aufhebung dieſes Urteils erreichen, ſo daß in den Fällen, in denen 
dem Schuldner der Weg des Nachverfahrens noch offenſteht, für den Rechts- 
behelf des § 767 jedes Bedürfnis fehlt. Hierzu kommt, daß das Verfahren im 
Wechſelprozeß ein ſummariſches iſt und daß einer erſchöpfenden Prüfung 
aller Einwendungen die in § 595 ZPO. angeordnete Beſchränkung der Be- 
weismittel entgegenſteht. Es kann daher die Schlußverhandlung im Wechſel⸗ 
prozeſſe nicht als eine ſolche i. S. $ 767 Abſ. 2 erachtet werden, vielmehr iſt 
als die für die Zuläſſigkeit der Vollſtr.⸗Gegenklage entſcheidende Schluß⸗ 
verhandlung diejenige in dem das ordentliche Verfahren darſtellenden Nach- 
verfahren anzuſehen. 

Mit Recht hat ſich daher ſowohl die Rechtswiſſenſchaft (vgl. Gaupp⸗ 
Steins“ Anm. II b; Seuffert Anm. 4c; PBeterfen-Anger? Anm. 6 a. E.) als 
auch die Rechtſprechung (RGEntſch. 45, 432; auch 54, 303) dafür entſchieden, 
daß dem Schuldner, gegen den ein Urteil unter Vorbehalt der Rechte ergangen 
iſt, der Weg des $ 767 ZPO. für Einwendungen verſchloſſen iſt, die er noch im 
Nachverfahren geltend machen kann oder die er in dieſem hätte geltend machen 
können. 

Da nun im vorliegenden Falle gegen das mit jenem Vorbehalt erlaſſene 
Urteil des LG. Z. v. 24. Febr. 1910 ein Nachverfahren noch W betrieben 
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und dieſes daher noch zuläſſig iſt, ſo iſt der Rechtsſtreit noch im ordentlichen 
Verfahren anhängig, und es iſt dem Kläger möglich, in dieſem ſeine Einwendun⸗ 
gen geltend zu machen und dort, wenn ſie begründet find, eine völlige oder teil- 
weiſe Aufhebung jenes Urteils zu erreichen. Es iſt daher die aus 8 767 ZPO. 
erhobene Klage für unzuläſſig zu erachten. Da das Vorliegen der in $ 767 
geſetzten Rechtsſchutzvorausſetzungen von Amts wegen zu prüfen iſt, jo muß 
dieſe prozeſſuale Unzuläſſigkeit der Klage auch beim Mangel eines dahin⸗ 
gehenden Einwandes zu deren Abweiſung führen.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (5. Sen.) v. 30. Dez. 1912 i. S. Seeburg 

w. Strecker. 5. O. 135/12. | F—ch. 


138. Schadenerfaganfpruch des Eigentümers gepfändeter und 
verſteigerter fremder Sachen; eigenes Verſchulden. 
Vgl. oben Nr. 93 m. N. 
ZPO, $$ 771. 809; BGB. 88 823. 254. 

Das Landgericht hat bereits mit zutreffender Begründung dargetan, 
daß der Kläger durch die Verſteigerung der ihm gehörenden Beleuchtungs⸗ 
körper ſein Eigentum hieran verloren hat, daß dieſer Verluſt auf das Vorgehen 
der Beklagten zurückzuführen iſt, daß ſohin die Beklagte Eigentum des Klägers 
verletzt hat und daß dieſe Verletzung widerrechtlich war. Zur Entſcheidung 
ſteht nur noch die Frage, ob die Beklagte bei der Verletzung des fremden 
Eigentums ſchuldhaft, und zwar, da Vorſatz nicht in Betracht kommt, fahr- 
läſſig gehandelt hat. Iſt dieſe Frage zu bejahen, dann iſt die Beklagte dem 
Kläger nach $ 823 Abſ. 1 BGB. zum Erſatz des ihm durch den Eigentumsverluſt 
entſtandenen Schadens verpflichtet und der darauf abzielende, mit dem Rechts 
mittel verfolgte Klaganſpruch dem Grunde nach gerechtfertigt, wenn und ſoweit 
nicht infolge der Vorſchrift des § 254 BGB. die Erſatzpflicht der Beklagten als 
vermindert oder ganz aufgehoben zu erachten iſt. 

Das LG. hat überhaupt verneint, daß die Beklagte der Vorwurf der Fahr⸗ 
läſſigkeit treffe. Dieſen Standpunkt vermag nun zwar das Oberlandesgericht 
nicht ganz zu teilen. Die Eigentumsbelege, die der Kläger mit Brief v. 11. Juli 
überſandte, ſind als genügende Glaubhaftmachung der Rechte des Klägers, 
jedenfalls unter den gegebenen Verhältniſſen zu erachten und wären daher an 
ſich ausreichend geweſen, die Beklagte, wenn ſie ſich nicht einer ſorgloſen 
Nichtachtung fremden Eigentums ſchuldig machen wollte, zu veranlaſſen, 
bis zur endgültigen Stellungnahme nach Anhörung ihres Anwalts wenigſtens 
von der Fortſetzung der Zw. Vollſtreckung vorerſt abzuſehen und die Aufhebung 
des unmittelbar bevorſtehenden Verſteigerungstermins herbeizuführen. Aber 
der Standpunkt, den die Beklagte eingenommen hat, läßt ſich in erſchöpfender 
Weiſe nicht beurteilen ohne gleichzeitige Würdigung des Verhaltens des 
Klägers. 
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Eine in der Theorie und Rechtſprechung, auch der des Reichsgerichts, 
verbreitete Anſicht macht es dem Eigentümer im Gewahrſam Dritter be- 
ſindlicher und dort gepfändeter Sachen zur Pflicht, wenigſtens dann, wenn man 
es nach ſeinen perſönlichen und den örtlichen Verhältniſſen von ihm verlangen 
kann, das zur Abwendung des drohenden Verluſtes feines Eigentums Erforder- 
liche ſelbſt vorzukehren, insbeſondere den Antrag auf vorläufige Einſtellung 
der Zw.⸗Vollſtreckung nach §§ 771 Abſ. 3, 769 ZPO., ſei es beim Prozeßgericht 
oder vor der Klagerhebung beim Vollſtr.⸗Gericht, ſeinerſeits zu ſtellen; 

vgl. JW. 1903, 67°; SeuffA. 59 Nr. 244; OL GRſpr. 10, 157; Seuff Bl. 72, 368. 
Unterläßt der Eigentümer, obwohl er es ohne Beſchwernis könnte, ein eigenes 
Eingreifen zum Schutz ſeines Eigentums, ſo ſteht ſeinem Erſatzanſpruch die 
Vorſchrift des $ 254 BGB. entgegen. 

Im vorliegenden Fall hat der Kläger die ihm durch die Prozeßordnung er— 
öffnete Möglichkeit, die Einſtellung der Zw. Vollſtreckung zu beantragen, 
nicht benutzt, obwohl man es von ihm hätte erwarten können. Er hat aber in 
ſeinem Brief v. 11. Juli 1910 der Beklagten gegenüber ſich den Anſchein ge- 
geben, als habe er einen Einſtellungsantrag bei Gericht geftellt. — — — Die 
Beklagte konnte ſich darauf verlaſſen, daß die Mitteilung des Klägers der Wahr⸗ 
heit entſpreche und daß daher, da ſie eine andre Nachricht vom Kläger nicht 
erhielt, die in dem nahen Verſteigerungstermin liegende Gefahr für das Eigen⸗ 
tum des Klägers beſeitigt ſei. Der Kläger hat es alſo ſich allein zuzuſchreiben, 
wenn er der Beklagten jeden Anlaß nahm, ihrerſeits den Verſteigerungstermin 
verſchieben zu laſſen, und ſo bewirkte, daß die Verſteigerung am 15. Juli vor 
ſich ging und fein Eigentum zerſtörte. Gemäß § 254 Abſſ. 1 und 2 kann er 
Schadenerſatz nicht begehren. 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 28. Juni 1912 i. S. V. w. L. 

L. 144/12. P. 
139. Klage des Pfändungsgläubigers gegen den Drittſchuldner der 
ihm zur Einziehung überwieſenen Forderung; Rechtskraft gegen den 

gepfändeten Schuldner. 
ZPO. 88 835. 841. 322. 

Der Kläger, deſſen erſte Ehe mit Minna geb. St. durch rechtskräftiges 
Urteil v. 25. Nov. 1908 unter Schuldigſprechung des Klägers geſchieden worden 
iſt, war am 6. April 1909 die Ehe mit der Beklagten eingegangen, wobei die 
Parteien Gütertrennung vereinbart hatten; in der Folge wurde auch dieſe 
Ehe geſchieden. Im vorliegenden Rechtsſtreit beanſprucht der Kläger von der 
Beklagten die Bezahlung von 10 857 / mit der Begründung, daß er ihr noch 
vor der Eheſchließung gewiſſe Wertpapiere übergeben habe, damit ſie dieſe 
in ihrem Geldſchrank aufbewahre, daß aber die Beklagte die Papiere veräußert 
und den Erlös zu eigenen Zwecken verwendet habe. Die Beklagte erhob den 
Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache: Der erſten Ehefrau des Klägers 
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habe nach rechtskräftigem Urteil des Landgerichts in N. v. 27. Juni 1910 ein 
Anſpruch gegen den Kläger auf Zahlung von 7000 % nebſt Zinſen und 177,60 M 
Koſten zugeſtanden. Wegen dieſer Anſprüche habe die erſte Ehefrau durch 
Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſe v. 1. und 2. Aug. 1910 die hier ſtreitige 
angebliche Forderung des Klägers von rd. 12 000 / pfänden und ſich zur Ein⸗ 
ziehung überweiſen laſſen und dann zum Betrage von 7177,60 „ nebſt Zinſen 
gegen ſie, die jetzige Beklagte, eingeklagt, die Klage ſei aber durch das am 
21. Febr. 1911, kurze Zeit vor Erhebung der vorliegenden Klage, in Rechtskraft 
erwachſene Urteil des LG. in N. abgewieſen worden. — In 1. Inſtanz wurde 
die Einrede verworfen; dagegen wurde in 2. Inſtanz die Klage durch Teil- 
urteil in Höhe von 7521,51 KH nebſt Zinſen abgewieſen. Aus den Gründen: 

„Der Senat nimmt mit der herrſchenden Meinung an, daß der Rechts— 
ſtreit, in welchem der Pfändungsgläubiger auf Grund des Pfändungs- und 
Überweiſungsbeſchluſſes gegen den Drittſchuldner klagt, Rechtskraft für die 
eingeklagte Forderung im Verhältnis des Schuldners zum Drittſchuldner 
ſchafft. Der Pfändungsgläubiger klagt zwar im eigenen Intereſſe, er macht 
aber eine Forderung geltend, die aus dem Vermögen des Pfändungsſchuldners 
noch nicht ausgeſchieden iſt. Er iſt deshalb gemäß § 841 ZPO. verpflichtet, 
dem Schuldner den Streit zu verkünden, und er macht ſich, wenn er dies unter- 
läßt, dem Schuldner gegenüber ſchadenerſatzpflichtig. Anderſeits kann auch der 
Drittſchuldner wegen derſelben Schuld nicht wohl einer doppelten Geltend— 
machung ausgeſetzt ſein. 

In dem Rechtsſtreit der erſten Ehefrau des Klägers gegen die Beklagte 
iſt die Klage aus zwei Gründen abgewieſen worden; in erſter Linie deshalb, 
weil ein Anſpruch des Ehemannes gegen die Beklagte aus dem Verwahrungs— 
vertrage nicht erwieſen ſei, und ferner, weil die dortige Klägerin auf ihre An- 
ſprüche gegen ſie in dem Vergleiche v. 29. Juni 1910 verzichtet habe. Der 
erſte Entſcheidungsgrund betrifft den hier vom Kläger eingeklagten Anſpruch 
ſelbſt: dieſer Anſpruch iſt ſomit in Höhe des damals eingeklagten Betrages 
wegen Beweisfälligkeit abgewieſen worden. Inſoweit greift demnach die 
Einrede der Rechtskraft durch. 

Daran vermag der Verzicht der erſten Ehefrau auf ihre Rechte aus den der 
damaligen Klage zugrunde liegenden Pfändungs- und Überweiſungsbeſchlüſſen 
nichts zu ändern. Die Veranlaſſung zu dem Verzicht gab der das Armenrecht 
für die Ber.-Inſtanz verſagende Beſchluß des Senats v. 26. Jan. 1911, der 
dem Schuldner (jetzigem Kläger) erſt am 18. März 1911 zugeſtellt worden iſt; 
erſt dadurch wurde der Verzicht wirkſam (§ 843 S. 2 3PO.). Bereits unterm 
21. Febr. 1911 aber hatte der Gerichtsſchreiber das Rechtskraftzeugnis erteilt. 
Ob überhaupt der nachträgliche Verzicht, ſofern er vor Eintritt der Rechtskraft 
des Urteils im Vorprozeſſe wirkſam erklärt worden wäre, die Rechtskraftwirkung 
hätte beeinträchtigen können, kann daher dahingeſtellt bleiben. Nach den Hand⸗ 
akten des Prozeßbevollmächtigten der erſten Ehefrau war dieſem das landgericht— 
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liche Urteil ſchon am 28. Dez. 1910 zugeſtellt worden; die Rechtskraft des Urteils 
wird alſo ſelbſt vor Zuſtellung der Verzichtserklärung an die Beklagte einge— 
treten ſein.“ 
Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 3. April 1913. 2 U. 23/13. 
Wt. 


140. Kann der penſionierte Beamte eine dem Lohnbeſchlagnahmegeſetz 
unterliegende Erwerbstätigkeit habend 
(Vgl. 63 Nr. 29.) 
3PO. $ 85048; Lohn BG. 88 1. 4%. 

Wie die Vorderrichter übereinſtimmend und zutreffend annehmen, iſt 
von der Penſion des Schuldners, die 1716 „ beträgt, nach 8 850° ZPO. der 
dritte Teil des 1500 „ überfteigenden Jahresbetrages pfändbar. Dagegen wei— 
chen die Beſchlüſſe der Vorderrichter voneinander ab in der Frage, ob die 
Forderung des Schuldners aus ſeiner gegenwärtigen Beſchäftigung als Ar— 
beiter unter das Lohnbeſchlagnahmegeſetz v. 21. Juni 1869/29. März 1897 
fällt. Verneint man mit dem LG. die Anwendbarkeit, jo würde die ganze Ar— 
beitslohnforderung des Schuldners der Pfändung unterliegen. Der Beſchluß 
des LG., nach welchem der Arbeitslohn der Penſion zugerechnet und vom Ge— 
ſamtbetrag ein Drittel des 1500 „ überſteigenden Betrages der Gläubigerin 
zugeſprochen wird, läßt ſich auch aus den Gründen des LG. nicht rechtfertigen. 

Die gegenwärtige Stellung des Schuldners im Eiſenbahndienſt beruht 
auf einem rein privatrechtlichen Dienftvertrage. Er wird von der Eijenbahn- 
verwaltung als Arbeiter gegen Tagelohn beſchäftigt. Seine Lohnforderung 
iſt durch das Lohnbeſchlagnahmegeſetz geſchützt, wenn das Dienſtverhältnis 
ſeine „Erwerbstätigkeit vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt“ 
(§ 1 daſ.). Das LG. ſieht die Tätigkeit des Schuldners nicht als eine ſolche 
Hauptbeſchäftigung, ſondern nur als Nebentätigkeit an und folgt dabei der 
Entſcheidung des Kammergerichts v. 6. Jan. 1909 (OL GRſpr. 19, 34). Bei 
einem Beamten Stelle, jo führt das KG. aus, jede Tätigkeit neben dem Beamten 
dienſt nur eine Nebenbeſchäftigung dar. Das gleiche müſſe auch von dem pen- 
ſionierten Beamten gelten, da an Stelle des Gehalts die Penſion trete. 
Andernfalls wäre der penfionierte Beamte gegenüber den im Dienſt befind- 
lichen beſſer geſtellt. Die Gleichſtellung beider Beamtenklaſſen beruhe auf dem 
Gedanken, daß der Beamtendienſt nach ſeiner auf die Dauer beſtimmten Natur 
für die Lebenszeit des Beamten die Hauptbeſchäftigung darſtelle, ſo daß ein 
wegen Dienſtunfähigkeit penſionierter Beamter eine Hauptbeſchäftigung nicht 
mehr haben könne. Das KG. weicht indeſſen ſchon darin von dieſer Grundlage 
ab, daß es auch den Aufbau der wirtſchaftlichen Exiſtenz auf dem Beamten— 
verhältnis betont und für die gleiche Behandlung der Penſionäre die weitere 
Vorausſetzung der Auskömmlichkeit der Penſion ſetzt. Damit ſucht es den 
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tatſächlichen Verhältniſſen neben der Berückſichtigung der Beamteneigenſchaft 
Rechnung zu tragen. Der Anſicht des KG. kann jedoch nicht beigetreten werden. 

Wenn das Lohnbeſchlagnahmegeſetz von der Erwerbstätigkeit ſpricht, 
ſo kann darunter nur die gegenwärtige verſtanden werden. Das Beamten⸗ 
verhältnis, auf Grund deſſen der in den Ruheſtand verſetzte Beamte ſein 
Ruhegehalt bezieht, nimmt ſeine Tätigkeit überhaupt nicht mehr in Anſpruch. 
Von einer amtlichen Erwerbstätigkeit kann bei ihm nicht mehr die Rede ſein. 
Eine Unabänderlichkeit der Haupttätigkeit des Beamten oder eine Nachwirkung 
in dem Sinne, daß mit der einmal gewählten Beamtenſtellung der Hauptberuf 
auch ſür die Zeit nach der Penſionierung feſtgelegt wäre, läßt ſich aus dem 
Geſetze nicht herleiten. Es kann auch keine Bedeutung haben, ob das Ruhe⸗ 
gehalt den Betrag des ſpäteren Arbeitsverdienſtes überſteigt, denn nicht auf 
die Erwerbseinnahmen, ſondern auf die Erwerbstätigkeit kommt es an. 

Es iſt ohne Rückſicht auf den Bezug des Ruhegehalts unter Erwägung 
der tatſächlichen Umſtände zu entſcheiden, ob die Beſchäftigung des in den 
Ruheſtand verſetzten Beamten „ſeine Erwerbstätigkeit vollſtändig oder haupt⸗ 
ſächlich in Anſpruch nimmt“. Hierbei kann allerdings mitſprechen, daß er zu 
einer eigentlichen Arbeitstätigkeit nicht mehr fähig iſt, oder daß ein gering- 
fügiger Verdienſt neben einer auskömmlichen Penſion ſeine Tätigkeit nicht 
als auf Erwerb gerichtet erſcheinen läßt. Im vorliegenden Fall iſt aber der 
Schuldner nach dem Unfall, der zu feiner Penſionierung führte, wieder arbeits⸗ 
fähig geworden. Er leiſtet regelmäßig ſeinen Dienſt als Arbeiter und erwirbt 
einen Lohn von monatlich etwa 120 /. Auf dieſen Verdienſt muß daher 
§1 Lohn BG. Anwendung finden. | 

Vgl. Cretſchmar B. R. 2, 1005; Meyer Lohn BG. 35. 104; Falkmann Zw.⸗Vollſtr.? 

766. 786; OLG. Kiel in OLGgiſpr. 25, 220. 

Die Zuſammenrechnung einer nach 8 850° 3PO. und einer nach SS 1. 4 
zutreffend ausführen (vgl. Meyer in DIZ. 1902, 450). Es wäre daher jeder 
der beiden Anſprüche, der auf Penſion und der auf Arbeitslohn, geſondert zu 
pfänden und der Gläubigerin zu überweiſen. — — — 

Beſchluß des OCG. zu Frankfurt a/ M. (3. Sen.) v. 3. April 1913 i. S. 

Stadler w. Heuſer. 3 W. 29/13. Cr. 


141. Nachweis der Vollmacht des Vertreters eines Beteiligten im 
Derfteigerungstermin durch Telegramm. 
ZUG. 88 63. 83; ZPO. 88 80. 88. 

Am 4. März 1912 wurde das Bad L. vom Amtsgericht in S. auf Antrag 
der erſten Hyp.⸗Gläubigerin zwangsweiſe verſteigert. Der Zuſchlag erfolgte 
auf das Meiſtgebot von 453 500 KH. Hiergegen legte Frau Erneſtine Sch., 
die mit ihrer durch das geringſte Gebot nicht gedeckten Hypothek von 332 500 
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teilweiſe ausfiel, ſofortige Beſchwerde ein. Das Landgericht verwarf das Rechts- 
mittel als unzuläſſig. Mit der weiteren Beſchwerde wird gerügt, daß die Vor⸗ 
ſchriften der 88 100. 83 ZVG. über die Verſagung des Zuſchlags verletzt ſeien. 
Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, da in der Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts inſofern ein neuer, ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt, als 
es die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen hat. Sie iſt auch begründet. 

Nach § 832 ZVG. iſt der Zuſchlag zu verſagen, wenn bei der Verſteigerung 
mehrerer Grundſtücke das Einzelausgebot der Vorſchrift des § 63 Abſ. 5 zu⸗ 
wider unterblieben iſt. Dieſer Fall liegt vor. Nach § 63 Abſ. 5 unterbleibt das 
Einzelausgebot, wenn die anweſenden Beteiligten zuſtimmen, deren Rechte 
bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht zu berückſichtigen ſind. Da⸗ 
gegen hat das Vollſtr.⸗Gericht verſtoßen. Es hat zu Unrecht den Rechtsanwalt L. 
nicht als Bevollmächtigten der Beſchwerdeführerin zugelaſſen und ſeinen 
Antrag auf das Einzelausgebot ſämtlicher Grundſtücke zurückgewieſen. Zwar 
hat der Rechtsanwalt L. zum Nachweis ſeiner Vollmacht nur das Telegramm 
v. 4. März 1912 („bitte mich im heutigen Termin in Bad L. zu vertreten. Frau 
Erneſtine Sch.“) vorgelegt, dieſer Ausweis war aber genügend. Das Zw.⸗Verſt.⸗ 
Geſetz verlangt nur in den Fällen der 88 71 Abſ. 2 und 81 Abſ. 3, daß die Ver⸗ 
tretungsmacht durch eine öffentlich beglaubigte Urkunde (ſofort) nachgewieſen 
wird (vgl. noch § 5). Im übrigen iſt auf die Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung zurückzugreifen. Das ZVG. iſt die Ausführung des § 869 ZPO. Daher 
finden ſämtliche Beſtimmungen der ZPO. auf das Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren An⸗ 
wendung, ſoweit ſich nicht das Gegenteil aus den Vorſchriften des ZVG. oder 
aus den dieſes Geſetz beherrſchenden Grundſätzen ergibt (Jaeckel⸗Güthe ZVG. 
Vorbem. S. 1; RGentſch. 70, 402). Zu den hiernach anwendbaren Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. gehören die über die Vollmacht in §§ 80 ff. (Jaeckel⸗Güthe 
Anm. 5 zu §§ 15. 16 S. 81). 

Nach § 80 Abſ. 1 ZPO. hat der Bevollmächtigte die Bevollmächtigung 
durch eine ſchriftliche Vollmacht nachzuweiſen. Es genügt alſo nicht ein urkund⸗ 
licher Nachweis irgendwelcher Art, ſondern es iſt eine ſchriftliche Willens⸗ 
erklärung erforderlich. Nach allgemeinen Grundſätzen (§ 416 ZPO.) muß 
dieſe auch die Unterſchrift der Partei oder ihres berufenen Vertreters tragen. 
Nicht erforderlich iſt, daß die Unterſchrift eigenhändig oder handſchriftlich be— 
wirkt iſt; Verkehr und Geſetz laſſen die unterſtempelte Urkunde und das ihr 
rechtlich gleichſtehende Telegramm ſo allgemein zu, daß für die Auslegung kein 
Anlaß beſteht, an die Schrifturkunde i. S. der ZPO. ſtrengere Anforderungen 
zu ſtellen. 

Hiernach iſt das Telegramm v. 4. März 1912 eine dem 8 80 ZPO. ent- 
ſprechende ſchriftliche Vollmacht. Dieſe iſt freilich nicht formal beweiſend, 
ſie unterliegt vielmehr der freien Beweiswürdigung in der Richtung, ob ſie 
die Erteilung der Vollmacht als Willenserklärung enthält (JW. 1903, 382°). 
Dagegen erſtreckt ſich die Würdigung des Richters nicht auf die Echtheit der 
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Unterſchrift. Die Vorſchriften der §§ 439 ff. ZPO. find auf die Vollmachts⸗ 
urkunde nicht anwendbar. Zum Erſatz für den Echtheitsbeweis ſieht $ 80 Abſ. 2 
bei den eine Vollmacht enthaltenden Privaturkunden vor, daß ſie auf Verlangen 
des Gegners gerichtlich oder notariell zu beglaubigen ſind. Das Gericht kann 
die Beglaubigung nicht verlangen (Gaupp-Stein ZPO. Anm. VI zu 880 
und Vorbem. II. III vor § 415). Aus dieſem Grunde iſt es verfehlt, wenn das 
Vollſtr.⸗Gericht die Authentizität der telegraphiſchen Bevollmächtigung (die 
Echtheit der Unterſchrift) unter freier Beweiswürdigung bemängelt und 
ausſpricht, es ſei zweifelhaft, ob das Telegramm mit Wiſſen und Willen der 
(82 jährigen) Beſchwerdeführerin aufgegeben ſei, es beſtehe vielmehr der 
Verdacht, daß es von dem Vollſtr.-Schuldner (ihrem Sohn) herrühre. Dieſe 
Annahme iſt außerdem willkürlich — — — 

Nun hat freilich zu Beginn des Verſteigerungstermins der Verwalter im 
Konkurſe über das Vermögen des Schuldners, Rechtsanwalt H., der Zulaſſung 
des L. als Bevollmächtigten widerſprochen, da die Vollmacht nicht beglaubigt 
ſei. Dieſe Erklärung beruht offenbar auf der falſchen Vorausſetzung, daß eine 
beglaubigte Vollmacht (etwa wie in den Fällen des § 71 Abi. 2, § 81 Abſ. 3 
32G.) erforderlich ſei. Wollte man aber auch in ihr das Verlangen der Be— 
glaubigung nach § 80 Abſ. 2 ZPO. ſehen, jo folgte daraus nicht ohne weiteres 
die Zurückweiſung des Bevollmächtigten nach § 88 Abſ. 2 ZPO. Vielmehr 
mußte das Vollſtr.⸗Gericht ihm erſt eine Friſt ſetzen, damit er die Beglaubigung 
beibringe. Die Schleunigkeit des Verfahrens ſteht dem nicht entgegen. Der 
Verſteigerungsrichter kann die Anträge und Erklärungen des Bevollmächtigten 
einſtweilen berückſichtigen, den Zuſchlag ausſetzen und je nach der Erledigung 
des Vollmachtspunktes entſcheiden. Außerdem war er berechtigt, ihn nach 
§89 3PO. einſtweilen zuzulaſſen. Dies war auch nach Lage der Sache ange— 
meſſen. Das Vollſtr.-Gericht hat aber zu der einſtweiligen Zulaſſung überhaupt 
keine Stellung genommen. 

Damit hat es nicht nur die Vorſchriften über die Vollmacht, ſondern auch 
die Beſtimmung des § 63 Abſ. 5 ZG. über das Einzelausgebot verletzt (ſ. noch 
88 100. 832 3 G.). Beides ſteht hier in untrennbarem Zuſammenhang (sgl. 
RGeEntſch. 54, 310, in SeuffA. 58 Nr. 254). War der Bevollmächtigte der 
Beſchwerdeführerin zu Unrecht zurückgewieſen, jo war dieſe anweſende Be— 
teiligte' i. S. des § 63 Abſ. 5 ZVG. Es durfte daher nicht, wie es geſchehen iſt, 
das Einzelausgebot gegen ihren Widerſpruch unterbleiben. — — — 

Demnach war nach SS 100. 832 ZVG. dem Meiſtbietenden der Zuſchlag 
zu verſagen. — — —“ | 

Beſchluß des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 4. April 1912. 2W. 49/12. 
F—e, 


J. Bürgerliches Recht. 


142. Vertragmäßige Ausſchließung gewerblicher Konkurrenz des Ver- 
käufers zugunſten des Grundſtückskäufers; Übergang auf die beider— 
ſeitigen Rechtsnachfolger. 

Vgl. 56 Nr. 227 m. N.; 61 Nr. 104; auch 55 Nr. 20. 

BGB. 8 138; ZPO. $ 265. 

Durch Kaufvertrag v. 3. Nov. 1896 hatte F. ſein Anweſen in W. nebſt 
Schlachthaus und Fleiſchbank an den Metzger Georg A. verkauft und dabei 
für ſeine fernere Lebensdauer auf das Recht verzichtet, in W. und einigen 
weiteren Orten eine Metzgerei, ſei es auch nur pachtweiſe, zu erwerben, zu 
übernehmen und auszuüben. Durch Tauſchvertrag v. 14. Dez. 1898 vertauſchte 
A. das genannte Anweſen an M.; in der Urkunde wurde ausdrücklich auf die 
von F. ſeinerzeit übernommene Verpflichtung hingewieſen und übertrug A. die 
hierdurch erworbenen Rechte ausdrücklich auf M. — Unter der Behauptung, 
daß F. entgegen der von ihm übernommenen Verpflichtung ſeit dem Mai 1911 
in W. das Metzgereigewerbe ausübe, klagte M. mit dem Antrage, den F. zur 
Unterlaſſung der Ausübung dieſes Gewerbes in W. zu verurteilen. Der Be⸗ 
klagte beſtritt die Zuläſſigkeit einer Übertragung der aus dem Konkurrenz— 
verbot ſich ergebenden Anſprüche, wurde aber in 1. Inſtanz nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilt. In der Ber.⸗Inſtanz brachte der Beklagte vor: Das Kon⸗ 
kurrenzverbot v. 3. Nov. 1896 verſtoße gegen die guten Sitten, weil es ſeine 
Erwerbsfähigkeit allzuſehr einſchränke. Es ſei auch wegen veränderter Um⸗ 
ſtände unwirkſam, denn die Metzgerei des Klägers ſei nicht mehr imſtande, 
den Bedürfniſſen der Einwohner in W. zu genügen. Ferner habe der Kläger 
das Anweſen noch am 14. Dez. 1898 auf ſeine Mutter übertragen und es erſt 
im Mai 1903 von ihr wieder erworben; in der Zwiſchenzeit ſei eine Metzgerei 
mit dem Anweſen nicht verbunden geweſen; mit der Trennung der Metzgerei 
vom Eigentum am Anweſen ſei das Recht aus dem Konkurrenzverbot er⸗ 
loſchen. Der Kläger ſei aber auch nicht mehr zur Klage berechtigt, nachdem er 
nach Erlaſſung des landgerichtlichen Urteils ſein Anweſen nebſt dem Mebgerei- 
betrieb an ſeinen Sohn übergeben habe. Endlich habe der Beklagte ſeit einiger 
Zeit den Metzgereibetrieb unter Übertragung des Geſchäfts auf ſeinen Neffen 
völlig aufgegeben, er beabſichtige u nicht, das Geſchäft wieder ee 

Seufſerts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heſt 7 
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weshalb keine Wiederholungsgefahr und keinerlei wirtſchaftliches Intereſſe 
des Klägers an der beantragten Unterſagung vorliege. — Die Berufung wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das im Vertrage v. 3. Nov. 1896 feſtgeſetzte Konkurrenzverbot er— 
ſtreckt ſich nur auf einige wenige Ortſchaften; es kann alſo nicht davon geſprochen. 
werden, daß hierdurch die wirtſchaftliche Bewegungsfreiheit des Beklagten 
in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe allzuſehr eingeengt, die 
Vereinbarung daher gemäß § 138 BGB. nichtig ſei. 

Von einer Unwirkſamkeit des Konkurrenzverbots wegen veränderter 
Umſtände könnte auch dann keine Rede ſein, wenn wirklich zurzeit eine Metzgerei 
für die Bedürfniſſe der Einwohner in W. nicht ausreichen würde; denn auch 
dann hat der Kläger ein berechtigtes Intereſſe daran, gerade die Konkurrenz 
des Beklagten ausgeſchloſſen zu ſehen (vgl. Staudinger BGB.“ 2, 223 ff., 335). 

Wenn ſich der Beklagte am 3. Nov. 1896 im Anſchluß an den Verkauf 
ſeines Anweſens nebſt Schlachthaus und Fleiſchbank verpflichtet hat, auf 
Lebensdauer in W. und Umgebung eine Metzgerei nicht auszuüben, ſo kann dies 
nur dahin aufgefaßt werden, daß das Konkurrenzverbot zugunſten deſſen wirken 
ſolle, der jeweils auf dieſem Anweſen die Metzgerei betreiben werde. Be— 
rechtigt aus der Vereinbarung iſt hiernach, wer auf dem Anweſen die Metzgerei 
ausübt, ohne Rückſicht darauf, ob er auch Eigentümer des Anweſens iſt oder 
nicht. Die Zuläſſigkeit derartiger zugunſten des jeweiligen Inhabers eines ver— 
äußerten Geſchäfts wirkender, alſo mit dem Geſchäftsbetriebe als ſolchem 
verbundener Konkurrenzverbote ſteht außer Zweifel; 

vgl. Staudinger Anm. I. 2 zu $ 399; Staub HGB.? Anm. 16 zu $ 74; Marcus 

in DIZ. 1907, 953; IW. 1901, 725 ff.; 1907, 136; RGeEntſch. 37, 176 ff. 

Unerheblich iſt alſo der Umſtand, daß der Kläger das Anweſen gleich nach dem 
Erwerb an ſeine Mutter veräußert und erſt ſpäter wieder von ihr erworben hat; 
da er zur Zeit der Erlaſſung des angefochtenen Urteils unbeſtrittenermaßen 
die Metzgerei auf dem Anweſen in W. ausübte, ſtand ihm in dieſem Zeit— 
punkt auf Grund des Vertrags v. 3. Nov. 1896 das Recht zu, dem Beklagten 
die Ausübung des gleichen Gewerbes in W. zu unterſagen. 

Nun hat allerdings der Kläger inzwiſchen das Anweſen einſchließlich des 
darauf betriebenen Metzgereigeſchäfts auf ſeinen Sohn übertragen und be— 
treibt jetzt dieſer auf dem Anweſen die Metzgerei, während der Kläger ſie 
nicht mehr ausübt. Demgemäß ſtehen die aus der Konkurrenzklauſel fließenden 
Rechte ſeit dem Abſchluß des Übergabevertrags nicht mehr dem Kläger, ſondern 
ſeinem Sohne zu (vgl. Staub a. a. O.). Durch eine Nachtragsurkunde v. 11. Jan. 
1913 hat ſich nun der Kläger — was zweifellos zuläſſig iſt (. RGEntſch. 73, 
306, in Seuff A. 66 Nr. 20 und IW. 1912, 297) — von ſeinem Sohne die Er- 
mächtigung erteilen laſſen, alle Rechte auf Unterlaſſung und Schadenerſatz 
auch im eigenen Namen zugunſten ſeines Sohnes geltend zu machen. Der 
Verwertung dieſer Tatſache im vorliegenden Rechtsſtreit ſtünde an ſich der 
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Einwand der Klagänderung entgegen, die beim ausdrücklichen Widerſpruch 
des Beklagten in 2. Inſtanz unzuläſſig wäre: 

§ 527 3PO.; Recht 1905, 254 Nr. 1165; RGeEntſch. 66 Nr. 100 S. 419. 
Mit Recht hat ſich jedoch der Kläger auf den § 265 ZPO. berufen. Nach dieſer 
Vorſchrift ſchließt die Rechtshängigkeit das Recht des Klägers nicht aus, den 
geltend gemachten Anſpruch abzutreten.“) Als Anſpruch im Sinne des $ 265 
erſcheint jeder vermögensrechtliche Anſpruch, der abtretbar und pfändbar iſt 
(ſ. Skonietzki ZPO. Bem. 7 zu § 265), alſo auch der aus einem Konkurrenz⸗— 
verbot fließende Anſpruch auf Unterlaſſung (RGeEntſch. 37, 176 ff.). Der 
Abtretung ſteht der bloß akzeſſoriſche Übergang des Anſpruchs gleich (Gaupp⸗ 
Stein ZPO. 10 Bent. II. 2 und III zu § 265), jo z. B. die Übertragung eines 
Grundſtücks, mit dem ein Recht in der in § 96 BGB. bezeichneten Weiſe ver⸗ 
bunden iſt (Skonietzki Bem. 8 zu § 265). Hat der Kläger ſeinen Anſpruch 
während des Laufes des Rechtsſtreits abgetreten, ſo kann ihm demzufolge 
(von der hier nicht vorliegenden Ausnahme des § 265 Abſ. 3 ZPO. abgeſehen) 
der Einwand nicht entgegengeſetzt werden, daß er nicht mehr zur Sache le⸗ 
gitimiert ſei. Einer Entſcheidung der Streitfrage, ob in Fällen dieſer Art der 
Klagantrag und der Urteilsſatz von der Veräußerung des Anſpruchs unberührt 
bleibt oder ob der Kläger ſeinen Antrag entſprechend der veränderten Sach— 
lage abändern muß, 

ſ. einerſeits Seuffert ZPO. 11 Ben. 5 zu 8 265 und Gaupp-Stein Bem. IV zu 

§ 265, und anderſeits RGEntſch. 56, 308 (SeuffA. 60 Nr. 62), 
bedarf es hier nicht, weil der Klagantrag und der Urteilsſatz, gleichviel ob 
M. sen. oder M. jun. als der zur Geltendmachung des Anſpruchs Berechtigte 
betrachtet wird, ſtets dahin lauten muß, daß ‚Der Beklagte die Ausübung des 
Metzgereigewerbes in W. zu unterlaſſen hat'. 

Vergeblich beruft ſich endlich der Beklagte darauf, daß er ſein Mebgerei- 
geſchäft auf ſeinen Neffen übertragen habe, nicht mehr ausübe und auch nicht 
mehr auszuüben gedenke. Es kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob Beklagter, 
wie der Kläger behauptet, durch Unterſtützung ſeines Neffen wenigſtens mittel— 
bar an der Ausübung des Geſchäfts teilnimmt. Auch wenn er zurzeit, dem 
Verbot der gegen ihn erlaſſenen einſtweil. Verfügung im vollen Umfang 
Rechnung tragend, ſich in keiner Weiſe an der Geſchäftsführung beteiligt, 
beſteht keinerlei Gewähr dafür, daß er auch künftighin ſich der Ausübung des 
Metzgereigeſchäfts enthalten werde. Daß trotz der angeblichen Übertragung 
des Geſchäfts auf den Neffen die zur Geltendmachung des Unterlaſſungs⸗ 
auſpruchs erforderliche Wiederholungsgefahr (Leipz Z. 1910, 588 ff.) beſteht, 
ergibt ſich klar aus dem Umſtande, daß der Beklagte gelegentlich der in der 
Schlußverhandlung vor dem Ber.⸗Gerichte angeregten Vergleichsverhand⸗ 
lungen es entſchieden abgelehnt hat, ſich auch nur auf einige Jahre hinaus in 


— — 


1) Vgl. hierzu Seuff A. 60 Nr. 62 m. N. (S.) i 
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bindender Weiſe zur Unterlaſſung des Geſchaftsbetriebes zu verpflichten. 
Taraus folgt aber auch das vom Beklagten mit Unrecht in Zweifel gezogene 
wirtſchaftliche Intereſſe des Klagers an dem beantragten richterlichen Verbot 


(Zrokipr. 22, 206 ff). — — —" 
Urteil des OCG. München (1. Sen.) v. 29. Jan. 1913 i. S. M. w. J. 
L. 600 12. ae 


143. Sittenwidriger Vertrag zwiſchen geſchiedenen Ebegatten über 
den Beſitz der Kinder unter Ausnutzung pekuniärer Vorteile. 
Val. 59 Nr. 38 m. N. 

BGB. $ 138. 

Die Ehe der Parteien, aus der ein Sohn und eine Tochter entſtammen, 
iſt im Jahr 1904 wegen Verſchuldens des Mannes, jetzigen Klägers, geſchieden 
worden. Wegen Erziehung und Aufenthalts der Kinder hatten die Parteien 
am 12. Ckt. 1907 einen Prozeßveraleich geſchloſſen, worin u. a. der Vater 
auf Rückgabe der ſeiner früheren Ehefrau geſchenkten Bilder und Zeichnungen 
verzichtete. Tieje ſollten Eigentum der beiden Kinder ſein und bis zu deren 
Großjährigkeit in der Verwaltung der Mutter bleiben: für den Unterhalt 
und die Erziehungskoſten der Kinder, von denen der Sohn bei der Mutter in 
München, die Tochter beim Vater in Berlin untergebracht war, hatte der 
Vater aufzukommen. Am 8. Sept. 1909 erhielt die Beklagte, die ſich wieder— 
verheiratet hatte, von ihrer Tochter einen Brief v. 7. Sept., worin ſie ihr zur 
Erklärung binnen 3 Tagen den Vorſchlag des Vaters mitteilte: ſie, die Tochter, 
der Mutter zu überlaſſen, falls dieſe notariell auf Zahlung von Geld für die 
Kinder verzichte und ihm die Bilder überlaſſe. Den Brief hatte der Vater als 
„geleſen“ mitunterzeichnet. Am 9. Sept. kam noch ein Telegramm vom An— 
walt des Klägers, worin er in deſſen Namen den Inhalt des Briefes vom 
7. Sept. als bindendes Anerbieten bezeichnete und nur um Berücksichtigung 
des Wunſches der Tochter bat, je 14 Tage im Herbſt, zu Weihnachten und im 
April bei ihrem Vater zuzubringen. Am 10. Sept. haben die Beklagten und 
deren zweiter Ehemann das Anerbieten des Klägers ſchriftlich, unter notarieller 
Beglaubigung ihrer Unterſchriften angenommen und in eine entſprechende 
Anderung des Vergleichs v. 12. Okt. 1907 einzuwilligen erklärt. Der Kläger 
hat darauf die Tochter an die Mutter zurückgeſchickt. Das Verlangen des 
Klägers, nun die Bilder herauszugeben, hat jedoch die Beklagte abgelehnt: 
die hierauf gerichtete Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den 
Gründen des Ber. Urteils: 

„— — — Das Ber. Gericht geht mit dem Landgericht dahin einig, 
daß das in den Schriftſtücken v. 7., 9. und 10. Sept. 1909 niedergelegte Rechts⸗ 
geſchäft wider die guten Sitten verſtößt. 

Der Brief, den das Kind Suſanne am 7. Sept. 1909 an ſeine Mutter 
ſchrieb, iſt offenſichtlich dieſem vom Vater, dem Kläger, in die Feder diktiert 
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worden; überdies wurde der Brief vom Kläger auch unterſchriftlich beſtätigt. 
Im Hinblick auf die Bemerkung, daß das Kind wegen ſeines Briefwechſels 
an die Mutter geſchlagen worden ſei, war das Schreiben offenbar auch darauf 
gerichtet, das Mitleid der Mutter zu erregen und dadurch dieſe um ſo geneigter 
zu ſtimmen, auf die Vorſchläge des Klägers ſofort einzugehen. Der Kläger 
hat ſich den Beſitz des Kindes gleichſam wieder abkaufen laſſen durch eine Reihe 
von Vorteilen, die er ſich ſichern wollte: Abwälzung des vollen Unterhalts 
für beide Kinder auf die Mutter und Inbeſitznahme der wertvollen Bilder; 
dies waren ſeine Beweggründe. Er hat die Situation bewußt zu rein pekuniären 
Zwecken ausgenutzt und dabei den Beſitz des Kindes abgegolten gegen öko⸗ 
nomiſche Leiſtungen. Die Mutter ihrerſeits hat ſehr viel aufgegeben und 
eigentlich nur Laſten durch den Vertrag erhalten; denn das Recht, das Kind 
zu ſich zu rufen, ſtand ihr ohnedies zu. 

Ein Rechtsgeſchäft iſt i. S. des § 138 BGB. als ſittenwidrig zu bezeichnen, 
wenn es eine ökonomiſche Leiſtung in kauſale Beziehung zu einer Handlung 
oder Unterlaſſung ſetzt, welche von Moral wegen nicht in ſolcher kauſalen Be⸗ 
ziehung zu Geld oder Geldeswert ſtehen ſoll; 

vgl. Staudinger BGB.“) 1, 476; Lotmar Unmoral. Vertr. 73 ff. 

Dieſe Vorausſetzungen treffen aber auf das genannte Übereinkommen voll zu. 
Die Erklärungen, die der Kläger ſelbſt für ſein Handeln geben will, ſind dem 
Ber.⸗Gericht nicht verſtändlich geworden. Das, was er nach ſeiner Darſtellung 
erreichen wollte, nämlich das Kind auf alle Fälle wieder zu bekommen, hatte 
er ja bereits, da nach dem Vergleich v. 12. Okt. 1907 das Kind bei dem Vater 
bleiben durfte und er mehr Rechte überhaupt nicht weiter erreichen konnte. 
Um das Kind zu behalten, waren dieſe Schritte alſo alle nicht notwendig. 

Im Hinblick auf die Sittenwidrigkeit des ganzen Übereinkommens iſt 
daher ſchon aus dieſem Grunde die Beſtimmung hinfällig, daß der Kläger die 
Bilder herausverlangen dürfe. Er kann daher ſeinen zn auf jenes 
Übereinkommen nicht ſtützen. 

Anders iſt die Rechts⸗ und Sachlage beim gerichtlichen Vergleich v. 12. Okt. 
1907. Auf dieſen Vergleich kann das Moment einer Sittenwidrigkeit keines⸗ 
falls angewandt werden. Hierin werden Erziehungs⸗ und Unterhaltsfragen 
für ſich geregelt. Die Hingabe der Bilder an die Kinder bildet hierin eine 
geſonderte Sache. Es kann auch durchaus nichts Sittenwidriges darin liegen, 
wenn beide Elternteile dahin übereinkommen, gewiſſe Vermögensſtücke, die 
bisher dem einen oder dein andern oder beiden gehört haben, ihren Kindern 
zuzueignen, und dabei beſondere Vereinbarungen über die Verwaltung ꝛc. 
treffen. Der Vergleich v. 12. Okt. 1907 beſteht ſohin voll zu Recht.“ 


Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 11. Okt. 1911 i. S. Ca. w. Ce. 
L. 45/11. | F. 
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144. Form der Parzellierungsvollmacht. 
Vgl. 57 Nr. 57. 187; ſowie die folgende Nr. 
BGB. 88 167 Abſ. 2, 313. 

Die Beklagten hatten privatſchriftlich dem Kläger eine Vollmacht zur 
Parzellierung ihres Bauernhofes erteilt, dieſe dann aber widerrufen und 
wurden auf Schadenerſatz belangt. Die Klage wurde abgewieſen und die 
Berufung zurückgewieſen. — Gründe des Ber. Urteils: 

„Nach § 167 Abſ. 2 BGB. bedarf zwar die Vollmachterteilung nicht der 
Form des Rechtsgeſchäfts, auf das ſie ſich bezieht. Iſt aber die Vollmacht 
Beſtandteil eines einheitlichen Geſchäfts, das der Form bedarf, ſo unterliegt 
auch die Vollmachterteilung dieſer Form (Komm. von RGRäten Anm. 2 
zu § 167 BGB.). Der praktiſch häufigſte Fall iſt der der Parzellierungsvollmacht. 
Handelt es ſich in ſolchem Falle nicht bloß um ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, 
wie es die Vollmacht an ſich iſt, ſchließen vielmehr die Parteien einen Vertrag, 
durch den ſich der Vollmachtgeber verpflichtet, das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke zu übertragen, ſo bedarf dieſer Vertrag, mag er auch in die Form einer 
Vollmacht eingekleidet ſein, der im §S 313 BGB. vorgeſchriebenen gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. | 

Vgl. RGeEntſch. 50, 163 (in Seuff A. 57 Nr. 187); 62, 336; 79, 212; ferner RG. 

v. 5. Juli 1912 im Recht 1912 Nr. 3054; v. 26. Juni 1911 in JW. 1911, 806°; 

auch v. 12. Okt. 1904 und v. 19. Nov. 1904 bei Gruchot 49, 627 ff. (insbeſ. 

629 a. E.) und 619 ff. (insbeſ. 623); ferner Neumann BGB.“ 1, 307 Anm. 2a 

zu $ 313; Oertmann ?“. 168 Anm. 2dd und 2e zu $ 313; Staudinger?“ 

Bem. 2 b zu $ 313; auch Zeitſchr. DNotV. 1912, 561—563. 

So aber lag der Fall hier. Die Urkunde v. 15. Jan. 1912 enthält nicht 
allein eine Vollmachterteilung, ſondern daneben eine eingehende Regelung 
von beiderſeitigen Vertragsbeziehungen. Dieſe gehen dahin, daß der Kläger 
den Bauernhof der Beklagten für 57 000 % zu verkaufen hat und den Mehr⸗ 
erlös als Vergütung behalten ſoll. Gewiſſe Gegenſtände ſollen vom Verkauf 
ausgeſchloſſen ſein. Den Beklagten ſoll ein zeitlich und örtlich beſchränktes 
Wohnungsrecht vorbehalten werden. Endlich aber ſoll die Vollmacht bis zum 
1. Juli 1912 unwiderruflich ſein, die Beklagten ſollen auch verpflichtet ſein, 
die aufzulaſſenden Grundſtücksteile frei von Hypotheken und ohne das ein⸗ 
getragene Altenteil aufzulaſſen. 

Mag man den Inhalt dieſer Urkunde dahin auffaſſen, daß der Kläger 
als Bevollmächtigter der Beklagten die notariellen Kaufverträge ſelber ab⸗ 
ſchließen ſollte und daß die Beklagten daraufhin die Auflaſſung zu gewähren 
hatten (Fall des RGUrt. v. 5. Juli 1912), oder dahin, daß die Beklagten ver⸗ 
pflichtet ſein ſollten, die vom Kläger vorbereiteten Kaufverträge abzuſchließen 
(Fall des RGuUrt. in Entſch. 50, 163) — in beiden Fällen handelt es ſich um 
Parzellierungsverträge, die der Formvorſchrift des § 313 BGB. unterliegen. 
Denn in beiden Fällen hatten die Beklagten vertragmäßig die Verpflichtung 
zur Übertragung des Eigentums an Grundſtücken übernommen und ſich durch 
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Ausſchluß des Widerrufs auf Zeit gebunden. Demgegenüber iſt es unerheblich, 
ob der Vertrag im übrigen nach den Grundſätzen vom Mäklervertrage zu be⸗ 
urteilen ſein würde. 

Der Kläger kann demnach aus der Urkunde v. 15. Jan. 1912 gegen die 
Beklagten keine Rechte herleiten (§ 125 BGB.). Seine Verſuche, die Klage 
unter Hinweis auf die §§ 139. 140 BGB. zu halten, ſind verfehlt. Von teil⸗ 
weiſer Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts kann hier keine Rede ſein. Wie die 
vorangegangenen Ausführungen zeigen, iſt die Vollmacht nur die Form, in 
die der Parzellierungsvertrag eingekleidet iſt. Wollte man aber eine Zer⸗ 
legung des Vertrages in Vollmacht und Parzellierungsvertrag für denkbar 
halten, ſo iſt doch offenſichtlich die Vollmacht nur zur Ausführung des Ver— 
trages erteilt, würde alſo ohne ihn nicht erklärt worden ſein (vgl. RGEntſch. 50, 
169). Ebenſowenig kann eine ſog. Konverſion nach §S 140 BGB. in Frage 
kommen. Es fehlt an jedem Anhalt dafür, daß und welches Rechtsgeſchäft 
die Parteien bei Kenntnis der Nichtigkeit des abgeſchloſſenen gewollt haben 
würden. Der Kläger iſt offenbar ſelber nicht imſtande, hierzu geeignete An⸗ 
gaben zu machen. Die ganze Sachlage, namentlich auch die Ber.-Begründung 
des Klägers ſpricht im Gegenteil dafür, und der Senat iſt davon überzeugt, 
daß der Kläger nur das in der Urkunde v. 15. Jan. 1912 beurkundete Rechts⸗ 
geſchäft und kein andres gewollt hat, daß er insbeſondere mit dem Fortfall 
des Widerrufsausſchluſſes niemals einverſtanden geweſen ſein würde. 

Die Berufung des Klägers war demnach zurückzuweiſen.“ 

Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 13. Febr. 1913 i. S. Klix (Kl.) 

w. Ehel. Hildebrandt. 2 U. 14/13. Wt. 


145. Die Generalvollmacht iſt an ſich formfrei*, auch beim Verzicht 
auf Widerruf.“ “ 
"Bol. die vorige Nr. m. N. — Vgl. 66 Nr. 26 m. N. 
BGB. $$ 167. 313. 

Der Kläger hatte im März 1910 ſeinem Schwiegerſohne E. zur Beſorgung 
ſeiner eee ee eee Generalvollmacht erteilt. Auf Grund 
dieſer Vollmacht hatte E. am 23. Juni 1911 ſeiner Frau mehrere Grundſtücke 
und Grundſtücksanteile des Klägers aufgelaſſen, als deren Eigentümerin ſie 
im Grundbuch eingetragen wurde. Der Kläger behauptete, er habe noch vor 
der Auflaſſung ſeinem Schwiegerſohne gegenüber die Vollmacht widerrufen, 
ſeine Tochter habe das auch gewußt. Er verlangte Berichtigung des Grundbuchs 
dahin, daß er ſelbſt wieder als der Eigentümer der Grundſtücke eingetragen 
werde, oder aber Verurteilung der Frau E. zur Rückauflaſſung und des E. 
zur Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner Frau. — 
Das LG. erkannte nach dem Hauptantrage; die Berufung der Beklagten 
wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
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„Das CG. ſieht mit Recht als bewieſen an, daß der Kläger noch vor der 
Auflaſſung der Grundſtücke die Vollmacht widerrufen hat. Die Beklagten 
wenden ſich auch nicht gegen dieſe Feſtſtellung, ſondern machen geltend, der 
Widerruf ſei vertraglich ausgeſchloſſen worden. Die ſchriftliche Vereinbarung 
v. 22. März 1910 beſtätigt dieſe Behauptung. Es fragt ſich aber, ob ein ſolcher 


das; ſie nehmen ſogar, auch ohne ausdrückliche Vereinbarung, die Unwider⸗ 
ruflichkeit der Vollmacht für die Regel dann an, wenn die Vollmacht nicht 
lediglich im Intereſſe des Vollmachtgebers, ſondern auch im Intereſſe des 
Bevollmächtigten oder eines Dritten erteilt wird; 

RGeEntſch. 52, 99; Recht 1912 Beil. Nr. 3170 und 3171; Oertmann $ 168 Anm. 30 lx: 

Staudinger $ 671 Anm. 6a. 

Ein ſolcher Fall liegt hier vor. Der Kläger ſchuldete ſeinen Kindern 20 000 AM. 
Die Kinder, darunter Frau E., ſollten befriedigt werden. Deshalb wurde dem 
Schwiegerſohne Generalvollmacht erteilt; dieſer ſollte, wie es in der ſchrift⸗ 
lichen Vereinbarung v. 22. März 1910 heißt, die Vermögensverhältniſſe des 
Klägers regeln und die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Kläger und feinen 
Gläubigern ſowie ſeinen Kindern herbeiführen. Aus dieſem der Vollmacht⸗ 
erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe würde ſich alſo die Unwider⸗ 
ruflichkeit der Vollmacht ganz von ſelbſt ergeben, auch wenn der Verzicht auf 
die Widerruflichkeit nicht ausdrücklich ausgeſprochen worden wäre. Tatſächlich 
aber iſt, um jeden Zweifel auszuſchließen, der Verzicht auch ausdrücklich ver⸗ 
traglich und in der ſchriftlichen Vereinbarung feſtgelegt worden. 

Daß die Vollmacht als Generalvollmacht ausgeſtellt wurde, ſteht ihrer Un- 
widerruflichkeit mit Rückſicht auf ihre enge Verbindung mit der dem Bevollmäch⸗ 
tigten übertragenen Aufgabe nicht entgegen (vgl. RG. in IW. 112, 11022). 

Auch Verſtoß gegen die guten Sitten iſt in der Abmachung nach Lage der 
Umſtände nicht enthalten. Die Ausſtellung einer unwiderruflichen General- 
vollmacht mag unter Umſtänden gegen die ſittliche und wirtſchaftliche Freiheit 
des Vollmachtgebers verſtoßen und daher nach § 138 BGB. nichtig ſein. Im 
vorliegenden Fall aber trifft das nicht zu (wie näher begründet wird). II 8 

Die Vollmacht bedurfte ſchließlich auch nicht der durch § 313 BGB. vor- 
geſchriebenen Form. Nach § 167 Abſ. 2 BGB. iſt vielmehr die Vollmacht⸗ 
erteilung grundſätzlich ein formloſer Akt; ſie iſt nicht an die Form des Geſchäfts 
gebunden, auf das ſie ſich bezieht. Das gilt insbeſondere auch von der auf Ver- 
äußerung von Grundeigentum gerichteten Vollmacht. Der 8313 BGB. be- 
zieht ſich, wie das RG. in Entſch. 62, 336 mit Recht betont, nur auf das die 
Veräußerung des Grundeigentums betreffende Hauptgeſchäft, nicht aber auf 
das Hülfsgeſchäft der Vollmachterteilung. Eine Ausnahme iſt nur dann zu 
machen, ‚wenn die Vollmacht als Teil eines einheitlichen Rechtsgeſchäfts er- 
ſcheint, das der durch § 313 vorgeſchriebenen Form bedarf“, 

RGeEntſch. 50, 168; 62, 337 (SeuffA. 57 Nr. 187); 76, 183. 
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Ein derartiger Fall aber liegt nicht vor. Die Vollmacht iſt hier vielmehr erteilt 
worden im Zuſammenhange mit dem, als Hülfsgeſchäft ebenfalls keiner Form⸗ 
vorſchrift unterliegenden Auftrage, die Vermögensverhältniſſe des Klägers 
zu regeln und eine Auseinanderſetzung mit deſſen Gläubigern herbeizuführen. 
Ob dieſe Vermögens regulierung jemals zur Veräußerung von Grundeigentum 
des Klägers führen würde, ſtand zur Zeit der Auftrag- und Vollmachterteilung 
überhaupt noch nicht feſt, ſondern mußte ſich erſt während der Abwickelung des 
Liquidationsgeſchäfts zeigen. Gerade daraus ergibt ſich deutlich, daß die 
Bevollmächtigung mit dem Grundſtücksveräußerungsgeſchäft ſelbſt noch nichts 
zu tun hatte, ſondern daß ſie auf ſeinen demnächſtigen Abſchluß, falls er ſich 
überhaupt nötig machte, lediglich hinzielte. — — — 

Die vom Kläger erteilte Vollmacht beſtand alſo als unwiderrufliche zu 
Recht und deckte, trotzdem daß ſie der Form des § 313 BGB. ermangelte, auch 
Grundſtücksübereignungen, ſoweit die dem E. übertragene Vermögensregu⸗ 
lierung ihren Abſchluß mit ſich brachte. Ihr Widerruf durch den Kläger war 
vertragwidrig und infolgedeſſen bedeutunglos. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 28. Nov. 1912. 2 U. 175/12. 
F—e. 
146. Über die Befugnis eines Korrefpondentreeders zur Derpfändung 
des Schiffs, wenn er als deſſen Eigentümer eingetragen fteht. 
Vgl. 29 Nr. 28; 52 Nr. 106; 61 Nr. 171; 67 Nr. 265. 
BGB. 88 171. 172; HGB. 8 493. 

Im Jahre 1909 hatte der Kaufmann (Reeder) Hermann L. unter Ver⸗ 
mittlung der verklagten Handelsgeſellſchaft den Dreimaſt⸗Schoner Vigilant 
für 59 000 % käuflich erworben und den Kaufpreis in der Weiſe aufgebracht, 
daß er auf den in das Schiffsregiſter auf ihn als Eigentümer eingetragenen 
Segler eine Hypothek von 25000. aufnahm und 34 Parten zu 1000. ausgab, 
von welchen die Beklagte 3 Stück erwarb. L. war bis zum 17. Mai 1910 als 
Korreſpondentreeder tätig, während an ſeiner Eintragung als Eigentümer 
im Schiffsregiſter nichts geändert wurde. Unter dem 14. Jan. 1910 ließ er 
für die Beklagte eine Hypothek von 15 000 „ auf das Schiff eintragen. 

Seit dem 17. Mai 1910 war Korreſpondentreeder die Firma H. & Co. 
Sie klagte im Namen der Reederei, deren Mitglied die Beklagte nicht mehr iſt, 
behauptete, daß L. nicht in der Lage geweſen ſei, das Schiff rechtswirkſam zu 
verpfänden, und beantragte, die Beklagte zu verurteilen, die genannte Hypothek 
zu löſchen, während die Beklagte widerklagend beantragte, die Klägerin zu 
verurteilen, die Zw.⸗Vollſtreckung in das Schiff wegen der Forderung von 
15 000 % zu dulden. — In allen Inſtanzen wurde der Klage ſtattgegeben und 
die Widerklage abgewieſen. Aus den Gründen des Rev.⸗Urteils: 

„Der Vorderrichter geht davon aus, daß durch die Ausgabe der Parten⸗ 
briefe eine Reederei nach 88 489 ff. HGB. zur Entſtehung gekommen ift, deren 
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Geſchäfte L. als Korreſpondentreeder geführt hat, und daß letzterer als ſolcher 
an und für ſich nicht befugt geweſen iſt, das Schiff zu verpfänden. — — — 
Das erſcheint frei von Rechtsirrtum, wird auch von der Reviſion nicht be- 
anſtandet, die vielmehr nur hinſichtlich des Folgenden Verletzung der $$ 493 
Abſ. 5 HGB., § 172 BGB. und § 286 ZPO. rügt. 

Es könne nur in Frage kommen — ſo hat der Ber.-Richter des ferneren 
ausgeführt — ob L. die Befugnis, das Schiff zu verpfänden, desh: Ib zuge- 
ſprochen werden müßte, weil er zur Zeit der Verpfändung als Eigentümer 
in das Schiffsregiſter eingetragen war. Das habe ihm nach der Entſcheidung 
des Reichsgerichts in Entſch. 74, 408 f. nach außen eine Vollniachtſtellung 
gewährt, welche ihm, unabhängig von Einſchränkungen ſeiner Befugnis im 
inneren Verhältnis, gutgläubigen Dritten gegenüber die Verpfändung des 
Schiffs ermöglichte. Daher würde die Pfandbeſtellung wirkſam erfolgt ſein, 
wenn die Beklagte in gutem Glauben an die Richtigkeit des Regiſters geweſen 
wäre. Das ſei indeſſen nicht der Fall geweſen (was näher begründet wird). 
Habe aber die Beklagte die Unrichtigkeit der Regiſtereintragung gekannt und 
habe ſie trotzdem ſich für Vorſchüſſe die Hypothek beſtellen laſſen, welche ſie 
ganz oder teilweis zu andern Zwecken als zur Verwendung für das verpfändete 
Schiff an L. gegeben habe, ſo ſei die Verpfändung zu Unrecht erfolgt und daher 
auf Verlangen der Klägerin zur Löſchung zu bringen. 

Die hiergegen gerichteten Angriffe der Reviſion ſind unbegründet. Es 
liegt nichts dafür vor, daß die Mitreeder dem L. weitergehende Befugnis hätten 
erteilen wollen oder erteilt hätten als die eines Korreſpondentreeders. — — — 
Dagegen haben es die Mitreeder dabei belaſſen, daß L. als Eigentümer des 
Schiffs in das Regiſter eingetragen war. Sie haben damit, wie in dem oben 
erwähnten Urteil dieſes Senats ausgeführt iſt, dem Korreſpondentreeder eine 
rechtliche Stellung eingeräumt, welche ihm nach $ 111 FGG. die Verpfändung 
des Schiffs tatſächlich ermöglichte. Sie haben dadurch den Anſchein einer Ver— 
fügungsberechtigung hervorgerufen, die nicht beſtand. Mit Rückſicht auf den 
erforderlichen Schutz des redlichen Verkehrs wird vom Recht nicht zugelaſſen, 
daß die Reeder bald die getroffenen Verfügungen genehmigen, bald die Ge⸗ 
nehmigung ablehnen können; dulden ſie die mit der wirklichen Rechtslage 
nicht übereinſtimmende Rechtsſtellung des Korreſpondentreeders, ſo handeln 
ſie auf eigene Gefahr. Danach iſt klar, daß der gute Glaube der Beklagten, 
welcher Vorausſetzung der von ihr in Anſpruch genommenen Rechtsſtellung 
ſein würde, nicht darin geſucht werden darf, ob ſie von einer Einſchränkung 
einer Bevollmächtigung des Korreſpondentreeders keine Kenntnis gehabt 
habe. Eine die Verpfändung deckende Vollmacht lag in Wahrheit garnicht vor 
und konnte alſo auch nicht eingeſchränkt werden. Die Frage iſt vielmehr, ob 
Beklagte gewußt hat oder nicht, daß die Eintragung 8.3 ins Schiffsregiſter der 
wahren Rechtslage nicht entſprach. Das iſt der zutreffende Standpunkt des 
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Vorderrichters, der aus tatſächlichen, der Nachprüfung nicht unterliegenden 
Erwägungen dazu gelangt, es zu bejahen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 1. Mai 1912 in der hanſeat. 
Sache R. & H. (Bkl.) w. Reederei Vigilant (OLG. Hamburg). I. 245/11. 


147. Täuſchung über den Wert einer Zypothek; Begriff diefes Werts. 
Vgl. 60 Nr. 4 m. N. 
BGB. 59 437. 826. 

Der Kläger beanſprucht Erſatz des Schadens, der ihm in Höhe von 
15 000 „ dadurch entſtanden ſei, daß die ihm durch den Kaufakt v. 17. Nov. 
1904 zur teilweiſen Deckung des ihm geſchuldeten Kaufpreiſes übertragene 
Hypothek bei der im Jahre 1906 erfolgten Zw.⸗Verſteigerung des belaſteten 
Hausgrundſtücks gänzlich ausgefallen iſt. — — — Das Ber. Gericht hat den 
Klaganſpruch für unbegründet erachtet. Es kommt allein in Frage die Be⸗ 
gründung des Anſpruchs auf 8826 BGB. Der Kläger hatte behauptet, die 
Beklagte habe ihm wiſſentlich falſche Angaben über die Hypothek gemacht 
und ihn dadurch zur Übernahme derſelben beſtimmt; ſie habe ihm erklärt, 
dieſelbe ſei gut, ſie habe aber die Mieterträge des belaſteten Hauſes mit 11 500. 
erheblich zu hoch angegeben und auch die Vermögensverhältniſſe der per⸗ 
ſönlichen Schuldner, Eheleute G., fälſchlicherweiſe als gute bezeichnet. Dieſe 
Aufſtellungen werden vom Ber.⸗Gericht um deswillen als unerheblich und zur 
Begründung des Klaganſpruchs nicht geeignet bezeichnet, weil daraus nicht 
die Wertloſigkeit der Hypothek, worauf es allein ankomme, zu folgern ſei; der 
Wert einer Hypothek beſtimme ſich nach dem Werte des mit derſelben belaſteten 
Grundſtücks, und dieſer ſei nach dem in der Ber.⸗Inſtanz erſtatteten Gutachten 
ſo hoch geweſen, daß durch ihn die ſtreitige Hypothek gedeckt geweſen ſei. 

Dieſer Ausführung kann in rechtlicher Hinſicht nicht beigetreten werden. 
Der Wert einer Hypothek beſtimmt ſich nicht lediglich nach dem Wert des Grund⸗ 
ſtücks, ſondern auch nach andern Verhältniſſen, die Bedeutung für die Befrie— 
digungsmöglichkeit des Gläubigers haben. Das Weſentliche für den Hyp.⸗ 
Gläubiger iſt, daß er demnächſt für ſeine durch die Hypothek geſicherte Forderung 
in Wirklichkeit auch befriedigt wird, und in der Hinſicht kommt es namentlich 
bei Hausgrundſtücken nicht ſo ſehr auf den nach dem Werte des Grund und 
Bodens und dem Gebäudewert berechneten Geſamtwert, wie derſelbe hier 
ermittelt iſt, als vielmehr auf den Verkaufswert an, der weſentlich von der Kon⸗ 
junktur beeinflußt iſt. Ferner kommt in Betracht, daß, wenn ein Grundſtück 
zur Zw.⸗Verſteigerung gebracht wird, dieſer Umſtand den Verkaufswert er⸗ 
heblich herunterdrückt, indem erfahrunggemäß bei Zwangsverkäufen unver⸗ 
hältnismäßig geringe Preiſe erzielt werden. Schon daraus folgt, daß es für 
den Wert namentlich nachſtehender Hypotheken von großer Bedeutung iſt, 
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daß die perſönlichen Schuldner ſich in geordneten Vermögensverhältniſſen 
befinden, die eine pünktliche Zinszahlung ermöglichen und eine Zw.⸗Ver⸗ 
ſteigerung unwahrſcheinlich erſcheinen laſſen. Weiterhin iſt namentlich für den 
Verkaufswert ein möglichſt hoher Mietertrag von weſentlicher Bedeutung. 

Wenn daher der Kläger von der Beklagten dadurch abſichtlich getäuſcht 
worden iſt, daß ſie ihm unrichtige Angaben über die Höhe der Mieten des be⸗ 
laſteten Grundſtücks machte und erklärte, die Eheleute G. befänden ſich in 
guten Vermögensverhältniſſen und die zu übertragende Hypothek ſei gut, 
und wenn der Kläger durch dieſe Angaben zu der Übernahme der Hypothek 
auf den Kaufpreis veranlaßt worden iſt, jo ſind dieſe Umſtände vom Ber.- 
Gericht mit Unrecht für . Anwendbarkeit des $ 826 BGB. als unerheblich 
erachtet worden. — — — 


Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 23. Febr. 1912 in der preuß. 
Sache Müller (Kl.) w. Rex (OLG. Köln). II. 212/11. 


148. Hann der Verkäufer auf Erſtattung der Speditionskoſten oder 
nur auf Befreiung von ihrer Verauslagung klagen d 
Vgl. 28 Nr. 243 m. N.; 35 Nr. 240; 38 Nr. 150; 44 Nr. 129. 
BGB. 85 448. 257; HGB. 88 407 ff. 

Unter den Parteien war ſtreitig, ob der Beklagte als Verwalter im Kon- 
kurſe über das Vermögen des Fabrikanten Kl., des Verkäufers, von dem kla- 
genden Landesfiskus, dem Käufer, die Zahlung von 684,81 4 Frachtkoſten 
für eine Sendung von Hamburg nach Dar⸗es⸗Salam ausſchließlich an ſich ver⸗ 
langen könne oder ob der Kläger dieſe Zahlung an die Spediteurfirma R. & Co. 
in Hamburg leiſten dürfe, die den Transport im Auftrage des Verkäufers für 
deſſen Rechnung übernommen hatte. Daß im Verhältnis zwiſchen dem Kläger 
als Käufer und dem Beklagten als Verkäufer dieſe Frachtkoſten den Kläger 
treffen, war unbeſtritten. Das Landgericht hatte die negative Feſtſtellungs⸗ 
klage des Fiskus zugelaſſen und in der Sache ſelbſt die beantragte Feſtſtellung 
im weſentlichen damit begründet, daß es ſich um eine Geſchäftsführung ohne 
Auftrag handle, weshalb der Beklagte nur ſeine Aufwendungen fordern könne; 
ſolche habe er aber bisher nicht gemacht, weil er inzwiſchen in Konkurs gekommen 
ſei, deshalb ſtehe ihm lediglich ein Befreiungsanſpruch zu, den er aber ausdrück⸗ 
lich ablehne, woraus ſich auch die Abweiſung der von ihm erhobenen Leiſtungs⸗ 
widerklage ergebe. — Auf die Berufung des Beklagten wurde die Feſtſtel⸗ 
lungsklage als unzuläſſig abgewieſen, weil der Beklagte Leiſtungswiderklage 
erhoben habe; im übrigen wurde die Berufung zurückgewieſen, da die Wider⸗ 
klage unbegründet ſei. Aus den Gründen: 

„— — — Dem 1. Richter kann darin nicht beigeſtimmt werden, daß es 
ſich bei dem Transport um eine ſelbſtändige Geſchäftsführung ohne Auftrag 
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gehandelt habe. Mit Recht führt der Beklagte aus, daß an ſich den Verkäufer 
nach Handelsbrauch die Verpflichtung trifft, für Verſendung der Ware an 
den Beſtimmungsort, allerdings auf Koſten des Käufers, zu ſorgen und daß 
dieſe Verpflichtung von der Rechtſprechung überall als ein Nebenbeſtandteil 
des Kaufvertrags erachtet wird (ROHG. 13, 148; 19, 245; Staub HGB. 
Exkurs zu § 382). Der Verkäufer hat regelmäßig nicht im Namen des Käufers, 
ſondern in feinem Namen den Frachtvertrag abzuſchließen (RGeEntſch. 26, 
106), wie dies hier auch gegenüber der Firma R. & Co. geſchehen ift. — — — 
Beim regelmäßigen Verlauf derartiger Geſchäfte kommt nun freilich nichts 
auf die rechtliche Konſtruktion an; denn der Verkäufer pflegt entweder die Fracht 
nachzunehmen oder beſonders in Rechnung zu ſtellen, und der Käufer bezahlt 
ſie auch letzterenfalls in der Regel, ohne ſich darum zu kümmern, ob der Fracht- 
führer oder Spediteur ſeinerſeits Zahlung vom Verkäufer erlangt habe; mit 
der Zahlung an den Verkäufer iſt das Rechtsverhältnis, ſoweit es den Kauf⸗ 
vertrag angeht, erledigt. Der Käufer kann ſich aber auch — z. B. im Intereſſe 
des Frachtführers, wie hier offenbar der Fall —, wenn er weiß, daß deſſen 
Befriedigung bisher nicht erfolgt iſt, auf den Standpunkt des 8257 BGB. 
ſtellen, daß er dem Verkäufer lediglich auf Befreiung hafte, praktiſch alſo die 
Wahl habe, die Fracht entweder dem Verkäufer oder dem Frachtführer ſelbſt 
zu bezahlen, obwohl letzterer kein unmittelbares Klagerecht gegen ihn hat. 
Daß § 257 BGB. auch auf Frachtkoſten nach $ 448 BGB. Anwendung findet, 
kann einem begründeten Bedenken angeſichts ſeines allgemeinen Inhalts 
und ſeiner Entſtehungsgeſchichte nicht unterliegen; das Reichsgericht hat 
übrigens ſchon nach altem Recht das Gleiche hinſichtlich der Anſprüche des 
Kommiſſionärs angenommen (RGentſch. 47, 125). Steht aber dem Beklagten 
lediglich dieſer Befreiungsanſpruch zu, ſo darf er nicht, wie geſchehen, ſchlechthin 
auf Zahlung klagen; es kann auch angeſichts der ganzen Streitlage nicht etwa 
auf Befreiung von Amts wegen als das mindere erkannt werden. 

Aus dieſen Darlegungen erhellt ohne weiteres, warum die Bezugnahme 
des Beklagten auf die Behandlung von Kaufverträgen zugunſten und zu 
Laſten der Konk.⸗Maſſe unrichtig iſt; es handelt ſich hier eben nicht um einen 
Anſpruch auf Kaufgeld, ſondern um einen ſolchen auf Erſatz von Aufwendungen, 
mag er auch aus dem Kaufvertrage ſtammen und mit der Kaufklage verfolgt 
werden können. Eine gegenteilige Handelsübung iſt nicht behauptet, bei der 
Eigenartigkeit des Falles auch wohl ohne weiteres ausgeſchloſſen. | 

Was dem Beklagten als Grundlage ſeines Anſpruchs vorzuſchweben 
ſcheint, wäre eine Art Selbſteintritts, ähnlich wie er beim Kaufe nach §88 400. 
406 HGB. dem Kommiſſionär offenſteht. An ſich wäre es nicht undenkbar, 
daß der Verkäufer hinſichtlich der Überſendung der Ware an den Käufer einen 
derartigen Selbſteintritt vornimmt und damit die Forderung auf die Trans⸗ 
portkoſten ſelbſt als eigene Vertragsforderung und nicht als bloßen Auslagen⸗ 
erſatz erwirbt. Allein ein derartiger Selbſteintritt hätte entſprechend den 
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Vorſchriften des § 406 HGB. ausdrücklich nach Maßgabe des § 405 HGB. als 
Selbſteintritt dem Kläger angezeigt werden müſſen, was nicht geſchehen iſt. 
Es iſt dieſer Selbſteintritt auch nicht handelsüblich, weil dadurch die Gefahr 
des Transports auf dem Verkäufer ſelbſt laſten bliebe, ohne daß er dafür eine 
beſondere Vergütung zu beanſpruchen hätte, denn er darf dem Käufer nicht 
mehr berechnen als der Frachtführer verlangt, deſſen ſich der Verkäufer be— 
dient. — — —“ a 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 6. Dez. 1912 i. S. Landesfiskus 

w. J. L. 223/12. P. 


149. Werkvertrag; unverhältnismäßiger Aufwand zur Beſeitigung 
von Mängeln. 
BGB. § 633 Abſ. 2. 

Die verklagte Firma hatte die Herſtellung einer Chauſſee übernommen 
und dabei zunächſt infolge einer unrichtigen Auskunft die ihr vertragmäßig 
obliegende Bekieſung des Sommerweges unterlaſſen; ſie verweigerte die 
nachträgliche Vornahme der Arbeit, wurde aber dazu verurteilt. Aus den 
Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Daraus, daß die nachträgliche Herſtellung der Bekieſung des Sommer— 
weges der Beklagten nicht unerhebliche Mehrkoſten verurſacht, läßt ſich ihre 
Befreiung von den Vertragspflichten nicht herleiten. Nach § 633 Abſ. 2 BGB. 
iſt der Unternehmer zwar berechtigt, die Beſeitigung eines Mangels zu ver- 
weigern, wenn ſie unverhältnismäßigen Aufwand erfordert, und es iſt, da 
die Beſtimmung eine unwirtſchaftliche Maßnahme im Intereſſe des Unter⸗ 
nehmers verhüten, nicht aber dem Beſteller jedes Recht wegen des Mangels, 
insbeſondere das der Minderung der Vergütung gemäß § 634 abſprechen 
will, davon auszugehen, daß bei Prüfung der Unverhältnismäßigkeit lediglich 
der Betrag der nunmehr zur Beſeitigung des Mangels erforderlichen Auf— 
wendungen, ohne Abzug der dem Unternehmer durch die bisherige Unter— 
laſſung der betreffenden Arbeit etwa erwachſenen Erſparnis, in Betracht zu 
ziehen iſt. Aber un verhältnismäßig i. S. des 8633 Ab}. 2 iſt der Aufwand 
nur dann, wenn der Vorteil, den die Beſeitigung des Mangels dem Beſteller 
gewährt, gegenüber dem erforderlichen Aufwand geringwertig iſt, ſo daß die 
Beſeitigung ſich nicht lohnt (vgl. RGEntſch. 66, 167). Davon kann hier nicht 
die Rede ſein. Denn auch wenn man mit der Beklagten annimmt, daß die nach- 
trägliche Bekieſung des Sommerweges 1500 % Koſten verurſacht, jo hat ſie 
doch den Wert einer beachtlichen Verbeſſerung der Chauſſee. — — — Es 
handelt ſich alſo um eine ihren beſtimmungmäßigen Gebrauch fördernde Er- 
höhung ihrer Benutzung oder Haltbarkeit, für welche die gedachte Ausgabe 
bei der Größe des ganzen Objekts, für welches ein Preis von 100 000 4 im 
Anſchlag vorgeſehen iſt, keineswegs in ſolchem Mißverhältnis zu dem zu er⸗ 
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wartenden Vorteil ſteht, daß die Maßnahme als eine aus wirtſchaftlichen 
Geſichtspunkten unvernünftige bezeichnet werden müßte.“ 
Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 31. Mai 1912 i. S. Heincke w. 
Wegeverband Neub.⸗Str. H. 205/12. Kn. 


150. Papa des Bauseigentümers, die polizeilichen Schutz— 
vorſchriften zu kennen. 
Vgl. 17 Nr. 41; auch 21 Nr. 32; 44 Nr. 266; 59 Nr. 50. 
BGB. $ 823. 

Der Ehemann der Klägerin iſt am 30. April 1911 nachts in Br. auf der 
Straße in einen vor dem Hauſe des Beklagten befindlichen Lichtſchacht geſtürzt 
und an den Folgen der hierbei erlittenen Verletzungen am 20. Mai 1911 ge- 
ſtorben. Die Klägerin klagte auf Grund der Behauptung, daß der Sturz auf die 
mangelnde Befeſtigung des über den Lichtſchacht gelegten Eiſengitters zurüd- 
zuführen ſei, auf Zahlung der Beerdigungskoſten und einer bis zum 6. Mai 
1936 zu entrichtenden jährlichen Rente. Die in 1. Inſtanz abgewieſene Klage 
wurde in 2. Inſtanz dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt; die Reviſion 
des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Das Ber.⸗Gericht hat in der unterlaſſenen Befeſtigung des über den 
Lichtſchacht gelegten Eiſengitters einen Verſtoß des Beklagten ſowohl gegen 
§ 823 Abſ. 1 BGB. als auch gegen Schutzgeſetze i. S. des $ 823 Abſ. 2 BGB. 
erblickt. Als verletzte Schutzvorſchriften hat es den § 36712 StGB., den 859 
der Straßenbaupolizeiordnung für die Stadt Br. v. 19. Juni 1909 und den $ 36 
des Ortsbauſtatuts für die Stadt Br. v. 8. Dez. 1905 bezeichnet. Der § 36 
des Ortsbauſtatuts verbietet die künftige Anbringung von Kellerlichtſchachten 
in der Oberfläche der Straßen, verlangt für die bereits vorhandenen Schachte 
innerhalb der Straßen eine derartige Abdeckung, daß eine Gefährdung des 
Publikums durch die Schachte nicht bewirkt wird, und ſchreibt ausdrücklich vor, 
daß zur Abdeckung in die Straßenoberfläche feſt eingelegte Eiſenſtäbe oder 
Gitter zu verwenden ſind, die nicht geöffnet werden können. Die Reviſion gibt 
zu, daß der Beklagte objektiv gegen den § 36 des Ortsbauſtatuts inſofern ver⸗ 
ſtoßen hat, als er das Gitter über dem Lichtſchacht, in welchen der Kläger 
hineingeſtürzt iſt, nicht befeſtigt hatte. Dieſer Verletzung eines Schutzgeſetzes 
gegenüber, die zunächſt die tatſächliche Folgerung begründet, daß ſie auf einem 
Verſchulden beruht, trifft den Beklagten die Beweislaſt, daß er von Ver— 
ſchulden frei ſei: 

JW. 1909, 134%; (8712; 1911, 98013; 1912, 390 10; Warneyer 1912 Nr. 21. 
Die Reviſion hat in dieſer Beziehung geltend gemacht, daß der Beklagte von 
dem Inhalt des § 36 des Ortsbauſtatuts keine Kenntnis gehabt habe und 
ſolche Anordnungen auch nicht zu kennen brauche. — — — Dieſen Ausführungen 
kann nicht beigetreten werden. 
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Jeder Hauseigentümer iſt verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß ſein Grund— 
ſtück und die in ſeinem Intereſſe hergeſtellten Anlagen dauernd ſich in einem 
den ſicherheitspolizeilichen Vorſchriften entſprechenden Zuſtande befinden. 
Er muß daher auch Vorſorge treffen, daß er von dem Erlaß neuer polizeilicher 
Vorſchriften, welche Anderungen an den Anlagen ſeines Grundſtücks oder 
ſonſtige Maßnahmen erforderlich machen, rechtzeitig Kenntnis erlangt. Welche 
Mittel er hierfür benutzen will, bleibt ihm überlaſſen. Er kann ſich jedenfalls, 
wenn ihm polizeiliche Anordnungen unbekannt geblieben ſind, nicht mit ge— 
ſchäftlicher Ungewandtheit, niedrigem Bildungsgrad, Zeitmangel oder andern 
in ſeiner Perſon liegenden Gründen entſchuldigen. Denn die Beobachtung 
der im allgemeinen Intereſſe erlaſſenen Sicherheitsvorſchriften muß von allen 
Grundſtückseigentümern in gleicher Weiſe und ohne Abſtufung nach den per— 
ſönlichen Verhältniſſen und Fähigkeiten der einzelnen Eigentümer verlangt 
werden. Ein Recht der Eigentümer auf einen von der Polizeibehörde an jeden 
einzelnen von ihnen zu erlaſſenden beſonderen Hinweis auf die ihn betreffenden 
neuen Vorſchriften beſteht nicht, es genügt vielmehr die ordnungmäßige Be— 
kanntmachung der erlaſſenen Vorſchriften, um jeden von ihnen Betroffenen 
zur Befolgung derſelben zu verpflichten. Die Nichtkenntnis des § 36 des Orts— 
bauſtatuts auf ſeiten des Beklagten kann hiernach nicht als entſchuldigt gelten. 

Das Ortsbauſtatut iſt nach der unangefochtenen Feſtſtellung des Ber. 
Gerichts ordnungmäßig bekanntgemacht, war auch zur Zeit des Unfalls bereits 
über fünf Jahre in Geltung. Der Beklagte hätte, wenn er die amtlichen Publi⸗ 
kationsorgane nicht halten wollte, durch Benutzung der Einrichtungen eines 
Hausbeſitzervereins, durch Nachfragen bei der Polizei oder in ſonſtiger Weiſe 
Kenntnis von dem Erlaß des Ortsbauſtatuts erlangen können und ſich ver— 
gewiſſern müſſen, inwieweit danach Anderungen an ſeinen Anlagen erfor— 
derlich waren. Der Hinweis darauf, daß das erſtinſtanzliche Gericht und die 
Prozeßbevollmächtigten von dem Ortsbauſtatut keine Kenntnis gehabt haben, 
vermag ihn nicht zu entſchuldigen. Das Landgericht war verpflichtet, das 
Ortsſtatut zu kennen und die Anwendbarkeit ſeiner Vorſchriften auf den vor— 
liegenden Fall zu prüfen. Sofern die Nichtanwendung auf einer Unkenntnis 
des Ortsbauſtatuts auf ſeiten der Richter beruhen ſollte, würde dies nach 
Lage der Sache nur darauf beruhen können, daß das Gericht verabſäumt hat, 
ſich die Kenntnis von den in Betracht kommenden Rechtsnormen zu ver— 
ſchaffen. Der Beklagte könnte ſich zu ſeiner Entſchuldigung hierauf nicht 
berufen. Ebenſowenig iſt die Unkenntnis andrer Perſonen, insbeſondere 
andrer Hauseigentümer, ein Entſchuldigungsgrund für die Unkenntnis des 
Beklagten. Soweit dieſe Perſonen zur Kenntnis des Statuts verpflichtet 
waren, würde ihre Unkenntnis unentſchuldigt fein und ſie für die daraus ent— 
ſtehenden Folgen verantwortlich machen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der braunſchw. 

Sache Ludewig (Bkl.) w. Bockelmann (OLG. Braunſchweig). VI. 450/12. 
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151. Für Amtspflichtverletzungen eines Dolfsfchullehrers haftet in 
Preußen der Staat. 
(Vgl. 64 Nr. 8.) 
BGB. 8 839; EinfG. Art. 77; preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909 &1. 

Gründe eines Beſchluſſes, durch das dem Kläger das Armenrecht für 
die Ber.⸗Inſtanz entzogen wurde: 

„Die vom Kläger gegen den Beklagten, einen von der Kgl. Regierung 
zu C. für den Geſamtſchulverband R. angeſtellten Volksſchullehrer, er— 
hobenen Anſprüche aus dem Unfall, den Kläger am 26. Aug. 1911 erlitten hat, 
werden ie darauf geſtützt, daß der Beklagte die ihm obliegende Auf⸗ 
rechtlich ſowohl gemäß § 823 Abſ. 1 wie gemäß § 839 BGB. begründet. Da 
dem Beklagten auch bei Anwendung des § 823 die Schutzvorſchrift in Abſ. 1 
Satz 2 8 839 zur Seite ſteht, 

RGeEntſch. 74, 252; Komm. von RGRäten S. 695 Bem. 6 zu § 839; Staudinger ?“. 

Bem. 7 b zu $ 839 S. 1823 und Bem. 3 S. 1813, 
iſt in jedem Falle erheblich, ob eine Haftpflicht des Staates für die Amtspflicht⸗ 
verletzungen eines Volksſchullehrers auf Grund des preuß. Geſ. v. 1. Aug. 
1909 (GS. 691) beſteht. 

Das Geſetz hat dieſe Frage nicht ausdrücklich geregelt, iſt vielmehr Nach 
lebhaften Kämpfen unter Streichung einer beſonderen, die Lehrer eines 
Schulverbandes betreffenden Beſtimmung des Regierungsentwurfs (8 5) 
zuſtandegekommen. Über die Rechtsfolgen der Streichung dieſer Vorſchrift iſt 
ſchon im Landtage geſtritten. Zutreffend erſcheint die Anſicht, daß das Geſetz 
auch auf die Volksſchullehrer Anwendung findet, wenn ſie nach ihrer ſtaats— 
rechtlichen Stellung als „unmittelbare Staatsbeamte“ (§ 1) oder als „für den 
Dienſt eines Kommunalverbandes angeſtellte Beamte“ (§ ) anzuſehen ſind. 
Dieſe Auffaſſung iſt in der Entſcheidung des RG. v. 5. Nov. 1912, III. 186/12 
(RCEntſch. 80, 338 ff.) ausführlich und überzeugend begründet. Entſchieden 
iſt allerdings dort nur, daß die Lehrer eines Schulverbandes in Preußen jeden⸗ 
falls nicht als für den Dienſt eines Kommunalverbandes angeſtellte Beamte 
($ 4) angeſehen werden können. Zu entſcheiden iſt vorliegend daher nur noch, 
ob die Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen in Preußen unmittelbare Staats- 
beamte ſeien und ob deshalb der Staat gemäß § 1 des gen. Geſetzes für deren 
Amtspflichtverletzungen für haftbar zu erklären jei. 

In Übereinſtimmung mit den auch dieſe Frage treffenden Ausführungen 
des bezeichneten RG.⸗Urteils und mit der von Anſchütz auch in ſeinem Komm. 
zur preuß. Verfaſſungsurkunde S. 418 ff. dargelegten Anſicht iſt der Senat 
zu der Überzeugung gelangt, daß dieſe Frage zu bejahen iſt. Hervorgehoben 
ſei nur folgendes: Mit Recht ſtellt Anſchütz an die Spitze ſeiner Begründung 
(S. 425) den Satz, daß die Lehrer nur entweder Beamte des Staates oder ihres 
Schulverbandes ſein können, daß ein Drittes nicht gegeben und daß insbeſondere 

C eufferts Arch'v 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 7. 20 
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der Begriff des „mittelbaren Staatsbeamten ſchlechthin, der aber auch keines 
eigenen Gemeinweſens unmittelbares Organ iſt“, abzulehnen ſei. Weſſen 
unmittelbarer Beamter der Lehrer nun iſt, ob des Staates oder des Schul— 
verbandes, entſcheidet ſich nach Rechtslehre und Rechtſprechung ſei es nach 
dem Anſtellungsakt ſei es nach dem Charakter der ihm anvertrauten Amts— 
befugnis. Die Anſtellung erfolgt unmittelbar durch die Schulaufſichtsbehörde, 
alſo durch den Staat (§ 59 Abſ. 3 Satz 1 preuß. SchulllG. v. 28. Juli 1906; 
Art. 24 Abſ. 3 Satz 2 Verf.⸗Urk.); allerdings erfolgt ſie ‚für den Schulverband“ 
(8 59 Abſ. 3 Schulll G.), dies iſt aber rein lokal zu verſtehen und bedeutet nur 
die Zuweiſung eines Wirkungskreiſes. Kraft ſtaatlichen Auftrags übt der 
Lehrer eine Tätigkeit aus, die als Staatsaufgabe anzuſehen iſt; die von ihm 
zu erledigenden Dienſtgeſchäfte ſind nicht ſolche, die dem Schulverband ob— 
liegen. Auf das Verhalten und die Dienſtführung des Lehrers hat eder Schul— 
verband trotz der ihm obliegenden Schulunterhaltungslaſt keinerlei Einfluß. 
Es iſt daher auch nicht erkennbar, inwiefern die ſtaatsrechtliche Stellung des 
Lehrers im Staate durch das Beſtehen des Schulverbandes, zu dem er dienſt— 
lich in keiner Beziehung ſteht, beeinflußt ſein ſollte. Der Lehrer einer öffent— 
lichen Volksſchule ſteht alſo in unmittelbarer Verbindung mit dem Staate; 
er iſt unmittelbarer Staatsbeamter. | 
Iſt hiernach eine Haftung des Staates für die Amtspflichtverletzung des 
Beklagten auf Grund des § 1 Geſ. v. 1. Aug. 1909 gegeben, jo entfällt für den 
Kläger die rechtliche Möglichkeit, den Beklagten ſelbſt in Anſpruch zu nehmen.“ 
Beſchluß des OLG. zu Kaſſel (2. Sen.) v. 10. April 1913 i. S. Wagner 
w. Heſſe. 2 C. 211/12. Mt. 


152. Haftung für das Scheuwerden von Pferden durch Dorüberfahren 
eines Kraftfahrzeugs. 
Vgl. 67 Nr. 201 m. N.; 68 Nr. 12. 82. 
Kraft G. §§ 7. 9; BGB. § 254. 

Das mit zwei jungen Pferden beſpannte Fuhrwerk (Viktoriawagen) des 
Klägers wurde von einem Poſtauto überholt, das von dem Werkſtätteleiter R. 
geführt war und ſehr raſch fuhr. Die Pferde des Klägers wurden unruhig 
und gingen in eine anſtoßende, tiefer gelegene Wieſe durch. Hierbei 
wurde der Kläger verletzt. Er machte mit Erfolg den Poſtfiskus haftbar.. 
Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„— — — Zu Unrecht beſtreitet der Poſtfiskus den urſächlichen Zuſammen— 
hang zwiſchen der Betriebstätigkeit feines Kraftſahrzeugs und dem Unfall, den 
der Kläger erlitten hat. Er iſt anſcheinend der Meinung, ein Schadenerjab- 
anſpruch des Klägers ſei ausgeſchloſſen, weil der Unfall nicht durch eine körper 
liche Berührung mit dem Fahrzeug herbeigeführt ſei. Allein ‚bei dem Betrieb 
erfolgt“ iſt jede Körperverletzung, die in einem, ſei es unmittelbaren oder mittel— 
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baren, urſächlichen Zuſammenhange mit den dem Kraftfahrzeugbetrieb eigen— 
tümlichen Gefahren ſteht und auf dieſe als ihren Entſtehungsgrund zurüd- 
zuführen iſt. Es genügt daher, wenn der Unfall ohne Berührung des Ver— 
letzten mit dem Fahrzeug durch Vermittelung einer von der Betriebsurſache 
in Bewegung geſetzten Zwiſchenurſache herbeigeführt wird, z. B. wenn ein 
Pferd durch das ſtarke Geräuſch der Maſchine oder deren raſches Heranfahren 
ſcheu wird und den Inſaſſen des Wagens, der herabgeſprungen war, um das 
Pferd zu beruhigen, auf die Seite reißt und verletzt. 

Vgl. die Komm. zum KraftF G. von Eger 84—88; Hoepfel 91—94 und die dortigen 

Anführungen. 

Nun kann allerdings nach dem Geſetze (§7 Abſ. 2) der Halter des Fahr⸗ 
zeugs durch den Nachweis, daß der Unfall auf das Verhalten eines Tieres, 
alſo z. B. auf das Scheuen und Durchgehen eines Pferdes zurückzuführen iſt, 
ſeine Erſatzpflicht abwenden, jedoch nur dann, wenn ihm auch der weitere 
Nachweis gelingt, daß ſowohl er als der Führer des Fahrzeugs jede nach den 
Umſtänden des Falles gebotene Sorgfalt beobachtet haben. Es kann dahin— 
geſtellt bleiben, ob in dem Verhalten der Pferde des Klägers ein unabwend— 
bares Ereignis i. S. der genannten Geſetzesſtelle erblickt werden kann. Denn 
es ſteht jeſt, daß jedenfalls der Führer R. die nach Lage der Sache notwen— 
dige Vorſicht nicht angewendet hat. Entgegen der Vorſchrift in § 20 der 
Bekanntm. des Bundesrats v. 3. Febr. 1910 (RG Bl. 389) hat er nicht nur 
nicht rechtzeitig angehalten als er bemerkte, daß die Pferde des Klägers die 
Köpfe hochhoben und trippelten und ein Mann vom Bock herunterſtieg und 
die Pferde vorne faßte, und obwohl ihm bei Anwendung der gebotenen Auf— 
merkſamkeit auch nicht entgehen konnte, daß noch ein zweiter Mann eilig 
den Wagen verließ und ſich mit den Pferden beſchäftigte, ſondern trotz dieſer 
zu beſonderer Vorſicht mahnenden Wahrnehmung iſt er weiter gefahren, 
und zwar mit einer Geſchwindigkeit von 20 km in der Stunde, alſo jedenfalls 
nicht jo langſam, als ihm unter den obwaltenden Verhältniſſen durch die 88 18 
und 20 der Bekanntm. vorgeſchrieben war. 

Das Ber.⸗Gericht trägt auch kein Bedenken anzunehmen, daß der Unfall 
dadurch verurſacht worden iſt, daß R. unter Nichtbeachtung der angeführten 
Vorſchriften nicht anhielt, vielmehr mit übermäßiger Geſchwindigkeit an das 
Gefährt des Klägers heran und an demſelben vorüberfuhr. Nach menſchlicher 
Berechnung wären die Pferde des Klägers nicht geſcheut und durchgegangen, 
wenn der Führer des Kraftfahrzeugs dieſes zum Halten gebracht und den 
Motor außer Tätigkeit geſetzt hätte oder wenn er wenigſtens langſam und vor- 
ſichtig an das Fuhrwerk des Klägers herangefahren wäre. Denn ſie ſind offen— 
ſichtlich, da ſie an den Automobilbetrieb noch nicht gewöhnt waren, durch das 
raſche und geräuſchvolle Heranfahren des Poſtautomobils erregt geworden und 
konnten, als es mit großer Geſchwindigkeit auch an ihnen vorüberfuhr, trotz 
aller Bemühungen des Klägers nicht mehr gehalten werden. — — — 

5 20 


276 153. Perſönliche Dienſtbarkeiten. 


Die Ausführungen des LG. über die Anwendbarkeit des §9 Kraft FG. 
können nur zum Teil gebilligt werden. Zutreffend hat es allerdings ein mit- 
wirkendes Verſchulden des Klägers nicht darin erblickt, daß er mit ſeinen an 
den Anblick von Automobilen noch nicht vollſtändig gewöhnten Pferden die 
fragliche Straße befuhr, zumal da ja auf ihr kein beſonders reger Automobil— 
verkehr herrſcht; 

vgl. Eger a. a. O. 217. 218 mit Anführungen und Urt. des OLG. München 

v. 29. März 1909, Seuff Bl. 75, 222 f. 

Mit Recht iſt auch im Hinblick auf die Gutachten der Sachverſtändigen die Art 
und Weiſe des Verſuchs, die ordnungmäßig gezäumten Pferde vor dem heran— 
nahenden Automobil zu beruhigen, dem Kläger angeſichts des raſchen und un— 
vermuteten Herankommens des Automobils nicht als ein Verſchulden i. S. 
des §9 angerechnet worden. Nicht beizutreten vermag aber das Ber. Gericht 
der Annahme, daß der Kläger infolge eigenen Verſchuldens von dem Automobil 
überraſcht und dadurch zu ſeinem überſtürzten Handeln gezwungen worden 
jei. — — — Selbſt wenn ſich aber ein ſachwidriges Handeln des Klägers 
konſtruieren ließe, jo wäre zu beachten, daß er eben infolge der gefahrdrohenden 
Nähe des Kraftfahrzeugs Ruhe und Überlegung verloren hat; dadurch wird 
aber das Vorliegen von Fahrläſſigkeit ausgeſchloſſen (Eger 208 und Hoepfel 
181). Wenn der Kläger in dieſem Zuſtand der Beſtürzung nicht daran gedacht 
hat, dem Führer des Automobils ein Zeichen zum Halten zu geben, ſo kann 
ihm das gleichfalls nicht als Verſchulden zugerechnet werden, um ſo weniger 
als R., da er die gefährliche Situation rechtzeitig erkannt hatte, auch ohne 
Zeichen hätte anhalten müſſen. — — —“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 29. Nov. 1912 i. S. K. w. Poſt⸗ 

fiskus. L. 654/12. P. 


153. Ausbeutung von Bodenbeſtandteilen außerhalb des Bergrechts 
als perſönliche Dienſtbarkeit, nach früherem gemeinen und baperiſchen 
Recht. 

Vgl. 9 Nr. 10; 17 Nr. 118; 22 Nr. 18; 29 Nr. 111; auch 36 Nr. 108 und 41 Nr. 173 
m. N.; 42 Nr. 18. 

BGB. $ 1090; EinfG. Art. 184. 

Durch notariellen Vertrag v. 10. Juli 1882 war dem Bauunternehmer 
Peter W. von mehreren Grundſtücksbeſitzern das Recht eingeräumt worden, 
auf ihren Grundſtücken den vorhandenen Spatſtein für ſich auszubeuten und 
zu verwerten. Der Vertrag war als Dienſtbarkeitsvertrag bezeichnet und zu— 
gleich für die Nachfolger im Beſitz der Grundſtücke und auf Seiten des W. als 
veräußerlich und vererblich abgeſchloſſen worden. W. trat dieſes Recht im 
Jahr 1889 an St. ab, das Recht wie die Abtretung wurden im Hypothefen- 
buch eingetragen, die Eintragungen gingen auch ins Grundbuch über. Als im 
Jahr 1912 die Erben des St. das Ausbeuterecht an einem der Grundſtücke 
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weiter verkauften und beantragt wurde, den Übergang im Grundbuch einzu⸗ 
perſönliche Dienſtbarkeiten nach dem zufolge Art. 184 Einfch. z. BGB. maß⸗ 
gebenden bayeriſchen Landrecht unübertragbar ſeien. Die Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen, dagegen wurde die weitere Beſchwerde als begründet befunden. 
— Aus den Gründen: 

„Die Rechtsauffaſſung der Vorinſtanzen wäre gerechtfertigt, wenn das 
reine römiſche Recht zur Anwendung gebracht werden müßte. Die römiſche 
Servitutenlehre hat aber im deutſchen Recht weſentliche Anderungen erfahren. 
Das deutſche Recht erkannte im weiteſten Umfange die Möglichkeit an, den 
Inhalt einer Grunddienſtbarkeit als Perſonalſervitut (ſog. irreguläre Servitut 
des römiſchen Rechts) zu beſtellen; es ließ überdies in mannigfacher Anwen⸗ 
dung zu, derartige Dienſtbarkeiten als veräußerliche und vererbliche Rechte 
zu begründen. Dieſe Rechtsentwicklung iſt für das Gebiet des gemeinen Rechts 
im Anſchluß an die frühere oberrichterliche Rechtſprechung, 

SeuffBl. 8, 144; 13, 159; 27, 378; SeuffA. 8 Nr. 113; 15 Nr. 205; 16 Nr. 176; 

21 Nr. 95; 22 Nr. 210; 23 Nr. 112; 36 Nr. 108; 42 Nr. 18, 
auch vom Reichsgericht ſtändig anerkannt worden, 

Entſch. 4, 131 (SeuffA. 37 Nr. 9); 7, 164; 8, 207; 54, 246; 59, 289; 64, 165; 

JW. 1907, 326%, 

Insbeſondere iſt in der Entſcheidung v. 17. Dez. 1904 (Entſch. 59, 289) ein⸗ 
gehend dargelegt, daß Gerechtſame, die die Ausbeutung der nicht unter das 
Bergrecht fallenden Bodenbeſtandteile zum Gegenſtand haben, als veräußer⸗ 
liche und vererbliche Perſonalſervituten begründet werden und nur in dieſer 
Form ihren wirtſchaftlichen Zweck erfüllen können. Auch für das Gebiet des 
bayer. Rechts iſt die Begründung veräußerlicher und vererblicher Ausbeute⸗ 
rechte oberſtrichterlich, wenn auch unter verſchiedenen Geſichtspunkten ſtändig 
für zuläſſig erklärt worden (Seuff Bl. 29, 237). Ebenſo hat eine Umfrage bei 
einer größeren Anzahl von Amtsgerichten im ehemaligen Rechtsgebiet des 
bayer. Landrechts ergeben, daß derartige veräußerliche und vererbliche Aus⸗ 
beuterechte unbeanſtandet in das Hypothekenbuch eingetragen worden und die 
Eintragungen in das Grundbuch übergegangen ſind. 

Dieſe Rechtſprechung und Rechtsübung ſteht mit den Beſtimmungen des 
bayer. Landrechts im Einklang. — — — 

Es beſteht ſohin kein Grund, die Übertragbarkeit der von den St.ſchen 
Erben veräußerten Berechtigungen zu beanftanden. — — —“ 


Beſchluß des Oberſten LG. für Bayern (1. Sen.) v. 10. 5 1912. 
Reg. III. 73/12. Bay. Ob LGZ. 13, 732. 
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154. Fur Übernahme von Hypotheken auf den Kaufpreis bedarf der 
Inhaber der elterlichen Gewalt der Genehmigung des Dormundfchafts- 
gerichts. 

Vgl. 57 Nr. 245; 65 Nr. 12. 

BGB. 88 1643. 18214 182210, 

Durch notariellen Vertrag v. 5. Aug. 1907 kaufte der Vater der damals 
ſämtlich noch minderjährigen Kläger, als deren geſetzlicher Vertreter, vom 
Beklagten ein Wohnhaus für 4500 und übernahm in Anrechnung auf den 
Kaufpreis 4000 „ auf dem Hauſe laſtende Hypotheken. Im Oktober 1909 
wurde das Haus, bevor der Beklagte es an die Kläger aufgelaſſen hatte, zwang— 
weiſe verſteigert. Die Kläger verlangten 609,31. Schadenerſatz, weil der 
Beklagte das Haus trotz wiederholter Aufforderung nicht an ſie aufgelaſſen 
habe. — Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen, weil die Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts zu dem Vertrage fehle. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Genehmigung des Vorm. Gerichts war zur Wirkſamkeit des Ver— 
trags erforderlich. 

Nach §§ 1643 Abſ. 1, 18217 BGB. bedarf der Vater zwar zum entgelt— 
geltlichen Erwerb eines Grundſtücks nicht der Genehmigung des Vorm.“ 
Gerichts. In der gleichzeitigen Übernahme von Hypotheken, die auf dem zu 
erwerbenden Grundſtück laſten, liegt aber die Übernahme einer fremden Ver⸗ 
bindlichkeit, und dafür iſt nach den §§ 1643 Abſ. 1, 182210 BGB. die Geneh⸗ 
migung des Vorm.⸗Gerichts erforderlich. — — — Der geſetzgeberiſche Grund 
für die die Befugniſſe des Vaters einſchränkende Vorſchrift des § 182210 BGB. 
beruht in der Gefährlichkeit ſolcher Geſchäfte, die nicht in einem Vermögens— 
umſatz beſtehen, ſondern eine perſönliche Haftung des Kindes, wenn auch nur 
mit einem Teil ſeines Vermögens herbeiführen (Motive 4, 1144). Dieſer 
Grund wird durch den Umſtand nicht aufgehoben, daß, wie im vorliegenden 
Fall, die Haftung des Kindes durch ein Rechtsgeſchäft begründet wird, das 
zugleich dem Vermögensumſatz dient. Die Vorſchriften, die eine Genehmigung 
des Vorm.⸗Gerichts feſtſetzen, ſollen dem Schutz und der Erhaltung des Kindes— 
vermögens dienen. Dieſes nach dem Willen des Geſetzgebers zu ſchützende 
Intereſſe iſt zu hoch zu bewerten, als daß es durch die etwa gegebene Mög— 
lichkeit, daß dem Kind in Einzelfällen gewinnbringende Geſchäfte entgehen 
könnten, ausgeglichen und behoben werden dürfte. Deshalb müſſen die dem 
Vater und Vormund auferlegten Beſchränkungen ihrer Vertretungsbefugnis 
ſtreng durchgeführt werden, beſonders aber gilt das für die Vertretungsmacht 
des Vaters, weil die dem Vorm.⸗Gericht ihm gegenüber zuſtehende Aufficht 
ohnehin viel beſchränkter iſt als deſſen Aufſichtsrechte über den Vormund 
(vgl. §§ 1643. 1821. 1822 BGB.). Der Vertrag bedurfte alſo, ſoweit er die 
uͤbernahme einer fremden Verbindlichkeit enthält, der Genehmigung des 
Vorm.-Gerichts. Da hiernach aber weſentliche Beſtandteile des Vertrags 
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ſolcher Genehmigung bedürftig waren, ſo iſt beim Fehlen dieſer Genehmigung 
der ganze Vertrag unwirkſam. 
Dpet-Blume zu BGB. $ 1643 A. 3a; Baydberſtè G. v. 10. Juli 1903 in SeuffBl. 

69, 99 und 30. Dez. 1903 in RIA. 4, 82 und KGJ. 27 A. 290; KG. in KGJ. 

28 A. 6; OLG. Dresden in SächſArch. 1909, 236; Warneyer 1909, 189; Stau⸗ 

dinger “s. § 1643 Anm. II. 1 und 9; Turnau Förster Liegenfchaftsr.? 224. — 

A. M. nur Fuchs⸗Arnheim Grundbuchr. 2 Anm. 19 zu § 30 GBO. 

Gegen die hier vertretene Anſicht ſprechen auch nicht die Gründe, die vom 
Reichsgericht in der Entſcheidung v. 8. Juli 1908 (Entſch. 69, 177 ff.) dafür 
angeführt ſind, daß der in Gütergemeinſchaft lebende Ehemann bei Erwerb 
eines Grundſtücks zum Geſamtgut an dieſem ohne Zuſtimmung der Frau 
für den Erwerbspreis eine Hypothek beſtellen kann. Zwar iſt es praktiſch be⸗ 
deutunglos, ob es ſich um die Neubeſtellung einer Reſtkaufgeldhypothek oder 
um die Übernahme ſchon beſtehender Hypotheken in Anrechnung auf den 
Kaufpreis handelt. Denn wirtſchaftlich find beide Geſchäfte gleich. — — — 
Aber der vom RG. beurteilte Fall unterſcheidet ſich vom vorliegenden dadurch 
weſentlich, daß es ſich dort um die Beziehungen des Ehemannes zum Geſamt⸗ 
gut, hier um die des Vaters zum Kindesvermögen handelt. Der Ehemann hat 
nach §§ 1413 ff. BGB. in der Verwaltung des Geſamtguts im allgemeinen 
freie Hand, die wenigen ihm auferlegten Beſchränkungen dienen dem Schutz 
des ſchon vorhandenen Grundſtocks des unbeweglichen Geſamtguts (§ 1445 
BGB.), des Geſamtguts im ganzen ($ 1444) und des Geſamtguts gegen Be— 
einträchtigungen durch Schenkungen (§ 1446). Schulden, auch dingliche Be⸗ 
laſtungen mit zu erwerbenden Grundſtücken mitzuübernehmen, wäre der Mann 
keinesfalls gehindert (RGEntſch. 69, 181). Ganz anders iſt der Vater bei der 
Verwaltung des Kindesvermögens geſtellt. Seine Abhängigkeit von der Auf⸗ 
ſicht und dem Genehmigungsrecht des Vorm.-Gerichts iſt nach § 1643 zwar ge⸗ 
ringer als die des Vormunds, aber doch bei weitem größer als die Gebunden- 
heit des Mannes an die Einwilligung der Frau. Das iſt daraus zu erklären, 
daß die Frau ſich regelmäßig über die geſchäftlichen Unternehmungen ihres 
Mannes unſchwer wird unterrichten und, wenn ihre Rechte dadurch gefährdet 
werden, ſich durch die ihr vom Geſetz gegebenen Sicherungsmittel gegen Schaden 
wird ſchützen können, während das Vorm.⸗Gericht von den Geſchäften, die der 
Vater für die Kinder unternimmt, in der Regel nur Kenntnis erlangt, wenn der 
Vater ihm davon Mitteilung macht. Deshalb darf auch der Vater, wie ſchon 
erörtert, nach 88 1643. 182210 fremde Schulden, alſo auch Hyp.⸗Schulden 
nicht übernehmen. Gerade daß der Mann ohne Zuſtimmung der Frau dieſe 
Befugnis hatte, war aber einer der Gründe, weswegen das RG. auch die Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek durch den Mann für nicht genehmigungsbedürftig 
erklärte. Da aber der Vater dieſe Befugnis nicht hat, ſo beſteht hier gerade wegen 
der wirtſchaftlichen Gleichartigkeit der Neubeſtellung einer Kaufgelderhypothek 
und ihrer Übernahme umgekehrt auch für die Beſtellung der Kaufgelder⸗ 
Hypothek, alſo für beide Rechtsgeſchäfte die Genehmigungspflicht. 
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So im Ergebnis Oberſts G. München v. 10. Juli 1903 und 30. Dez. 1903; KG. 
v. 25. Jan. 1906 in RIM. 7, 131 ff.; OLG. Darmſtadt v. 8. Sept. 1909 in 
Seuff A. 65 Nr. 12; Staudinger we Anm. II. 2 und 9 zu $ 1643 BGB.; Opet-⸗ 
Blume Ben. 3a zu $ 1643 BGB.; Planck BGB.? Bem. III. a zu $ 1643. 

Andrer Anſicht: Komm. von RGRäten zu $ 1643 Anm. 1; Dernburg B. R.“ 
4, 285 Anm. 4; Güthe GBO. 1583 N. 2 a; KG. v. 14. April 1902 in Johow 
24 A. 103; LG. Tilſit in Zentralbl. f. FGG. 2, 271; Fuchs⸗Arnheim Bd. 2 
Anm. 19 zu 5 30 GBO.; LG. Colmar v. 13. März 1910 in ElſLothr JZ. 35, 
380; OLG. Colmar v. 14. Okt. und 23. Dez. 1907 daſ. 32, 627; 33, 93. 
Der Vertrag iſt aber vom Vorm. Gericht vor der Zw.⸗Verſteigerung nicht 
genehmigt worden.“ 

Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 6. Juni 1912. 2 U. 38/12. 

F—e. 


155. Recht des Teſtamentsvollſtreckers zur Beſchwerde über die 
Ablehnung der Einziehung eines Erbſcheins. 
Val. 49 Nr. 258. 
BGB. 88 2361 ff., 2205 ff. 

Das Teſtament des Erblaſſers enthielt eine Reihe von Zuwendungen 
an ſeine Schweſter, deren Kinder, andre Perſonen, Vereine, Stiftungen ꝛc., 
und zum Schluß die Beſtimmung, daß alles was übrig bleibe, zu frommen und 
wohltätigen Stiftungen verwendet werden ſolle. Verſchiedene Geiſtliche 
waren als Teſt.⸗Vollſtrecker vorgeſchlagen, von denen auf Grund der Nachlaß— 
verhandlung vor dem Amtsgericht der Pfarrer K. in T. als Teſt.⸗Vollſtrecker 
beſtellt wurde. Es wurde dabei feſtgeſtellt, daß die Schweſter des Erblaſſers 
als geſetzliche Erbin in Betracht komme, worauf dieſe erklärte, ſie nehme als 
geſetzliche Erbin die Erbſchaft an, ſie erkenne alle übrigen Verfügungen des 
Teſtaments an, behalte ſich aber bezüglich der erwähnten Schlußbeſtimmung 
noch eine Erklärung vor. Auf ihren Antrag erhielt ſie einen Erbſchein, worin 
ſie als ausſchließliche Erbin bezeichnet wurde. — Der Teſt. Vollſtrecker bean⸗ 
tragte, den Erbſchein aufzuheben, weil teſtamentariſche Erben vorhanden 
ſeien. Der Antrag wurde vom AG. abgelehnt, die Beſchwerde und auch die 
weitere Beſchwerde des Teſt.⸗Vollſtreckers wurden als unbegründet zurüd- 
gewieſen. Zu der Frage, ob eine Beſchwerdeberechtigung des Teſt.⸗Voll⸗ 
ſtreckers anzuerkennen ſei, wird in den Gründen des letzten Beſchluſſes aus⸗ 
geführt: 

„— — — In der Rechtſprechung (KGJahrb. 22, 56; 26, 62 und RIA. 2, 
163) wie in der Rechtslehre (Planck BGB.? Erl. 4g zu § 2353; Dernburg 
B. R.s 5, 453) wird die Anſicht vertreten, daß der Teſt.-Vollſtrecker zum Antrag 
auf Erteilung eines Erbſcheins berechtigt ſei. Steht ihm dieſe Befugnis zu, 
ſo iſt er auch zum Antrag auf Einziehung eines ſeiner Meinung nach unrichtigen 
Erbſcheins berechtigt (8 2361 BGB.) und ſteht ihm gegen die ablehnende Ent⸗ 
ſcheidung das Beſchwerderecht zu. Die Frage, ob der Teſt.Vollſtrecker zum 
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Antrag auf Erteilung eines Erbſcheins berechtigt ſei, kann jedoch dahingeſtellt 
bleiben. Denn ſeine Legitimation zur Einlegung der Beſchwerde und der 
weiteren Beſchwerde gegen den die Einziehung eines unrichtigen Erbſcheins 
ablehnenden Beſchluß ergibt ſich ſchon daraus, daß er nach § 2364 Abſ. 2 be⸗ 
rechtigt iſt, von dem Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins deſſen Herausgabe 
an das Nachlaßgericht zu verlangen (§ 2362 Abſ. 2). Damit iſt ein privatrecht⸗ 
licher Anſpruch des Teſt. Vollſtreckers anerkannt, daß der Beſitzer eines un 
richtigen Erbſcheins dieſen an das Nachlaßgericht herausgibt; es iſt alſo an⸗ 
erkannt, daß ſein Recht verletzt wird, wenn ein unrichtiger Erbſchein erteilt iſt. 
Hieran ändert nichts, daß in $ 2364 der $ 2361 nicht erwähnt iſt, denn das hat 
feinen Grund offenbar darin, daß der § 2361 nur die von Amts wegen zu be- 
wirkende Einziehung eines unrichtigen Erbſcheins BEIM, der $2364 aber 
einen privatrechtlichen Anſpruch gewährt. — — — 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 21. Dez. 1912. 

Reg. III. 95/12. Bay Ob G3. 13, 743. 

156. Vertragmäßige Erweiterung der NRügefrift beim Weiterverkauf 
über See* Abmachung, daß Sachverſtändige am Beſtimmungsort 
etwaige Mängel bindend feititellen ſollen. 

Vgl. 45 Nr. 205; auch oben Nr. 85 m. N. 

HGB. 8 377. — HGB. $ 346; BGB. 8 157. 

Die klagende Firma hatte von der Beklagten eine Partie Unterjacken 
gekauft, welche ſie nach Habana weiterlieferte. Von ihrem dortigen Abnehmer 
wurde die Ware wegen unrichtiger Legung und Sortierung zur Verfügung 
geſtellt. Die Klägerin, die inzwiſchen den Kaufpreis bezahlt hatte, gab dieſe 
Mängelrüge an die Beklagte weiter, ſtellte die Ware zur Verfügung und ver⸗ 
langte auf Grund eines Gutachtens zweier vom deutſchen Konſul in Habana 
ernannten Sachverſtändigen Rückzahlung des Kaufpreiſes nebſt Zinſen und 
Unkoſten ſowie Vergütung von 400 % entgangenen Gewinns. — Der Klag⸗ 
anſpruch wurde dem Grunde nach für berechtigt erklärt und die Berufung 
der Beklagten zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„In dem Beſtellungsauftrage, den die Beklagte angenommen hat, iſt 
angegeben, daß es ſich um Ausfuhrgut handle und daß die Ware nach Hamburg⸗ 
Freihafen zur Ausfuhr über See nach außerdeutſchen Ländern zu ſenden ſei: 
ferner iſt beſtimmt, daß als Ort der Ablieferung und Unterſuchung i. S. des 
8 377 HGB. der überſeeiſche Beſtimmungsort anzuſehen ſei, daß die Waren 
nicht vor vier Wochen nach Ankunft am Wohnſitz des überſeeiſchen Kunden und 
jedenfalls nicht vor vier Wochen nach ſtattgehabter Verzollung unterſucht zu 
werden brauchten und daß eine innerhalb dieſer Friſt an die Auftraggeber 
(Klägerin) abgejandte und binnen fünf Tagen nach Empfang weitergegebene 
auch nur allgemeine Mängelanzeige ausreichend und rechtzeitig ſei. Endlich 
heißt es darin wörtlich: 
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Bei Dualität3-Sortiment3 und/oder ähnlichen Lieferungsdifferenzen können 
uſancemäßig am Beſtimmungsort zu ernennende Experten angerufen werden, 
deren Feſtſtellung dann für beide Teile bindend ſind. 


Über die Auslegung dieſer Vertragsbeſtimmungen herrſcht Streit. Die 
Klägerin hält dafür, daß dieſe Vorſchriften ihr das Recht vorbehalten hätten, 
Mängel der Ware auch nach deren Ablieferung an ihren überſeeiſchen Kunden 
innerhalb der bezeichneten Friſt zu rügen und wegen ſolcher Mängel auf ihren 
einſeitigen Antrag von dem deutſchen Konſul Sachverſtändige zur Unter- 
ſuchung der Ware mit der Wirkung beſtellen zu laſſen, daß ſie ein beide Teile 
bindendes Gutachten über die Beſchaffenheit der Ware abgeben könnten. 
Demgemäß iſt die Klägerin in dem vorliegenden Fall auch verfahren. Die 
Beklagte dagegen meint, daß dieſe von der Klägerin verfaßten ſtrengen Ver- 
tragsklauſeln im Zweifel gegen ſie ausgelegt werden müßten und daß ſie 
deshalb dahin zu verſtehen ſeien, daß Klägerin die Ware nach ihrer Ankunft 
nur ſo lange bemängeln könne, als ſie in ihren Händen oder in Obhut ihres 
Agenten jet, ſowie ferner, daß eine Anrufung der Sachverſtändigen nur ge— 
meinſam durch beide Parteien erfolgen könne. 

Dieſe Auslegung hat das LG. mit Recht verworfen. Sie findet in dem 
Wortlaut nicht nur keine Stütze, ſondern dieſer ſowohl wie Sinn und Zweck 
der Beſtimmungen ſtehen ihr entgegen. Die Faſſung ſieht, offenbar weil es 
ſich um Ausfuhrwaren handelt, gerade eine Unterſuchung am Wohnſitz des 
„Kunden“ und deſſen Mängelrüge, alſo eine Unterſuchung durch dieſen nach 
der Ablieferung an ihn vor. Der Einwand der verſpäteten Rüge, den die Be⸗ 
klagte darauf ſtützt, daß Klägerin bei Weitergabe der Monitur die Ware nicht 
mehr in Händen hatte, iſt ſonach hinfällig, zumal unſtreitig die Vertragsfriſt 
der Zeit nach innegehalten iſt. 

Auch der weitere Einwand, der den Anruf der Sachverſtändigen betrifft, 
muß verſagen. Der Wortlaut der Klauſel, insbeſondere die Worte, es können 
— Experten angerufen werden', gibt keinen Aufſchluß darüber, ob dies nur 
beide Teile können ſollen oder der Käufer allein. Für letzteres ſpricht jedoch 
nicht nur die ganz allgemeine Übung im überſeeiſchen Handel, ſondern auch der 
offenbare Zweck der Beſtimmung. Der Käufer und Ausfuhrhändler ſoll in 
die Lage gebracht werden, in einfacher und ſchneller Weiſe ohne Einſchreiten 
der ausländiſchen Gerichte und ohne große Umſtände ein unparteiiſches und 
maßgebliches Gutachten über die Beſchaffenheit der Ware zu erlangen, die er 
ungeprüft an ſeine Kunden weitergeben muß, wenn er durch eine eigene 
Unterſuchung ihre Aufmachung und ihr Anſehen nicht zerſtören oder beein— 
trächtigen will. Dieſer Zweck würde vereitelt oder doch erheblich erſchwert 
werden, wenn der Käufer ſich erſt des Einverſtändniſſes des inländiſchen Ver— 
käufers verſichern müßte: und die ganze zugunſten des Käufers gegebene Vor— 
ſchrift würde überhaupt verſagen, wenn der Verkäufer — was unbedingt 
häufig der Fall ſein würde — ſeine Einwilligung verweigerte. Für den Ver— 
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käufer iſt die Beſtimmung zudem ohne Gefahr, ſofern wirklich unparteiiſche 
und ſachkundige Experten gewählt werden; und dafür, daß dies geſchieht, 
bietet der Umſtand eine Bürgſchaft, daß dieſelben ‚ujancegemäß‘, nämlich 
durch das deutſche Konſulat aus der Zahl der am Orte anſäſſigen Kaufleute, 
vornehmlich der deutſchen, ausgeſucht werden. Daß in der Weiſe auch hier 
verfahren iſt, läßt die Beſcheinigung des Kaiſerlichen Geſandten in Habana 
erſehen. Somit gehen die Angriffe des Beklagten auf die Bedeutung des von 
den Sachverſtändigen abgegebenen Gutachtens fehl. Damit entfallen aber auch 
die weiteren Angriffe auf die Richtigkeit des Gutachtens, genügende Sach⸗ 
kunde des Gutachters ꝛc. weil nach der erwähnten Vertragsbeſtimmung 
das erſtattete Gutachten beide Parteien bindet und eine Nachprüfung ihres 
Befundes danach ausgeſchloſſen iſt. Nach dem Gutachten der Sachverſtändigen 


war die Mängelrüge berechtigt. — — —“ | 
Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) in der Hamb. Sache Senior & 
Müller (Kl.) w. Ernſt Winkler. Bf. VI. 323/12. A- d. 


157. Unterſpediteur oder Verfrachter i. S. von $ 408 HGB. d 
(Vgl. 7 Nr. 224; 38 Nr. 20; 63 Nr. 165.) 
HGB. $ 408. 

Der Kläger hatte dem Beklagten im Oktober 1909 eine Kiſte Verkaufs- 
muſter zugeſandt mit dem Auftrage, ſie mit dem Dampfer „Kronprinz Wil⸗ 
helm“ über New-Vork in direkter Durchfracht nach Progreſo in Mexiko an eine 
aufgegebene Adreſſe zu verſenden. Der Beklagte hatte die Beförderung der 
Kiſte der American Expreß Co. übertragen. Dieſe zeichnete ein Durchfracht⸗ 
Konnoſſement in mehreren Exemplaren, wovon der Beklagte alsbald eines 
dem Kläger und eines dem Adreſſaten in Mexiko zuſandte. Die Kiſte wurde 
mit dem vorgeſchriebenen Dampfer befördert und traf Ende Oktober in New⸗ 
Work ein, blieb hier aber liegen, angeblich weil die Konſulatsfakturen fehlten, 
und wurde erſt Ende Dezember, nachdem der Kläger die Konſulatsfakturen 
nachgeliefert hatte, auf dem Landwege nach Mexiko weiterbefördert, wo ſie 
Mitte Januar eintraf. 

Der Kläger behauptete, daß die Stifte bei ordnungmäßiger Weiterbeför⸗ 
derung ſpäteſtens am 10. Nov. in Progreſo hätte eintreffen müſſen. Er wollte 
durch die Verzögerung einen hohen Schaden erlitten haben und machte hierfür 
den Beklagten verantwortlich, der die Verſendung nicht ſorgfältig ausgeführt, 
insbeſondere unterlaſſen habe, der Expreß Co. für die Weiterbeförderung der 
Kiſte von New⸗York nach Mexiko den kürzeren und billigeren Waſſerweg vor⸗ 
zuſchreiben. Unter Vorbehalt weiterer Schadenanſprüche forderte er mit der 
Klage Verurteilung des Beklagten zur Zahlung von 3114,80 „ nebſt Prozeß⸗ 
zinſen. Der Beklagte beſtritt jede Pflichtverſäumung und verkündete der 
American Expreß Co. den Streit, woraufhin ihm dieſe Geſellſchaft als Neben- 
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intervenientin beitrat. — Die Klage wurde abgewieſen und die Berufung 
zurückgewieſen; ebenſo die Reviſion des Klägers. Gründe: 

„Die Parteien haben in den Inſtanzen darüber geſtritten, ob ſich der 
Kläger die Verzögerung, die ſeine Sendung unterwegs erlitten hat, ſelbſt 
zuzuſchreiben habe, weil er ihr die angeblich erforderlichen Konſulatsfakturen 
nicht beigegeben hatte, oder ob der Aufenthalt in New Vork auf ein Verſchulden 
der Nebenintervenientin zurückzuführen ſei, der die Beförderung der Kiſte 
übertragen war. Das Ber.⸗Gericht hat dieſen Streit nicht entſchieden, weil der 
Beklagte für ein Verſchulden der Nebenintervenientin nicht aufzukommen 
haben würde. Dem iſt nach den feſtgeſtellten Tatſachen beizupflichten. 

Dem Beklagten war die Beſorgung der überſeeiſchen Verſendung über⸗ 
tragen. Er war Spediteur und hatte als ſolcher nach § 408 HGB. die Ver⸗ 
ſendung, insbeſondere die Wahl der Frachtführer, Verfrachter und Zwiſchen⸗ 
ſpediteure, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszuführen. 
Eine Mitverantwortung für Verſehen, deren ſich der Frachtführer oder Ver— 
frachter bei der Ausführung der Beförderung ſchuldig macht, trifft den Spediteur 
nicht, abgeſehen von dem hier nicht vorliegenden Falle des §413 HGB. Die 
Nebenintervenientin aber war Verfrachter und nicht, wie die Reviſion geltend 
zu machen verſucht, Unterſpediteur. Der Beklagte hat mit ihr einen Fracht⸗ 
vertrag über die Beförderung auf der ganzen Strecke von Bremen bis Progreſo 
abgeſchloſſen, und fie hat das auf den Namen des Empfängers lautende Durch» 
konnoſſement ausgeſtellt. Wenn hierbei nun auch von vornherein klar war, 
daß die Nebenintervenientin zu dem erſten Teil der Reiſe nicht eigene Schiffe 
benutzen, ſondern dieſe Teilbeförderung durch einen von ihr mit dem Nordd. 
Lloyd abzuſchließenden Frachtvertrag bewirken werde, ſo macht ſie das doch 
noch nicht zum Unterſpediteur. Von Unterſpedition kann man nur ſprechen, 
wenn der Spediteur die Beſorgung der ihm aufgetragenen Verſendung einem 
andern Spediteur überträgt, was hier eben nicht vorliegt. Hiernach braucht 
nicht unterſucht zu werden, ob der in der Literatur vertretenen Meinung, der 
Spediteur habe für den Unterſpediteur nach dem Grundſatze des § 278 BGB. 
zu haften, beizutreten ſein würde. 

Die Klage kann demnach nur Erfolg haben, wenn dem Beklagten ſelbſt 
ein Verſtoß gegen die Pflichten eines ordentlichen Spediteurs nachgewieſen 
wird. Das Ber.⸗Gericht hat die in dieſer Richtung vom Kläger erhobenen 
Vorwürfe geprüft und ſie ſämtlich zurückgewieſen. Es legt dar, daß der Be— 
klagte den Auftrag genau nach den Weiſungen des Klägers ausgeführt habe 
und daß die Auswahl der Nebenintervenientin für die Beförderung nicht zu 
beanſtanden ſei. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 8. Mai 1912 in der Bremer 
Sache Adler (Kl.) w. Ipſen (OLG. Hamburg). I. 208/11. 
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158. Wer hat die Kojten der Verwiegung zu tragen, wenn die Fracht 
nach ausgeliefertem Gewicht zu entrichten iſt d 
Vgl. 44 Nr. 273; 50 Nr. 263; 55 Nr. 93. 
HGB. $ 593. 

Der Dampfer „Britannic“, deſſen Reeder die Klägerin iſt, hatte für die 
Beklagten ungejadtes Getreide nach Bremerhaven gebracht. Die Fracht war 
nach ausgeliefertem Gewicht zu zahlen, die Auslieferung des Getreides hatte 
nach Wahl der Empfänger loſe oder in Säcken zu erfolgen. Die Beklagten 
ließen das Getreide an Bord durch beeidigte Wieger verwiegen. Die Zweit⸗— 
beklagte verlangte den Erſatz der ihr dadurch erwachſenen Koſten in Höhe von 
172. und kürzte dieſen Betrag von der Fracht. Mit Rückſicht darauf, daß die 
Zuziehung beeidigter Wieger nur nötig war, weil das Getreide aus dem 
Freibezirk in das Zollinland gebracht werden ſollte, und daß unbeeidigte Wieger 
nur halb ſo viel Lohn erhalten wie beeidigte, hatte ſie den bezahlten Lohn nur 
zur Hälfte in Rechnung geſtellt. Das Getreide war in Kübeln oder Säcken 
aus dem Raum an Deck befördert worden; hier hatte die Verwiegung auf der 
von den Wiegern der Empfänger geſtellten Wage ſtattgefunden. Die Wage 
ſtand auf einem Gerüſt, einer ſog. Brücke, von der „Brücke“ führten Stege und 
Goſſen in die Leichterfahrzeuge und an Land, auf denen die Säcke und das aus 
den Kübeln ausgeſchüttete Getreide weiterbefördert wurden. Die Beklagten 
hatten die Brücke und die Stege und Goſſen geſtellt und die dafür aufge— 
wandten Beträge gleichfalls von der Fracht gekürzt. — Die Klägerin klagte die 
gekürzten Beträge ein. In 1. Inſtanz wurde den Beklagten das Recht zur 
Kürzung der Wiegekoſten abgeſprochen, die Kürzung der weiteren Koſten aber 
für berechtigt erklärt. Der Berufung der Klägerin wurde ſtattgegeben und 
Die Anſchlußberufung der Zweitbeklagten zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber. Urteils: 

„1. Bezüglich der Wiegekoſten ſtimmt das Ber.-Gericht dem LG. zu. Der 
§ 593 HGB. findet keine Anwendung. Für die Löſchung der Ladung iſt die 
Verwiegung nicht nötig, ihre Koſten gehören daher nicht zu den Koſten der 
Löſchung. Es iſt das im Gegenſatz zu früheren Entſcheidungen bereits vom 
2. Senat in dem Urteil in HanſGergZtg.⸗Hauptbl. 1899 Nr. 114 (Seuff A. 55 
Nr. 93) ausgeführt worden. | 

Eine Verpflichtung des Schiffes zur Verwiegung der Ladung beſteht nicht. 
Das Schiff hat ein Intereſſe an der Verwiegung, weil die ihm zukommende 
Fracht vom Gewicht der Ladung abhängt; es braucht aber nicht deshalb die 
Verwiegung vorzunehmen, es kann damit rechnen, daß der Empfänger die 
richtige Fracht auch ohnedies zahlt und kann davon ausgehen, daß im Streitfall 
das Gewicht der Ladung anderweit, etwa unter Benutzung der Eideszuſchiebung, 
bewieſen werden könne. Der Empfänger kann jedenfalls die Verwiegung nicht 
fordern. Der entgegenſtehenden Ausführung des 1. Senats in HanſGerz. 
Hauptbl. 1888 Nr. 66 S. 153 kann das Gericht nicht zuſtimmen. 
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Eine Verpflichtung des Empfängers zur Verwiegung beſteht ebenſowenig. 
Läßt er wiegen, jo tut er es wegen der Abwickelung des Vertrages mit ſeinem 
Verkäufer oder weil er die Ware über die Zollgrenze bringen will. Dem Schiff 
gegenüber braucht er die Verwiegung nicht vorzunehmen und wenn er ſie 
vornimmt, braucht er dem Schiff die Benutzung ihres Ergebniſſes nicht zu 
geſtatten. Er kann, wenigſtens rechtlich, in den Leichterſchiffen oder am Land 
verwiegen laſſen und braucht dann niemand vom Schiff Zutritt zu gewähren. 
Eine abweichende, die Beklagten bindende Verkehrsſitte kann für Bremerhaven 
nicht feſtgeſtellt werden. Es mag ſein, daß die Empfänger ſowohl früher wie 
jetzt, nach der Wiederaufnahme der Getreideverſchiffungen nach den Unter⸗ 
weſer⸗Häfen, ſtets Wieger an Bord geſandt und bezahlt haben. Das Konnoſſe— 
ment kann deshalb aber nicht dahin ausgelegt werden, daß die Beklagten ver— 
pflichtet geweſen wären, ebenſo zu handeln. 

Tatſächlich haben bei den Verhältniſſen in Bremerhaven in der Regel 
offenbar beide Teile ein Intereſſe an der Verwiegung. Selbſtverſtändlich 
iſt es daher das richtige, daß einmal verwogen wird und beide Teile ſich das 
Ergebnis zunutzemachen. Die tatſächlichen Verhältniſſe können dann ſo liegen, 
daß der eine Teil in der Lage iſt, durch ſein Verhalten den andern dazu zu 
nötigen, daß er verwiegt und ihm den Zutritt geſtattet. Soweit das nicht der 
Fall, iſt es das natürlich Gegebene, daß die Beteiligten ſich die entſtehenden 
Koſten teilen. Wenn die Parteien vereinbart hätten, daß die Verwiegung 
„für Rechnung wen es angeht‘, erfolgen ſolle, jo würde das Gericht auf Grund 
einer Auslegung ſolcher Vereinbarung dementſprechend entſchieden haben. 
Daß die Gründe, die den Empfänger zur Verwiegung nötigen, mit dem Fracht— 
vertrage nichts zu tun haben, würde ſolcher Auslegung nicht entgegenſtehen. 
Den abweichenden Ausführungen in dem oben angezogenen Urteil aus dem 
Jahre 1899 kann das Gericht nicht zuſtimmen. Da die Zuziehung beeidigter 
Wieger nur wegen der Einfuhr der Ware in das Zollgebiet erforderlich wird, iſt 
es richtig, daß die dadurch entſtehenden Mehrkoſten, wie die Beklagten das auch 
anerkennen, vom Empfänger getragen werden. Die übrigen Koſten würde 
das Gericht nach Hälften teilen. Das Intereſſe des einen Teils gegen das des 
andern abzuwägen, würde nicht angängig ſein. Die Teilung nach Hälften 
wäre nach dem, was in dieſem Prozeß vorgetragen iſt, auch dann angemeſſen, 
wenn unterſtellt wird, daß die Wieger, wie die Klägerin behauptet, bei der 
Verwiegung den Empfängern gewiſſe andre Dienſte zu leiſten pflegen. Eine 
andre Verteilung könnte am Platze ſein, wenn die Schiffe eine nur in ihrem 
Intereſſe erfolgende Verwiegung auch abgeſehen von dem Wägelohn mit 
geringeren Koſten vornehmen könnten als die im gemeinſamen Intereſſe er— 
folgende. Derartiges iſt jedoch nicht feſtzuſtellen. Die bezeichnete Verein— 
barung iſt aber nach dem Vertrage der Parteien nicht getroffen. Die Be— 
klagten haben die Wieger ohne weiteres an Bord geſandt. Sie haben gewußt, 
daß die Empfänger bisher von den Schiffen die Erſtattung der Koſten nie 
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verlangt hatten. Wie das LG. dargelegt hat, gibt es keinen Rechtsſatz, nach 
welchem ſie nunmehr eine derartige Forderung erheben könnten. Der Abzug 
der Koſten iſt unberechtigt. 

2. Bezüglich der übrigen Koſten kann das Ber.-Gericht dem LG. im 
Ergebnis nicht zuſtimmen. Nach § 503 HGB. hat der Verfrachter die Koſten 
der Ausladung aus dem Schiffe, der Empfänger die übrigen Koſten der Löſchung 
zu tragen. Das Schiff hat die Ware dem Empfänger über die Reeling hinüber⸗ 
zureichen. Ein abweichender Ortsgebrauch iſt nicht nachgewieſen. — — — 

Ob auf Deck eine Wage aufgeſtellt wird, ändert an der Rechtslage an ſich 
nichts. Insbeſondere iſt die Folge nicht, daß die Empfänger die Ladung ſchon 
an der Wage in Empfang zu nehmen hätten. Selbſtverſtändlich kann der— 
artiges vereinbart werden. Das Schiff kann die Aufſtellung der Wage nur 
unter der Bedingung geſtatten, daß ſeine Verpflichtung an derſelben enden 
ſolle; es kann das auch ſtillſchweigend als vereinbart gelten, insbeſondere dann, 
wenn der Transport der Ware von der Wage zur Reeling vom Empfänger 
beſorgt wird. Daraus allein, daß das Schiff die Aufſtellung der Wage zuläßt, 
kann aber die Vereinbarung nicht geſchloſſen werden. Die Folge der Rechts⸗ 
lage iſt zunächſt die, daß die Stege oder Goſſen, auf denen das Getreide von 
der Reeling in die Leichter oder an Laud befördert wird, vom Empfänger 
geſtellt werden müſſen. Zum Erſatz der dadurch entſtehenden Koſten iſt das 
Schiff nicht verpflichtet. 

Die Beförderung der Ware bis über die Reeling bleibt Sache des Schiffs. 
An ſich bedarf das Schiff dazu aber keinerlei Aufbauten. Es kann die Kübel wie 
die Säcke mit den Winden bis über die Reeling bringen. Die Aufbauten auf 
dem Schiffe werden nur dadurch nötig, daß an Deck verwogen wird. Die ent— 
ſtehenden Koſten gehören zu denen der Verwiegung. Wäre vereinbart, daß die 
Aufbauten für Rechnung wen es angeht errichtet werden ſollten, ſo würde 
das Gericht die Koſten — abgeſehen von den auf die Vorrichtungen von der 
Reeling ab entfallenden — nach Hälften geteilt haben. Eine derartige Ver— 
einbarung iſt aber auch inſoweit nicht getroffen. Die Beklagten haben die Auf— 
bauten herrichten laſſen, ohne daß das Schiff ſie darum erſucht hatte und ob— 
wohl ſie den Standpunkt der Schiffsmakler kannten. Es beſteht auch inſoweit 
kein Rechtsſatz, nach welchem die Erſtattung der Koſten verlangt werden 
könnte. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 25. Jan. 1913 in der Bremer 

Sache Cockerline & Co. w. Groß und Bremer Rolandsmühle. Bf. III. 
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159. Das Nunſturhebergeſetz v. 9. Jan. 1907 findet auf frühere 
ungeſchützte Erzeugniſſe keine Anwendung. 
KunſtlrhG. § 53. 

Der Kläger führt Herrenzimmermöbel nach Zeichnungen aus, die nach 
ſeiner Behauptung der im Jahre 1898 verſtorbene Bildhauer und Architekt K. 
angefertigt und ihm gegen Entgelt überlaſſen hatte. Der Beklagte ſtellt eben— 
falls Herrenzimmermöbel her. Nach Anſicht des Klägers ahmt er dabei 
die Zeichnungen nach und verletzt das Urheberrecht an ihnen. Der Kläger 
klagte deshalb auf Unterlaſſung. — Das Landgericht erkannte auf einen Eid 
des Klägers, daß er ſich die Zeichnungen von Künſtlerhand gegen Bezahlung 
habe anfertigen laſſen. In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„Das KunſtllrhGeſ. v. 9. Jan. 1907, auf das der Kläger ſeine Klage 
ſtützt, hat die kunſtgewerblichen Erzeugniſſe neu in den Bereich der geſchützten 
Werke aufgenommen. Die Zeichnungen des Klägers fallen indes nicht unter 
ſeinen Schutz, weil ſie vor ſeinem Inkrafttreten entſtanden ſind und vorher 
keinen Schutz genoſſen. 

Nach § 53 Abſ. 1 Satz 1 Geſ. beſtimmen ſich die ausſchließlichen Befug— 
niſſe des Urhebers eines Werks, das zur Zeit ſeines Inkrafttretens geſchützt 
war, nach deſſen Vorſchriften. Für Werke der Photographie, die beim Inkraft— 
treten des Geſetzes noch nicht erſchienen waren, wird weiter im Satz 2 beſtimmt, 
daß ſeine Vorſchriften auch dann Anwendung finden ſollen, wenn die bisherige 
Schutzfriſt abgelaufen ſei. Eine allgemeine Vorſchrift, daß Werke auch dann, 
wenn ſie vor Inkrafttreten des Geſetzes entſtanden ſind, geſchützt ſein ſollen, 
fehlt. Trotzdem wird im Gegenſatz zu Allfeld (Anm. 2 zu § 53) im Schrifttum 
die Meinung vertreten, das Geſetz beziehe ſich auf alle am 1. Juli 1907 vorhanden 
geweſenen, bisher nicht geſchützten Erzeugniſſe; 

vgl. Oſterrieth Bem. II zu § 53; Müller Bem. zu § 53; Spieß 140 ff.; Kohler 
bei Dernburg B. R. 6, 32 und mit ausführlicher Begründung Goldſchmidt in 

GewRSchutz 15, 378. 

Dieſe Anſicht findet aber weder im Geſetz noch in der Natur des ches 
eine genügende Begründung. 

Während ſich die Beſtimmungen des § 53 Abſſ. 2 und 3 und des $ 54 ſo⸗ 
wohl mit der einen wie mit der andern Anſicht vereinigen laſſen, ſind die Vor— 
ſchriften des § 53 Abſ. 1 Satz 1 und 2 nicht zu erklären, wenn das Geſetz ſeine 
Wirkung auf alle vorher entſtandenen, bisher ungeſchützten Werke hätte er- 
ſtrecken wollen. Wäre dies der Fall, ſo würde es ohne weiteres nicht nur bisher 
gänzlich ungeſchützte Werke, ſondern auch ſolche, die bisher einen anders ge— 
arteten oder einen beſchränkten Schutz genoſſen, eingeſchloſſen haben. Die 
Vorſchrift des § 53 Abſ. 1 Satz 1, worin Werke, die bisher geſchützt waren, unter 
den Schutz des neuen Geſetzes geſtellt werden, wäre alſo überflüſſig und irre— 
führend. 
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Ebenſo wie auf Werke, die bisher überhaupt noch nicht geſchützt waren, 
müßte das Geſetz ferner auf ſolche Werke Anwendung finden, die nach dem 
früheren Recht einmal geſchützt waren, zur Zeit des Inkrafttretens des Ge— 
ſetzes aber des Schutzes entbehrten, weil die Schutzfriſt des alten Geſetzes ab- 
gelaufen war. Nach § 6 PhotGeſ. v. 10. Jan. 1876 begann die fünfjährige 
Friſt für photographiſche Abbildungen, die nicht erſchienen waren, vom Ab— 
lauf des Jahres an, in dem das Negativ der Aufnahme entſtanden war. Nach 
K 26 des neuen KunſtlUrhGeſ. endigt dagegen die Schutzfriſt für eine nicht er- 
ſchienene Photographie erſt 10 Jahre nach dem Tode des Urhebers. Sollte 
dieſes Geſetz alle bisher ungeſchützten Werke ergreifen, ſo würden alſo ohne 
weiteres Photographien, deren Schutz infolge Nichterſcheinens erloſchen war, 
geſchützt ſein, ſofern am 1. Juli 1907 der Urheber noch lebte oder ſeit ſeinem 
Tode noch nicht 10 Jahre verfloſſen waren. Die Vorſchrift des § 53 Abſ. 1 
Satz 2 wäre alſo ebenſo unnötig und irreführend wie die des Satzes 1. Man 
hat aber, wie die Motive bemerken (vgl. Oſterrieth Bem. III. 1 zu § 53), die 
Veſtimmung in Satz 2 für nötig gehalten, um den nicht erſchienenen Photo⸗ 
graphien die Vorteile des neuen Geſetzes, insbeſondere die längere Schutzfriſt 
aus Billigkeitsgründen ſelbſt dann zuteil werden zu laſſen, wenn die bisherige 
Schutzfriſt abgelaufen ſei. Dieſe Begründung ergibt klar, daß die Bearbeiter 
der Geſetzesvorlage davon ausgingen, ohne dieſe Beſtimmung würden ſolche 
Photographien nicht den Schutz des neuen Geſetzes genießen. 

Nicht ohne Bedeutung iſt ferner, daß das LitUrhGeſ. v. 19. Juni 1901 
im 862 in Übereinſtimmung mit ſeinem Vorgänger (858 des LitlUrhGeſ. 
v. 11. Juni 1870) ausdrücklich ſeine Wirkung auf vorher entſtandene Werke 
ausgedehnt hat, während das Kunſturhebergeſetz, das ſich in ſeiner Faſſung 
und Einteilung eng an dieſes Geſetz anlehnt, eine ſolche Beſtimmung unter⸗ 
laſſen hat. 

Es kommt weiter in Betracht, daß auch das frühere KunſtlUrhGeſ. v. 9. Jan. 
1876 im 8 18 deſſen Geltung auf alle vor ſeinem Inkrafttreten erſchienenen 
Werke der bildenden Künſte ausgedehnt hat, während das PhotGeſ. vom 
10. Januar 1876, das mit jenem in dem neuen Geſetz zu einem einheitlichen 
Ganzen verſchmolzen iſt, frühere photographiſche Aufnahmen nur dann in 
Schutz nahm, wenn noch keine Abbildung erſchienen war. Um ſo näher hätte 
es gelegen, bei Schaffung des neuen Geſetzes eine klare, dem § 18 des alten 
KunſtUrhGeſ. entſprechende Beſtimmungen zu treffen, wenn das neue Geſetz 
alle bisher ungeſchützten Werke hätte ergreifen ſollen. Daß man dies nicht 
tat, daß man im Gegenteil im § 53 Abſ. 1 Satz 1 und 2 nur beſtimmte Kate⸗ 
gorien herausgriff, um ſie dem Schutz des neuen Geſetzes zu unterſtellen, 
geſtattet den ſicheren Schluß, daß das Geſetz eine über dieſe Beſtimmung 
hinausgehende rückwirkende Kraft abgelehnt hat. 

Hiermit hat das Geſetz nicht etwa einen fremden Rechtsgedanken ein⸗ 
geführt oder ſich mit den Anſchauungen und Bedürfniſſen 5 N 

Seufferte Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 7. 
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Lebens in Widerſpruch geſetzt. Zuzugeben iſt, daß das Urheberrecht ſeinem 
Weſen nach unmittelbar aus der Entſtehung des Werks entſpringt (vgl. Kohler 
a. a. O.; Goldſchmidt a. a. O.). Zu feiner Entſtehung iſt aber weiter erjor- 
derlich, daß ein Rechtsſatz beſteht, der es anerkennt. Ohne einen ſolchen iſt es 
als geſchütztes Recht nicht vorhanden, und das Geſetz iſt es, das es als ſolches ent⸗ 
ſtehen läßt. In welchem Umfang das Geſetz das Urheberrecht ſchaffen will, 
ob für Werke, die erſt nach ſeinem Inkrafttreten entſtehen, oder auch für frühere 
Werke, liegt im Ermeſſen des Geſetzgebers. Infolgedeſſen haben durchaus 
nicht alle Urheberrechte ihren Schutz auf frühere Werke erſtreckt. Während die 
LitUrhGeſetze v. 11. Juni 1870 und v. 19. Juni 1901 und das KunſtUrhGeſ. 
v. 9. Jan. 1876 es durch ausdrückliche Beſtimmungen getan haben, hat das 
PhotGeſ. v. 10. Jan. 1876 (§ 12) und das MuſtGeſ. v. 11. Jan. 1876 (8 17) 
einen ſo weit gehenden Schutz abgelehnt. 

Dieſe verſchiedene Behandlung entſpricht den Bedürfniſſen des Verkehrs. 
Erzeugniſſe der hohen Kunſt ſind im allgemeinen ein wertvolleres Gut und ver— 
dienen deshalb einen weiteren Schutz als Werke der angewandten Kunſt, des 
Geſchmacks und der Photographie. Dieſe finden in der Regel durch Verviel⸗ 
fältigung eine weit größere Verbreitung als Werke der reinen Kunſt. Es hätte 
deshalb zu einer unerwünſchten Beeinträchtigung fremder Intereſſen führen 
können, wenn bisher nicht geſchützte Werke der angewandten Kunſt, des Ge⸗ 
ſchmacks und der Photographie, trotzdem ſie eine ungehinderte Verbreitung 
gefunden hatten, in Zukunft nur noch dem Machtbereich des Urhebers unter- 
ſtehen ſollten. Deshalb hat offenbar das Geſetz betr. den Schutz der Photo⸗ 
graphien v. 10. Jan. 1876 frühere Photographien nur dann geſchützt, wenn 
noch keine Abbildung erſchienen war, und hat das MuſtGeſ. v. 11. Jan. 1876 
den Schutz früherer Muſter und Modelle davon abhängig gemacht, daß das 
erſte nach dem Muſter gefertigte Erzeugnis erſt nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes verbreitet worden iſt. Erzeugniſſe des Kunſtgewerbes hat der Geſetz— 
geber im Jahre 1876 überhaupt noch nicht für an ſich ſchutzwürdig gehalten. 
Erſt in neuerer Zeit hat das Kunſtgewerbe durch ſeinen Aufſchwung erhöhte 
Bedeutung gewonnen. Das Bedürfnis, es als ſolches zu ſchützen, iſt erſt mit 
dieſem Aufſchwung entſtanden und gewachſen. Ein ſo neues Schutzintereſſe 
allgemein für die Vergangenheit anzuerkennen, lag keine Veranlaſſung vor. 
Eine allgemeine Ausdehnung des neuen Geſetzes auf früher entſtandene 
Werke hätte ferner vielleicht in einigen Fällen der Billigkeit entſprochen. In 
vielen andern Fällen aber, beſonders bei älteren kunſtgewerblichen Erzeug- 
niſſen, die längſt Gemeingut geworden ſind, hätte die Rückwirkung zu un⸗ 
billigen Härten geführt. Meiſt iſt dann auch die Geſtalt des Urhebers in nebel- 
hafte Ferne gerückt und ſchwer zu ermitteln und ſein Intereſſe an einem Schutz 
erheblich zuſammengeſchrumpft oder ganz verflüchtigt. 

Das Geſetz v. 9. Jan. 1907 findet demnach auf kunſtgewerbliche Erzeug- 
niſſe, die bisher ungeſchützt waren, keine Anwendung. Dieſelbe Anſicht hat das 
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Reichsgericht, wenn auch ohne Begründung ausgeſprochen (Entſcheidung 
v. 12. Mai 1909, Po Z Bl. 16 Nr. 12), während es in einer ſpäteren Entſcheidung 
(RGeEntſch. 72, 151) die Frage unentſchieden gelaſſen hat. 

Zur Zeit des Inkrafttretens des KunſtlurhGeſ. v. 9. Jan. 1907 genoſſen 
die Zeichnungen des Klägers keinen Schutz. Den Vorausſetzungen des Kunſt— 
UrhGeſ. v. 9. Jan. 1876 genügen ſie nicht, weil ſie nicht Werke der reinen Kunſt 
darſtellen. Weder § 43 LitllrhGeſ. v. 11. Juni 1870 noch § 1 Nr. 3 des Lit. 
UrhGeſ. v. 19. Juni 1901 finden auf ſie Anwendung. Sie ſchützen nur Zeich— 
nungen wiſſenſchaftlicher oder techniſcher Art, die mit Rückſicht auf die Wijjen- 
ſchaftlichkeit oder Technik eine eigene Geiſtestätigkeit offenbaren. Das Eigen⸗ 
artige der Zeichnungen des Klägers beſteht aber in ihrer Kunſtgeſtaltung. 
Sie ſind alſo Entwürfe, die in das Gebiet der bildenden Künſte gehören. Die 
Schutzfähigkeit der Zeichnungen nach dem MuſtGeſ. v. 11. Jan. 1876 ſcheitert 
daran, daß ſie nicht zur Eintragung in das Muſterregiſter angemeldet worden 
ſind. Ebenſowenig kommt das PhotGeſ. v. 10. Jan. 1876 in Frage. Der 
Kläger beanſprucht nicht den Schutz der photographiſchen Abbildungen, jon- 
dern der Zeichnungen ſelbſt; die photographiſche Aufnahme hat als ſolche 
keine Bedeutung. Überdies ſind die im § 5 des Geſetzes vorgeſehenen äußeren 
Erforderniſſe der Schutzfähigkeit nicht vorhanden.“ 

Urteil des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 27. Juni 1912. 2 U. 54/12. 
F—e. 
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160. Die Hausgeſetze des hohen Adels ſind nicht reviſibel. 
3 PO. 8 549. 

Das Ber.⸗Gericht ſtützt ſeine Entſcheidung in erſter Reihe auf die Haus— 
geſetze (Familienverträge) des ſtandesherrlichen Hauſes Fugger. Die Frage, 
ob die Hausgeſetze des hohen Adels reviſibel ſind oder nicht, bemißt ſich für 
die vom Bayer. Oberſten Landesgericht zu entſcheidenden Reviſionen aus⸗ 
ſchließlich nach dem § 549 Abſ. 1 ZPO. (5 6 kaiſerl. VO. v. 28. Sept. 1879). 
Aus Wortlaut, Sinn und Zweck dieſer Geſetzesbeſtimmung, die die Reviſibilität 
auf Rechtsnormen beſchränkt, die einen größeren örtlichen Geltungsbereich 
und damit eine größere Bedeutung haben, ergibt ſich, daß die Hausgeſetze 
des hohen Adels nicht zu den Geſetzen gehören, auf deren Verletzung die Re⸗ 
viſion geſtützt werden kann. Seine Familienverträge und „verbindlichen 
Verfügungen“ ſind zwar Rechtsnormen, die für die Familienglieder und die 
Güter des ſtandesherrlichen Hauſes Recht ſchaffen, es mangelt ihnen aber, 
da dem hohen Adel eine Gebietshoheit nicht zukommt, ein örtlicher Gel- 
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tungsbereich. Sie werden auch nicht Landesgeſetz mit dem örtlichen Geltungs⸗ 
bereich der Landesgeſetze dadurch, daß ſie in Gemäßheit des §9 der Beil. IV 
der (bayer.) Verfaſſungsurkunde dem Souverän vorgelegt und darauf bekannt 
gemacht werden. Die Veröffentlichung durch die oberſten Landesſtellen „zur 
allgemeinen Kenntnis und Nachachtung“ gibt zu erkennen, daß ſie nichts gegen 
die Verfaſſung enthalten; ſie erfolgt nur deshalb, weil die Hausgeſetze auch für 
Dritte bedeutſam werden können, falls ſie zu den Mitgliedern oder Gütern 
des adeligen Hauſes in Rechtsbeziehungen treten. In dieſem Sinne hat das 
Oberſte Landesgericht bereits durch die Urtt. v. 7. März 1901 und 10. Okt. 
1905 entſchieden (Obs GZ. 2, 142; 6, 670). Auch das Reichsgericht hat in dem 
Urt. v. 10. Febr. 1899 (Entſch. 43, 412), das ein Fuggerſches Hausgeſetz betrifft, 
die Reviſibilität verneint. 

— — — Das Geſetz zieht aus der Irreviſibilität den Schluß, daß die Ent- 
ſcheidung des Ber. Gerichts über das Beſtehen und den Inhalt von Geſetzen, 
auf deren Verletzung die Reviſion nicht geſtützt werden kann, für die auf die 
Reviſion ergehende Entſcheidung maßgebend ift (§ 562 PO.) . Daraus folgt, 
daß die Entſcheidung des Ber.⸗Gerichts über den Inhalt des nicht reviſiblen 
Geſetzes auch nicht mittelbar durch die Rüge angefochten werden kann, das Ber. 
Gericht habe bei ſeiner Entſcheidung über den Inhalt des Geſetzes die allgemein 
gültigen Auslegungsregeln verletzt (Urtt. des RG. in Entſch. 39, 385 und JW. 
1897, 56822). Der Rev.⸗Kläger rügt mehrfach, daß durch die Art der Aus⸗ 
legung des Fuggerſchen Hausgeſetzes die gemeinrechtlichen Auslegungsregeln 
verletzt würden, und er bekämpft mehrfach die Feſtſtellung des Inhalts des 
Hausgeſetzes. Mit allen dieſen Angriffen kann er nicht gehört werden. — — — 

Zu der Frage des Ausſchluſſes der apanagierten Agnaten vom Seniorat 
hat das Ber.⸗Gericht ausgeführt, daß es die näher bezeichneten einſchlagenden 
Beſtimmungen der Hausverträge in dieſem Sinn auffaſſe. Dieſe Auffaſſung 
genügt, denn in Ermangelung einer gebietenden Prozeßvorſchrift iſt das Ber. 
Gericht nicht genötigt, ſeine Auffaſſung von dem Inhalt des irreviſiblen Ges 
ſetzes zu begründen (Urtt. des RG. in Entſch. 39, 385; 78, 155; JW. 1906, 
7212). 

Die Auslegung eines nicht reviſiblen Geſetzes kann dem Rev.⸗Angriff 
nicht dadurch unterſtellt werden, daß die Nichtbeachtung andrer Beſtimmungen 
des Geſetzes als eine Verletzung des § 286 ZPO. gerügt wird, denn dieſe Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich nur auf die Würdigung der Wahrheit oder Unwahrheit 
tatſächlicher Behauptungen, nicht auf die Würdigung des tatſächlichen Zu— 
ſammenhangs einzelner geſetzlicher Beſtimmungen, die zur Geſetzesauslegung 
gehört. — — — 

Der Rev.⸗Kläger rügt mehrfach Verletzung der gemeinrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen über die Analogie. Auch die Ergänzung von Lücken, ſei es aus einem 
Rechtsſatze, ſei es aus dem Rechtsganzen, iſt Feſtſtellung des zwar nicht un⸗ 
mittelbar ausgeſprochenen, daher mittelbar aus der Behandlung eines ähn- 


162. Arreſt; Sicherungshypothek. 293 


lichen Falles oder aus dem Geiſt des Geſetzes zu folgernden Inhalts des Ge⸗ 
ſetzes.— — — 
Urteil des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 18. Dez. 1912. Reg. J. 
58/12. Bay ObL GZ. 13, 735. 


— — —— 


161. Einwendungen im Wechſelprozeſſe können nicht durch ſchriftliche 
Gutachten bewieſen werden. 
Vgl. 36 Nr. 166; 42 Nr. 336. 
ZPO. 88 595. 598. 

Die Einwendungen des Beklagten gegen den an ſich in voller Höhe 
liquiden, im Wechſelprozeſſe geltend gemachten Wechſelanſpruch gehen dahin, 
daß der Wechſel akzeptiert ſei zwecks Begleichung des Kaufpreiſes für eine 
Holzladung, die er von der Ausſtellerin des Wechſels erhalten habe, daß dieſe 
Ladung aber mangelhaft geweſen und er daher zur Minderung in Höhe des 
eingeklagten Reſtbetrages berechtigt ſei. Der Beklagte muß vor allem das 
Beſtehen der von ihm behaupteten Mängel zur Zeit des Gefahrüberganges 
beweiſen. Dieſen Beweis will er im Wechſelprozeß führen durch das von ihm 
vorgelegte ſchriftliche Gutachten des Sachverſtändigen F. und den urkundlichen 
Nachweis, daß dieſer zur Abgabe von derartigen Gutachten allgemein beſtellt 
und als ſolcher vereidigt ſei. Durch die Vorlegung will der Beklagte die Vor- 
ſchrift des § 598 ZPO. umgehen, daß im Urkunden- (und Wechſel⸗) Prozeſſe 
Einwendungen des Beklagten nur ſtatthaft ſind, wenn der Beweis mit den 
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geführt wird. Als Beweismittel ſind aber im Urkundenprozeſſe nur Urkunden 
und Eid zugelaſſen, die Antretung des Zeugen- und Sachverſtändigenbeweiſes 
iſt unzuläſſig. Es genügen daher ſchriftliche Privatzeugniſſe grundſätzlich nicht 
(vgl. RGEntſch. 49, 374). Da nach § 402 ZPO. auf den Beweis durch Sach⸗ 
verſtändige die Vorſchriften über den Beweis durch Zeugen entſprechende 
Anwendung finden, muß das gleiche für das ſchriftliche Gutachten gelten 
(vgl. Seuffert zu § 595 ZPO. Note 2 a Abſ. 2). Es iſt dabei ohne Bedeutung, 
ob der Sachverſtändige im allgemeinen für die Erſtattung von derartigen 
Gutachten vereidigt iſt, da ſeine Vernehmung als Sachverſtändiger dadurch 
nicht überflüſſig gemacht wird. 

Urteil des OLG zu Roſtock (2. Sen.) v. 30. April 1913 i. S. Krauſe w. 

Donner. Kn. 275/12. | Kn. 


162. Arreſthypotheken unter 500 dürfen nicht eingetragen werden. 
N Vgl. 57 Nr. 98. 
3PO. $$ 932. 866 Abſ. 3. 
Für eine vollſtreckbare Lohnforderung von 160 & war der dingliche Arreſt, 
abwendbar durch bare Hinterlegung von 220 , erwirkt worden. Der weitere 
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Antrag des Gläubigers, für die Abwendungsſumme eine Sicherungshypothek 
auf dem Grundbeſitz des Schuldners einzutragen, wurde in allen Inſtanzen 

„Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der Frage ab, ob die 
Beſtimmung des § 866 Abſ. 3 Satz 2 ZPO., wonach eine Zwangshypothek 
nur für eine den Betrag von 300 überjteigende Forderung eingetragen werden 
kann, auch auf die Arreſthypothek Anwendung findet. Hierüber beſteht Streit 
(vgl. Seuff Bl. 66, 341 und Gaupp-Stein ZPO.s Note 16 zu $ 932). Zweifel 
über die Beantwortung der Frage ſind hauptſächlich aus folgenden Urſachen 
entſtanden: 

1. In § 932 Abſ. 2 3PO. werden zwar die $$ 867. 868 auf die Voll— 
ziehung des Arreſtes für anwendbar erklärt, nicht aber der $ 866 Abſ. 3 Satz 2. — 
2. Über die Urſache dieſer Abweichung findet ſich, obwohl die Vorſchrift des 
§ 866 Abſ. 3 erſt im Reichstage beſchloſſen wurde, weder in den Beratungen der 
Reichstagskommiſſion noch in denen des Reichstagsplenums eine Aufklärung. — 
3. Die Beſchränkung von Zw.-Hypotheken auf Forderungen von mehr als 
300 „ erſcheint deshalb erträglich, weil für die auf Grund Urteils vollſtreck— 
baren Forderungen von 300 t und darunter noch die Vollſtr.-Maßregeln der 
Zw.⸗Verſteigerung und Zw.-Verwaltung zu Gebote ſtehen. Ein dinglicher 
Arreſt zugunſten einer 300 f nicht überſteigenden Forderung gegen einen 
Schuldner, deſſen greifbares Vermögen nur in Grundbeſitz beſteht, kann aber 
garnicht vollzogen werden, wenn die Vollziehung des Arreſtes in den Grund— 
beſitz des Schuldners auf Forderungen über 300 „ beſchränkt iſt. 

Die Vertreter der Meinung, die auf Verneinung der oben geſtellten 
Frage geht (insbeſondere Gaupp-Stein a. a. O.), legen das Hauptgewicht 
auf die Umſtände unter 3 und erblicken in der Bejahung der Frage einen 
antiſozialen Rechtsſatz, der mit klaren Worten im Geſetze ſtehen müßte, wenn 
er Geltung haben ſolle. Der Senat entſcheidet ſich wie die Vorinſtanzen im 
Anſchluß an den Beſchluß des Reichsgerichts v. 15. März 1905 (RGeEntſch. 60, 
279) für die Bejahung der Frage. 

Die Beſchränkung der Zuläſſigkeit der Zw.- Hypotheken auf Forderungen 
über 300 „ wurde in den Beratungen des Reichstags (nach dem angeführten 
Urteile S. 282) damit begründet, daß für die auf den Perſonalkredit hin ge— 
währten kleineren Darlehen der Anſpruch auf Realkredit nicht gewährt und daß 
eine Überfüllung des Grundbuchs mit ſo kleinen Hypotheken verhütet werden 
ſollte. Dieſe Gründe, welche nur die Lage des Schuldners und die Führung 
des Grundbuchs berückſichtigen, mögen nach heutigen Anſchauungen bedauerlich 
fein, fie gelten aber für Arreſthypotheken ebenſo wie für Zw.⸗ Hypotheken 
und ermöglichen zugunſten jener keine andre Auslegung als hinſichtlich dieſer. 
Nach § 928 ZPO., der den früheren § 808 unverändert wiedergibt, finden auf 
die Vollziehung des Arreſtes die Vorſchriften über die Zw. Vollſtreckung 
entſprechende Anwendung, ſoweit nicht die $$ 929 ff. abweichende Beltim- 
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mungen enthalten. Abweichungen über die Vollziehung des Arreſtes in ein 
Grundſtück enthält nur der $ 932. Der Umſtand, daß in dem $ 932 die 8$ 867. 
868 ausdrücklich als anwendbar erklärt ſind, der § 866 Abſ. 3 Satz 2 aber nicht, 
wird mit Recht dadurch erklärt, daß $ 932 nur die Art der Vollziehung des Arreſtes 
„Die Vollziehung des Arreſtes durch Eintragung einer Sicherungshypothek 
it‘, wie das RG. im angeführten Urteile (S. 283) zutreffend hervorhebt, „nicht 
ganz ſo geregelt wie die Zw.⸗Vollſtreckung durch Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek. Mit Rückſicht auf die Abweichung war eine Beſtimmung geboten, 
daß die Vorausſetzungen und Wirkungen beider Eintragungen im übrigen gleich 
ſind; dagegen fehlte es an einer dringenden Veranlaſſung, die Vorausſetzung 
der Zuläſſigkeit, die ſchon durch $ 928 gedeckt war, durch die Bezugnahme auf 

den $ 866 Abſ. 3 Satz 2 zu wiederholen.“ 

Es muß auch den Sätzen der reichsgerichtlichen Entſcheidung zugeſtimmt 
werden, daß, wenn die Beſchränkung des $ 866 Abſ. 3 Satz 2 für die Arreſt⸗ 
hypotheken nicht gälte, dann zur Sicherung der künftigen Vollſtreckung eines 
Urteils durch einen Arreſt mehr erwirkt werden könnte als durch die Voll— 
ſtreckung des Urteils, und daß hierdurch die Vorſchrift des $ 866 Abſ. 3 Satz 2 
umgangen werden könnte. Wenn gegen den erſteren Satz (von Gaupp⸗Stein) 
eingewendet wird, daß er um deswillen ohne Bedeutung ſei, weil der Arreſt 
auch ein Mehreres als das Urteil vorausſetze, nämlich die Gefährdung des 
Anſpruchs, ſo kann dem nicht beigetreten werden. Das Mehrerfordernis des 
Arreſtes gegenüber dem Urteil wird ſchon dadurch wieder ausgeglichen, daß 
ein Urteil vom Gericht ſchwerer erlangt werden kann und einen größeren Auf— 
wand des Gläubigers an Zeit und Geld erfordert als ein Arreſt. Eine Er— 
ſchwerung der Vorausſetzungen für die Erlangung eines Arreſtes würde den 
Wert der Einrichtung des dinglichen Arreſtes weit mehr herabdrücken als die 
Beſchränkung der Vollziehung des dinglichen Arreſtes in den Grundbeſitz des 
Schuldners auf den zugunſten von Forderungen über 300 „ angeordneten 
Arreſt. Dazu kommt, daß der Vorzug, den die Ermöglichung der Zw.⸗Ver⸗ 
ſteigerung und Zw.⸗Verwaltung für die auf Grund eines Urteils vollſtreckbaren 
Forderungen von 300 „& und darunter gegenüber den auf Grund eines ding⸗ 
lichen Arreſtes vollſtreckbaren Forderungen im gleichen Betrage gewährt, 
nicht ſehr hoch veranſchlagt werden kann, weil, wie ſchon bei der Beratung der 
einschlägigen Vorſchriften im Reichstage mit Recht bemerkt wurde (vgl. das 
angeführte Urteil S. 282), nicht anzunehmen iſt, daß die Gläubiger von ſo 
Heinen Forderungen von den Vollſtr.⸗Maßregeln der Zw.⸗Verſteigerung und 
Zw.⸗Verwaltung von Grundſtücken häufig Gebrauch machen werden.“ 


Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Dez. 1912. Reg. III. 
101/12. Seuff Bl. 78, 189. 
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163. Verkauf unter Eigentumsvorbehalt zum Weiterverkauf; hat der 
Verkäufer im Honkurſe des Weiterverkäufers Anſpruch auf eine Erſatz⸗ 
ausſonderung d 
Vgl. 37 Nr. 63 m. N.; 49 Nr. 226. 

KO. § 46; BGB. $ 455. 

Dieſe Frage iſt in nachfolgenden Urteilen der Oberlandesgerichte Stettin 
und Kiel verſchieden beantwortet worden. 

I. Der ſpätere Gemeinſchuldner hatte von der verklagten Fabrik im April 
1911 einen Motor für 3420 4 gekauft und ihn vor Tilgung des Kaufpreiſes 
an den Gutsbeſitzer für 4400 & weiterverkauft. Die Fabrik hatte ſich das Eigen- 
tumsrecht bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes vorbehalten. Der Konk.⸗Verwalter 
klagte gegen die Fabrik auf Feſtſtellung, daß die Forderung der 4400 „ zur 
Maſſe gehöre, und gegen die Ehefrau des Gem.-Schuldners, der dieſer die 
Forderung abgetreten hatte, auf Abtretung an die Maſſe. — Es wurde erkannt, 
daß die Fabrik zum Belauf von 3420. Anſpruch auf Abtretung der Forderung 
habe (§ 46 KO.). Aus den Gründen: 

„Im § 46 KO. iſt beſtimmt: wenn Gegenſtände, deren Ausſonderung aus 
der Konk.⸗Maſſe hätte beanſprucht werden können, vor der Eröffnung des 
Verfahrens von dem Gemeinſchuldner veräußert worden ſeien, ſo könne der 
Ausſonderungsberechtigte die Abtretung des Rechts auf die Gegenleiſtung 
verlangen. Nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung ergreift allerdings die 
darin geregelte Erſatzforderung das Recht auf die Gegenleiſtung ohne Ein- 
ſchränkung. Solche wörtliche Auslegung kann aber unmöglich richtig ſein. 
Sie führt zu dem unannehmbaren Ergebnis, daß der Konk.-Maſſe auch die 
Werte entzogen würden, die nicht dem Vermögen des Ausſonderungsberech⸗ 
tigten entſtammen, ſondern durch die eigenſte Tätigkeit des Gem.-Schuldners 
geſchaffen worden ſind. Das iſt, wie der Zuſammenhang der Beſtimmungen 
über die Ausſonderung erkennen läßt, nicht die Abſicht des Geſetzes. Man 
bezeichnet die im § 46 KO. geregelte Ausſonderung als Erſatzausſonderung, 
weil der Berechtigte die Forderung als Erſatz für die veräußerte Sache erhalten 
ſoll. Durch § 46 ſollte lediglich aus Billigkeitsgründen der Kreis der Ausſon⸗ 
derungsberechtigten erweitert werden (vgl. Jaeger KO.“ Anm. 1 zu § 46). 
Hatte alſo der Berechtigte, wie hier, die Sache zu einem niedrigeren Preiſe 
dem nachmaligen Gem.-Schuldner verkauft als dieſer ſie ſpäter weiterverkauft 
hat, ſo kann füglich die Ausſonderungsforderung des Berechtigten niemals 
höher ſein als ſeine Kaufpreisforderung an den nunmehrigen Gemeinſchuldner.“ 

Teil⸗Urteil des OLG. Stettin (2. Sen.) v. 3. März 1913 i. S. Harveſter⸗ 

Company u. Gen. (Bekl.) w. Schmeling-Konk. 2 U. 467/12. 

Dazu wird weiter im Schlußurteil v. 3. April 1913 ausgeführt: 

„Unſtreitig hatte ſich die verklagte Fabrik an dem Motor, den ſie dem 
jetzigen Gem.⸗Schuldner geliefert hatte, das Eigentum bis zur vollſtändigen 
Bezahlung des Kaufpreiſes vorbehalten. Mit dieſem Eigentumsvorbehalt 
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war es durchaus vereinbar, daß der jetzige Gem.⸗Schuldner die ihm gelieferten 
Maſchinen weiterverkaufen und daß die Erwerber ſolcher Maſchinen gemäß 
8932 BGB. und § 366 HGB. Eigentum daran erwerben ſollten. Daß F. 
den Motor zu Eigentum erwerben ſollte, iſt von ihm bezeugt und nach der 
ganzen Sachlage ſelbſtverſtändlich; er hätte ſich unmöglich darauf einlaſſen 
können, einen Motor vom jetzigen Gem.⸗Schuldner zu kaufen, an dem er erſt 
dann Eigentum erworben hätte, wenn ſein Verkäufer den Kaufpreis an die 
Fabrik gezahlt haben würde, einen Motor alſo, den er an den Gem.⸗Schuldner 
voll hätte bezahlen müſſen, ohne ſicher zu gehen, ob dieſer ſeinerſeits den Kauf⸗ 
preis an die Lieferantin entrichten würde. 

Hatte ſo die Fabrik ihr Eigentum an dem Erſatzmotor dadurch verloren, 
daß F. dies Eigentum erworben hatte, ſo wird doch hierdurch nicht ihr Anſpruch 
auf Erſatzausſonderung der Kaufpreisforderung des Gem.⸗Schuldners an F. 
ausgeſchloſſen, wie das Landgericht annimmt, ſondern im Gegenteil erſt be- 
gründet. Solange ſie noch Eigentümerin des Erſatzmotors war, ſtand ihr 
die Eigentumsklage zu, und ein Anſpruch auf Erſatzausſonderung kam dann 
überhaupt nicht in Frage (vgl. Jaeger Anm. 3. 20 zu § 46 KO.). Ebenſowenig 
ſchließt die Berechtigung des Gem.⸗Schuldners, trotz des Eigentumsvorbehalts 
über die Maſchinen durch Weiterverkauf zu verfügen, den Anſpruch auf Erſatz⸗ 
ausſonderung aus. Allerdings ging man bei Beratung des Geſetzes davon 
aus, vor allem die Fälle unberechtigter Verfügung zu treffen (vgl. Hahn 
Mater. zur KO. 183; Begrdg. des Entw. 186); das Geſetz ſelbſt macht jedoch 
in dieſer Beziehung keine Unterſcheidung. Demgemäß wird allgemein mit 
Recht angenommen, daß die Beſtimmung über die Erſatzausſonderung im 
§ 46 KO. auch auf den Fall bejugter Veräußerung fremder Vermögensgegen⸗ 
ſtände Anwendung findet. 

Die verklagte Fabrik iſt mithin berechtigt, die Erſatzausſonderung der 
Käufpreisforderung zu fordern.“ Wt. 


II. Gründe des Kieler Urteils. 
„— — — Mit dem Landgericht iſt davon auszugehen, daß die in Frage 
ſtehende Maſchine dem Gem.⸗Schuldner von der Klägerin unter Eigentums⸗ 
vorbehalt geliefert iſt. Sie iſt dann von dem Gem.⸗Schuldner an den Guts⸗ 
beſitzer V. veräußert worden, vor der Konk.⸗Eröffnung. Der Gem.⸗Schuldner 
hat die Maſchine ſeinerſeits ohne Eigentumsvorbehalt weiter veräußert auf 
eigene Rechnung, und auch darin iſt dem LG. zuzuſtimmen, daß er hierzu der 
Klägerin gegenüber befugt war. Die Klägerin wußte, daß der Gem.⸗Schuldner 
Zwiſchenhändler war und die Maſchine zwecks Weiterverkaufs an ſeine Kunden 
bezog. Sie war, wie angenommen werden muß, auch von der Klägerin ſelbſt 
nicht beſtritten wird, damit einverſtanden, daß der Gem.⸗Schuldner. die Ma⸗ 
ſchine in ſeinem Geſchäftsbetrieb weiterveräußerte und an ſeine Kunden zu 
Eigentum übertrug. Die Eigentumsübertragung erfolgte daher mit ihrer 
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Zuſtimmung, war alſo gemäß § 185 BGB. wirkſam und brachte das e 
Eigentum zum Erlöſchen. 

Es fragt ſich, ob auch in einem ſolchen Fall der Ausſonderungsanſpruch 
nach § 46 KO. auf Abtretung der Kaufpreisforderung gegeben iſt. Das Ber.- 
Gericht iſt in Übereinſtimmung mit dem LG. zur Verneinung der Frage 
gelangt. 

Die rechtliche Natur des Anſpruchs aus § 46 KO. iſt in der Rechtslehre 
beſtritten. Zu eng erſcheint die Auffaſſung (vgl. Peterſen-Kleinfeller, Anm. 4; 
Sarwey-Boſſert, Anm. 1 zu § 46), daß der Rechtsgrund des Anſpruchs ſtets 
ungerechtfertigte Bereicherung ſei. Es kann ſehr wohl der Anſpruch auch eine 
deliktiſche Grundlage haben. Anderſeits aber iſt die Vorſchrift des § 46 nicht 
auf die Fälle rechtswidriger Veräußerung beſchränkt, ſie findet auch Anwen— 
dung, wenn der Gem.⸗Schuldner befugterweiſe, etwa als Beauftragter oder 
Vermögensverwalter, die fremde Sache in eigenem Namen veräußert hat; 

vgl. Begründung S. 187 bei Hahn Mater. zur KO. Anm. zu § 38 a. F.; l 
mowski Anm. 1 zu § 46; Jaeger Anm. 2 daſelbſt. 
Erforderlich iſt zunächſt nur, daß, wenn die Veräußerung nicht erfolgt wäre, 
die Ausſonderung der Sache aus der Konk.Maſſe hätte beanſprucht werden 
können, und dieſe Vorausſetzung würde hier an ſich vorliegen. 

Aber der rechtliche Gedanke, der dem § 46 zugrunde liegt, geht doch nicht 
dahin, daß nun für den Konkursfall ein Anſpruch geſchaffen werden ſollte, 
der außerhalb des Konkurſes jeder Begründung entbehren würde. Vielmehr 
hat der § 46 nur ſolche Fälle im Auge, wo der Gem.-Schuldner, ſei es befugt, 
ſei es unbefugt, über eine fremde Vermögensſphäre verfügt und daher auch 
den Anſpruch auf die Gegenleiſtung als einen ihm materiell fremden 
erworben hat. Iſt die Sache unberechtigt veräußert, ſo gehört auch der Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung rechtmäßig nicht in das Vermögen des Gem.-⸗Schuldners 
hinein, und der Eigentümer hat gemäß §816 BGB. Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe des durch die Veräußerung Erlangten, oder nach den Grundſätzen über 
unerlaubte Handlung Anſpruch auf Erſatz des Wertes der Sache, der in dem 
erzielten Kaufpreis durchweg ſeinen Ausdruck findet. Die Billigkeitserwä⸗ 
gungen, die ausweislich der Motive für die Schaffung des $ 46 (früher § 38) 
KO. weſentlich beſtimmend geweſen ſind, konnten in den letzteren Fällen dahin 
führen, daß der Anſpruch auf die Gegenleiſtung aus praktiſchen Gründen an 
die Stelle des Anſpruchs auf Werterſatz geſetzt wurde. Iſt dagegen die Sache 
berechtigterweiſe, materiell aber für Rechnung des Eigentümers, veräußert, 
ſo hatte ebenfalls der Eigentümer nach den Grundſätzen des Auftrages oder 
der Geſchäftsbeſorgung den Anſpruch auf Auskehrung des erzielten Erlöſes. 
Für alle dieſe Fälle hat das Geſetz aus Billigkeitsgründen den ſchon nach all— 
gemeinen Rechtsgrundſätzen begründeten Erſatzanſpruch für den Eintritt des 
Konkurſes mit der Kraft eines Ausſonderungsanſpruchs verſehen, da es billig 
erſchien, daß die Lage des Eigentümers durch die Veräußerung, die materiell 
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das Vermögen des Gem.⸗Schuldners nicht anging oder nicht hätte angehen 
dürfen, nicht weſentlich verſchlechtert werde. Lediglich eine Verſtärkung dieſes 
Erſatzanſpruchs, nicht die Schaffung eines ganz neuen Anſpruchs iſt vom Geſetz 
gewollt: | 
vgl. Jaeger Anm. 3 zu $ 46; auch Hellwig im ArchZivPrax. 68, 248. 

Berückſichtigt man nun die Umſtände des hier vorliegenden Falls, ſo hat 
der Gem.⸗Schuldner mit Zuſtimmung der Klägerin die dieſer bisher gehörige 
Maſchine veräußert, aber nicht im Auftrage und für Rechnung der Klägerin, 
ſondern für eigene Rechnung. Die Klägerin hatte nach der Veräußerung gegen 
den Gem.⸗Schuldner keinen Anſpruch auf Erſatz oder Erſtattung des von ihm 
erzielten Kaufpreiſes, ſondern ſie hatte nunmehr nur ihre Kaufpreisforderung 
gegen den Gem.⸗Schuldner. Sie ſtand alſo nicht anders da als jeder andre 
Verkäufer und Gläubiger. | 

Daß nun der jpätere Ausbruch des Konkurſes die Wirkung haben ſoll, der 
Klägerin für ihre einfache Kaufpreisforderung jetzt einen Ausſonderungs⸗ 
anſpruch auf die Kaufpreisforderung des Gem.-Schuldners gegen den dritten 
Käufer zu gewähren, kann nicht angenommen werden und liegt nicht im Sinne 
des Geſetzes. Das Geſetz hat nicht gewollt, daß die Vermögensmaſſe des 
Gem.⸗Schuldners ſchlechter ſtehen ſollte als wie ſie ohne Eintritt des Kon⸗ 
kurſes geſtanden hätte, und daß anderſeits dem Verkäufer durch den Kon- 
kursfall ein Recht zufallen ſollte, das ihm ſonſt niemals zuſtehen würde. Die 
Unanwendbarkeit des § 46 auf den hier zu entſcheidenden Fall zeigt ſich auch 
darin, daß die Klägerin nun ein Recht auf Abtretung eines höheren Kauf— 
preiſes erlangen würde, als der zwiſchen ihr und dem Gem.⸗Schuldner verein⸗ 
barte Kaufpreis beträgt, auf den allein ſie doch dem Gem.-Schuldner gegenüber 
Anſpruch hat. Das Entſcheidende iſt, daß der Verkauf für Rechnung des Gem.⸗ 
Schuldners, nicht mehr im Bereich der Vermögensſphäre der Klägerin erfolgt 
iſt. Deshalb ſteht ihr kein Anſpruch auf den Kaufpreis noch auch ein ſonſtiger 
Erſatzanſpruch aus der Veräußerung zu, und daher muß auch § 46 KO. aus⸗ 


ſcheiden, der dieſen Anſpruch nur für den Konkursfall verſtärken will. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 28. März 1913 i. S. Wood Co. w. 
Klingelhöfer Konkurs. 2 U. 264/12. Mn. 


164. Nichtigkeit einer vorher verſprochenen Bevorzugung nach 
Beſtätigung des Swangsvergleichs. 
Vgl. 44 Nr. 298; 53 Nr. 70. 
KO. § 181; BGB. $ 134. 

Nachdem die Kläger auf ihre im Konkurſe des Beklagten angemeldete 
und anerkannte Konk.⸗Forde rung von 15000. die in dem rechtskräftig be⸗ 
ſtätigten Zwangsvergleich feſtgeſetzten 33¼ % erhalten hatten, klagten fie auf 
Zahlung weiterer 10 000 & mit folgender Begründung. Der damalige Konk.⸗ 
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Verwalter habe ſie gebeten, dem Zwangsvergleich zuzuſtimmen, und ihnen 
dagegen die ſpätere volle Befriedigung ihrer Forderung in Ausſicht geſtellt. 
Sie hätten ſich mit dieſem Vorſchlage einverſtanden erklärt, und nach rechts- 
kräftiger Beſtätigung des Zwangsvergleichs habe ſodann der Beklagte eine 
Urkunde v. 12. Aug. 1908 ausgeſtellt, inhalts deren er bekenne, ein mit 5% 
verzinsliches nach ſechsmonatlicher Kündigung rückzahlbares Darlehn von 
15 000.4 von ihnen erhalten zu haben. — Der Beklagte beſtritt u. a. die Rechts⸗ 
verbindlichkeit der in der Urkunde abgegebenen Erklärung mit Rückſicht darauf, 
daß ſie bezweckt habe, den Klägern einen Sondervorteil zwecks Herbeiführung 
des Zwangsvergleichs zu gewähren. — In 1. Inſtanz wurde die Klage in Höhe 
eines Betrages von 8489,65 „ nebſt Zinſen durch Teilurteil abgewieſen, 
während in 2. Inſtanz die Entſcheidung von einer Eidesleiſtung der Kläger 
abhängig gemacht wurde. Das RG. ſtellte das 1. Urteil wieder her. Aus 
den Gründen: N 

„— — — Wenn das Ber.⸗-Urteil davon ausgeht, daß der Beklagte den 
Klägern vor dem Abſchluß des Zwangsvergleichs keine bindende Zuſage 
gemacht habe und daß deshalb das nach Abſchluß des Zwangsvergleichs ab- 
gegebene Schuldverſprechen rechtsverbindlich ſei, ſo verkennt es die Bedeutung 
und Tragweite des § 181 KO. Danach kann eine rechtlich bindende Zuſage, 
durch welche einem Gläubiger ohne Zuſtimmung der zurückgeſetzten Gläubiger 
eine Bevorzugung, insbeſondere volle Befriedigung zugeſichert wird, während 
ſich die übrigen Gläubiger mit der Zwangsvergleichsquote begnügen müſſen, 
überhaupt nicht gemacht werden, da eine derartige Zuſage ‚nichtig‘ iſt. Der 
Umſtand alſo, daß der Beklagte vor dem Abſchluß des Zwangsvergleichs den 
Klägern volle Befriedigung ihrer Forderungen lediglich ‚in Ausſicht geftellt‘ 
und erſt nach Abſchluß des Zwangsvergleichs eine ‚bindende‘ Erklärung in 
dieſem Sinne abgegeben hat, vermag die Anwendbarkeit des § 181 Satz 3 KO. 
nicht in Frage zu ſtellen. Wollte man dies nicht annehmen, ſo hätten es die 
Beteiligten in der Hand, die Vorſchrift des § 181 in der einfachſten Weiſe zu 
umgehen, indem ſie dahin übereinkämen, den auf die Bevorzugung des Gläu⸗ 
bigers abzielenden Vertrag in bindender Wetje‘ erſt nach der Rechtskraft des 
Zwangsvergleichs abzuſchließen. Eine derartige lediglich zur Umgehung des 
Geſetzes geſchloſſene Vereinbarung wird aber von der im § 181 KO. angedrohten 
Nichtigkeit‘ ebenſo getroffen, wie wenn der auf die Bevorzugung abzielende 
Vertrag bereits vor dem Zuſtandekommen des Zwangsvergleichs förmlich ab- 
geſchloſſen wird. — — — 

Die Sache erſcheint ſchon jetzt zur Endentſcheidung gemäß § 565 Abſ. 3 
ZPO. reif. Es muß davon ausgegangen werden, daß der Beklagte den Klägern 
zugeſichert hatte, ihnen nach dem 12. Aug. 1908 und zwar nach vorgängiger 
ſechsmonatlicher Kündigung an Stelle der Zwangsvergleichsquote von 33¼% 
den vollen Betrag ihrer Forderung von 15 000 „ auszuzahlen. Dieſes Ver- 
ſprechen muß aber, wie der 1. Richter mit Recht angenommen hat, an ſich als 


165. Zwangsvergleich. 301 


eine weſentliche Bevorzugung der Kläger vor den übrigen Gläubigern und 
deshalb als gegen § 181 KO. verſtoßend und demnach als ‚nichtig‘ bezeichnet 
werden. Eine abweichende Beurteilung hätte höchſtens unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden in Frage kommen können, für welche die Behauptungs⸗ und Beweislaſt 
den Klägern obgelegen hätte. Solche Umſtände haben dieſe weder in 1. Inſtanz 
noch nach dem Tatbeſtand des angefochtenen Urteils im Ber.⸗Verfahren geltend 
gemacht; es muß daher ohne weiteres bei der ſachlich zutreffenden Entſcheidung 
des 1. Richters ſein Bewenden behalten. 

Hierbei kann es ganz dahingeſtellt bleiben, ob man in rechtlicher Hinſicht 
dem Urteil des 1. Zivilſen. des RG. v. 5. Jan. 1889 (Seuff A. 44 Nr. 298) 
oder dem einen abweichenden Standpunkt vertretenden Urteil des Bayer. 
Oberſten LG. v. 30. Sept. 1897 (Seuff A. 53 Nr. 70) ſich anſchließen will. 
Denn der prozeßordnungmäßig feſtſtehende Sachverhalt ergibt auch vom 
Standpunkt jenes reichsgerichtlichen Urteils aus zweifellos, daß das Schuld- 
verſprechen v. 12. Aug. 1908 eine gegen § 181 KO. verſtoßende Bevorzugung 
der Kläger enthält. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 23. Dez. 1912 in der hamb. 

Sache Eichholz (Bkl.) w. Trowitz Erben (OLG. Hamburg). VI. 334/12. 


165. Der Swangsvergleich beſeitigt nicht einen Eigentumsvorbehalt. 
ö Vgl. 50 Nr. 151; auch 66 Nr. 87 m. N. 
KO. § 193; BGB. 5 455. 

Der Kläger hatte ſich bei dem Verkauf der ſtreitigen Maſchinen an den 
Beklagten ſein Eigentumsrecht bis zur vollſtändigen Zahlung des Preiſes 
vorbehalten. Der Beklagte geriet vor vollſtändiger Zahlung in Konkurs, der 
durch Zwangsvergleich beendet wurde. Dem vom Kläger geltend gemachten 
Eigentumsvorbehalt gegenüber berief der Beklagte ſich vergebens auf den 
Zwangsvergleich: 

„Durch den Zwangsvergleich v. 7. Okt. 1910 iſt die Wirkſamkeit des 
Eigentumsvorbehalts nicht berührt. Nach § 193 KO. iſt der rechtskräftig be⸗ 
ſtätigte Zwangsvergleich zwar wirkſam für und gegen alle nicht bevorrechtigten 
Konk.⸗Gläubiger, auch wenn ſie an der Beſchlußfaſſung darüber nicht teil⸗ 
genommen oder dagegen geſtimmt haben. Dadurch, daß ſie ihre Forderungen 
nur nach Maßgabe des Vergleichs geltend machen können, ſind dieſe in ihrem 
darüber hinausgehenden Betrage jedoch nicht vollſtändig beſeitigt. Vielmehr 
bleibt hier, wie aus dem zweiten Satze des $ 193 zu entnehmen und insbeſondere 
auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerkannt iſt, 

I. 490/03 v. 8. Febr. 1904; VI. 205/07 v. 6. Febr. 1908; IV. 423/08 v. 29. April 1909, 
eine natürliche Verbindlichkeit zurück, die nicht nur die in 8 193 Satz 2 aufge⸗ 
führten Nebenrechte, ſondern auch Rechte des Gläubigers aus einer Sicherungs⸗ 
übereignung oder Sicherungsabtretung aufrechterhält (vgl. RG. VII. 409/07 
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v. 19. Okt. 1909). Daß ein Eigentumsvorbehalt „bis zur vollſtändigen Zahlung 
des Preijes‘, wie er in Frage ſteht, ebenfalls nicht vor Tilgung auch dieſer 
natürlichen Verbindlichkeit erliſcht, darf um ſo unbedenklicher angenommen 
werden, als es ſich dabei im weſentlichen darum handelt, ob die Bedingung ein⸗ 
getreten iſt, von deren Eintritt der Übergang des Eigentums an den betreffenden 
Sachen auf den Empfänger abhängig gemacht iſt, und als der Zwangsvergleich 
den Inhalt dieſer Bedingung an ſich jedenfalls unberührt läßt.“ 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 7. Dez. 1912. V. 302/12. 

SeuffBl. 78, 183. 


166. Rechtsmittel gegen die Weigerung des (preuß.) Notars, eine voll- 
ſtreckbare Ausfertigung zu erteilen. — Koftenpflit im iz 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

Preuß. FGG. 88 9. 51. 

Die notarielle Verhandlung v. 29. Febr. 1908 enthielt die Beſtellung 
einer Hypothek, die ſofort fällig ſein ſollte, wenn der belaſtete Grundbeſitz 
ohne Genehmigung der Gläubigerin verkauft werde, und die Unterwerfung 
des Schuldners unter die ſofortige Zw.-Vollſtreckung gemäß § 800 ZPO. 
Nachdem der Grundbeſitz am 24. Nov. 1911 an Kr. und von dieſem an Kl. 
aufgelaſſen worden war, beantragte die Gläubigerin bei dem Notar die Er— 
teilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung der Urkunde gegen den zuletzt ge⸗ 
nannten Eigentümer. Der Notar lehnte den Antrag ab, weil die Fälligkeit 
der Forderung nicht durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nach⸗ 
gewieſen ſei. Die Gläubigerin ſtellte darauf beim Landgericht den als Beſchwerde 
bezeichneten Antrag, den Notar zur Erteilung der Ausfertigung anzuweiſen. 
Kl. wurde in dem Verfahren gehört, er beantragte, die Beſchwerde koſtenfällig 
zurückzuweiſen. Das LG. gab jedoch dem Antrage der Gläubigerin ſtatt und 
legte die Koſten dem Kl. auf, unter Bezugnahme auf § 91 ZPO. Kl. erhob 
weitere Beſchwerde mit dem Antrage, den Antrag der Gläubigerin abzuweiſen 
und ihr alle Koſten aufzuerlegen. Im Laufe des Verfahrens ſtarb der Be— 
ſchwerdeführer. Die Gläubigerin erklärte darauf, daß ſie aus dieſem Grunde 
ihren Antrag auf Erteilung der Vollſtr.-Klauſel gegen Kl. nicht aufrechterhalte; 
ſie bat aber, über die Koſten zu entſcheiden, damit ihr durch die unbegründete 
Weigerung des Notars und das Beſchwerdeverfahren keine Koſten entſtänden. 
Als zum Nachlaß des Kl. der Nachlaßkonkurs eröffnet wurde, nahm der Konk.⸗ 
Verwalter das Verfahren auf und bat nur noch um eine Entſcheidung wegen 
der Koſten. — Die Koſtenentſcheidung wurde mit folgender Begründung auf— 
gehoben: 

„Gegen den Beſchluß des Landgerichts it die einfache Beſchwerde zuläſſig. 

Die Frage, welches Rechtsmittel gegeben ſei, wenn ein Notar die Er- 
teilung der Vollſtr.-Klauſel verweigert, iſt in der Zivilprozeßordnung nicht 
geregelt. Die Beſtimmung des $ 797 Abſ. 3 bezieht ſich nur auf Einwendungen 
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des Schuldners gegen die Erteilung der Klauſel (RG. in ZW. 1895, 520) und 
auf die Erteilung einer weiteren vollſtreckbaren Ausfertigung. Andre Be⸗ 
ſtimmungen, die etwa analog auf dieſen Fall zur Anwendung kommen könnten, 
enthält die Zivilprozeßordnung nicht, da die Tätigkeit des Notars weder mit 
der des Gerichtsſchreibers noch mit der des Richters gleichgeſtellt werden kann. 
Daher iſt für dieſe Frage die landesgeſetzliche Regelung des Notariatsweſens 
maßgebend, und der Art. 51 preuß. FGG., der ganz allgemein von Ausfer⸗ 
tigungen ſpricht, muß auch auf vollſtreckbare Ausfertigungen Anwendung 
finden. ' 

So das KG. in OLGRſpr. 14, 166; OLG. Düſſeldorf in ZBlfrG. 11, 456; Cöln 
ebenda 9, 323; Joſef Komm. Nr. 3 zu Art. 51; Schultze⸗Görlitz-Oberneck Nr. 3 
zu Art. 51; Rausnitz Nr. 2 b zu Art. 51. Anders OLG. Breslau in OL GRſpr. 
23, 383. 

Hieraus ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Landgerichts, das hier als 1. Inſtanz 
entſcheidet. Es folgt ferner hieraus, daß dieſes Verfahren nicht ein Teil der 
Zw.⸗Vollſtreckung, ſondern ein Verfahren der freiwill. Gerichtsbarkeit iſt, das 
nur zur Vorbereitung der Zw.-Vollſtreckung dient. Dies iſt von Bedeutung 
für die Koſtenentſcheidung, die allein noch begehrt wird. 

Das Verfahren der freiwill. Gerichtsbarkeit iſt nicht ein Streitverhältnis 
zwiſchen Parteien, ſondern eine Tätigkeit des Gerichts, in der andre Perſonen 
nur als Antragſteller Subjekte des Verfahrens ſein können. Wenn der Antrag 
den Intereſſen eines anderen widerſtreitet, ſo hat dieſer nicht wie im Prozeſſe 
die Stellung des ‚Gegners‘, der auf den Gang des Verfahrens kraft geſetzlicher 
Befugnis einwirken könnte. Das Gericht hat vielmehr regelmäßig von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittelungen anzu⸗ 
ſtellen und danach zu entſcheiden; die Erfüllung dieſer Pflicht wird durch das 
Eingreifen des anderen nur unterſtützt, aber in keiner Weiſe begrenzt oder 
ſonſt beeinflußt. Die Vorſchriften des Prozeſſes ſind daher nicht auf dieſes 
Verfahren auszudehnen, insbeſondere ſind die Grundſätze über die Kojten- 
pflicht (§8 91 ff. ZPO.) hier nicht anzuwenden; 

OLG. Dresden ZBlfrG. 1, 151. 703; Unger 33P. 34, 278. 284; Monnich ebenda 
33, 66; Joſef Lehrb. d. frw. Gbk. 281/2; derſelbe Komm. Anm. 1 zu Art. 9; 
Fuchs Anm. 1 zu Art. 9; Schultze-Görlitz-Oberneck 25 zu Art. 9; Mügel preuß. 
GKG. 27. 380. 

Die Pflicht zur Zahlung der Gerichts koſten ergibt ſich in der freiwill. 
Gerichtsbarkeit, ohne daß es einer beſonderen Entſcheidung bedürfte, aus dem 
Geſetz (vgl. Klein in DIZ. 1912 Sp. 916 f.). Nach dem hier maßgebenden 
§ 109? preuß. GKG. finden auf das nach Art. 51 preuß. FGG. eingeleitete Ver⸗ 
fahren die 88 45. 46 RGK G. Anwendung. Eine Koſtenerſtattungspflicht andern 
Beteiligten gegenüber kann in dieſem Verfahren nur dann in Frage kommen, 
wenn dieſe Pflicht gemäß Art. 9 preuß. FGG. beſonders ausgeſprochen iſt 
(Mügel a. a. O.). 


304 166. Notariat. 


Hiernach iſt die Koſtenentſcheidung des angefochtenen Beſchluſſes nicht 
begründet. Das Gericht hat dem Antrage der Gläubigerin ſtattgegeben, und 
da ein Gegner i. S. des 85 Abſ. 1 RG KGG. nicht vorhanden iſt, waren Ge⸗ 
bühren nicht zu erheben. Soweit die Entſcheidung auch eine Koſtenerſtattungs⸗ 
pflicht des Beſchwerdeführers gegenüber der Gläubigerin ausſpricht, iſt ſie 
nicht gerechtfertigt, weil der nach Art. 9 preuß. FGG. erforderliche beſondere 
Antrag von der Gläubigerin nicht geſtellt iſt und auch die weiteren Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Vorſchrift nicht vorgelegen haben. Denn das Verfahren des 
LG. iſt nicht durch das Verhalten des Beſchwerdeführers, ſondern allein e 
die Weigerung des Notars veranlaßt worden. 

Eines Ausſpruchs über die Pflicht zur Zahlung der Gerichts koſten 
bedarf es nicht, da dieſe ſich, wie oben ausgeführt, unmittelbar aus dem Geſetz 
ergibt, und es Sache des Gerichtsſchreibers iſt, hierüber wie über den Betrag 
der Gerichtskoſten zu befinden, während das Gericht erſt auf Erinnerung des 
als zahlungspflichtig in Anſpruch Genommenen tätig wird (vgl. §§ 14. 25 
preuß. GK G.; Klein a. a. O.). Eine Koſtenerſtattungs pflicht der 
Beteiligten kann in dieſem Beſchluß nicht ausgeſprochen werden, wenn auch die 
von den Beteiligten geſtellten Anträge hierzu für zureichend zu erachten ſein 
würden. Denn nach Art. 9 preuß. FGG. kann das Gericht dieſe Verurteilung 
nur ‚bei der von ihm zu treffenden Entſcheidung' ausſprechen, d. h. nur, wenn 
gleichzeitig eine Entſcheidung zur Hauptſache ergeht, was hier nicht der Fall iſt; 

Joſef Lehrb. 285, Komm. N. 5 zu Art. 9 und Zuſatz C. 6 zu 8 12; Schultze 

Görlitz-Oberneck N. 2 zu Art. 9; Jaſtrow N. 5 zu Art. 9. 

Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob nicht aus dem Umſtand, daß das 
Gericht über die Koſtenerſtattungspflicht nach Billigkeit zu entſcheiden 
hat (vgl. Schultze⸗Görlitz⸗Oberneck Nr. 3 a zu Art. 9), und aus den der Begrün⸗ 
dung des Geſetzes entnommenen Beiſpielen (3. B. bei Fuchs 503 zu Art. 9, 
Joſef Lehrb. 283 und Komm. Nr. 3 zu Art. 9) zu folgern ſei, daß die Ver⸗ 
urteilung nur bei ſolchen unbegründeten Anträgen und Beſchwerden erfolgen 
ſolle, die mit einer gewiſſen Leichtfertigkeit erhoben ſind, was weder für den 
Antrag der Gläubigerin noch für die vorliegende Beſchwerde zutreffen würde.“ 

Beſchluß des OLG. zu Kaſſel (2. Sen.) v. 5. Dez. 1912. 2 W. 58/12. 
Mt. 


Berichtigung. 
Auf S. 240 Z. 12 v. o. muß es ftatt „abgewieſen“ heißen: „für begründet erachtet“. S. 


I. Bürgerliches Recht. 


167. Der Schuldner hat die Wahl, auf welche Weiſe er die Zahlung 
übermitteln will. 


BGB. $ 270. 


Nach dem Pachtvertrage hatte der Pächter den Pachtzins im voraus je 
am 1. April und 1. Oktober zu zahlen; er konnte auf ſofortige Räumung be— 
langt werden, wenn er damit länger als 14 Tage in Verzug blieb. Darauf 
ſtützte der Kläger ſeine Räumungsklage, indem er behauptete, der Beklagte 
ſei mit der Zahlung des am 1. Oktober 1911 fälligen Pachtzinſes länger als 
14 Tage im Verzug geweſen. Der Beklagte beſtritt dies, er wollte ſich am 
12. Oktober 1912 zur Zahlung in das Haus des Klägers begeben haben, aber 
unverrichteter Sache zurückgekehrt ſein, weil der Kläger ſeit dem 8. Oktober 
verreiſt geweſen ſei und er niemand im Hauſe zurückgelaſſen habe, der zur 
Empfangnahme des Geldes bevollmächtigt geweſen ſei. — Die 1. Inſtanz 
erkannte auf Räumung, während in 2. Inſtanz die Klage abgewieſen wurde. 
Die Reviſion des Klägers wurde zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. 
Urteils: N 

„Da der Beklagte am 1. Oktober 1911 den Pachtzins nicht bezahlt hat, 
befand er ſich vom 2. Oktober 1911 an im Leiſtungsverzuge; ein Räumungs— 
anſpruch i. S. des § 4 des Vertrages ſteht dem Kläger jedoch nur dann zu, wenn 
der Verzug des Beklagten auch noch am 15. Oktober 1911 beſtand. Dies iſt 
aber nicht der Fall. Der Ber.-Richter ſtellt auf Grund der Beweisaufnahme 
feſt, daß ſich der Beklagte mit 600. , alſo einer zur Zahlung der Pachtſumme 
einſchließlich von 1 4 für Verzugszinſen hinreichenden Geldſumme, zwecks 
perſönlicher Zahlung des Pachtzinſes in das Haus des Klägers begeben hat 
und daß er unverrichteter Sache hat zurückkehren müſſen, da der Kläger ſeit 
dem 8. Okt. verreiſt war, ohne einen zur Empfangnahme des Geldes Be— 
vollmächtigten zurückzulaſſen. 

Damit hat der Beklagte alles getan, was ſeinerſeits zur Erfüllung der 
Verbindlichkeit erforderlich war; ſein Leiſtungsverzug iſt am 12. Okt. 1911 
geheilt, und der Kläger iſt ſeit dieſer Zeit in Annahmeverzug gekommen. Be⸗ 
fand ſich aber der Kläger in Annahmeverzug, ſo bedurfte es nunmehr, da 
ein Kalendertag für die Zahlung des Oktoberpachtzinſes nicht N in Frage 
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kam, einer Mahnung ſeitens des Klägers, um den Beklagten erneut in Xei- 
ſtungsverzug zu ſetzen. Daß der Beklagte vom Kläger bis zum 17. Nov. 1911 
gemahnt worden ſei, wird vom Kläger ſelbſt nicht behauptet. 

Mit Unrecht nimmt der Kläger an, Beklagter ſei verpflichtet geweſen, 
ihm den Pachtzins durch die Poſt zu überſenden oder ihn zu hinterlegen. Die 
Hinterlegung iſt keine Pflicht, ſondern ein Recht des Schuldners, um ſich bei 
Annahmeverzug des Gläubigers von ſeiner Verbindlichkeit zu befreien. Wenn 
auch $ 270 BGB. vorſchreibt, daß der Schuldner Geld im Zweifel auf feine 
Koſten und Gefahr dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln hat, ſo 
iſt hierin zwar eine Ausnahme von der Vorſchrift des § 269, daß regelmäßig der 
Wohnſitz des Schuldners Erfüllungsort iſt, inſofern zu erblicken, als bei Geld— 
ſchulden die Überſendungspflicht des Schuldners an den Wohnſitz des Gläu⸗ 
bigers hinzutritt. Durch dieſe Beſtimmung wird jedoch daran nichts geändert, 
daß der Schuldner zu beſtimmen hat, in welcher Weiſe er das Geld dem Gläu— 
biger zukommen laſſen will, ob durch Vermittelung der Poſtanſtalt, einen 
Boten oder durch perſönliche Zahlung. Wählt er den letzteren Weg, ſo kann er 
auch beanſpruchen, daß der Gläubiger oder ein von ihm zur Empfangnahme 
des Geldes Bevollmächtigter die Zahlung entgegennimmt. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 28. Febr. 1913 in der preuß. 

Sache v. M. (Kl.) w. Gr. (OLG. Poſen). III. 509/12. 


168. Schadenerſatzpflicht des Untervermieters, wenn der Vermieter 
die Erlaubnis verweigert. 
BGB. 8 549. 


Der Beklagte hatte einen von ihm bis zum 1. April 1912 gemieteten 
Laden für die Zeit vom 7. Nov. 1910 bis zum 1. April 1912 an den Kläger 
weitervermietet unter Vereinbarung einer Vertragsſtrafe von 500 % für jeden 
Tag verſpäteter Übergabe des Ladens und einer von dem Kläger an den Be- 
klagten zu zahlenden Abſtandsſumme von 15 000 , von denen 10 000 & 
bei dem Vertragſchluſſe bar erlegt werden ſollten. Für den Fall der Verſagung 
der Erlaubnis zur Untervermietung ſeitens des Vermieters E. traf der Vertrag 
keine Beſtimmung. Als E. die Erlaubnis verſagte, forderte der Kläger von 
dem Beklagten Schadenerſatz wegen Nichterfüllung des Untermietvertrags. 
Der Beklagte beſtritt die Wirkſamkeit dieſes Vertrags, weil der Vertrag in- 
folge der Verſagung der Erlaubnis des Vermieters E. rechtsunwirkſam ſei; 
der Kläger habe bei Abſchluß des Vertrags gewußt und ſei auch während der 
Verhandlungen beſonders darauf hingewieſen worden, daß zu der Unter— 
vermietung die Erlaubnis des E. erforderlich ſei. — Die Klage wurde in 2. In⸗ 
ſtanz abgewieſen; das Reichsgericht hob jedoch auf und verwies die Sache in. 
die Ber.⸗Inſtanz zurück. Aus den Gründen: 
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„— — — Der Ber.⸗Richter hat die Klage abgewieſen, weil infolge der 
Verweigerung der Erlaubnis ſeitens des Vermieters der Untermietvertrag 
nicht rechtswirkſam geworden ſei. Er hält die im 8 549 BGB. geforderte Er⸗ 
laubnis des Vermieters zu der Untervermietung für eine Zuſtimmung i. S. 
des § 182 und folgert daraus, daß die Wirkſamkeit des Untermietvertrags bis 
zur Erteilung der Erlaubnis aufgeſchoben ſei und bei deren Verſagung nicht 
eintrete. — — — Dieſe Ausführung iſt rechtsirrig. Sie ſteht keineswegs, wie das 
Ber.⸗Gericht meint, im Einklange mit der herrſchenden Meinung und wird 
namentlich auch nicht von Mittelſtein (Miete:), auf den es ſich in erſter Linie 
beruft, vertreten. Letzterer iſt vielmehr (S. 439 f.) der Anſicht, daß die Rechts⸗ 
gültigkeit des Untermietvertrags durch den Mangel der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters nicht berührt werde, daß dieſe Erlaubnis, wie auch der Sprachgebrauch 
des Bürgerl. Geſetzbuchs beweiſe, keine Zuſtimmung i. ©. der $$ 182 ff. ſei 
und nur bewirke, daß die Gebrauchsüberlaſſung an den Dritten nicht als eine 
Verletzung der dem Mieter gegenüber dem Vermieter obliegenden Verpflich⸗ 
tungen erſcheine. Dieſer in der Rechtslehre ganz oder wenigſtens faſt allgemein 
geteilten Anſicht ift beizupflichten. Der § 549 regelt lediglich das Verhältnis 
zwiſchen dem Vermieter und dem Mieter und legt der Erlaubnis des Ver⸗ 
mieters zur Untervermietung nur die Bedeutung bei, daß dieſe nicht einen 
vertragwidrigen Gebrauch, eine Verletzung der Rechte des Vermieters ($ 553) 
darſtellt. Die Wirkſamkeit des Untermietvertrags, der nur Rechte und Pflich— 
ten zwiſchen Untervermieter und Untermieter erzeugt, iſt von der Erlaubnis 
nicht abhängig, es ſei denn, daß dieſe in dem Untermietvertrag ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend als Bedingung geſetzt iſt. Dies iſt auch bereits vom Reichs⸗ 
gericht zwar nicht für das Recht des Bürgerl. Geſetzbuchs, wohl aber für das 
preuß. Allg. Landrecht, deſſen Beſtimmungen (I. 21 88 309 ff.) die Vorſchriften 
des § 549 BGB. entſprechen (vgl. Prot. 2, 182 ff., Denkſchr. z. BGB. 636), 
ausgeſprochen worden (Gruchot 33, 994; 35, 1027).— — — 

Daß im vorliegenden Falle die Parteien die Wirkſamkeit des Untermiet⸗ 
vertrags von der Erteilung der Erlaubnis ſeitens des Vermieters abhängig ge⸗ 
macht, dieſe zur Bedingung geſetzt hätten, hat der Vorderrichter nicht feſtgeſtellt 
und konnte er auch angeſichts des Inhalts des ſchriftlichen Vertrags und der 
ſofortigen Zahlung der Abſtandsſumme von 10 000. nicht feſtſtellen. — — — 

Auch wenn der Mieter zur Zeit des Vertragſchluſſes weiß, daß ſein Ver⸗ 
mieter nur Mieter iſt und daß die zu der Untervermietung erforderliche Er⸗ 
laubnis des Vermieters noch nicht erteilt iſt, auch wenn der Untermietvectrag 
von beiden Teilen in der nicht zur Bedingung erhobenen Vorausſetzung ab⸗ 
geſchloſſen wird, daß der Vermieter die Erlaubnis erteilen werde, kann der 
Untermieter von dem Untervermieter Schadenerſatz wegen Nichterfüllung 
beanſpruchen, wenn der Untermietvertrag infolge der Verſagung der Er⸗ 
laubnis nicht erfüllt wird. Dieſe Anſicht wird allerdings in der Rechtslehre 


nur vereinzelt (z. B. von Niendorff Mietr.? 273) vertreten. Meiſt wird an⸗ 
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genommen, nach § 541 in Verbindung mit § 539 Satz 1 ſei der Schadenerſatz⸗ 
anſpruch des Untermieters gegen den Untervermieter wegen Nichterfüllung 
des Untermietvertrags infolge Verweigerung der Erlaubnis des Vermieters 
ausgeſchloſſen, wenn der Untermieter zur Zeit des Vertragſchluſſes wußte, 
daß ſein Vertragsgegner nur Mieter ſei. Das Reichsgericht hat aber unter der 
Herrſchaft des preuß. Allg. Landrechts wiederholt erkannt (Gruchot 33, 994; 
35, 1027), daß der Untervermieter, der ohne Vorbehalt der Genehmigung 
des Hauptvermieters den Untermietvertrag abſchließt, den Untermieter, 
obwohl dieſem zur Zeit des Vertragſchluſſes die Rechtsſtellung ſeines Ver— 
mieters bekannt war, entſchädigen muß, wenn er ſich der Genehmigung nicht 
verſichert hatte und infolge der Entſetzung des Untermieters durch den Haupt— 
vermieter nicht mehr in der Lage iſt, den Vertrag gegenüber dem Untermieter 
zu erfüllen. Dies iſt damit begründet worden, daß, wer ſich zu einer Leiſtung 
unbedingt verpflichte, ſich vor dem Vertragſchluſſe darüber vergewiſſern müſſe, 
daß ihm die Leiſtung auch möglich ſei, und ſich in den Stand ſetzen müſſe, die 
Leiſtung zu gewähren, widrigenfalls er die Folgen der Nichterfüllung zu tragen 
habe. An dieſem Standpunkt iſt auch unter der Herrſchaft des Bürgerl. Ge— 
ſetzbuchs feſtzuhalten, denn die Vorſchriften des § 549 ſind, wie erwähnt, aus 
dem preuß. Allg. Landrecht entnommen und auch die übrigen in Betracht 
kommenden Beſtimmungen der beiden Geſetzbücher ſtimmen überein. Vor 
allem iſt es auch heute Rechtens, daß der Schuldner ſich auf ſein zur Zeit des 
Vertragſchluſſes bereits vorhandenes Unvermögen zur Leiſtung nicht berufen 
kann, daß er mit der Verpflichtung zur Leiſtung auch die Haftung für ſeine 
Leiſtungsfähigkeit übernimmt und für dieſe einzuſtehen hat (vgl. RG. Entſch. 69 
Nr. 81 S. 357). Um ein ſolches Unvermögen des Untervermieters zur Erfüllung 
des Untermietvertrags, um eine zurzeit des Vertragſchluſſes beſtehende ſub— 
jektive Unmöglichkeit der Leiſtung handelt es ſich aber, wenn die erforderliche 
Erlaubnis des Vermieters nicht bereits erteilt iſt. Die Beſchaffung der Er— 
laubnis iſt, wie auch von den Vertretern der oben erwähnten abweichenden 
Meinung anerkannt wird (vgl. Mittelſtein Miete 459 ff.), Sache des Unter— 
vermieters, der Untermieter braucht ſich nicht darum zu kümmern. Der 
Untervermieter übernimmt daher mit der Verpflichtung zur Gewährung 
der Mieträume auch die Pflicht, die Vorausſetzung für dieſe vertragmäßige 
Leiſtung, die Erlaubnis des Vermieters zur Untervermietung, zu beſchaffen, 
und hat für dieſe nicht minder als für ſeine ſonſtigen Vertragspflichten einzu— 
ſtehen. Dieſe Pflicht fällt auch nicht fort, wenn er den Untermieter darauf 
aufmerkſam macht, daß die Erlaubnis erteilt werden müſſe und noch nicht er— 
teilt ſei. Der Untermieter, der ſich ja um die Erlaubnis nicht zu kümmern 
braucht, wird und kann trotzdem davon ausgehen, daß der Untervermieter 
ſeine Pflicht, dieſe zu beſchaffen, erfüllen werde, zumal wenn, wie im vor— 
liegenden Falle, feſtgeſtellt iſt, deren Erteilung nicht als zweifelhaft hingeſtellt, 
ſondern von beiden Teilen als ſicher angeſehen wird. Es kann in dieſer Hinſicht 
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bei dem Mietvertrage nichts andres gelten als bei dem Verkauf; daß aber, 
wenn eine dem Verkäufer nicht gehörige Sache verkauft wird und beide Teile 
den Sachverhalt kennen, der Verkäufer zur Verſchaffung des Eigentums 
verpflichtet iſt, iſt von der 2. Kommiſſion für ſelbſtverſtändlich erklärt (Prot. 1, 
659). Will der Untervermieter für die Verſchaffung der Erlaubnis nicht ein— 
ſtehen, ſo muß er die Wirkſamkeit des Vertrags von der Erteilung der Erlaubnis 
als Bedingung abhängig machen. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 4. Dez. 1912 in der preuß. 
Sache Roſenfeld (Kl.) w. Hulbe (KG. Berlin). III. 193/12. Auch in 
RGeEntſch. 81 Nr. 16 S. 59. 


169. Haftung des Werkunternehmers aus mißbräuchlicher Benutzung 
des ihm zur Ausbeſſerung übergebenen Gegenſtandes durch feine 
Gehülfen. 

Vgl. 39 Nr. 11 m. N. 

BGB. 8d 631. 688. 278. 

Das Landgericht hatte den Beklagten — einen Spenglermeiſter — zum 
Schadenerſatz im Teilbetrag von 700 & nebſt Verzugszinſen verurteilt, weil 
ſeine Gehülfen im Juli 1912 einen vom Kläger zur Ausbeſſerung in die Werk— 
ſtätte ihres Meiſters verbrachten Kraftwagen eigenmächtig zu einer Spazier— 
fahrt benutzt und hierbei erheblich beſchädigt hatten. Der Beklagte hafte für 
den Schaden ſowohl wegen fahrläſſiger Nichtverhinderung dieſer Benutzung, 
da früher ſchon einmal ein ähnlicher Fall vorgekommen ſei, als auch wegen 
Verletzung der Verwahrungspflicht durch ſeine Erfüllungsgehülfen nach 
8278 BGB.; daß der Beklagte zur Zeit der Ablieferung und der mißbräuch— 
lichen Benutzung des Wagens ſelbſt nicht in M. anweſend war, ſei gleichgültig, 
weil er wenige Tage vorher ſich mit dem Kläger auf die Vornahme der 
Ausbeſſerungsarbeiten und die Übernahme des Wagens in ſeine Werkſtätte 
geeinigt habe. — Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: 

„Unbeſtreitbar übernimmt der Werkunternehmer bei Ausbeſſerungs⸗ 
arbeiten, deren Gegenſtand vom Beſteller in die Werkſtatt gebracht wird, 
als Vertragspflicht auch die ordnungmäßige Verwahrung und insbeſondere 
die Behütung vor mißbräuchlicher Benutzung (jog. ſekundäre Unterlaſſungs— 
pflichten); 

vgl. Staudinger )?. Bem. I. 2 b zu § 278 und Vorbem. zu $ 688 BGB. 

Inſoweit beſteht auch die Haftung des Meiſters für die Erfüllungsgehülfen, 
alſo insbeſondere die techniſchen Werkſtättegehülfen nach § 278 BGB., obwohl 
in den Kommentaren im Anſchluß an Staub Exkurs zu § 58 HGB. (1, 284) 
und in Goldſchmidts Zeitſchr. 16, 287 meiſt nur ſolche Beiſpiele aufgeführt 
ſind, bei denen der Gehülfe ſich in die Räume des Beſtellers begibt und dort 
gelegentlich der Ausbeſſerung etwas beſchädigt. Die mißbräuchliche Be— 
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nutzung von auszubeſſernden und zu dieſem Zweck in die Werkſtätte des Werk⸗ 
meiſters gebrachten Sachen iſt aber viel häufiger und wichtiger als es hiernach 
ſcheinen könnte. Dies gilt nicht nur wegen der ſtrengen Deliktshaftung bei 
Beſchädigungen für Kraftwagen, ſondern auch für Schmuck, Kleider, Wäſche, 

Uhren und ähnliche vor oder nach der Ausbeſſerung leicht auf kurze Zeit be— 
nutzbare Luxusſachen, zumal da eine ſtrafrechtliche Ahndung dieſes n 
diebſtahls nicht ſtattfindet. 

Da dieſe Fälle ſelbſtverſtändlich niemals mit der eigentlichen Ausbej- 
ſerungsarbeit in notwendigem Zuſammenhang ſtehen, ſo tritt bei ihnen immer 
wieder die Grenzfrage zwiſchen Beſchädigung ‚in Erfüllung‘ oder ‚bei Ge— 
legenheit der Erfüllung‘ auf. Hält man aber feſt, daß die Vertragshaftung 
für Gehülfen überall da eintritt, wo der Werkmeiſter ſelbſt aus dem Vertrage 
haften würde, und weiter, daß der Vertrag nicht nur die Pflicht zu ſachgemäßer 
Ausbeſſerung als ſolcher, ſondern auch zur wirkſamen Obhut und Verwahrung, 
ſowie zur Sicherung gegen mißbräuchliche Benutzung enthält, ſo kann kein 
Zweifel ſein, daß ſolche Fälle wie hier unter die abſolute und durch keinerlei 
eigenes Verſchulden bedingte Gehülfenhaftung aus 8 278 BGB. fallen. Gerade 
der Schutz vor den Folgen ſolchen Mißbrauchs war der Zweck des § 278; wie 
der Geſchäftsherr ſich dagegen ſchützen will, iſt ſeine Sache und äußerſtenfalls 
eben ein Beſtandteil ſeines Geſchäftsriſikos. Jedenfalls wäre es weitaus 
unbilliger, den Werkbeſteller mit dieſem Riſiko zu belaſten. 

Auch daß die mißbräuchliche Fahrt — wie natürlich — erſt nach Feier- 
abend vorgenommen worden iſt, vermag den Beklagten nicht zu entlaſten; 
denn ſeine Verwahrerpflicht beſtand ja auch nach Geſchäftsſchluß fort. Der jetzt 
ſtreitige Fall liegt inſoweit ganz ähnlich wie der in den RGéEntſch. 63, 343, 
wo die Malergehülfen nach Feierabend in einem Neubau ſich an der Waljer- 
leitung die Hände reinigten und die Farbkübel ausſpülten, dabei aber den 
Waſſerhahn offenließen, ſodaß Decken und Fußböden in großem Umfang über 
Nacht beſchädigt wurden; das RG. hat die Haftung des Malermeiſters für den 
Schaden angenommen, weil ein naher und innerlicher Zuſammenhang mit 
der Arbeit ſelbſt beſtehe. Mit Recht weiſt ferner der Kläger darauf hin, 
daß ſchon die vom Beklagten gegebene zuſagende Antwort den Abſchluß des 
Ausbeſſerungs⸗ und Verwahrungsvertrags enthält und er ſich daher nicht mehr 
darum zu kümmern brauchte, ob Beklagter bei der Ablieferung perſönlich mit— 
wirkte oder überhaupt anweſend war. Es wäre Sache des Beklagten geweſen, 
wenn er bei der Zuſage bereits ſeine Reiſe vorhatte, Ablieferung während 
ſeiner vorausſichtlichen Abweſenheit auszuſchließen oder, wenn die Notwendig— 
keit der Reiſe unvermutet eintrat, den Kläger telephoniſch zu benachrichtigen, 
daß der Wagen jetzt nicht gebracht werden ſolle. Mangels ſolcher beſonderer 
Abmachungen aber hätte der Kläger auch dann das Recht auf ordnungmäßige 
Verwahrung und Schadenerſatz wegen Verletzung dieſer Pflicht gehabt, wenn 
er ohne vorherige Verabredung in das offene Geſchäft des Beklagten geliefert 
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hätte, denn die dort mit dem Willen des Werkmeiſters anweſenden Gehülfen 
gelten als ermächtigt, derartige Reparaturen anzunehmen (RGentſch. 65, 295). 

Es kann deshalb auch von einem Mitverſchulden des Klägers keine Rede 
ſein; denn er durfte glauben, daß der Beklagte entſprechende Vorſorge gegen 
Wiederholung einer mißbräuchlichen Benutzung bereits getroffen haben 
werde; in der Tat hätte er auch eine wirkſame Abhülfe durch Wegnahme 
der Magnete gefunden. Daß er ſie wegen ſeiner Abweſenheit nicht ausübte 
und nicht anderweitig Vorſorge traf, konnte der Kläger weder vorherſehen 
noch fällt es ihm zur Laſt, zumal da der Beklagte garnicht behaupten kann, 
daß der Kläger oder deſſen mit der Ablieferung des Wagens beauftragter 


Bedienſteter von der Reiſe des Beklagten überhaupt etwas wußte. — — —“ 
Urteil des OCG. München (1. Sen.) v. 13. Juni 1913 i. S. St. w. T. 


Ber.⸗Reg. L. 282/13. F—2. 


170. Die Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit iſt der Regel 
nach zeitlich wie umfänglich zu begrenzen. 
Vgl. 62 Nr. 108 m. N.; 65 Nr. 97; 67 Nr. 37 m. N. 
BGB. § 843. 

Der Kläger, der vom Beklagten in deſſen Grundſtück ein Schanklokal 
nebſt Keller gemietet hatte, war am 5. März 1908 auf.der Kellertreppe zu Fall 
gekommen und hatte ſich dadurch eine Schädelverletzung zugezogen, die zur 
weiteren Folge eine dauernde Erwerbsunfähigkeit hatte. Er nahm den Be— 
klagten auf Schadenerſatz in Anſpruch. In 1. Inſtanz wurde der Beklagte u. a. 
verurteilt, dem Kläger 1933 90 Y und eine Jahresrente von 1600 M vom 
1. Sept. 1908 zu zahlen. Der Beklagte legte bezüglich der Rentenforderung 
Berufung ein und beantragte, dem Kläger eine zeitlich begrenzte und zeitlich 
abgeſtufte Rente von nicht mehr als 1000 „ zuzuerkennen. Die Berufung 
wurde zurückgewieſen. Auf Reviſion des Beklagten, wurde das Ber.⸗Urteil 
unter Zurückverweiſung der Sache inſoweit aufgehoben, als dem Kläger über 
den 6. Mai 1912 hinaus eine Rente von jährlich 1600 „ zugeſprochen war. 
Aus den Gründen: 

„— — — Im Ber. Urteil iſt ausgeführt: Die Rente ſei nicht der Dauer 
nach abzugrenzen. Daß ſie dem Kläger ‚mur‘ auf Lebenszeit zugeſprochen ſei, 
ergebe ſich ſinngemäß aus dem Inhalt der Verurteilung. Die Rente ſei auch 
für die Zukunft nicht in geringeren Graden abzuſtufen. Es ſei nicht erkennbar, 
wieſo der Kläger bei vorgerücktem Alter verhindert geweſen ſein ſollte, die Gaſt⸗ 
wirtſchaft weiter zu betreiben. 

Die Reviſion rügt Verletzung der §§ 842. 843 BGB. und der §§ 286. 287 
ZPO., indem ſie ſich auf die Rechtſprechung des Reichsgerichts zu dieſer 
Frage bezieht und die Begründung des Ber.⸗Urteils als unzureichend be⸗ 
mängelt. Der Angriff erweiſt ſich als berechtigt. 
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Der durch § 843 BGB. gewährte Rentenanſpruch iſt nicht dahin zu ver- 
ſtehen, daß die Rente in der Regel auf Lebensdauer des Berechtigten zuzu— 
ſprechen wäre. Im Gegenteil iſt, wie der erkennende Senat wiederholt 
ausgeſprochen hat, eine Rente wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbs— 
fähigkeit in der Regel mit Rückſicht auf den normalerweiſe ſich geltend machenden 
Einfluß des zunehmenden Alters entſprechend zeitlich zu begrenzen. Cine 
Rente auf die ganze Lebenszeit ſoll (wofern es ſich nicht um eine Vergütung 
für vermehrte Bedürfniſſe handelt) nur in dem Fall zuerkannt werden, wenn 
die künftige Geſtaltung der Dinge zuverläſſig dahin beurteilt werden kann, 
daß der Verletzte ohne den Unfall nach ſeinen perſönlichen und beruflichen 
Verhältniſſen in Verbindung mit ſeiner vor der Verletzung vorhandenen 
körperlichen Rüſtigkeit bis ans Lebensende oder doch bis ins höchſte Greiſen— 
alter erwerbstätig geblieben ſein würde. 


Vgl. Komm. von RGRäten zu $ 843 Bem. 3b S. 702 und dort angeführte Ent— 
ſcheidungen. 


Vom gleichen Geſichtspunkte aus wird nach Umſtänden auch eine Abſtufung 
des Rentenbetrages für die ſpäteren Jahre je nach fortſchreitendem Alter 
angezeigt ſein. 

Es iſt nicht erſichtlich, daß der Vorderrichter ſich dieſer Rechtsgrundſätze 
bei ſeiner Entſcheidung bewußt geweſen ſei. — — — Nach dem feſtgeſtellten 
Tatbeſtande war der Kläger ein kleinerer Gaſtwirt. Sein Geſchäft hat abzüg— 
lich der Koſten des Lebensunterhalts einen Reinertrag von 12 bis 1300 4 ab⸗ 
geworfen, der einer Steigerung nicht mehr fähig geweſen ſei. Ein kleiner 
Schankwirt muß gewöhnlich überall in der Wirtſchaft perſönlich Hand anlegen 
und körperlich ſich betätigen. Der Kläger ſelbſt hat beſonders hervorgehoben, 
daß für ein kleines Schankgeſchäft, wie das von ihm betriebene, die perſönliche 
Tätigkeit des Wirtes von ausſchlaggebender Bedeutung ſei. Freilich hat er 
anderſeits erklärt, er würde, wenn ſein Gaſtwirtsgeſchäft zu wenig Ertrag ge— 
bracht hätte, zu ſeinem früheren Beruf als Tiſchler zurückgekehrt ſein. Der 
Kläger war zur Zeit des Unfalls erſt 44 Jahre alt, es konnte daher wohl noch 
für geraume Zeit hinaus die Fortdauer ungeminderter Erwerbsfähigkeit 
unterſtellt werden. Allein das würde die Unterlaſſung jeder zeitlichen Begren— 
zung der Rente noch nicht rechtfertigen. 

Hiernach mußte das Ber. ⸗Urteil inſoweit, als die Rente von 1600 K ohne 
Abgrenzung und Abſtufung zugeſprochen iſt, der Aufhebung unterliegen. 
Unberührt davon bleibt indes die Verurteilung des Beklagten in betreff der 
bis zur letzten Ber.-Verhandlung fällig gewordenen Renten, da bis zu dieſem 
Zeitpunkte zweifellos und unſtreitig die Entſcheidung der noch ungeänderten 
Sachlage entſpricht. Demgemäß war die Sache zur anderweitigen Verhand— 
lung und Entſcheidung an das Ber. Gericht zurückzuverweiſen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 19. Dez. 1912 in der preuß. 

Sache Matheſius (Bkl.) w. Meyer (KG. Berlin). VI. 308/12. 
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171. Unzuläſſigkeit der Zurückbehaltung wegen einer Prozeßkoſten- 
forderung gegen die zuerkannte Haftpflichtrente. 
Vgl. 59 Nr. 52 m. N.; 65 Nr. 22; 67 Nr. 121 S. 213, Nr. 238. 
HaftpflGG. § 7: BOB. 8s 273. 394; 3 O. 8 850 Abi. 3. 

Wegen einer Körperverletzung der Beklagten beim Betriebe der von der 
Klägerin betriebenen elektriſchen Straßenbahn, war ihr im Vorprozeſſe rechts— 
kräftig eine Rente zugeſprochen worden. Von den Koſten dieſes Prozeſſes 
hatte die Klägerin, damalige Beklagte, , die Beklagte, damalige Klägerin, 
) zu tragen. Die von der Beklagten der Klägerin danach zu eiſtattenden 
Koſten waren auf 144,55 ½ ſeſtgeſetzt worden. Die Klägerin verweigerte 
deshalb unter Berufung auf F273 BGB. die Zahlung der Rente und bean— 
tragte in einem neuen Prozeſſe, in Höhe von 144,55 ½ die Zw. Vollſtreckung 
aus den Urteilen des Vorprozeſſes für unzuläſſig zu erklären. — Die Klage 
wurde in beiden Inſtanzen für unbegründet erklärt. Aus den Gründen des 
Ber. Urteils: 

„Die Entſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits hängt von der Beant— 
wortung der Frage ab, ob die Klägerin die Zahlung der an die Beklagte ge— 
ſchuldeten Renten in Höhe von 144,55 .# nach § 273 BGB. jo lange verweigern 
darf, bis die Beklagte ihre Koſtenſchuld an die Klägerin von 144,55 „ tilat. 

Nach § 273 BGB. kann der Schuldner, wenn er aus demſelben rechtlichen 
Verhältniſſe, auf welchem ſeine Verpflichtung beruht, einen fälligen Anſpruch 
gegen den Gläubiger hat, die geſchuldete Leiſtung verweigern, bis die ihm 
gebührende Leiſtung bewirkt wird. Der Schuldner hat aber dieſes Zurück— 
behaltungsrecht nur, ſofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe ſich ein andres 
ergibt. | 

Zunächſt iſt zu prüfen, ob hier die oben im ersten Satze angegebenen 
Vorausſetzungen des Zurückbehaltungsrechts an ſich gegeben ſein würden. 
Dies iſt in Übereinſtimmung mit dem angefochtenen Urteil zu bejahen. Was 
insbeſondere die Frage anbetrifft, ob die Rentenſchuld der Klägerin und die 
Koſtenſchuld der Beklagten aus ‚demſelben rechtlichen Verhältniſſe' geſchuldet 
werden, ſo iſt folgendes zu erwägen. Der Gewährung des Zurückbehaltungs— 
rechts in § 273 BGB. liegt der Gedanke zugrunde, daß, wenn der Schuldner 
zu der aus einem gewiſſen Verhältniſſe geſchuldeten Leiſtung ohne Rüdjicht 
auf ſeine, auf demſelben Verhältniſſe beruhenden Gegenanſprüche gegen 
ſeinen Gläubiger gezwungen werden würde, dies häufig gegen Treu und 
Glauben verſtoßen würde, daß es in dieſen Fällen vielmehr der Billigkeit 
entſpricht, dem Schuldner ein Mittel zu gewähren, um auf gleichzeitige Er— 
ledigung der beiderſeitigen Anſprüche hinzuwirken. Dies weiſt darauf hin, 
daß für die Auslegung des § 273 die Rückſicht auf die Billigkeit und die Auf- 
faſſung des Verkehrs maßgebend ſein ſoll; 

RGeEntſch. 72 Ne. 16 S. 61 ff., insbeſondere S. 65 und daſelbſt Nr. 21 S. 101 ff., 

insbeſondere S. 103. 
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Nach den Anſchauungen des Lebens aber werden die auf einen Unfall fich 
gründenden, in einem Prozeſſe geltend gemachten Schadenerſatzanſprüche 
und alles, was dagegen vom Beklagten vorgebracht iſt, ſowie die Anſprüche, 
welche ſich in demſelben Prozeſſe, ſei es für die eine, ſei es für die andre Partei, 
ergeben, als zuſammengehörig, ols in äußerem und innerem Zuſammenhange 
ſtehend angeſehen und demgemäß wie etwas Einheitliches zuſammengefaßt. 
Dieſe natürliche Anſchauung des Verkehrs iſt hier bei Beantwortung der 
Frage, ob Schuld und Forderung auf einem einheitlichen rechtlichen, d. h. 
rechtlich bedeutſamen Verhältniſſe beruhen, zugrunde zu legen. Vom Stand— 
punkte dieſer Auslegung iſt die Frage nach der ſog. Konnexität zwiſchen den 
im Vorprozeß geltend gemachten Rentenanſpüchen der Verletzten und der im 
Vorprozeſſe entſtandenen Koſtenforderung der verklagten Geſellſchaft zu be— 
jahen. Daß im übrigen die in §273 BGB. beſtimmten Vorausſetzungen des 
Zurückbehaltungsrechts an ſich vorhanden ſind, ergibt ſich aus dem Tatbeſtande 
ohne weiteres. 

Trotzdem kann hier ausnahmsweiſe von dem Zurückbehaltungsrecht kein 
Gebrauch gemacht werden. Dies folgt aus dem oben zu $273 BGB. ange⸗ 
führten zweiten Satze und den Eigentümlichkeiten des zwiſchen der Klägerin 
und der Beklagten beſtehenden Schuldverhältniſſes. Aus ſozialen Gründen 
nämlich hat das Recht die auf das Haftpfl.-Geſetz gegründeten, für den Ver— 
letzten beſonders wichtigen Anſprüche mit einem ſtarken Schutze verſehen, 
ihre Durchführung in beſonders hohem Maße ſichergeſtellt. Da im vorliegenden 
Falle die Rente nicht mehr als 1500 % für ein Jahr beträgt, jo gilt folgendes. 
Die Verletzte kann ihren Rentenanſpruch nicht abtreten und nicht verpfänden 
(§7 Abſ. 2 HaftpflG.; § 850 Abſ. 3 ZPO.; 88 400. 1274 Abſ. 2 BGB.). Der 
Rentenanſpruch iſt dem Zugriff der Gläubiger der Verletzten entzogen (§ 7 
Abi. 2 HaftpflG.; § 850 Abſ. 3 ZPO.), und, wenn der Schuldner der Rente 
ſelbſt Gläubiger der Verletzten iſt, ſo kann er ſeine Gegenforderung nicht 
zur Aufrechnung bringen (§ 7 Abſ. 2 HaftpflG.; § 850 Abſ. 3 ZPO.; 8 394 
BGB.). Streitig iſt nun aber, ob gegenüber einer Forderung inſoweit, als die 
Aufrechnung ausgeſchloſſen iſt, auch die Zurückbehaltung unſtatthaft ſei. 

Die Streitfrage iſt hauptſächlich mit Beziehung auf das Lohnbeſchlagn. Geſetz er- 

örtert; vgl. in dieſer Beziehung über den Stand des Streits SeuffA. 65 Nr. 22 

und die MSchr. des Verb. deutſch. Gew.- und Kaufm.-Gerichte Jahrg. 16 (1911) 

424— 429, auch 419 — 422. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß zwiſchen dem Zurückbehaltungsrecht und dem 
Aufrechnungsrecht Unterſchiede beftehen; das Zurückbehaltungsrecht ſoll 
ſichern, die Aufrechnung tilgt bereits, das Zurückbehaltungsrecht erfordert, 
daß die beiderſeitigen Anſprüche aus demſelben rechtlichen Verhältniſſe ent— 
ſtanden ſind, die Aufrechnung iſt für alle gegenſeitigen Anſprüche zuläſſig, 
ſetzt aber Gleichartigkeit der obliegenden Leiſtungen voraus, die für die Zurück⸗ 
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behaltung nicht nötig iſt. Immerhin iſt der Zurückbehaltung und der Auf- 
‚rechnung gemeinſam, daß es ſich in beiden Fällen um fällige Anſprüche und 
Gegenanſprüche handelt, und daß dort wie hier dem Schuldner eine Abwehr 
des Gläubigers ermöglicht wird. Was aber hier hauptſächlich in Betracht 
kommt, iſt der Umſtand, daß, wenn die Konnexität und die Gleichartigkeit 
der beiderſeitigen Anſprüche gegeben ſind, dem Schuldner beide Rechts⸗ 
behelfe zuſtehen und, daß, wenn es ſich auf beiden Seiten um Geldforderungen 
handelt, die beiden Rechtsbehelfe, wirtſchaftlich genommen, zu demſelben 
Erfolge führen. Vorliegend würde die Beklagte im Falle der Aufrechnung 
von ihrer Rente 144,55. nicht in barem Gelde erhalten; wenn die Klägerin 
in Höhe ihrer Koſtenforderung ein Zurückbehaltungsrecht ausüben könnte 
und würde, jo würde die Beklagte zwar 144,55 K in die Hände bekommen, 
aber Zug um Zug den gleichen Betrag ſofort wieder zur Tilgung ihrer Koſten— 
ſchuld an die Straßenbahngeſellſchaft verausgaben müſſen (§ 274 BGB.; 
§ 726 Abſ. 2 ZPO.). Auch das letztere läuft im Ergebnis darauf hinaus, daß 
der Beklagten zwangweiſe ihre Rente gekürzt wird, und daß die Kürzung der 
Rente im Zuſammenhange mit der Tilgung der Koſtenforderung der Klägerin 
geſchieht. Wenn nun das Geſetz die Vorenthaltung der Rente im Wege der 
Aufrechnung verbietet, ſo iſt nicht einzuſehen, warum es die Schmälerung der— 
ſelben Rente mittels der Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts geſtatten 
ſollte. 

Demgemäß nimmt das Ber.⸗Gericht auf Grund der durch den § 273 
BGB. geſtatteten und geforderten Würdigung der geſchilderten beſonderen 
Eigentümlichkeiten des vorliegenden Schuldverhältniſſes an, daß die Klägerin 
gegenüber dem Rentenanſpruch der Beklagten aus dem HaftpflG. das Zurück 
behaltungsrecht da nicht ausüben kann, wo der Gebrauch des Zurückbehal⸗ 
tungsrechts wirtſchaftlich zu demſelben Ergebnis führt wie die Aufrechnung. 
Durchſchlagende Bedenken gegen dieſe Anſicht ſind aus den oben erörterten 
Verſchiedenheiten der Rechtsbehelfe der Aufrechnung und Zurückbehaltung 
nicht herzuleiten, da dieſe Abweichungen mehr konſtruktiver Natur ſind, hier 
aber das unter Umſtänden gleiche wirtſchaftliche Ergebnis der beiden Rechts— 
behelfe von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. Gegenteiliges iſt auch nicht aus 
der Entſtehungsgeſchichte des §273 BGB. zu entnehmen. Der 1. Entw. des 
BGB. hatte in den §§ 233. 234 (jetzt 273) durch Verweiſung auf § 364 (jetzt 
$ 320) das Zurückbehaltungsrecht dem zur Leiſtung Verpflichteten nur gegeben, 
‚jofern er nicht zur Vorleiſtung verpflichtet ift‘. An die Stelle dieſer Verweiſung 
war dann im jetzigen § 273 der Zuſatz getreten ‚ſofern nicht der Inhalt des 
Schuldverhältniſſes ein andres ergibt', und dieſer Zuſatz hat endlich ſeine 
heutige Faſſung: ‚jofern nicht aus dem Schuldverhältniſſe ſich ein andres 
ergibt‘ erhalten (j. Mugdan Mater. z. BGB. 2, 23 a. E. und 24, 527. 528; 
Seuff A. 65 Nr. 22 S. 50). 
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Iſt aber nach alledem die Klägerin hier nicht befugt, die Zahlung der 
Rente an die Beklagte unter Berufung auf ihre Koſtenforderung gegen fie 
in Höhe von 144,55 % zu verweigern, jo kann ſie auch nicht verlangen, daß 
aus ſolchem Grunde nach § 767 ZPO. die Zw.⸗Vollſtreckung aus den Urteilen, 
in welchen die Rente rechtskräftig zugeſprochen iſt, in Höhe von 144,55 für 
unzuläſſig erklärt wird. 

Daher erſcheint die angefochtene, klagabweiſende Entſcheidung gerecht— 
fertigt.“ 

Urteil des OLG. zu Caſſel (1. Sen.) v. 30. Dez. 1912 i. S. Gr. Caſſeler 

Straßenb. w. v. Lahrbuſch. 1 U. 141/12. Mt. 


172. Unlauterer Wettbewerb durch Deröffentlichung einer wegen 
unlauteren Wettbewerbs erzielten Verurteilung. 
Vgl. 62 Nr. 256 m. N.; 66 Nr. 101. 
UnlWG. 8 1. 

Das Recht zur Veröffentlichung eines in einer Prozeßſache wegen un— 
lauteren Wettbewerbs ergangenen Urteils iſt nicht von einem richterlichen 
Ausſpruch auf Grund des § 23 Abſſ 4. UnlWG. abhängig, ſondern beſteht 
unabhängig davon. Der § 23 Abſ. 5 daſelbſt hat nur den Sinn, daß bei dem 
richterlichen Ausſpruch der Befugnis der Verurteilte die Koſten der Veröffent- 
lichung zu tragen hat. Die Beklagten hatten ſonach ein Recht, das im Vor— 
prozeß erſtrittene Urteil zu veröffentlichen, obgleich ihnen die Veröffent⸗ 
lichungsbefugnis nicht beſonders eingeräumt war. Der Klaganſpruch iſt hiernach 
nur dann gerechtfertigt, wenn in der Art und den Umſtänden der Veröffent- 
lichung eine verbotene Wettbewerbshandlung zu erblicken iſt. Das iſt vorlie— 
gend der Fall, da die Beklagten gegen $1 UnlWG. verſtoßen haben. 

Es iſt zweifellos, daß die Veröffentlichung im geſchäftlichen Verkehr und 
zu Zwecken des Wettbewerbs erfolgt iſt. Denn die Beklagten wollten mit 
ihrer Anzeige darauf hinweiſen, daß auch fie zum Verkauf des R.ſchen Por⸗ 
zellans berechtigt ſeien und ſich ſo ihren Kundenkreis, wenn nicht erweitern, 
ſo doch wenigſtens erhalten. Das genügt aber, wie auch das Reichsgericht 
Entſch. 59, 1) ausgeſprochen hat, um eine Wettbewerbshandlung anzunehmen. 
Ohne Frage beſtand auch die Gefahr einer Wiederholung. Eine ſolche iſt bei 
öffentlichen zum Zweck der Reklame erfolgten Anzeigen ſtets gegeben. Dem 
ſteht nicht entgegen, daß möglicherweiſe von vornherein nur eine einmalige 
Veröffentlichung beabſichtigt geweſen ſein mag; denn nichts ſpricht dafür, daß 
dieſe Abſicht dauernd war. 

Die Veröffentlichung enthält aber auch einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten. Eine Abwehr gegen die kleine, wenig auffällige und bereits über ein 
Jahr zurückliegende Anzeige der Klägerin ſowie gegen deren auch bereits ſeit 
mehr als einem Jahre nicht mehr verſandten Zirkular war kaum noch geboten. 
Wenn aber die Beklagten das Publikum noch jetzt über die Unrichtigkeit der 
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damaligen Angaben der Klägerin aufklären wollten, ſo gehen jedenfalls die 
Art der Veröffentlichung und die Umſtände, unter denen ſie erfolgte, weit über 
das Maß des durch das Intereſſe an der Abwehr Gebotenen und nach den 

Schon die Form der Anzeige iſt nicht einwandfrei. Der große Druck, die 
auffällige Überſchrift, die dicke ſchwarze Umrahmung läßt deutlich die Abſicht 
der Beklagten erkennen, die Aufmerkſamkeit des Publikums auf die Anzeige 
zu lenken. Daß in dem erſtrittenen Urteil der jetzigen Klägerin der Vorwurf 
des unlauteren Wettbewerbs gemacht worden iſt, wird durch den größeren 
Druck dieſer Worte noch beſonders hervorgehoben. Im Gegenſatz zum Rubrum 
des Urteils find die Namen und der Stand der Firmeninhaber ihrer Prozeß— 
bezeichnung hinzugefügt. Wann die Handlung der Klägerin begangen iſt, iſt 
ebenſowenig zum Ausdruck gebracht wie der Zeitpunkt der Rechtskraft des 
Urteils. Vielmehr iſt nur geſagt, daß die Veröffentlichungen der Klägerin 
„dor einiger Zeit“ erſchienen ſeien. Dadurch mußte im Publikum der Eindruck 
erweckt werden, daß es ſich um ſchwere Fälle unlauteren Wettbewerbs auf 
Seiten der Klägerin handle, die vor nicht allzu langer Zeit geſchehen ſeien, 
während die Veröffentlichungen in Wirklichkeit über ein Jahr zurücklagen, 
und nach der im Urteil v. 11. Juni 1912 ausgeſprochenen Anſicht des jetzt 
erkennenden Senats verhältnismäßig milde waren. Alles dies kann zu deinem 
andern Zweck geſchehen ſein, als um die Handlung der Klägerin aufzubauſchen 
und das erſtrittene Urteil zu eigenen Reklamezwecken auszunutzen. 

Gegen die guten Sitten verſtößt aber insbeſondere die Zeit der Ver— 
öffentlichung. Glaubten die Beklagten wirklich, ein Intereſſe an der Bekannt— 
machung des Urteils zu haben, ſo hätten ſie dies Intereſſe in angemeſſener 
Weiſe wahren können, wenn ſie die Veröffentlichung gleich oder bald nach der 
Rechtskraft des im Vorprozeß ergangenen Urteils vorgenommen hätten, alſo, 
da nach ihrer Angabe das Urteil im Auguſt 1912 rechtskräftig geworden iſt, in 
angemeſſener Friſt nachher. Anſtatt deſſen haben ſie mit der Veröffentlichung 
bis zum Dezember gewartet, wo das Publikum an die Weihnachtseinkäufe zu 
denken pflegt, alſo für Reklame beſonders empfänglich iſt. Daraus erhellt, 
daß ſie das in ihrem Intereſſe ergangene Urteil nicht dazu benutzt haben, 
wozu es ergangen iſt, nämlich um ſich vor Schaden zu ſchützen, — dieſem 
Zwecke hätten ſie am beſten durch eine dem Zeitpunkt der ſchädigenden Be— 
kanntmachung möglichſt nahe, alſo möglichſt beſchleunigte Veröffentlichung 
gedient —, ſondern dazu, um für ſich eine möglichſt wirkſame Reklame zum 
Nachteil der Klägerin zu machen. Ob der Rechtsanwalt die Abfaſſung der Ver— 
öffentlichung verzögert hat, iſt unerheblich. Die Beklagten hätten ihn zur 
ſchleunigeren Erledigung des Auftrags veranlaſſen oder die Anzeige durch 
eine andre Perſon abfaſſen laſſen können. Sie haben dies nicht getan und 
dadurch zu erkennen gegeben, daß ihnen an einer rechtzeitigen Aufklärung des 
Publikums nichts lag, daß es ihnen vielmehr mindeſtens nicht unerwünſcht war, 
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die Veröffentlichung erſt beim Beginn der Weihnachtseinkäufe vorzunehmen. 
Ihre Handlungsweiſe verſtößt gegen das Anſtandsgefühl aller gerecht und billig 
Denkenden, alſo gegen die guten Sitten. 

Der Anſpruch auf Unterlaſſung iſt ſonach auf Grund des §1 UnlWG. 
zur Hauptſache begründet. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, ob auch die 
Vorausſetzungen des § 826 BGB. gegeben find. Doch fordert die Klägerin 
inſoweit zu viel, als es nicht angängig iſt, den Beklagten die Veröffentlichung 
des Urteils ſchlechthin zu verbieten. Die Klägerin hat vielmehr nur einen 
Anſpruch darauf, daß die Beklagten mit der Veröffentlichung keinen verbo— 
tenen Wettbewerb treiben, d. h. daß ſie das Urteil nicht in der Art, wie ge— 
ſchehen, bekannt machen. Demgemäß war die Berufung mit dieſer (in der 
Formel zum Ausdruck gebrachten) Einſchränkung zurückzuweiſen. 

Urteil des OLG. zu Kiel (2. Sen.) v. 25. März 1913 i. S. S. u. Gen. 

w. P. U II. 31/13. SchleswHolſt. Anz. 1913, 148. 


173. Eigentums übertragung an einem Teil einer im Beſitz des 
Veräußerers bleibenden Sachgeſamtheit. 
Vgl. 67 Nr. 260 m. N. 
BGB. 88 930. 868. 

Der Beklagte hatte bei ſeinem Schuldner, dem Rittergutsbeſitzer K., 
eine Anzahl auf deſſen Ziegeleigrundſtück lagernder Ziegel pfänden laſſen. 
Der Kläger klagte auf Freigabe, weil er ſie vorher von K. gekauft und zu eigen 
erworben habe. — In den erſten beiden Inſtanzen wurde die Klage abgewieſen, 
während das Reichsgericht ihr mit folgender Begründung ſtattgab: 

„Eine körperliche Übergabe der halben Million Ziegel, welche dem Kläger 
durch den notariellen Vertrag v. 29. Nov. 1909 verkauft wurde, an den Käufer 
hat nicht ſtattgefunden, ein Eigentumserwerb nach § 929 BGB. kommt alſo 
nicht in Frage. Das im $3 des Vertrages vereinbarte Beſitzkonſtitut konnte 
für ſich allein nicht genügen, die Übergabe gemäß § 930 BGB. zu erſetzen, da 
in dem und um den Ziegelofen des Verkäufers K. ungeſchieden 600 000 bis 
700 000 Stück Ziegel lagetten, und es für die verkaufte Teilzahl an einer 
individuellen Beſtimmtheit mangelte, die es ermöglicht hätte, inſoweit ein 
von dem Beſitz an der Gefamtmenge verſchiedenes Beſitzverhältnis zu be— 
gründen. Kläger hat aber behauptet und unter Beweis geſtellt, daß neben dem 
notariellen Vertrage vereinbart worden ſei, K. ſolle die über die verkaufte 
Stückzahl hinaus am Ziegelofen lagernden Ziegel alsbald abfahren und die 
übrig bleibenden 500 000 Stück für ihn in Verwahrung behalten, und daß 
dieſe Vereinbarung auch zur Ausführung gekommen ſei. Der Ber. Richter hat 
dieſe Behauptungen für unerheblich erachtet und ſeinen Standpunkt im weſent⸗ 
lichen dahin begründet: Allerdings ſei in der Rechtſprechung und Literatur 
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Dabei handle es ſich aber immer um individuell beſtimmte Sachen, die nur 
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noch nicht im Beſitz des Veräußerers ſeien. Vorliegend handle es ſich um 
eine ſchon im Beſitz des Veräußerers befindliche Sachgeſamtheit, wobei ein 
gewiſſer, aber individuell noch unbeſtimmter Teil ſpäter in das Eigentum des 
Klägers übergehen ſolle, wenn der Veräußerer vereinbarunggemäß eine 
Ausſonderungshandlung vornehme. Die Wirkſamkeit einer derartigen Verein⸗ 
barung mit der hier intereſſierenden dinglichen Wirkung für die Zukunft ſei 
aus dem Geſichtspunkte zu verneinen, daß, wenn beim Zuſtandekommen 
eines ſolchen Abkommens die Möglichkeit beſtehe, eine Sache individuell zu 
beſtimmen, dieſe Beſtimmung ſofort erfolgen müſſe, ſofern an der Sache eine 
rechtswirkſame Eigentumsübertragung erfolgen ſolle. 

Mit Recht greift die Reviſion dieſe Erwägungen als unhaltbar an. Das 
Reichsgericht hat öfters, namentlich auch in bezug auf Veräußerungen von 
Sachgeſamtheiten mit wechſelndem Beſtande ausgeſprochen, es könne auch 
im voraus rechtswirkſam vereinbart werden, daß der Veräußerer mit Beginn 
des künftigen Erwerbs von ſeinerſeits erſt anzuſchaffenden Sachen den Beſitz 
an dieſen auf Grund eines im 8868 BGB. beſtimmten Rechtsverhältniſſes 
ausüben und dadurch das Eigentum an neu erworbenen Gegenſtänden an den 
Vertragsgegner übertragen ſolle; die beabſichtigte Eigentumsübertragung 
trete dann ein, ſobald dieſer Vereinbarung gemäß verfahren werde. Handle es 
ſich um eine Sachgeſamtheit, ſo brauche nicht bei jeder Neuanſchaffung die vor⸗ 
bezeichnete Vereinbarung neu getroffen zu werden, es genüge, wenn der Wille 
des Anſchaffenden, die neu erworbenen Gegenſtände als Eigentum des Ver— 
tragsgegners zu beſitzen, für dieſen erkennbar in die Erſcheinung trete; daß die 
Eigentumsübertragung auch für Dritte erkennbar ſei, könne bei dem geſetzlich 
als Erſatzmittel für eine körperliche Übergabe zugelaſſenen Beſitzkonſtitut nicht 
gefordert werden; 

RGeEntſch. 56, 52; JW. 1903 Beilage, 143216; 1907, 74716; 1912 144; Gruchot 

53, 1045; Urtt. o. 1. Nov. 1907, VII. 63/07; v. 15 Juni 1911, VII. 612/10; 

v. 6. und 16. Febr. 1912, VII. 321/11 und VII. 403/11. Vgl. auch Entſch. 

73, 415; JW. 1901, 214 und Gruchot 47, 987. 

Die damit anerkannte Zuläſſigkeit eines in Zukunft wirkſam werdenden ding⸗ 
lichen Beſitzkonſtituts iſt auch für die Beurteilung des vorliegenden Falles 
erheblich. Hier erſcheint die Annahme eines durch Beſitzkonſtitut vermittelten 
Eigentumserwerbs noch weniger bedenklich als in einzelnen der früher vom er⸗ 
kennenden Senat beurteilten Fälle. Der Veräußerer K. brauchte die Ziegel, 
die dem Kläger übereignet werden ſollten, nicht mehr anzuſchaffen, hatte ſie 
vielmehr ſchon ſämtlich im Beſitz. Daß es ſich dabei nicht um individuell be- 
ſtimmte Sachen handelte, bietet gegenüber den in der bezeichneten Recht⸗ 
ſprechung behandelten Fällen keine Beſonderheit. In den häufigen Fällen 
der Veräußerung von Sachgeſamtheiten, namentlich von Warenlagern, bei 
denen ſich der Vertrag auch auf künftig an Stelle ausſcheidender Stücke tre⸗ 
tende Erſatzſtücke bezieht, find die Gegenſtände, hinſichtlich deren die Über- 
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tragung des Eigentums in der Zukunft liegt, in der Regel nicht von vornherein 
individuell beſtimmt. Der Ber.⸗-Richter irrt ſonach in der Annahme, daß die 
von der Rechtſprechung anerkannten Fälle eines dinglich in die Zukunft wir⸗ 
kenden Beſitzkonſtituts individuell beſtimmte Sachen als Gegenſtand der 
Vereinbarung vorausſetzten. 

In dem weiteren Bedenken des Vorderrichters, die von ihm für den Zeit— 
punkt der behaupteten Vereinbarung als ausführbar angenommene Indi— 
vidualiſierung der verkauften Ziegel hätte ſofort erfolgen müſſen, iſt ein ſelb— 
ſtändiger rechtlicher Gehalt nicht erkennbar. Ein Beſitzverhältnis nach § 868 
BGB. konnte freilich erſt in dem Zeitpunkte beginnen, in dem eine Sonderung 
der verkauften Stückzahl aus der vorhandenen größeren Ziegelmenge voll— 
zogen war. Ahnliche Sonderungen werden aber ſehr häufig zur Ausführung 
eines Beſitzkonſtituts notwendig. Beiſpielsweiſe ſind die Neuanſchaffungen zur 
Ergänzung eines Warenlagers beim Erwerb regelmäßig aus einem größeren 
Warenbeſtande auszuſondern. Dabei kam es hier nicht auf eine Auswahl an, 
für die das perſönliche Urteil oder die Geſchmacksrichtung des Handelnden 
hätte weſentlich ſein können. Es war nur erforderlich, den vorhandenen Beſtand 
durch Ausſcheidung einer Ziegelmenge, die zahlenmäßig dem Überſchuſſe 
über eine halbe Million entſprach, auf die dem Kläger verkaufte Stückzahl 
zurückzuführen. Sind die vom Kläger unter Beweis geſtellten Tatſachen 
richtig, dann war für ihn von dem Zeitpunkt ab, in welchem der Überſchuß 
an Ziegeln über eine halbe Million urn war, deutlich erkennbar, 
daß der Veräußerer in Erfüllung der getroffenen Vereinbarung handelte und 
den dem Vertrage entſprechenden Ziegelbeſtand für ihn in Verwahrung hielt. 

Die dargelegten Grundſätze führen in dieſem Falle dazu, die Frage, ob 
Kläger Eigentümer der halben Million Ziegel geworden jet, zu bejahen. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 21. Mai 1912 in der preuß. 

Sache Hüppauf (Kl.) w. Meitner (OLG. Breslau). VII. 74/12. 


174. Dingliche Übertragung einer Buchhypothek . die 
Eintragung. 
(Vgl. 61 Nr. 234; 65 Nr. 9; 67 Nr. 49; auch oben Nr. 112.) 
BGB. 8 1154 Abſ. 3, 873 Abſ. 2 

Nach § 1154 Ab). 3 BGB. finden auf die Abtretung der Hyp.⸗Forderungen, 
wenn die Erteilung des Hyp.-Briefes ausgeſchloſſen iſt, wie dies nach § 1185 
bei der Sicherungshypothek der Fall iſt, die Vorſchriften der $$ 873. 878 An— 
wendung. Nach $ 873 bedarf es zur Übertragung des Rechts an einem Grund— 
ſtücke, von hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen, außer 
der Einigung über den Eintritt der Rechtsänderung der Eintragung der Rechts- 
änderung in das Grundbuch. Der 8 873 beſtimmt zwar in Abſ. 2, daß die 
Beteiligten ſchon vor der Eintragung an die Einigung gebunden ſind, wenn der 
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Berechtigte dem andern Teil eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
entſprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat, wie dies hier der Fall 
iſt; allein durch die dingliche Bindung dem Zeſſionar gegenüber wird der 
Zedent in der Verfügung über die Hypothek ſowenig beſchränkt wie durch 
irgend eine andre obligatoriſche Bindung (vgl. RGEntſch. 55, 342). Behält 
aber der Zedent Dritten gegenüber das Verfügungsrecht, ſo kann es dem Zeſ⸗ 
ſionar nicht zuſtehen. Der Hinweis des Klägers auf die in DeutſchNotVZeitſchr. 
1913 Heft 2, 91 ff. abgedruckte Entſcheidung trifft nicht zu; dieſe bezieht ſich 
nur auf die Frage, ob die von dem nicht eingetragenen Berechtigten getroffene 
Verfügung durch Genehmigung ſeitens des Eingetragenen wirkſam werden 
kann. Der Kläger, auf den die ihm abgetretene Sicherungshypothek ſtreitlos 
noch nicht umgeſchrieben iſt, iſt ne zu ihrer Geltendmachung nicht legiti— 
miert. 

Urteil des OLG. zu R 0 u ock (1. en.) v. 13. März 1913 i. S. Hoffmann 

w. Lembke. Le. 162/12. Kn. 


175. Der Erblaſſer kann das Verfügungsrecht der Erben über ihren 
Erbteil nicht an die Zuſtimmung eines Teſtamentsvollſtreckers binden. 
BGB. 8s 2033. 2205. 2211. 137. 

Die Erblaſſerin hat in ihrem Teſtament beſtimmt, daß ihre Erben bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres bei etwaigen Verfügungen über ihren 
„Erbteil“ an die Zuſtimmung des von ihr ernannten Teſtamentsvollſtreckers 
gebunden ſein und erſt mit der Erreichung jenes Alters in die Verwaltung und 
die Verfügung über ihren „Erbteil“ eintreten ſollen. Damit hat ſie die Berech⸗ 
tigung ihrer Erben, über die einzelnen zum Nachlaß gehörigen Vermögens⸗ 
ſtücke zu verfügen, in Beihalt des § 2211 BGB. in durchaus wirkſamer Weiſe 
inſoweit und ſo lange aufgehoben, als jene Gegenſtände bis zu dem genannten 
Zeitpunkt der Verwaltung des von ihr eingeſetzten Teſt.-Vollſtreckers unter⸗ 
liegen. Zu weiteren Beſchränkungen ihrer Erben war die Erblaſſerin aber. 
nicht imſtande, und es lag namentlich nicht in ihrer Macht, etwaige Verfügungen 
ihrer Erben über das ihnen erwachſene Erbrecht ſelbſt von der Zuſtimmung 
des Teſt.⸗Vollſtreckers abhängig zu machen. Denn da es ſich bei dieſem Erbrecht 
der einzelnen Erben um ein „veräußerliches“ Recht handelte, konnte die Erb⸗ 
laſſerin nach § 137 BGB. die Befugnis ihrer Erben zur Verfügung über das 
Recht durch ihr Teſtament, das ſich als ein Rechtsgeſchäft im Sinne jener Be⸗ 
ſtimmung darſtellt, mit dinglicher Wirkung dritten Perſonen gegenüber weder 
beſchränken noch auch ausſchließen. Eine Ausnahme von der Vorſchrift des 
§ 137 iſt allerdings im § 399 BGB. für Forderungsrechte inſofern enthalten, 
als bei dieſen die Übertragbarkeit durch Parteiberedungen ausgeſchloſſen 
werden kann. Aber wenn auch die Gemeinſchaft der Miterben ſich als ein 


Verhältnis darſtellt, aus welchem unter ihnen Forderungen e können, 
Seufſerts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 8. 
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ſo iſt doch das Erbrecht des einzelnen Miterben kein Forderungs kecht und es 
fernen deshalb auf dasſelbe die Beſtimmungen des $ 3 auch feine Anwendung 
finden. Tie Verfügung, welche der Miterbe O. St. über jeine Erbſchafts⸗ 
ar'prüde durch ihre Abtretung getroffen hat, iſt deshalb, und zwar ſowohl 
trr:omeit, als ſie ſich auf ſeinen eigenen Anteil, als auch inſoweit, als ſie ſich auf 
Ten ihm übertragenen Erbteil ſeines Bruders R. St. bezieht, rechtsbeſtändig. 

Urteil des OLG. zu Roſtock (1. Sen.) v. 13. Marz 1913 i. S. Kirchberg 

w. Wolff⸗Israel. Ki. 267,12. Kn. 
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176. Die Annahme einer Nacherbſchaft kann vor deren Anfall erfolgen. 
Vgl. 63 Nr. 207 m. N. 
BGB. 8s 2139. 1946. 

Eine Nacherbin hatte ſchon zu Lebzeiten der Vorerbin ihre Rechte aus der 
Neacherbſchaft für Darlehen an die Kläger verpfändet. Als die Vorerbin ge⸗ 
ſtorben war, ſchlug ſie die Nacherbſchaft zugunſten ihrer Kinder aus, die dann 
pen ihrer Mutter ausgeſetzten Erbteil als Erſatznacherben in Anſpruch nahmen. 
Die Kläger hielten die Ausſchlagung der Mutter für unwirkſam, weil in der 
Werpfändung des Erbteils ſchon eine Erbſchaftsannahme zu finden ſei. Ihre 
Darauf geſtützte Klage auf Zahlung war in 2. Inſtanz abgewieſen worden; 
das Reichsgericht ſtellte jedoch die Verurteilung wieder her. Aus den Gründen: 

„Die Entſcheidung hängt ausſchließlich von der unter den Schriftſtellern 
ſtreitigen Rechtsfrage ab, ob nach dem Eintritt des Erbfalls der Nacherbe die 
Erbſchaft wirkſam annehmen kann, auch wenn ſie ihm noch nicht angefallen iſt. 
Wie 8 1946 BGB. grundlegend vorſchreibt, kann der Erbe die Erbſchaft an⸗ 


des S 1946 ſich auf den Nacherben überhaupt erſtreckt, das Geſetz alſo unter 
dem Erben, der ſchon mit dem Eintritt des Erbfalls annehmen oder ausſchlagen 
kann, den Nacherben mitverſteht — oder ob die Geſetzesregel ſelbſt abweichend 
von dem Wortlaut des $ 1946 dahin zu deuten it, daß grundjäglich jeder Erbe 


ur mit Bezug auf das Zeiterfordernis der Ausſchlagung des Nacherben ent- 
5 1 8 2112 Abſ. 1 die Vorſchrift, daß der Nacherbe die Erbſchaft ausſchlagen 
0 . 
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kann, ſobald der Erbfall eingetreten iſt. Wer in dieſer Vorſchrift nicht einen 
beſonderen Anwendungsfall des § 1946 erblickt und ebenſowenig das, was für 
die Ausſchlagung durch den Nacherben vorgeſchrieben iſt, auf die Annahme 
entſprechend anwenden will, muß, wie dies in der Rechtslehre mehrfach ge⸗ 
ſchieht, in der angegebenen Weiſe die Grundregel des § 1946 dahin umdeuten, 
daß der Erbe die Erbſchaft annehmen oder ausſchlagen kann: nicht ſobald der 
Erbfall eingetreten iſt, ſondern ſobald ſie ihm angefallen iſt. Dann bildet 
§ 2142 Abſ. 1 ihr gegenüber eine Ausnahme, die Erbſchaftsannahme durch den 
Nacherben dagegen folgt wieder der ſo verſtandenen Regel. 

Überwiegende Gründe ſprechen jedoch gegen die Richtigkeit dieſer Geſetzes⸗ 
auslegung. Es kann nur zugegeben werden, daß weder aus dem Geſetz ſelbſt 
noch auch aus den Vorarbeiten ein ſicherer Aufſchluß darüber zu gewinnen iſt, 
auf welchen geſetzgeberiſchen Erwägungen es beruht, daß der Zeitpunkt, von 
dem an dem Nacherben die Ausſchlagung der Erbſchaft freigeſtellt ſein ſollte, 
durch die Vorſchrift des § 2142 Abſ. 1 beſonders beſtimmt iſt, wenn man durch 
die diesseits gutgeheißene Geſetzesauslegung dahin gelangt, daß vermöge 
der allgemeinen Vorſchrift des § 1946 der gleiche Zeitpunkt in Anſehung jänıt- 
licher Erbfälle ſowohl für die Annahme als auch für die Ausſchlagung der 
maßgebende iſt. 

Beſonderer Anlaß, gerade die Ausſchlagung des Nacherben von der für 
alle Erben geltenden zeitlichen Regelung der Annahme und Ausſchlagung 
auszunehmen, würden allerdings dann beſtanden haben, wenn die grundlegende 
Norm des 1. Entw. in das Geſetz übernommen worden wäre. Sie ſollte da— 
mals (§ 2033 Entw.) lauten: ‚Die Erbſchaft kann, ſofern nicht das Geſetz ein 
andres beſtimmt, nicht vor Beginn der (durch § 2030 Abſ. 2 Entw. in Überein⸗ 
ſtimmung mit § 1944 Abſ. 2 BGB. geregelten) Ausſchlagungsfriſt angenommen 
oder ausgeſchlagen werden“. Die Vorſchrift bezog ſich alſo an ſich auch auf 
den Nacherben. Sie ſtand aber dem zur Nacherbſchaft berufenen Pflichtteils— 
berechtigten entgegen, wenn er, um ſofort ſein Pflichtteilsrecht geltend machen 
zu können, entſprechend der Vorſchrift des § 1981 des Entw. (jetzt § 2306 
BGB.) die Erbſchaft ausſchlagen mußte. Um ihm dies zu ermöglichen und 
gleichzeitig dem mitunter vorhandenen Bedürfnis einer Ablöſung der Nach— 
erbſchaft durch den Vorerben Rechnung zu tragen (Motive 5, 121 ff.), ſollte 
durch eine beſondere nur für die Ausſchlagung durch den Nacherben geltende 
Ausnahmevorſchrift Vorſorge getroffen werden. Dieſe war im § 1832 Entw. 
enthalten und lautete nach Voranſtellung der Regelung über die ſich durch die 
Ausſchlagung des Nacherben vollziehende Konſolidation (Abſ. 1) im Abſ. 2: 
„Die Ausſchlagung der Nacherbſchaft kann erfolgen, ſobald die Erbſchaft dem 
Vorerben angefallen iſt'. Nun verſchob ſich aber durch die Beſchlüſſe der 2. Kom— 
miſſion die grundlegende Norm mit ihrem Inhalt in der Weiſe, daß die Aus— 
nahme dadurch als ſolche hinfällig wurde und mit der Regel übereinſtimmte. 
Trotzdem wurde die Vorſchrift des § 1832 Abſ. 2 Entw. nicht nur beibehalten, 
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ſondern ſchließlich mit der an die Stelle des § 2033 Entw. geſetzten, jetzt in 
§ 1946 enthaltenen Regelung dadurch in volle Übereinſtimmung gebracht, 
daß auch für den Beginn der Ausſchlagungsbefugnis des Nacherben der Ein- 
tritt des Erbfalls als der maßgebende Zeitpunkt beſtimmt wurde. Aus dieſer 
zuletzt beſchloſſenen völligen Anpaſſung des § 2142 Abſ. 2 BGB. an die Vor⸗ 
ſchrift des § 1946 läßt ſich zwar nicht ohne weiteres herleiten, daß damit nur 
ein beſonders wichtiger Anwendungsfall dieſer Regel hervorgehoben werden 
ſollte. Anderſeits fehlt es jedoch auch an jedem Anhalt für die Annahme, daß 
etwa die Abſicht beſtanden habe, mit der ſachlichen Umgeſtaltung des § 2033 
Entw. die in ihm enthaltene allgemeine Regelung auf ein engeres Anwen— 
dungsgebiet einzuſchränken und den Nacherben dabei überhaupt auszuſcheiden 
(Prot. 5, 624 ff.). Im Gegenteil deutet die Beſeitigung des in § 2033 enthal- 
tenen Hinweiſes auf geſetzlich vorgeſehene Ausnahmen, wenn nicht auf eine 
Erweiterung, ſo doch jedenfalls auf eine Beibehaltung des nämlichen Anwen— 
dungsgebiets hin. Erſtreckte ſich mithin die Regelung des § 2053 Entw. auf die 
von der Ausnahmevorſchrift des § 1832 nicht betroffene Annahme der Erb-. 
ſchaft durch den Nacherben, ſo ſpricht dies dafür, daß das Gleiche jetzt von der 
an die Stelle des § 2033 geſetzten Vorſchrift des § 1946 BGB. zu gelten hat. 

Es ſpricht dafür aber in gewiſſem Sinne auch die im § 1951 Abſ. 2 Satz 1 
BGB. enthaltene Vorſchrift, wonach bei einer auf demſelben Berufungsgrunde 
beruhenden Berufung zu mehreren Erbteilen die Annahme (wie die Aus— 
ſchlagung) des einen Erbteils zugleich für den andern gilt, und zwar ſelbſt 
dann, wenn der andre Erbteil noch nicht angefallen iſt. In dieſem beſonderen 
Falle befindet ſich alſo jedenfalls auch der Nacherbe in der Lage, vor dem 
Anfall annehmen zu können. Und was noch wichtiger iſt: es zeigt ſich darin, 
daß grundſätzlich das Geſetz der Wirkſamkeit einer dem Anfall vorausgehenden 
Annahme ſich nicht entgegenſtellt. Nicht anders verhält es ſich mit dem Erſatz— 
erben (§ 2096), wenn der vorberufene Erbe noch nicht weggefallen iſt. Er kann 
trotzdem, obwohl ihm die Erbſchaft noch nicht angefallen iſt und es unter Um— 
ſtänden zu einem Anfall an ihn überhaupt nicht kommt, alſo in bloßer Er— 
wartung des Anfalls, gemäß § 1946 nach dem Eintritt des Erbfalls vorweg 
ausſchlagen und ebenſo vorweg annehmen. Das Gleiche gilt von dem unter 
einer noch ſchwebenden Bedingung und dem von einem ſpäteren Zeitpunkt 
ab berufenen Erben und ebenſo von dem Erben, deſſen Berufung zur geſetz— 
lichen Erbfolge noch davon abhängt, ob ein Vorberufener die Erbſchaft aus— 
ſchlagen wird. Der Nacherbe aber iſt, wofür gemäß § 2102 Abſ. 1 die Ver- 
mutung ſpricht, der Regel nach zugleich als Erſatzerbe berufen. Vereinigt er 
beide Eigenſchaften in ſich, ſo würde, wenn er als Erſatzerbe vor dem Wegfall 
des Vorerben angenommen hat, ſeine Ausſchließung von der im § 1946 ent- 
haltenen Regelung nur zu der innerlich durch nichts gerechtfertigten Unter— 
ſcheidung führen, daß die Annahme zwar für den Erſatzerbfall, nicht aber auch 
für den Nacherbfall Geltung habe. 
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Immerhin läßt ſich nicht erſehen, welche Abſichten bei der 2. Leſung des 
Entwurfs und bei dem ſpäteren Fortſchreiten des Geſetzgebungswerks ror- 
gewaltet haben, wenn die Vorſchrift des § 1946 ſich auf den Nacherben mit— 
beziehen ſollte, gleichwohl aber die danach entbehrliche Vorſchrift des § 2142 
Abſ. 1 beibehalten wurde. Es ergibt ſich indeſſen aus den bisherigen Dar— 
legungen jedenfalls jo viel, daß für einen Umkehrſchluß aus § 2142 Abſ. ſich 
aus dem Entwickelungsgange der Vorarbeiten unterſtützende Beweisgründe 
nicht gewinnen laſſen. Deshalb allein, weil durch ausdrückliche Geſetzesvor⸗ 
ſchrift die vorzeitige Ausſchlagung dem Nacherben freigeſtellt und eine be— 
ſondere Vorſchrift über die an ſeine Annahme zu ſtellenden zeitlichen Anfor— 
derungen im Geſetze nicht enthalten iſt, darf aber einer dem Nacherbfall 
vorausgehenden Annahme die Wirkſamkeit überhaupt nicht verſagt werden. 
In keinem Falle ſteht der Anerkennung ihrer Wirkſamkeit der Wortlaut der 
§§ 1946. 2142 Ab). 1 entgegen und auch mit den übrigen Geſetzesvorſchriften 
läßt ſie ſich beſſer in Einklang bringen als die Annahme der Unwirkſamkeit; 
jo, abgeſehen von § 1951 Abſ. 2 Satz 1, beiſpielsweiſe auch mit § 1957 Ab}. 1. 

Läßt das Geſetz ſelbſt noch Zweifel übrig, Jo kommt es in ausſchlaggebender 
Weiſe darauf an, welche der beiden Auslegungen den Anforderungen der 
Billigkeit und des Verkehrs in höherem Maße entſpricht. In dieſer Beziehung 
beſteht zunächſt kein Grund, den vor dem Anfall zur Erbſchaftsannahme ſchrei— 
tenden Nacherben gegen die Folgen ſeines eigenen Verhaltens in Schutz zu 
nehmen und ihm wider ſeinen rechtsgeſchäftlich betätigten Willen die freie 
Entſchließung für eine fernere Zeit offenzuhalten. Eine beſondere Gefahr für 
ihn läßt ſich auch darin nicht erblicken, daß während der vielleicht langen Dauer 
der Vorerbſchaft ſein Verhalten bei irgend einer Gelegenheit ihm leichthin 
als eine vorzeitige Annahme ausgelegt werden könnte. Jedenfalls kann die 
bloße Wahrnehmung ſolcher Rechte und Pflichten, die unabhängig davon, 
ob eine Erbſchaftsannahme bereits ſtattgefunden hat oder nicht, während der 
Dauer der Vorerbſchaft im Verhältnis zwiſchen ihm und dem Vorerben be— 
ſtehen (vgl. Urteil v. 21. April 1910, IV. 423/09 im Recht 1910 Nr. 2581; 
§§ 2116 ff., 2127 ff., 2120 BGB.), für ſich allein eine durch ſchlüſſiges Ver— 
halten betätigte Erbſchaftsannahme ſchlechterdings nicht darſtellen. Überdies 
befindet ſich der Nacherbe in der Lage, ſelbſt bei übereilter Annahme im Fall 
einer Überſchuldung des Nachlaſſes durch gehörige Ausübung der ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechtsbehelfe (§ 2144) ſich gegen jeden Vermögensverluſt zu ſichern. 
Eine Fürſorge aber, die ſo weit ginge, ihn auch vor den Unbequemlichkeiten 
einer derartigen Mühewaltung zu bewahren, iſt umſoweniger angebracht, 
als gerade die Vermeidung jeder unnötigen Bevormundung den Grund ge— 
bildet hat, weshalb es nicht bei $ 2033 Entw. verblieben iſt, dem Erben viel⸗ 
mehr allgemein durch § 1946 BGB. die Freiheit des Handelns nach der Rich⸗ 
tung gewahrt wurde, daß er vom Eintritt des Erbfalls an annehmen oder 
ausſchlagen kann, auch wenn ſich die Vorausſetzungen für den Beginn der Aus— 
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ſchlagungsfriſt (§ 1944 Abſ. 2) in ſeiner Perſon noch nicht erfüllt haben (Prot. 
5, 626). 

Es läßt ſich aber ſchließlich ohne einen Widerſtreit gegen die Anforderungen 
des redlichen Verkehrs nicht miteinander vereinbaren, wenn auf der einen 
Seite dem Nacherben die Befugnis zugeſprochen werden muß, nach Eintritt 
des Erbfalls über den ihm noch nicht angefallenen Erbteil zu verfügen, auf der 
andern Seite aber der ſich in einer ſolchen Verfügung mit unverkennbarer 
Beſtimmtheit betätigenden Erbſchaftsannahme um ihrer Vorzeitigkeit willen 
die Wirkſamkeit abgeſprochen werden müßte. Mißſtände könnten ſich ſchon 
dann ergeben, wenn es dem auf den ganzen Nachlaß berufenen Nacherben, 
nachdem er die Erbſchaft verkauft hat, noch freiſtände, etwa im Einvernehmen 
mit dem Vorerben oder dem nächſtberufenen Erben die Erbſchaft auszuſchlagen. 
Der offenbaren Unbilligkeit aber tritt ein innerer Widerſpruch hinzu, wenn der 
über den Erbanteil ſelbſt verfügende Anteilsnacherbe es in der Hand behielte, 
den Gegenſtand ſeiner Verfügung durch eine Ausſchlagung hinterher dem 
Erwerber wieder zu entziehen. Wohin das führt, zeigt der vorliegende Rechts- 
fall. — — — 

Nach alledem hat der Senat die im vorliegenden Falle für die Entſcheidung 
ausſchlaggebende Rechtsfrage dahin beantwortet, daß, ſobald der Erbfall ein- 
getreten iſt, der Nacherbe die Erbſchaft annehmen kann, auch wenn ſie ihm 
noch nicht angefallen iſt — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 9. Nov. 1912 in der ſächſ. Sache 

Jahn u. Gen. (Kl.) w. Tögel (OLG. Dresden). IV. 187/12. Auch in 

RGeEntſch. 80 Nr. 81 S. 377. 


177. Wichtiger Grund zur Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers. 
Vgl. 60 Nr. 78. 
BGB. $ 2227; FGG. 8 81. 

Bei dem zuſtändigen Nachlaßgerichte beantragten die ſämtlichen Erb— 
beteiligten, mit Ausnahme einer Erbin, ſowie der eine der beiden Teſtaments— 
vollſtrecker, den zweiten Teſt.⸗Vollſtrecker aus dem Amte zu entlaſſen, da dieſer 
ſich grobe Pflichtverletzungen hätte zu Schulden kommen laſſen. Der zweite 
Teſt.⸗Vollſtrecker widerſprach. Das AG. wies nach eingehenden Ermittelungen 
den Antrag als unbegründet zurück. Auf Beſchwerde der Antragſteller gab das 
LG. dem Antrage mit der Begründung ſtatt, daß dem Antragsgegner zwar in 
keinem Punkte der Vorwurf grober Pflichtverletzungen gemacht werden könne, 
daß aber gleichwohl ſeine Entlaſſung zuläſſig und geboten erſcheine, weil 
ein „wichtiger Grund“ damit gegeben ſei, daß bei den geſpannten perſönlichen 
Beziehungen zwiſchen ihm und der Mehrheit der Erben, an denen er ſelber 
nicht ſchuldlos jet, im Fall ſeines ferneren Verbleibens im Amt eine Beein— 
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trächtigung der Nachlaßintereſſen zu befürchten ſei. Auf weitere ſofortige Be- 
ſchwerde des Antragsgegners ſtellte das OLG. den Beſchluß des AG. wieder 
her. Aus den Gründen: 

— — — Daß die Annahme, es liege ein wichtiger Grund vor, welcher 
die Entlaſſung aus dem Amte des Teſt.⸗Vollſtreckers rechtfertige, nicht ledig⸗ 
lich auf dem der Nachprüfung durch das Gericht der weiteren Beſchwerde ent- 
zogenen Gebiet der tatſächlichen Feſtſtellungen liegt, hat für den $ 2227 BGB., 
der genau denſelben Wortlaut hat wie der hier in Frage ſtehende $ 86 Hamburg. 
Ausf.⸗Geſetzes, ein in Seuff A. 60 Nr. 78 abgedruckter Beſchluß des OLG. 
Dresden zutreffend ausgeführt. Prüft man nun die Erwägungen im einzelnen, 
mit denen der Vorderrichter ſeine Annahme, daß ein wichtiger Grund zur Ent- 
laſſung des Antragsgegners vorliege, des Näheren zu begründen ſucht, ſo 
ergibt ſich für das OL G., daß ſie weder einzeln noch in ihrer Geſamtheit ge- 
eignet erſcheinen, die ausgeſprochene Entlaſſung zu rechtfertigen. 

Das LG. bemerkt zunächſt: es bedürfe kaum einer Ausführung, daß das 
zwiſchen dem Antragsgegner und den Antragſtellern herrſchende Verhältnis 
„nicht ohne nachteilige Wirkung auf die Nachlaßverhältniſſe bleiben könne“. 
Dann wird ausgeführt, daß die Feindſchaft zwiſchen den Parteien ſo ausge⸗ 
ſprochen und die Erbitterung auf beiden Seiten jo groß ſei, daß jeder per- 
ſönliche Verkehr aufgehört habe. Nicht einmal die beiden Vollſtrecker ſelbſt 
erledigten die Nachlaßgeſchäfte gemeinſam; ſogar der direkte ſchriftliche Ver— 
kehr zwiſchen ihnen habe aufgehört. Die Antragſteller hielten den Antrags- 
gegner für einen Mann, der ſich ſchwere Verfehlungen in ſeinem Amte habe 
zu ſchulden kommen laſſen; und der Antragsgegner wiederum werfe den 
Antragſtellern vor, ſie hielten ihre Anſchuldigungen gegen ihn wider beſſeres 
Wiſſen aufrecht. Ein ſolches Verhältnis könne auf die Dauer nicht ohne ſchäd⸗ 
lichen Einfluß auf die Nachlaßverhältniſſe bleiben. Dieſe Ausführungen können 
als eine zureichende Begründung für die Notwendigkeit der Entlaſſung des 
Antragsgegners aus dem Vollſtreckeramte nicht angeſehen werden. Es mag 
ſein, daß perſönliche Feindſchaft zwiſchen zwei Teſt.-Vollſtreckern geeignet 
it, einem jeden von ihnen die Führung des Amtes in gewiſſer Weiſe zu er- 
ſchweren; denn es iſt naturgemäß leichter zu verhandeln, wenn ſie auch im 
perſönlichen Verkehr freundſchaftlich zu einander ſtehen. Aber in der durch 
perſönliche Feindſchaft herbeigeführten Schwierigkeit der gegenſeitigen Ver⸗ 
handlungen liegt an ſich noch keine Gefährdung der Nachlaßintereſſen. Gerade 
in einem Fall wie dem vorliegenden, wo es ſich um zwei an ſich angeſehene 
und geſchäftserfahrene Herren handelt, die miteinander die Nachlaßverwaltung 
zu führen haben, wird im Gegenteil angenommen werden dürfen, daß, nachdem 
zwiſchen ihnen perſönliche Differenzen entſtanden ſind und das frühere all— 
ſeitige Vertrauen einem, wie das Beſchwerdegericht überzeugt iſt, durchaus 
unbegründeten Mißtrauen Platz gemacht hat, nunmehr jeder von ihnen nur 
um ſo ſorgſamer darauf bedacht ſein wird, die Intereſſen des Nachlaſſes nach 
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jeder Richtung zu wahren und auch den Schein zu meiden, als ob er in feinen 
Amtshandlungen einſeitige oder gar eigennützige Intereſſen vertrete. 

Das LG. führt nun weiter aus, daß, wenn ſchon bei minder wichtigen 
Fragen eine ſchriftliche Erledigung mitunter unzweckmäßig ſei, bei den Werten, 
die vorliegendenfalls in Frage ſtänden, Meinungsverſchiedenheiten der Voll— 
ſtrecker über Verwaltungsfragen von ſolcher Bedeutung ſein könnten, daß 
zu ihrer Erledigung eine perſönliche Ausſprache unter ihnen und mit den Erben 
geradezu notwendig ſei. Das mag an ſich richtig ſein. Aber wenn ſich ſpäter 
einmal die Notwendigkeit ſolcher perſönlichen Verhandlungen ergeben ſollte, 
ſo darf erwartet werden, daß alle Beteiligten ſie erkennen und alsdann ſchon 
im eigenen ſachlichen wie perſönlichen Intereſſe die betreffenden Verhandlungen. 
ſo führen, daß die ja allen gemeinſamen Intereſſen des Nachlaſſes zu ihrem 
Recht kommen. In übrigen iſt es doch nicht ohne Bedeutung, daß trotz der ſeit 
einer Reihe von Jahren ſchwebenden Differenzen und trotz der nun ſchon ſeit 
1909 ſchwebenden Verhandlungen über den vorliegenden Abſetzungsantrag 
die Verhältniſſe des Nachlaſſes unſtreitig nicht nur keinen Schaden genommen, 
ſondern im Gegenteil ſich in einem für alle Beteiligten vorteilhaften Sinne 
entwickelt haben. Im übrigen werden die buchhalteriſchen Angelegenheiten 
des Nachlaſſes von einer Mittelsperſon erledigt, und wenn ſich dabei über die 
Behandlung der einen oder andern Frage ſachliche Meinungsverſchiedenheiten 
ergeben, ſo fehlt es nicht an Wegen, auf denen ſich dieſelben aus der Welt 
ſchaffen laſſen. — — — 

Wenn das LG. endlich noch geltend macht, gerade das Vollſtreckeramt 
ſetze ein weitgehendes Vertrauen zwiſchen Erben und Vollſtreckern voraus, 
ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß ſich daraus allenfalls ein Argument ent— 
nehmen ließe, wenn nur Ein Teſt.-Vollſtrecker vorhanden wäre, von dem feſt⸗ 
ſtände, daß er, und zwar nicht ohne eigenes Verſchulden, das Vertrauen jämt- 
licher Erben verloren hätte. Vorliegendenfalls aber ſind zwei Vollſtrecker da, 
welche gemeinſam den Nachlaß zu verwalten haben, die ſich gegenſeitig kon— 
trollieren können und ſollen, und von denen der eine nach wie vor das un« 
geminderte Vertrauen ſämtlicher Erben mit Ausnahme der Ehefrau des Antrags⸗ 
gegners beſitzt, während anderſeits der Antragsgegner zugleich auch der 
beſondere Vertrauensmann dieſer ſeiner am Nachlaß als Erbin beteiligten 
Ehefrau iſt. 

Nach alledem bilden die vom Vorderrichter zur Rechtfertigung der aus— 
geſprochenen Entlaſſung angeführten Tatſachen weder einzeln noch in ihrer 
Geſamtheit einen hinreichend wichtigen Grund, wie das Geſetz ihn erfor— 
dert. — — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 6. Jan. 1913 in der Hamb. 

Nachlaßſache M. F. 92/12. A- d. 
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178. Anfechtung eines Beſchluſſes der Generalverſammlung einer 
Aktiengeſellſchaft; die Klage muß binnen einem Monat erhoben und 
begründet werden. 

Vgl. 59 Nr. 60. 

HGB. $ 271 Abſ. 2. 

Die am 14. März 1912 erhobene Anfechtungsklage richtete ſich gegen 
einen Generalverſammlungs-Beſchluß der verklagten Akt.⸗Geſellſchaft vom 
24. Febr. 1912, wodurch dem Vorſtand und dem Aufſichtsrat gegen die Stimmen 
des Klägers für das verfloſſene Geſchäftsjahr Entlaſtung erteilt worden war. 
Die Behauptungen, mit denen der Kläger die Klage zu begründen ſuchte, 
hatte er, außer in der Klageſchrift, in einem vor der erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung eingegangenen Schriftſatze v. 1. April 1912 niedergelegt. — Die 
Klage wurde abgewieſen. Beide Inſtanzen erachteten die Ausführungen der 
Klageſchrift für unſchlüſſig und waren der Meinung, daß der Schriftſatz vom 
1. April als verſpätet unberückſichtigt bleiben müſſe. Ebenſo entſchied das 
Reichsgericht. Aus den Gründen: 

„— — — Das Oberlandesgericht geht mit Recht davon aus, daß binnen 
der Monatsfriſt des § 271 Abi. 2 HGB. nicht nur die Klage erhoben, ſondern 
auch die Geſetzes⸗ oder Satzungverletzung, auf die ſie ſich ſtützen ſoll, geltend 
gemacht werden muß. Abgeſehen von den an keine Friſt gebundenen abſoluten 
Nichtigkeitsgründen können neue Verletzungen nach Ablauf des Monats nicht 
nachgebracht werden. Das Reichsgericht hat dies ſchon in dem Urteile I. 162/03 
v. 30. Sept. 1903 (SeuffA. 59 Nr. 60) begründet und muß daran feſthalten. 
Entſcheidend iſt das praktiſche Bedürfnis, wie der aus den Einzelbeſtimmungen 
der §§ 271.ff. erſichtliche Standpunkt des Geſetzes. Beide ſchließen es gleich⸗ 
mäßig aus, die Erhebung von Anfechtungsklagen zu begünſtigen. Das an⸗ 
geführte Urteil hat denn auch in der Literatur allgemeine Zuſtimmung ge⸗ 
funden. Der Kommentar von Lehmann-Ring, auf den die Reviſion verweiſt, 
kommt nicht in Betracht, da er ſchon vorher erſchienen war. Übrigens wird 
darin eine abweichende Meinung nur für den hier nicht vorliegenden Fall ge— 
äußert, wenn die Geſellſchaft mit der Nachbringung des Anfechtungsgrundes 
einverſtanden if. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (2. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der braunſchw. 

Sache Baſſe (Kl.) w. Braunſchw.⸗Hannov. Hyp.⸗Bank (OLG. Braun⸗ 

ſchweig). II. 456/12. 


179. Konnoſſementsklauſel, daß die Reederei nicht hafte für zerriſſene 
Säcke oder für loſes Getreide. 
HGB. § 606. 651. 
Die Klägerin hatte als Inhaberin von zwei Konnoſſementen 2395 und 
1454 Sack Leinſaat im angeblichen Gewicht von 156000 und 97000 kg, abge⸗ 
laden von Buenos⸗Aires nach Hamburg, aus dem Dampfer der Beklagten zu 
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empfangen. Ausgeliefert waren nur 3806 Sack (alſo 43 Sack zu wenig), welche, 
zuzüglich 2889 kg loſer Ware, 241 962 kg wogen. Die Klägerin hatte erklärt, 
dieſe unſtreitig zu ihrer Partie gehörige loſe Ware empfangen zu wollen, aber 
nicht als Erſatz der fehlenden 43 Säcke. Die Parteien hatten ſich dann dahin 
geeinigt, daß unbeſchadet ihres Rechtsſtandpunktes die loſe Ware abzunehmen 
ſei und die Lagerkoſten zu Laſten deſſen gehen ſollten, der in der Abnahmefrage 
Unrecht habe. Die Klägerin klagte nun auf den Wert von 43 Sack Leinſaat 
und Erſatz der Lagerkoſten. Sie behauptete, daß das Abladegewicht der Ware 
244 617 kg betrage und daß die Beklagte jedenfalls die Überreſte der feh⸗ 
lenden Säcke mit hätte andienen müſſen. Die Beklagte beſtritt das angegebene 
Abladegewicht und berief ſich auf die Konnoſſementsklauſel, daß für zerriſſene 
Säcke und loſes Getreide nicht gehaftet werde. Sie behauptete, daß die an 
Stelle der fehlenden 43 Sack abgelieferte loſe Ware mehr wiege als 43 Sack 
nach dem Durchſchnittsgewicht der abgelieferten Säcke. — Die Klage wurde 
abgewieſen und die Berufung der Klägerin zurückgewieſen. Aus den Gründen 
des Ber.⸗Urteils: 

„Die Konnoſſemente enthalten die Klauſel, daß die Reederei nicht ver— 
antwortlich jet ‚für zerriſſene oder befleckte Säcke oder für loſes Getreide“. 
Die Tragweite der Freizeichnung von ‚zerriſſenen Säcken“ wird in der 
Rechtſprechung verſchieden beurteilt. Teilweiſe wird ſie nur auf das Sack— 
material bezogen. So meint ein Urteil des 4. Sen. des Hanſ. OLG. (Hanſ. 
GZ. 1910 Hauptbl. 46), die Klauſel ſchütze den Reeder nur gegen die In- 
anſpruchnahme für an den Säcken aus beſonderer Urſache feſtgeſtellte Be- 
ſchädigung. Auch ein Urteil des Tribunals Venedig v. 15. Mai 1912 (Dir. 
maritt. 1912, 348 ff.) ſchließt aus der Klauſel die Nichthaftung des Reeders 
für das Sackmaterial, ſolange nicht ein Verſchulden nachgewieſen ſei — wozu 
freilich zu bemerken iſt, daß es ſich in dem dort entſchiedenen Fall nur um einen 
Anſpruch auf Erſatz von Säcken wegen angeblich ſchlechter Stauung handelte. 
Daß dieſe Auffaſſung der Klauſel zu eng iſt, bedarf kaum der Begründung. 
Die nächſte Folge des Reißens der Säcke iſt das Auslaufen des Sackinhalts; 
demgemäß muß, wer ſich vom Reißen der Säcke freigezeichnet hat, den Inhalt 
der ausgelaufenen Säcke loſe ausliefern dürfen, 

jo insbeſondere Hanſ. OLG. 1. Sen. (Hanſd Z. 1905, Hauptbl. 43) und 2. Sen. 

(HanſchZ. 1905 Hauptbl. 108; 1906 Hauptbl. 75), 
wobei ſtreitig iſt, ob er die wertloſen Reſte der Säcke mit andienen muß (Hanſ. 
OLG. 2. Sen. v. 18. April 1907, Bf. II. 346/06) oder nicht; 

fo richtig HanfOL®. 1. Sen. in HanſchZ. 1905 Hauptbl. 43 und 2. Sen. daſ. 1906 
Hauptbl. 75, ſowie das Reichsgericht daſ. 1906 Hauptbl. 136. 
Immerhin muß die ausgelieferte Ware quantitativ dem Inhalt der fehlenden 
Säcke entſprechen (HanſG ZZ. Hauptbl. 1905, 108; 1906, 75). Im Streitfall 
hat das Schiff nachzuweiſen, daß das Anliefern loſer Ware eine Folge des 
Zerreißens der Säcke iſt. Von dieſem Beweiſe wird es aber frei, wenn es im 
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Konnoſſement ſeine Nichtverantwortlichkeit für loſe Ware ſtipuliert hat; dann 
muß ihm bewieſen werden, daß das Vorhandenſein loſer Ware auf einem 
von ihm zu vertretenden Umſtande beruht. 

Noch weiter geht eine dritte Gruppe von Urteilen, welche in der Klauſel 
eine Freizeichnung auch von demjenigen Verluſt an Ware ſieht, der eine Folge 
des Zerreißens der Säcke geweſen iſt; (fo Hanſ. OLG. 1. Sen. in HanſGz. 
1904, Hauptbl. 131, und 3. Sen. HanſGZ. daſ. 1909, 81). Ob, wie das letzt⸗ 
genannte Urteil annimmt, der Klauſel ſogar die Vermutung zu entnehmen 
ſei, daß der Verluſt an Ware auf das Zerplatzen von Säcken zurückzuführen 
ſei, braucht hier nicht entſchieden zu werden, denn ein das übliche Manko über⸗ 
ſteigender Verluſt an Ware liegt im vorliegenden Fall überhaupt nicht vor. 

Abgeladen ſind 3849 Sack im Gewicht von 244 617 kg, abgeliefert ſind 
unſtreitig 3806 Sack, die, zuzüglich loſer Ware im Gewicht von 2889 kg ein 
Gewicht von 241 962 kg hatten. Loſe Ware durfte nach dem oben Dargeiegten 
abgeliefert werden, ſolange nicht bewieſen wurde, daß ihr Vorhandenſein 
auf einem vom Schiff zu vertretenden Umſtande beruhe, das Zerreißen von 
Säcken iſt, wie die Freizeichnung ergibt, ein ſolcher Umſtand nicht. Jener 
Beweis iſt nicht einmal angetreten. Daß in der unſtreitig aus der klägeriſchen 
Partie ſtammenden loſen Ware der Inhalt der fehlenden Säcke enthalten war, 
ergibt ihr Gewicht, das zuſammen mit der in Säcken befindlichen Ware das 
Gewicht der Geſamtpartie darſtellt. Das Manko von 2655 kg gegen das 
Abladegewicht beläuft ſich auf wenig mehr als 1%, nämlich auf 1,08%. Etwa 
19% aber beträgt bei Leinſaatſendungen das aus der Minderwertigkeit der 
Säcke reſultierende übliche Manko, mit dem jeder Empfänger rechnen muß 
und rechnet. Das iſt gerichtsnotoriſch, von der Klägerin ſelbſt übrigens vor⸗ 
getragen. 

Somit hat Klägerin zu Unrecht den Empfang der loſen Ware als Erſatz 
der fehlenden Säcke verweigert. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 6. Jan. 1913 in der Hamb. 

Sache Föhrtmann & Behne w. Hamb. Südamerik. Dampfſch.⸗Geſ. 

Bf. I. 236/12. A—d. 


II. Verfahren. 


180. Haftung des Ehemannes im geſetzlichen Güterſtande für den 
Koftenvorfhuß und für die Gebühren und Auslagen in Prozejfen 
ſeiner Frau. 

Vgl. 57 Nr. 80 m. N.; 63 Nr. 135 ſowie die folgende Nr. m. N. 

GKG. 88 87. 90. 92; BGB. 88 1387. 1416. 

Die Eheſcheidungsklage der Frau war abgewieſen und die Klägerin in 
die Koſten verurteilt worden. Das Urteil wurde rechtskräftig. Vor der Rechts⸗ 
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kraft hatte die Gerichtskaſſe die Koſten mit 73,10 ½ vom verklagten Mann 
eingefordert, die er auch bezahlt hatte. Er erhob aber Beſchwerde und verlangte 
Rückerſtattung. Das LG. wies die Beſchwerde ab, das OLG. gab ihr ſtatt. 
Aus den Gründen: 

„Nach dem Bürgerl. Geſetzbuch läßt ſich die Verpflichtung des Mannes, 
die Koſten eines Eheſcheidungsprozeſſes zu tragen, nicht aus dem Unterhalts⸗ 
anſpruch der Frau herleiten, ſie beſtimmt ſich vielmehr nach dem zwiſchen den 
Eheleuten geltenden Güterrecht. Parteien leben im geſetzlichen Güterſtande 
des Bürgerl. Geſetzbuchs. 

Nach § 13874 BGB. hat der Mann die Koſten eines Eheſcheidungsprozeſſes 
zu tragen, ſofern ſie nicht dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen. Daß die Koſten 
dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen, hat der Mann zu beweiſen; dieſen Beweis 
kann er aber erſt erbringen, wenn das Urteil, durch welches der Frau dieſe 
Koſten auferlegt ſind, rechtskräftig iſt, denn erſt dann ſteht feſt, daß der Mann 
fie nicht zu tragen hat und daß ſie gemäß $ 1416 Abſ. 1 im Verhältnis der Ehe— 
gatten zu einander dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen. Bis zur Rechtskraft 
beſteht die als Ausfluß ſeines Verwaltungsrechts ſich darſtellende Zahlungs- 
pflicht des Mannes als reſolutiv bedingte ſowohl gegenüber der Frau wie gemäß 
§ 1388 BGB. auch gegenüber der Gerichtskaſſe. Dieſe Verpflichtung des 
Ehemanns geſtaltet ji) aber auf Grund der Vorſchriften des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes und der einſchlägigen Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung ver- 
ſchieden, je nachdem es ſich um die Bezahlung eines Koſtenvorſchuſſes oder um 
die entſtandenen Gebühren oder Auslagen handelt. 

Was zunächſt den Koſtenvorſchuß betrifft, ſo hat der Mann der Frau einen 
angemeſſenen Koſtenvorſchuß zur Ermöglichung der Prozeßführung zu zahlen, 
wie das Reichsgericht in ſeiner grundlegenden Entſcheidung in Entſch. 47, 72 
(in Seuffel. 57 Nr. 80) und in ſtändiger Rechtſprechung ausgeſprochen hat. 
Dieſer Anſicht folgt auch die Mehrheit der höheren Gerichte; 

vgl. RG. in IW. 1900, 339; 1901, 274. 735; 1910, 94220; OL GRſpr. 19, 250; 

25, 288 f.; Jur Schr. f. Poſen 1907, 140; Soergel Rſpr. 1911 Nr. 2 zu $ 1388 

und 1912 Nr. 3 zu $ 1387 BGB. 

Die gleiche Verpflichtung beſteht auch gegenüber der Gerichtskaſſe. Dieſe 
Vorſchußpflicht des Mannes bleibt, obwohl ſie an ſich nur eine bedingte iſt, 
nach § 90 GKG. der Kaſſe gegenüber beſtehen, auch wenn die Koſten des 
Verfahrens der Frau auferlegt ſind, einerlei ob das Urteil inzwiſchen rechts— 
kräftig geworden iſt (JW. 1910, 942 20). Die Gerichtskaſſe iſt daher berechtigt, 
einen von ihr erforderten, aber bis zu dieſem Zeitpunkt noch nicht bezahlten 
Koſtenvorſchuß auch weiterhin beizutreiben. 

Abweichend geſtaltet ſich die Behandlung der im Laufe des Rechtsſtreits 
entſtandenen und fällig gewordenen Gebühren und Auslagen. 
Auch für dieſe haftet der Ehemann gemäß den obigen Ausführungen und 
§ 92 G/G. der Kaſſe. Allein hier beſteht eine dem § 90 GKG. entſprechende 
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Beſtimmung über das Beſtehenbleiben der Verpflichtung zur Zahlung der 
entſtandenen Gebühren und Auslagen nicht. Im Gegenteil ſpricht § 87 von 
einem eventuellen Erlöſchen dieſer Verpflichtung. Hier wird nur beſtimmt, 
daß einmal an die Gerichtskaſſe bezahlte Beträge von letzterer nicht erſtattet 
werden ($ 87 Ab}. 2). Die Koſten können bis zur Rechtskraft alſo vom Mann 
eingezogen werden, ſobald ſie nur nach 88 93. 941 GKG. fällig geworden ſind, 
d. h. nach Beendigung jeder Inſtanz oder nach Ablauf eines Jahres. Hat der 
Mann die Koſten, ſei es freiwillig ſei es zwangweiſe, bezahlt, ſo findet nach 
§ 87 Abſ. 2, den der Senat analog auf die auf Grund ſeiner bürgerlichrechtlichen 
Verpflichtung geleiſteten Zahlungen des Mannes für anwendbar erachtet, 
eine Zurückzahlung nicht ftatt. Der Mann iſt inſofern auf die Ausgleichsmög— 
lichkeit gegenüber der Frau beſchränkt. Nach der Rechtskraft iſt der Mann aber 
nicht mehr zur Zahlung der Gebühren und Auslagen verpflichtet, da mit der 
Rechtskraft die Reſolutivbedingung eingetreten iſt und nunmehr dieſe Koſten 
unbedingt dem Vorbehaltsgut zur Laſt fallen. Damit entfällt aber auch der 
Anſpruch der Kaſſe, der nicht weitergeht als der der Frau ſelbſt (OL GRſpr. 25, 
289). Ob dem Mann vor der Rechtskraft die Koſtenrechnung zugefertigt iſt, 
iſt nicht von rechtserheblicher Bedeutung, da durch die Aus- und Zuſtellung der 
Koſtenrechnung an ihn keine ſelbſtändige Verbindlichkeit des Mannes erzeugt 
wird. Nach Rechtskraft des die Frau zur Tragung der Koſten des Rechtsſtreits 
verurteilenden Erkenntniſſes iſt danach die Gerichtskaſſe nicht mehr berechtigt, 
die bis dahin vom Mann nicht gezahlten oder nicht beigetriebenen Gebühren 
und Auslagen weiterhin zu erfordern, und ſogar verpflichtet, etwaige nach 
Rechtskraft des Urteils beigetriebene Beträge zurückzuzahlen. 

Eine abweichende Beurteilung greift allerdings bei den verſchiedenen 
Güterſtänden der Gütergemeinſchaft Platz. Hier dürfte der Mann unter allen 
Umſtänden für die Koſten haften, da ſich dieſe als Geſamtgutsverbindlichkeiten 
darſtellen. Doch lag im vorliegenden Falle keine Veranlaſſung vor, auf dieſe 
Frage näher einzugehen. 

Da der Beſchwerdeführer in der offenbar irrtümlichen Annahme, dazu 
genötigt zu ſein, zumal da der Gerichtsvollzieher bereits bei ihm gepfändet 
hatte, erſt nach der Rechtskraft des Urteils die Gebühren und Auslagen mit 
73,10 K gezahlt hat, jo muß die Gerichtskaſſe dieſen Betrag an ihn zurückzahlen, 
da fie inſoweit auf feine Koſten ungerechtfertigt bereichert iſt.“ 

Beſchluß des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 11. Jan. 1913 i. S. Ph. w. Ph. 

W III. 151/12. Schlesw. Holſt. Anz. 1913, 77. 
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181. Einfluß des Armenrechts der Frau auf die Verpflichtung des 
Mannes im geſetzlichen Güterſtande, die Koften zu einem Prozeſſe 
mit ihm vorzuſchießen. 

Vgl. 52 Nr. 80 m. N.; 58 Nr. 239; 62 Nr. 26— 28; 63 Nr. 236; 67 Nr. 207; auch 
die vorige Nr. 

ZRO. SS 114 ff.; BGB. 88 1388. 1416. 1417; Gch. 35 86. 92. 

Die Ehefrau Marie H., die mit ihrem Manne im geſetzlichen Güterſtande 
lebte, hatte gegen ihn im Armenrecht auf Gewährung von Unterhalt geklagt 
und am 10. Febr. 1912 beim Prozeßgericht eine entſprechende einſtweil. Ver⸗ 
fügung erwirkt, deren Koſten dem Ehemann auferlegt worden waren. Durch 
Beſchluß v. 24. Febr. waren dieſe Koſten auf 19 & Partei- und 0,30 4 Ge⸗ 
richtskoſten feſtgeſetzt worden. Als der Prozeß nach dem 12. Nov. 1912 ruhen 
geblieben war, nahm die Gerichtsſchreiberei den Ehemann ſowohl für die 
erwähnten 0,30. Gerichtskoſten als für den die Ehefrau, als Klägerin im 
Unterhaltsſtreit ſelbſt treffenden Gebührenvorſchuß von 44. nebſt 4,40 
Auslagenpauſchſatz in Anſpruch. Der Mann bezahlte auch, erhob aber dann 
dagegen Erinnerung, infolge deren das LG. die Einhebung dieſer Beträge 
von ihm für unberechtigt erklärte. Die Beſchwerde der Regierungsfinanzkammer 
hatte nur Erfolg bezüglich der 0,30 % Gerichtskoſten und wurde im übrigen 
zurückgewieſen. Aus den Gründen: 

„Iſt in einem Rechtsſtreit zwiſchen Ehegatten der Ehemann zu den Streit— 
koſten verurteilt, jo iſt es die Vorſchrift im $ 86 Abſ. 1 8K GG., die ihn der Staats⸗ 
kaſſe gegenüber zur Zahlung der gerichtlichen Gebühren und Auslagen ver- 
pflichtet. Seine Haftung iſt hier eine prozeß- und koſtenrechtliche, die Art des 
für die Ehe geltenden Güterrechts iſt inſoweit ohne Belang. Steht aber noch 
nicht feſt, wem in einem ſolchen Rechtsſtreit die Streitkoſten zur Laſt fallen, 
io kann die Staatskaſſe bei Geltung des geſetzlichen Güterſtandes nach $$ 1388. 
13871 und § 1416 Abſ. 1 BGB. in Verbindung mit § 92 GKG. wegen der von 
der klagenden Ehefrau geſchuldeten Gebühren- und Auslagenvorſchüſſe (§§ 81. 
84 Abſ. 1, auch §89 GKG.) den Ehemann als Geſamtſchuldner in Anſpruch 
nehmen. Solange eben noch in Schwebe iſt, ob der Mann nach den Vorſchriften 
der Prozeß- und Koſtengeſetze und mangels einer beſonderen Vereinbarung 
die Streitkoſten zu tragen hat, läßt ſich die Koſtenſchuld noch nicht als eine Ver⸗ 
bindlichkeit des Vorbehaltsguts betrachten. Der Mann iſt vielmehr inſolange 
ſeiner Frau gegenüber verpflichtet, unbeſchadet künftiger Ausgleichung die 
Koſten vorläufig zu bezahlen, und haftet dafür der Staatskaſſe aus bürgerlich- 
rechtlichem, güterrechtlichem Grunde neben der Frau als Geſamtſchuldner; 

vgl. RGEntſch. 47, 74 (SeuffA. 57 Nr. 80); v. 12. Nov. 1900 in JW. 1900, 837; 

Komm. von RGRäten z. BGB. § 1387, 6a; weitere Angaben für und wider 

bei Staudinger⸗Engelmann BGB. bei $ 1387, 3. 

Unentſchieden kann bleiben, in welchem Umfange dieſe güterrechtliche Haftung 
wieder beſeitigt wird, falls die Frau im Rechtsſtreit für koſtenpflichtig erklärt 
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worden ift; denn unbeſtrittenermaßen wird damit jene Haftung nicht rück— 
wärts in dem Sinn wieder aufgehoben, daß der Gläubiger ſchon bezahlte 
Beträge wieder zurückvergüten müßte; 

Komm. von RGRäten z. BGB. 8 1388, 4; Staudinger-Engelmann $ 1337, 5 mit 

5 1385, 3. 4; Rittmann GKG. 8 92, 3. 

Hiernach ſchuldet der Beklagte der Staatskaſſe die auf den Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß v. 24. Febr. 1912 erwachſenen Koſten mit 30 O kraft richterlicher 
Entſcheidung i. S. des 8 86 GK G., alſo aus prozeß- und koſtenrechtlichem Grunde, 
die 48,40 % Gebühren- und Auslagenvorſchuß aber neben feiner Ehefrau als 
Geſamtſchuldner nach § 1388 BGB., ſohin aus güterrechtlichem Grunde, 
da wegen der Koſten des Unterhaltsſtreits ſelbſt ſowohl eine gerichtliche Ent— 
ſcheidung als eine Vereinbarung der Parteien mangelt. Bei dieſer Sachlage 
kommt es daher noch darauf an, welchen Einfluß das der Ehefrau bewilligte 
Armenrecht auf jene Haftungen des Mannes äußert. 

Nach § 1151 ZPO. erlangt die arme Partei durch die Bewilligung des 
Armenrechts die einſtweilige Befreiung von der Berichtigung der rückſtändigen 
und künftig erwachſenden Gerichtskoſten. Es iſt lebhaft beſtritten, ob damit 
die Verbindlichkeit der armen Partei zur Zahlung der Gerichtskoſten der Staats- 
kaſſe gegenüber eine aufſchiebend bedingte wird, abhängig von einem Beſchluſſe 
nach § 125 ZPO., oder ob ihr bis zu einem ſolchen Beſchluſſe die Koſten nur 
geſtundet ſind. Allein ob dieſer oder jener Anſicht der Vorzug zu geben iſt 
oder ob vielleicht die Vorſchrift im §1151 ZPO. nur ein an die Staatskaſſe 
gerichtetes Einziehungsverbot auslöſt (vgl. dazu Pfafferoth GKG.“ 344. 345), 
bedarf hier keiner Unterſuchung, da man da wie dort aus andern Gründen zum 
gleichen Ergebniſſe gelangt. 

Die Bewilligung des Armenrechts ſetzt in vermögensrechtlicher Hinſicht 
nicht voraus, daß die arme Partei kein pfändbares Vermögen beſitze. Es iſt 
ſchon dann zu gewähren, wenn ſie, obwohl im Beſitze von pfändbarem Ver— 
mögen, doch außer Stande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie 
notwendigen Unterhalts die Prozeßkoſten zu tragen. Es kann daher einer im 
geſetzlichen Güterſtande lebenden Ehefrau ſelbſt dann bewilligt werden, wenn 
ſie pfändbares Vorbehaltsgut hat. Wenn nun die Frau in dem Rechtsſtreit 
gegen ihren Mann ſchließlich zu den Prozeßkoſten verurteilt würde und der 
Mann wegen der von ihm auf Grund des § 1388 BGB. an die Staatskaſſe be⸗ 
zahlten Gebühren und Auslagen zufolge der Vorſchriften in § 426 Abſ. 1 
Satz 1 und § 1416 Abſ. 1, §S 1417 BGB. des Ausgleichs halber auf das Vor⸗ 
behaltsgut zurückgriffe, ſo würde das der Ehefrau bewilligte Armenrecht 
auf einem Umwege wieder gegenſtandslos werden. Dabei kommt namentlich 
in Betracht, daß dem Rückgriff des Ehemanns nach § 1416 Abſ. 1 und § 1417 
keine zeitliche Grenze geſetzt iſt, er alſo den Rückgriff ſelbſt dann nehmen kann, 
wenn noch ſeine Nutznießung und Verwaltung des eingebrachten Gutes beſteht. 
Eine dem § 1394 BGB. ähnliche Vorſchrift iſt für den Mann nicht gegeben; 
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vgl. dazu 1. Entw. $ 1324 Abſ. 2; 2. Entw. Prot., 202; Staudinger - Engelmann 
§ 1394, 1. 7. 


Ein ſolches Ergebnis widerſtreitet aber dem Zweck des Armenrechts und hindert 
den Eintritt des vom Geſetze damit beabſichtigten Erfolges. Es verträgt ſich 
auch nicht mit dem in der Rechtſprechung angenommenen Grundſatze, daß 
einer Ehefrau das Armenrecht nur dann gewährt werden ſoll, wenn auch der 
nach § 92 GKG. mit § 1388 BGB. vorſchußpflichtige Ehemann arm iſt, die 
Frau alſo von ihm die zur Prozeßführung erforderlichen Geldmittel wegen 
ſeines Unvermögens nicht erhalten kann; 

vgl. RG. in JW. 1906, 35617. 56025; Gaupp-Gtein ZPO. $ 114, 9; Skonietzki 

ZPO. § 114, 2; Komm. von RGRäten z. BGB. $ 1387, 6b. g 
Es wäre widerſinnig, den Mann wegen der von ſeiner Frau geſchuldeten 
Koſten vom Staat in Anſpruch nehmen zu laſſen, wenn ihr das Armenrecht 
nur um deswillen bewilligt wurde, weil auch ihr Mann arm iſt. Ob im ein— 
zelnen Fall das Gericht bei der Zubilligung des Armenrechts dieſe Voraus— 
ſetzung berückſichtigt hat, iſt gleichgültig; entſcheidend iſt nur, daß es ohne ſie 
nicht gewährt werden durfte. Es muß daher das der Ehefrau in einem Rechts- 
ſtreit mit ihrem Manne bewilligte Armenrecht bei Geltung des geſetzlichen 
Güterſtandes grundſätzlich auch zugunſten des Mannes wirken, ſolange nicht 
dieſer nach den Vorſchriften der Prozeß- oder Koſtengeſetze oder kraft einer 
Vereinbarung mit ſeiner Ehefrau die Streitkoſten ſelbſt zu tragen hat. 

Sind gemeinſam verklagte Ehegatten nach § 100 Abſ. 4 ZPO. zu den 
Koſten des Rechtsſtreits als Geſamtſchuldner verurteilt und iſt dem einen 
Ehegatten das Armenrecht bewilligt, ſo darf nicht überſehen werden, daß dann 
ein Urteil vorliegt, das auch den andern Ehegatten zur Tragung der geſamten 
Koſten verpflichtet. Ob dies und der weitere Umſtand, daß ſolchenfalls bei 
Geltung des geſetzlichen Güterſtandes auf das Verhältnis der Ehegatten zu— 
einander nicht § 1416 Abſ. 1 ſondern § 1416 Abſ. 2 mit $ 13871 BGB. anzu⸗ 
wenden iſt, eine andre Beurteilung rechtfertigen, bedarf hier keiner Entſchei— 
dung. ö 

Dem hier gewonnenen Ergebniſſe ſtimmen bei, freilich ohne nähere Begründung, 

das KG. Berlin KGBl. 15, 55; das OLG. Breslau in Neumanns Jahrb. 9, 688 

zu § 115 3PO. Nr. 2; Gaupp⸗Stein ZPO. bei $ 115 I und in Vorbem. VI 

vor $ 91; Skonietzki ZPO. bei § 115 Nt. 2 a. E., und Rittmann GKG. bei $ 92, 2. 

Aus dieſen Darlegungen ergibt ſich, daß im vorliegenden Falle der An— 
ſatz eines Gerichtskoſtenvorſchuſſes zu 44.4 und des daraus berechneten Aus— 
lagenpauſchſatzes zu 4,10 , beide erwachſen im Unterhaltsſtreite ſelbſt, zu 
Laſten des Beklagten nicht berechtigt iſt. Anders verhält es ſich dagegen mit 
dem auf den Feſtſetzungsbeſchluß v. 24. Febr. 1912 erwachſenen Koſtenbetrage 
zu 0,30 6. Hier handelt es ſich um eine vom Güterrecht unbeeinflußte, ſelb— 
ſtändige Koſtenſchuld des Mannes aus prozeß- und koſtenrechtlichem Grunde, 
von deren Bezahlung ihn jetzt nur ein ihm ſelbſt bewilligtes Armenrecht be— 
freien könnte. Da ſowohl in der einſtweil. Verfügung v. 10. wie in dem Feſt⸗ 
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ſetzungsbeſchluſſe v. 24. Febr. 1912 eine gerichtliche Entſcheidung vorliegt, die 
ihn zur Zahlung jener Koſten verpflichtet, kann ſich der Beklagte auf die Vor- 
ſchrift in $120 ZPO. nicht mehr berufen (§ 125 Abſ. 2 ZPO.). Er iſt auch nicht 
berechtigt, ſich wegen dieſer Koſten an das Vermögen ſeiner Frau zu halten, 
da für eine Anwendung des § 1416 Abſ. 1 BGB. hier kein Raum iſt. Wenn 
er ſie aus dem eingebrachten Gut ſeiner Frau berichtigte, ſo hätte er ihr hierfür 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen Erſatz zu leiſten. Fehlt ihm aber ſo jedes 
Recht, ſich wegen jener Koſten an dem Frauenvermögen ſchadlos zu halten, 
ſo kann auch inſoweit das ſeiner Ehefrau bewilligte Armenrecht nicht zu ſeinen 
Gunſten wirken; ſelbſt dem Umſtande, daß die Gewährung des Armenrechts 
an ſie ſeine eigene Armut vorausſetzte, iſt hier keine Bedeutung beizumeſſen, 
ſolange ihm nicht als ſelbſtändigem Koſtenſchuldner ſelbſt das Armenrecht be— 
willigt iſt. Der Anſatz jener 30 9 zu Laſten des Beklagten iſt demzufolge ge- 
rechtfertigt. | 

Nach $6 ENG. waren die Gebühren für dieſe Entſcheidung auch inſoweit 
niederzuſchlagen, als die Beſchwerde der Staatskaſſe begründet iſt.“ 

Beſchluß des OLG. München (4. Sen.) v. 18. Dez. 1912 i. S. H. w. H. 
Beſchw. Reg. 773/12. P. 


182. Die Furücknahme des Rechtsmittels kann nicht wegen Irrtunis 
angefochten werden. 
Vgl. 43 Nr. 67; 67 Nr. 118. 
ZPO. 8s 515. 557; BGB. 8 119. 

Dem Kläger waren von der Stadtgemeinde Berlin zwei Grundſtücke 
enteignet worden, Nr. 872/3 und Nr. 873/3 Tempelh. Vorſtadt. Er ver- 
langte eine höhere Entſchädigung als im Verwaltungswege feſtgeſetzt worden 
war, war aber in den beiden erſten Inſtanzen mit ſeiner Klage abgewieſen 
worden. Sein Geſuch um das Armenrecht für die Rev.-Inſtanz wurde nur 
bezüglich des Grundſtücks 873 / 3 bewilligt. Sein Anwalt ließ dann der Be— 
klagten einen Schriftſatz mit der Überſchrift zuſtellen „Zurücknahme der Re— 
viſion“, worin erklärt wurde, daß die Reviſion inſoweit zurückgenommen 
werde als ſie den auf die Parzelle 873/3 bezüglichen Teil ſeiner Klage betreffe. 
In der mündlichen Verhandlung erklärte der Anwalt, es müſſe 872/ heißen, 
es ſei ein Irrtum untergelaufen. Dies gab die Beklagte als möglich zu, ſie 
hielt es aber für unbeachtlich. — Das Reichsgericht erklärte den Kläger der 
Reviſion für verluſtig. Aus den Gründen: 

„In dem der Beklagten ſeitens des Klägers zugeſtellten Schriſtſatz vom 
11. Okt. 1912 iſt eine teilweiſe Zurücknahme der Reviſion i. S. des § 515 ZPO. 
erklärt, und zwar zu dem ‚auf die Parzelle 873 / 3 bezüglichen Teil‘ der Klage. 
Lediglich durch dieſe Benennung der Parzellennummer iſt zum Ausdruck 
gebracht, in bezug auf welchen der beiden, von ihm geltend gemachten Ent— 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 8. 24. 
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ſchädigungsanſprüche Kläger die eingelegte Reviſion zurücknehme. Nun iſt 
nach Lage der Sache dem erkennenden Senat nicht zweifelhaft, daß der Ver— 
treter des Klägers bei Abgabe dieſer Erklärung nicht den Willen gehabt hat, 
die Reviſion in bezug auf dasjenige Grundſtück zurückzunehmen, bezüglich 
deſſen das Armenrecht für die Rev.-Inſtanz bewilligt war. Allein der hiernach 
anzunehmende Widerſpruch zwiſchen dem klaren Inhalt der Erklärung und dem 
wahren Willen des Erklärenden kann der dem Gegner zugeſtellten Erklärung 
ihre prozeſſuale Wirkung nicht nehmen. Die Erklärung, ein eingelegtes Rechts— 
mittel zurückzunehmen, iſt ein rein prozeſſuales Rechtsgeſchäft, auf das die 
Beſtimmungen des Bürgerl. Geſetzbuchs über Aufechtung privatrechtlicher 
Willenserklärungen wegen eines Willensmangels keine Anwendung finden 
können. Es kann deshalb dahingeſtellt bleiben, wie bei ihrer Anwendung zu 
entſcheiden ſein würde. Die Frage nach der Wirkſamkeit einer ſolchen rein 
prozeſſualen Willenserklärung wenn der wirkliche Wille in der Erklärung nicht 
zum Ausdruck gelangt iſt, iſt vielmehr lediglich nach Prozeßrecht zu entſcheiden. 
Die Zivilprozeßordnung enthält für den vorliegend zu entſcheidenden Fall 
jedenfalls eine ausdrückliche Vorſchrift nicht, ſo daß die Entſcheidung aus all— 
gemeinen Grundſätzen zu entnehmen iſt. 

Als ausſchlaggebend iſt anzuſehen, daß die öffentlichrechtliche Natur des 
Prozeſſes im Intereſſe der Sicherſtellung eines geordneten Fortgangs des 
Verfahrens verlangt, daß, wenn eine Partei durch eine unzweideutige Willens— 
erklärung über die fernere Geſtaltung der prozeſſualen Beziehungen der Par— 
teien zueinander Verfügung getroffen hat, wie z. B. durch Zurücknahme eines 
Rechtsmittels, ſolcher Erklärung nicht um deswillen, weil ſie dem inneren Willen 
des Erklärenden nicht entſpricht, die Rechtswirkſamkeit abgeſprochen werden 
darf. Die gegenteilige Auffaſſung würde dahin führen, die Rechtswirkſamkeit 
ſolcher Prozeßverfügungen der Parteien auf gänzlich unbeſtimmte Zeit hin 
in der Schwebe zu laſſen, was mit der im öffentlichen Intereſſe zu fordernden 
Sicherſtellung eines geordneten Prozeßgangs nicht vereinbar ſein würde. 
Aus der öffentlichrechtlichen Natur des Prozeſſes ergibt ſich für die handelnden 
Perſonen eine erhöhte Verantwortlichkeit. 

Wenn trotzdem auch bei ſolchen prozeſſualen Willenserklärungen es für 
zuläſſig erachtet werden muß, eine offenbare, auf einem Verſchreiben oder einem 
ähnlichen Verſehen beruhende Unrichtigkeit in der Erklärung nachträglich richtig— 
zuſtellen, jo hat dies doch bei ſog. empfangsbedürftigen Willenserklärungen, 
insbeſondere bei der Zurücknahme eines Rechtsmittels, bei der ohne weiteres 
kraft Geſetzes mit der Zuſtellung an den Gegner der Verluſt des Rechtsmittels 
eintritt, zur Vorausſetzung, daß dem Empfänger der Erklärung das Vorliegen 
einer ſolchen Unrichtigkeit irgendwie erkennbar ſein muß. Liegt, wie es vor— 
liegend der Fall iſt, für den Gegner nicht der geringſte Anlaß zu der Annahme 
vor, daß die Erklärung ſo, wie ſie ganz klar und unzweideutig vorliegt, dem 
wirklichen, inneren Willen des Erklärenden nicht entſpreche, ſo iſt es nicht an— 
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gängig, daß der Erklärende die durch ſeine dem Gegner tatſächlich abgegebene 
Erklärung geſchaffene prozeſſuale Lage zu deſſen Ungunſten dadurch wieder 
beſeitigt, daß er nachträglich den Nachweis erbringt, er habe in Wirklichkeit 
nicht dieſe, ſondern eine Erklärung ganz anderen Inhalts abgeben wollen. 
So hat denn auch der 3. Zivilſen. des Reichsgerichts in dem Urteil ZW. 1899, 
537 offenbar das entſcheidende Gewicht darauf gelegt, daß die in jenem Fall 
bei der Rev.⸗Einlegung untergelaufene Unrichtigkeit ‚jofort von dem Gegner 
erkannt' worden war. 

Hiernach iſt die Reviſion des Klägers durch die Zuſtellung des Schrift— 
ſatzes v. 11. Okt. 1912 inſoweit als rechtswirkſam und unwiderruflich zurück— 
genommen anzuſehen, als das Ber. Urteil über die für die Parzelle 873/3 
zu leiſtende Entſchädigung entſchieden hat. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 7. Jan. 1913 in der preuß. 

Sache Grätzer (Kl.) w. Stadtgem. Berlin (KG. Berlin). VII. 317/12. 

Auch in RGeEntſch. SL Nr. 41 S. 177. 


183. Nachprüfung der Auslegung von allgemeinen Dertragsbedingungen 
in der Reviſionsinſtanz. 
Vgl. 38 Nr. 75. 363 m. N.; 51 Nr. 167. 
ZERO. 8 549. 

Die klagende Akt.⸗Geſellſchaft hatte für einen Teil ihrer Angeſtellten, 
darunter den Kaſerneninſpektor V., bei der Beklagten Unfallverſicherung in 
der Art genommen, daß die Klägerin die Prämien zu entrichten hatte und ein— 
tretende Anſprüche aus der Verſicherung ihr zuſtehen ſollten. Während der 
Dauer dieſer Verſicherung erlitt V. am 1. Jan. 1911 bei einem Zuſammen⸗ 
ſtoße zweier Straßenbahnwagen einen Unfall. Die Klägerin behauptete, 
daß er ſich hierdurch neben einer Rückenquetſchung auch einen Nabelbruch 
mit verſchiedenen Begleiterſcheinungen zugezogen habe. Sie klagte auf Feſt— 
ſtellung, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ihr Entſchädigung zu leiſten für ſämt— 
liche durch den Unfall des V. entſtandenen Folgen insbeſondere auch wegen 
des Nabelbruchs und ſeiner Folgen. — Das Landgericht wies den Antrag ab. 
Die Berufung der Klägerin hatte den Erfolg, daß feſtgeſtellt wurde, die Be— 
klagte ſei verpflichtet, der Klägerin auch für den Nabelbruch, die Störung des 
Nervenſyſtems und die Impotenz, welche durch den Unfall entſtanden ſeien, 
Entſchädigung zu leiſten. Auf Reviſion wurde dieſe Feſtſtellung aufgehoben. 
Aus den Gründen: 

„Die für das Vertragsverhältnis der Parteien maßgebenden ‚Allgemeinen 
Berjicherungsbedingungen‘ der Beklagten enthalten in $1 Abſ. 6 folgende 
Beſtimmung: 

Als Unfälle gelten insbeſondere nicht Krankheiten, Schlag-, Krampf⸗, Schwindel, 
Ohnmachts⸗ und epileptiſche Anfälle jeder Art und deren ä 
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oder Temperatur-Einflüſſe, Sonnenſtich, Anſteckungen und Vergiftungen, auf 
welche Art ſie auch herbeigeführt fein mögen, Folgen von lÜberanſtrengungen, 
ſerner Beſchädigungen durch freiwillige oder unfreiwillige Aufnahme von Speiſe 
und Trank, Medizin oder ſchädlichen Stoffen, Unterleibsbrüche und deren Folgen, 
endlich Operationen jeder Art, welche der Verſicherte an ſich ſelbſt vornimmt, 
ſowie Operationen, welche an dem Verſicherten vorgenommen werden, ohne 
daß ſie nachweislich durch einen in die Verſicherung eingeſchloſſenen Unfall 
bedingt waren. 
Auf Grund dieſer Beſtimmung hatte die Beklagte der Klage den Einwand 
entgegengeſetzt, daß eine Entſchädigungspflicht für die auf dem Nabelbruch 
beruhende Minderung der Erwerbsfähigkeit des V. vertragmäßig ausgeſchloſſen 
ſei. Das Ber.⸗Gericht nimmt indes an, daß dies nach dem Sinn der Vertrags- 
beſtimmung nur dann zutreffe, wenn nicht der Nabelbruch ſelbſt, was hier als 
erwieſen zu gelten habe, durch den Unfall herbeigeführt ſei. 

Bei der Nachprüfung dieſer von der Reviſion angegriffenen Auslegung 
muß das Rev.-Gericht. einen freieren Standpunkt einnehmen als er ihm 
gegenüber Vertragsauslegungen im allgemeinen zukommt. Wenn die Ver— 
tragsauslegung ſich, wie es in der Regel der Fall iſt, in der tatſächlichen Feſt— 
ſtellung des in der Richtung auf ein beſtimmtes einzelnes Rechtsverhältnis 
von den Beteiligten gefaßten und mittels der Vertragserklärungen kund— 
gegebenen Willens erſchöpft, iſt eine Nachprüfung durch das Rev.-Gericht nur 
in den engen Grenzen ſtatthaft, in denen ihr tatſächliche Feſtſtellungen über— 
haupt unterliegen. Anders aber verhält es ſich mit den allgemeinen Verſich.- 
Bedingungen, die eine Verſich.⸗Geſellſchaft oder ſogar ganze Verbände von 
Verſich.⸗Geſellſchaften für gleichartige Verſicherungsverhältniſſe ein für allemal 
als maßgebende Grundſätze aufſtellen. Sie ſind dazu beſtimmt, ſoweit nicht 
im Einzelfall Abweichendes beſonders vereinbart wird, jedem einzelnen Ver— 
ſicherungnehmer gegenüber Vertragsinhalt zu werden und alſo alle Ver— 
tragsverhältniſſe der entſprechenden Art in den in Betracht kommenden Punkten 
übereinſtimmend zu regeln. Jedem Verſicherungnehmer iſt nach geſetzlicher 
Vorſchrift (§ 10 Verſich G. v. 12. Mai 1901) vor dem Abſchluſſe des Vertrags 
ein Exemplar der maßgebenden allgemeinen Verſich.-Bedingungen auszu— 
händigen. Hierdurch erfährt er, daß in den durch ſie geregelten Punkten nicht 
eine Sonderabmachung mit ihm erfolgen, ſondern er ſich Beſtimmungen unter— 
werfen ſoll, die als eine allgemeine Norm feſtgeſtellt find und in gleichem 
Sinn eine Vielheit andrer bereits beſtehender oder künftiger Vertragsver— 
hältnuiſſe beherrſchen oder beherrſchen werden. Die Willensbeſtimmung bei 
dem einzelnen Vertrage kommt dabei nur in der Richtung in Betracht und zur 
Wirkung, daß überhaupt auf dieſer Grundlage abgeſchloſſen wird. Soweit 
alſo nicht, ſei es auch ſtillſchweigend, beſondere Vereinbarungen getroffen ſind 
und ſoweit hiernach das Verhältnis durch die allgemeinen Verſich.-Bedingungen 
geregelt wird, iſt für eine Auslegung der letzteren an der Hand des für den 
Einzelfall beſonders zu ermittelnden Vertragswillens kein Raum. Die Frage 
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iſt vielmehr dahin zu ſtellen, welchen Sinn die betreffende Beſtimmung in 
ihrer allgemeinen Geltung hat; in dem ſo zu ermittelnden Sinn iſt ſie für und 
gegen jeden Verſicherungnehmer, der den Vertrag auf dieſer Grundlage ein— 
gegangen iſt, maßgebend. Hieraus aber folgt notwendig, daß in den in die Rev. 
Inſtanz gelangenden Rechtsſtreitigkeiten das Reichsgericht nicht an die einander 
vielleicht widerſprechenden Auslegungen der verſchiedenen Ber.-Gerichte 
gebunden ſein kann, vielmehr in der Lage ſein muß, ſelbſtändig den Sinn der 
allgemeinen Verſich.-Bedingungen feſtzuſtellen; nur auf dieſem Wege kann, 
ſoweit das überhaupt möglich iſt, die übereinſtimmende Auslegung und An— 
wendung der allgemeinen Verſich.-Bedingungen für alle ihnen unterliegenden 
Vertragsverhältniſſe ſichergeſtellt werden. 

Von dem ſo gewonnenen Standpunkt ergibt ſich, daß die der angeſoch— 
tenen Entſcheidung zugrunde liegende Vertragsauslegung nicht aufrechterhalten 
werden kann. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 13. Dez. 1912 in der preuß. 

Sache Köln. Unf. Verſ.⸗Akt. Geſ. (Bkl.) w. Phönix (OLG. Düſſeldorf). 

VII. 228/12. Auch in RGEnutſch. 81 Nr. 25 S. 117. 


a 


184. Bei mehreren Pfändungspfandrechten an einer Eigentümer— 
Buchgrundſchuld hat die frühere Eintragung den Vorrang. 
Vgl. 62 Nr. 147; 64 Nr. 176; (auch 59 Nr. 279; 65 Nr. 19). 
3PO. 83 830 Abſ. 2, 857 Abſ. 6 BGB. $ 1163. 

Die Höchſtbetragshypothek von 10 000. %, welche die Ehefrau R. auf 
ihrem Grundſtück für Frau G. hatte eintragen laſſen, war von dieſer nicht 
erfüllt worden, alſo Eigentümer Buchgrundſchuld geblieben. Die Parteien, 
Gläubiger der Frau R., hatten deren Grundſchuld pfänden laſſen, die Klägerin 
durch Beſchluß v. 15., die Beklagte durch Beſchluß v. 23. Dez. 1910, der Frau R. 
als Schuldnerin (mangels eines Drittſchuldners) zugeſtellt jene am 21., dieſe 
am 31. Dez. 1910. Die Beklagte erwirkte Schon am 5. Jan. 1911 im Grundbuch 
die Umſchreibung der Eigentümergrundſchuld auf den Namen der Frau R. 
und die Eintragung ihrer Pfändung, die Klägerin dagegen die Eintragung 
ihrer Pfändung erſt am 7. Febr. 1911, nachdem ſie freilich am 24. Dez. 1910 
einen Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs und ihre Pfändung 
des Berichtigungsanſpruchs der Frau R. hatte eintragen laſſen. Bei der 
Zw.⸗Verſteigerung des Grundſtücks entfielen 8877,27 “ von dem baren Er— 
löſe auf die Eigentümergrundſchuld. Das Verteilungsgericht räumte der 
Beklagten den Vorrang vor der Klägerin ein. — Auf Klage der Klägerin ent— 
ſchied das Landgericht zu deren Gunſten. In 2. Inſtanz wurde die Verteilung 
des Verteilungsgerichts wieder hergeſtellt. Aus den Gründen: 

„— — Beide Parteien ſtützen ihr Recht auf Befriedigung aus der 
Streitmaſſe auf ein im Wege der Zw. Vollſtreckung erlangtes eingetragenes 
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Pfandrecht. Das Verteilungsgericht hat dem Pfandrecht der Beklagten, das 
Landgericht dem der Klägerin den beſſeren Raug zuerkannt, indem es nicht die 
zeitliche Reihenfolge der Eintragung der konkurrierenden Pfandrechte im Grund— 
buch, wovon das Verteilungsgericht ausging, ſondern den Zeitpunkt der Zu— 
ſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an die Grundſtückseigentümerin für die 
Beſtimmung der Rangfolge entſcheidend ſein ließ. Dieſer Anſicht des LG. 
kann nicht beigeſtimmt werden. 

Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts (vgl. Entſch. 55, 378; 
56, 13), der ſich auch das Oberlandesgericht angeſchloſſen hat (vgl. Ann. 23, 
82; 25, 257) hat die Pfändung der Eigentümergrundſchuld, die aus dem Nicht— 
entſtehen einer Forderung mit Buchhypothek entſtanden iſt, nach der Vor— 
ſchrift des 8 857 Abſ. 6, § 830 Abſ. 1 ZPO. zu erfolgen. Kann hiernach die 
Pfändung nur durch den Pfändungsbeſchluß und die Eintragung der Pfändung 
ins Grundbuch vollzogen werden, ſo entſteht eben das Pfandrecht erſt mit 
der Eintragung, und einer Pfändung ohne Eintragung wäre Wirkung zu ver— 
jagen, ein Ergebnis, das mit dem durch § 873 BGB. aufgeſtellten allgemeinen 
Grundſatz im Einklange ſteht, daß auch zur Belaſtung eines Rechts am Grund— 
ſtück die Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch neben der Einigung der 
Beteiligten erforderlich iſt, ſoweit nicht das Geſetz ein andres vorſchreibt. 

Hätte man hiervon auszugehen, ſo würde das Pfandrecht der Beklagten, 
das am 5. Jan. 1911 eingetragen worden iſt, dem Pfandrechte der Klägerin, 
das erſt durch die Eintragung v. 7. Febr. 1911 vollkommen wurde, im Range 
vorgehen. Da indes nach § 857 Abſ. 6 ZPO. die Vorſchriften über die Zw. 
Vollſtreckung in eine Forderung, für welche eine Hypothek beſteht, ſchlechthin 
ohne einſchränkenden Zuſatz für die Pfändung einer Grundſchuld entſprechende 
Anwendung zu finden haben und ſonach Abſ. 2 des § 830 nicht ausgeſchloſſen 
worden iſt, ſo iſt der Frage näher zu treten, ob die frühere Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes der Klägerin an die Grundſtückseigentümerin und 
Schuldnerin R. auf Grund von § 830 Abſ. 2 ZPO. dazu führen konnte, dem 
Pfandrecht der Klägerin bereits für den Zeitpunkt der Zuſtellung des Pfän— 
dungsbeſchluſſes Wirkſamkeit gegenüber der Veklagten zu verſchaffen. Dieſe 
Frage iſt zu verneinen. 

Ohne weiteres darf zunächſt davon ausgegangen werden, daß in Fällen 
wie hier, wo es an einem Drittſchulduer fehlt, die einfache Zuſtellung an den 
Schuldner die Zuſtellung an den in ſonſtigen Fällen noch vorhandenen Dritt— 
ſchuldner erſetzt; denn § 830 ZPO. ſoll eben entſprechend angewendet werden. 
Dies berechtigt aber nicht zu dem weiteren Schritte, dieſer Zuſtellung die 
gleiche Bedeutung beizulegen, die in den Fällen einer einfachen Forderungs— 
pfändung nach $ 829 Abſ. 3 oder in den Fällen der Pfändung von Vermögens— 
rechten i. ©. von § 857 Abſ. 1 nach § 857 Abſ. 2 der Zuſtellung an den Dritt— 
ſchuldner oder doch an den Schuldner zukommt. Der ausdrückliche Wortlaut 
des Abſ. 2 des § 830 geht dahin, daß im Fall einer der Übergabe des Hyp.⸗ 
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Briefes oder der Eintragung der Pfändung vorausgehenden Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner die Pfändung dieſem ge— 
genüber mit der Zuſtellung als bewirkt gilt. Die Einfügung der Worte 
dem Drittſchuldner gegenüber kann nur die Bedeutung einer Einſchränkung 
jener Zuſtellungswirkung im Vergleich zu den Fällen der §§ 829. 857 Abſ. 1 
und 2 haben. Sie erklärt ſich mit folgendem. In den Fällen des § 829 entſteht 
das Pfandrecht des Gläubigers bereits mit der Zuſtellung des Pfändungs- 
beſchluſſes an den Drittſchuldner und in den Fällen des § 857 Abſ. 2, wenn es 
an einem Drittſchuldner fehlt, mit der Zuſtellung an den Schuldner. Es liegt 
alſo, ſobald nur dieſe Zuſtellung erfolgt iſt, ein vollkommenes Pfandrecht vor. 
Anders bei der Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothek beſteht, 
der nach dem oben Geſagten die Eigentümergrundſchuld in der pfandrechtlichen 
Behandlung gleichzuſtellen iſt. Hier kommt das Pfandrecht erſt zur Vollendung, 
wenn zu der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes die Berichtigung des Grund— 
buchs bezüglich der Eigentümergrundſchuld und die Eintragung der Pfändung 
im Grundbuch hinzutritt. Weder macht die Vorſchrift des § 830 Abſ. 2 die An— 
wendung des § 830 Abſ. 1 unnötig, noch auch beraubt das Erfordernis der 
Eintragung die Vorſchrift des Abſ. 2 feiner Bedeutung. Letztere Beſtimmung 
ſoll vielmehr den Pfandgläubiger dagegen ſichern, daß der Drittſchuldner oder 
doch beim Fehlen eines ſolchen der Schuldner nach der Zuſtellung des Pfän— 
dungsbeſchluſſes rechtsgeſchäftlich über die Grundſchuld verfüge; 
vgl. RGeEntſch. 76, 233; Warneyer Rechtſpr. 2 Nr. 434; OL GRſpr. 6, 135. 

Nach alledem konnte die frühere Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
ſeitens der Klägerin nicht die Wirkung haben, daß ſich dieſe damit für den 
Fall der Nachholung der Eintragung eine Rangſtelle unter dem Tage der 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes ſicherte. Die Beklagte behielt vielmehr, 
da ſie der Klägerin mit der Berichtigung des Grundbuchs und der Eintragung 
der Pfändung zuvorgekommen war, auch nach dem Wirkſamwerden des Pfand— 
rechts der Klägerin ihre im Verhältnis zu dieſem beſſere Rangſtelle. Sie 
kommt deshalb, wie es das Verteilungsgericht vorgeſehen hatte, vor der Klä— 
gerin zum Zuge. 

Anlaß zu Bedenken gegen die Richtigkeit dieſes Ergebniſſes kann auch 
nicht der bisher unberückſichtigt gelaſſene Umſtand bieten, daß die Klägerin vor 
der Verlautbarung des Pfandrechts der Beklagten einen Widerſpruch gegen 
die Richtigkeit des Grundbuchs und die Pfändung des Berichtigungsanſpruchs 
der Frau R. erwirkt hatte. Denn dies vermochte die Eintragung der Pfändung 
der Grundſchuld ſelbſt nicht zu erſetzen. Der Widerſpruch hat dieſelbe Wirkung 
wie ein bloßer Berichtigungsantrag. Dem durch den Widerſpruch geſicherten 
Rechte fehlt deshalb, ſolange noch nicht berichtigt worden iſt, die Eigenſchaft 
eines eingetragenen Rechts. Pfändete nun die Klägerin den Berichtigungs— 
anſpruch der Frau R., ſo erlangte ſie nicht mehr Rechte als die Ermächtigung, 
den Berichtigungsanſpruch für die Pfandſchuldnerin R. mit der Wirkung 
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geltend zu machen, daß die Berichtigung nicht auf ihren, der Klägerin, eigenen 
Namen, ſondern lediglich auf den der R. eingetragen wurde. Sie hatte ſich 
damit erſt die bloße Möglichkeit verſchafft, nunmehr die Eintragung der Pfän⸗ 
dung der umgeſchriebenen Eigentümergrundſchuld zu veranlaſſen (OL GRſpr. 7, 
315). Die Belaſtung des nicht richtig eingetragen geweſenen dinglichen Rechts 
ſelbſt mit dem Pfandrechte bedurfte nach 8 873 BGB. immer noch der Ein⸗ 
tragung im Grundbuche (RGeEntſch. 64, 166). Gerade an dieſer Eintragung 
aber hatte es die Klägerin bis über den Zeitpunkt hinaus fehlen laſſen, wo die 
Beklagte ihr Pfandrecht eintragen ließ. 

Vorſtehende Erwägungen müſſen endlich auf Grund der hier gegebenen 
Sachlage zur Zurückweiſung der Annahme führen, daß die zeitlich vor der 
Eintragung des Pfandrechts der Beklagten erfolgte Pfändung des Berichtigungs— 
anſpruchs durch die Klägerin dieſer einen obligatoriſchen Anſpruch gegen die 
Beklagte, ſei es aus deren ungerechtfertigter Bereicherung, ſei es aus un— 
erlaubter Handlung hätte verſchaffen können. Denn der Anſpruch der Beklagten 
auf Vorbefriedigung entbehrt deshalb nicht des Rechtsgrundes, weil die bloße 
Pfändung des Berichtigungsanſpruchs durch die Klägerin eine Anderung 
des dinglichen Rechts ſelbſt nicht herbeiführte und ſich ſonach die Beklagte ihr 
gegenüber auf die Priorität ihres Pfändungseintrages beziehen konnte. Ebenſo— 
wenig aber beging die Beklagte damit etwas Unerlaubtes, daß ſie mit der 
Eintragung ihrer Pfändung der Klägerin die Möglichkeit nahm, die von ihr 
früher in Angriff genommenen Pfändungsmaßnahmen ſo zu Ende zu führen, 
daß ihr der Vorrang gewahrt blieb. Selbſt wenn die Beklagte von der Aus- 
bringung des Pfändungsbeſchluſſes der Klägerin v. 15. Dez. 1910 und der 
Erwirkung der Einträge vom 24. Dez. 1910 Kenntnis gehabt haben ſollte, 
würde ihr weder ein geſetzliches Verbot noch die Rückſichtnahme auf Treu und 
Glauben im Verkehr ein Hindernis in den Weg gelegt haben, wegen ihrer 
Forderungen ohne Rückſicht auf konkurrierende Gläubiger in der Grundſchuld 
gleichfalls Befriedigung zu ſuchen. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 21. Okt. 1912 i. S. Ed. Rohland 

(Bkl.) w. Herm. Kaiſer. 10. 123/12. J. 


J. Bürgerliches Recht. 


185. Rechtliche Natur der alten Schützengeſellſchaftenk. Haftung der 
Mitglieder bei entſprechender Satzungsbeſtimmung **, 
gl. 59 Nr. 249; 63 Nr. 79. — Vgl. 51 Nr. 176 und 53 Nr. 217 m. N.; 57 
Nr. 146; 62 Nr. 31. 
BGB. 88 21. 54. 89. 328. 735. 

Am 8. April 1909 wurde über das Vermögen der Schützengeſellſchaft 
zu O. der Konkurs eröffnet, der dann ſpäter wegen Mangels an Maſſe ein- 
geſtellt worden iſt. K., der Zedent der Klägerin, hatte am 21. Febr. 1902 
ein Darlehn von 40 000 „ gewährt. Der Beklagte war bereits zur Zeit 
der Darlehnshingabe Mitglied der Schützengeſellſchaft und war es noch zur 
Zeit der Konk.⸗Eröffnung. Nach den Statuten ſind die Mitglieder ver— 
bunden, für die Schulden der Geſellſchaft zu haften. — In 1. Inſtanz wurde 
der Beklagte mit der Begründung, daß die früheren Mitglieder der Schützen— 
geſellſchaft deren Gläubigern anteilig hafteten, zur Zahlung des entſprechen— 
den Betrags verurteilt. Seine Berufung wurde zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: 

„Das Oberlandesgericht und insbeſondere auch der jetzt erkennende Senat 
hatte in einer Reihe von Entſcheidungen den alten Schützengeſellſchaften den 
Charakter einer öffentlichrechtlichen Korporation zugeſprochen (SächfArch. 
1896, 214; Ann. 20, 37; 22, 466). Dieſer Auffaſſung iſt es ſpäter unter An⸗ 
lehnung an die Entſcheidung des ſächſ. OVG. in deſſen Sammlung 5, 110 ent- 
gegengetreten mit der Entſcheidung im Sächſelrch. 1906, 520. In Überein- 
ſtimmung mit der letzteren hat die Entſcheidung Ann. 32, 268 gerade für die 
Schützengeſellſchaft in O. angenommen, daß dieſe ſich als nicht rechtsfähiger 
Verein kennzeichne. Die Anſicht, daß eine Schützengeſellſchaft alten Rechts 
ſich als erlaubte Privatgeſellſchaft darſtelle, vertritt auch, für die preuß. 
Schützengilden, das RG. in feiner Entſcheidung RGeéntſch. 51, 160. Die 
Frage, ob die Schützengeſellſchaft in O. als juriſtiſche Perſon oder als er- 
laubte Privatgeſellſchaft und damit ſeit Inkrafttreten des BGB. als nicht 
rechtsfähiger Verein i. S. desſelben aufzufaſſen geweſen ſei, bedarf hier keiner 
Löſung, da, mag man das eine oder andre annehmen, für den eee 
zu dem gleichen Ergebniſſe zu gelangen iſt. 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 9. ö 25 
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Nimmt man eine juriſtiſche Perſon an, ſo iſt die Statutenbeſtimmung 
über die Haftung der Mitglieder als Übernahme einer Verpflichtung zu⸗ 
gunſten Dritter, nämlich der Gläubiger der Geſellſchaft, aufzufaſſen. Es 
liegt am nächſten, die Bedeutung jener Statutenbeſtimmung darin zu finden, 
Dritten, die mit der Geſellſchaft Verträge abſchließen möchten, eine Gewähr 
zu bieten, daß die Zahlungsverpflichtungen der Gilde erfüllt werden. 
Daraus iſt aber weiter zu folgern, daß durch die Statutenbeſtimmung und 
die mit dem Beitritt zur Schützengeſellſchaft erfolgende Unterwerfung des 
Mitglieds unter die Satzung nicht bloß eine Verpflichtung gegenüber der 
Gilde zur Mitwirkung an der Befriedigung ihrer Gläubiger, ſondern ein 
unmittelbarer Anſpruch der Gläubiger gegen das einzelne Mitglied geſchaffen 
werden ſollte, ſei es auch nur für den Fall, daß die zuerſt in Anſpruch zu 
nehmende Schützengilde ſelbſt die Forderung nicht erfüllen jollte. — — — 
Es iſt zuläſſig, daß die Mitglieder einer, juriſtiſche Perſönlichkeit beſitzenden 
Korporation ſich zugunſten der Gläubiger der letzteren durch Vertrag mit 
der juriſtiſchen Perſon verpflichten, nur darf nicht bloß eine Schuldübernahme 
vorliegen, denn ſolchenfalls hätten die für dieſe getroffenen beſonderen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen Platz zu greifen. Um eine Schuldübernahme im Sinne 
ſowohl des ſächſ. BGB. wie des deutſchen BGB. handelte es ſich aber bei 
der Statutenbeſtimmung nicht. Dieſe iſt vielmehr dahin auszulegen, daß die 
Mitglieder nicht zur geſamten Hand, ſondern nur nach Kopfteilen den Gläu⸗ 
bigern der Gilde haften ſollen. Sie ſollte, wie anzunehmen, mit Rückſicht 
auf die zweifelhafte juriſtiſche Natur der Schützengeſellſchaft, die ſowohl 
als juriſtiſche Perſon wie als erlaubter Privatverein denkbarerweiſe recht— 
lich charakteriſiert werden konnte, Dritten und namentlich den Gläubigern 
der Gilde gegenüber zum Ausdruck bringen, daß die Mitglieder ebenſo wie 
bei einem Privatverein den Gläubigern der Geſellſchaft zu haften hätten. 
Die erlaubten Privatvereine unterſtanden aber nach ſächſ. BGB. den Be⸗ 
ſtimmungen über die Geſellſchaft. Nach 88 1378. 1365 daſ. hatten die Ge⸗ 
ſellſchafter aus den von der Geſellſchaft mit Dritten abgeſchloſſenen Geſchäften 
dieſen nur nach Kopfteilen zu haften, falls nicht etwa durch beſondere Verein⸗ 
barung die Haftung überhaupt auf das Vereinsvermögen beſchränkt war. 
Da der Zedent der Klägerin den Darlehnsvertrag zu einer Zeit geſchloſſen 
hat, wo noch das Statut von 1886 galt, haben ſich die Vorausſetzungen, 
unter denen dieſer oder die Klägerin aus der Statutenbeſtimmung ein ſelb— 
ſtändiges Recht erwerben konnten, nach den Vorſchriften des ſächſ. BGB. zu 
beſtimmen. Die Anwendung des deutſchen BGB. könnte nur in Frage kom— 
men, wenn durch die Neuausgabe des Statuts im Jahre 1903 und die Auf- 
nahme der alten Haftungsbeſtimmung in dieſes auch die Haftung der alten 
Mitglieder, und zwar auch in Anſehung bereits beſtehender Verpflichtungen 
der Gilde auf eine neue Grundlage geſtellt worden wäre. Die Beſtimmung 
in 8 10 der Satzung, daß die fortdauernde Haftpflicht für die Verbindlichkeiten 
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der Geſellſchaft ſich nach den landesgeſetzlichen Beſtimmungen zu richten 
habe, läßt aber, mag ſie nun zuläſſig ſein oder nicht, jedenfalls deutlich erken⸗ 
nen, daß eine Erweiterung oder Anderung der bisherigen Haftung der Geſell⸗ 
ſchaft und ihrer Mitglieder nicht gewollt geweſen iſt, ſo daß jedenfalls die 
bereits beſtehenden Anſprüche von Gläubigern der Geſellſchaft eine An⸗ 
derung nicht erfuhren. Übrigens würde auch nach den Vorſchriften des BGB. 
die Statutenbeſtimmung in dem dargelegten Sinne aufzufaſſen ſein, Rechts⸗ 
gültigkeit beſitzen und unter denſelben Vorausſetzungen wie nach ſächſ. BGB. 
den Anſpruch des Gläubigers der Geſellſchaft gegen das einzelne Mitglied zu 
einem Kopfanteil begründen ($ 328). 

Wenn man dagegen davon ausgeht, daß man es mit einem erlaubten 
Privatvereine, einem nicht rechtsfähigen Vereine i. S. des BGB. zu tun habe, 
ſo würden für die Haftung der Mitglieder und des Beklagten insbeſondere die 
Vorſchriften in 88 54. 714. 427 in Betracht kommen. Die letzteren gelten, 
was die Haftpflicht der Mitglieder aus den nach 1900 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trägen des Vereins betrifft, auch für die vor 1900 gegründeten Privatvereine 
(RGeEntſch. 63, 64), und es erſcheint fraglich, ob inſoweit durch Beſtimmung 
in den Statuten die Anwendung des bisherigen Rechts rechtswirkſam vor⸗ 
geſchrieben werden könne. Das Statut von 1903, das eine Beſtimmung 
über das anzuwendende Recht enthält, kommt jedoch für den Anſpruch der 
Klägerin, wie bereits bemerkt, überhaupt nicht in Frage, da das Darlehn 
ſchon 1902 gegeben worden iſt. Wenn nun auch die angeführten Geſetzes⸗ 
normen neben der Haftung der im Namen des Vereins Handelnden dann, 
wenn wie hier die Handelnden mit Genehmigung der Vereinsmitglieder tätig 
wurden, auch die Haftung aller Vereinsmitglieder zur geſamten Hand ein⸗ 
treten laſſen, ſo kann dieſe Haftung und die Ermächtigung des Vorſtands, die 
Mitglieder ſolidariſch zu verpflichten, doch durch die Satzungen ausgeſchloſſen 
werden. Schon die beſondere Natur des Vereins und der von ihm verfolgten 
Zwecke kann dazu führen, die geſamtſchuldneriſche Haftung für ſtillſchweigend 
ausgeſchloſſen und die Haftung der Mitglieder als auf das Vereinsvermögen 
beſchränkt zu erachten; 

vgl. RGEntſch. 63, 64; 74, 372; 77, 430; JW. 1907, 13616, 1910, 2272; Sächſ⸗ 

Arch. 1910, 404. 

Eine ſo weit gehende Beſchränkung kann allerdings für die Mitglieder der 
Schützengilde nicht angenommen werden, denn die Statutenbeſtimmung, 
daß ſie für die Schulden der Geſellſchaft zu haften hätten, kann nach Wortlaut 
und Zweck nur eine Haftung über das zuſammengebrachte Vereinsvermögen 
hinaus haben ſchaffen ſollen. Ebenſo aber wie die Haftung der Vereinsmit⸗ 
glieder durch die Satzung ſchlechthin oder durch eine ihr zu entnehmende 
Beſchränkung der Vertretungsmacht des Vorſtandes auf das Vereinsvermögen 
beſchränkt werden kann, kann ſie in derſelben Weiſe dahin beſchränkt werden, 
daß jedes Mitglied nur nach einem Kopfteil zu haften habe (OL GRſpr. 12, 
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249). Daß ſolches hier beabjichtigt war, folgt ſchon aus dem oben Ausge— 
führten. Die Statutenbeſtimmung wollte feſtſetzen, daß jedes Mitglied, 
mochte nun der Verein als bloßer Privatverein oder als juriſtiſche Perſon ſich 
kennzeichnen, den Gläubigern in demſelben Umfange zu haften habe wie 
als Mitglied eines ſolchen Vereins, alſo nach 88 1365. 1378 ſächſ. BGB. zu 
einem Kopfteil. Dieſe Bedeutung der Statutenbeſtimmung erfuhr keine 
Anderung durch das Inkrafttreten des Deutſchen BGB., die Beſtimmung ergab, 
da ſie unverändert aufrechterhalten blieb, auch dann noch, daß die Mitglieder, 
wie bisher, ſo auch in Zukunft etwaigen Gläubigern der Geſellſchaft nur nach 
Kopfteilen zu haften hatten. Das machte ſpäter das Statut von 1903 noch be- 
ſonders deutlich dadurch, daß es die Weitergeltung des ſächſiſchen Rechts für 
die Haftung hinſichtlich der Verbindlichkeiten der Geſellſchaft beſtimmte. 
Sonach war dem Vorſtand die Möglichkeit entzogen, durch Abſchluß von Rechts- 
geſchäften im Namen des Vereins die Mitglieder in weiterem Umfang als 
nach einem Kopfteil zu verpflichten. Wer mit der Schützengeſellſchaft unter 
der Herrſchaft des ſächſ. BGB. verhandelte, konnte hiernach Rechte gegen die 
Mitglieder nur in dem Umfange erlangen, den das Statut als gewollt ergab. 
Aus den Umſtänden iſt ohne weiteres zu folgern, daß K. durch die Darlehns— 
hingabe die Schützengeſellſchaft und deren Mitglieder in dem Umfange habe 
verpflichten wollen, den die Satzung für Rechtsgeſchäfte der Gilde feſtſetzte. 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 14. Jan. 1913 i. S. Küttner 

w. Koch. 7 O. 232,12. Il. 


186. Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Abkäufer des Bordellkäufers 
und dem erſten Bordellverkäufer hinſichtlich der Kaufpreishypothek 
des letzteren. 

Vgl. 64 Nr. 63 m. N.; 65 Nr. 112. 

BGB. 85 138. 817. 1163; 3PO. $ 256. 

Die Klägerin iſt als Eigentümerin eines Vordellgrundſtücks in L. einge— 
tragen, ſie hat es von der verehel. Sch., dieſe es von der Beklagten erworben. 
Für die letztere ſteht noch eine Kaufpreishypothek von 10 000 e nebſt Zinſen 
eingetragen. Dieſe Hypothek hatte die Klägerin im Kaufvertrage mit der Sch. 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen. Sie erwirkte nun gegen die 
Beklagte eine einſtweil. Verfügung, durch die die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs in Anſehung der Hypothek an⸗ 
geordnet wurde, und ſie erhob dann Klage auf die Feſtſtellung, daß der Be— 
klagten aus der Hypothek weder perſönliche noch dingliche Anſprüche zu— 
ſtänden. — In 1. Inſtanz wurde nach dem Antrag erkannt, während in 2. 
Inſtanz nur feſtgeſtellt wurde, daß der Beklagten ein dinglicher Anſpruch 
gegen die Beklagte nicht zuſtehe. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 
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„— — — Die aus 8826 BOB. folgende Nichtigkeit des Bordellkaufs hatte 
aus den vom Reichsgericht in der Entſcheidung in JW. 1911, 3172 entwickelten 
Gründen zur Folge, daß die in Ausführung des nichtigen Vertrags auf dem 
Kaufgrundſtück eingetragene Kaufgelderhypothek der Sch. als Eigentümer- 
grundſchuld zuſtand. Dem Verſuch der Beklagten, der Geltendmachung der 
Nichtigkeit und des Nichtbeſtehens ihres Hypothekenrechts mit dem Einwande 
der Argliſt unter der Begründung zu begegnen, daß die Klägerin die Vorteile 
aus der Erwerbung des Grundſtücks durch einen gleichfalls gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Kaufvertrag behalten, ſich aber ihrer Verpflichtungen 
daraus der Beklagten gegenüber entledigen wolle, ſetzt die Vorſchrift in § 817 
Satz 2 BGB. eine unüberſchreitbare Schranke. Allerdings iſt der in ihr an⸗ 
erkannte Grundſatz für das Gebiet der Bordellkäufe allgemein und namentlich 
auch von den ordentlichen Gerichten als unbillig hart empfunden worden, weil 
er gewiſſenloſen Perſonen die Aneignung bedeutender fremder Vermögenswerte 
durch Ausnutzung des Irrtums über die Folgen der Bordellkäufe und deren 
einſeitiger Erfüllung ermöglicht, und hat die Gerichte (ſo das RG. 2. Sen., 
Entſch. 71, 432) zum Teil zu dem Verſuch veranlaßt, ihm mit einer Verwertung 
der Grundſätze von Treu und Glauben zu begegnen. Jeder Verſuch in dieſer 
Richtung muß aber an der Erwägung ſcheitern, daß der Beſtimmung in 8817 
Satz 2 der Gedanke des Geſetzgebers zugrunde liegt, es werde im Fall der 
Erfüllung unſittlicher Geſchäfte dem Leiſtenden der Rechtsſchutz verſagt, weil 
der Grund der Leiſtung im eigenen unſittlichen Verhalten beruhe und der 
Leiſtende es deshalb als eine Folge ſeines eigenen unſittlichen Tuns tragen 
müſſe, wenn er im Vertrauen auf die Redlichkeit des andern Teils oder im 
Irrtum über die Gültigkeit des Vertrags geleiſtet habe, nunmehr aber die 
Gegenleiſtung ausbleibet). Iſt aber die Unſittlichkeit des Leiſtenden der Grund 
für die Verſagung jedes Rückforderungsanſpruchs, ſo kann darauf nichts an⸗ 
kommen, ob den andern Vertragsteil der Vorwurf der Argliſt trifft. 

Die Rückforderung einer Leiſtung, die der $ 817 Satz 2 ausſchließt, ſteht nun 
nicht in Frage, wenn lediglich das Nichtbeſtehen eines bloß dem äußeren An- 
ſcheine nach vorhandenen Anſpruchs oder Rechts feſtgeſtellt werden ſoll; ſelbſt 
dann nicht, wenn gleichzeitig das Grundbuch oder ein ſonſtiges öffentliches Regiſter 
einer Behörde, wie das Handels- oder Güterrechtsregiſter, gemäß den geſetzlichen 
Vorſchriften mit der wahren Rechtslage in Einklang gebracht werden ſoll. 
Auch im letzteren Falle handelt es ſich, wie auch das RG. in der Entſcheidung 
im 71. Bd. anzuerkennen ſcheint, der Sache nach nur um eine Feſtſtellung der 
Nichtigkeit in einer den Schutz gegen gutgläubige Dritte gewährleiſtenden Form. 
Im vorliegenden Falle ſteht aber nicht einmal eine Grundbuchsberichtigung in 
Frage. Gegenüber dem bloßen Verlangen auf Feſtſtellung der Nichtigkeit 


1) Das beſtätigende Reviſionsurteil (V. 95/12) hat dieſe Frage dahingeſtellt 
gelaſſen. (Der Einf.) 
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eines unſittlichen Geſchäfts und der daraus hergeleiteten Anſprüche hat denn 
auch das RG. in der Entſcheidung in Gruchots Beitr. 1911, 1011 ff. die Ein⸗ 
rede der Argliſt nicht zugelaſſen. Unerörtert kann hiernach bleiben, ob die 
vom RG. in der Entſcheidung in Bd. 71 vertretenen Grundſätze dann an⸗ 
gewendet werden könnten, wenn ein Sondernachfolger des Bordellkäufers 
dem Bordellverkäufer gegenüberſteht, ohne daß, wie im gegebenen Falle, 
dafür etwas vorliegt, daß dieſer beim Erwerb des Bordellgrundſtücks von der 
Abſicht geleitet worden wäre, dem erſten Bordellverkäufer die Verwertung der 
Einrede der Argliſt abzuſchneiden. 

Steht ſomit der Klage von den beſprochenen Geſichtspunkten aus ein 
Bedenken nicht entgegen, ſo erſcheint es doch zweifelhaft, ob es nicht dem Feſt⸗ 
ſtellungsbegehren an den in § 256 ZPO. geforderten Vorausſetzungen fehle. 
— — — Auf die Nichtigkeit eines Rechtsgeſchäfts kann ſich jedermann berufen, 
und die Klägerin würde deshalb auch gegenüber einem dinglichen Anſpruch 
der Beklagten den Einwand aus § 826 BGB. mit Erfolg vorbringen können. 
Mit negativer Feſtſtellungsklage einer derartigen Inanſpruchnahme zuvorzu⸗ 
kommen, iſt die Klägerin nach $ 256 3 PO. dann befugt, wenn die Beklagte ſich 
eines Anſpruchs an ſie aus dem nichtigen Bordellkauf und der Eintragung der 
Kaufgelderreſthypothek ernſtlich berühmt und ſie deshalb die Erhebung eines 
ſolchen Anſpruchs zu beſorgen hätte. Dieſe Vorausſetzung liegt hinſichtlich des 
dinglichen Anſpruchs vor. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 5. Jan. 1912 i. S. Hoff⸗ 

mann (Bkl.) w. Wendt. 7 O. 198/11. —II. 


187. Verſtoß gegen die guten Sitten durch einen Gegenfeitigfeits- 
vertrag von Brauereibeſitzern zur Erhöhung des Bierpreiſes. 
BGB. $ 138. 

In einem Gegenſeitigkeitsvertrage von Brauereibeſitzern, zu denen beide 
Parteien gehörten, war abgemacht worden, daß bei einer durch den örtlich zu— 
ſtändigen Brauereiverein beſchloſſenen Bierpreiserhöhung die beſtehenden 
Preiſe für Wiederverkäufer ſowie die Ausſchankpreiſe um den von dem zu⸗ 
ſtändigen Brauereivereine feſtgeſetzten Betrag erhöht werden müßten. Sollte 
ein Kunde einer Vertragsbrauerei mit dem Ausſchankpreis nicht in die Höhe 
gehen, ſo habe der zuſtändige Brauereiverein das Recht, von der liefernden 
Brauerei zu verlangen, daß ſie die Bierlieferung innerhalb einer von ihm zu 
beſtimmenden Friſt einſtelle. Die Bierlieferung dürfe dann von keinem Ver— 
tragsteil während der Dauer eines Jahres aufgenommen werden ($ 18). — 
Als der zuſtändige Brauereiverein im Frühjahr 1910 die Erhöhung des Bierpreiſes 
um 2. für den Hektoliter beſchloß, erhöhte der Beklagte demgemäß ſeinen 
Bierpreis, ging aber ſchon nach einigen Wochen auf den alten Preis zurück 
und wurde nun von zwei Genoſſen auf Zahlung der Vertragsſtrafe bei dem 


* 
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vereinbarten Schiedsgericht belangt und dort auch verurteilt. Das von den 
Klägern beantragte Vollſtreckungsurteil wurde vom LG. erlaſſen; in 2. In⸗ 
ſtanz dagegen wurde die Vollſtreckung für unzuläſſig erklärt. — Aus den 
Gründen: 

„— — — Von den geltend gemachten Nichtigkeitsgründen ſchlägt jeden⸗ 
falls der durch, daß der 8 18 des Gegenſeitigkeitsvertrags wegen der darin ent⸗ 
haltenen Aufforderung zum Vertragsbruche gegen die guten Sitten verſtoße 
und daß mit dem Gegenſeitigkeitsvertrag auch der Schiedsvertrag zu Fall 
komme. Der $ 18 des Gegenſeitigkeitsvertrags geht fo weit, daß er den ſämt⸗ 
lichen Vertragsbrauereien geradezu zur Pflicht macht, ihre Bierlieferungs- 
verträge mit den Wirten zu brechen, die nicht mit dem Ausſchankpreis in die 
Höhe gehen, und er gebietet, daß der Vertragsbruch mindeſtens ein Jahr 
dauere. Dieſe Verpflichtungen verſtoßen gegen die guten Sitten. 

Wenn demgegenüber die Klagepartei auf eine Entſcheidung des Reichs- 
gerichts v. 17. März 1908 verweiſt, ſo überſieht ſie, daß dieſe Entſcheidung dem 
Brauer auch bei beſtehenden Bierbezugsverträgen nur das Recht gibt, vom 
Kunden die Erhöhung des Bierpreiſes zu verlangen und davon die Weiter⸗ 
lieferung abhängig zu machen, aber dies auch nur, wenn die Bierpreiserhöhung 
durch eine Erhöhung der Produktionskoſten veranlaßt iſt und wenn ſie allgemein 
anerkannt und durchführbar iſt. Fehlen hier die letzteren Vorausſetzungen, 
da unbeſtritten Nachbarwirte des Beklagten das Bier noch zum alten Preis 
ausſchänken, jo kommt noch dazu, daß in dem Gegenſeitigkeitsvertrage un— 
mittelbar zum Vertragsbruch aufgefordert, der Vertragsbrauerei alſo jede 
Verfügungsmöglichkeit genommen und anderſeits der Kunde im Vertrags- 
gebiet unter Umſtänden ſeiner Exiſtenz beraubt wird. Hierin liegt die Unſitt— 
lichkeit des § 18. Dieſen Fall trifft aber die erwähnte Entſcheidung nicht. 

Auch der Hinweis auf den Art. 75 des bayer. Malzaufſchlaggeſetzes vom 
18. März 1910 vermag an dieſer Beurteilung nichts zu ändern. Wohl wird 
durch dieſes Geſetz, wenn zur Zeit ſeines Inkrafttretens ein Bierlieferungs— 
vertrag beſteht, der Wirt verpflichtet, ſeinem Brauer einen Zuſchlag zum Hekto— 
literpreis in dem Betrage zu zahlen, um den der Malzaufſchlag für einen Hek— 
toliter des in der Brauerei hergeſtellten Biers — infolge der eingetretenen 
Erhöhung des Malzaufſchlags — ſich erhöht, wie anderſeits auf Grund der 
gleichen Vorſchrift der Wirt, der ſich ſeinem Brauer gegenüber zur Einhaltung 
eines gewiſſen Ausſchankpreiſes verpflichtet hat, eine dem erhöhten Bezugspreiſe 
entſprechende Erhöhung der Ausſchankpreiſe eintreten laſſen darf. Allein ein 
Zwang in dem Umfang und mit der Tragweite, wie er durch den Gegenſeitig— 
feitsvertrag ausgeübt wird, kommt in der Vorſchrift des Art. 75 nicht zur 
Geltung; denn abgeſehen davon, daß in Abſ. 3 des Art. 75 ausdrücklich ent- 
gegenſtehende Vertragsbeſtimmungen aufrechterhalten ſind, braucht der 
Wirt dem Brauer nur den um den Betrag der Erhöhung des Malzaufſchlags 
erhöhten Preis, nicht aber den von der Brauereivereinigung willkürlich ohne 
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Rückſicht auf die Malzaufſchlags-Erhöhung feſtgeſetzten Preis zu bezahlen. 
Hierzu kommt, daß die Erhöhung des Malzaufſchlages allgemein gegenüber 
ſämtlichen Brauern und Wirten durchgeführt iſt und daß durch den Art. 75 ein 
Druck auf die Brauer und die Wirte nicht ausgeübt wird, um welchen Preis 
ſie das Bier verkaufen wollen, ſo daß ſie in der Preisberechnung und in ihrer 
freien Verfügung nicht behindert ſind (vgl. Urt. des Oberſten LG. v. 12. April 
1912 i. S. S. & Co. w. S.). Hiernach verſtoßen die Beſtimmungen des $ 18 


gegen die guten Sitten und ſind daher nichtig. — — —“ 
Urteil des OCC. München (2. Sen.) v. 5. Okt. 1912 i. S. B. und H. 
(Kl.) w. W. L. 233/11. P. 


188. Vergleich mit einem Geſamtſchuldnerk unter Aufrechnung der 
PDrozeßkoſten; kann der Gläubiger feine Koſten von den übrigen 
Schuldnern eintreibend 
„Vgl. 23 Nr. 115 m. N.; 30 Nr. 16; auch 62 Nr. 55. 

BGB. 88 423. 425. 

S. hatte ſich durch Revers verpflichtet, „die 2000 , die die Klägerin von 
dem Beklagten zu fordern hatte,“ zu zahlen. Von der Klägerin verklagt, ver— 
glich er ſich ſchließlich mit ihr auf Zahlung von 1000 bei Koſtenkompenſation. 
Die Klägerin hatte ſich im Vergleich ihre Anſprüche gegen den Beklagten vor— 
behalten. Als ſie dieſen belangte, wollte ſie ſich von den 2000 4 nur 
475,86 AH, nämlich 1000 „ abzüglich der Koſten des Vorprozeſſes kürzen laſſen. 
Der Beklagte verweigerte jede Zahlung, wurde aber zur Zahlung von 1000 HK 
verurteilt. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Nach allgemeinen Rechtsregeln kommt dem Beklagten der vergleichweiſe 
Erlaß der 1000 A nicht zu gute. Denn wenn man auch annimmt, daß die For— 
derung der Klägerin gegen den Beklagten und ihre Forderung gegen S. 
in der Weile zuſammenhingen, daß ſie nicht zweimal die 2000 It verlangen 
konnte, ſondern die Zahlung des S. den Beklagten befreite und umgekehrt, 
jo ergibt ſich doch aus den 88 423 und 425 BGB., daß der vergleichweiſe 
Erlaß gegen S. hier, wo ſich die Klägerin ihre Anſprüche gegen den Beklagten 
vorbehalten hatte, keine Wirkung zugunſten des Beklagten hatte. 

Es kann ſich demnach nur fragen, ob die Klägerin berechtigt ſei, von der ihr 
ſeitens des S. gezahlten Vergleichsſumme die Prozeßkoſten in Abzug zu bringen, 
oder ob ſie ſich die ganzen 1000 It auf ihre Forderung gegen den Beklagten 
in Anrechnung bringen laſſen müſſe. Nach dem Geſagten finden auf die beiden 
Forderungen der Klägerin gegen den Beklagten und gegen S. die Grund— 
ſätze von dem Geſamtſchuldverhältnis Anwendung, ſoweit es ſich um die Wir— 
kung der Aufhebungstatſachen handelt. Gemäß § 422 BOB. wirkt der Ver⸗ 
gleich mit einem der Schuldner, wie auch in der Literatur anerkannt iſt, 


rgl. Komm. von RGRäten Anm. 1 zu § 423; Oertmann Anm. 5b zu $ 423; 
Staudinger Anm. 2a zu $ 423, 
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inſoweit geſamtzerſtörlich, als er materiell die Befriedigung des Gläubigers zur 
Folge hat. Durch die in Rede ſtehende Zahlung hat die Klägerin aber Be— 
friedigung in Höhe von 1000 „ erhalten. Sie hat gegen S. auf Grund des 
Reverſes geklagt, und S. hat auf dieſe Forderung gegen Verzicht der Klägerin 
auf weitergehende Anſprüche 1000 „ gezahlt; die Forderung iſt alſo in 
dieſer Höhe durch Erfüllung getilgt. Daß die Klägerin, um die 1000 „ zu er- 
halten, infolge umfangreicher Beweisaufnahmen 524,14 % Prozeßkoſten auf⸗ 
gewendet hat, berechtigt ſie nicht, ſich um ſo viel weniger für befriedigt zu 
halten. Wäre S. in jenem Prozeß auf die ganzen 2000 . koſtenpflichtig ver- 
urteilt und hätte er dann die Urteilsſumme berichtigt, während ſich etwa die 
Beitreibung der Prozeßkoſten wegen ſeiner Inſolvenz als undurchführbar er⸗ 
wieſen hätte, ſo würde die Klägerin nach dem für das Geſamtſchuldverhältnis 
der 8 421 ff. maßgeblichen Rechtsgrundſatz des $ 425 den andern Geſamtſchuld— 
ner, den Beklagten, weder auf Zahlung dieſer Prozeßkoſten belangen können, 
noch ihm gegenüber ſich auf den Standpunkt ſtellen dürfen, daß, weil ſie die 
Prozeßkoſten aufgewandt habe, Erfüllung nur in einer um deren Betrag ge— 
ringeren Höhe eingetreten ſei, die Forderung alſo inſoweit noch fortbeſtehe. 
Der Prozeßvergleich iſt in dieſer Beziehung nicht anders zu behandeln als das 
Urteil. b 
Ein ſonſtiger materieller Rechtsgrund, aus dem die Klägerin Erſtattung 
jener Prozeßkoſten von dem Beklagten begehren könnte, ſteht ihr nicht zur 
Seite. Sie hat ſich in 1. Inſtanz dafür hülfweiſe zwar auf den Geſichtspunkt 
der Geſchäftsführung und auf ſchuldhafte Vertragsverletzung ſeitens des Be— 
klagten berufen. Aber ſie hat mit dem Prozeß gegen S. nicht ein Geſchäft des 
Beklagten geführt, ſondern ihr eigenes, ſelbſtändig auf den Revers gegründetes 
Recht wahrgenommen, und wenn Beklagter durch grundloſe Verweigerung 
der Zahlung ſeine Vertragspflicht ihr gegenüber verletzte, ſo ſtand es ihr 
frei, ihn zu verklagen, aber er haftet ihr deshalb nicht für Koſten, die ihr er— 
wuchſen, weil ſie es vorzog, den Verſuch zu machen, ob ſie von S. Zahlung er— 
halten könnte.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtoſck v. 28. Mai 1913 i. S. Weſtphal w. Chriſten. 

We. 258/13. Kn. 


189. Schenkung unter einer Auflage; Begriff der Auflage* und der 
Bereicherung “*. 
Vgl. 9 Nr. 155; 28 Nr. 190. — Vgl. 59 Nr. 181. 
BGB. 88 516. 525; ErbſchStG. $$ 12. 55. 

Die Erben der Eheleute F. gründeten am 22. April 1910 einen Verein 
unter der Bezeichnung „Walderholungsheim“. Zweck dieſes Vereins war, 
erholungbedürftige Kinder gegen mäßige Vergütung, bei Armut unentgelt— 
lich, zu verpflegen. Das Vereinsvermögen bildete ein Kapital von 100 000, 
das von den Gründern dem Verein zur Erfüllung des Vereinszwecks „ſchen— 
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kungweiſe“ überlaſſen wurde. Der Verein iſt in das Vereinsregiſter des AG. 
L. eingetragen. Die Schenkung iſt landesherrlich genehmigt. Auf Grund der 
$8 122. 55 RErbſchStG. forderte die Steuerbehörde einen Stempelbetrag 
von 5000 „, der am 4. Januar 1911 unter Vorbehalt gezahlt, dann aber von 
den Gründern, an deren Stelle ſpäter der Verein trat, mittels Klage zurück⸗ 
gefordert wurde, in allen Inſtanzen ohne Erfolg. — Aus den Gründen des 
Rev.⸗Urteils: 

„Die Reviſion macht geltend, es handle ſich um Schenkung unter einer 
Auflage. Der Ber.⸗Richter habe feſtgeſtellt, daß der Verein das zugewendete 
Geld zu dem ſatzungmäßigen Zwecke zu verwenden hatte. Damit ſei eine Auf⸗ 
lage i. S. des 8 525 BGB. feſtgeſtellt, der Verein ſei alſo obligatoriſch ver⸗ 
pflichtet geweſen, die Schenkung zu Vereinszwecken zu verwenden. Demnach 
hätte der Wert der auferlegten Leiſtungen ermittelt und vom zugewendeten 
Betrage in Abzug gebracht werden müſſen. 

Dieſer Angriff iſt nicht begründet. Nach § 30 RErbſchStG. in Verbin⸗ 
dung mit § 55 ſind Schenkungen unter einer Auflage allerdings nicht immer 
ihrem vollen Betrage nach ſteuerpflichtig. Kann die Auflage in Geld veran⸗ 
ſchlagt werden, ſo iſt nur der Teil der Schenkung zu verſteuern, der den Wert 
der Auflage überſteigt. Allein zunächſt hat der Ber.-Richter eine Auflage 
überhaupt nicht angenommen, ſondern im Gegenteil ausdrücklich verneint. 
Daß er dabei den Begriff der Auflage i. S. des 8525 BGB. verkannt hätte, 
iſt nicht zuzugeben. Er geht allerdings davon aus, daß der klagende Verein 
die geſchenkten 100 000 „ für Zwecke des Erholungsheims zu verwenden hatte, 
aber, wie der Zuſammenhang ergibt, nicht deshalb, weil ihm von den Schen⸗ 
kern eine dahingehende Auflage gemacht worden wäre, ſondern weil die 
100 000 % Beſtandteil des Vereinsvermögens geworden waren und deshalb 
gemäß 88 1. 9 der Satzung nur zu Zwecken des Erholungsheims verwendet 
werden durften. Dieſe Beurteilung läßt ſich auch rechtlich nicht beanſtanden. 
Auch wenn eine Zuwendung einem Verein nicht ſchlechthin, ſondern aus⸗ 
drücklich zu Vereinszwecken gemacht wird, braucht doch darum nicht notwendig 
Schenkung unter einer Auflage angenommen zu werden. 

Läge aber wirklich eine Auflage vor, ſo würde es doch keinesfalls eine ſolche 
ſein, die den Wert der Zuwendung irgendwie vermindert, denn auch ohne die 
Auflage hätte, wie ſchon erwähnt, der klagende Verein den geſchenkten Betrag 
nicht anders als im Intereſſe des Erholungsheims verwenden dürfen. Der 
Wert einer Schenkung wird aber dadurch nicht beeinträchtigt, daß dem Be— 
ſchenkten eine Leiſtung auferlegt wird, die ihm ſchon ſo wie ſo obliegt, oder 
daß ihm zur Pflicht gemacht wird, über das Geſchenk nur in derſelben Weiſe 
zu verfügen wie er über ſein ſonſtiges Vermögen verfügen darf. Die Reviſion 
beruft ſich auf das Urteil des erkennenden Senats in Entſch. 71, 140. Allein 
auch in dem dort entſchiedenen Falle war das Vorhandenſein einer Auflage 
verneint, und im übrigen wurde ausgeführt und betont, daß eine juriſtiſche 
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Perſon nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern um ihres Zweckes willen beſtehe, 
und daß ſie durch Zuwendungen zu dieſem Zwecke nicht bloß formal, ſondern 
materiell und endgültig bereichert werde. 


Vgl. auch JW. 1909, 3970, ferner Urtt. v. 30. Sept. 1910 und 2. Mai 1911, 
VII. 552/09 und 406/10. 


Die Ausführung der Reviſion, daß der klagende Verein durch die Zu⸗ 
wendung der 100 000 „ überhaupt nicht oder doch nicht zum vollen Betrage 
bereichert ſei, kann hiernach nicht für zutreffend erachtet werden. Für die 
Frage der Bereicherung kommt es auch nicht darauf an, ob das zugewendete 
Kapital dauernd beim Verein bleibt oder nicht. Auch wenn es zu Vereins⸗ 
zwecken wieder verausgabt wird, liegt doch darin kein Verluſt; die Bereicherung 
fällt nicht wieder weg, wenn die geſchenkten Gelder zur Erreichung eines dem 
Vereinszweck und der Aufwendung entſprechenden Erfolges verbraucht wer⸗ 
den. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 14. März 1913 in der preuß. 

Sache Walderholungsheim in L. (Kl.) w. Preuß. Fiskus (OLG. Cöln). 

VII. 555/12. | 


190. Verſprechen von Ruhegehalt im Dienftvertrage; ob als Leibrente 
der Schriftform bedürftig d | 
BGB. 88 761. 611. 

Die Klägerin, die dem im Jahr 1908 verſtorbenen Albert M. jeit dem 
Tode ſeiner Frau im Jahr 1905 den Haushalt geführt hatte, behauptete, dazu 
durch das mündliche Verſprechen des M. beſtimmt worden zu ſein, daß ſie nach 
ſeinem Tode jährlich eine Rente von 1000 „ erhalten werde. Sie klagte gegen 
die Teſtamentsvollſtrecker auf Erfüllung dieſes Verſprechens. — Die Klage 
war in 2. Inſtanz abgewieſen worden. Das RG. hob auf und verwies die 
Sache in die Ber.⸗Inſtanz zurück. Aus den Gründen: 

„— — — Das Verſprechen, die Rente auf Lebenszeit zu entrichten, haben 
beide Vorinſtanzen wegen Nichteinhaltung der Formvorſchrift des § 761 
BGB. für nichtig gehalten (8 125 BGB.). Dieſer Annahme iſt das Reichsgericht 
nicht beigetreten, es hat vielmehr die Rüge der Reviſion, daß § 761 durch un- 
richtige Anwendung verletzt ſei, für begründet gehalten. 

Der Vertrag, den die Klägerin ihrer Behauptung nach mit Albert M. ab⸗ 
geſchloſſen hat, war ein Dienſtvertrag ($ 611 BGB.). Sie empfing das Ver⸗ 
ſprechen einer Vergütung gegen die Zuſage häuslicher Dienſte. Als M. noch 
lebte, beſtand dieſe Vergütung in Gehalt und Verpflegung; für die Zeit nach 
ſeinem Tode ſollten, wenn die Behauptung der Kläger richtig iſt, alljährlich 
weitere 1000 % hinzukommen, die ihr für ihre Lebenszeit zugeſichert wurden. 
Der Dienſtvertrag enthielt alſo für den Fall, daß die Dienſtverpflichtete den 
Dienſtberechtigten überlebte, zugleich ein Ruhegehaltsverſprechen. Nun be- 
ſtehen in der Rechtslehre entgegengeſetzte Anſichten darüber, ob die Zuſicherung 
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eines Ruhegehalts in einem Dienſtvertrage unter den Begriff des Leibrenten⸗ 
verſprechens falle und darum der Formvorſchrift des § 761 unterliege. Sieht 
man ausſchließlich auf die regelmäßige Wiederkehr und die Dauer der ver» 
ſprochenen Leiſtungen, ſo läßt ſich allerdings ein Unterſchied zwiſchen dem 
Ruhegehalt und der Leibrente nicht erkennen. Für die Einordnung unter den 
Leibrentenbegriff ſpricht auf den erſten Blick auch der Umſtand, daß die Ruhe- 
gehaltsbezüge nicht mehr wie die ordentlichen Gehaltsbezüge neben den Dienft= 
leiſtungen einhergehen; ſie ſind bereits durch die Geſamtheit der vorangehenden 
Dienſtleiſtungen abgegolten. Wird indeſſen an der bisherigen Rechtſprechung 
feſtgehalten, ſo iſt für die Frage, ob man es mit einem Leibrentenverſprechen 
zu tun habe, die in einem gegenſeitigen Vertrage dem Verſprechenden zuge— 
ſicherte Gegenleiſtung überhaupt ohne Bedeutung; es kann dabei alſo auch auf 
das Zeitverhältnis der beiderſeitigen Leiſtungen nicht ankommen. Ander⸗ 
ſeits erſchöpft ſich der Leibrentenbegriff nicht darin, daß dem Berechtigten 
für ſeine oder eines anderen Lebenszeit periodiſche Leiſtungen verſprochen 
werden. Das Leibrentenverſprechen beſteht vielmehr in einer ſchuldrechtlichen 
Geſtaltung eigener Art, vermöge deren die verſprochene Rente dem Empfänger 
des Verſprechens als ein in ſich geſchloſſenes einheitliches Recht beſtellt wird, 
ein Recht, das den Anſpruch auf die fortlaufenden Einzelbezüge nur vermöge 
ſeines Beſtehens aus ſich ſelbſt hervorbringt (RG Entſch. 67, 207; 68, 340). 
Durch die Begründung eines ſolchen dem andern Teil eingeräumten Stamm— 
rechts erfüllt der Verſprechende bereits den die Zuſicherung der Rente ent— 
haltenden kauſalen Vertrag (RGEntſch. 67, 211). Die Einzelbezüge der 
Rente ſind Nutzungen des Leibrentenrechts (88 99. 100. 1073 BGB.) und nicht 
mehr oder doch nur mittelbare Gegenleiſtungen für die im Fall des gegenſei— 
tigen Vertrages von dem andern Teil verſprochenen Leiſtungen. 

Nimmt daher in einem Dienſtvertrage das dem Dienſtverpflichteten aus— 
geſetzte Ruhegehalt die Geſtalt der Leibrente an, ſo geht inſoweit die Erfüllung 
des Grundvertrages durch den Dienſtberechtigten den Dienſtleiſtungen voraus, 
und es gehört nur noch die Erfüllung der Bedingung, auf die das Ruhegehalts— 
verſprechen abgeſtellt iſt, dazu, daß der Dienſtverpflichtete in den Genuß des 
Ruhegehalts eintritt. Daß eine derartige Geſtaltung des Schuldverhältniſſes 
den getroffenen Vereinbarungen unter Umſtänden ſelbſt dann entſprechen 
kann, wenn das Ruhegehalt nicht mit ausdrücklichen Worten als Leibrente 
verſprochen wird, läßt ſich nicht in Abrede ſtellen. Es kann dies beiſpielsweiſe 
dann zutreffen, wenn bei einem Übergang aus dem öffentlichen Dienſt in den 
Privatdienſt der Dienſtverpflichtete ſein Ausſcheiden aus der öffentlichen 
Dienſtſtellung von der Zuſicherung abhängig gemacht hat, daß er in Anſehung 
des Ruhegehalts in gleicher Weiſe geſtellt werde wie als Beamter, oder daß ihm 
nach ſeinem Ausſcheiden aus der Beamtenſtellung das Ruhegehalt ſelbſt dann 
zu gewähren ſei, wenn er vor dem Antritt des Privatdienſtes dienſtunfähig 
werden ſollte. In ſo gearteten oder ähnlichen Fällen wird ſich ſchwerlich anneh— 
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men laſſen, daß bei der Erteilung des Penſionsverſprechens von dem Form- 
erfordernis des 8 761 BGB. abgeſehen werden könne. Solche Fälle ſind dann 
aber Ausnahmen von der Regel. Denn unter gewöhnlichen Verhältniſſen läßt 
ſich nicht annehmen, daß das Gehaltsverſprechen und das Ruhegehaltsver— 
ſprechen nach dem Willen der Beteiligten in irgendeiner verſchiedenen Bedeu— 
tung erteilt und angenommen werden. Sie ſtehen, weun die Auffaſſung des 
täglichen Lebens und das natürliche Rechtsempfinden entſcheiden, im Weſen 
gleich. Auch das Ruhegehalt ſoll erſt erdient werden und wird gemeinhin nicht 
im Sinn einer auf der Stelle ſich vollziehenden Einſetzung in ein nur noch 
von der Bedingung der Dienſtunfähigkeit oder der Erreichung einer beſtimmten 
Dienſtzeit abhängiges Recht erteilt. Der Dienſtverpflichtete empfängt die Ruhe— 
gehaltsbezüge allerdings als Gegenleiſtung, nicht für ſeine in beſtimmten Zeit— 
abſchnitten geleiſteten Dienſte, wohl aber für die Geſamtheit der Dienſtlei— 
ſtungen. Ebenſo verhält es ſich aber auch mit den ordentlichen Gehaltsbezügen, 
wenn ſie bedungenermaßen während dienſtfreier Zeitabſchnitte fortzuentrichten 
ſind, ohne daß ſie jemals dadurch zur Leibrente werden. 

Daß bei der Frage, ob ein Dienſtvertrag mit Penſionsverſprechen eine 
Leibrentenbeſtellung enthalte, die Verkehrsanſchauung von weſentlicher Be— 
deutung iſt, wird in der Literatur mit Recht von Dernburg BR. 2 8 201 unter V 
gelehrt. Auf dem gleichen Standpunkte ſteht bei der ſtempelrechtlichen Be— 
urteilung ſolcher Verträge nach der preuß. Geſetzgebung die bisherige Recht— 
ſprechung (Strieth Arch. 86, 213; RGeEntſch. 64, 134). Für das jetzt geltende 
bürgerliche Recht iſt darauf um ſo mehr Gewicht zu legen, als die Geſetzgebung 
davon abgeſehen hat, den Begriff der Leibrente im Bürgerl. Geſetzbuche von 
ſich aus zu beſtimmen. Es ſollte der Rechtslehre und der Rechtſprechung über— 
laſſen bleiben, den Begriff herauszubilden (Motive 2, 637; 3, 543; Prot. 
2. Leſung 2, 486 ff.; 3, 417). Für eine die Verkehrsanſchauung und das Ver— 
kehrsbedürfnis in erſter Linie berückſichtigende Löſung hat die Geſetzgebung da» 
mit freien Spielraum gewährt. Dem entſpricht die bisherige Rechtſprechung 
des Reichsgerichts, die insbeſondere auch im Hinblick auf das Formerfordernis 
des 8 761 den Begriff der Leibrente in der vorhin erwähnten Weiſe genauer 
entwickelt hat (Entſch. 67, 207; 68, 343; IW. 1911, 491%). An ihr iſt auch im 
gegebenen Falle feſtzuhalten. 

Freilich könnte der Klägerin entgegenſtehen, daß ſie behauptet hat, die für 
die Zeit nach dem Ableben des Albert M. ihr auf Lebenszeit zugeſicherten 
Zahlungen ſeien bei der Zuſicherung als Rente bezeichnet worden. Dies 
ſchließt indeſſen nicht aus, daß nach dem wirklichen Willen der Beteiligten das 
Verſprechen im Sinn eines Ruhegehaltsverſprechens in gemeingewöhnlicher 
Bedeutung zu verſtehen und daß es demgemäß auch bei der rechtlichen Be— 
urteilung in dieſer Bedeutung zu würdigen war (8133 BGB.). — — — 

Der Ber.⸗Richter wird daher nicht nur auf die Tatfrage einzugehen und 
feſtzuſtellen haben, ob ein Verſprechen des von der Klägerin angegebenen 
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Inhalts ihr von Albert M. erteilt worden ſei, ſondern es wird alsdann im 
Anhalt an die vorſtehenden Darlegungen auch nochmals zu prüfen ſein, ob 
im Falle der Erteilung das Verſprechen den Begriffsanforderungen einer 
Leibrente in allen Beziehungen entſprochen habe. — — —“ 


Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 12. Okt. 1912 in der preuß. 
Sache Striemer (Kl.) w. Meyerſche Teſt.⸗Vollſtr. (KG. Berlin). IV. 75/12. 
Auch in RGeEntſch. 80 Nr. 48 S. 208. 


191. Inwieweit iſt die Verſicherungsgeſellſchaft an Erklärungen ihres 
nicht abſchlußberechtigten Agenten gebunden d 
Vgl. 54 Nr. 243 m. N.; 59 Nr. 203; 63 Nr. 12. 248; 64 Nr. 212. 
VerſG. 5 43; BGB. $ 164. 

Die Kläger hatten für einen Sattler R. ein Haus hergeſtellt, in welchem 
Schwamm auftrat. Als R. gegen ſie auf Schadenerſatz klagte, erhoben ſie, 
die laut Polize v. 18. April 1907 ſich bei dem verklagten Verein gegen Haft⸗ 
pflicht verſichert hatten, eine Klage gegen den Verein auf Feſtſtellung ſeiner 
Verpflichtung, ſie von dieſen Schadenerſatzanſprüchen freizuſtellen. Der 
Beklagte beſtritt ſeine Verpflichtung mit Hinweis auf die Beſtimmung des 
820 IILe der Verſich.⸗Bedingungen, wonach von der Verſicherung ausge— 
ſchloſſen ſind: „Anſprüche wegen Schäden, welche an den von dem Verſicherung— 
nehmer hergeſtellten Gebäudeteilen, gelieferten Arbeiten und Materialien 
entſtehen“. In 1. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen; das Ber.⸗Gericht er⸗ 
kannte abändernd nach dem Klagantrage; die Reviſion des Beklagten wurde 
zurückgewieſen. Aus den Gründen des Rev. Urteils: 

„Nach der Feſtſtellung des Ber. Richters ſind die dem Verſich.-Vertrage 
zugrunde liegenden mündlichen Verhandlungen zwiſchen den Klägern und 
St., dem Generalagenten des verklagten Vereins, im Beiſein des Agenten K. 
geführt worden. Die Kläger hatten zu erkennen gegeben, daß ſie gegen alle 
Schadenerſatzanſprüche verſichert ſein wollten, die ſeitens der Beſteller gegen 
fie erhoben werden könnten. Als ſie beim Durchgehen der Verſich.-Bedingungen 
dem St. mit Rückſicht auf die Beſtimmung im § 20 IIIe Zweifel äußerten, 
ob ihnen auch in dem gewollten Umfange Verſicherung gewährt werden würde, 
hat St. ſie mit der Zuſicherung beruhigt, daß ſie in allen Fällen verſichert 
ſeien, in denen ſie für andre Leute etwas hergeſtellt hätten und gegen ſie An— 
ſprüche erhoben werden könnten, daß nur, wenn ſie für eigene Rechnung bauten, 
keine Haftung eintreten ſolle. St. hat ihnen aber auch weiter, um ſie zum 
Abſchluß der Verſicherung zu beſtimmen, die von dem Verein zwecks An— 
werbung von Mitgliedern herausgegebene ‚Sammlung von Schadensfällen 
beim Baubetrieb' vorgelegt und zum Nachweis der Richtigkeit ſeiner Auf— 
faſſung auf einzelne dieſer Fälle ausdrücklich hingewieſen. Da die Kläger aus 
alledem die Unbegründetheit ihrer Zweifel entnahmen und die Überzeugung 
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gewannen, daß unter die Verſicherung auch ſolche Schäden fielen, deren Erſatz 
auf Grund eines Vertrags von ihnen ſeitens eines Beſtellers gefordert werden 
würde, haben ſie den Verſich.⸗Vertrag abgeſchloſſen. ö 

Das Ber.⸗Urteil beruht nun darauf, daß der Ber.⸗Richter in der unter 
Hinweis auf die Sammlung abgegebenen Erklärung des Generalagenten eine 
den verklagten Verein bindende Aufklärung über den in den Verſich.⸗Bedin⸗ 
gungen niedergelegten Vertragswillen, nicht aber etwa eine nach § 32 der Be⸗ 
dingungen nicht zu beachtende Abänderung erblickt und ſo zu der Annahme 
gelangt, daß der Verſich.⸗Vertrag mit dem Inhalt rechtswirkſam zuſtande 
gekommen ſei, den er nach der Erläuterung des Generalagenten und dem damit 
übereinſtimmenden Willen der Kläger haben ſollte. Die hiergegen von der 
Reviſion erhobenen Angriffe können Erfolg nicht haben. 

Über die rechtliche Stellung des nicht abſchlußberechtigten Agenten oder 
Generalagenten hat ſich der erkennende Senat unter Feſthalten an den grund» 
ſätzlichen Ausführungen in ſeinem Urteil Entſch. 46, 184 vielfach ausgeſprochen. 
Danach iſt ein ſolcher Agent zwar nicht befugt, in Vertretung ſeiner Geſellſchaft 
einen mit dem klaren Inhalt der Polize und der allgemeinen Verſich.⸗Bedin⸗ 
gungen unvereinbaren, darüber hinausgehenden Vertrag abzuſchließen, den- 
noch aber kann er, wie der Senat in ſeinem Urteil Entſch. 73, 302 ausgeführt 
hat, im einzelnen Fall auf die rechtliche Geſtaltung des Verſich.⸗Verhältniſſes 
einen ſeine Geſellſchaft bindenden Einfluß dadurch ausüben, daß er dem Ver⸗ 
ſicherungsluſtigen eine von ihm gewünſchte Aufklärung über den Inhalt einer 
nicht ganz klaren, ſchwerverſtändlichen Bedingung oder Frage erteilt. In 
einem ſolchen Fall darf und muß, wie der Senat wiederholt anerkannt hat 
(vgl. aus neuerer Zeit JW. 1912, 84), der Verſicherungnehmer der Erklärung 
des Agenten, der von ſeiner Geſellſchaft grade zum Zweck der Vermittelung 
und zur Belehrung des Publikums über Inhalt und Bedeutung ſowohl des 
Fragebogens wie der Bedingungen angeſtellt iſt, vertrauen und die Geſellſchaft 
muß inſoweit für die Erklärungen ihres Agenten einſtehen, und zwar um ſo 
mehr, wenn, wie vorliegend, der Agent von ihr als „Generalagent“ beſtellt 
und damit als eine beſonders in Verſicherungsſachen bewanderte und beſonders 
vertrauenswürdige Perſon hingeſtellt iſt. Hierzu kommt vorliegend, worauf 
der Ber.⸗Richter mit Recht Gewicht legt, daß der Generalagent zur Erhärtung 
der Richtigkeit ſeiner Auskunfterteilung den Klägern die Sammlung mitgeteilt 
hat, die tatſächlich mehrere Fälle enthält, in denen der verklagte Verein ſeine 
Haftung für Schadenerſatzanſprüche anerkannt hat, die gegen Bauunternehmer 
von den Beſtellern auf Grund des Vertrags erhoben waren. Wie groß die 
Zahl dieſer Fälle iſt, iſt unerheblich, da aus den übrigen anders liegenden Fällen 
jedenfalls nichts für eine gegenteilige Auffaſſung zu entnehmen iſt. Ohne 
weiteres iſt anzunehmen, daß es dem Willen des Beklagten entſprach, wenn 
ſein Generalagent die von ihm ſelbſt, und zwar gerade zum Zweck der An⸗ 
werbung neuer Mitglieder hergeſtellte Sammlung den Klägern zur Auf— 
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klärung über den Umfang der Haftung des Beklagten vorlegte und tie auf 
die ſeiner Anſicht nach zur Beſeitigung des in ihnen entſtandenen Zweifels 
geeigneten Einzelfälle hinwies. Ohne Rechtsverſtoß konnte deshalb der Ber.⸗ 
Richter die in ſeinem Urteil angezogenen Fälle der Sammlung bei Ermittelung 
des Umfangs der Haftung des Beklagten mitheran ziehen. 

Ter Reviſion kann aber auch darin nicht beigetreten werden, daß die 
Beſtimmung des 820 IIIe ſo völlig klar und unzweideutig ſei, daß für eine Be- 
lehrung ſeines den Abſchluß vermittelnden Generalagenten garkein Raum 
geweſen ſei. — — — Daß die erteilte Aufklärung, wie die Reviſion meint, 
mut dem klaren Wortlaut des 8 20 IIT e nicht vereinbar ſei, iſt nicht anzuerkennen: 
nach ſeinem Wortlaut bleibt immerhin möglich, daß, wie der Generalagent den 
Klägern erklärt hat, die Haftung nur dann ausgeſchloſſen ſein ſollte, wenn 
Schäden an für eigene Rechnung hergeſtellten Gebäuden eintreten ſollten. — — 
Iſt aber hiernach daran feſtzuhalten, daß die Erklärung des Generalagenten nur 
eine Auslegung einer nicht wortdeutlich klaren Verſich.-Bedingung enthält, 
ſo beruht das Ergebnis des Ber.-Richters, daß der Verſich.-Vertrag mit dem 
Inhalt zuſtande gekommen ſei, der ihm nach dem Willen der Kläger und nach 
der vom Generalagenten ihnen gegebenen Aufklärung auch nach dem Willen 
des Beklagten . ſollte, weder auf einer Verletzung der 88 133 und 157 
BB. noch auf einer Verletzung der in bezug auf die Vertretungsmacht der 
Verſicherungsagenten geltenden Rechtsſätze. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (7. Sen.) v. 7. März 1913 in der preuß. 

Sache Allg. D. Verſ.⸗Verein Stuttgart (Bkl.) w. Schwarck u. Gen. (OLG. 

Kiel). VII. 496/12. 


192. Verjährung der Schadensklage; Kenntnis von u Perſon des 
Erſatzpflichtigen. 
Vgl. 63 Nr. 14. 64. 
BGB. Sd 852. 83. 

Im Jahre 1904 bebaute die Beklagte ihr Grundſtück in Berlin. Die Fun- 
dierungsarbeiten ließ ſie durch die Tiefbaugeſellſchaft m. b. H. ausführen. 
Während der Ausführung der Arbeiten entjtanden in dem anliegenden Haufe 
der Klägerin Riſſe, die ſich nach und nach vermehrten. Die Klägerin nahm 
deswegen zunächſt die Tiefbaugeſellſchaft auf Schadenerſatz in Anſpruch. Der 
Prozeß endigte mit einem Vergleiche, wonach die Tiefbaugeſellſchaft der 
Klägerin 800. bar zahlte und Forderungen in Höhe von 4000 abtrat. 
Die Klägerin behauptete jedoch, daß ihr Schaden beträchtlich höher ſei, machte 
auch geltend, daß die Tiefbaugeſellſchaft vermögenslos ſei, und klagte nun 
gegen die Beklagte auf weiteren Schadenerſatz. — Die Klage wurde in den 
erſten beiden Inſtanzen abgewieſen. Das RG. jedoch hob auf und verwies 
die Sache in die Ber.-Inſtanz zurück. Aus den Gründen: 
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„Beide Inſtanzgerichte ſind davon ausgegangen, daß der Anſpruch der 
Klägerin auf Schadenerſatz nur dann gerechtfertigt ſein könnte, wenn die 
Vorausſetzungen des $ 823 BGB. erfüllt wären. Beide Gerichte haben alsdann 
aber einem derartigen Anſpruch gegenüber die Einrede der Verjährung für 
durchgreifend erachtet. Das Ber.⸗Urteil insbeſondere beruht ebenfalls aus⸗ 
ſchließlich auf dieſem Entſcheidungsgrunde; der Reviſion iſt jedoch zuzugeben, 
daß ſeine Ausführungen die Entſcheidung nicht zu ſtützen vermögen. 

Das Ber.⸗Gericht gründet ſeine Annahme, daß die Klägerin ſchon ſeit 
länger als drei Jahren vor Erhebung ihrer Klage nicht nur vom Vorhanden⸗ 
ſein ihres angeblichen Schadens, ſondern auch von der Erſatzpflichtigkeit der 
Beklagten Kenntnis gehabt habe, auf folgende Ausführungen. Die Klägerin 
habe ſchon vor länger als drei Jahren auch von der Tatſache Kenntnis gehabt, 
daß das ſchädigende Ereignis auf eine Handlung der Beklagten, nämlich auf 
die Beauftragung der Tiefbaugeſellſchaft mit Ausführung der Tiefbauarbeiten, 
zurückzuführen ſei. Ob ſie auch ſchon von den einzelnen Umſtänden Kenntnis 
gehabt habe, die die Handlungsweiſe der Beklagten zu einer ſchuldhaften ſtem⸗ 
pelten, darauf komme es nicht an, es müſſe vielmehr genügen, daß die hervor⸗ 
getretenen Ereigniſſe in der Klägerin die Erkenntnis hätten auslöſen können 
und ausgelöſt hätten, daß das konkrete Tun der Beklagten nach den Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen eine Verpflichtung zum Schadenerſatze herbei- 
geführt habe. Sei ſie nämlich der Anſicht geweſen, daß die Tiefbaugeſellſchaft 
nach Maßgabe ihres Verhältniſſes zu der Beklagten deren Anordnungen habe 
Folge leiſten müſſen, dann habe ſich die Haftung der Beklagten aus $ 831 auch 
ohne den Nachweis eines Verſchuldens ergeben. Sei ſie anderſeits der Mei- 
nung geweſen, daß die Tiefbaugeſellſchaft die Arbeiten nach eigenem Ermeſſen 
habe ausführen dürfen, dann habe ihre Kenntnis gleichwohl ſo weit gereicht, 
daß ſie zur Begründung einer Klage gegen die Beklagte imſtande geweſen 
ſei. Daher aber komme ihre Behauptung, daß ſie von den einzelnen Tat— 
ſachen, aus welchen ein Verſchulden der Beklagten hergeleitet werden könne, 
erſt im Laufe des Vorprozeſſes gegen die Tiefbaugeſellſchaft erfahren habe, 
überhaupt nicht in Betracht; inſoweit ſtänden vielmehr nur ‚einzelne Schuld⸗ 
momente' in Frage, ‚deren Nichtkenntnis den Beginn der Verjährung nicht 
habe aufhalten können‘. | 

Bei dieſen Ausführungen hat ſich das Ber.⸗Gericht mit jich ſelbſt in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt. Denn mit ſeiner an die Spitze geſtellten Annahme, daß von 
einer Verpflichtung der Beklagten zum Schadenerſatze nur dann die Rede ſein 
könnte, wenn ſie ſich einer unerlaubten Handlung i. S. des $ 823 ſchuldig ge- 
macht hätte, und daß es für den Beginn der Verjährung genügend geweſen 
ſei, wenn die hervorgetretenen Ereigniſſe in der Klägerin die Erkenntnis aus⸗ 
gelöſt hätten, daß ‚das konkrete Tun der Beklagten eine Verpflichtung zum 
Schadenerſatze nach den Vorſchriften über unerlaubte Handlungen herbei— 
geführt habe‘, erſcheint es als unvereinbar, wenn das Urteil in feinem weiteren 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 18 Heft 9. 26 
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maßgeblichen Teile ausſpricht: für den Beginn der Verjährung ſei es nicht 

darauf angekommen, ob die Klägerin auch ſchon die einzelnen Tatſachen kannte, 

aus denen ſie ein Verſchulden der Beklagten hätte herleiten können. Solange 

die Klägerin hiervon nichts wußte, fehlte ihr auch noch die Kenntnis von dem 

Vorhandenſein einer unerlaubten Handlung i. S. des 9 823, da eine ſolche 

das Verſchulden notwendig vorausſetzt, und ſo lange war ſie auch noch darüber 

im Ungewiſſen, daß ſie die Beklagte in Gemäßheit des $ 823 erſatzpflichtig 

machen könne. Bis zu dem Zeitpunkte, wo ſie jene Kenntnis erlangte, nützte 

ihr die Wiſſenſchaft davon, daß ihr angeblicher Schaden im letzten Ende auf 

Maßnahmen der Beklagten, nämlich auf die Anordnung von baulichen Ver⸗ 

anſtaltungen auf ihrem Grundſtück und auf die Übertragung der Tiefbau— 

arbeiten auf die Tiefbaugeſellſchaft zurückzuführen ſei, zwecks Erhebung einer 

Schadenerſatzklage aus § 823 nichts. Demgemäß beſtimmt auch der $ 852 
ausdrücklich, daß der Anſpruch auf Erſatz des aus einer unerlaubten Handlung 
entſtandenen Schadens lerſt) von dem Zeitpunkt an verjährt, in welchem der 
Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis er- 
langt. Und da das Vorhandenſein einer unerlaubten Handlung und dem 
entſprechend auch die Erſatzpflicht gemäß § 823 notwendig ein Verſchulden 
vorausſetzt, jo unterliegt es keinem Zweifel, daß der 8 852 als maßgebend erſt 
den Zeitpunkt erachtet, in dem der Beſchädigte auch von denjenigen Um⸗ 
ſtänden Kenntnis erhält, die die Vorausſetzungen der Verpflichtung zum 
Schadenerſatze aus dem Geſichtspunkt einer unerlaubten Handlung einem an- 
dern gegenüber als erfüllt erſcheinen laſſen. Die erforderliche Kenntnis als 
ſolche iſt aber erſt dann als gegeben anzuſehen, wenn dem Beſchädigten Um- 
ſtände bekannt geworden ſind, die ihm den zuverläſſigen Schluß ermöglichen, 
daß er die Klage gegen den anderen mit Ausſicht auf Erfolg zu begründen 
vermag (RGeEntſch. 76, 63). Die Klage früher anzuſtellen, kann dem Be- 
ſchädigten keinesfalls zugemutet werden. Mag ſein Anſpruch auch bereits 
früher entſtanden ſein, ſo hat er ihn doch nicht gekannt, und es kann hier alſo 
nicht der allgemeine Geſichtspunkt des 9198 durchgreifen, wonach die Ver⸗ 
jährung ſchon mit der Entſtehung des Anſpruchs beginnt, gleichviel ob der Be⸗ 
rechtigte von ſeinem Anſpruch ſchon unterrichtet war oder nicht. Auch darauf 
kommt es nicht einmal an, ob die Unkenntnis der Klägerin etwa auf Fahr⸗ 
läſſigkeit oder auf Rechtsirrtum beruhte; denn das Geſetz ſpricht in 8 852 
nur von der erlangten Kenntnis, nicht aber außerdem auch von einem Kennen- 
müſſen. . B 

Das Ber.⸗Urteil hat nun auch die Möglichkeit in Betracht gezogen, daß 
die Klägerin mit einem Fall der im 8831 vorgeſehenen Art gerechnet haben 
— inſofern nämlich, als ſie davon ausgegangen wäre, daß die Beklagte 
die Ti efbaugeſellſchaft zu einer Verrichtung beſtellt gehabt hätte. Aber auch 
unter dieſen Umſtänden wären die Schlußfolgerungen des Ber.⸗-Urteils nicht 
haltbar. Auch im Fall des 8 831 iſt die un auf ein Verſchulden des Erſatz⸗ 
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pflichtigen abgeſtellt, nur daß hier ſein Verſchulden vom Erſatzberechtigten 
nicht nachgewieſen zu werden braucht, daß es vielmehr ſo lange vermutet wird, 
als der Erſatzpflichtige ſich nicht durch Erbringung der ihm geſetzlich freigelaſ— 
ſenen Nachweiſe (insbeſondere des Nachweiſes, daß ihn bei der Auswahl der 
beſtellten Hülfsperſonen kein Verſchulden getroffen habe) entlaſtet hat. Unter 
den Vorausſetzungen des § 831 wäre die Lage der Klägerin allerdings deswegen 
günſtiger geweſen, weil ſie jetzt zur Begründung einer Klage gegen die Be— 
klagte nicht nötig gehabt hätte, deren vermutliches Verſchulden ihrerſeits nach— 
zuweiſen. Indeſſen eine wirkliche Kenntnis von der Erſatzpflichtigkeit der Be— 
klagten, wie ſie der § 852 verlangt, würde die Klägerin im Fall des 8 831 doch 
erſt dann gehabt haben, wenn ſie zugleich gewußt hätte, daß keiner der dort 
vorgeſehenen Umſtände vorlag, durch deren Nachweis ſich die Beklagte von einer 
Erſatzpflicht hätte befreien können. Solange die Klägerin mit der Möglichkeit 
eines ſolchen Nachweiſes rechnete und ihr nichts bekannt war, was die gedachte 
Möglichkeit auszuſchließen geeignet war, ſo lange mußte ſie auch hier die Aus— 
ſichtsloſigkeit einer Klage gegen die Beklagte in Betracht ziehen und ſtand ihr 
daher wiederum der Grundſatz zur Seite, daß dem Beſchädigten unter ſolchen 
Verhältniſſen die Erhebung der Klage nicht zugemutet werden kann. Daß 
die Klägerin von der Unzulänglichkeit der Tiefbaugeſellſchaft, ſei es in techniſcher, 
ſei es in vermögensrechtlicher Hinſicht, ſchon ſeit länger als drei Jahren vor 
Erhebung der vorliegenden Klage Kenntnis gehabt habe, hat das Ber. Gericht 
nicht feſtgeſtellt. Hielt aber die Klägerin die Tiefbaugeſellſchaft als die von der 
Beklagten beſtellte Hülfsperſon für einwandfrei, dann konnte ſie, allein vom 
Geſichtspunkte des 8 831 gegn n die Verpflichtung der Beklagten auch 
nicht als gegeben anſehen. — — — 

Urteil des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 23. April 1913 in der preuß. 
Sache Richter (Kl.) w. Magdeb. Bau⸗ und Kreditbank (KG. Berlin). 
V. 544/12. 


193. Über den Anſpruch des dritten Erwerbers eines mit einem 
dinglichen Vorkaufsrecht belafteten Grundſtücks auf Erſatz von Auf- 
wendungen. 

BGB. § 1100. 994. 


Im 1. Entwurf des BGB. war zum Vorkaufsrecht an Grundſtücken 
im $ 957 Abſ. 3 eine Vorſchrift vorgeſehen, wonach auf den Anſpruch des dritten 
Erwerbers auf Erſtattung von Verwendungen die Beſtimmungen Anwendung 
finden ſollten, welche für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem 
Eigentümer gelten. Dieſe Vorſchrift iſt in der 2. Kommiſſion geſtrichen worden. 
Daher wird vielfach angenommen, daß der dritte Erwerber außer dem im 
§ 1100 Satz 2 BGB. feſtgeſetzten Anſpruch weitere Anſprüche, z. B. wegen Ver⸗ 
wendungen, gegen den Vorkaufsberechtigten nicht haben ſolle. Einige Schrift— 


ſteller leugnen allerdings für den Fall, daß der Erwerber bereits Eigentümer 
26* 
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geworden iſt, dieſe Konſequenz, während andre für dieſen Fall ihm auf ver⸗ 
ſchiedenen andern Wegen zu helfen ſuchen; vgl. über die verſchiedenen Anſichten 
Staudinger Bem. II. 2 zu 8 1100 BGB. Für den Fall, daß der Erwerber 
noch nicht Eigentümer geworden iſt, verneint dagegen die herrſchende Meinung 
(Staudinger Bem. I. 2) jegliche Anſprüche. 

Dieſer Schluß aus dem einfachen Wegfall einer früher in Ausſicht genom⸗ 
menen Beſtimmung iſt jedoch nicht gerechtfertigt. Über die Gründe der Strei— 
chung ergeben die Protokolle (3, 758 ff.) nichts. Daher kann nur angenommen 
werden, daß ein beſonderes Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber und dem 
Vorkaufsberechtigten in Rücksicht auf die Aufwendungen des Erwerbers nicht 
hat begründet werden ſollen, daß aber anderſeits die Rechtsfolgen, die ſich aus 
ſonſtigen allgemeinen Grundſätzen ergeben, nicht geändert ſind. Es kann alſo 
dem nichtbeſitzenden Erwerber, wenn er etwa Grundſchuldzinſen gezahlt hat, 
nur ein Anſpruch gegen den Verkäufer, nicht aber gegen den Vorkaufsberech⸗ 
tigten gegeben ſein, ſoweit nicht wieder beſondere Umſtände ein andres Er⸗ 
gebnis rechtfertigen. Dagegen wird die Anwendung der für das Verhältnis 
zwiſchen Beſitzer und Eigentümer im allgemeinen geltenden Grundſätze durch 
das Schweigen des Geſetzes in den Beſtimmungen über das Vorkaufsrecht 
nicht für den Fall ausgeſchloſſen, daß der Beſitzer der dritte Erwerber eines mit 
dinglichem Vorkaufsrecht belaſteten Grundſtücks, und daß der Eigentümer der 
Vorkaufsberechtigte iſt. Das Ber.⸗Gericht tritt inſoweit der Anſicht von Immer⸗ 
wahr bei, welcher in Iherings Jahrb. 40, 337 jagt, daß wenn der Käufer nur 
den Beſitz erlangt hat, ein Erſtattungsanſpruch dem Berechtigten gegenüber 
entſteht, ſobald dieſer ſeine Eintragung als Eigentümer erlangt hat. Daß 
dieſer Anſpruch ſich auch auf Verwendungen bezieht, die gemacht ſind bevor 
der Berechtigte das Eigentum erworben hat, folgt aus § 999 Abſ. 2 BGB. 

Im Gegenſatz zum 1. Richter und zu Immerwahr (a. a. O. S. 338) hält 
das Ber.⸗Gericht es nicht für gerechtfertigt, den Beklagten von vornherein als 
bösgläubigen Beſitzer zu behandeln, weil er das Beſtehen des Vorkaufsrechts 
gekannt hat. Bösgläubig it nach Staudinger (Bem. 4 zu § 990), wer bei dem 
Erwerbe des Beſitzes weiß oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht weiß, 
daß er dem Eigentümer gegenüber nicht zum Beſitze berechtigt iſt, oder wer 
hinterher erfahren hat, daß er ſelbſt zum Beſitze nicht berechtigt iſt. Da dem 
Beklagten der Beſitz von dem Eigentümer B. eingeräumt war, ſo war er dieſem 
gegenüber zum Beſitze berechtigt; die Möglichkeit, daß der Kläger das Vor- 
kaufsrecht ausüben werde, ändert hieran nichts, zumal kein Grund zu der An— 
nahme vorlag, daß der Kläger das ihm an allen Erbpachtſtellen zuſtehende, aber 
ſelten geltend gemachte Vorkaufsrecht in dieſem Falle ausüben werde. Erſt 
als das Amt T. dem Beklagten eröffnete, daß die Grundherrſchaft das Vor— 
kaufsrecht geltend mache, wurde ihm zum Bewußtſein gebracht, daß der Ver— 
käufer, von welchem er ſeinen Beſitz herleitete, rechtlich nicht mehr imſtande 
ſei, ihm Rechte an dem Hauſe zu verſchaffen, und daß er daher nicht mehr zum 
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Beſitze berechtigt ſei. Auch die Motive zum 1. Entw. des BGB., welche ja 
von dem Beſtehen eines Anſpruchs auf Erſatz der Verwendungen ausgehen, 
ſagen Bd. 3, 458 f., daß der Erwerber nicht gleich einem unredlichen Beſitzer 
zu behandeln ſei, weil er auf die Ausübung des ihm bekannten Vorkaufsrechts 
nicht zu rechnen brauche, daß aber die für den unredlichen Beſitzer geltenden 
Vorſchriften von dem Zeitpunkte an Anwendung finden, in welchem der Er- 
werber die Gewißheit erlangt, daß ihm gegenüber das Vorkaufsrecht geltend 
gemacht werde. — — — 

Ein Anſpruch auf Entſchädigung für die Mühewaltung bei Bewirtſchaftung 
des Grundſtücks ſteht dem Beklagten überhaupt nicht zu. Unter Verwendungen 
i. S. der 88 994 ff. BGB. ſind nach Staudinger (Bem. A zu $ 994) vermögens⸗ 
werte Leiſtungen zu verſtehen, die ſowohl in körperlichen Veränderungen der 
Sache und in Verbindung andrer Sachen mit ihr als auch in Auslagen 
andrer Art (z. B. Koſten eines Bauplans) ſowie in Beſtreitung von Laſten der 
Sache beſtehen können. Hiernach kann möglicherweiſe dem Beſitzer eine Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren ſein, wenn er ſeine Arbeitskraft, die jetzt durch Ver⸗ 
waltung des fremden Grundſtücks in Anſpruch genommen worden iſt, ſonſt 
anderweit gegen Entgelt verwertet haben würde, oder wenn er ſeinem Haupt» 
beruf ſeine Kraft entzogen und dadurch ſeinen Erwerb gefährdet hat. Der⸗ 
artiges hat der Beklagte nicht behauptet, indes iſt das auch bei ſeiner ſonſtigen 
Beſchäftigung nicht anzunehmen. Dann hat aber er auch durch ſeine Ver— 
waltung des Grundſtücks nichts hergegeben, was als Verwendung darauf nach 
dem Obigen angeſehen werden könnte. Ähnlichen Erwägungen hat übrigens 
das Reichsgericht bezüglich des auf das Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer hinweiſenden $ 347 in der in SeuffA. 61 Nr. 29 abgedruckten Ent⸗ 
ſcheidung Ausdruck gegeben, und auch i. S. des 8683 BGB. rechnet es die 
Geſchäftsführung ſelbſt nicht zu den Aufwendungen (Recht 13 Nr. 2386). 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 4. Juni 1913 i. S. Finanzmini⸗ 
ſterium w. Olt. Ol. 60/12. Kn. 


194. Unwirkſamkeit einer Übertragung der Jagdpacht ohne 
Genehmigung der Gemeinde in Bayern. 
(Vgl. 36 Nr. 196. 232; 45 Nr. 69; 64 Nr. 160.) 
EinfG. z. BGB. Art. 69; bayer. Jagd G. Art. 12. 

Das bayer. Jagdgeſetz v. 30. März 1850 beſtimmt in Art. 12, daß die Über- 
tragung der Jagdpacht nur mit Einwilligung der Gemeinde und unter Zu— 
ſtimmung der etwaigen Mitpächter ſtattfinden kann. Es beſteht Streit dar- 
über, ob eine Übertragung ohne Einwilligung der Gemeinde lediglich der 
Gemeinde gegenüber oder auch im Innenverhältniſſe der Beteiligten rechts 
unwirkſam ſei. Die Entſcheidung hängt von der Auslegung der einſchlägigen 
Vorſchriften ab. Wie Art. 7 JagdG. für den Pachtvertrag ſelbſt die Genehmigung 
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der Gemeinde erfordert, ſtellt Art. 12 das gleiche Erfordernis auch für die Unter⸗ 
pacht auf. Schon die Gegenüberſtellung der Artt. 7 und 12 läßt alſo auf die Ab- 
ſicht des Geſetzgebers ſchließen, daß der Art. 12 den Art. 7 ergänzen ſoll. Der 
Art. 7 enthält aber zweifellos zwingende Vorſchriften, die den Schutz öffentlicher 
Intereſſen bezwecken und insbeſondere die Schädigung der durch die Gemeinde 
vertretenen Grundeigentümer vor einer den Wildſtand gefährdenden Aus- 
nutzung der Jagd hintanhalten ſollen. Den gleichen Zweck muß dann auch der 
den Art. 7 ergänzende Art. 12 verfolgen. Der Art. 12 enthält alſo ebenſo 
wie Art. 7 auch öffentliches Recht; er ſteht übrigens auch in engem Zuſammen⸗ 
hang mit dem Art. 10, der ebenfalls zwingende Vorſchriften enthält. 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung ergibt ſich auch aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Art. 12. Dieſer war im Entwurf nicht vorgeſehen. In dem Be- 
richt des 3. Ausſch. der Kammer der Abgeordn. wurde die Einſchaltung eines 
Zuſatzartikels beantragt: daß eine Übertragung der Jagdpacht nur mit Ein⸗ 
willigung der Gemeindeverwaltung und beziehungsweiſe der Diſtriktspolizei— 
behörde und unter Zuſtimmung der etwaigen Mitpächter ſtattfinden könne. 
— — — Die Reichsratskammer beantragte folgende Faſſung: „Die Übertra- 
gung der Jagdpacht kann nur unter Zuſtimmung der etwaigen Mitpächter 
und unter Genehmigung der in Art.? bezeichneten Behörden erfolgen“. 
Schließlich trat der nunmehrige Art. 12 an Stelle des Art. 12 des Entw., 
welcher ein Eingreifen der Diſtriktspolizeibehörde bei Saumſal der Gemeinde 
in der Jagdverpachtung vorgeſehen hatte. Dieſe Verhandlungen und ins— 
beſondere die Bezugnahme auf den Art. 7 laſſen alſo die Auffaſſung der geſetz— 
gebenden Faktoren in dem vorerwähnten Sinne erſehen. 

Nach dem Zuſtandekommen des Geſetzes hat die Staatsregierung der 
gleichen Auffaſſung in den Vollzugsvorſchriften v. 3. Febr. 1857 § 10 Aus⸗ 
druck gegeben: 

Die für die Übertragung des Jagdpachtes erforderliche Einwilligung der 
Gemeinde kann nur nach der Vorſchrift des Art. 7 Ziff. 2 gültig erteilt wer- 
den... Dieſe Beſtimmung begreift ... den Eintritt von Mitpächtern in 
ih... Die Verhandlungen ſind der Diſtriktspolizeibehörde vorzulegen, welche 
die Pachtfähigkeit des neuen Pächters nach Art. 7 Abſ. 4 zu prüfen hat. 

Auch die Geſetze und Verordnungen außerbayeriſcher Staaten, die ähn⸗ 
liche Vorſchriften enthalten und zweifellos die gleichen Zwecke verfolgen wie 
die bayeriſchen Beſtimmungen, weiſen auf die Richtigkeit dieſer Auffaſſung hin. 

So die Jagdordnung für Preußen v. 15. Juli 1907 § 223; das ſächſ. Gef. v. 9. Dez. 

1864 § 20 Abſ. 4; das württemb. Gef. v. 27. Okt. 1855 Art. 6 Abſ. 2; das heſſ. 

u. thüring. Recht, vgl. Dernburg Erg.⸗Bd. 7, 404; 9, 338; das hannov. Recht, 

vgl. ZfJagdr. 1907, 129; und die öſterr. Geſetzgebung, vgl. Oſterr. Geſetze betr. 

Jagd, Vogelſchutz, Fiſchereis Wien 1858 für Mähren, Oſterreich ob d. E., Trieſt, 

Gradiska, Vorarlberg. — — — 

Will nun aber Art. 12 des bayer. Geſetzes auch öffentliches Recht regeln, 
ſo kann privatrechtlichen Vereinbarungen nur inſoweit Wirkſamkeit zuerkannt 
werden, als ſie dem öffentlichen Recht nicht zuwiderlaufen. Daraus folgt: 
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1. Jagdgeſellſchaftliche Vereinigungen oder Konſortien, die nicht die 
gänzliche oder teilweiſe Übertragung der Jagdpacht, alſo nicht die Übertragung 
eines wirklichen Jagdrechts bezwecken, ſondern nur eine Beteiligung am Gewinn 
und Verluſt der Geſellſchaft bezielen, müſſen als rechtswirkſam anerkannt 
werden, auch wenn nebenher dem Geſellſchafter die Ausübung der Jagd in 
vereinzelten Fällen oder überhaupt, jedoch in widerruflicher, nicht eine Um- 
gehung des Art. 12 bedeutender Weiſe geſtattet iſt. 

2. War eine Übertragung der Jagdpacht beabſichtigt und ſteht einmal feſt, 
daß die Genehmigung der Gemeinde nicht erteilt iſt, oder ſteht feſt, daß eine 
ſolche überhaupt nicht nachgeſucht werden ſollte, ſo iſt der Geſellſchaftsvertrag 
oder der Überlaſſungsvertrag als ſolcher unwirkſam, die Vereinbarungen können 
lediglich als widerrufliche Jagderlaubnis in Frage kommen. 


3. Iſt die Herbeiführung der Genehmigung der Gemeinde beabſichtigt, 
ſo beſteht vor der Entſcheidung der Gemeinde ein Schwebezuſtand; die Ver— 
einbarungen haben vorerſt nur inſoweit Wirkſamkeit, als kein Teil einſeitig vom 
Vertrage zurücktreten darf und der der Pacht Beitretende gegen den andern 
Vertragsteil einen Anſpruch auf Mitwirkung zur Herbeiführung der Geneh— 
migung hat, und ihm bei grundloſer Verweigerung der Erfüllung die Rechts— 
behelfe nach 88 286. 326 und 812 ꝛc. BGB. Schadenerſatzanſpruch, Rücktritts⸗ 
recht, gegebenenfalls nach Friſtſetzung, und Schadenerſatzanſpruch, Ausglei— 
chungsanſpruch im Falle der Vorausleiſtung ꝛc. zuſtehen. Einen klagbaren 
Anſpruch auf Geſtattung der Jagdausübung hat er aber nicht, ebenſowenig 
einen Anſpruch auf einſtweilige Regelung nach 8 940 ZPO. 

4. Iſt die Genehmigung der Gemeinde erfolgt, jo hat der Unterpächter 
gegen den Verpächter klagbare Anſprüche auf Geſtattung der Jagdausübung 
und Unterlaſſung der Störung. 

Die Rechtſprechung hat die vorliegende Frage für das bayer. Recht wohl 
in einzelnen Entſcheidungen berührt, aber nicht grundſätzlich entſchieden. 

Im weſentlichen im Einklang mit der im vorſtehenden niedergelegten 
Auffaſſung ſtehen die Urteile des Oberſten LG. v. 14. Nov. 1877 (alte Samml. 7, 
100) und des erkennenden Senats v. 16. Nov. 1911 (L. 381 i. S. E. w. B., 
OL GgRſpr. 24, 361); ferner die Beſchlüſſe des OLG. München Strafjen. vom 
6. April 1895 (Seuff Bl. 60,398) und 16. Mai 1908 (Seuff Bl. 62, 28). Eine 
andre Auffaſſung iſt allerdings in den Gründen eines Urt. des Oberſten LG. 
(Strafſen.) v. 23. März 1909 (Samml. 9, 206) vertreten. Eine Stütze ſeiner 
Anſchauung findet der erkennende Senat gegenüber dem vorzitierten Urteile 
in der Rechtſprechung für das preuß. Jagdrecht, das ähnliche Beſtimmungen 
aufweiſt. So Urt. des RG. Entſch. 63, 293; ferner des KG. Berlin v. 10. März 
1909 im Recht 14, 253, worin ausdrücklich anerkannt wird, daß die ohne Ge— 
nehmigung der Gemeinde vorgenommene Weiterverpachtung auch im Ver— 
hältnis des Pächters und des Unterpächters zueinander, alſo auch im Innen— 
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verhältnis nichtig iſt (vgl. auch RGEntſch. 27, 233: IW. 20, 103). Ganz die 
gleiche Anſicht iſt für Hannover in der ZfJagdr. 1907, 129 vertreten. 

Dieſe geſamten Erwägungen laſſen die Anſchauung des erkennenden Senats 
als gerechtfertigt erſcheinen: Der Art. 12 läßt die Weiterverpachtung zu, er⸗ 
klärt ſie aber aus Gründen öffentlicher Rückſichten nur unter der Vorausſetzung 
für rechtswirkſam, daß fie von der Gemeinde genehmigt wird: er macht die 
Gültigkeit der Weiterverpachtung von der Genehmigung der Gemeinde ab— 
hängig. Die gültigen Vereinbarungen unterliegen dann der Beurteilung 
nach Bürgerl. Geſetzbuch, ſoweit nicht wieder das Jagdgeſetz entgegenſteht. 
Der Art. 12 iſt eine landesrechtliche, durch Art. 69 Einf G. z. BGB. aufrecht⸗ 
erhaltene Sonderbeſtimmung; die Unterpacht des 85% BGB. hält daher 
den im Urteil des Oberſt. LG. v. 23. März 1909 angezogenen Vergleich mit der 
Unterpacht des Art. 12 Jagd G. nicht nach jeder Richtung aus. Die Gemeinde 
erfüllt bei Prüfung und Genehmigung von Unterpachtverträgen eine öffent— 
lich-rechtliche Pflicht; ſie handelt im Intereſſe zunächſt der von ihr vertretenen 
Grundeigentümer, dann aber auch im Intereſſe der Allgemeinheit; ihre Prü- 
fung ſoll die Nachhaltigkeit der Jagdwirtſchaft bezwecken. Hieran ändert der 
Umſtand nichts, daß die Gemeinde hinſichtlich, der von ihr verpachteten Jagd 
dem Pächter gegenüber auch als Vertragsteil erſcheint und Rechte geltend 
machen kann. Wollte man den Unterpachtverträgen im inneren Verhältnis 
der Vertragsteile zueinander ohne weiteres Rechtswirkſamkeit zugeſtehen, ſo 
beſtände die Gefahr der ſtändigen Umgehung der Vorſchrift des Art. 12; dieſe 
würde die nachhaltige Ausnutzung der Jagd bedenklich ſchädigen. Es kann 
der Gemeinde bei der Erfüllung ihrer öffentlich- rechtlichen Pflicht nicht gleich— 
gültig ſein, ob nur der genehmigte Pächter die Jagd ausnutzt oder ob neben 
ihm noch andre ebenſo wie er die Jagd ausnutzen dürfen; die Gemeinde hat 
obendrein auch ein lebhaftes Intereſſe an den Eigenſchaften der Perſonen, 
denen die Jagd überlaſſen werden ſoll; auch von deren Perſönlichkeit hängt 
der ordnunggemäße Jagdbetrieb ab; die Zulaſſung von Jagdgäſten gefährdet 
die Jagd nicht im gleichen Maß wie die Annahme von Mitpächtern. — — — 

Urteil des OL“. München (3. Sen.) v. 10. April 1913 i. S. S. w. Z. 

L. 91/13. P. 


195. Anfechtung eines Erbvertrags wegen Übergehung eines Pflicht- 
teilsberechtigten; Tragweite der Ausnahme in $ 2079 Satz 2 BGB. 
Vgl. 62 Nr. 186. 

BGB. ds 2281. 2079. 

Der Fabrikbeſitzer Paul Th. hatte mit ſeiner erſten Ehefrau am 5. Sept. 
1906 ein gemeinſchaftliches Teſtament errichtet, in welchem ſie ſich gegenſeitig 
zu Erben und nach ihrem beiderſeitigen Ableben den Kläger, ihr gemeinſchaft— 
liches Pflegekind und Neffen der Ehefrau, als gemeinſchaftlichen Erben einge- 
ſetzt hatten. Nachdem ſeine Ehefrau am 27. Febr. 1907 verſtorben war, ſchlug 
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er deren Erbſchaft aus dem Teſtament aus und errichtete am 26. April 1907 
ein neues Teſtament, in welchem er unter Widerruf ſeiner in dem gemein- 
ſchaftlichen Teſtament getroffenen Verfügungen ſeine ſeit dem 8. April 1907 
mit ihm verheiratete zweite Ehefrau, die jetzt Beklagte, zur Alleinerbin ein- 
ſetzte. Er ſtarb am 13. Sept. 1907 und nun focht feine Witwe am 14. Nov. 
1907, unter Berufung auf ihr Pflichtteilsrecht, ſeine Verfügungen in dem ge— 
meinſchaftlichen Teſtament an und erwirkte die Ausſtellung eines ihr Allein⸗ 
erbrecht an deſſen Nachlaß anerkennenden Erbſcheins v. 8. Sept. 1908. Der 
Kläger wollte auf Grund des gemeinſchaftlichen Teſtaments alleiniger Erbe nicht 
bloß der erſten Ehefrau, ſondern auch des Ehemanns Th. geworden ſein und 
erhob eine entſprechende Klage. — In 1. Inſtanz wurde die Beklagte zur 
Herausgabe des Nachlaſſes der erſten Ehefrau Th. verurteilt und im übrigen 
die Klage abgewieſen. Die Berufung des Klägers, der Verurteilung auch be- 
züglich des Nachlaſſes vom Ehemann Th. beantragte, wurde zurückgewieſen. 
Das Reichsgericht hob auf und verwies die Sache an das Ber.-Gericht zurück. 

In den Gründen wird zunächſt dargelegt, daß die Angriffe der Reviſion 
im übrigen haltlos ſeien. Dann wird fortgefahren: 

„— — — Der Kläger hat ſich auch noch darauf berufen, daß das gemein⸗ 
ſchaftliche Teſtament v. 5. Sept. 1906 ſich in Wirklichkeit als Erbvertrag dar⸗ 
ſtelle, indem in 8 3 beſtimmt worden jet, daß es — — — nur mit beiderſeitiger 
Einwilligung aufgehoben oder abgeändert werden könne. — — — Damit iſt 
der als Teſtament bezeichneten Verfügung in der Tat die Natur eines Erbver— 
trags gegeben, und es kann der überlebende Ehegatte auch nicht dadurch, daß 
er nach dem Tode des Erſtverſterbenden das ihm aus dem Teſtament Zuge— 
wendete ausſchlägt, die Freiheit der letztwilligen Verfügung zurückgewinnen. 
— — — Dem Ber.⸗Gericht fällt zur Laſt, daß es, ohne in eine Prüfung dieſer 
Frage einzutreten, bei der Entſcheidung davon ausgegangen iſt, daß nicht 
ein Erbvertrag, ſondern nur ein Teſtament vorliege, was materiellrechtlich 
nicht gerechtfertigt iſt. 

Das Ber.⸗Urteil könnte deshalb nur aufrechterhalten werden, wenn auch 
bei Unterſtellung eines Erbvertrags die von dem Ber. ⸗ Richter aberkannten 
Anſprüche des Klägers nicht begründet ſein würden. Es kommt hierfür darauf 
an, ob die durch den Erbvertrag entſtandene Gebundenheit durch die von der 
Beklagten am 14. Nov. 1907 erklärte Anfechtung beſeitigt iſt. Bezüglich dieſer 
Anfechtung hat das Ber.⸗Gericht angenommen, daß die Beklagte mit Rück⸗ 
ſicht auf ihr Pflichtteilsrecht als rechtmäßige zweite Ehefrau des Paul Th. 
zur Anfechtung der von dieſem in dem gemeinſchaftlichen Teſtament erklärten 
Verfügung berechtigt geweſen ſei (88 2079 ff., 2281 ff.), und daß durch die An⸗ 
fechtung aus $ 2079 grundſätzlich die ganze Verfügung von Todes wegen be- 
troffen werde, ſoweit nicht — was von dem Gegner darzulegen — der Erb— 
laſſer annehmbar auch bei Kenntnis der nachher eingetretenen Sachlage die 
Verfügung getroffen haben würde. Dafür liege aber ein Anhalt nicht vor, 
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daß der Erblaſſer, wenn er jene Sachlage gekannt hätte, die Erbeinſetzung des 
Klägers, wenn auch nur zum Teil, angeordnet haben würde. Es ſei vielmehr, 
zumal im Hinblick auf das ſpätere Verhalten des Erblaſſers, wahrſchein⸗ 
licher, daß er, wenn er gewußt, das Andenken an ſeine erſte Frau würde bei 
ihm bald jo völlig ſchwinden, daß er knapp zwei Monate nach ihrem Tode ſeine 
frühere Konkubine heiraten werde, auch für den Kläger als den Neffen ſeiner 
erſten Ehefrau nur ein geringes Intereſſe gehabt haben würde und dieſen 
nicht neben ſeiner zweiten Ehefrau zum Erben berufen, ſondern ihn allenfalls, 
ebenſo wie in ſeinem zweiten Teſtament, mit einem geringen Vermächtnis 
abgefunden haben würde. 

Mit Recht macht die Reviſion dem Ber. Richter den Vorwurf, daß er 
von einem unrichtigen Rechtsſtandpunkt aus die in Betracht kommende Sach— 
lage gewürdigt habe. Das im § 2079 geordnete Anfechtungsrecht dient — ab— 
weichend von § 2078 — dem Schutze des Pflichtteilsberechtigten. Der § 2079 
geſtattet demgemäß die Anfechtung nur, wenn der Erblaſſer einen zur Zeit 
des Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten übergangen hat, deſſen Vor— 
handenſein ihm bei der Errichtung der Verfügung nicht bekannt war oder der 
erſt nach der Errichtung geboren oder pflichtteilsberechtigt geworden iſt. Nur 
dieſer die Übergehung des Pflichtteilsberechtigten betreffende Irrtum ſoll 
unſchädlich gemacht werden. Es kann daher, wenn § 2079 Satz 2 die Anfechtung, 
die an ſich die ganze Verfügung von Todes wegen ergreift, inſoweit ausgejchloj- 
ſen ſein läßt, als anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sach— 
lage die Verfügung getroffen haben würde, unter der hier erwähnten Sach— 
lage nur die aus der Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten ſich ergebende Sach— 
lage verſtanden werden. Hat dagegen die Sachlage auch in andern Beziehungen 
ſich verändert, jo dürfen dieſe Anderungen nicht mit berückſichtigt werden. Die 
nach 8 2079 Satz 2 vorzunehmende Prüfung iſt darauf zu richten, wie der Erb— 
laſſer zur Zeit der Errichtung des Teſtaments (Erbvertrags) verfügt haben 
würde, wenn er zwar hinſichtlich der Perſon des Pflichtteilsberechtigten die 
ſpäter eingetretene Sachlage überſchaut hätte, im übrigen aber diejenigen 
Umſtände auf ſich hätte wirken laſſen, die ihn zur Zeit der Errichtung der Ver— 
fügung von Todeswegen zu dieſer Verfügung beſtimmt haben. Der Ber. 
Richter durfte hiernach der Beurteilung nicht lediglich die bei der Wiederver— 
heiratung des Paul Th. beſtehende Sachlage zugrunde legen und demgemäß 
unterſtellen, daß der Erblaſſer gegenüber ſeiner erſten Ehefrau und dem Kläger 
ſchon bei Errichtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments von derſelben un— 
freundlichen Geſinnung erfüllt geweſen ſei, wie er ſie ſpäter bei der Wieder— 
verheiratung tatſächlich beſaß. Es kann dies auch nicht durch die Erwägung 
gerechtfertigt werden, daß der Erblaſſer, wenn er ſeine ſpätere unfreundliche 
Geſinnung dieſen Perſonen gegenüber vorausgeſehen hätte, die gleiche Ge— 
ſinnung auch ſchon bei Errichtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments betätigt 
haben würde. Im Anfange ſeiner Erörterungen ſpricht zwar das Ber.-Gericht 
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aus, daß das ſpätere Verhalten des Erblaſſers nur nebenbei in Betracht komme. 
Dieſem Standpunkt wird es aber in ſeinen weiteren Ausführungen nicht gerecht, 
es legt vielmehr einſeitig darauf Gewicht, welche Geſinnung ſich ſpäter zur 
Zeit der Wiederverheiratung in dem Erblaſſer herausgebildet hatte. 
— — — Das Ber.⸗Urteil mußte hiernach aufgehoben werden.“ 
Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 14. Dez. 1911 in der preuß. 
Sache Pannias (Kl.) w. Thomaſchafsky (KG. Berlin). IV. 138/11. 


196. Seefracht; Empfänger i. S. des $ 614 H B. iſt der durch In⸗ 
doſſament eines Orderkonnoſſements legitimierte Spediteur. 
Val. 47 Nr. 49; 48 Nr. 119; 54 Nr. 43; 55 Nr. 222. 
HGB. §d 614. 645 Abſ. 2. 

Mit Recht hat das Landgericht die Paſſivlegitimation der Beklagten ver- 
neint. Zur Zahlung der Fracht iſt nach 8 614 HGB. der Empfänger der Güter 
verpflichtet. Empfänger der Güter war aber hier nicht die Beklagte in Halle a. S., 
ſondern die Firma St. & R. in Stettin. Sie war im Beſitze der an Order aus- 
geſtellten Konnoſſemente, hat dieſe zur Empfangnahme der Güter berechtigen- 
den Urkunden (8 645 Abſ. 2 HGB.) dem Schiffer präſentiert und auf Grund 
der Präſentation die Hölzer in Empfang genommen. Damit war allein ſie 
Empfängerin der Güter i. S. des 8614 HGB. geworden, und der Kläger hatte 
den Anſpruch auf Zahlung der Fracht nur gegen ſie erlangt, nicht gegen die 
Beklagte. Daran ändert nichts die Bekundung des Zeugen, daß nach der erſten 
Reiſe ſich der Inhaber der verklagten Firma dem Kapitän des Schiffes als den 
Empfänger der Ladung vorgeſtellt habe. Entſcheidend für die Frage, wer der 
Empfänger der Ladung im Rechtsſinn iſt, bleibt immer, daß nicht die Beklagte, 
ſondern die Firma St. & R. als legitimierte Konnoſſementsinhaberin die Güter 
ausgehändigt erhalten hat. Daß dieſe Firma etwa nur als Bevollmächtigte 
der Beklagten bei der Präſentation der Konnoſſemente aufgetreten wäre, hat 
die Beweisaufnahme nicht ergeben. Es würde das auch der Verkehrsübung 
und der Stellung der Firma St. & R. als Spediteur, der nach der geſetzlichen 
Beſtimmung zwar für fremde Rechnung, aber im eigenen Namen handelt, 
widerſprochen und dem Schiffer eine weitgehende Pflicht zur Legitimations— 
prüfung auferlegt haben. Er hätte, da der Firma St. & R. kein Prokura⸗ 
indoſſement (RGEntſch. 41, 117 ff., in Seuff A. 54 Nr. 43) erteilt war, ſon⸗ 
dern Vollindoſſamente vorlagen, nicht nur dieſe, ſondern auch die Vollmacht 
der Spediteurfirma nachprüfen müſſen. Das hätte nicht im Verkehrsintereſſe 
gelegen, und jo iſt auch bei der Präſentation und Empfangnahme nicht ver- 
fahren worden. Die Firma St. & R. hat vielmehr auf Grund der Orderkon— 
noſſemente und entſprechend ihrer Stellung als Spediteur nach außen im 
eigenen Namen gehandelt, wie der Zeuge noch beſonders beſtätigt hat. 

Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 21. April 1913 i. S. Sprenger 

(Kl.) w. Lüttig. 2 U. 58/13. Wt. 
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197. Bei kombinierten Warenzeichen haben die Gerichte über den 
Freizeicheneinwand des Störers zu entfcheiden*. — Bedeutung des 
Freizeichens“ *. 

Vgl. 55 Nr. 36. — Vgl. 35 Nr. 162. 

Waren 3G. 88 4. 8 Abſ. 2, 12 Abſ. 2. 

Für den Kläger iſt das Warenzeichen Nr. 2460 in die Zeichenrolle ein⸗ 
getragen. Die Waren, für die das Zeichen beſtimmt iſt, ſind neben hier nicht 
in Betracht kommenden Schränken und Kaſten mit Laubſägewerkzeugen, 
Kartons mit ſolchen, d. h. Pappkarten, auf denen Laubſägeartikel befeſtigt ſind. 
Der Beklagte verwendet auf ſeinen Laubſägekarten zum Verwechſeln ähnliche 
Zeichen und nimmt im Prozeſſe das Recht für ſich in Anſpruch, dieſe Zeichen 
als Freizeichen zu benutzen. Das Warenzeichen des Klägers iſt ein kombiniertes 
Zeichen. Es beſteht einmal aus einem am Tiſche laubſägenden Knaben und aus 
einem mit einem Stern umrahmten Buchſtaben. Der Beklagte ſpricht ihm die 
ſchützende Kraft ab, weil der laubſägende Knabe ein Freizeichen für Laub— 
ſägekarten ſei. 

Das Landgericht ſchließt dieſen Einwand als im Prozeß unzuläſſig aus, 
weil allein das Patentamt darüber zu entſcheiden habe, ob ein eingetragenes 
Zeichen ein Freizeichen ſei. Das gleiche gelte für eingetragene kombinierte 
Zeichen, in denen das angebliche Freizeichen der das Geſamtbild beherrſchende 
Beſtandteil ſei. Indem das Patentamt dieſes kombinierte Zeichen nach Prü- 
fung eingetragen habe, habe es — bindend für die Gerichte — entſchieden, 
daß der beherrſchende Beſtandteil kein Freizeichen ſei. 

Dieſer Auffaſſung kann ſich der Senat nicht anſchließen. Das Patent⸗ 
amt prüft die Eintragungsfähigkeit eines Zeichens, und zwar endgültig. Ein 
Zeichen iſt nicht eintragungsfähig, wenn es ein Freizeichen iſt. Galt ein Zeichen 
als Freizeichen, ſpricht das Patentamt ihm aber die Freizeichennatur ab, ſo 
erwirbt der Eingetragene ein ausſchließliches Recht zur Benutzung, jedoch mit 
der Einſchränkung, daß wegen der mangelnden objektiven Eintragungsfähigkeit 
des Zeichens das Patentamt die Eintragung zu löſchen hat, und daß im Falle 
der Löſchung für die Zeit, ſeit welcher der Rechtsgrund der Löſchung vorlag, 
Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht werden können (88 4. 8 
Abſ. 2, 12 Abſ. 2 Waren G.). Den Intereſſenten iſt kein Recht gegeben, eine 
richterliche Entſcheidung über die Freizeichennatur des eingetragenen Zeichens 
herbeizuführen, ſie können nur durch Anträge die Löſchung beim Patentamt 
anregen. Es iſt verkehrt, hiergegen mit den Motiven des aufgegebenen Marken- 
ſchutzgeſetzes v. 30. Nov. 1874 anzukämpfen. Das Geſetz von 1874 ließ die 
Ablehnung eines Zeichens wegen deſſen Freizeichennatur nicht zu; das 
Regiſtergericht durfte in eine Prüfung dieſer Frage nicht eintreten. Das Geſetz 
von 1894 wollte gerade hierin Wandel ſchaffen. Seine Motive ſtehen auf dem 
hier vertretenen Standpunkt. 
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Nun fragt es ſich, wie es ſich damit bei kombinierten Zeichen verhält, bei 
denen der eine Beſtandteil ein Freizeichen iſt oder ſein ſoll. Das materielle 
Recht iſt klar: die Verbindung eines Freizeichens mit einem von einem Stern 
umrahmten Buchſtaben iſt dann, jedoch auch nur dann eintragungsfähig, wenn 
das Ganze einen eigenartigen Geſamteindruck hervorruft. Das hat das Patent- 
amt zu prüfen. Trägt es das Zeichen ein, ſo liegen zwei Möglichkeiten vor: 
entweder es hat dem — angeblichen oder wirklichen — Freizeichen die Frei⸗ 
zeichennatur abgeſprochen oder es rechnet mit einem neuen eigenartigen Ge⸗ 
ſamtbild, das mit dem Freizeichen (Beſtandteil) nicht zu verwechſeln iſt. Ob 
es das eine oder andre getan hat, läßt ſich vielleicht im vorliegenden Falle, 
nicht aber mit Sicherheit in Grenzfällen entſcheiden. Deshalb läßt ſich aus der 
Eintragungsfähigkeit des eingetragenen kombinierten Zeichens nichts nach der 
Richtung ableiten, ob entſchieden ſei, der Freizeichenbeſtandteil ſei ein Frei⸗ 
zeichen oder keins (vgl. RGStr. 44, 192). Weil allgemein nicht feſtzuſtellen 
iſt, daß das Patentamt über die Eintragungsfähigkeit des Freizeichens ent- 
ſchieden hat, kommt eine endgültige Entſcheidung des Patentamts nicht in 
Betracht, und die Gerichte haben bei eingetragenen kombinierten Waren⸗ 
zeichen über den Freizeicheneinwand im Unterlaſſungsprozeß gegen den Störer 
zu befinden. | 

Den Beweis dafür, daß das Bild des laubſägenden Knaben ein Frei⸗— 
zeichen ſei, hat der Beklagte zu führen. Da ſich nach der Anmeldung eines dann 
eingetragenen Warenzeichens ein Freizeichen nicht entwickeln, auch nicht fort— 
entwickeln kann, muß der Beklagte beweiſen, daß die Entwicklung zum Frei— 
zeichen bis dahin (3. Sept. 1892) abgeſchloſſen war. Dieſen Beweis hat er nicht 
erbracht. Freizeichen ſind an ſich ſchutzfähige Zeichen, die infolge allgemeinen 
Gebrauchs im Verkehr keine Unterſcheidungskraft haben, die alſo nicht den 
Zweck haben, die Waren eines beſtimmten Gewerbetreibenden von denen 
eines andern zu unterſcheiden, ſondern die entweder garkeinen Zweck und gar- 
keine erſichtliche Bedeutung oder nur die Beſtimmung haben, eine ganze Waren- 
gattung, Qualität, Größenverhältniſſe, Herkunftsort für alle Herſteller der 
Ware und deren Abnehmer zu bezeichnen. (So zutreffend die Motive zum 
Geſ. von 1874.) 

Nach Lage der Sache kann hier nur in Betracht kommen, daß das Zeichen 
die Beſtimmung hatte, Laubſägeartikel allgemein oder doch ſolche aus der weſt⸗ 
fäliſchen und ſchmalkaldiſchen Eiſeninduſtrie zu bezeichnen. Angenommen, 
Weſtfalen und der Kreis Schmalkalden bildeten den Sitz der mit der Herſtellung 
von Laubſägeartikeln befaßten Induſtrie, ſo würde eine verhältnismäßig 
umfangreiche Benutzung in dieſen örtlich begrenzten Bezirken zur Bildung der 
Freizeicheneigenſchaft ausreichen. Aber ſchon der Umfang der Benutzung iſt 
kein großer. — — — Um die Entwicklung zum Freizeichen herbeizuführen, 
iſt weiter ein gewiſſer Zeitraum erforderlich. Wie groß dieſer ſein muß, läßt 
ſich allgemein nicht ſagen. Ein künſtleriſch bedeutendes Bild, ein in den Ge⸗ 
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dankengang der jeweiligen Zeit einſchlagendes Bild wird ſich raſch durchſetzen. 
Bei Maſſenartikeln, bei Modewaren genügt eine verhältnismäßig kurze Zeit. 
Dazu gehört indes weder das Bild mit dem laubſägenden Knaben noch die 
Laubſäge, die erfahrunggemäß in der Hauptſache als Weihnachtsgeſchenk— 
artikel vom Publikum gekauft wird. Bei dieſer Sachlage reicht eine Benutzungs— 
zeit von rund ſechs Jahren für die Entwicklung zum Freizeichen nicht aus. — — 

Urteil des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 29. April 1913 i. S. Blombach 

w. Luck. 3 U. 105/12. Br. 


II. Verfahren. 


198. Die deutſchen Schutzgebiete genießen keine Gebührenfreiheit. 
GKG. § 98; Reichsverf. Art. 41; SchutzgG. §§ 1. 4; KonſulargG. $ 26. 

Der Deutſch-Oſtafrikaniſche Landesfiskus nimmt die in 8 98 GKG. 
dem „Reiche“ gewährte Gebührenfreiheit in Anſpruch, weil hier nicht der geo— 
graphiſche Begriff des Art. 1 Reichsverf., ſondern die Leitung ſeitens einer 
Reichsbehörde (Art. 4 Nr. 1 Reichsverf., §1 SchutzgG.) namens des Reichs 
maßgebend, ſonach der vorliegende Prozeß als vom Reiche angeſtrengt zu er— 
achten ſei. Die gegenteilige Anſicht von Rittmann (GKG. 8 98) und des OLG. 
Hamburg (Recht 1909 Nr. 370) entſpreche nicht dem Begriffe der durch Okku— 
pation gewonnenen Reichsſouveränität über die Schutzgebiete und werde von 
den preußiſchen und bremiſchen Gerichten ſowie vom Reichsgericht nicht ge— 
teilt. 

Dieſen Darlegungen vermag der Senat jedoch nicht beizutreten. Für die 
Anwendung des 898 GKG. iſt nicht allein maßgebend, ob die Schutzgebiete 
in gewiſſem Sinne Reichsgebiet oder Inland ſind (vgl. §§ 26 KonſgG., 
9 SchutzgG.): denn auch die in Art. 1 Reichsverf. aufgeführten Bundesſtaaten 
und die Reichslande Elſaß-Lothringen ſind Beſtandteile des Reichs und ge— 
nießen doch in Bayern nicht Gebührenfreiheit, ebenſowenig wie umgekehrt 
der bayeriſche Fiskus in Preußen. Etwas andres läßt auch die Begründung 
zu 898 (Entw. § 90) GKG. nicht entnehmen (vgl. Reichstagsverh. III. Leg.⸗ 
Periode 2. Seſſ. 1878 Anl. Nr. 76 S. 610). Der Sinn iſt offenbar der, daß 
das Reich jeweils kraft Geſetzes ebenſo gebührenfrei ſein ſoll wie der einheimiſche 
Fiskus; das entſpricht auch dem Weſen des Bundesſtaats. Anderſeits beruht die 
Regelung des gerichtlichen Koſtenweſens durchweg auf der Unterſcheidung 
zwiſchen Partei und Vertreter; nicht die Verhältniſſe des Vertreters, ſondern 
der Partei ſind maßgebend, wenn es ſich z. B. um Vorſchuß oder Armenrecht 
handelt. Dies trifft auch dann zu, wenn mit dem Fiskus nicht identiſche Rechts— 
gebilde parteifähiger Art im Prozeſſe durch Staatsbehörden vertreten werden; 
mangels beſonderer Vorſchriften iſt ſolchenfalls das Koſtenrecht des Fiskus 
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nicht anwendbar. In dieſer Richtung genügt der Hinweis auf die Reichsbank 
und die Verſicherungsanſtalten einerſeits (vgl. Pfafferoth GG. 8 98; JW. 
1889, 402), den Reichsmilitärfiskus anderſeits; letzterer genießt auch dann in 
Bayern Gebührenfreiheit, wenn er durch eine preuß. Behörde vertreten wird. 

Ein derartiger Fall der Unanwendbarkeit des fiskaliſchen Privilegs liegt 
auch hier vor. Nach dem Reichsgeſetze v. 30. März 1892 (RG Bl. 369 mit 1908, 
207) betr. die Einnahmen und Ausgaben der Schutzgebiete haftet für die 
Verbindlichkeiten jedes Schutzgebiets nur das Vermögen dieſes Gebiets (§ 5); 
daraus folgt unbeſtritten die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit jedes Schutz— 
gebiets in vermögensrechtlicher Hinſicht (Gerſtmeyer SchutzgG. 198 Anm.), 
wie ja auch der Klageteil ſelbſt ſich dementſprechend in ſeiner Klageſchrift be— 
zeichnet hat. Kläger iſt alſo nicht das Reich, d. h. der Reichsfiskus, ſondern der 
davon verſchiedene, wenn auch von Reichsbehörden vertretene „Deutſch— 
Oſtafrikaniſche Landesfiskus“: dieſer iſt aber vor den bayeriſchen Gerichten 
ebenſowenig wie ein deutſcher Bundesſtaat oder wie das Reichsland Elſaß— 
Lothringen von den Gebühren befreit. 

Das entſpricht übrigens auch der ſonſtigen Stellung der Schutzgebiete 
in Steuer- und Stempelſachen (Gerſtmeyer Anm. 10 zu $9 S. 37). Daß die 
Schutzgebietsangehörigen koſtenrechtlich wie Inländer behandelt werden 
(bayer. Im Bl. 1902, 532), iſt für die Streitfrage offenbar belanglos, wie ſchon 
der Hinweis auf den preußiſchen Fiskus ergibt. Daran wird auch nichts durch 
den Umſtand geändert, daß der Rechtsſtreit aus einer Lieferung für die Schutz— 
truppe entſtanden iſt; denn dieſe Truppe gehört nicht zum Reichsmilitärfiskus, 
wie auch die Klage auch nicht namens des letzteren geſtellt worden iſt. Auch 
aus 81 Abſ. 3 ReichsbeſteuerungsGeſ. v. 15. April 1911 (RGBl. 187) iſt etwas 
Abweichendes nicht zu entnehmen, da hier nur der Inhalt des 898 GKG. auf 
jede Art von Rechtspflege ausgedehnt wurde (Bear. 6; Sten. Ber. der RTVerh. 
1910/11 Bd. 273 Nr. 310). 

Ebenſowenig iſt ein abweichendes Ergebnis aus dem Landesrecht zu ge— 
winnen. Nach Art. 3 bayer. GebührG. v. 13. Juli 1910 (GVBl. 311) werden 
allerdings Gebühren nicht erhoben, wenn die Gebühr „aus der Reichskaſſe 
bezahlt“ werden müßte, und dies könnte ſich nach $ 98 Abſ. 2 GKG. auch auf 
die hier ſtreitigen Gerichtsgebühren beziehen. Allein, daß hier etwas andres 
gemeint ſein ſollte als die materielle Zahlungspflicht, iſt nicht abzuſehen; dieſe 
materielle Zahlungspflicht trifft nach obigem aber unzweifelhaft nicht die 
Reichskaſſe, ſondern eine davon verſchiedene Landeskaſſe. Daß dieſe Kaſſe 
einen Reichszuſchuß von etwa ½ der Etatsſumme bezieht (RGBl. 1912, 348), 
iſt rechtlich ebenſo belanglos wie ähnliche Zuſchüſſe an die Gemeinden aus der 
Staats- oder Provinzialkaſſe, wie ſolche nach preußiſchem und bayeriſchem 
Recht vorkommen, aber an der Perſon des Prozeßführenden nichts ändern. 

Beſchluß des OLG. München (1. Sen.) v. 14. Febr. 1913 i. S. D.⸗Oſtafr. 

LFisk. w. F. — L. 723/12. pP: 
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199. Vereinbarung des Gerichtsſtandes im Hauptvertrage; die 
| Juſtändigkeit ift nicht vorweg zu prüfen. | 
Vgl. 19 Nr. 73; 36 Nr. 234. 298; 44 Nr. 74; 46 Nr. 58. 131; 48 Nr. 62; 49 Nr. 194; 
65 Nr. 175. 
3PO. 8 38. 

Das Landgericht in Stettin hat die Einrede ſeiner örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit mit Recht verworfen. Die Klage iſt auf die Abnahme von Briketts, welche 
der Beklagte nach der beſtrittenen Behauptung der Klägerin von ihr gekauft 
hat, und auf die Zahlung des Kaufpreiſes gerichtet. Der Beklagte hat ſeinen 
Wohnſitz und ſeine gewerbliche Niederlaſſung in K. Das Gericht in K. würde 
mithin nach 88 12. 13. 21. 29 ZPO. und 88 269. 270 BGB. zuſtändig ſein. 
Die Zuſtändigkeit des von ihr angerufenen LG. in Stettin leitet die Klägerin 
nach § 38 ZPO. aus dem Vertrage ab, auf den ſie ihren Klaganſpruch ſtützt. 
Dieſer Vertrag gründet ſich auf die gedruckten Lieferungsbedingungen im 
Schreiben der Klägerin v. 25. April 1912, worin zu „A. Allgemeine Lieferungs⸗ 
bedingungen“ unter Nr. 5 geſagt iſt: „Als Erfüllungsort gilt für die Lieferung 
das Anſchlußgleis des betreffenden Werkes, für die Zahlungen Stettin. Ge⸗ 
richtsſtand für beide Teile Stettin.“ Das Zuſtandekommen des Vertrages wird 
von der Klägerin behauptet und vom Beklagten beſtritten. Der Beweis der 
Tatſachen, worauf ſich die Klage ſtützt, deckt ſich alſo mit dem Beweiſe der Tat⸗ 
ſachen, auf die ſich die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts gründet. Die Zu⸗ 
ſtändigkeitsklauſel ſteht und fällt mit dem übrigen Inhalt des Geſchäfts. In 
einem ſolchen Falle findet nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ein abgeſondertes Beweisverfahren über die Zuſtändigkeitsfrage nicht ſtatt, 
ſondern es genügt die Behauptung des Klägers; 

RGeEntſch. 29, 371 (Seuff A. 48 Nr. 62); 61, 71; Gruchot 43, 1219; JW. 1898, 35. 

Der Beklagte iſt dadurch ausreichend geſchützt, daß die Klage, falls der 
Beweis der Klagetatſachen nicht erbracht wird, ſchlechthin abgewieſen werden 
muß. | 

Urteil des OLG. zu Stettin (2, Sen.) v. 21. Nov. 1912 i. S. D. w. ©. 

2 U. 334/12. Wt. 


200. Hoſtenfeſtſetzung; bei Aufhebung der Koften gegeneinander bedarf 
es keiner Aufforderung der Gegenpartei zur Einreichung ihrer Koften= 
berechnung. 
3PO. $ 106. 

Gemäß § 106 ZPO. iſt eine Aufforderung zur Einreichung einer Be— 
rechnung der Koſten der Gegenpartei vorgeſchrieben, wenn die Prozeßkoſten 
ganz oder teilweiſe nach Quoten verteilt ſind. Allerdings iſt bei Gaupp⸗Stein 
3 PO. § 106 Anm. 1, unter Bezugnahme auf einen in der Bayer. Zeitſchr. 
für Rechtspfl. 3, 136 mitgeteilten Beſchluß des LG. München I v. 9. Jan. 1907, 
die Anſchauung vertreten, daß eine Quotenteilung auch in dem Falle anzu- 
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nehmen ſei, wenn die Koſten gegeneinander aufgehoben ſind. Dieſe Meinung 
findet jedoch — — — keine allſeitige Anerkennung. So hat das OLG. Karls⸗ 
ruhe in einem Beſchluſſe v. 6. Mai 1905 (Recht 1906 S. 120 Nr. 184) ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochen, daß wer aus einem Vergleich über halbſchiedliche Tragung 
der Gerichtskoſten Erſatz im Feſtſetzungsverfahren beantrage, lediglich auf 
Grundlage der Zuſammenſtellung des Kaſſabeamten (rechnungführenden Ge⸗ 
richtsſchreibers) den etwa über die Hälfte bezahlten Mehrbetrag zu berechnen 
habe und § 106 ZPO. ſolchenfalls nicht Anwendung finde. Und in dem Kom⸗ 
mentar z. ZPO. von Reincke wird für die Anwendung des $ 106 vorausgeſetzt, 
daß jede Partei der anderen erſtattungspflichtig ſei, und bemerkt, daß Zweck 
der Vorſchrift ſei, beide Teile zur gleichzeitigen Geltendmachung ihrer Er⸗ 
ſtattungsanſprüche zu nötigen. 

Der beſchließende Senat teilt die vom OLG. Karlsruhe und von Reincke 
dargelegte Auffaſſung. Wenn, wie hier, lediglich eine Ausgleichung der Ge— 
richtskoſten ſtattzufinden hat, weil die eine Partei mehr Gerichtsgebühren vor⸗ 
geſchoſſen hat als ſie nach § 92 Abſ. 1 Satz 2 treffen — die Hälfte der Gerichts⸗ 
koſten —, jo hat nur dieſe eine Partei einen Erſtattungsanſpruch, der aber auch 
ſofort feſtſtellbar iſt. Es kann nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen 
haben, daß in einem ſolchen Fall an Stelle einer einfach zu bewerkſtelligenden 
Anfrage bei dem rechnungführenden Gerichtsſchreiber das umſtändliche und 
mit Koſten verbundene Verfahren nach 8106 ZPO. treten ſolle. Im bor- 
liegenden Fall kann letzteres um ſo weniger angenommen werden, als nach 
dem Inhalt des Koſtenfeſtſetzungsgeſuchs die Antragſtellerin die Höhe der 
beiderſeitigen Gerichtsgebührenvorſchüſſe ohnehin bereits kannte. 

Mit Recht hat alſo das Landgericht die Zuſtellungskoſten zu 809 als nicht 
erſtattungspflichtig erklärt. 

Beſchluß des OLG. München (3. Sen.) v. 24. April 1913 i. S. O. w. M. 

Beſchwgieg. 248/13. P. 


201. Die Leiſtung des Offenbarungseides bildet nicht einen unerſetz— 
baren Nachteil i. S. der 88 707. 219 PO. 
ZPO. 88 719. 707. 807. 

Der Beklagte war im Wechſelprozeß in 1. Inſtanz durch ein ohne Sicher⸗ 
heitsleiſtung vorläufig vollſtreckbares Urteil zur Zahlung der Klageſumme 
verurteilt worden. Nach Einlegung der Berufung beantragte er, die Zw. 
Vollſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung einſtweilen einzuſtellen, weil er aus 
dem Urteil zur Leiſtung des Offenbarungseides geladen ſei. Dieſer Antrag 
wurde aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

„Nach den 88 719. 707 ZPO. iſt die Einftellung der Zw.⸗Vollſtreckung 
ohne Sicherheitsleiſtung nur zuläſſig, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die 
Zw.⸗Vollſtreckung einen nicht zu erſetzenden Nachteil bringen werde. Aus 
der Leiſtung des Offenbarungseides erwächſt jedoch ein m i. S. des 


Seufſert! Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 9. 
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Geſetzes nicht. Der Offenbarungseid dient nur dazu, den Schuldner unter 
Eideszwang zu veranlaſſen, ein vollſtändiges Vermögensverzeichnis vorzu⸗ 
legen, aus welchem der Gläubiger erſieht, ob der Schuldner noch Vermögens⸗ 
gegenſtände habe, in welche er vollſtrecken könne. Der Offenbarungseid iſt dem⸗ 
nach nur ein Hülfsmittel, um dem Gläubiger eine weitere Zw.-Vollſtreckung 
zu ermöglichen, ſeine Ableiſtung ſelbſt bedingt keinen Nachteil. Die etwa daraus 
für den Kredit des Schuldners ſich ergebenden Nachteile ſind keine weiter- 
gehenden als die, welche ſich aus der Vornahme einer fruchtloſen Zw.-Voll⸗ 
ſtreckung oder der vorausſehbaren Erfolgloſigkeit einer ſolchen bei einem Schuld⸗ 
ner ergeben; dies iſt aber nach dem Geſetze ($ 807 ZPO.) Vorausſetzung ber 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides, deren Vorhandenſein 
dem Vollſtreckungsgericht glaubhaft gemacht werden muß.“ 

Beſchluß des OLG. zu Roſt ock (2. Sen.) v. 2. Okt. 1912 i. S. Roſt. Bank 

w. H. En. 217/12. Kn. 


202. Unpfändbarkeit des Ruhegehalts eines Privatbeamten bis zu 
1500 A. 
ZPO. § 8501; Lohn BG. 881. 4“. 

Mit Beſchluß des Amtsgerichts M. v. 29. Auguſt 1912 wurde zugunſten 
einer Forderung der Gläubigerin von 1237,60 „ der Penſionsanſpruch des 
Schuldners gegen die V.⸗Bank zu jährlich 2052 gepfändet. Auf Beſchwerde 
des Schuldners gegen den ſeine Erinnerungen hiergegen zurückweiſenden Be— 
ſchluß des Vollſtr.-Gerichts hat das Landgericht die Pfändung nur inſoweit 
aufrechterhalten, als die Penſionsbezüge 1500 % für das Jahr überſteigen, 
indem es annahm, daß die Pfändungsbeſchränkung des 88501 ZPO. gemäß 
88 1. 3. 4? Lohn BG. Platz greife. Die Beſchwerde iſt unbegründet. 

Das Ruhegehalt des Schuldners ſtellt gegebenenfalls einen Teil der 
ihm bei Eingehung des Dienſtverhältniſſes mit der Bank für ſeine Dienft- 
leiſtungen zugeſicherten Vergütung dar, auf welchen er kraft ſeines Dienſt— 
vertrages einen rechtlichen Anſpruch erwarb (vgl. RGEntſch. 55, 6; 75, 327). 
Inſofern fällt das Ruhegehalt zweifellos unter 88 1 und 3 Lohn BGG. Das 
Eigenartige liegt nur darin, daß die Vergütung zu einer Zeit geleiſtet wird, 
zu der die Dienſte ſchon geleiſtet ſind. 

Nun iſt allerdings die Auffaſſung weit verbreitet, daß das Lohnbeſchlag— 
nahmegeſetz und $ 850 Nr. 1 3 PO. nur die Pfändbarkeit der im unmittelbaren 
Anſchluß an die Arbeit als deren Entgelt beim Ende einer jeden Lohnperiode 
gegebenen Vergütung regele; 

vgl. u. a. Meyer Beſchlagn. von Lohnforderungen“ 40. 48. 61. 62; derſ. in JW. 

1908, 25 ff.; Conrad Pfändungsbeſchränkungen 375; Gaupp-Stein ZPO. Bem. 2a 

zu § 850; Staub HGB. 8 59 Nr. 47. 

Auch das OLG. München hat ſich in einer Entſcheidung (OL GRſpr. 20, 
360) für Pfändbarkeit derartiger Penſionen ausgeſprochen, allerdings ohne die 
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Anwendbarkeit von 8850 Nr. 1 ZPO. zu prüfen, lediglich unter Verneinung 
der Anwendbarkeit von § 850 Nr. 3. Obige Annahme ergibt ſich aber nicht aus 
dem Wortlaut des Geſetzes und iſt noch weniger aus ſeiner Tendenz abzuleiten. 

Es iſt vielmehr dem angefochtenen Beſchluſſe darin beizutreten, daß der 
Inhalt und Zweck des Geſetzes ſeine Anwendung auf ſolche Fälle der nachträg⸗ 
lichen, teilweiſen Vergütung nicht ausſchließt, da es nirgends verlangt, daß die 
Vergütung für gegenwärtige Dienſte gewährt werde, 

vgl. Peterſen ZPO. Bem. 50 zu § 850 u. d. dort. Entſch.; Hein Zw.⸗Vollſtr. 319; 

Falkmann Zw.⸗Vollſtr.“ 769 und A. 32, 
und daß nur dieſe Auslegung geeignet iſt, Härten gegen den erwerbsunfähig 
gewordenen Schuldner zu vermeiden, ſowie der Abſicht des Geſetzes, nicht nur 
die Arbeitskraft, ſondern anch die Exiſtenz des Erwerbsunfähigen zu ſchützen, 
gerecht zu werden. 

Inſofern tft die ausdrückliche Anführung der „Penſion“ in § 850 Nr. 7 
und 8 ZPO. kein zwingendes Argument gegen dieſe Auslegung und als Be— 
weis für die gegenteilige Auffaſſung nicht verwertbar. 

Fällt aber das Ruhegehalt des Beklagten unter 88 1. 3 Lohn BG., jo ergibt 
ſich aus § 4* desſelben ſeine Unpfändbarkeit bis zur Höhe von 1500 . 

Beſchluß des OLG. München (2. Sen.) v. 28. März 1913 i. S. F. w. M. 

Beſchw.⸗Reg. 173/13. P. 


203. Berufung auf frühere Leiſtung des Offenbarungseides erſt in 
der Beſchwerde gegen den Haftbefehl.* Nachweis neuen Dermögens» 
erwerbs. 

Vgl. 49 Nr. 69; 61 Nr. 213; 65 Nr. 130. 

3 PO. 85 900 ff., 570. 

Die Schuldnerin iſt in dem zur Leiſtung des Offenbarungseides beſtimmten 
Termin nicht erſchienen; eine Erklärung, weshalb ſie nicht komme, hat ſie 
auch auf ſchriftlichem Wege bis zu dem Termin nicht abgegeben. Darauf iſt 
auf Antrag des Gläubigers vom Amtsgericht zu K. der Haftbefehl wider ſie 
erlaſſen worden. Sie hat hiergegen Beſchwerde eingelegt, weil ſie innerhalb 
der letzten fünf Jahre den Offenbarungseid geleiſtet und ſeitdem neues Vermögen 
nicht erworben habe. Die Beſchwerde iſt als unbegründet zurückgewieſen, 
weil dieſer Einwand nur in dem zur Eidesleiſtung beſtimmten Termine erhoben 
werden könne. N 

Dieſe Auffaſſung kann nicht für zutreffend erachtet werden. Der 8 570 
ZPO. beſtimmt, daß die Beſchwerde auf neue Tatſachen und Beweismittel 
geſtützt werden kann, und es wird hier kein Fall der Beſchwerde ausgenommen. 
Auch in dem Abſchnitt der Prozeßordnung, welcher den Offenbarungseid be— 
handelt, findet ſich eine ausdrückliche Vorſchrift abweichenden Inhalts nicht. 
Es würde daher nur dann gerechtfertigt ſein, die Regel des 8 570 ZPO. bei- 


ſeite zu ſetzen, wenn aus anderen, den beſprochenen Einwand behandelnden 
27° 
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Vorſchriften der Ausſchluß des nachträglichen Vorbringens mit Notwendigkeit 
zu folgern oder deſſen Berückſichtigung dem Geiſte, in welchem dieſes Verfahren 
geordnet iſt, widerſprechen würde. Das iſt aber nicht der Fall. 

Allerdings beſtimmt § 900 Abſ. 3 Satz 1, daß, wenn der Schuldner die 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides beſtreitet, über ſeinen 
Widerſpruch durch Beſchluß zu entſcheiden iſt. Dieſe Vorſchrift will in Ver⸗ 
bindung mit dem folgenden, die Eidesleiſtung bis zur Rechtskraft des Be— 
ſchluſſes aufſchiebenden Satze verhindern, daß gegen den Schuldner, wenn 
er Einwendungen erhebt, bereits ein Zwang zur Eidesleiſtung ausgeübt und 
ein Haftbefehl erlaſſen wird, bevor ſeine Einwendungen gerichtlich geprüft 
worden ſind. Daraus aber, daß für den Fall der Widerſpruchserhebung eine 
Regelung getroffen iſt, kann nicht entnommen werden, daß der Schuldner 
genötigt werden ſoll, alles, was er gegen das Verlangen des Offenbarungs⸗ 
eides vorzubringen hat, durch Widerſpruch im Termin geltend zu machen, und 
daß ihm andre, den ſonſtigen Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſpre— 
chende Wege verſchloſſen ſein ſollen. Daß es auch Einwendungen gibt, welche 
überhaupt nur im Wege der Beſchwerde gegen den Haftbefehl erhoben werden 
können, liegt auf der Hand; ſo kann z. B. der Schuldner, der zu dem Termin 
nicht geladen iſt, dies erſt rügen, wenn trotzdem der Haftbefehl erlaſſen iſt. 
Ferner ſteht dem im Termin erſchienenen Schuldner, deſſen dort erhobener 
Widerſpruch verworfen iſt, gegen dieſen Beſchluß die Beſchwerde zu, und für 
dieſe Beſchwerde fehlt es offenbar gegenüber der Vorſchrift des 8 570 an jedem 
Grunde, die Berufung auf vorher nicht vorgebrachte Tatſachen zu verſagen. 
Der Zwang, Einwendungen im Termin geltend zu machen, kann alſo jeden— 
falls kein abſoluter ſein, und wenn der Schuldner, welcher aus nichtigen Grün— 
den Widerſpruch erhoben hat, im weiteren Verfahren an der Erhebung andrer 
Einwände nicht gehindert iſt, ſo fehlt es an einem inneren Grunde, den Schuld— 
ner, welcher vor Erlaß des Haftbefehls überhaupt nichts vorgebracht hat, 
ſchlechter zu ſtellen. N 

Auch um Verſchleppungen zu hindern, iſt es nicht nötig, nachträglichen 
Einwendungen des Schuldners die Beachtung zu verſagen. Denn abgeſehen 
davon, daß auch bei Widerſpruchserhebung ein Hinausziehen der Sache durch 
weitere Rechtsmittel möglich iſt, ſetzt ſich der Schuldner, der ſeine Einwendungen 
für die Beſchwerdeinſtanz aufſpart und im Termin nicht erſcheint, der Gefahr 
aus, auf Grund des auf Antrag des Gläubigers zu erlaſſenden Haftbefehls 
verhaftet zu werden, bevor er Beſchwerde eingelegt oder eine einſtweilige 
Ausſetzung der Verhaftung erreicht hat. Endlich entſpricht es der Tendenz des 
Geſetzes (Hahn Mater. 468), überflüſſige Eide und Verhaftungen zu vermeiden. 

Ob die frühere Eidesleiſtung von Amts wegen oder nur auf Einwand des 
Schuldners zu berückſichtigen iſt, kann dahingeſtellt bleiben, da die obigen Er- 
wägungen durchgreifen müſſen, auch wenn man dieſe Frage in letzterem 
Sinne beantwortet. 
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Allerdings befindet ſich das Landgericht in Übereinſtimmung mit den in 
OLGRſpr. 13, 221; 20, 373 und 22, 399 veröffentlichten Entſcheidungen des 
Kammergerichts. Die im vorſtehenden dargelegte Auffaſſung wird dagegen 
von den Oberlandesgerichten Bamberg, Braunſchweig und Cöln (OL GRſpr. 1, 
210; 5, 136; 6, 143) vertreten, und in demſelben Sinne ſprechen ſich auch die 
Kommentare von Seuffert (Note 10 zu § 903) und Gaupp⸗-Stein (Note IV, 2 
zu § 901) aus. Wenn das OLG. Dresden in Seuff A. 61 Nr. 213 zwar das 
nachträgliche Vorbringen für beachtlich hält, aber eine Ladung des Gläubigers 
durch den Schuldner zur Verhandlung über den nachträglichen Widerſpruch 
fordert, ſo fehlt es für ein derartiges Verfahren an jeder Grundlage im Geſetz. 
Die Entſcheidung aber, zu welcher das OLG. Dresden gelangt, Aufrechterhaltung 
des Haftbefehls und Ausſetzung ſeiner Vollſtreckung, iſt nur als einſtweilige 
Anordnung nach $ 572 Abſ. 2 zuläſſig — und einen entſprechenden Beſchluß hat 
auch der erkennende Senat unter dem 18. Sept. erlaſſen, — als abſchließende 
Beſchwerdeentſcheidung aber nicht am Platze. 


Das Landgericht hat alſo mit Unrecht das Vorbringen der Schuldnerin in 
der Beſchwerde für nicht beachtlich erklärt. Damit hat es einen neuen ſelb— 
ſtändigen Beſchwerdegrund geſchaffen, wenn es auch in dem erkennenden Teil 
des Beſchluſſes nur die Beſtätigung des amtsgerichtlichen Haftbefehls enthält. 
Die weitere Beſchwerde iſt alſo nach 8 568 Abſ. 2 ZPO. zuläſſig. 

Die ſachliche Prüfung, in welche daher einzutreten war und in welcher 
auch dem Gläubiger Gelegenheit zur Glaubhaftmachung neuen Vermögens— 
erwerbes ſeitens der Schuldnerin zu geben war (vgl. Gaupp⸗Stein zu § 901 
ZPO.) läßt die Beſchwerde auch als begründet erſcheinen. 

Daß die Schuldnerin am 27. Oktober 1911 den Offenbarungseid geleiſtet 
hat, ergeben die Akten des Amtsgerichts. Demgegenüber führt der Gläubiger 
aus, daß die Schuldnerin als Veſitzerin ihres gut gehenden Hotels im Sommer 
viele tauſend & verdient habe; ſie habe täglich Einnahmen von mehreren hun⸗ 
dert K und eine Reihe ausſtehender Forderungen an Hotelgäſte gehabt. Indes 
ergibt ſich daraus, daß die Schuldnerin eine Erwerbstätigkeit ausübt und daraus 
Einnahmen hat, nur der Erwerb einzelner Vermögensgegenſtände, nicht aber 
der Erwerb von Vermögen i. S. des 8903 ZPO. Denn den Einnahmen ſtehen 
Ausgaben, die Zahlungen für die gemachten Anſchaffungen, Zinſen für die das 
Grundſtück belaſtenden Hypotheken und ſonſtige Geſchäftsunkoſten gegenüber; 
auch ſind die Koſten für den eigenen Unterhalt der Schuldnerin und etwaiger 
Familienmitglieder zu berückſichtigen. Erſt wenn ein dieſe Aufwendungen 
überſteigender Geſchäftsgewinn ſich ergibt, kann von einem Erwerb von Ver— 
mögen die Rede ſein. Um aber die Annahme zu rechtfertigen, daß die Schuld— 
nerin einen ſolchen Geſchäftsgewinn gehabt habe, reicht das Vorbringen der 
Gläubigerin nicht aus. Auf Grund der Tatſache, daß die Schuldnerin in einem 
aufblühenden Badeorte ein Hotel hat, in welchem täglich erhebliche Einnahmen 
gemacht werden, läßt ſich noch nicht ein Vermögenserwerb feſtſtellen, zumal 
da ſie ſeit der Leiſtung des Offenbarungseides den Geſchäftsbetrieb erſt während 
einer Saiſon weitergeführt hat. Angaben über den Umſatz im Betriebe der 
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Schuldnerin und über die Frequenz des Hotels, aus welchen vielleicht auch auf 
einen Geſchäftsgewinn geſchloſſen werden könnte, hat der Gläubiger nicht ge— 
macht (vgl. OLGRſpr. 13, 227 und Gaupp⸗Stein Note III Abſ. 2 zu § 903 


3PO.). 
Beſchluß des OLG. zu Ro tod (2. Sen.) v. 4. Okt. 1912 i. S. F. w. B. 
53 h. SA. 1/12. Kn. 


204. Konkurs; Anfechtung einer Bürgſchaft des Gemeinſchuldners; 
unentgeltliche Derfügung Beweislaſt. 
Vgl. 37 Nr. 311; 38 Nr. 296. 315; 45 Nr. 153; 48 Nr. 303. 
KO. § 321. 

Die Witwe des am 22. Febr. 1910 verſtorbenen Weinhändlers Heinrich H. 
in E. hatte unterm 27. Febr. 1910 einen Bürgſchaftsſchein unterzeichnet, worin 
ſie für die Summe von 12 000 , die ihr verſtorbener Ehemann feinem Bruder 
Hermann H., Alleininhaber der Firma H. & Söhne, und der Firma ſchulde, 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft übernahm. Im Nachlaßkonkurſe des Ehe— 
manns H. war die fragliche Forderung (für bezogene Weine und einkaſſierte 
Kundengelder) von H. & Söhne angemeldet und in Höhe von 12 741 436 9 
anerkannt worden. Am 23. April 1910 wurde auch über das Vermögen der 
Witwe H. das Konk.⸗Verfahren eröffnet; in dieſem wurde die Bürgſchafts⸗ 
forderung angemeldet, aber vom Konk.⸗Verwalter beſtritten. Die Firma 
H. & Söhne (richtiger der Alleininhaber der Firma Hermann H.) klagte nun gegen 
den Konk.-Verwalter auf Anerkennung der Bürgſchaftsforderung in Höhe von 
12000. — In 1. Inſtanz wurde die Entſcheidung von zwei Eiden des Hermann 
H.: daß ſein verſtorbener Bruder Heinrich H. ihm am 27. Febr. 1910 für ge⸗ 
lieferte Weine ſowie an Zinſen und vereinnahmten Kundengeldern etwa 
12 000 . ſchuldete, und daß ihm, Kläger, an dieſem Tage eine Abſicht der 
Gem.⸗Schuldnerin, die Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt geweſen 
ſei, abhängig gemacht. In 2. Inſtanz wurde die Klage abgewieſen. Das 
Reichsgericht hob auf und verwies zurück. Aus den Gründen: 

„Der verklagte Konk.⸗Verwalter hat die Bürgſchaftleiſtung der Gem.“ 
Schuldnerin auf Grund von § 32 Nr. 1 und 831 Nr. 2 KO. angefochten, auch 
geltend gemacht, der verſtorbene Ehemann H. ſei ſeinem Bruder nichts, jeden- 
falls nicht 12 000 , ſondern einen viel geringeren Betrag ſchuldig geweſen. 
Der 1. Richter hat angenommen, daß eine vollſtändige Klarſtellung der Frage, 
ob die Verfügung als eine entgeltliche oder unentgeltliche anzuſehen ſei, durch 
die Beweisaufnahme nicht erbracht worden ſei. Er würde das erſtere annehmen, 
wenn der verſtorbene H. wirklich ſeinem Bruder 12 000. für Weine, an Zinſen 
und vereinnahmten Kundengeldern ſchuldig geweſen ſei, und hat daher auf 
einen richterlichen Eid des Klägers hierüber erkannt, daneben ihm wegen 
der Anfechtung aus 831 Nr. 2 KO. den zugeſchobenen Eid auferlegt. Das 
Ber.⸗Gericht dagegen erblickt in der Bürgſchaftübernahme durch die Gemein- 
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ſchuldnerin ein unentgeltliches Rechtsgeſchäft; ſie habe eine Gegenleiſtung für 
dieſe Belaſtung ihres Vermögens nicht erhalten, die Bürgſchaft ſei auch nicht 
die Erfüllung einer ſchon vorher beſtehenden Verpflichtung. — — — 

Die Reviſion bekämpft die Annahme des Ber.⸗Gerichts, daß eine unent⸗ 
geltliche Verfügung der Gemeinſchuldnerin vorliege. — — — Gegen die an— 
gefochtene Entſcheidung erheben ſich Bedenken. 

Zunächſt erſcheint es fraglich, welche rechtliche Bedeutung der von der 
Gem.⸗Schuldnerin in der Urkunde v. 27. Febr. 1910 übernommenen ‚jelbit- 
ſchuldneriſchen Bürgſchaft' an ſich zukommt. Dieſe Bürgſchaftserklärung iſt 
abgegeben nach dem am 22. Febr. 1910 erfolgten Tode des Ehemanns H., 
der alſo inſofern nicht mehr perſönlich Schuldner der 12 000 & fein konnte. 
Von wem und in welcher Weiſe H. beerbt wurde, iſt nicht erſichtlich. Soweit 
etwa die Witwe als Erbin für ihre Perſon (wenn auch in der Beſchränkung nach 
Maßgabe der 88 1975 ff. BGB.) haftete, hätte ſie für ihre eigene Schuld nicht 
Bürgin ſein können; inſoweit konnte wohl nur ein Schuldanerkenntnis in Frage 
kommen. Verbürgen mochte ſich die Gem.⸗Schuldnerin allenfalls für den 
(vom Eigenvermögen der Erben geſchiedenen) Nachlaß des Ehemanns oder für 
die Miterben. Aber in einem ſolchen Falle, deſſen rechtliche Möglichkeit und 
tatſächliches Zutreffen vorausgeſetzt, würde man doch nach Umſtänden zu einer 
andern Beurteilung der Frage, ob eine unentgeltliche Verfügung vorliege, 
möglicherweiſe zur Verwerfung der Anfechtung kommen. 

Unentgeltlich i. S. des $ 32 Nr. 1 KO. iſt eine Zuwendung aus dem Ver⸗ 
mögen des Gem.⸗Schuldners, für welche dieſer nach der Auffaſſung beider 
Teile eine Gegenleiſtung als gleichwert nicht erhalten ſoll (vgl. auch RGEntſch. 
62 Nr. 12 S. 44 f.). Der Gegenwert für die Verfügung kann auch in einer 
Schuldbefreiung oder in einer vom Gläubiger gewährten Stundung liegen, in 
Kreditgewährung, auch einer Leiſtung des Empfängers an einen Dritten. 
Die Sicherung einer fremden Verbindlichkeit durch Pfandbeſtellung oder Bürg⸗ 
ſchaft, ohne daß eine Verpflichtung hierzu vorliegt und ohne daß ein Entgelt 
hierfür in das Vermögen der die Sicherheit beſtellenden Perſon gelangt, ſtellt 
allerdings auch zugunſten des Gläubigers eine unentgeltliche Verfügung dar. 
Aber der Begriff des Entgelts iſt hierbei nicht in dem formal rechtlichen Sinne 
aufzufaſſen. Es kann auch ſchon ein wirtſchaftlicher Vorteil, ein eigenes wirt⸗ 
ſchaftliches Intereſſe ausreichen, um der Sicherheitsbeſtellung den Charakter 
der Unentgeltlichkeit i. S. von 8 32 Nr. 1 KO., § 3 AnfG. zu nehmen. Als eine 
ſolche unentgeltliche Verfügung iſt denn auch eine im eigenen, wirtſchaftlichen 
Intereſſe geleiſtete Bürgſchaft nicht anzuſehen; 

vgl. Urt. des RG. v. 19. Mai 1905, JW. 1905, 442, Jaeger KO.“ 410 zu 
§ 32 Anm. 8. 8 | 

Ein derartiges eigenes Intereſſe hätte im gegenwärtigen Falle für die 
Witwe H. beſtanden, wenn die Bürgſchaft von ihr zu dem Zweck übernommen 
wurde, um das von dem Ehemann hinterlaſſene Vermögen zuſammen mit 
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ihrem eigenen Vermögen für die Beſtreitung des Lebensunterhalts der Fa⸗ 
milie weiterhin behalten und verwenden zu können. In dem Abkommen 
mit dem Kläger mochte eine vorläufige Stundung ſeiner Forderung erblickt 
werden. Die Sachlage iſt von dem Standpunkt und Zeitpunkt der urfund- 
lichen Erklärung v. 27. Febr. 1910 aus zu beurteilen. Es ſteht dahin, ob damals 
ſchon der Kläger, namentlich aber die Witwe H. einen Nachlaßkonkurs in Aus- 
ſicht nahmen, ob nicht vielmehr die Witwe hoffte, durch die Bürgſchaftüber⸗ 
nahme einen Konkurs über den Nachlaß oder über ihr eigenes Vermögen abzu— 
wenden. Über das eheliche Güterrechtsverhältnis der Gem.-Schuldnerin und 
ihres Mannes iſt bisher nichts feſtgeſtellt; auch nichts über das Rechtsverhältnis 
zwiſchen der Witwe und den Kindern. Die Erwägung des Ber.-Gerichts, daß 
eine dem Manne ſchuldgegebene Unterſchlagung die Gem.-Schuldnerin nicht 
zum Erſatz verpflichtet hätte, iſt nicht unbedingt zutreffend. Die fragliche 
Forderung des Klägers wäre übrigens, ſofern ſie ſich auf das zwiſchen ihm und 
dem verſtorbenen Bruder beſtandene Geſchäftsverhältnis (Verkaufskommiſſion) 
ſtützte, auch als vertraglicher Anſpruch zu begründen. Auch die ſubjektive 
Anſicht der Parteien iſt erheblich. Beweispflichtig für die Unentgeltlichkeit 
des Rechtsgeſchäfts iſt an ſich der anfechtende Konk.-Verwalter, während 
freilich zunächſt der Kläger die tatſächlichen und rechtlichen Grundlagen einer 
Verpflichtung der Gem.⸗Schuldnerin aus der Bürgſchaftübernahme darzutun 
hätte. 

Nach der einen wie nach der andern Richtung iſt der Sachverhalt bisher 
noch nicht genügend geklärt. Es mußte deshalb das Ber.-Urteil aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Ber. 
Gericht zurückverwieſen werden, das, falls erforderlich, auch über die offen 
gebliebenen Streitpunkte, ſo event. über die Anfechtung der Verfügung aus 
§ 31 Nr. 2 KO. zu befinden hätte. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 10. März 1913 in der thür. 

Sache H. w. H. Konk. (OLG. Jena). VI. 487/12. 
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205. Haftung eines Kriegervereins für Beſchädigungen bei einer 
Deranftaltung feines Vergnügungsausſchuſſes. 
BGB. $$ 54. 823. 831. 


Bei einem vom verklagten Kriegerverein am 17. Juli 1910 in C. auf der 
Schlachthauswieſe veranſtalteten Feuerwerk, mit deſſen Abbrennen der Fabrik⸗ 
inſpektor L. beauftragt worden war, wurde der am 9. Januar 1900 geborene 
Kläger von einem Raketenſtock ins rechte Auge getroffen. Mit dem Vorwurf, 
daß L. die Wieſe nicht genügend abgeſperrt und dadurch den Schaden wider⸗ 
rechtlich herbeigeführt habe, beantragte er klagend, die Verpflichtung des 
Vereins zum Schadenerſatze feſtzuſtellen. — In beiden Vorinſtanzen wurde 
der Klage ſtattgegeben; die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: 

„Wer ein öffentliches Feuerwerk veranſtaltet, hat mit der im $ 276 BGB. 
gebotenen Sorgfalt die zuſchauende Menge vor den damit verbundenen Ge- 
fahren tunlichſt zu ſchützen und beſonders darauf bedacht zu jein, daß die los⸗ 
gebrannten Feuerwerkskörper und namentlich die abgeſchoſſenen Raketen 
niemanden treffen und verletzen können. Vor allem verlangt es die Verkehrs⸗ 
ſicherheit, daß die Zuſchauer in ausreichend ungefährlichem Abſtande vom 
Feuerwerksplatz und dem Raketenbereiche wirkſam zurückgehalten werden; 
(vgl. Urt. des Senats VI. 36/11 und VI. 76/12). Veranſtalter des Feuerwerks 
war hier der verklagte Verein. Dieſer hat, wie das Ber. Gericht feſtſtellt, 
durch ſeinen dazu bevollmächtigten Vergnügungsausſchuß den Fabrikinſpektor 
L. mit dem Abbrennen des Feuerwerks beauftragt, der auch ſchon in früheren 
Jahren das Feuerwerk auf der Schlachthauswieſe im Auftrage des Be— 
klagten abgebrannt hat. L. hat jedoch, wie weiter feſtgeſtellt iſt, es an den 
nötigen Sicherungsmaßregeln durchaus fehlen laſſen. — — — Das Ber.- 
Gericht ſtellt daraufhin feſt, daß L. in Ausführung der ihm vom Beklagten 
aufgetragenen Verrichtung, das Feuerwerk abzubrennen, dem Kläger wider⸗ 
rechtlich Schaden zugefügt habe, und erklärt den Beklagten nad) § 831 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. zum Erſatz des Schadens für verpflichtet, indem es den vom 
Beklagten aus § 831 Abſ. 1 Satz 2 angetretenen Beweis ſorgfältiger Auswahl 
des L. für mißlungen erachtet, auch jegliches Mitverſchulden des Klägers 
nach 8254 BGB. verneint. 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 10. 28 
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Zunächſt rügt die Reviſion Verletzung des 8831 Abſ. 1 Satz 1 BGB., 
indem ſie ausführt: da nicht der Verein, ſondern für ihn deſſen Vergnügungs⸗ 
ausſchuß den L. mit dem Abbrennen des Feuerwerks beauftragt habe, ſei der 
Vergnügungsausſchuß rechtlich als Beſteller anzuſehen, und der Verein würde 
für die widerrechtliche Schädigung des Klägers nur verantwortlich ſein, wenn 
er bei Beſtellung des Vergnügungsausſchuſſes nicht mit der verkehrserforder⸗ 
lichen Sorgfalt verfahren wäre. Die Rüge iſt unbegründet. 

Als nicht rechtsfähiger Verein iſt der Beklagte keine bloße Geſellſchaft, 
ſondern eine körperſchaftlich eingerichtete Perſonenverbindung. Was die 
Mitgliederverſammlung als ihren Willen beſchließt, ſoll, wo die Satzung dies 
beſtimmt, auch für die überſtimmten und die ausgebliebenen Mitglieder, alſo 
für den Verein als ſolchen verbindlich ſein. Und was die Organe des Vereins, 
die er vermöge ſeiner körperſchaftlichen Geſtaltung beſitzt, um ſich nach außen 
zu betätigen, in befugter und gültiger Vertretung der Mitglieder vornehmen, 
gilt und wirkt rechtlich ebenſo, als wenn die Handlung von ſämtlichen Vereins- 
mitgliedern, alſo vom Verein ſelbſt vorgenommen würde (RGeEntſch. 60, 98; 
74, 371; ferner VI. 36/11). So liegt die Sache auch hier. Denn hier hat die 
Mitgliederverſammlung zur Veranſtaltung von Vereinsfeſten einen Ver— 
gnügungsausſchuß, dem auch der Fabrilinſpektor L. angehörte, beſtellt und all— 
gemein ermächtigt, alljährlich ein Feuerwerk zu veranſtalten. Insbeſondere 
iſt L. auch im Jahre 1910 vom Vereinsſchriftführer darum angegangen worden, 
das Feuerwerk wie in den früheren Jahren abzubrennen. Dieſer feſtgeſtellte 
Sachverhalt ergibt klar, daß die Beſtellung des L. zum Abbrennen des Feuer— 
werks unmittelbar dem Beſchluſſe der Mitgliederverſammlung, alſo dem 
Vereinswillen entſprochen hat, wobei es rechtlich belanglos iſt, wer von den 
Vereinsorganen ihm dieſen Willen kundgegeben hat, ob dies insbeſondere 
vom Vergnügungsausſchuß oder vom Vereinsvorſtand aus geſchehen iſt. 
Daher hat das Ber.⸗Gericht ohne Rechtsirrtum angenommen, daß i. S. des 
§881 Abſ. 1 Satz 1 BGB. der Beklagte den L. dazu beſtellt hat, das Feuer⸗ 
werk zu veranſtalten. 

Aber auch, wenn der Entlaſtungsbeweis aus § 831 Abſ. 1 Satz 2 BGB., 
wie die Reviſion meint, dahin zu erfordern wäre, daß der Beklagte den von. 
ihm beſtellten Vergnügungsausſchuß ſorgfältig ausgewählt habe, ſo müßte 
er doch auch unter dieſem Geſichtspunkte nachweiſen, daß er auch den In⸗ 
ſpektor L. als Mitglied dieſes Ausſchuſſes ſorgfältig ausgewählt habe. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 12. April 1913 in der preuß. 

Sache Krieger V. Culmſee (Bkl.) w. Lau (OLG. Marienwerder). VI. 523/12. 
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206. Bierdruckapparat als nicht weſentlicher Beſtandteil des 
KReſtaurationsgebäudes. 
Vgl. 64 Nr. 147 m. N. 
BGB. 88 93. 94. 

Die klagende Firma hatte dem Eigentümer eines Reſtaurationsgebäudes 
einen Bierdruckapparat käuflich geliefert, ſich aber das Eigentum bis zur völ⸗ 
ligen Bezahlung des Kaufpreiſes vorbehalten. Als nur eine kleine Abzahlung 
erfolgte, hatte ſie auf Herausgabe des Apparats geklagt und eine rechtskräftige 
Verurteilung erzielt. Inzwiſchen war die Reſtauration an den Beklagten 
verpachtet worden, dem die Klägerin die Benutzung des Apparats verbot 
und gegen den ſie, als er ſich weigerte, eine entſprechende einſtweilige Ver⸗ 
fügung erwirkte. Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. — Aus 
den Gründen des Ber. Urteils: | 

„— — — Nach §§ 93. 91 BGB. ſind als weſentliche Beſtandteile einer 
Sache diejenigen körperlichen Gegenſtände anzuſehen, die entweder von 
Natur eine Einheit bilden oder durch Verbindung miteinander ihre Selb⸗ 
ſtändigkeit dergeſtalt verloren haben, daß ſie fortan, ſolange die Verbindung 
dauert, als eine einzige Sache erſcheinen. Gegenſtände, die in ein zu einem 
beſtimmten Betrieb eingerichtetes Gebäude gebracht ſind, ſind weſentliche Be- 
ſtandteile dieſes Gebäudes dann, wenn ſie in dieſes ſo eingebaut ſind, daß 
entweder das Gebäude oder der betreffende Gegenſtand durch deſſen Entfer— 
nung ganz oder zum größten Teil zerſtört wird; oder wenn beide oder eines 
von beiden ſo ausſchließend aufeinander gearbeitet ſind, daß das Gebäude ohne 
den betreffenden Gegenſtand oder dieſer ohne jenes die bisherige Zweckbe⸗ 
ſtimmung — auch nicht durch einzurichtende Erſatzſtücke — nicht mehr er⸗ 
füllen könnte; oder endlich, wenn der Gegenſtand zur Herſtellung des Ge⸗ 
bäudes in dieſes eingefügt worden iſt, d. h. wenn ſeine Einbringung dazu mit⸗ 
gewirkt hat, daß das ihn als Teil in ſich ſchließende Gebäude als Baulichkeit 
hergeſtellt wurde. 

Urt. d. 5. Zivilſen. des RG. v. 2. Nov. 1907 in RGeEntſch. 67, 30 u. SeuffA. 
63 Nr. 239, an deſſen Grundſätzen weiterhin mit Entſchiedenheit feſtgehalten 
wird; vgl. u. a. JW. 1909, 1595, 2671, 4832; 1911, 7072; e Rechtſpr. 
des RG. 1909 Nr. 58 und 59; 1910 Nr. 97. 

Keine dieſer Vorausſetzungen liegt nach dem, was von Bi Parteien 
vorgebracht worden iſt, vor. Der fragliche Bierdruckapparat bildet nicht mit 
dem Dampfſchiffhotelgebäude eine Sacheinheit — nur um eine ſolche, nicht 
um eine wirtſchaftliche Einheit handelt es ſich im 893 BGB. Durch die Tren⸗ 
nung wird weder das Gebäude noch der Apparat zerſtört oder in ſeinem Weſen 
verändert. Denn jenes kann auch nach der Trennung noch dem Reſtaurations⸗ 
betrieb dienen, ſei es daß das Bier vom Faß verſchenkt, ſei es daß, wie ſchon 
in der Zeit vom 3. Juni bis zum 28. Oktober 1911, mit dem im Kellergeſchoß 


befindlichen Apparat gearbeitet, ſei es endlich, daß ein andrer Bierdruckapparat 
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im Erdgeſchoß aufgeitellt wird. Ebenſo kann der herausgenommene Apparat, 
der lediglich in ſeinen Größenverhältniſſen dem Raum angepaßt iſt, in ein 
andres Reſtaurant verbracht und dort ſeiner Beſtimmung gemäß benutzt 
werden. 

Von einer feſten Verbindung des ganzen Apparats mit dem Grund und 
Boden iſt nach den inſoweit übereinſtimmenden Angaben der Sachverſtän⸗ 
digen R. und L. keine Rede. Der Umſtand, daß der Kupferbelag mit dem 
Schanktiſch feſt verbunden iſt, und daß das Bierrohr und das Luftrohr durch 
den Schanktiſch hindurchgehen und ein Stück in den Fußboden des Gaſt⸗ 
zimmers eingebaut ſind, ſtellt noch keine feſte Verbindung zwiſchen Apparat 
und Gebäude im Sinne von 8 94 Abſ. 1 BGB. dar. 

Endlich iſt auch der Bierdruckapparat nicht zur Herſtellung des Gebäudes 
in dem oben angegebenen Sinne eingefügt ($ 91 Ab}. 2). Denn nicht erſt durch 
ſeine Aufſtellung wurde das Reſtaurationsgebäude als ſolches hergeſtellt; 
vielmehr war das Gebäude zum Wirtſchaftsbetrieb ſchon vorher geeignet 
gemacht und hergeſtellt, wie es denn auch als Reſtaurant ſchon monatelang 
benutzt worden iſt, ehe der Bierdruckapparat im Erdgeſchoß aufgeſtellt wurde. 

Hiernach war nach dem hier, in dem jetzigen proviſoriſchen Rechtſtreit, vor⸗ 
liegenden Sachſtande und ohne daß damit der Feſtſtellung in einem künf— 
tigen ordentlichen Prozeſſe vorgegriffen werden ſoll, die Eigenſchaft des Appa- 
rats als weſentlichen Beſtandteils des Reſtaurationsgebäudes zu verneinen. 
Daß das Gutachten des Baumeiſters R. — in Widerſpruch mit dem L.s — 
zu dem entgegengeſetzten Schluſſe kommt, kann an dieſem Ergebnis nichts 
ändern. Denn die Frage, ob die Vorausſetzungen für die Anwendung der 
58 93. 91 BGB. gegeben ſind oder nicht, iſt in erſter Linie zur richterlichen 
Prüfung und Entſcheidung verſtellt. Die Auffaſſung der beteiligten Ver— 
kehrskreiſe iſt jedenfalls dann ohne Bedeutung, wenn ſie, wie hier, keine ein- 
heitliche iſt und daher im Sinne einer feſtſtehenden Verkehrsanſchauung nicht 
verwertet werden kann (RGeEntſch. 69, 153) )). 

Aus der Verneinung der Beſtandteilseigenſchaft des Bierdruckapparats 
ergibt ſich die Berechtigung der Antragſtellerin, deſſen Benutzung dem An⸗ 


tragsgegner zu verbieten (§S 903 BGB.). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 31. Jan. 1913 i. S. Güttler 


CHE.) w. Schurig. 7 O. 4/13. as 


207. Zubehör zu einem (ſächſ.) Kohlenbergbaurecht oder zum 
Grundſtück d 
BGB. 8 97; 3G. 8 20; ſächſ. Allg. BergG. $ 65. 
Der Baumeiſter ©. in G. betreibt die Zw.-Verſteigerung der Grund— 
ſtücke Bl. 295 und 1046 des Grundbuchs für G. aus einer für ihn an den Grund— 


1) Vgl. auch SeuffA. 63 Nr. 239; 67 Nr. 101. (S.) 
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ſtücken beſtehenden Hypothek. Die Grundſtücke ſind Eigentum der Braun⸗ 
kohlengewerkſchaft X., der noch eine Anzahl andrer Grundſtücke und die Kohlen⸗ 
bergbaurechte Bl. 401 und 405 des Grundbuchs für G. gehören. Die Akt.⸗ 
Geſellſchaft Br. macht geltend, daß für ſie auf den ſämtlichen Grundſtücken 
der Gewerkſchaft und auf den beiden Kohlenbergbaurechten eine Sicherungs⸗ 
hypothek von 350 000 & laſte. Auf den Grundſtücken Bl. 295 und 1046 be- 
finden ſich ihrer Angabe nach eine Waſſerhaltungsmaſchine, ein Klärbaſſin, 
eine Pumpenvorrichtung und ein 300 m langer Schienenſtrang, die infolge 
des von S. geſtellten Verſteigerungsantrags mit beſchlagnahmt worden ſeien, 
obwohl ſie nicht Zubehör der zu verſteigernden Grundſtücke, ſondern Zubehör 
der Kohlenbergbaurechte der X. ſeien. Die genannte Akt.⸗Geſellſchaft will 
deshalb beim Landgericht gegen S. auf Freigabe der Gegenſtände klagen. 
Sie begehrt gemäß § 769 ZRO. die einſtweilige Einſtellung der Zw.-Voll⸗ 
ſtreckung unter Bezugnahme auf die ihr an den Bergbaurechten zuſtehende 
Hypothek. Das LG. hat den Antrag abgelehnt, indem es dazu ausführt, ein 
Bergbauunternehmen könne überhaupt kein Zubehör haben; die dem Betriebe 
des Unternehmens dienenden Gegenſtände ſeien daher Beſtandteile oder 
Zubehör der Grundſtücke, auf denen fie ſich befinden. Hiergegen richtet ſich 
die ſofortige Beſchwerde der Antragſtellerin. Dem Rechtsmittel war der 
Erfolg zu verſagen. 

Die Freigabe der vier Gegenſtände verlangt die Beſchwerdeführerin 
nicht, wie das LG. annimmt, als Zubehör des Bergwerkunternehmens K., 
ſondern als Zubehör der Kohlenbergbaurechte (Bergwerksgerechtſame) der 
Gewerkſchaft. Für Kohlenbergbaurechte gelten nach § 65 ſächſ. Allg. BergG. 
v. 31. Aug. 1910 die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des Bürgerl. 
Geſetzbuchs. Ebenſo wie daher einem ſolchen Rechte auf dem dafür angelegten 
Grundbuchblatt Grundſtücke zugeſchrieben werden können, kann das Recht 
auch mit Zubehör ausgeſtattet ſein, und die Zubehörſtücke können ſich auf 
anderen als den dem Rechte zugeſchriebenen Grundſtücken befinden (vgl. 
RG. in ZW. 1907, 129). Hiernach iſt allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß 
die vier Gegenſtände, deren Freigabe die Beſchwerdeführerin begehrt, Zubehör 
der für ſie mit einer Hypothek belaſteten Kohlenbergbaurechte ſind. Der Ein⸗ 
ſtellungsantrag iſt aber trotzdem unbegründet, ſo daß die Entſcheidung des 
LG. ſich im Ergebnis als gerechtfertigt darſtellt. 

Die Einſtellung der Zw.⸗Vollſtreckung wird von der Beſchwerdeführerin 
unter Bezugnahme darauf begehrt, daß die vier Gegenſtände zugleich mit 
den beiden Grundſtücken, auf denen ſie ſich befinden, für S. beſchlagnahmt 
ſeien. Das würde nur der Fall ſein, wenn die Gegenſtände Zubehör der zu 
verſteigernden Grundſtücke wären. Sind ſie, wie die Beſchwerdeführerin 
behauptet, nicht Zubehör dieſer Grundſtücke, ſondern Zubehör der Kohlen⸗ 
bergbaurechte, ſo ſind ſie auch nicht beſchlagnahmt und werden ſie durch die 
Verſteigerung der Grundſtücke in keiner Weiſe berührt. Denn die Befchlag- 
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nahme eines Grundſtücks im Verſt.⸗Verfahren ergreift bewegliche Sachen 
eben nur inſoweit, als die Sachen Zubehör des Grundſtücks ſind, und nur 
in dieſem Umfang erwirbt der Erſteher des Grundſtücks das Eigentum an den 
Sachen (3G. §§ 20. 55. 90). 

Welche Sachen Zubehör eines Grundſtücks ſind, beſtimmt ſich nach 8$ 97. 
98 BGB. Dem Verſteigerungsrichter ſteht hierüber irgendwelche Entſcheidung 
nicht zu; entſteht Streit über die Frage, ſo muß der Prozeßrichter angerufen 
werden. Dieſer aber hat ſeine Entſcheidung unter Zugrundelegung der §§ 97. 
98 BGB. zu treffen. Ob, und in welchem Umfange in der Schätzung, die nach 
$ 24 ſächſ. Ausf G. z. ZVG. v. 18. Juni 1900 das Vollſtreckungsgericht herbei⸗ 
zuziehen hat, bewegliche Sachen als Zubehör mit berückſichtigt ſind, iſt dabei 
ohne Bedeutung. Die Schätzung ſoll den Bietern nur einen ungefähren Anhalt 
hinſichtlich des Werts des Grundſtücks geben; den Umfang der Verſteigerung 
ſoll und kann ſie nicht gewährleiſten (vgl. Ann. 24, 228 ff.). 

Sino alſo die vier Gegenſtände wirklich nicht Zubehör der zu verjtei- 
gernden Grundſtücke, ſondern Zubehör der Kohlenbergbaurechte, ſo fehlt 
es an einem Bedürfniſſe für die beantragte einſtweilige Einſtellung der Zw. 
Vollſtreckung, weil die Beſchwerdeführerin, auch wenn die Gegenſtände im 
Schätzungsſchein mit aufgeführt ſein ſollten, keinen Rechtsverluſt durch die 
Verſteigerung erleiden kann. Sind ſie aber Zubehör der Grundſtücke, ſo hat 
die Beſchwerdeführerin keinen Anſpruch auf die Freigabe und ihr Einſtellungs⸗ 
antrag unterliegt aus dieſem Grunde der Ablehnung. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (6. Sen.) v. 7. Juni 1913. 6a Reg. 
158/ö13. Ch. 


208. Abonnentenverſicherung unter der Bedingung eigenhändiger Unter- 
ſchrift der Abonnementsquittung; Haftung des Seitungverlegers für 
Säumniſſe der Austräger. Stillſchweigende Fortſetzung des Abonnements. 
„Vgl. 62 Nr. 130 m. N. | 
BGB. 88 162. 278; Verf®. 5 42. — BGB. $ 151. 

Der Beklagte hat jich durch Erklärungen in der von ihm verlegten Neuen 
Zeitung verpflichtet, dem Ehegatten jedes Abonnenten, der durch einen Unfall 
ſein Leben einbüßt, 1000 „ zu zahlen, vorausgeſetzt, daß er den Abonnements⸗ 
betrag des Unfallmonats gegen Quittung entrichtet, dieſe aufbewahrt und vor 
dem Unfall eigenhändig mit Namensunterſchrift verſehen hat. Der Mann 
der Klägerin war Abonnent, er iſt am Morgen des 8. Febr. 1912 tödlich ver⸗ 
unglückt. Die Abonnementsquittung wurde erſt am Abend des Unfalltags 
durch die Zeitungausträgerin des Beklagten in die Wohnung des Mannes 
der Klägerin gebracht und von der Klägerin durch Zahlung des Monatsabon⸗ 
nements eingelöſt und darauf von ihr ſelbſt unterſchrieben. 

Auch wenn man mit der in der Rechtſprechung herrſchenden Auffaſſung 
(OLG Rſpr. 22, 85 ff.; 10, 146) entgegen der vom 3. Sen. des OLG. (Ann. 
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30, 163) vertretenen Meinung die Zahlung des Abonnementsbetrags und die 
eigenhändige Unterſchrift der Quittung nicht bloß als Vertragspflichten des 
Verſicherten, ſondern als Bedingung der Verſicherung anzuſehen hätte, ſtellt 
ſich die Verurteilung des Beklagten als begründet dar. Er war aus dem Abon⸗ 
nementsvertrage verpflichtet, die Erfüllung der Bedingungen des Verſicherungs⸗ 
vertrags dem Abonnementen zu ermöglichen, ihm alſo die Quittung über den 
gezahlten Abonnementsbetrag auszuhändigen, damit er dieſe mit ſeiner Na⸗ 
mensunterſchrift verſehen und aufbewahren könne. Die Verletzung dieſer 
Vertragspflicht kann den Beklagten nach § 162 Abſ. 1 BGB. der Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung deſſen nicht entheben, was er bei vertragstreuem Handeln 
hätte zahlen müſſen. Die Nichterfüllung wirkt, wenn ſie die Unmöglichkeit 
für den Abonnenten zur Folge hat, jene Bedingungen zu erfüllen, ebenſo 
wie wenn dieſe eingehalten worden wären. — — — Wer den Nichteintritt 
einer ihm nachteiligen Bedingung durch ſchuldhafte Verletzung einer Ver— 
tragspflicht herbeiführt, deren Erfüllung dem andern Teil erſt die Einhaltung 
der Bedingung ermöglicht, verhindert dieſen wider Treu und Glauben (OLG. 
Rſpr. 17, 50). Allerdings iſt nach § 162 Abſ. 1 entſcheidend nicht, ob der Be⸗ 
klagte vertraglich zu der Handlung verpflichtet, ſondern nur, ob deren Vor⸗ 
nahme nach Treu und Glauben geboten war (RGEntſch. 79, 98), und ein 
bloß fahrläſſiges Handeln iſt nicht ohne weiteres ein ſolches wider Treu und 
Glauben (OL GRſpr. 12, 240). Wohl aber iſt es dieſem dann gleichzuftellen, 
wenn eine Vertragspflicht dadurch verletzt wurde. So hat das RG. in JW. 
1907, 357 anerkannt, daß der Verpflichtete den Eintritt der Bedingung nicht 
durch Läſſigkeit verhindern oder erſchweren dürfe. Dabei muß der Zeitung⸗ 
verleger, der ſeinen Abonnenten die Verſicherung bei Einhaltung der vor⸗ 
geſchriebenen Bedingungen zuſichert, das ſchuldhafte Handeln der Perſonen 
gegen ſich gelten laſſen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Pflichten aus dem 
Abonnementsvertrage bedient ($ 278 BGB.). 

Zutreffend hat die vorige Inſtanz angenommen, daß ein Zeitungs- 
abonnementsvertrag zwiſchen dem Manne der Klägerin und dem Beklagten 
für den Unfallmonat ſtillſchweigend zuſtande gekommen war. Wenn jemand, 
wie dies bei dem Manne der Klägerin zutraf, eine Zeitung mit Monatsabon⸗ 
nement ſchon länger bezogen hat und die Erneuerung des Abonnements regel- 
mäßig in der Weiſe erfolgt iſt, daß die Zeitungausträgerin des Verlegers 
die Zeitung weiter zutrug und im Laufe des neuen Monats das Monats- 
abonnement unter Aushändigung von Quittung einkaſſierte, jo liegt klar zu⸗ 
tage, daß der Verleger, wenn er bereits vor Einkaſſierung des Monatsbetrags 
die Zeitung weiter zutragen läßt, damit nicht eine unentgeltliche Leiſtung 
bewirken will, ſondern die Fortſetzung des Abonnements anbietet. Der bis⸗ 
herige Abonnent nimmt aber, da für ihn dieſe Bedeutung der Weiterlieferung 
der Zeitung keinem Zweifel unterliegen kann, dieſes Angebot in einer nicht 
mißzuverſtehenden Weiſe an, wenn er die Zeitung nicht zurückweiſt ſondern 
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entgegennimmt. Daß der an ſich vorauszuzahlende Abonnementsbetrag noch 
nicht entrichtet war, iſt in einem Fall wie dem vorliegenden bedeutunglos, 
denn dieſe Nichtentrichtung iſt nicht die Folge einer Säumnis des Abonnenten, 
ſondern die einer von dem Verleger ſelbſt getroffenen Einrichtung, der zu⸗ 
folge die Zahlung den Charakter einer Holſchuld erhält. — — — Funktioniert 
die von ihm getroffene Einrichtung mangelhaft, ſo hat er und nicht der Abonnent 
dies ebenſo wie ein etwaiges Verſchulden der Austräger zu vertreten. Mit 
Rückſicht darauf, daß das Zeitungsabonnement dem Abonnenten für die 
Dauer desſelben, alſo von deſſen Beginn an, die Möglichkeit gewähren ſoll, 
die Vorteile einer Unfallverſicherung zu genießen, hatte der Beklagte dafür 
Sorge zu tragen, daß ſogleich bei Beginn oder Erneuerung des Abonnements 
die Abonnementsquittung dem Abonnenten gegen Zahlung des Betrags zur 
Verfügung ſtand. Ein ſpäteres Präſentieren derſelben durch ſeine Zeitung⸗ 
frau ging auf ſeine Gefahr. Seine Sache war es, die Zeitungausträger ent⸗ 
ſprechend zu inſtruieren und vor allem eine ſo große Zahl ſolcher anzuſtellen, 
daß die rechtzeitige Einkaſſierung der Abonnementsgelder gewährleiſtet war. 
Letzteres hat er aber nicht getan. Er kann die Verantwortung nicht durch 
die Verweiſung auf die in ſeiner Zeitung bekannt gegebene Beſtimmung ab⸗ 
lehnen, daß rechtzeitige Einlöſung der Quittung Bedingung der Verſicherung 
jet und nicht er und feine Austräger für pünktliche Zahlung des Abonnements- 
betrags zu ſorgen hätten. Denn bei dem Charakter der Zahlung als Hol- 
ſchuld iſt — — — eine Verpflichtung des Abonnenten zur Zahlung erſt ge⸗ 
geben, wenn ihm die Quittung bei ſich zur Einlöſung vorgelegt wird. Die Ein⸗ 
löſung iſt ſolchenfalls rechtzeitig, die Zahlung pünktlich. — — — 

Aber auch wenn die Verhinderung des Bedingungseintritts durch ſchuld⸗ 
hafte Verletzung einer Vertragspflicht nicht ſchon einer Verhinderung wider 
Treu und Glauben gleich zu erachten wäre, dürfte die Haftung des Beklagten 
aus dem Verzuge mit der Erfüllung einer aus dem Abonnementsvertrage 
folgenden Verbindlichkeit nach den Grundſätzen über Schadenerſatzpflicht, 
namentlich aus § 286 Abſ. 1 verbunden mit § 249 hergeleitet werden können. 

Mit Unrecht hat endlich der Beklagte die Anwendbarkeit des § 42 VerſG. 
beſtritten. Die Abonnentenverſicherung iſt als wirklicher Verſicherungsvertrag 
im Sinne des Geſetzes anzuerkennen, für den namentlich auch deſſen zwingende 
Vorſchriften Platz zu greifen haben (Komm. von Gerhard 721). Die Gegen- 
leiſtung für die Übernahme der Verſicherung bildet die Entrichtung des Be⸗ 
zugspreiſes für die Zeitung. Sie tritt an Stelle der ſonſt gewöhnlichen Prä- 
mienzahlung. Für das Weſen des Verſicherungsvertrags iſt aber die Art 
der Bemeſſung und Entrichtung der dem Verſicherungnehmer obliegenden 
Gegenleiſtung ohne Belang. 

Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 7. Febr. 1913 i. S. J. w. K. 

7 O. 257/12. 8 
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209. Gegenſeitige Entſchädigungsanſprüche neben der Wandelung.. 
eines Spezieskaufs. 
Vgl. 65 Nr. 91 m. N.; 67 Nr. 4. 175. 
BGB. 88 463. 467. 347. 99 ff. 

Im Oktober 1910 kaufte der Kläger von den verklagten Eheleuten ein 
Hausgrundſtück in E. zum Preiſe von 60 000 „. Er hatte bis dahin in Köln 
gewohnt; am 12. April 1911 bezog er das gekaufte Grundſtück und betrieb 
darin eine Gaſtwirtſchaft. Im Auguſt 1911 erhob er Klage auf Wandelung, 
Rückzahlung der geleiſteten Anzahlung und Erſatz der Vertragskoſten. Die Be⸗ 
klagten erklärten ſich im Vergleichswege mit der Wandelung einverſtanden 
und befriedigten den Kläger wegen ſeiner in dem Rechtsſtreit weiter erho- 
benen Anſprüche. Dann aber begehrte der Kläger mit weiterer Klage von den 
Beklagten Erſatz allen Schadens, der ihm durch den Abſchluß und die Wan⸗ 
delung des Kaufvertrages entſtanden ſei. Die Beklagten verlangten wider⸗ 
klagend Herausgabe der vom Kläger aus dem Grundſtück gezogenen Nutzungen. 
— Im übrigen aus den Gründen des Ber.⸗-Urteils: 

„Der Kläger, der von den Beklagten ein Gaſtwirtſchaftsgrundſtück in E. 
gekauft hatte, hat, nachdem er das Grundſtück einige Monate genutzt hatte, 
in einem früheren Rechtsſtreit Klage auf Wandelung des Vertrages erhoben 
mit der Begründung, daß das Grundſtück zur Zeit der Übergabe mit Haus⸗ 
ſchwamm behaftet geweſen ſei. Die Beklagten haben ſich, ohne den Rechts⸗ 
ſtandpunkt des Klägers anzuerkennen, mit der Wandelung einverſtanden erklärt 
und den Kläger wegen der damals erhobenen Anſprüche auf Rückzahlung der 
geleiſteten Anzahlung und Erſtattung der Vertragskoſten unſtreitig voll be- 
friedigt. Mit der jetzt erhobenen Klage beanſprucht der Kläger unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Schadenerſatzes und geſtützt auf die $8 467. 346 ff. 994 ff. 
BGB. Erſatz der weiteren ihm durch den Abſchluß und die Wandelung des 
Vertrages angeblich erwachſenen Nachteile. Seine Anſprüche beziehen ſich, 
ſoweit ſie in der Ber.⸗Inſtanz noch ſtreitig find, auf den Erſatz folgender Koſten 
und Auslagen, nämlich unter a bis e Reiſekoſten von ſeinem früheren Wohn- 
ſitz, Umzugskoſten nach E., Koſten für die Erlangung der Wirtſchaftskonzeſſion, 
Umzugskoſten von E. zurück, und entgangenen Arbeitsgewinn für die Zeit 
nach Auflöſung des Vertrages bis zur Erlangung einer andern Arbeitstätig⸗ 
keit, ferner unter f) 136,50 „ Koſten für notwendige und nützliche Verwen⸗ 
dungen in das Grundſtück, ſowie 18,20 „ Koſten für die Feſtſtellung des 
Schwammes; endlich unter g) 42,01 % Brandverſicherungsbeitrag. 

Gegen die Anſprüche zu k und g, zu deren Begründung die $$ 467. 346 ff., 
994 ff. BGB. herangezogen werden können, ſind rechtliche Bedenken nicht zu 
erheben. Nach den §§ 347. 994 beſtimmt ſich im Fall des Rücktritts der Erſatz 
von notwendigen und nützlichen Verwendungen ſowie von Erhaltungskoſten 
vom Empfange der Leiſtung an nach den Vorſchriften, welche für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer von dem Eintritt der 
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Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs an gelten. Auf Grund dieſer Vor⸗ 
ſchriften haben demnach die Beklagten, da ſie ſich mit der Rückgängigmachung 
des Vertrages einverſtanden erklärt haben, für die notwendigen und nütz⸗ 
lichen Verwendungen während der Beſitzzeit des Klägers und ferner auch 
für die gewöhnlichen Erhaltungskoſten Erſatz zu leiſten. Von dieſer rechtlichen 
Grundlage ausgehend muß daher der Anſpruch des Klägers auf Erſatz der 
Koſten zum Zweck der Feſtſtellung des Schwamms und des Beitrags zur 
Feuerverſicherung als berechtigt anerkannt werden. Die Aufdeckung des 
Schwamms war dienlich, um die weitere Ausbreitung dieſes Übels zu hin⸗ 
dern, und ebenſo war auch die Verſicherung gegen Brandſchaden eine zur Er⸗ 
haltung des Hauſes beſtimmte und zu dieſem Behuf auch geeignete Maß⸗ 
regel. Was die weiteren Koſten zu k anlangt, ſo mag es richtig ſein, daß der 
Kläger die von ihm behaupteten Reparaturarbeiten hat ausführen laſſen, 
es fehlt aber der Nachweis der Notwendigkeit dieſer Arbeiten und daß durch 
dieſe Arbeiten der Wert des Grundſtücks erhöht worden und noch zu der Zeit 
erhöht geweſen ſei, als die Beklagten deſſen Beſitz wiedererlangten ($ 996). 
Begründet iſt ſomit nur der Anſpruch auf Erſtattung von 18,20 % Koſten 
behufs Feſtſtellung des Schwamms und 42,01 & Feuerverſicherungsbeitrag. 
Die weiter geforderten Beträge zu a bis e, welche der Kläger damit motiviert 
hat, daß ihm auch die Beklagten zum Erſatz des durch den Abſchluß des Ver⸗ 
trages und die ſpätere Wandelung entſtandenen Schadens verpflichtet ſeien, 
können dagegen nicht als begründet angejeyen werden. 

Dem Käufer einer mangelhaften oder nicht mit den zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften verſehenen Sache ſtehen außer der Wandelung oder Minderung fol- 
gende Rechtsbehelfe zu Gebote. Er kann, ſofern er durch argliſtige Zuſicherung 
von Eigenſchaften der Sache oder durch argliſtige Verſchweigung von Fehlern 
zum Vertragſchluſſe beſtimmt worden iſt, den Vertrag anfechten und nach 
§ 249 BOB. Wiederherſtellung des Zuſtandes verlangen, der ohne den Vertrag 
beſtehen würde. Er kann aber auch die Sache behalten und entweder, wenn 
zugeſicherte Eigenſchaften fehlen oder argliſtig verſchwiegene Fehler vor⸗ 
handen ſind, ſtatt der Wandelung Erſatz des Erfüllungsintereſſes nach $ 463 
beanſpruchen oder, ſofern der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung, ins⸗ 
beſondere des Betruges gegeben iſt, Erſatz des Betrugsſchadens verlangen, 
den er wiederum entweder ſo berechnen kann, daß er die Herabſetzung des 
Kaufpreiſes auf denjenigen Betrag beanſprucht, den er nur bewilligt haben 
würde, wenn die Täuſchung nicht erfolgt wäre, oder Erſatz des Erfüllungs⸗ 
intereſſes fordert, d. h. verlangt, ſo geſtellt zu werden, wie wenn die argliſtig 
zugeſicherten Eigenſchaften vorhanden oder die argliſtig verſchwiegenen Fehler 
nicht vorhanden wären (RG Entſch. 66, 335, in Seuff A. 63 Nr. 131). 

Alle dieſe Rechtsbehelfe ſind aber im vorliegenden Falle — das Fehlen 
zugeſicherter Eigenſchaften wird nicht behauptet — ſchon deshalb nicht gegeben, 
weil nicht feſtgeſtellt werden kann, daß die Beklagten das Vorhandenſein des 
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Hausſchwamms, auf welchen Fehler es in der Ber.⸗Inſtanz allein noch an⸗ 
kommt, beim Kaufabſchluß argliſtig verſchwiegen haben. — — — 

Der Kläger hat nun aber weiter geltend gemacht, daß den Beklagten 
mindeſtens Fahrläſſigkeit zur Laſt falle, da ihnen die Tatſache der 
Verwendung alten Holzes und die Möglichkeit, daß ſich daraus Schwamm 
entwickeln könne, bei der nötigen Aufmerkſamkeit nicht habe entgehen dürfen, 
und er hat ausgehend von dieſer Erwägung und unter ann auf die 
Rechtſprechung des RG., 

Entſch. 52, 18; 53, 200 (Seuffi. 58 Nr. 185); 66, 289; 70, 427, 
ſeine Schadenerſatzanſprüche event. auf die allgemeinen Vorſchriften der 
88 276 ff. BGB. geſtützt. Auch inſoweit fehlt indeſſen dem Anſpruch die ge⸗ 
ſetzliche Grundlage. 

In der Rechtſprechung des RG. wird auf Grund des Vertragsverhält⸗ 
niſſes ein Schadenerſatzanſpruch neben der Wandelung zugelaſſen, wenn 
eine Vertragspartei ſchuldhafterweiſe ihre Vertragspflicht verletzt und hier⸗ 
durch dem andern Vertragſchließenden einen Schaden verurſacht hat, der in 
der Wandelung nebſt ihren geſetzlichen Folgen nicht ſeine Deckung findet. 
Dieſer Schadenerſatzanſpruch wird hergeleitet aus den für anwendbar erklärten 
allgemeinen Vorſchriften der 88 276 ff., nach denen der Schuldner, ſofern nicht 
ein andres beſtimmt iſt, Vorſatz und Fahrläſſigkeit bei ſeiner Leiſtungspflicht 
zu vertreten hat. Die Anwendung der $$ 276 ff. kann auch einem rechtlichen 
Bedenken nicht begegnen, ſofern ein Fall der Anwendung des § 276 überhaupt 
gegeben iſt, d. h. ſofern es ſich um die Erfüllung der Verbindlichkeit aus einem 
Schuldverhältnis handelt. Das Geſetz legt nur dem Schuldner die Vertretung 
für Vorſatz und Fahrläſſigkeit auf. Vorausgeſetzt wird ſomit das Beſtehen 
eines eine Verpflichtung zur Leiſtung begründenden Schuldverhältniſſes und 
ein vorſätzliches oder fahrläſſiges Zuwiderhandeln gegen die nach und erſt auf 
Grund des entſtandenen Schuldverhältniſſes ſich ergebende Leiſtungspflicht. 
Eine derartige Verletzung der Leiſtungspflicht bedeutet es, wenn der Ver⸗ 
käufer einer Gattungs ſache — in den von der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung behandelten Fällen ſtehen überall nur Gattungsſachen in Frage 
(u. a. Entſch. 70, 429; ZW. 1912, 341 —, der auf Grund des abgeſchloſſenen 
Vertrages die Verpflichtung zur Leiſtung mangelfreier Durchſchnittsware 
übernommen hat, dieſe vertragliche Verpflichtung durch Ausſonderung und 
Lieferung einer mit Mängeln behafteten Ware ſchuldhaft nicht erfüllt, alſo 
nach Abſchluß des Vertrages ſchuldhaft ſeine aus dem Vertrage entſtandenen 
Pflichten verletzt, m. a. W. ſich eines Verſchuldens in der Vertragserfüllung 
ſchuldig macht. Anders liegt der Fall aber bei dem Verkauf eines Spezies. 
Die Spezies wird verkauft, ſo wie ſie beſchaffen iſt, und die aus dem Vertrage 
ſich ergebende Leiſtungspflicht des Verkäufers hat zum Inhalt nur die Lie⸗ 
ferung dieſer Spezies, gleichgültig, ob ſie mit Mängeln behaftet iſt oder nicht. 
Das Verſchulden des Verkäufers beſteht in einem derartigen Falle darin, daß 
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er eine mangelhafte Sache zum Kauf anbietet und es zum Abſchluß des Ver⸗ 
trags kommen läßt, obwohl er bei der nötigen Aufmerkſamkeit ſich hätte ſagen 
müſſen, daß die Sache mit Mängeln behaftet ſei und dem Käufer daraus ein 
Schaden erwachſen könne. Seine Fahrläſſigkeit fällt in das Stadium des 
werdenden Vertrages und ſomit in eine Zeit, wo er noch nicht „Schuldner“ 
iſt. Aus dieſen Gründen können die in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
für den Verkauf von Gattungsſachen entwickelten Grundſätze auf den Ver⸗ 
kauf einer Spezies, um die es ſich in vorliegendem Falle handelt, keine An⸗ 
wendung finden. Da hat es vielmehr bei den Gewährleiſtungsvorſchriften 
der 88 459 ff. ſein Bewenden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Bürgerl. 
Geſetzbuch eine Haftung für culpa in contrahendo, und zwar insbeſondere 
eine Haftung für fahrläſſiges Verhalten beim Vertragſchluß außer den im 
Geſetze beſonders erwähnten Fällen (vgl. §§ 122. 179. 307. 694 BGB.) all- 
gemein anerkennt, für das Gebiet der Gewährleiſtung iſt dieſe Haftung jeden⸗ 
falls zu verneinen, da hier Sondervorſchriften beſtehen, welche dem prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſe ausreichend Rechnung tragen. Wenn hier in § 463 be⸗ 
ſtimmt wird, daß der Verkäufer dem Käufer nur für zugeſicherte Eigenſchaften 
und nur für argliſtig verſchwiegene Fehler oder, was dem gleichzuachten, bei 
liſtig vorgeſpiegelten Eigenſchaften (Entſch. 66, 338; IW. 1913, 198) zu haften 
hat, ſofern dieſe Eigenſchaften und Fehler zur Zeit des Kaufabſchluſſes fehlen 
bzw. vorliegen, und daß dieſe Haftung auch nur an Stelle der Wandelung be⸗ 
ſtehen ſoll, dann kann nicht angenommen werden, daß das Geſetz außerdem 
auch Schadenerſatzanſprüche für nur fahrläſſig nicht angegebene Mängel 
habe gewähren und dieſe Anſprüche überdies neben der Wandelung habe zu- 
laſſen wollen. Solche können da nur unter Umſtänden auf der Grundlage 
unerlaubter Handlung erwachſen, die aber nicht behauptet und auch nicht als 
vorliegend zu erachten iſt. Den erhobenen Anſprüchen zu a bis e fehlt ſomit 
die geſetzliche Grundlage, ſo daß inſoweit die Klage abzuweiſen war. 

Der von den Beklagten in ihrer Widerklage erhobene Anſpruch auf Zah- 
lung von 3000 „ für die gezogenen Nutzungen wird vom Kläger dem Grunde 
nach nicht beſtritten und iſt nach den Beſtimmungen der §§ 467. 347. 987 BGB. 
auch gerechtfertigt. Fraglich iſt nur, ob er den Beklagten in der geforderten 
Höhe zuſteht. 

Vom Zeitpunkt der Übergabe des Grundſtücks an war der Kläger zu den 
Beklagten und Widerklägern rechtlich ſo geſtellt, wie ein Beſitzer zum Eigen⸗ 
tümer nach Eintritt der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs. Zu 
vergüten ſind demnach die Nutzungen, welche nach den Regeln einer ord⸗ 
nungmäßigen Wirtſchaft gezogen werden konnten, ſomit an ſich diejenigen 
Nutzungen, welche das Grundſtück in feiner Eigenſchaft als Gaſtwirtſchafts⸗ 
grundſtück abwerfen konnte. Unter der Berückſichtigung, daß Kläger jedoch 
nach dem allgemeinen, im § 102 BGB. aufgeſtellten Grundſatze Anſpruch 
auf Erſatz ſeiner auf die Gewinnung der Nutzungen verwendeten Tätigkeit 
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erheben kann, iſt in Übereinſtimmung mit dem Vorderrichter bei Bemeſſung 
des dem Widerkläger zu leiſtenden Erſatzes nur der objektive Nutzungswert, 
wie er in dem Mieterträgniſſe des Grundſtücks zum Ausdruck kommt, zugrunde 
zu legen.“ 

Es folgt die Darlegung, daß dieſer Betrag auf insgeſamt 1118,01 K feſt⸗ 
zuſetzen ſei. Demnach verblieben nach Abzug des dem Kläger zugeſprochenen 
Betrages von 60,21 K zugunſten der Beklagten und Widerkläger 1057,80 K, 
zu deren Zahlung der Kläger auf die Berufung der Beklagten zu verurteilen 
ſei, während die Berufung des Klägers zurückzuweiſen ſei. 

Urteil des OLG. zu Frankfurt a / M. (3. Sen.) v. 9. Juni 1913 i. S. 

Schrader (Kl.) w. Ehel. Heuß. 3 U. 80/13. Cr. 


— 


210. Tauſchvertrag oder zwei Kaufverträge ? 
Vgl. 27 Nr. 22; 64 Nr. 27. 
BGB. 55 515. 433. 

Laut notariellen „Tauſchvertrages“ vom 3. Sept. 1910 haben M. und Sch. 
ihre Anweſen in A. im Wertanſchlage zu 19 700 K und 4700 , vertauſcht. 
M. ſoll in Anrechnung auf den Tauſchpreis eine Hypothek von 1500 zur 
Zahlung übernehmen und 3200 % nach vertragmäßiger Kündigung bar zahlen; 
Sch. übernimmt eine Hypothek von 15 000 „ und ſoll den Reſt von 4700. 
ſofort bar auszahlen. Bei der Gebührenberechnung wurde ſtreitig, ob ein 
Tauſchvertrag oder zwei Kaufverträge vorlägen. Der Notar hatte erſteres an⸗ 
genommen: auf Beſchwerde und ebenſo auf die weitere Beſchwerde wurde 
anders entſchieden. Aus den Gründen des letzten Beſchluſſes: 

„Die für eine Notariatsurkunde zu erhebende Gebühr beſtimmt ſich nach 
den in ihr enthaltenen Willenserklärungen der Beteiligten. Für die Ermitte⸗ 
lung der rechtlichen Bedeutung der Erklärungen iſt aber die Überjchrifr der 
Urkunde und die Bezeichnung, die dem Rechtsgeſchäft von den Beteiligten 
gegeben wird, nicht entſcheidend, wenn der Geſamtinhalt der Urkunde eine 
andre rechtliche Beurteilung erheiſcht. Dies gilt auch für die Entſcheidung 
darüber, ob ein Kauf⸗ oder ein Tauſchvertrag vorliegt; 

RGeEntſch. 50, 285; Urt. des Ob. LG. in Strafſ. v. 13. Juni 1911 in Bl. f. bayer. 

Finanzweſen 1912, 99. 

Die Würdigung des geſamten Inhalts der laut der Urkunde v. 3. Sept. 
1910 getroffenen Abmachungen führt aber notwendig dazu, daß die Be⸗ 
zeichnung des Geſchäfts als Tauſchvertrag unrichtig iſt. Das Weſen des Tauſch⸗ 
vertrags liegt darin, daß die unmittelbare Leiſtung eines jeden Teils in der 
Verſchaffung einer Sache beſteht (Motive 2, 366 zu 8 502 Entw.). Tauſchen 
iſt das Auswechſeln von Gegenſtänden verſchiedener Eigentümer unmittelbar 
gegeneinander, ſo daß der hingegebene Gegenſtand als ſolcher die ganze oder 
doch wenigſtens die weſentliche Gegenleiſtung für den empfangenen bildet. 
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Wird dagegen die Gegenleiſtung für die Hingabe eines Gegenſtandes in der 
Art beſtimmt, daß der von dem andern Vertragsteil dem hingebenden über⸗ 
laſſene Gegenſtand hierbei außer Betracht bleibt und ſie ausſchließlich in ander⸗ 
weitigen Leiſtungen, wie Barzahlung, Übernahme oder Beſtellung von Hypo⸗ 
theken ꝛc. beſteht, ſo iſt die Annahme eines Tauſchvertrags begrifflich aus⸗ 
geſchloſſen (RGEntſch. 73, 88). Das Beſchwerdegericht hat daher mit Recht 
dem Umſtand ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen, daß nach dem klaren 
Inhalt der Urkunde keines der beiden ausgewechſelten Grundſtücke bei Be⸗ 
ſtimmung der Gegenleiſtung für das andre irgendwie in Anſchlag gebracht 
wurde. Die Annahme, daß die Urkunde zwei Kaufverträge über Grundſtücke 
enthält, unterliegt demnach keinem rechtlichen Bedenken. — — —“ 
Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (2. Sen.) v. 17. Febr. 1913. Reg. V. 
37/12. BayObLG. 14, 91. 


211. Verpflichtung zu Schutzmaßregeln bei Verkehrshinderniſſen in 
öffentlichen Straßen. 
Val. 45 Nr. 90 m. N.; 46 Nr. 17; 64 Nr. 130. 
BGB. $ 823. 

Wer bei Abend nach Eintritt der Dunkelheit und Beginn der Straßen- 
beleuchtung auf dem Bürgerſteig einer Straße in einer großen Stadt dahin⸗ 
geht, hat nicht damit zu rechnen, daß auf dem Bürgerſteig irgendwelche Ver⸗ 
kehrshemmniſſe ihm entgegentreten möchten, er braucht deshalb, wenn ſchon er 
natürlich die gewöhnliche für den Verkehr gebotene Sorgfalt und Achtſamkeit 
auf ſeine Umgebung auch da zu beobachten hat, nicht mit beſonderer Angſt⸗ 
lichkeit ſein Augenmerk darauf zu richten, daß nicht etwa irgend etwas im Wege 
ſtehe oder liege, worüber er ſtürzen oder woran er anſtoßen könnte. Vielmehr 
kann er davon ausgehen, daß, wenn ausnahmsweiſe Verkehrshinderniſſe auf 
dem Bürgerſteige vorhanden ſein ſollten, dieſe derart kenntlich gemacht ſeien, 
daß ſie jeder Fußgänger, auch wenn er ſeine Obacht nicht beſonders auf das 
etwaige Vorhandenſein von Verkehrshinderniſſen gerichtet habe, wahrnehmen 
müſſe. Eine ſolche Kenntlichmachung fehlte bei dem auf Veranlaſſung des 
Beklagten zur Beförderung ſeines Motorrades hingelegten Brette durchaus. 
Daß ein ſolches quer von der Hausflur nach dem Trottoir gelegt ſei, konnte 
niemand, der auf dieſem ſeinen Weg genommen hatte, irgend vermuten. 
Das überraſchende Daliegen eines ſolchen, das gleichmäßige Weitergehen un⸗ 
möglich machenden oder erſchwerenden Hinderniſſes gefährdete das Publi⸗ 
kum in hohem Grade; denn wer das Brett nicht rechtzeitig bemerkte, mußte 
darüber ſtürzen und ſich, wenn nicht einen wirklichen Schaden tun, doch min- 
deſtens ſchmerzhaft ſtoßen. Dieſe Erwägungen mußten ſich dem Beklagten 
bei nur einiger Achtſamkeit aufdrängen, er mußte, wenn er überhaupt die ge⸗ 
fährliche, den Verkehr ſtörende Maßnahme des Brettlegens zu ſeiner Bequem⸗ 
lichkeit treffen wollte, den daraus dem Verkehr drohenden Gefahren in aus⸗ 
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reichendem Maße begegnen derart, daß ein Unfall ausgeſchloſſen erſchien, 
auch wenn man mit Paſſanten rechnete, die keine außergewöhnliche Vorſicht 
dem Zuſtande des Weges entgegenbrachten. Was er an Gegenmaßregeln ge⸗ 
troffen hatte, war aber, wie er bei Anwendung der durch den Verkehr gebo⸗ 
tenen Sorgfalt erkennen mußte, durchaus ungenügend. Mag er auch ſeinen 
Markthelfer angewieſen haben, auf die Paſſanten zu achten und ſie rechtzeitig 
zu warnen, ſo war es doch von vornherein klar, daß derſelbe das in ausreichender 
Weiſe jedenfalls ſo lange nicht zu tun vermochte, als er mit der Wiederbeſei⸗ 
tigung des Brettes, deſſen Hineinziehen oder Hineinſchieben in die Hausflur 
beſchäftigt war. — — — Der Hergang bei dem Unfall beſtätigt das ausreichend. 
Der Beklagte ſelbſt war nicht in der Lage, jenes Achtgeben zu beſorgen, da er 
ſeine Aufmerkſamkeit im weſentlichen ſeinem Motorrade zuwenden mußte. 
Jedenfalls hat er es gelegentlich des Unfalls nicht getan. Zurufe, wie die 
Außerung des Beklagten: „Hier liegt ein Brett“ und die des Zeugen „Achtung“ 
könnten als ausreichende Maßnahme, um die Paſſanten zu ſchützen, nur dann 
anerkannt werden, wenn feſtſtände, daß ſie in einer Weiſe erfolgt wären, 
daß ſie von ihnen annehmbarer Weiſe gehört und verſtanden, d. h. auf ſich 
im Sinne einer Warnung vor dem gleichmäßigen Weitergehen bezogen werden 
mußten. In dieſer Richtung fehlt es nach dem Ergebniſſe der Beweisauf⸗ 
nahme durchaus an Unterlagen, um die Zurufe für rechtzeitig und genügend 
anzuerkennen. Die Tatſache, daß die Klägerin alsbald nach jenen Zurufen 
über das Brett geſtürzt iſt, ſpricht dafür, daß jene entweder zu ſpät oder nicht 
laut genug und nicht in einer Weiſe erfolgt ſind, die für die Paſſanten und die 
Klägerin insbeſondere ausreichte, um ſie erkennen zu laſſen, es handle ſich 
nicht um eine gewöhnliche laute Außerung, wie ſie im Straßenverkehr vorzu⸗ 
kommen pflegt, ſondern um eine Warnung vor dem Weitergehen. Der Umſtand, 
daß mehrere Zeugen nichts von den Zurufen gehört haben, bietet für die letz⸗ 
tere Annahme eine ſtarke Unterftügung. — — — 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 9. Mai 1913 i. S. E. w. L. 
7 O. 76/13. 1 —I. 
212. Die Hirchenbaulaſt gewährt keinen Erſatzanſpruch gegen den 
Brandſtifter aus unerlaubter Handlung“, dagegen aus n 1 
und Bereicherung“. 

gl. 60 Nr. 209 m. N.; ferner 60 Nr. 54 m. N.; 63 Nr. 91. — gl. 59 Nr. 3 
m. N.; auch 65 Nr. 188. 
BGB. 88 823. 683. 812. 

Bei einem im Juni 1905 um den Fuldaer Dom veranſtalteten Feuerwerk 
war Feuer in den Türmen entſtanden. Die Wiederherſtellung der abgebrannten 
Gebäudeteile hatten dem baupflichtigen Fiskus 4300 % gekoſtet, auf deren 
Erſatz er die beiden Beklagten in Anſpruch nahm, die das Feuerwerk geleitet 
hatten und dabei fahrläſſig verfahren ſein ſollten. In 2. Inſtanz waren die 
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Beklagten vollſtändig nach dem Klagantrag verurteilt worden, das Reichsgericht 
hob aus prozeſſualen Gründen auf und verwies die Sache zurück. Dabei 
wurde über die Klagebegründung u. a. folgendes ausgeführt: 

„— — — Das Ber.⸗Gericht verneint, daß dem Kläger als dem Träger 
der Kirchenbaulaſt ein Anſpruch aus eigenem Recht gegen die Beklagten aus 
unerlaubter Handlung wegen der fahrläſſigen Verurſachung des 
Schadenfeuers, ſoweit dieſer Anſpruch auf § 823 Abſ. 1 BGB. geſtützt wird, 
zuſtehe. Durch § 823 Abſ. 1 werde das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht 
geſchützt, der Kläger ſei aber nicht Eigentümer der beſchädigten Kirche, noch 
Träger eines Rechts an dieſer, ſondern nur Träger einer Pflicht. Dem iſt bei⸗ 
zuſtimmen. Dagegen nimmt nun das Ber.⸗Gericht an, daß die Schutz⸗ 
geſetze, die das Strafgeſetzbuch in den $$ 306 und 309 über die Brand⸗ 
ſtiftung aufrichte, auch den Schutz des baupflichtigen Klägers umfaßten, ſo 
daß ein eigenes Recht des Klägers, von den Beklagten Erſatz des Schadens 
zu verlangen, durch § 823 Abſ. 2 BGB. begründet ſei. Dieſe Annahme muß 
rechtlichen Bedenken unterliegen. Auch der Schadenerſatzanſpruch des § 823 
Abſ. 2 BGB. ſteht nur dem unmittelbar durch die Verletzung des Schutz⸗ 
geſetzes Beſchädigten zu; als Beſchädigter kommt nur der in Betracht, zu deſſen 
Schutze das Geſetz erlaſſen iſt (RG Entſch. 73, 30; Warneyer Rſpr. d. RG. 1911 
Nr. 372). Wer dieſe Perſon iſt, iſt aus dem Inhalt des Schutzgeſetzes, den Ver⸗ 
hältniſſen, die es regeln will, den Zielen, die es verfolgt, zu entnehmen (vgl. 
die erſtangezogene Entſcheidung S. 32). Die Beſtimmungen des $ 306 StGB., 
der die Norm für die vorſätzliche Brandſtiftung enthält, und des § 309 daf., der 
die fahrläſſige Brandſtiftung behandelt, laſſen nur als geſchützt erkennen, ein⸗ 
mal die Eigentümer oder ſonſtigen dinglich Berechtigten an den Gebäuden und 
den darin befindlichen Eigentumsgegenſtänden, und ferner die Menſchen, 
die in den zu gottesdienſtlichen Verſammlungen beſtimmten oder zur Woh- 
nung von Menſchen dienenden Gebäuden ſich aufhalten; ſie wollen Beſchä⸗ 
digungen von Menſchen und ihrem Eigentum, außerdem in dem Schutze 
gottesdienſtlicher Gebäude auch die Ordnung der Religionsübung ſchützen. 
Der an den kirchlichen Gebäuden baulaſtpflichtige Fiskus, der ähnlich einer 
Feuerverſicherungsanſtalt (vgl. Warneyer 1911 Nr. 372) dem Eigentümer 
für die Wiederherſtellung des beſchädigten Gebäudes aufkommen muß, kann 
als geſchützt nicht angeſehen werden. Daß die rechtliche Grundlage dieſer 
Wiederherſtellungspflicht eine von der Erſtattungspflicht der Feuerverſiche⸗ 
rungsanſtalt verſchiedene iſt, kommt für den Inhalt der 588 306 und 309 StGB. 
als Schutzgeſetze nicht in Betracht. Wie die Feuerverſicherungsanſtalt aus 
rechtsgeſchäftlicher Verpflichtung, wie der Brandſtifter ſelbſt aus unerlaubter 
Handlung, ſo iſt der Fiskus infolge ſeiner Baulaſtverpflichtung auf öffentlich⸗ 
rechtlicher Grundlage dem Eigentümer die Wiederherſtellung des Gebäudes 
zu leiſten verpflichtet. Ein Recht an dem Kirchengebäude, das als geſchützt 
angeſehen werden könnte, ſteht ihm überhaupt nicht zu. 
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Gleichwohl iſt eine Berechtigung des klagenden Fiskus zur Geltend— 
machung eines Anſpruchs gegen die Perſonen, die durch ihre unerlaubte Hand— 
lung den Brand der Kirche verurſacht haben, auch unabhängig von der Ab⸗ 
tretung der Schadenerſatzanſprüche des Eigentümers auf der Grundlage der 
geleiſteten Wiederherſtellung anzuerkennen. Wie der unterhaltungspflichtige 
Vater, der Aufwendungen zur körperlichen Wiederherſtellung ſeines durch die 
unerlaubte Handlung eines Dritten verletzten Kindes gemacht hat, auf Erſatz der 
Aufwendungen gegen den Täter der unerlaubten Handlung aus den recht— 
lichen Geſichtspunkten der Geſchäftsführung ohne Auftrag wie der Bereicherung 
zu klagen berechtigt iſt, ſo kann auch im gegebenen Falle der baulaſtpflichtige 
Fiskus, der dieſer Verpflichtung gemäß das von dritten Perſonen fahrläſſig in 
Brand geſteckte Kirchengebäude wiederhergeſtellt hat, gegen die Urheber der 
Brandſtiftung auf Erſatz der von ihm aufgewendeten Koſten klagen. Allerdings 
wollte der baulaſtpflichtige Staat, indem er die Wiederherſtellungsarbeiten 
vornahm, zunächſt ſeine öffentlichrechtliche Baulaſtpflicht erfüllen. War aber 
die Beſchädigung, zu deren Wiederherſtellung er vermöge dieſer Pflicht ge— 
halten war, durch eine zum Schadenerſatz verpflichtende unerlaubte Hand— 
lung eines Dritten verurſacht, ſo machte er die Aufwendungen zugleich in der 
Abſicht, ſich wegen ihrer bei dem an letzter endgültiger Stelle verpflichteten 
Beſchädiger wieder zu erholen; er nimmt dieſem die Sorge für die ihm ob— 
liegende Wiederherſtellung ab; ſein Anſpruch gegen den Schädiger iſt aus der 
nützlichen Geſchäftsführung begründet (vgl. §§ 677 ff. BGB.; IW. 1909 
13715; 1910, 3896, Warneyer 1909 Nr. 86). Daß das Handeln auf Grund 
einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung mit der Abſicht des Geſchäftsführers, 
ſich bei demjenigen zu erholen, den die Pflicht, jene Koſten zu tragen, in erſter 
Linie trifft, wohl verträglich iſt, iſt in den Entſcheidungen des erkennenden 
Senats Entſch. 75, 276 ſowie JW. 1910, 186° ausgeſprochen; 

vgl. auch Entſch. 75, 188; 77, 193; JW. 1911, 99228, 1912, 81. 
Ebenſo iſt der Anſpruch des Klägers gegen die fahrläſſigen Urheber des Bran— 
des aus dem rechtlichen Geſichtspunkte der Bereicherung begründet, 
da er durch die Wiederherſtellung des durch den Brand beſchädigten Gebäudes 
auf ſeine Koſten den Schädigern, die dieſe Wiederherſtellungspflicht aus der 
unerlaubten Handlung endgültig trifft, dieſe Koſten erſpart hat (§8 812 ff. 
BGB.; vgl. IW. 1903 Beil. ©. 819, auch 1911, 4881). Die Entſcheidung des 
erkennenden Senats RGeEntſch. 68, 45, die einem Knappſchaftsverein wegen 
der Unterſtützungen, die er im Fall eines Unfalls zahlt, den Bereicherungs— 
anſpruch gegen den verſagt hat, der dem Verletzten wegen unerlaubter Hand— 
lung aus dem Unfall erſatzpflichtig iſt, ſteht nicht entgegen. Die ſatzungmäßige 
Leiſtung der Knappſchaft hat ſowenig wie die einer privaten Unfall-Verſ.⸗ 
Geſellſchaft den Charakter einer Schadenswiederherſtellung, mit der ſie ſich 
weder dem Rechtsgrunde noch dem Umfange nach deckt. Im gegebenen Fall 
iſt dagegen die Leiſtung des Klägers aus der Baulaſtverpflichtung en Gegen- 


Seuffert® Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 10. 
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ſtand und Umfang dieſelbe, die die Urheber des Brandes aus der unerlaubten 
Handlung verſchulden. — — —“ 

Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 26. April 1913 in der preuß. 

Sache Müller und Pauly (Bkl.) w. Preuß. Fiskus (OLG. Caſſel). VI. 572/12. 


213. Derftoß gegen die guten Sitten durch eigennützige Verleitung 
zu einem Dertragsbrud. 
(Vgl. 60 Nr. 209 m. N.) 
BGB. 88 826. 138; Unl WG. 8 1. 

Der Brauereibeſitzer B. hatte ein zwiſchen ihm und der klagenden Brauerei— 
Akt.⸗Geſellſchaft unter dem 27. Juli 1907 getroffenes Abkommen dadurch ver⸗ 
letzt, daß er am 1. Okt. 1908 in den Dienſt der Kiliansbrauerei in C., deren 
Inhaber der Beklagte iſt, getreten war. Die Klägerin verlangte deswegen 
vom Beklagten 10 000. auf Grund eines von B. im Vertrage v. 27. Juli 
1907 gegebenen Strafverſprechens, deſſen Erfüllung der Beklagte ihr gegen- 
über übernommen hatte, und weitere 20 000.4 auf Grund des § 826 BGB., 
weil der Beklagte den B. zum Vertragsbruch verleitet und hierdurch ihr vorſätz— 
lich in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe Schaden zugefügt habe. 
— Die Vorinſtanzen beſchränkten ihre Entſcheidung zunächſt auf den Erſatz⸗ 
anſpruch aus § 826. Der 1. Richter wies die Klage inſoweit ab, das Ber. 
Gericht dagegen erklärte den Klaganſpruch zu dieſem Teil dem Grunde nach 
für gerechtfertigt. Die Reviſion des Beklagten wurde zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: f 

„— — — Das Ber.-Gericht nimmt an, der Beklagte habe bei Abſchluß 
des Vertrags mit B. deſſen mit der Klägerin geſchloſſenen Vertrag inhaltlich 
gekannt und ſei ſich der Tragweite der darin getroffenen Beſtimmungen, ins- 
beſondere dahin bewußt geweſen, daß B. im Fall einer Vertragsverletzung 
nicht nur auf Zahlung der Strafe, ſondern auch des weiteren Schadens und 
auf Erfüllung neben der Strafe in Anſpruch genommen werden könne. Nach 
Anſicht des Ber.⸗Gerichts hat der Beklagte, indem er trotz dieſer Kenntnis 
und angeſichts der großen Aufwendungen, die die Klägerin zur Gewinnung 
des B. gemacht habe, dieſen für ſich zu Konkurrenzzwecken im Konkurrenzgebiet 
verpflichtete und ſich insbeſondere zuſagen ließ, daß B. ihm von ſeiner Kund— 
ſchaft den Mindeſtumſatz von 3000 h! jährlich überweiſe, alſo faſt den geſamten 
Umſatz, den die Klägerin ſich durch ihren Vertrag v. 27. Juli 1907 geſichert 
zu haben glaubte, illoyal gehandelt und damit einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten i. S. des $826 BGB. begangen. Der §1 UnlWG. v. 7. Juni 
1909 kommt nach Lage der Sache nicht in Betracht, weil das dem Beklagten 
zur Laſt gelegte Verhalten insgeſamt zeitlich vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes liegt. Als Verſtoß gegen die guten Sitten muß das Verhalten des 
Beklagten nach Anſicht des Ber.⸗Gerichts um jo mehr gelten, als B. ſich nicht 
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etwa dem Beklagten ohne weiteres angeboten und dieſer lediglich eine ſich 
ihm bietende Abſatzmöglichkeit ergriffen habe, die Verhandlungen ſich viel- 
mehr des längeren hingezogen hätten und B. erſt dann zum Beklagten über⸗ 
getreten ſei, nachdem dieſer ihm wegen ſeiner ſämtlichen Verpflichtungen 
gegen die Klägerin Deckung verſprochen habe. Hierin liege zugleich ein Ver⸗ 
leiten des B. zum Vertragsbruch, wodurch ſich der vorliegende Fall auch we— 
ſentlich von dem in RGEntſch. 78, 14 unterſcheide. 

Die Reviſion wendet hiergegen ein: die Feſtſtellung, daß der Beklagte 
in Kenntnis der zwiſchen B. und der Klägerin beſtehenden Verpflichtungen 
den Vertrag mit B. geſchloſſen habe, rechtfertige die Verurteilung nach $ 826 
BGB. nicht, die Klägerin habe nur gegen B. Rechte gehabt, aus dem Ver⸗ 
tragsbruch hafte ihr dieſer allein auf Schadenerſatz, nicht aber der Beklagte. 

Hätte das Ber.⸗Gericht ſeine Entſcheidung allein auf die von der Re— 
viſion hervorgehobene Feſtſtellung gegründet, ſo müßte dies als rechtsirrig 
beanſtandet werden. Wie in der Rechtſprechung des erkennenden Senats, 

vgl. JW. 1906, 465; 1910, 705; VI. 379/09; Warneyer 1910 Nr. 183; VI. 417/10; 

66/11; RGeEntſch. 78, 14, bei. 17 ff., 
ſtets grundſätzlich feſtgehalten worden iſt, iſt in dem Abſchluß eines den Kon⸗ 
kurrenten ſchädigenden Vertrags mit deſſen vertragbrüchigem Vertragsgegner 
auch bei Kenntnis von deſſen Vertragsbruch regelmäßig nicht ohne weiteres 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten zu finden: vielmehr iſt ein ſolcher nur unter 
beſonderen Umſtänden anzunehmen, ſo namentlich, wenn unlautere Mittel 
dazu angewendet worden ſind, den Vertragsbruch herbeizuführen. Nicht 
minder können der Zweck, zu dem der Vertragsbruch bewirkt wird, die für den 
Geſchädigten damit verbundenen Folgen, oder ſonſtige begleitende Umſtände 
das Verhalten deſſen, der ſich mit dem Vertragbrüchigen eingelaſſen hat, als 
Verſtoß gegen die guten Sitten erſcheinen laſſen. Dabei reicht es regelmäßig 
aus, wenn der Schädigende auch nur die bereits vorhandene Neigung des 
andern zum Vertragsbruche ſich zu Nutzen gemacht hat (VI. 417/1910); aber 
auch für eine Verleitung zum Vertragsbruch, zu dem die Anregung nicht vom 
Vertragsgegner des Geſchädigten, ſondern vom Konkurrenten ausgeht, gilt 
nichts Beſonderes. | 

Abweichend hiervon hat der 2. Zivilſenat in der in JW. 1913, 32510 ab- 
gedruckten Entſcheidung (II. 333/1912) ſich dahin ausgeſprochen, daß ſchon 
ein bewußtes Hinwirken auf einen Vertragsbruch ſeitens eines Dritten in 
der Regel ein ſittenwidriges ſei, und daß nur im einzelnen Falle die beglei— 
tenden Umſtände die Sittenwidrigkeit auszuſchließen vermöchten. Dieſe 
Rechtsanſicht begegnet indeſſen in der grundſätzlichen Ausprägung, die ſie 
in der angeführten Entſcheidung gefunden hat, erheblichen Bedenken. Die 
zwiſchen andern Perſonen beſtehenden perſönlichen Schuldverhältniſſe können 
begrifflich von einem Dritten nicht verletzt und brauchen an ſich von ihm nicht 


beachtet zu werden. Dadurch unterſcheidet ſich das Recht aus einem Schuld- 
29* 
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verhältnis von dem dinglichen wie von jedem abſoluten Recht. Dieſes wirkt 
gegen alle, jenes bindet nur eine beſtimmte Perſon. Die ſchädigende Störung 
ſolcher Rechts-, insbeſondere Vertragsbeziehungen durch einen Dritten iſt 
daher auch für ſich allein und regelmäßig nicht als ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten anzuſehen. Wollte man den, der hierdurch vorſätzlich Schaden zufügt, 
ohne weiteres auf deſſen Erſatz nach § 826 haften laſſen, jo würde man inſoweit, 
z. B. insbeſondere da, wo der Vertrag auf Leiſtung einer Sache oder auf 
Einräumung eines Rechts an einer ſolchen gerichtet iſt, mittelbar dem „Recht zur 
Sache“, wie es ſchon in den Motiven 2, 2. 3 und durch § 241 BGB. ausdrück⸗ 
lich abgelehnt iſt, zu einer Geltung verhelfen, die zu dem Syſtem des Bürgerl. 
Geſetzbuchs im allgemeinen und zu ſeinem Schadenerſatzrecht im beſonderen 
nicht paſſen würde; 

vgl. u. a. die inſoweit auch hierher zutreffenden Ausführungen RGentſch. 57, 353, 

keſ. 356 ff. (in Seuff A. 60 Nr. 209), auch RG. in Gruchot 51, 987. 

Für Fälle der hier in Rede ſtehenden Art iſt übrigens auch nicht zu über— 
ſehen, daß auch die Wahrung der perſönlichen Freiheit ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe darſtellt und ihre übermäßige Beſchränkung unter Umſtänden in 
wirtſchaftlicher wie in ſittlicher Hinſicht zu beanſtanden ſein kann. Zu einer 
ſolchen Beſchränkung könnte es aber nicht ſelten letzten Endes führen, wenn 
z. B. der Bruch eines unter Konkurrenzklauſel und Strafgeding geſchloſſenen 
Dienſt⸗ oder ähnlichen Vertrags den, der ſich mit dem Vertragbrüchigen ein- 
gelaſſen hat, ohne weiteres zum Schadenerſatze aus $ 826 BGB. verpflichten 
würde. 

In der angeführten Entſcheidung des 2. Zivilſenats handelt es ſich, wie 
darin — gegenüber der diesſeitigen Entſcheidung VI. 386/05 — ausdrücklich 
hervorgehoben iſt, um die Anwendung des §1 UnlWG. v. 7. Juni 1909, die, 
wie bereits angeführt, für den vorliegenden Fall noch nicht in Frage kommt. 
Ob nicht deſſenungeachtet im vorliegenden Falle die Entſcheidung der ver— 
einigten Zivilſenate gemäß GVG. § 137 einzuholen ſein würde, kann un— 
erörtert bleiben, da der hier erkennende Senat auf Grund der feſtgeſtellten 
beſonderen Umſtände des Falles im Ergebnis zu keiner abweichenden Ent— 
ſcheidung gelangt iſt. 

Inhaltlich der bereits wiedergegebenen Feſtſtellungen des Ber.-Gerichts 
hat der Beklagte ſich nicht darauf beſchränkt, den B. in ſeine Dienſte zu nehmen: 
vielmehr hat ſich dieſer auch dazu verpflichtet, dem Beklagten die Kundſchaft 
zuzuführen, die die Klägerin ſich bereits durch den Vertrag v. 27. Juli 1907 
geſichert zu haben glauben durfte. Dem konnte B., wie offen zutage lag, 
nur in der Weiſe entſprechen, daß er, um dem Vorteil des Beklagten zu dienen, 
auf die in Frage kommenden Geſchäftskunden in einer die Klägerin unmittel— 
bar ſchädigenden Weiſe einwirkte. Das Abkommen des Beklagten mit B. 
erſchöpft ſich alſo inhaltlich nicht in der Entziehung der Dienſte des B. und der 
Gewinnung ſeiner Arbeitskraft ſeitens des Beklagten, es braucht daher auch 
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nicht entſchieden zu werden, ob hierin etwa ſchon um deswillen, weil der Be— 
klagte die gerade zur Sicherung der Klägerin gegen Schaden bedungene Ver— 
tragsſtrafe übernommen hat, ein Sittenverſtoß zu finden ſein möchte. Denn 
jedenfalls kann es nicht für rechtsirrig erachtet werden, wenn das Ber.⸗Gericht 
in der Erwirkung der hervorgehobenen, auf unmittelbare und dauernde Schä— 
digung der Klägerin gerichteten Zuſage unter den im übrigen feſtgeſtellten 
Umſtänden ein ſittlich anſtößiges Verhalten des Beklagten gefunden hat. 
Die Reviſion war daher mit der Koſtenfolge des §97 ZPO. zurückzu- 
weiſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) v. 30. April 1913 in der preuß. 
Sache Peter (Bkl.) w. Herkulesbrauerei (OLG. Caſſel). VI. 569/12. 


214. Amtspfliht* des (bayer.) Notars gegenüber den Parteien 
(Dritten**) über die Hoſten des Geſchäfts Auskunft zu geben. Ent- 
ſchuldigung einer falſchen Auskunft durch die Sweifelhaftigkeit der 
Sache“ **. 
Vgl. 63 Nr. 88; 68 Nr. 80. — Vgl. 65 Nr. 258. — gl. 67 Nr. 272. 
BGB. ds 839. 611. 676; bayer. Not. Artt. 1. 5. 8. 126; bayer. AusfG. z. BGB. 
ö Artt. 60. 176. 

Auf Grund des Tatbeſtands der in Seuff A. 68 Nr. 80 mitgeteilten Ent- 
ſcheidung erhob die Klägerin gegen das Bayer. Staatsärar Klage auf Erſatz 
der nachgeholten Gebühren. Die Erben des Notars ©. traten dem Fiskus 
als Nebenintervenienten bei. Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung 
zurückgewieſen. — Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„Aus den hier maßgebenden geſetzlichen Beſtimmungen in 8839 BGB., 
Art. 77 Einf G. z. BGB., Art. 60 bayer. AusfG. z. BGB. und Art. 126 bayer. 
Not G. ergibt ſich der Satz: wenn ein Notar in Ausübung des ihm anvertrauten 
Amtes durch vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung der Amtspflicht einem 
Dritten Schaden zufügt, jo hat der Staat dem Dritten den Schaden zu er- 
ſetzen. Im Vorprozeſſe hat übereinſtimmend mit dem LG. der 2. Zivilſenat 
des OLG. in ſeinem Urteil v. 5. Okt. 1912 angenommen, daß der Notar S. 
bei Erteilung der Auskunft über die Umwandlungskoſten in Ausübung des ihm 
anvertrauten Amtes gehandelt habe. Der jetzt erkennende Senat kann dieſen 
Punkt ohne erneute Prüſung auch feiner Entſcheidung zugrunde legen, weil 
die Abweiſung der nunmehr gegen das Staatsärar gerichteten Klage ohnehin 
unvermeidlich iſt. 

Der vom 1. Richter hierfür hauptſächlich verwertete Grund iſt allerdings 
nicht als zutreffend zu erachten. Nach der Faſſung des Art. 126 NotG. kann 
immerhin zweifelhaft ſein, ob er wegen der Einbeziehung des Art. 60 AusfG. 
z. BGB. ſich ausdrücklich auf die Verletzung der einem Dritten gegenüber 
obliegenden Amtspflichten beſchränkt und nicht mit Rückſicht auf die Beſon⸗ 
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derheit der amtlichen Tätigkeit der Notare unterſtellt, daß überhaupt alle Amts⸗ 
pflichten, aus deren Verletzung Dritten Schaden entſtehen kann, ſolche ſind, 
die dem Notar Dritten gegenüber obliegen. Jedenfalls aber ſteht im vor⸗ 
liegenden Fall nicht eine nur dem Staat gegenüber beſtehende, ſondern eine 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht in Frage. Das iſt von keiner Seite 
beſtritten und bedarf keiner weiteren Ausführung. Mit Unrecht verneint der 
1. Richter, daß die Klägerin ‚der Dritte“ ift, dem gegenüber die verletzte Amts⸗ 
pflicht beſtand und dem durch die Amtspflichtverletzung Schaden zugegangen 
iſt. Das Reichsgericht hat bereits in den Urteilen in Entſch. 58, 296 und 72, 324 
(Seuff A. 65 Nr. 258) und noch eingehender und zuſammenfaſſender in Entſch. 
78, 241 dargelegt, daß die Perſonen, die als ‚Dritte‘ i. S. des 8839 BGB. 
in Betracht kommen können, nicht zuſammenzufallen brauchen mit denen, die 
die betreffende Amtstätigkeit veranlaßt haben. Über den Kreis dieſer un⸗ 
mittelbar Beteiligten hinaus erſcheinen als Dritte i. S. des Geſetzes alle die⸗ 
jenigen, deren Intereſſen durch das Amtsgeſchäft nach deſſen beſonderer eigener 
Natur, nicht etwa bloß infolge hinzutretender äußerlicher Umſtände berührt 
werden. Ein bloß mittelbar geſchädigter Dritter hat allerdings keinen Erſatz⸗ 
anſpruch nach §839. Die Unmittelbarkeit der Schädigung iſt aber nicht des⸗ 
halb ausgeſchloſſen, weil es zur Entſtehung des Schadens noch weiterer Um⸗ 
ſtände als des Amtgeſchäfts ſelbſt bedurfte, denn es bedarf in der Regel einer 
weiteren Tätigkeit, einer geſchäftlichen Ausbeutung der geſchaffenen Lage, um 
einen ſchädigenden Erfolg der Amtspflichtverletzung hervorzurufen. Wendet 
man dieſe vom Reichsgericht aufgeſtellten Grundſätze auf den borliegenden 
Fall an, jo ergibt ſich, daß die Klägerin als ‚der Dritte‘ i. S. der angeführten 
geſetzlichen Beſtimmungen anzuſehen iſt. . 

Die Auskunft über die Gebührenhöhe war erbeten worden im Hinblick 
auf den im Kreis der Aktionäre der damaligen Akt.⸗Geſellſchaft bereits erwo⸗— 
genen, auch dem Notar nicht unbekannt gebliebenen Plan einer Umwandlung 
in eine Geſellſchaft m. b. H. Der Inhalt der Auskunft war, wie die Klage be⸗ 
hauptet, beſtimmend für die Ausführung des Planes. Die im Gegenſatz zur 
Auskunft nachgeholte Beſitzveränderungsgebühr wurde der neuen Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. auferlegt und aus ihrem Vermögen dann auch bezahlt. Die 
Geſellſchaft m. b. H. iſt demnach das Rechtsſubjekt, an dem ſich, ſofern der be⸗ 
hauptete Kauſalzuſammenhang zwiſchen Auskunft und Umwandlung beſteht, 
der ſchädigende Erfolg der dem Notar zum Vorwurf gemachten Amtspflicht⸗ 
verletzung verwirklicht hat. Die Unmittelbarkeit der Schädigung der Klägerin 
wird dadurch nicht aufgehoben, daß die Gründung der Geſellſchaft m. b. H. 
erſt nach der Auskunfterteilung erfolgt iſt. Denn die Gründung wurde ja 
behauptetermaßen unter dem Einfluß der letzteren beſchloſſen. Damit iſt der 
erforderliche innere Zuſammenhang gewahrt. Der eingeklagte Erſatzanſpruch 
würde daher, wenn er an ſich begründet wäre, der Klägerin zuſtehen, ihre Akti⸗ 
legitimation läßt ſich nicht beſtreiten. 
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Ob zwiſchen der Auskunft des Notars und der die Erhebung der Beſitz⸗ 
veränderungsgebühr nach ſich ziehenden Umwandlung ein Staujalzujanımen- 
hang beſteht, braucht hier nicht weiter erörtert zu werden. Die Klage iſt jeden⸗ 
falls um deswillen unbegründet, weil dem Notar weder eine vorſätzliche noch 
eine fahrläſſige Verletzung ſeiner Amtspflicht zur Laſt fällt. Vorſatz kommt 
ohnehin nicht in Frage. Aber auch Fahrläſſigkeit iſt nicht dargetan. 

Daß die Auskunft, die der Notar auf Befragen über die Höhe der Um⸗ 
wandlungskoſten und insbeſondere über den Anfall einer Beſitzveränderungs⸗ 
gebühr erteilt hat, falſch war, ſteht feſt. Die Erteilung einer objektiv unrichtigen 
Auskunft iſt aber nicht immer eine Fahrläſſigkeit. Sie iſt es nur dann, wenn ſie 
auf einer Außerachtlaſſung der Sorgfalt beruht, zu deren Anwendung der 
Notar bei Ausübung ſeines Amtes, alſo auch bei Erteilung amtlicher Auskünfte 
verpflichtet iſt. Dies könnte zutreffen, wenn die Auskunft des Notars in Wider⸗ 
ſpruch ſteht mit den ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmungen oder mit veröf— 
fentlichten oberſtrichterlichen Entſcheidungen. Wenn es ſich aber um die Aus⸗ 
legung einer nicht ganz klaren Geſetzesvorſchrift handelt und die Rechtſpre⸗ 
chung der oberſten Gerichte noch nicht den Weg zur richtigen Auslegung ge⸗ 
wieſen hat, dann kann dem Notar ein Irrtum in der Auslegung nicht als Fahr⸗ 
läſſigkeit angerechnet werden. Dieſen Standpunkt hat das Reichsgericht in 
mehreren Entſcheidungen über die Haftpflicht von Beamten eingenommen, 
3. B. ZW. 1906, 133; 1909, 11“. 217%; Entſch. 59 Nr. 103 S. 388; Recht 
1906 Nr. 1154. | 

Zu der Zeit, als im vorliegenden Fall der Notar die Auskunft erteilte, 
war die Frage, ob bei einer nach $$ 80. 81 GmbHGej. vollzogenen Um⸗ 
wandlung einer Akt.⸗Geſellſchaft in eine Geſellſchaft m. b. H. eine Beſitzver⸗ 
änderungsgebühr aus dem Werte des Grundbeſitzes zu erheben ſei, weder durch 
die Literatur noch durch die Rechtſprechung klar geſtellt. (Wie näher ausge⸗ 
führt wird.) Eine Auslegung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen, 
die ohne Behelfe zu Werke zu gehen hatte, konnte immerhin, auch bei An⸗ 
wendung aller Sorgfalt, auf einen Irrweg geraten. Der Gedanke, daß es 
bei der Geſellſchaftsumwandlung nur um eine Fortſetzung desſelben Eigen⸗ 
tums in einer andern rechtlichen Form handle und deshalb die Vorausſetzung 
für eine Gebühr vom Eigentumsübergang fehle, lag nicht ganz abſeits. Das 
zeigt ſchon die Tatſache, daß er in den oberſtrichterlichen Entſcheidungen, die 
nachher ergangen ſind, ſtets von neuem widerlegt werden mußte, das zeigt 
insbeſondere die Klägerin ſelbſt, die dieſen Gedanken bis in die 3. Inſtanz des 
Verwaltungsverfahrens durchgefochten hat. Offenbar hat ſich auch der Notar 
durch jenen Gedanken verführen laſſen. Der Vorwurf der Fahrläſſigkeit kann 
ihm durchaus nicht gemacht werden. Ein ſolcher Vorwurf läßt ſich auch nicht 
etwa damit begründen, daß der Notar auf dem Gebiet des Gebührenweſens 
zu einer amtlichen Mitwirkung und deshalb auch zu einer beſonders genauen 
und zuverläſſigen Geſetzeskenntnis verpflichtet ſei. Denn die Notare ſind aller⸗ 
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dings auf Grund des Art. 5 Not., §§ 1. 13. 17 VO. v. 23. Dez. 1899 die Aus⸗ 
führung des Reichs KG. und des Geſ. über das Gebührenweſen betr. und 
§§ 6ff. Bek. v. 25. Dez. 1899, die Inſtruktion zum Vollzug des Reichs GKG. 
und des Geſ. über das Gebührenweſen betr. verpflichtet, bei der Berechnung 
und Erhebung der aus Anlaß ihrer Amtsgeſchäfte anfallenden Staatsgebühren 
mitzuwirken. Dieſe Verpflichtung kann jedoch in einem Fall wie dem vorlie- 
genden nicht auf die Beſitzveränderungsgebühr bezogen werden. Die Regelung 
dieſer nach Art. 249 Geſ. über das Gebührenweſen in der Faſſung v. 11. Nov. 
1899 geſchuldeten Gebühr, lag nach Art. 253 a. a. O. dem Rentamt ob (vgl. 
bayer. Samml. 12, 665). Was der Notar auf die an ihn gerichtete Anfrage über 
die Höhe der Umwandlungskoſten erklärt hat, konnte nach dem damaligen 
Stande von Rechtslehre und Rechtſprechung nichts andres ſein als ſeine per— 
ſönliche Anſicht. Sie war falſch, aber der Notar hatte ſie auf Grund einer Aus- 
legung der einſchlägigen Geſetzesvorſchriften gewonnen, die die Anwendung 
der pflichtgemäßen Sorgfalt nicht vermiſſen ließ. Der Notar durfte daher die 
von ihm für richtig gehaltene Anſicht auch mit voller Beſtimmtheit äußern. 
Er hat auch dann nicht pflichtwidrig gehandelt, wenn er den Vorbehalt nicht 
beifügte, der von den Nebenintervenienten behauptet wird, denn auch in der 
Sachdarſtellung der Klägerin iſt nicht die Behauptung enthalten, daß der 
Notar ſeine Auskunft als etwas andres hingeſtellt habe als den Ausdruck ſeiner 
perſönlichen Überzeugung. 

Damit iſt, ohne daß es noch auf die Beweisangebote der Klägerin und ihr 
ſonſtiges Vorbringen anzukommen hat, wegen des Mangels eines Verſchul— 
dens des Notars bei der Erteilung der unrichtigen Auskunft das Schickſal der 
Klage und zugleich das der Berufung entſchieden.“ 

Urteil des OLG. München (1. Sen.) v. 21. Mai 1913 i. S. T. w. Kgl. Bayr. 

Staatsärar und S. Erben. L. 839/12. G. 


215. Die einſtweil. Verfügung einer Unterhaltstente im Eheprozeß 
unterliegt der Beſchränkung aus § 10 AnfG. 
AnfG. 88 2. 10. 

Durch eine nach §627 ZPO. erwirkte einſtweil. Verfügung hatte das 
Landgericht dem Sohne der Beklagten aufgegeben, ſeiner von ihm getrennt 
lebenden Frau für die Dauer des von ihr begonnenen Scheidungsprozeſſes 
in vierteljährlichen Vorauszahlungen eine beſtimmte Unterhaltsrente zu ge— 
währen. Nach erfolgloſer Pfändung ihres Mannes focht die Frau die von 
ihm am 1. Juli 1912 bewirkte Umſchreibung ſeines Sparkaſſenbuchs über 
1300 „ auf die Beklagte nach 83? AnfG. an und beantragte, die Beklagte 
zu verurteilen, die Zw. Vollſtreckung in die Forderung an die Sparkaſſe wegen 
ihrer Anſprüche aus der einſtweil. Verfügung, nämlich wegen der fälligen 
und künftigen Unterhaltsrenten zu dulden. In 1. Inſtanz wurde dem Antrag 
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wegen der bisher fällig gewordenen Unterhaltsbeträge entſprochen, die Klage 
aber im übrigen abgewieſen. In 2. Inſtanz wurde die Verurteilung der Be— 
klagten davon abhängig gemacht, daß die Klägerin eine rechtskräftige Ver— 
urteilung ihres Mannes zur Gewährung der Unterhaltsbeträge (der bisher 
fällig gewordenen) beibringe. Gründe: 

„Wenn dem Arreſtbefehl die Eigenſchaft eines als Grundlage für eine 
Gläubigeranfechtung verwertbaren vollſtreckbaren Schuldtitels i. S. des 82 
AnfG. von Rechtſprechung und Rechtslehre übereinſtimmend abgeſprochen wird, 
ſo findet dieſe Auffaſſung darin allein ſchon ihre Begründung, daß die Gläu— 
bigeranfechtung einen auf Zahlung einer Geldleiſtung gehenden Schuldtitel 
vorausſetzt (RGEntſch. 18, 146, in Seuff A. 43 Nr. 191; 19, 205), ein Arreſt⸗ 
befehl aber keinen derartigen Anſpruch gibt, ſondern nur die ſpätere Zw. 
Vollſtreckung wegen eines ſolchen ſichern ſoll. Deshalb kann die einſtweil. 
Verfügung ihm für die Beantwortung der Frage, ob ſie als vollſtreckbarer 
Schuldtitel i. S. der Beſtimmung anzuerkennen ſei, nicht gleichgeſtellt werden. 
Eine einſtweil. Verfügung kann auf Geldleiſtungen gehen und tut dies nament— 
lich bei den beſonders gearteten einſtweil. Verfügungen des Ehegerichts, durch 
die auf Grund der Vorſchriften in 8627 ZPO. für die Dauer des Eheſtreits 
die Unterhaltspflicht des einen Gatten gegenüber dem andern geregelt wird. 
Solche Verfügungen ſind beſtimmt, zur Befriedigung des Gläubigers zu 
führen, ſie werden deshalb wie Geldforderungen nach den §§ 803. 930 ZPO. 
vollſtreckt (RG Entſch. 36, 391, in Seuff A. 52 Nr. 132; Sächſ Arch. 1906, 513) 
und gehören darum zu den vollſtreckbaren Titeln i. S. des Geſetzes. Das folgt 
ohne weiteres aus der Natur des Anfechtungsrechts als eines Hülfsrechts, 
um dem Gläubiger, der berechtigt iſt, wegen Geldleiſtungen die Zw.-Voll⸗ 
ſtreckung in das Schuldvermögen vorzunehmen, die Ausübung dieſes Rechts 
auch für den Fall zu ermöglichen, daß der Schuldner zu deſſen Hintertreibung 
ſein Vermögen einem Dritten zugeführt hat. Jedem, dem trotz der recht— 
lichen Befugnis zur Vollſtreckung der Schuldner die Ausübung durch Weggabe 
der pfändbaren Vermögensſtücke tatſächlich unmöglich gemacht hat, will das 
Geſetz einen Weg eröffnen, um das weggegebene Vermögen noch in der Hand 
des Dritten der Zw.⸗Vollſtreckung zu unterwerfen. Wer in der rechtlichen Lage 
iſt, wegen geſchuldeter Geldleiſtungen mit den gewöhnlichen Maßregeln der 
Zw.⸗Vollſtreckung gegen ſeine Schuldner vorgehen zu können, hat nach dem 
Willen des Geſetzes auch das Gläubigeranfechtungsrecht, es kann deshalb nichts 
darauf ankommen, ob dieſe rechtliche Lage durch ein vollſtreckbares Urteil, 
einen Vollſtreckungsbefehl, einen vollſtreckbaren Auszug aus der Konkurs- 
tabelle oder eine einſtweil. Verfügung geſchaffen iſt. Das Gläubigeranfech— 
tungsrecht iſt das Korrelat des Vollſtreckungsrechts wegen eines Geldanſpruchs. 

Wenn aber nach dieſer Auffaſſung, 


die entgegen Falkmann (Anf. außerh. des Konk. S. 17 und Zw.⸗Vollſtr.? 1. Teil 
503) auch vom OLG. zu Kiel in SchleswhHolſt Anz. 1907, 91 geteilt wird, 
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die auf eine Geldleiſtung gerichtete einſtweil. Verfügung dem Verfügungs⸗ 
kläger das Recht gibt, die Geldleiſtung zu beanſpruchen und beizutreiben, ſo 
iſt dieſes Recht doch kein endgültiges, und läßt deshalb eine Gläubigeranfechtung 
nur mit der ſich aus $ 10 AnfG. ergebenden Beſchränkung zu. Aus dieſer Be⸗ 
ſtimmung geht deutlich der Wille des Geſetzgebers hervor, die Erfüllung des 
Anf.⸗Anſpruchs nur zuzulaſſen, wenn die Forderung des Gläubigers rechts⸗ 
kräftig feſtſteht, und damit die Möglichkeit abzuſchneiden, daß dem Anf.⸗Gegner 
wegen eines ſchließlich als unbegründet anzuerkennenden Anſpruchs ein nie 
wieder gut zu machender Schaden zugefügt werde. Darüber aber, daß der 
durch die Verfügung des Eherichters gegebene Anſpruch auf Gewährung 
von Unterhaltsbeiträgen damit nicht endgültig feſtgeſtellt iſt, kann kein Zweifel 
beſtehen. Nicht nur kann die Verfügung in dem weiteren Verfahren nach den 
88 926 Abſ. 2, 942 Abſ. 3 ZPO. aufgehoben, ſondern ſie kann auch durch eine 
dem Gläubiger ungünſtige Entſcheidung in der Hauptſache beſeitigt werden. 
Mag auch in der Hauptſache eine Nachprüfung der Frage ausgeſchloſſen ſein, 
ob das Ehegericht von ſeinem Ermeſſen den richtigen Gebrauch gemacht habe 
(RGeEntſch. 63, 40), jo kann doch in ihm das Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
für die Erlaſſung der Verfügung verneint werden. Auch die einſtweil. Ver⸗ 
fügung auf Zahlung von Unterhaltsbeiträgen auf Grund von $ 627 ift eine 
nur vorläufige Maßregel, auf die nach Ab}. 4 die Vorſchriften der $$ 936 bis 
944 ZPO. anzuwenden ſind (RG. in Seuff A. 56 Nr. 120) und hat ſachlich nur 
die Bedeutung eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils (SächſArch. 1906, 523). 
Die vorige Inſtanz irrt, wenn ſie meint, daß einer Unterhaltsklage der Klä⸗ 
gerin das nötige Rechtsſchutzbedürfnis fehlen würde. Es iſt in der Rechtſpre⸗ 
chung anerkannt, daß durch die einſtweil. Verfügung des Ehegerichts die Klage 
auf Unterhaltsgewährung auch für die Zeit des Eheprozeſſes nicht ausgeſchloſſen 
wird, und daß die Scheidungsklage für den Anſpruch auf einſtweiligen Unter⸗ 
halt nicht die materielle Hauptſache i. S. der §§ 935. 940 ZPO. bildet (RG. 
Entſch. 47, 381; Seuff A. 64 Nr. 100; OL GRſpr. 1, 154: 7, 47). Demzufolge 
iſt der Hauptprozeß, von deſſen rechtskräftiger Entſcheidung zugunſten des 
Klägers die Verurteilung des Anf.-Gegners abhängig zu machen iſt, nicht etwa 
der Eheprozeß, ſondern der ſchwebende oder gegebenenfalls noch anhängig 
zu machende Rechtsſtreit auf Gewährung des Unterhalts in Geld auf die 
Dauer des Eheſtreits. 

Es iſt unſtreitbar ein wenig praktiſches Ergebnis, wenn demzufolge die 
anfechtende Ehefrau ſich gezwungen ſieht, lediglich zur endgültigen Durch⸗ 
führung der Anfechtung trotz der erlangten einſtweil. Verfügung noch die 
durch dieſe bereits zugebilligten Unterhaltsbeträge mit beſonderer Klage ein⸗ 
zufordern. In die Beſtimmung des § 10 kann aber eine Ausnahme um fo 
weniger hineingetragen werden, als ſie mit dem unverkennbaren Zweck der 
Beſtimmung unvereinbar wäre. Darauf, daß in dem § 10 der einſtweil. Ver⸗ 
fügungen überhaupt keine Erwähnung geſchieht, kann ein entſcheidendes Ge- 
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wicht nicht gelegt werden. Es handelt ſich dabei um ein bloßes Überſehen, 
das nicht hindert, dem erkennbaren Willen des Geſetzes gerecht zu werden 
und das deshalb weder zum Ausſchluß der in Rede ſtehenden Verfügungen 
von dem Gebiet der vollſtreckbaren Schuldtitel i. S. des § 2, wie dies Falk⸗ 
mann tut, noch zur Nichtan wendung des § 10 auf fie benutzt werden kann. 
Mit den vorſtehenden Ausführungen im Einklang ſteht die Abhandlung von 


Becker im Recht 1911, 283 ff. — — —“ 
Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 11. März 1913 i. S. S. w. S. 
7 O. 43/13. I. 


216. Sur Auslegung des $ 13 AnfG. und des § 55 HO., wenn der 
Anf.-Kläger ſchon die Sw.⸗Vollſtreckung durchgeführt hat. 
Vgl. 67 Nr. 51 m. N. 
AnfG. § 13; KO. 88 301. 33. 

Der Beklagte hatte gegen Sch. mehrere vollſtreckbare Forderungen, 
deren Beitreibung mißlungen war. Da Sch. am 19. Sept. 1908 für den Kauf⸗ 
mann F., einen entfernten Verwandten, auf ſein Grundſtück eine Hypothek 
von 5000. K hatte eintragen laſſen, die F. bereits am 28. desſelben Monats un⸗ 
entgeltlich an ſeine Tochter M. abgetreten hatte, erhob der Beklagte Anfech⸗ 
tungsklage gegen die M., mit der er durchdrang. Auf Grund dieſes Urteils ließ 
er die Hypothek pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen; der betreffende 
Beſchluß wurde am 12. Okt. 1911 dem Drittſchuldner Sch. zugeſtellt, am 
1. Nov. 1911 wurde dem Beklagten der Hypothekenbrief übergeben. Sodann 
erwirkte Beklagter gegen Sch. auf Grund des Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchluſſes Vollſtreckungsbefehl, auf Grund deſſen er die Zw.⸗Verſteigerung 
des Grundſtücks betrieb. Im Verteilungstermin erhielt er einen Teil der 
Hypothek ausbezahlt. Nachdem am 23. Mai 1912 über das Vermögen des Sch. 
Konkurs eröffnet und Kläger zum Konk.⸗Verwalter beſtellt war, verlangte 
dieſer auf Grund des § 13 AnfG. Zahlung des aus der Zw.⸗Verſteigerung des 
Grundſtücks vom Beklagten erhaltenen Betrages. — Die Klage wurde abge- 
wieſen aus folgenden Gründen: 

„Wird über das Vermögen eines Schuldners das Konk.⸗ Verfahren 
eröffnet, jo ſteht allerdings gemäß $ 13 Abſ. 1 AnfG. die Verfolgung der 
von Konk.⸗Gläubigern erhobenen Anf.⸗Anſprüche dem Konk.⸗Verwalter zu. 
War ſchon, wie hier, rechtskräftig zugunſten des Anf.⸗Klägers entſchieden, 
ſo kann nur der Konk.⸗Verwalter die Zw.⸗Vollſtreckung betreiben. Hat aber 
der Anf.⸗Kläger auch bereits die Zw.⸗Vollſtreckung durchgeführt oder im 
Wege der Zw.⸗Vollſtreckung eine Sicherung, z. B. ein Pfandrecht an 
dem Zurückzugewährenden erlangt, ſo bleibt dem Konk.⸗Verwalter gemäß 
§ 13 Abſ. 3 AnfG. nur die Möglichkeit, die erlangte Befriedigung oder 
Sicherung unter den Vorausſetzungen des $ 30 Nr. 1 KO. anzufechten 
(vgl. IW. 1913, 30813). 
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Hier hatte der Beklagte auf Grund des in dem Anf.-Prozeß erzielten 
obſiegenden Urteils ein Pfandrecht an der für die M. auf dem Grundſtück 
des Gemeinſchuldners eingetragenen Hypothek vor der Konk.⸗Eröffnung 
erlangt. Mit Recht hat daher der 1. Richter nur den Abſ. 3 des § 13 AnfG. 
für anwendbar erachtet. Die von dem Kläger angezogene Entſcheidung des 
RG. in Entſch. 32, 102, in welcher die Anwendbarkeit des Abſ. 3 verneint und 
nur die des § 13 Abſ. 1 für zuläſſig erklärt iſt, betrifft einen ganz andern Fall. 
Dort hatte der Anf.⸗Kläger auf Grund des Urteils in dem Anf.-Prozeß bis zur 
Konk.⸗Eröffnung überhaupt keine Sicherung erlangt. Er hatte vor Erhebung 
der Anf.⸗Klage eine Forderung eines Schuldners pfänden laſſen. Nach der 
Pfändung ſtellte ſich heraus, daß der Schuldner die Forderung bereits vorher 
abgetreten hatte, und erſt nach dieſer Feſtſtellung erhob der Gläubiger gegen 
den Zeſſionar die Anf.-Klage, auf welche der Zeſſionar rechtskräftig verurteilt 
wurde, in die Auszahlung der abgetretenen Forderung an den Gläubiger zu 
willigen. Mit Recht führt das Reichsgericht aus, daß durch dieſe rechtskräftige 
Verurteilung allein ein Pfändungspfandrecht für den Gläubiger an der For⸗ 
derung nicht habe begründet werden können. Hier aber iſt die Hypothek der M. 
an dem Grundſtück des Gem.⸗Schuldners auf Grund des Urteils in dem Anf. 
Prozeß für den Beklagten rechtswirkſam gepfändet, er hat dadurch eine ding— 
liche Sicherung an der Hypothek und damit an dem Grundſtück des Gem. 
Schuldners erlangt. 

Dieſe Sicherung kann der Konk.-Verwalter unter der Vorausſetzung 
des § 301 KO. anfechten. Wenn es aber in dem Abſ. 3 8 13 AnfG. heißt, daß 
auf dieſe Anfechtung die Vorſchriften des 830 Nr. 1 KO. Anwendung finden 
ſollen, jo folgt daraus notwendig, daß auch der § 33 KO., nach welcher Be⸗ 
ſtimmung Rechtshandlungen, welche früher als 6 Monate vor der Konk.- 
Eröffnung erfolgt ſind, aus dem Grunde einer Kenntnis der Zahlungsein⸗ 
ſtellung nicht angefochten werden können, trotz ſeiner Nichterwähnung zur 
Anwendung kommen muß. Die Zeitgrenze des § 33 KO. bildet für den Rück⸗ 
gewähranſpruch des § 301 KO., der auf Kenntnis der Zahlungseinſtellung 
geſtützt wird, ein Tatbeſtandsmoment. Sie iſt nicht eine prozeſſuale, ſondern 
eine materiellrechtliche Friſt, eine Vorausſetzung für die Entſtehung der Rüd- 
gewährverbindlichkeit, keineswegs eine Ausſchlußfriſt, mit deren Ablauf ein 
bereits entſtandenes Anfechtungsrecht erliſcht (vgl. Jaeger Anm. 2 zu § 33 
KO.; RGentſch. 25, 86). 

Soll eine Rechtshandlung den Rückgewähranſpruch des § 30 KO. begrün⸗ 
den, ſo muß binnen 6 Monaten ſeit ihrer Vornahme der Konkurs eröffnet 
werden. Das muß ſinngemäß auch für eine Anfechtung aus § 13 Abſ. 3 AnfGeſ. 
gelten. Auch dieſe Geſetzesbeſtimmung gibt dem Konk.-Verwalter gegen einen 
Konk.⸗Gläubiger, der ſich im Wege der Anfechtung einer Rechtshandlung des 
Gem.⸗Schuldners eine die übrigen Gläubiger benachteiligende Befriedigung 
oder Sicherung verſchafft hat, den Rückgewähranſpruch des §S 301 KO. Dieſer 
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entſteht nur, wenn binnen 6 Monaten nach Vornahme der anfechtbaren Rechts- 
handlung Konkurs eröffnet iſt, vorausgeſetzt, daß die Anfechtung auf Kenntnis 
der Zahlungseinſtellung geſtützt wird, wie es hier der Fall iſt. Es kann nicht 
angenommen werden, daß der § 13 Abſ. 3 Anf.⸗Geſ. einen Konk.⸗Gläubiger, 
der ſich im Wege der Anfechtung einer Rechtshandlung des Gem.⸗Schuldners 
eine Befriedigung oder Sicherung verſchafft, anders oder ſchlechter geſtellt 
wiſſen will als einen Konk.⸗Gläubiger, der ſich unmittelbar mit dem Gem. 
Schuldner auf eine anfechtbare Rechtshandlung einläßt. 

Hier iſt der Konkurs am 23. Mai 1912 eröffnet, die Friſt des § 33 reicht 
alſo zurück bis zum 23. Nov. 1911 einſchließlich. Die Pfändung der Hypothek 
würde alſo aus dem Grunde der Kenntnis von der Zahlungseinſtellung ſelbſt 
dann nicht mehr angefochten werden können, wenn ſie erſt mit der am 1. Nov. 
1911 erfolgten Übergabe des Hypothekenbriefs an den Beklagten als endgültig 
bewirkt angeſehen werden müßte. Dem Gem.⸗Schuldner gegenüber, der 
nach dem Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluſſe Drittſchuldner war, iſt die 
Pfändung aber bereits durch die am 12. Okt. 1911 erfolgte Zuſtellung be- 
wirkt ($ 830 Abſſ. 1. 2 ZPO.). In jedem Fall iſt die Pfändung der Hypothek 
früher als 6 Monate vor der Konk.-Eröffnung erfolgt. Der geltend gemachte 
Anf.⸗Anſpruch iſt daher nicht begründet. Muß der Konk.⸗Verwalter die Pfän⸗ 
dung der Hypothek demnach gegen ſich gelten laſſen, ſo kommt es nicht darauf 
an, ob die Auszahlung des auf die Hypothek entfallenden Verſteigerungserlöſes 
vor oder nach der Konk.⸗Eröffnung erfolgt iſt. Durch die Pfändung der Hypothek 
war der Beklagte ein abſonderungsberechtigter Gläubiger geworden, die 
abgeſonderte Befriedigung erfolgt aber unabhängig vom Konk.⸗Verfahren 
(84 Abſ. 2 KO.). Den auf Grund ſeines Abſonderungsrechts erlangten Be— 
trag braucht der Beklagte an die Konk.-Maſſe nicht herauszugeben, ſelbſt wenn 
die Auszahlung nach der Eröffnung des Konk.-Verfahrens erfolgt iſt.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 4. Febr. 1913 i. S. Jero⸗ 
min w. Lewin. 2 U. 306/12. Th. 


217. Widerruflichkeit der väterlichen Einwilligung zur Eheſchließung 
und eines damit verbundenen Mitgiftverſprechens. 
BGB. $$ 1305. 1620. 

Der Ber.⸗Richter nimmt ohne Rechtsirrtum an, der Beklagte habe das 
ſtreitige Mitgiftverſprechen, wenn überhaupt, dann nur unter der ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Bedingung erteilt, daß die in Ausſicht genommene Ehe ſeiner 
Tochter mit dem Kläger unter ſeiner fortdauernden Zuſtimmung zuſtande 
kommen werde. Das Verſprechen ſei deshalb, möge es nur dem Kläger für 
ſeine Perſon oder auch der Tochter gegeben geweſen ſein, in vollem Umfang 
hinfällig geworden, nachdem der Beklagte ſeine Einwilligung zur Verheiratung 
ſeiner minderjährigen Tochter zurückgezogen habe. Insbeſondere iſt dem Ber.⸗ 
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Richter darin beizuſtimmen, daß die in § 1305 BGB. geforderte Einwilligung 
des Vaters ein höchſt perſönliches Recht iſt, in deſſen freiem Gebrauch er grund⸗ 
ſätzlich nicht beſchränkt werden kann, ſo daß ihm bis zur Eheſchließung auch der 
freie Widerruf geſtattet bleiben muß. Die Motive zum BGB. (4, 14) betonen 
mit Recht, daß die Einwilligung ein Ausfluß der Fürſorge für das minder⸗ 
jährige Kind iſt, und daß deshalb der Widerruf unter Umſtänden ſogar zu einer 
Pflicht werden kann, auf die der Vater nicht verzichten darf. Aus dieſer Freiheit 
des Widerrufs folgt aber mit Notwendigkeit, daß der Beklagte damit zugleich 
von den Zahlungsverpflichtungen frei wurde, die von der Fortdauer ſeiner 
Einwilligung zur Eheſchließung abhängig waren. Dafür, daß ſich der Beklagte 
zur Zahlung der Mitgift ſchlechthin und auch für den Fall hätte verpflichten 
wollen, daß die Ehe auf Grund einer neuen, unter veränderten Umſtänden 
erteilten Einwilligung oder etwa erſt nach erlangter Großjährigkeit der Tochter 
zuſtandekommen werde, liegt nichts vor. Der Ber.⸗Richter ſtellt im Gegenteil 
feſt, daß der Kläger die neue Einwilligung nur unter der von ihm ſelbſt ange- 
botenen Bedingung erlangt hat, daß keine Mitgift zu entrichten ſei. Daß der 
Beklagte hierbei, wie die Reviſion geltend macht, argliſtig und gegen die guten 
Sitten gehandelt habe, war vom Kläger in den Vorinſtanzen garnicht behauptet 
worden. — — — Von einem Verſtoß gegen die guten Sitten kann nicht die 
Rede ſein, wenn ein wohlhabender Vater das Anerbieten eines jungen Mannes 
annimmt, ſeine Tochter ohne Mitgift zu heiraten. 

Der Kläger hatte in der Schlußverhandlung vor dem Ber.⸗Gericht ſeinen 
Anſpruch hülfweiſe noch darauf geſtützt, daß er die geforderten 105 000 & 
als Ausſteuer gemäß § 1620 BGB. für ſeine Ehefrau verlange. Er iſt aber 
jede Darlegung der beſonderen Umſtände ſchuldig geblieben, die es rechtfer- 
tigen könnten, die Erfüllung der Ausſteuerpflicht, die grundſätzlich Natural- 
leiſtung iſt, ausnahmsweiſe in Gelde zu verlangen. — — — 

Hiernach mußte die Reviſion als unbegründet zurückgewieſen werden. 

Urteil des Reichsgerichts (4. Sen.) v. 2. Juni 1913 in der preuß. 

Sache L. (Kl.) w. B. (KG. Berlin). IV. 49/13. 


218. Der Sweifel an einer Erbeinſetzung wird nicht ſchon durch die 
Bezeichnung des auf den Pflichtteil Beſchränkten als „Erben“ aus- 
geſchloſſen. 

BGB. $ 2304. 

Der Kläger hatte mit dem Vater der Beklagten im Jahre 1898 einen lang⸗ 
jährigen Pachtvertrag über ein in England gelegenes Grundſtück geſchloſſen. 
Am 18. Juni 1900 ſtarb der Vater der Beklagten. Nach Beendigung des 
Pachtverhältniſſes verlangte der Kläger Schadenerſatz wegen Beſchädigung 
und unpfleglicher Benutzung des Grundſtücks und nahm die Beklagten als 


218, Pflichtteil. 415 


Erben des Pächters in Anſpruch. Sie beitritten u. a. ihre Paſſivlegitimation, 
weil ſie in dem am 1. Okt. 1896 zu Dresden errichteten Teſtament ihres Vaters 
auf den Pflichtteil beſchränkt ſeien, während ihre Mutter den geſamten Nachlaß 
erhalten habe, demgemäß auch in dem ihr vom Amtsgericht erteilten Erb⸗ 
ſchein als alleinige Erbin bezeichnet worden ſei. Das Landgericht verwarf 
den Einwand der mangelnden Paſſivlegitimation, weil die Beklagten in dem 
Teſtament des Erblaſſers trotz ihrer Beſchränkung auf den Pflichtteil als „Erben“ 
bezeichnet, daher auch als Erben i. S. des $ 2304 BGB. anzuſehen ſeien, und 
verurteilte die Beklagten nach dem Klagantrage. In 2. Inſtanz wurde die 
Klage abgewieſen aus folgenden Gründen: 

„Das Landgericht geht zutreffend davon aus, daß der mit der Klage gel⸗ 
tend gemachte, auf dem Pachtvertrage v. 17./21. Sept. 1898 beruhende Schaden⸗ 
anſpruch nach engliſchem Rechte zu beurteilen iſt (Einf G. z. BGB. Art. 170. 
171; Sächſ. BGB. $$ 11. 702. 705. 707). Der auf 8 558 D. BGB. gegründete 
Einwand der Verjährung ſchlägt alſo nicht durch. Dagegen können die Gründe, 
aus denen der 1. Richter die Paſſivlegitimation der Beklagten bejaht hat, 
nicht gebilligt werden. 

Der Erblaſſer des Beklagten iſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerl. 
Geſetzbuchs für das Deutſche Reich geſtorben. Demzufolge finden, ſoweit 
nicht lediglich die Gültigkeit des Teſtaments v. 1. Okt. 1896 in Frage ſteht, 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes Anwendung (Einf®. z. BGB. Art. 214). Das 
gilt auch von deſſen Auslegungsregeln; 

vgl. Habicht Einwirkung? $ 74 I S. 744; RGeEntſch. 59, 83; OL GRſpr. 6, 74; 

7, 357 c. 

Dieſe ſind insbeſondere für die Findung des wahren Willens des Erblaſſers 
maßgebend, wenn auch das frühere Recht als Beweismittel für den bei der 
Teſtamentserrichtung zum Ausdruck gelangten Willen zu verwenden iſt 
(Ann. 29, 263). 

In dem genannten Teſtament hat der Erblaſſer ſeinen Kindern, den 
Beklagten, nur den Pflichtteil zugewendet. Nach $ 2304 BGB. iſt die Zuwen⸗ 
dung des Pflichtteils im Zweifel nicht als Erbeinſetzung anzuſehen. Den Gegen⸗ 
beweis gegen dieſe Vermutung hat derjenige zu führen, der daraus Rechte 
herleitet, alſo im vorliegenden Falle der Kläger, der die Beklagten als Pflicht⸗ 
teilserben wegen einer Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch nimmt. Dieſen 
Gegenbeweis hat der Kläger nach Anſicht des Ber.⸗Gerichts nicht erbracht. 

Wenn das LG. meint, ſchon die Bezeichnung der Beklagten im Teſtament 
als „Erben“ genüge, um den in $ 2304 BGB. gedachten Zweifel auszuſchließen, 
ſo kann das nicht für zutreffend erachtet werden. Der Rechtsunkundige, und als 
ſolcher muß der Erblaſſer angeſehen werden, pflegt den Ausdruck „erben“ 
ſchlechthin für jede Art der Zuwendung von Todeswegen zu gebrauchen; 
aus der Wahl dieſes Wortes allein kann noch nicht gefolgert werden, daß der 
Erblaſſer eine Erbeinſetzung im Sinne des Geſetzes gewollt habe. 
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Leonhard Erbr. (im Komm. zum BGB.)? 470; Urtt. d. RG. v. 11. Jan. 1904, 
JW. 1904, 11515; v. 22. Nov. 1906 im Komm. von RGRäten $ 2304 II; v. 24. Juni 
1907 im Recht 1907 Nr. 2336; Annalen d. OLG. Dresden 7, 184; 29, 363; 
Bayer ObLG. 3, 510; OL GRſpr. 7, 357; 11, 232. 


Maßgebend für die Erforſchung des Willens des Erblaſſers ſind vielmehr der 
Geſamtinhalt des Teſtaments und etwaige andre Umſtände, die einen Schluß 
auf ſeine Willensrichtung zulaſſen. 

In dem letzten Willen v. 1. Okt. 1896 beſtimmt der Erblaſſer, daß ſeine 
zu Erben berufenen Kinder „den ihnen geſetzlich gebührenden Pflichtteil“, 
ſeine Ehefrau aber den „geſamten übrigen Nachlaß“ erben und erhalten ſollen, 
daß letztere im Fall ihrer Wiederverheiratung zwei Drittel des ererbten Nach- 
laſſes den Kindern herausgeben, bis dahin jedoch zur freien Verfügung über 
das Ererbte berechtigt und von jeder Sicherheitsleiſtung befreit ſein ſolle. Ferner 
ſtellt der Erblaſſer feſt, daß ſeine Ehefrau für den Fall, daß er vor ihr verſterben 
ſollte, die Mobiliarausſtattung und zwei bereits auf ihren Namen eingetragene 
Grundſtücke von ihm geſchenkt erhalten habe. Schließlich verfügt er noch, 
daß die Verſicherungsſummen, die nach ſeinem Tode für die auf den Namen 
ſeiner Ehefrau lautenden Lebensverſicherungspolicen entfallen, ſeiner Frau 
als Vorausvermächtnis verbleiben ſollen, ſowie daß ſie zur Vormünderin 
ſeiner Kinder beſtellt werden ſolle. Alle dieſe Beſtimmungen deuten auf die 
Abſicht des Erblaſſers hin, ſeine Kinder auf das Mindeſtmaß zu beſchränken, 
ſeiner Frau aber ſo viel zuzuwenden wie nur zuläſſig iſt, ihr auch im weiteſten 
Umfange die freie Verfügung über den Nachlaß zu verſchaffen. Hiermit 
würde es im Widerſpruch ſtehen, wenn der Erblaſſer gleichzeitig ſeine Kinder 
als Erben i. S. des Geſetzes hätte einſetzen wollen; denn dadurch wäre die 
Frau in ihrer freien Verfügung nicht unerheblich wieder beſchränkt worden; 
es kann deshalb nicht wohl vermutet werden, daß der Erblaſſer dies beab— 
ſichtigt habe. 

Aber ſelbſt angenommen, der Wille des Erblaſſers ſei auf eine Erbein- 
ſetzung der Kinder gerichtet geweſen, ſo fehlt es doch an jedem Anhalt dafür, 
daß er eine ſolche i. S. des Bürgerl. Geſetzbuchs beabſichtigt habe, die allein 
bei der Anwendung des § 2304 BGB. in Frage kommt. Das Teſtament iſt am 
1. Okt. 1896 errichtet worden. Damals waren die Beſtimmungen des kurz zuvor 
unter dem 18. Aug. 1896 verkündeten Bürgerl. Geſetzbuchs für das Deutſche 
Reich in Laienkreiſen kaum bekannt. Wollte der Erblaſſer wirklich die Erb— 
einſetzung ſeiner Kinder trotz deren Beſchränkung auf den Pflichtteil anordnen, 
ſo konnte er annehmbarerweiſe nur eine ſolche i. S. des damals geltenden 
Rechts im Auge haben (OL GRſpr. 16, 253). Eine ſolche unterſchied ſich in ihren 
Wirkungen erheblich von einer Erbeinſetzung nach neuem Recht. Nach dem 
Sächſ. BGB. haftete der Erbe den Erbſchaftsgläubigern nur inſoweit, als 
die Kräfte der Erbſchaft reichten, mehrere Erben konnten in der Regel nicht als 
Geſamtſchuldner, ſondern nur anteilig nach dem Verhältnis der Größe ihrer 
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Erbteile in Anſpruch genommen werden; und bei- einem Vergleiche zwiſchen 

den Miterben über die Größe ihrer Erbteile wurden diejenigen Erben, die ihr 

Erbrecht aufgaben, den Gläubigern gegenüber von jeder Haftung frei: 
Sächs. BGB. 88 2328. 2324. 2325; Siebenhaar Sächſ. Privatr. 809. 8117 Kur 

mann Sächſ. Privatr. 2, 320, 2 b. 

Demgemäß war der Pflichtteilsberechtigte trotz ſeiner Stellung als Erbe 
(Sächſ. BGB. 2589) den Anſprüchen der Gläubiger des Nachlaſfes nur aus⸗ 
geſetzt, ſoweit derſelbe auf ihn gekommen war (vgl. Schmidt Vorleſ. üb. das 
ſächſ. Privatr. 2, 2393). Nach den Vorſchriften des D. BGB. dagegen iſt die 
Haftung des Pflichtteilsberechtigten, ſofern er als Erbe anzuſehen iſt, in der 
Regel eine geſamtſchuldneriſche und unbeſchränkte; ſie kann auch nicht, abgeſehen 
von der hier nicht in Frage kommenden Ausſchlagung der Erbſchaft, dadurch 
beſeitigt werden, daß der Erbteilungsberechtigte den andern Erben gegenüber 
auf ſeine Stellung als Erbe verzichtet. 

Dieſe Grundſätze, auf den vorliegenden Fall angewendet, ergeben fol⸗ 
gendes. Hätte ſich der Erbfall noch unter der Herrſchaft des alten Rechts er⸗ 
eignet, jo würde jeder der drei Beklagten nach den Beſtimmungen des Te- 
ſtaments zu je ½/12 Erbe geworden ſein (88 2026. 2034. 2049. 2566. 2570 Sächſ. 
BGB.). Für die Nachlaßſchulden würde jeder nur zu einem Zwölftel haften 
und — nur inſoweit, als er aus der Erbſchaft etwas erhalten hätte: und dieſe 
Haftung wäre infolge der Nachlaßverhandlung v. 6. Juli 1900, in deren Ver⸗ 
lauf die Beklagten ihre Mutter als alleinige Erbin anerkannten, damit aber 
auf ihre Stellung als Erben verzichteten, überhaupt in Wegfall gekommen. 
Dagegen führt die Anwendung des neuen Rechts, den Beweis einer Erb— 
einſetzung der Beklagten vorausgeſetzt, zu einer unbeſchränkten, geſamtſchuld⸗ 
neriſchen Haftung der Beklagten für die Nachlaßſchulden und damit für die 
Klageforderung, obwohl ſie infolge der Überlaſſung des Nachlaſſes an ihre 
Mutter ihre Rechte an dem Nachlaſſe nicht haben wahrnehmen können und 
ausweislich der Erbſchaftsakten noch nichts aus dem Nachlaß erhalten haben, und 
obwohl es fraglich iſt, ob ſie überhaupt etwas bekommen. Denn nach den 
angezogenen Akten iſt zum Vermögen ihrer Mutter das Konk.⸗ en er- 
öffnet worden. 

Daß der Erblaſſer dieſes unbillige, mit dem Zwecke des zum Schutz, nicht 
zum Nachteil der Pflichtteilsberechtigten beſtimmten § 2304 BGB. e zu 
vereinigende Ergebnis gewollt hätte, iſt nicht anzunehmen; 

vgl. Motive zum Entw. des BGB. 5, 391 zu $ 1977; Planck BGB.“ 5, 773 zu 
9 2304 unter 1. 
Vielmehr darf vermutet werden, daß der Wille des Erblaſſers, wenn er über⸗ 
haupt eine Erbeinſetzung der Beklagten beabſichtigt haben ſollte, nur auf eine 
ſolche nach den Beſtimmungen des bei der Teſtamentserrichtung geltenden 
Sächſ. BGB., nicht aber auf eine ſolche nach jetzigem Rechte gerichtet war. 
Dieſer begründete Zweifel über die Abſicht des Erblaſſers, der 1 den Nach⸗ 


Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 10. 
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laßrichter beſtimmte, die Witwe im Erbſchein als Alleinerbin zu bezeichnen, 
hat nach § 2304 BGB. zur Folge, daß die Zuwendung des Pflichtteils an die 
Beklagten nicht als Erbeinſetzung anzuſehen iſt. Dann aber fehlt es an einem 
Rechtsgrunde für ihre Haftung für den mit der Klage geltend gemachten 
Anſpruch. 

In Beachtung der von ihnen eingelegten Berufung mußte daher die 
Klage, unter Belaſtung des Klägers mit den geſamten Prozeßkoſten ($ 91 
ZPO.), abgewieſen werden, ohne daß es einer Erörterung über den Anſpruch 
ſelbſt und über das Erfordernis weiterer Beweiserhebungen bedurft hätte.“ 

Urteil des OLG. zu Dresden (1. Sen.) v. 19. Dez. 1912 i. S. A. w. 

M. 1 O. 169%12. (Die Reviſion wurde vom Reichsgericht durch Urteil 

v. 22. Mai 1913 — IV. 189/13 — im weſentlichen unter Billigung der 

Gründe des OLG. zurückgewieſen; Warneyer Rſpr. 1913, 521.) —e— 


219. nt Auläffigfeit eines gegend h beſchränkten 
Erbſcheins. 
BGB. 89 2353. 2369. 

Zum Nachlaß gehörten zwei Hypothekforderungen. Ein Miterbe bean⸗ 
tragte, den Erben zum Zweck der Löſchung einen Erbſchein zu erteilen, worauf 
den Erben ein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt wurde, der eine Bezug⸗ 
nahme auf die Hypotheken nicht enthielt und bei deſſen Gebührenberechnung 
der Geſamtwert des Nachlaſſes zugrunde gelegt war. Der Antragſteller bat 
um Einziehung dieſes Erbſcheins und Ausſtellung eines andern, der ſich auf 
die Hypothekforderungen beſchränke. Letzteres verweigerte das Nachlaß⸗ 
gericht, das Landgericht wies die Beſchwerde zurück; auf weitere Beſchwerde 
jedoch wurden dieſe Beſcheide aufgehoben und die Sache ans Nachlaßgericht 
zurückverwieſen. 

In der Begründung wird vorangeſtellt, daß in Rechtslehre und Recht- 
ſprechung ſtreitig ſei, ob ein Erbſchein in der Beſchränkung auf einzelne Erb- 
ſchaftsgegenſtände auch in andern als den in 8 2369 BGB. erwähnten Fällen 
erteilt werden könne; daß darin auch das preuß. GRG. und das bayer. Ge⸗ 
bührengeſetz auf verſchiedenen Standpunkten ſtänden; daß das Bürgerl. 
Geſetzbuch keine ausdrückliche Entſcheidung der Frage enthalte, aus dem. 
§ 2369 auch nichts zu ſchließen ſei: daß endlich auch die Entſtehungsgeſchichte 
des BGB. keinen Anhalt gebe. Dann wird fortge fahren: 

„Die Entſcheidung der Frage hängt hiernach davon ab, ob der gegen- 
ſtändlich beſchränkte Erbſchein mit dem Weſen des Erbrechts oder des Erb- 
ſcheins im Widerſpruch ſteht oder nicht. 

Der Erbſchein iſt ein Zeugnis über das Erbrecht des Erben. Er beſtätigt 
die Tatſache der Geſamtrechtsnachfolge. Dies gilt aber nicht nur für den 
allgemeinen ſondern auch für den beſchränkten Erbſchein. Auch in dieſem wird. 
keineswegs bezeugt, daß der Erblaſſer nur bezüglich der in ihm angegebenen. 
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Gegenſtände von dem als Erben Bezeichneten beerbt worden ſei. Wenn viel⸗ 
mehr der als Erbe Bezeichnete nach dem zur Anwendung kommenden materiel⸗ 
len Recht Geſamtrechtsnachfolger des Erblaſſers iſt, beſtätigt auch der be⸗ 
ſchränkte Erbſchein die Tatſache der Geſamtrechtsnachfolge. 

Der allgemeine und der beſchränkte Erbſchein unterſcheiden ſich von⸗ 
einander nur dadurch, daß erſterer in Anſehung des ganzen Nachlaſſes, letz⸗ 
terer nur in Anſehung der in ihm angegebenen Gegenſtände Wirkſamkeit 
(88 2365 bis 2368) hat (vgl. Planck Vorbem. 5 vor § 2353). Sie unterſcheiden 
ſich, wie die Prot. 2. Leſung 5, 693 ſich für den Erbſchein des § 2369 aus- 
drücken, nicht nach ihrem Inhalt, ſondern nur nach ihrem Umfange. Aus 
dieſem Grunde hat auch die Kommiſſion 2. Leſung den im $ 2079 Entw. ent⸗ 
haltenen Satz, daß auf den beſchränkten Erbſchein des $ 2369 alle Vorſchriften 
über den gewöhnlichen Erbſchein Anwendung finden, ebenſo als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich geſtrichen, wie ſie den in dem angenommenen Antrag 4 enthaltenen 
Satz abgelehnt hat, daß für den beſchränkten Erbſchein die Vorſchriften über 
den guten Glauben des gewöhnlichen Erbſcheins gälten (Prot. 5, 696 unter F.). 

Wäre in dem Weſen des Erbſcheins ein Hindernis für die allgemeine 
Zulaſſung eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins gelegen, ſo müßte der 
beſchränkte Erbſchein des $ 2369 etwas Beſonderes ſein. Daß dies nicht der 
Fall iſt, zeigt ſich, abgeſehen von dem ſchon Ausgeführten, auch aus folgenden 
Erwägungen. 

Wenn der Erblaſſer ein Deutſcher war, kann der $ 2369 keine Anwendung 
finden, denn hier gibt es ſtets ein allgemein zuſtändiges deutſches Nachlaß⸗ 
gericht (8 73 Abſſ. 1. 2. FGG.) . War der Erblaſſer ein Ausländer, fo iſt nach der 
wohl als herrſchend anzuſehenden Auslegung des § 73 (vgl. die Literatur⸗ 
angaben bei Leonhard Erbr. Erl. TA Nr. 2 zu $ 2353) der § 2369 mit Rück⸗ 
ſicht auf die Vorſchriften im § 73 Abſſ. 1. 3 FGG. nur dann von Bedeutung, 
wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes im Inlande weder Wohnſitz noch 
Aufenthalt hatte. Hatte er im Inlande Wohnſitz oder Aufenthalt, ſo wird 
auch für die Erbfolge nach ihm der allgemeine Erbſchein des § 2353, anderen 
Falls der beſchränkte Erbſchein des § 2369 ausgeſtellt. Wenn alſo z. B. ein 
Schweizer in Bayern ein Bankdepot beſitzt, wird für die Erbfolge nach ihm 
ein allgemeiner Erbſchein ausgeſtellt, wenn er zur Zeit ſeines Todes zufällig 
in Deutſchland ſich aufhielt, dagegen wird ein auf das Depot beſchränkter 
Erbſchein erteilt, wenn er zur Zeit ſeines Todes in Deutſchland weder Wohn⸗ 
ſitz noch Aufenthalt hatte. Das materielle Erbrecht, nach dem ſich die Be⸗ 
erbung richtet, der Inhalt des Erbſcheins, ſowie die ihm zukommende Wirkung 
ſind beidemal gleich, verſchieden iſt nur der Umfang, in dem der Erbſchein 
wirkt. Dies zeigt klar, daß der beſchränkte Erbſchein des § 2369 keine dem Weſen 
nach verſchiedene Beſtätigung über das Erbrecht iſt. Folgt man dagegen der 
Auslegung, die das Kammergericht (Jahrb. 36, 102) und das OLG. Colmar 


(Elſ Loth Z. 33, 146. 152) dem § 73 FGG. gegeben, ſo iſt allerdings ein all⸗ 
30° 
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gemeiner Erbſchein nach einem Ausländer überhaupt nicht zu erteilen, weil 
der Erbſchein nach § 2353 nur ein nach deutſchem Recht ſich beſtimmendes 
Erbrecht bezeuge und der § 2369, wenn er davon ſpreche, daß ein zur Er⸗ 
teilung des Erbſcheins zuſtändiges deutſches Nachlaßgericht fehlt, dahin zu 
verſtehen ſei, daß das Nachlaßgericht nach dem materiellen Recht einen Erb⸗ 
ſchein für die Erbſchaft im ganzen nicht erteilen könne. Allein bei dieſer Aus⸗ 
legung iſt es möglich, daß der nach § 2369 erteilte Erbſchein eine Erbfolge 
bezeugt, die ſich nach deutſchem Recht beſtimmt. Wenn z. B. ein Franzoſe, 
der zur Zeit ſeines Todes ſich im Elſaß aufhielt, dort ein Grundſtück beſaß, 
während ſein Mobiliarvermögen ſich in Frankreich befindet, ſo iſt für die Erb⸗ 
folge in das Grundſtück das deutſche Recht maßgebend; der nach § 2369 in 
Beſchränkung auf dieſes Grundſtück erteilte Erbſchein bezeugt alſo eine Erb⸗ 
folge nach deutſchem Recht (vgl. die angef. Entſch. des OLG. Colmar). Es 
bedarf keiner Ausführung, daß der Erbſchein nach § 2369, wenn er ſogar über 
deutſches Erbrecht ausgeſtellt werden kann, ſeinem Weſen nach völlig gleich 
ſein muß mit dem allgemeinen Erbſchein des § 2353. | 

Bezeugt der beſchränkte Erbſchein des. § 2369 möglicherweiſe auch deutſches 
Erbrecht, ſo iſt damit zugleich erwieſen, daß ein beſchränkter Erbſchein nicht 
mit dem Weſen des deutſchen Erbrechts unvereinbar ſein kann. Dies erhellt 
aber auch daraus, daß das Reichsrecht auch in andern Fällen ein Zeugnis 
über die Erbfolge in beſtimmte Gegenſtände zuläßt, dieſe Zeugniſſe aber 
ſachlich nichts andres ſind als beſchränkte Erbſcheine. Zu verweiſen iſt hier 
insbeſondere auf das Zeugnis, das nach $37 GBO. das Nachlaßgericht über 
die Erbfolge ausſtellt, wenn zum Nachlaß eine Hypothek gehört und dieſe 
bei der Erbauseinanderſetzung einem von mehreren Erben zugewieſen wird; 
ferner auf das im $ 16 RSchuldbG. in der Faſſung v. 31. Mai 1910 zugelaſſene 
Zeugnis des Nachlaßgerichts, durch das der Rechtsnachfolger von Todes wegen 
ſeine Verfügungsbefugnis über eine Buchforderung nachweiſt. Daß in dieſen 
beiden Fällen den Zeugniſſen der öffentliche Glaube, wie er dem Erbſchein 
eigen iſt, fehlt, kommt für die hier zu entſcheidende Frage nicht in Betracht. 
Auf Grund des Landesrechts können ſich noch andre Fälle ergeben, in denen 
eine beſchränkte Erbbeſcheinigung zuläſſig iſt. Beiſpielsweiſe nimmt das KG. 
(Jahrb. 34, 333) an, daß dem Anerben eines Hofes in Hannover ein Erbſchein 
nach § 2353 BGB. des Inhalts auszuſtellen iſt, daß er Anerbe des Hofes ſei. 

Gegen die allgemeine Zuläſſigkeit des beſchränkten Erbſcheins wendet 
man mitunter ein, daß es nicht Aufgabe des Nachlaßgerichts ſei, zu ermitteln, 
ob der Gegenſtand, in Beſchränkung auf den der Erbſchein ausgeſtellt werden 
ſoll, zum Nachlaſſe gehöre. Dieſer Einwand ſetzt das, was zu beweiſen iſt, 
als bewieſen voraus. Wenn das Geſetz wirklich einen beſchränkten Erbſchein 
allgemein zuläßt, dann iſt es eben Aufgabe des Nachlaßrichters, zu ermitteln, 
ob der betreffende Gegenſtand zum Nachlaſſe gehört, geradeſo, wie er dies für 
die Fälle des §S 2369 tun muß. Im übrigen darf nicht überſehen werden, daß 
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der beſchränkte Erbſchein keineswegs bezeugt, daß der Gegenſtand zum Nach⸗ 
laſſe gehört. Noch weniger bezeugt er, daß der Erbe über ihn verfügungs⸗ 
berechtigt ſei. 

Die Bedürfniſſe des täglichen Lebens drängen, wie z. B. die Erwei⸗ 
terung beweiſt, die der § 81 Abſſ. 5. 6 preuß. GKG. durch die Novelle von 1910 
erfahren hat, geradezu dahin, dem Erben, deſſen Erbrecht im allgemeinen 
außer Zweifel iſt, zu ſeiner Legitimation für den einzelnen Fall einen Ausweis 
zu geben, der ihn eines umſtändlichen Beweisverfahrens überhebt. Es ſei 
hier nur auf den Verkehr bei Hinterlegungsſtellen (vgl. § 25 bayer. Hinterl O.), 
bei Banken ꝛc. verwieſen. Wollte man bei allen derartigen Anläſſen die Vor⸗ 
legung eines unbeſchränkten Erbſcheins fordern, ſo würde dadurch der zur 
Legitimation Verpflichtete ungebührlich belaſtet und erwüchſen ihm Aus⸗ 
lagen, die ſich in vielen Fällen mit ſeinem Intereſſe nicht mehr im richtigen 
Verhältniſſe befinden. 

Der entſcheidende Senat hält daher an ſeiner Anſicht feſt, daß ein gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkter Erbſchein allgemein zuläſſig iſt. 

Demgemäß war unter Aufhebung der Beſchlüſſe der Vorinſtanzen das 
Nachlaßgericht anzuweiſen, von dem bisher geltend gemachten Bedenken ab⸗ 
zuſehen und, wenn nicht andre rechtliche Hinderniſſe entgegenſtehen, den 
beantragten Erbſchein zu erteilen. — — —“ 

Beſchluß des Oberſten LG. für Bayern (1. Sen.) v. 10. Febr. 1913. 

III. 65/12. BayOb GZ. 14, 74. 


II. Verfahren. | 


220. ö des § 9a Abſ. 2 GG. auf Renten aus dem 
Kraftfahrzeug⸗Geſetze. 
Vgl. 64 Nr. 226; 66 Nr. 105. 
GKG. 8 9a; Kraft G. $ 13. 

Der Wert des Rentenanſpruchs iſt nach § 9a GKG. zu berechnen. Dieſer 
ſpricht zwar nur von Anſprüchen auf eine Geldrente, die nach den 88 843. 844 
BGB. oder nach den §8 3. 3 a. 7 HaftpflG. v. 7. Juni 1871 erhoben werden, 
und ſeine Ausdehnung auf Schadenerſatzanſprüche aus andern Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen wird faſt allgemein abgelehnt (vgl. z. B. JW. 1901, 7248; 1911, 
95227). Er muß aber jedenfalls auch auf Rentenanſprüche angewendet werden, 
die ſich auf das Reichsgeſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen ſtützen. 
Denn deſſen Beſtimmungen über die Haftpflicht ſind denen des Haftpfl.⸗ 
Geſetzes nachgebildet, die $$ 3. 3 a. 7 HaftpflG. kehren darin wörtlich wieder. 
Sind aber die Haftungsgrundſätze bei beiden gleich, ſo wäre es ein merkwür⸗ 
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diger innerer Widerſpruch, wenn man den Wert der Renten bei ihnen verſchieden 
berechnen wollte, bloß weil das Automobilgeſetz nicht auf §S 9a GKG. ver⸗ 
wieſen hat. 

Beſchluß des OLG. zu Jena (3. Sen.) v. 29. Jan. 1913. 3 W. 9/13. 
i Br. 


221. Zurücknahme der Klage; kann der Beklagte auch dann ein 
Koftenurteil verlangen, wenn der Kläger die Koſten bezahlt hat und 
nur noch eine Dergleichsgebühr ſtreitig iſt d 
ZPO. 88 104. 271. 

Nach ftreitiger Verhandlung hatten die Parteien am 4. Okt. 1912 ein 
Schriftſtück des Inhalts eingereicht, daß die Klägerin im Einverſtändnis mit 
der Beklagten die Klage zurücknehme, auf den Klaganſpruch verzichte und ihre 
Koſtenpflicht anerkenne. Die Beklagte zeigte hierauf an, daß die Klägerin 
ſämtliche Koſten mit Ausnahme einer von ihr, der Beklagten, beanſpruchten 
Vergleichsgebühr bezahlt habe; ſie beantragte, die Klägerin zur Tragung der 
Prozeßkoſten zu verurteilen, ſoweit ſie, Beklagte, die Erſtattung von 32 4 
Vergleichsgebühr ſamt Pauſchſatz fordere. — Das Landgericht wies den Antrag 
durch Urteil als unzuläſſig zurück, weil er ſich auf die Feſtſetzung einer einzelnen 
Gebühr richte, alſo erſt im Feſtſetzungsverfahren erledigt werden könne. Die 
hiergegen eingelegte ſofortige Beſchwerde wurde mit folgender Begründung 
zurückgewieſen: 

„Wenn die Beklagte jetzt ausführt, daß ſie nur eine Entſcheidung über 
die Verpflichtung der Klägerin zur Tragung der Prozeßkoſten im allgemeinen 
habe herbeiführen und mit der Beſchränkung ihres Antrags nur zum Ausdruck 
habe bringen wollen, daß für die Erwirkung des Koſtenurteils nicht der Betrag 
der geſamten Koſten, ſondern nur ein ſolcher in Höhe einer Vergleichsgebühr 
ſamt Pauſchſatz in Frage komme; und wenn ſie dementſprechend jetzt beantragt, 
der Klägerin die Koſten des Rechtſtreits aufzuerlegen, inſoweit dieſe nicht be⸗ 
reits unftreitig gezahlt worden ſind, jo tft zwar gegen dieſe Abänderung des 
urſprünglichen Antrags an ſich nichts einzuwenden. Auch deckt ſich der neue 
Antrag mit der Vorſchrift in $ 271 Ab}. 3 ZPO., insbeſondere greift die darin 
enthaltene Beſchränkung nicht ſchon in das künftige Feſtſetzungsverfahren 
über. 

Aber das von der Beklagten in die Wege geleitete Verfahren erſcheint 
überflüſſig, und der von ihr geſtellte Antrag aus dieſem Grunde unzuläſſig. 
Wie ſie ſelbſt angibt, hat die Klägerin ſämtliche Koſten bezahlt, bis auf eine 
von der Beklagten beanſpruchte Vergleichsgebühr ſamt Pauſchſatz. Eine ſolche 
ſteht jedoch der Beklagten nicht zu. In der Erklärung der Parteien v. 4. Okt. 
1912 kann ein Vergleich nicht gefunden werden, da es an einem, die Voraus⸗ 
ſetzung auch eines Prozeßvergleichs bildenden Nachgeben a der Seite der 
Beklagten fehlt. — — — 
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Sind aber der Beklagten alle ihr erwachſenen Koſten bereits erftattet, 
ſo kann ſie eine Verurteilung der Klägerin zur Koſtentragung nicht mehr ver⸗ 
langen; es fehlt ihr das Rechtsſchutzbedürfnis. Das der Beklagten in $ 271 
Abi. 3 Satz 2 ZPO. gewährte Recht, die Koſtenpflicht der Klägerin durch Urteil 
ausſprechen zu laſſen, hat zur ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß die Be⸗ 
klagte wegen ihrer Koſten nicht ſchon befriedigt iſt, daß alſo die N 
Verurteilung nicht von vornherein zwecklos iſt; 

Seuffert ZPO. 1 f 271, Ab; OL GRſpr. 13, 143; 17, 149; 19, 97. 

Hiernach war der Entſcheidung des Landgerichts, wenn auch aus einem 
andern Grunde, im Ergebnis beizupflichten und der Beſchwerde der Erfolg 
zu verſagen. — — —“ 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 11. März 1913. 7 C. Reg. 31/13. 
| —e— 


222. Die Ladungsfriſt des $ 217 ZP®. gilt auch für Ladungen von 
Amts wegen. 
BRD. $ 217. 

— — — E erſcheint zweifelhaft, ob die Anſicht der Vorinstanz, der § 217 
ZPO. finde nur dann Anwendung, wenn es ſich um ſog. Parteiladungen 
handle, gebilligt werden kann. Dieſe Vorſchrift iſt nach der in der Rechtslehre 
neueſtens überwiegend vertretenen Anſicht auch dann anzuwenden, wenn, 
wie im vorliegenden Falle, gemäß § 370 Abſ. 2 ZPO. nach Beendigung der 
Beweisaufnahme ein Termin zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung 
von Amts wegen beſtimmt und den Parteien bekannt gemacht wird. Für 
die Richtigkeit dieſer Anſicht ſcheint auch der Zweck jener Vorſchrift zu ſprechen, 
die es den Parteien ermöglichen ſoll, ſich auf jede neue mündliche Verhandlung 
durch Benehmen mit ihren Anwälten oder in ſonſtiger Weiſe genügend vorzu⸗ 
bereiten, ein Zweck, der gerade dann beſonders hervortritt, wenn nach dem 
Schluſſe der Beweisaufnahme eine Fortſetzung der mündlichen Verhandlung 
ſtattfinden ſoll, die in den meiſten Fällen eine Rückſprache der Partei mit 
ihrem Anwalt über das Ergebnis der Beweisaufnahme und das weiter einzu⸗ 
ſchlagende Verfahren erfordern wird. Endlich ſcheint auch die jetzige Struktur 
des Zivilprozeſſes darauf hinzuweiſen, die Vorſchrift des § 217 ZPO. nicht 
bloß auf die Parteiladungen zu beſchränken. Denn die letzten Novellen zur 
Zivilprozeßordnung haben mehr und mehr zu einem Erſatz der Parteiladung 
durch den Amtsbetrieb geführt; dies zeigt ſich für die hier intereſſierende Frage 
beſonders deutlich in den neuen Vorſchriften der §88 520 Abſ. 2 und 555 Abſ. 2 
ZPO., die bei dem Betrieb von Amts wegen dieſelben Einlaſſungsfriſten vor- 
ſehen, welche nach $ 262 ZPO. beim Parteibetriebe vorgeſchrieben find. 

Nimmt man alſo im Gegenſatz zur Vorinſtanz an, daß bei der gemäß 
§ 370 Abſ. 2 ZPO. erfolgten Bekanntmachung des nach Schluß der Beweis⸗ 
aufnahme am 19. Juni 1911 auf den 26. Juni 1911 zur Fortſetzung der münd⸗ 
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lichen Verhandlung anberaumten Termins die einwöchige Ladungsfriſt des 
§ 217 3PO. hätte gewahrt werden müſſen, jo würde ſchon aus dieſem Grunde 
eine die Anwendung des § 539 ZPO. rechtfertigende Verletzung einer weſent⸗ 
lichen Vorſchrift des Verfahrens vorliegen. — — — 
Urteil des Reichsgerichts (6. Sen.) in der preuß. Sache Ehrhardt 
(Kl.) w. König (KG. Berlin). VI. 351/12. Auch in RGéEntſch. 81 Nr. 75 
S. 321. 


223. Zuläffigteit der ER einer eigenen beneiden Sache. 
Vgl. 58 Nr. 66. 
ZPO. 8 808. 

Die Klägerin hatte den verklagten Ger.⸗Vollzieher am 27. Juni 1909 
beauftragt, ihren Titel gegen den Gaſtwirt Otto A. in B. v. 21. Juni 1909 
über 257 & nebſt Zinſen zur Zw.⸗Vollſtreckung zu bringen. Der Beklagte 
verzögerte die Ausführung dieſes als eilig erteilten Auftrages, ſo daß es dem 
Schuldner gelang, die in jenem Gewahrſam befindliche Reſtaurationsein⸗ 
richtung (Schankinventar) auf die Seite zu ſchaffen und zu veräußern, und der 
am 10. Juli 1909 vorgenommene Pfändungsverſuch erfolglos blieb. Die vom 
Landgericht zugeſprochene Schadenerſatzklage wurde in 2. Inſtanz abgewieſen, 
weil von den im Gewahrſam des Schuldners befindlichen Sachen nur das Schank⸗ 
inventar zur Befriedigung der Klägerin hätte führen können, dieſes Inventar 
aber im Eigentum der Klägerin ſelbſt geſtanden habe, die Pfändung dieſes 
Inventars würde alſo ein Pfändungspfandrecht der Klägerin nicht erzeugt 
haben und deshalb unzuläſſig geweſen ſein. — Das Reichsgericht ſtellte das 
1. Urteil wieder her. Aus den Gründen: 

„Die aus dem Eigentum der Klägerin an dem Inventar gezogene 
Folgerung wird von der Reviſion mit Recht angefochten. Durch ſchriftlichen 
Vertrag v. 31. Jan. 1909 hatte die Klägerin ihr Schankgeſchäft mit allem 
darin befindlichen Inventar an A. für 1000 „ verkauft und ſich bis zur völ⸗ 
ligen Bezahlung des Preiſes das Eigentum am Inventar vorbehalten. Für 
den ihr noch zuſtehenden Kaufpreisreſt von 257 hatte ſie den vollſtreckbaren 
Titel v. 21. Juni 1909 erlangt. Nach $ 808 Abſ. 1 ZPO. und § 572 preuß. 
Geſchäftsanweiſung für die Ger.⸗Vollzieher v. 1. Dez. 1899 (amtl. Ausg. 
von 1903) war der Beklagte verpflichtet, das im Gewahrſam des Schuldners A. 
befindliche Inventar ‚als dem Schuldner gehörend! zu pfänden, ‚wenn ihm 
nicht das Gegenteil bekannt war‘. Dem Beklagten war damals, wie die Akten 
unzweifelhaft ergeben, von dem Eigentum der Klägerin nichts bekannt, er 
hat es erſt in 2. Inſtanz zur Grundlage einer Einwendung gemacht. Alſo 
mußte der Beklagte nach klarer Geſetzes- und Dienſtvorſchrift das Inventar 
pfänden. Daß die Klägerin es zur Verſteigerung gebracht, und daß der Erlös 
zur Befriedigung der Klägerin ausgereicht haben würde, iſt vom Beklagten 
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nicht beſtritten. Die Klägerin hat demnach den Verluſt erlitten n auschließlich 
dadurch, daß der Beklagte die Pfändung verſäumte. 

Allerdings würde die Klägerin an dem Inventar, weil und 1 es 
in ihrem Eigentum ſtand, ein Pfändungspfandrecht nicht erworben haben 
(RGeEntſch. 60, 72). Daraus ergibt ſich jedoch noch nicht die Unzuläſſigkeit der 
Pfändung. Ein Pfändungspfandrecht entſteht auch dann nicht, wenn im Ge⸗ 
wahrſam des Schuldners befindliche Sachen gepfändet werden, die im Eigentum 
eines Dritten ſtehen. Die Zivilprozeßordnung iſt aber ſo weit davon entfernt, 
die Pfändung von Dritten gehörigen Sachen wegen Nichtentſtehens des. 
Pfändungspfandrechts für unzuläſſig zu erklären, daß ſie im Gegenteil den 
Dritten auf den ausſchließlichen Weg der Klage nach $ 771 ZPO. verweiſt und 
erſt auf dieſe Klage hin dem Prozeßgericht die Einſtellung oder Aufhebung 
der erfolgten Vollſtr.⸗Maßregeln überträgt (§ 771 Abſ. 3). Die Vorſchrift des 
9 771 iſt eine in den Motiven zu § 639 Entw. noch beſonders begründete zwin⸗ 
gende, öffentlichrechtliche Norm, und es wäre eine völlige Verkennung des. 
Umfangs der Obliegenheiten des Ger.⸗Vollziehers, wenn man ihm, einem 
dazu durchaus ungeeigneten Organ, die Entſcheidung über Eigentum oder. 
Nichteigentum des Schuldners an den in deſſen Gewahrſam befindlichen 
Sachen zuſchieben wollte (RGEntſch. 18, 1391/2; 67, 312). Der Ger.⸗Voll⸗ 
zieher hat nicht die Befugnis, das Eigentum des Dritten zu ſchützen, ſo daß 
die Rechtsbeſtändigkeit des Nachſatzes ‚wenn ihm nicht das Gegenteil bekannt 
iſt' in 8572 Geſchäftsanweiſ. Bedenken unterliegt. Dem Ger.⸗Vollzieher als 
Beauftragten liegt nur ob, dem ihn beauftragenden Gläubiger ohne Verzug 
Kenntnis von den Tatſachen zu geben, die für das Eigentum eines Dritten 
ſprechen. Immer iſt es dem Dritten allein überlaſſen, ob er den Weg der 
Klage nach § 771 beſchreiten oder ſich hinterher mit einer Bereicherungs⸗ oder 
einer. Schadenerſatzklage gegen den die Pfändung und. Verſteigerung be⸗ 
treibenden Gläubiger begnügen will. Die Zuläſſigkeit und Wirkſamkeit des 
Verfahrens aber, trotz des Eigentums des Dritten, trotz des Nichtentſtehens 
alſo eines Pfändungspfandrechts für den betreibenden Gläubiger, wird nicht 
bezweifelt, insbeſondere nicht bei ſpäteren Bereicherungs⸗ oder Schadenerſatz⸗ 
klagen des dritten Eigentümers, die gerade darauf beruhen. Dieſe Zuläſ⸗ 
ſigkeit und Wirkſamkeit des rein formalen Verfahrens ergibt ſich poſitiv aus der 
Zivilprozeßordnung, indem ſie dem Dritten den nr Klageweg 
des § 771 eröffnet. 

Gerade ſo liegt die Frage, wenn die gepfändete Sache im Eigentum 
des Gläubigers ſelbſt ſteht. Der Ger.⸗Vollzieher kann nicht und darf nicht ent⸗ 
ſcheiden, ob die Sache wirklich Eigentum des Gläubigers oder des Schuldners 
ſei. Es wäre leicht möglich, daß die Vollſtr.⸗Parteien gerade darüber ſtreiten, 
indem beide Teile ſich das Eigentum zuſchreiben, ebenſo, daß der Schuldner 
ein Eigentum des Gläubigers nur vorſchützt, um ſo die Pfändung als eine 
vermeintlich unzuläſſige zu hintertreiben. Die materielle Rechtslage und deren 
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Rechtsfolgen zu prüfen und erſt danach ſein Verfahren einzurichten, ift auch 
hier dem Ger.⸗Vollzieher nicht aufgebürdet und nicht geſtattet. Er hat auch hier 
lediglich für den formalen Beſtand des Verfahrens zu ſorgen und außerdem 
nur noch ſeinem Auftraggeber die etwa erforderlichen Nachrichten zu geben. 
Und auch hier iſt es Sache ausſchließlich des Schuldners, der die dem pfänden⸗ 
den Gläubiger gehörige Sache in Gewahrſam hat, die nötigen Schritte zu 
tun, wenn er die Pfändung der Sache als eine Verletzung des ihm etwa zu⸗ 
ſtehenden Beſitz⸗ und Benutzungsrechts erachtet; er kann entweder eine Ein⸗ 
wendung an das Vollſtr.⸗Gericht richten gemäß § 766, der gerade auch für dieſen 
Fall anwendbar iſt, 
zutreffend Flechtheim im Arch. f. Zivil⸗ und Strafr. der Rheinprovinz 104, 287 
a. E. und OLG. München in OL GRſpr. 18, 400 Abi. 2, 
oder er kann gegen den Gläubiger gerichtliche Klage erheben, wie in dem vom 
LG. Hamburg (Hanf. Ger Z. 17, 16489) entſchiedenen Falle. Daß vorliegend 
der Schuldner A. eine ſolche Einwendung oder eine ſolche Klage erhoben und 
mit Erfolg erhoben hätte, hat der Beklagte nicht behauptet, es iſt dies auch 
nach dem tatſächlichen Verhalten des A. und nach dem Rechtsverhältnis zwi⸗ 
ſchen ihm und der Klägerin für völlig ausgeſchloſſen zu erachten. Alſo hätte 
ſich auch hier, wie beim Eigentum eines paſſiv bleibenden Dritten, ein formales 
Verfahren abſpielen müſſen und abgeſpielt, das ohne Verletzung irgendwelcher 
Rechte irgend jemandes zur Befriedigung der Klägerin geführt haben würde. 
Die Zuläſſigkeit der Pfändung von dem Gläubiger ſelbſt gehörenden, im 
Gewahrſam des Schuldners befindlichen Sachen iſt alſo, ohne daß es hier einer 
Erörterung über ſonſtige materiellrechtliche Folgen eines ſolchen Verfahrens 
(vgl. Sächſ. Arch. 6, 232) bedarf, mit dem LG. Mainz in HeſſRſpr. 1901, 61 
und mit dem OLG. Stuttgart Württ J. 18, 171 zu bejahen; 
abweichend OLG. Bamberg in SeuffA. 58 Nr. 66 und OLG. München in OLG- 
Rſpr. 18, 400. 
Die Zuläſſigkeit ergibt ſich wiederum aus dem durch die Zivilprozeßordnung 
ſelbſt geſtalteten Verfahren; eine ſolche Pfändung verſtößt insbeſondere ebenſo⸗ 
wenig wie die Pfändung von Dritten gehörigen Sachen gegen eine zwingende 
Verbotsnorm; 
vgl. über $ 365 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. als eine derartige Verbotsnorm JW. 1904, 575 10. 
Aber auch vom Standpunkt des Ber.⸗Richters aus, daß die Klägerin 
eine wirkſame Pfändung nur dann hätte durchſetzen können, wenn ſie auf ihr 
Eigentum verzichtet hätte, iſt die angefochtene Entſcheidung unhaltbar. Zu⸗ 
vörderſt kann der Gläubiger auf ſein Eigentum verzichten nicht nur vor der 
Pfändung, ſondern noch während der Vollſtreckung bis zur Verſteigerung. Um 
dieſe Möglichkeit, noch nach der Pfändung auf ihr Eigentum zu verzichten, hat 
der Beklagte die Klägerin gebracht; umſomehr dann, wenn, wie aus der Aus⸗ 
ſage der Ehefrau und der Tochter des Beklagten entnommen werden könnte, 
der Pfändungsauftrag ſich nicht ſpeziell auf das Inventar richtete. Dann konnte 
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die Klägerin der Anſicht jein, daß ſich noch andre pfändbare und zureichende 
Gegenſtände beim Schuldner vorfinden würden; dann hätte ſie erſt nach der 
Pfändung erfahren, daß das ihr ſelbſt gehörige Inventar gepfändet war. 
Es hängt allerdings von den Umſtänden des einzelnen Falles ab, ob in der 
Pfändung oder doch in der Verſteigerung der unter Vorbehalt des Eigentums 
verkauften und übergebenen Sachen durch den Verkäufer ein Verzicht auf den 
Eigentumsvorbehalt liegt (RGEntſch. 66, 348). Die Umſtände des vorliegenden 
Falles ſind vom Ber.⸗Richter jedoch nicht richtig gewürdigt. Verzichtete die 
Klägerin nach der Pfändung des Inventars, ſo konvaleszierte damit die bisher 
nur formell beſtehende Pfändung (RGeEntſch. 60, 73). Die Klägerin erwarb 
jetzt ein Pfändungspfandrecht und gleichzeitig erfüllte ſie damit die ihr gegen⸗ 
über dem Käufer A. obliegende Verpflichtung zur Verſchaffung des Eigen⸗ 
tums (RGeEntſch. 66, 349), ſie war alſo geſichert gegen andre Gläubiger des A. 
durch ihr vorgehendes Pfändungspfandrecht und gegen Anſprüche des A. aus 
§ 325 BGB. Darum und da die Klägerin aus dem ganzen Kaufgeſchäft unter 
Eigentumsvorbehalt überhaupt mehr nicht zu fordern hatte als gerade die 
Titelſumme von 257 &, und da das Inventar zur Deckung dieſer Summe 
ausreichte und anderweitige Eigentumsprätendenten nicht vorhanden waren, 
konnte die Pfändung und Verſteigerung des Inventars von Seiten der Klä⸗ 
gerin nicht anders gemeint ſein als ſo, daß ſie ihr weitergehendes Recht an dem 
gepfändeten Inventar, alſo ihr Eigentum, preisgebe und ſich mit dem Pfän⸗ 
dungspfandrecht und deſſen Ertrag begnüge; und anders als ſo konnte auch 
der Schuldner nach Lage der Sache das ee der Klägerin nicht auf⸗ 
faſſen.“ 
Urteil des Reichsgerichts (3. Sen.) v. 17. April 1912 in der preuß. 
Sache G. (Kl.) w. B. (KG. Berlin). III. 441/11. an in RGEntſch. 79 
Nr. 56 S. 242. 


224. Grenzen der freien Feſtſetzung der Verſteigerungsbedingungen; 
keine Berückſichtigung perſönlicher Anſprüche. Beſtimmtheit des feſt⸗ 
zuſetzenden Meiſtgebots. 

38G. 55 10. 59. 93 Abf. 2; BGB. 5 1003. 

Am 9. März 1912 war das Bad L. im Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren dem L. als 

Meiſtbietendem zugeſchlagen worden, der es ſchon vorher gepachtet hatte. 
Der Zuſchlag wurde jedoch durch Beſchluß des Senats aufgehoben und das 
Verfahren nahm auf Antrag ſeinen Fortgang. Am 1. Juni 1912 fand neuer 
Verſt.⸗Termin ſtatt. In ihm beantragte L., den Betrag von 35 000 , den 
er ſeit dem Zuſchlag als Pächter zur Inſtandſetzung des Bades aufgewendet 
habe, nach $59 ZPO. in das geringſte Gebot aufzunehmen. Er bemerkte dazu, 
daß „der Anſpruch ſich noch nicht genau ſpezialiſieren laſſe“, weil ein Teil der 
Rechnungen noch ausſtehe. Einer der Beteiligten widerſprach dem Antrage. 
Der Verſt.⸗Richter beſchloß darauf, ein doppeltes Geſamtausgebot vorzu⸗ 
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nehmen, nämlich 1. mit der Abweichung, daß der Anſpruch L's auf die 35 000.4 
in das geringſte Gebot aufgenommen werde und 2. ohne dieſe Abweichung. 
Das wurde in die Verſt.⸗Bedingungen aufgenommen. Widerſpruch erhob ſich 
dagegen nicht. Beim Geſamtausgebot 1 bot nun L. mit 560 000 „ (unter 
Einrechnung der 35 000 4) am meiſten, während beim Geſamtausgebot 2 
K. mit 526 000 „ (ohne Einrechnung der 35 000 ) das höchſte Gebot abgab. 
Das K'ſche Gebot war alſo im Ergebnis 1000 % höher. Nach Schluß der 
Verſteigerung, aber vor dem Zuſchlagstermin, erklärte L. in öffentlich be⸗ 
glaubigter Urkunde dem Verſt.⸗Gericht, daß er nach der inzwiſchen gemachten 
Aufſtellung nicht 35 000 4, ſondern nur 31 844,63 4 Aufwendungen erſetzt 
verlangen könne und daher auf „den Differenzbetrag von 3155,37 K zu⸗ 
gunſten der Hyp.⸗Gläubiger verzichte“. Am 10. Juni 1912 erteilte darauf das 
Verſt.⸗Gericht ihm den Zuſchlag auf ſein Meiſtgebot von 560 000 &, weil 
ſein Gebot infolge der Ermäßigung der Poſt von 35 000 & auf 31 844, N 
um 2155,37 , günſtiger ſei als das des K. 

Auf ſofortige Beſchwerde des K. hob das LG. den Zuſchlag auf, ohne ihn 
jedoch, wie dieſer verlangte, dem K. zu erteilen. Es nahm an, daß in doppelter 
Beziehung gegen das Geſetz verſtoßen ſei: einmal ſei der Anſpruch L's. auf die 
35 000 „ in das geringſte Gebot aufgenommen, obwohl er nach Widerſpruch 
eines Beteiligten nicht glaubhaft gemacht worden jei (§S 45 ZG.), und zwei⸗ 
tens ſei der Zuſchlag unter anderen als den der Verſteigerung zugrunde ge⸗ 
legten Bedingungen erteilt ($ 100 Abſ. 1 ZVG.). K. und L. legten weitere 
Beſchwerde ein, jeder mit dem Verlangen, ihm den Zuſchlag zu erteilen. 

Die Zuläſſigkeit der Beſchwerden wurde nicht beanſtandet, ſachlich aber 
wurden ſie für unbegründet erklärt. — Aus den Gründen: 

„Zum Erſatz von Verwendungen, die vor dem Zuſchlag gemacht ſind, 
iſt der Erſteher überhaupt nicht verpflichtet (§ 93 Abſ. 2 ZVG.). Für ſpätere 
Verwendungen haftet er nach den allgemeinen Rechtsregeln. Der Anſpruch 
auf ihre Erſtattung gewährt in keinem Fall ein Recht am Grundſtück (§ 10“ 
3 G.), er iſt ein auf Zahlung gerichteter perſönlicher Anſpruch. Daran ändert 
auch die Vorſchrift des 8 1003 BGB. nichts, die dem Beſitzer die Befugnis 
verleiht, wegen ſeines Erſatzanſpruchs Befriedigung aus dem Grundſtück zu 
ſuchen. Denn dieſe Befugnis iſt nur ein beſonderes, auf die Sache beſchränktes 
Befriedigungsmittel, kein dingliches Recht (RGEntſch. 71, 424 ff.). Noch 
weniger beſteht den Realgläubigern gegenüber ein dingliches Befriedigungs⸗ 
recht des Erſatzberechtigten; ihnen gegenüber kann dieſer ſeine Verwendungen 
überhaupt nicht erſtattet verlangen, der Kreis der Berechtigten, der mit ihnen 
konkurriert, iſt in 8 10 ZG. ausſchließlich geregelt (Jaeckel-Güthe ZVG. 
Anm. 5 zu §9, Anm. 15 zu $ 10, Anm. 10 zu § 93). 

Daraus folgt, daß der Erſatzanſpruch, den L. als Pächter (Beſitzer) erhoben 
hat (§§ 581. 547. 994 ff. BGB.), kein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
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gewährte, das im Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren zu berüdjichtigen geweſen wäre. 
Trotzdem hat das Verſt.⸗Gericht jenen rein perſönlichen Anſpruch bei Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots nach Art eines Realrechts behandelt. Es ſtützt 
ſich dabei auf §8 59 3VG., jedoch zu Unrecht. Nach dieſem Paragraphen kann 
allerdings jeder Beteiligte eine Feſtſtellung des geringſten Gebots und der 
Verſt.⸗Bedingungen verlangen, die von den geſetzlichen Vorſchriften abweicht. 
Dies hatte im vorliegenden Falle L., der als Pächter beteiligt war (8 92 ZVG.), 
auch getan. Trotzdem durfte das Verſt.⸗Gericht das geringſte Gebot und die 
Verſt.⸗Beſtimmungen nicht ſo feſtſtellen, wie es geſchehen iſt. Zunächſt iſt 
unklar, was die Beſtimmung, daß der Anſpruch von 35 000 „ (für das Geſamt⸗ 
ausgebot) in das geringſte Gebot aufgenommen werde, rechtlich überhaupt 
bedeuten ſoll. Die wörtliche Auslegung würde ergeben, daß er als Teil des 
geringſten Gebotes beſtehen bleiben ſollte (88 44. 49. 52 3 G.). Das iſt aber 
offenbar nicht der Sinn. Gemeint iſt vielmehr, daß der Anſpruch durch Bar⸗ 
zahlung an den Erſatzberechtigten gedeckt werden, in Wahrheit alſo aus dem 
geringſten Gebot herausfallen ſollte. Die Feſtſetzung lief alſo darauf hinaus, 
daß ein Teil des Bargebots nicht den dinglich Berechtigten, ſondern einem 
perſönlichen Gläubiger zufallen ſollte. Das zu beſtimmen, war aber durchaus 
unzuläſſig. Der § 59 ZVG. berechtigte dazu nicht, er räumt keineswegs den 
Beteiligten und dem Gericht ſchrankenloſe Freiheit bei Feſtſetzung der Verſt.⸗ 
Bedingungen ein. Die Willkür der Beteiligten findet vielmehr an den Grund— 
prinzipien des Zw.⸗Verſt.⸗Verfahrens ihre Schranken, ſie dürfen jedenfalls 
nicht von den Vorſchriften abweichen, die das Verfahren zwingend beherrſchen 
(Jaeckel⸗Güthe Anm. 1 zu § 59; Reinhard GBO. Anm. II 2 zu $ 59, 
RGeEntſch. 60, 52). Das haben fie aber hier getan. — — — Die Beſtimmung 
iſt daher ungeſetzlich und ungültig, und zwar in vollem Umfang, da ſie in ſich 
einheitlich iſt und die Grundlage des weiteren Verfahrens gebildet hat. Daran 
könnte auch der Umſtand nichts ändern, daß alle anweſenden Beteiligten ihr 
zugeſtimmt hätten. Kein Realberechtigter, der etwa dem Verfahren im Ver⸗ 
trauen auf deſſen geſetzlichen Verlauf fernbleibt, braucht mit der Möglichkeit 
einer derartigen unzuläſſigen Anordnung zu rechnen, durch die ſeine Rechte 
beeinträchtigt werden könnten. Ebenſowenig wird der Mangel dadurch ge- 
heilt, daß das Verſt.⸗Gericht die Grundſtücke nach § 59 Abſ. 2 ZVG. doppelt 
— mit der verlangten Abweichung und ohne ſie — ausgeboten hat. Das 
doppelte Ausgebot ſoll der Gefahr begegnen, daß die Realrechte Beteiligter, 
die der Abweichung vom geringſten Gebot oder von den geſetzlichen Berft.- 
Bedingungen nicht zugeſtimmt haben, beeinträchtigt werden. Dadurch, daß 
es ſtattfindet, wird nicht etwa jede beliebige Abweichung zuläſſig, es ſetzt 
vielmehr eine zuläſſige Abweichung voraus. 

Danach liegt der Fall des K 831 ZVG. vor, der zur Verſagung des Zu— 
ſchlages führen muß (vgl. 8 100). Dem K. den Zuſchlag zu erteilen, geht nicht 
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an. Denn es läßt jich nicht abſehen, wer bei geſetzmäßigem Verlauf des Ver⸗ 
fahrens das Höchſtgebot abgegeben hätte. N 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man auch noch auf anderem Wege. Ein 
zwingender Satz des Verſt.⸗Rechts iſt, daß die Höhe des Meiſtgebots unbe⸗ 
dingt feſtgeſtellt werden muß, denn ſie beeinflußt die Entſchließung der übrigen 
Bieter und bildet die unverrückbare Grundlage für das weitere Verfahren 
(vgl. Jaeckel⸗Güthe Anm. 1 zu § 59). Dagegen hat aber hier das Verſt.⸗ 
Gericht verſtoßen. Allerdings hat es nicht geradezu beſtimmt, daß beim Ge⸗ 
ſamtausgebot 1 der Betrag der Aufwendungen L's. (35 000 .% oder weniger) 
vom Meiſtgebot abzurechnen ſei, dieſes alſo nur in dem Reſt beſtehe. Allein 
ſeine Anordnung, daß der Anſpruch von 35 000 & (oder weniger) in das 
geringſte Gebot aufgenommen werden ſollte, läuft im weſentlichen auf das⸗ 
ſelbe hinaus. Sie bedeutet, daß von dem Meiſtgebot 35 000 & (oder weniger) 
nicht zur Teilungsmaſſe für die Realgläubiger gehören, ſondern dem L. zu⸗ 
fallen ſollten. Daraus folgt, daß die Höhe des eigentlichen Meiſtgebots von 
der Höhe der Aufwendungen abhing. Wurden dieſe als beweglicher Faktor 
eingeſtellt (mit 35 000 oder dem geringeren Betrag, der ſich ſpäter ergab), 
ſo wurde damit das Meiſtgebot unbeſtimmt und daher unzuläſſig. Wurden 
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endgültig feſt. Dann war es aber geſetzwidrig, die ſpätere Herabſetzung des 
Betrags zu berückſichtigen, denn ſie bedeutete im Erfolg nichts andres als die 
nachträgliche Zulaſſung eines neuen Gebots. Ein ſolches war aber nach Schluß 
des Verſt.⸗Termins ausgeſchloſſen (§ 73 Abſ. 2). Hieran ändert auch die Vor⸗ 
ſchrift des 887 Abſ. 3 nichts. Ebenſowenig kann das Verſt.⸗Gericht ſich auf 
§ 50 3G. berufen, wonach beim Wegfall eines im geringſten Gebot berück⸗ 
ſichtigten Rechts die Zahlungspflicht des Erſtehers ſich entſprechend erhöht 
(Erſatzzahlung). Damit hat der vorliegende Fall nichts gemein. Es handelt 
ſich hier nicht um den Wegfall eines Rechts, das an ſich als Teil des geringſten 
Gebots beſtehen bleiben würde, ſondern um die Verringerung eines in das 
Meiſtgebot einzurechnenden Barbetrags. — — — Mit Recht hebt auch das 
LG. die unerträglichen praktiſchen Folgen des Verfahrens hervor: es war für 
K. irreführend und geeignet, ihn vom weiteren Bieten abzuhalten, dem L. 
aber ermöglichte es, auf Koſten der übrigen zu ſpekulieren. Demgegenüber 
iſt der Hinweis darauf, daß K. für alle Fälle ein Übergebot hätte abgeben und 
dadurch den Zuſchlag ſich hätte ſichern können, völlig verfehlt. Zu einem der⸗ 
artigen Eventualgebot hatte K. keine Veranlaſſung. Er durfte mit dem geſetz⸗ 
mäßigen Verlauf des Verfahrens, alſo damit rechnen, daß das Meiſtgebot L's 
unverändert blieb. Es bildete die rechneriſche Grundlage für die Entſchließung 
der Mitbieter, mit ihm ſtand und fiel das ganze weitere Verfahren. 

Auch von dieſen Geſichtspunkten aus liegt alſo ein Geſetzesverſtoß vor, 
der die Verſagung des Zuſchlags rechtfertigt. Es iſt eine abſolut unzuläſſige 
Verſt.⸗Bedingung aufgeſtellt oder aber der Zuſchlag nicht auf das Meiſtgebot 
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und damit unter andern als den der Verſteigerung zugrunde gelegten Be⸗ 
dingungen erteilt worden. — — —“ 
Beſchluß des OLG. zu Jena (2. Sen.) v. 11. Juli 1912. 2 W. 103. 104. 

108/12. F—e. 
225. Unzuläſſigkeit der Eintragung, daß eine Grundſchuld künftig 

ohne Abtretung auf einen zweiten Gläubiger übergehen ſolle. 

GBO. 88 48. 13; BGB. $ 1191. 

Durch notariellen Vertrag hat Fritz H. ſeine Höfe an ſeinen Sohn Hermann 
H. verkauft; in dem Vertrage bewilligt und beantragt der Käufer gleichzeitig 
die Eintragung einer Grundſchuld für den Verkäufer. In bezug auf dieſe 
Grundſchuld heißt es dann weiter: „Mit dem Tode des Herrn Fritz H. geht die 
Grundſchuld ohne weiteres auf Herrn Hermann H. über. Auch dies ſoll in 
das Grundbuch eingetragen werden.“ 

Aus dieſer Beſtimmung läßt ſich der Rechtsgrund, aus welchem nach dem 
Parteiwillen der Wechſel in der Perſon des Grundſchuldgläubigers eintreten 
ſollte, allerdings erkennen. Um einen Übergang durch Erbfolge oder Ver⸗ 
mächtnis handelt es ſich zweifellos nicht. Eine Abtretung, auch eine befriſtete, 
läßt ſich aus den gebrauchten Wendungen nicht entnehmen; daß ſie nicht ge⸗ 
wollt iſt, ſagt die weitere Beſchwerde ſelbſt. Ein Rechtsübergang von Geſetzes 
wegen kommt garnicht in Frage. Es ſoll eine Grundſchuld in der Weiſe be⸗ 
gründet werden, daß ſie in einem zukünftigen Zeitpunkt auf Grund einer 
ſchon bei der Begründung getroffenen Beſtimmung ohne Abtretung oder 
ſonſtigen weiteren Rechtsakt von dem erſten Gläubiger auf einen zweiten 
übergeht. Eine derartige Begründung einer Grundſchuld iſt rechtlich nicht 
möglich. 

Wenn eine Grundſchuld zunächſt dem einen Gläubiger und ſpäter einem 
zweiten zuſtehen ſoll, ſo kann das Recht des zweiten ſich entweder auf das Recht 
des erſten Gläubigers oder auf das des Beſtellers gründen. Nur in dem erſten 
Falle liegt Identität des Rechts vor. Es bedarf aber irgend einer rechtlichen 
Beziehung zwiſchen den beiden Gläubigern, um das Recht von dem erſten 
auf den zweiten überzuleiten. Das würde nur Abtretung — oder geſetzlicher 
Übergang oder gerichtliche Überweiſung — ſein können (vgl. Endemann 
BR. I. 1, 263). Wenn aber das Recht des zweiten Gläubigers ſich auf das 
Recht des Beſtellers gründen ſoll, ſo muß ein beſonderer Rechtsakt desſelben 
vorliegen, welcher ein von dem Rechte des erſten Gläubigers unabhängiges, 
in dem Augenblick des Unterganges dieſes Rechts entſtehendes Recht des 
zweiten Gläubigers erzeugt. Das iſt dann ein mit dem Rechte des erſten nicht 
identiſches Recht, ſondern ein neues Recht gleichen Inhalts. Es kann dann 
alſo nicht die Rede davon ſein, daß das Recht des erſten Gläubigers auf den 
zweiten übergehe. Allerdings gibt es Fälle, in denen die Verknüpfung eines 
Rechts mit einer beſtimmten Perſon nicht ſtattfindet, z. B. bei ſubjektiv⸗ding⸗ 
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lichen Rechten, ferner bei Inhaberpapieren. Hier liegt von Anfang an eine 
Unbeſtimmtheit des Subjekts vor, welche zur Beſtimmung eines konkreten 
Subjekts auf ein beſonderes Verhältnis verweiſt. Eine derartige Unbeſtimmt⸗ 
heit des Gläubigers iſt jedenfalls im vorliegenden Falle nicht gewollt. 

Es bleiben alſo nur zwei Wege möglich: entweder wird die für den erſten 
Gläubiger begründete Grundſchuld von ihm abgetreten an den zweiten, oder 
es wird für die erſte Grundſchuld ein Endtermin beſtimmt und daneben eine 
zweite begründet, die im Augenblick des Unterganges der erſten ins Leben tritt. 
Keiner von beiden iſt hier nach den abgegebenen Erklärungen der Beteiligten 
gewollt. — Daß der erſtrebte wirtſchaftliche Erfolg ſich auch noch in 
andrer Weiſe ermöglichen läßt, bedarf nur der Bemerkung 

Für das hier gewonnene Ergebnis ſpricht auch die praktiſche Erwägung, 
daß bei der von den Beſchwerdeführern gewollten Rechtsgeſtaltung die Be⸗ 
fugnis des erſten Gläubigers zur Kündigung und Einziehung ſowie zur Ab⸗ 
tretung der Grundſchuld, ebenſo auch zum Verzicht auf ſie ſehr zweifelhaft 
ſein und mithin eine unſichere Rechtslage geſchaffen werden würde. 

Die Präjudizien, die die weitere Beſchwerde anführt, ſind ohne Bedeutung. 
RJ. 2, 187 und 4, 128 betreffen Fälle, in denen eine Hypothek auch eine zweite 
Forderung ſichern ſoll, wenn die erſte nicht entſteht oder wegfällt. Auch Predari 
Note 7 zu § 48 GBO. und Güthe Note 4a zu $ 48 betreffen die Sukzeſſivhypothek 
im Falle des § 1190 BGB. JW. 12, 681 bezieht ſich auf die hier nicht in Frage 
kommende befriſtete Abtretung. Recht 1911 Nr. 1562 betrifft nur die Auslegung einer 
tatſächlich erfolgten Eintragung und betont, daß es ſich bei den ſpäteren Gläubigern 
um die erbberechtigte Deſzendenz des erſten handle, es lag alſo ein Fall des Über⸗ 
gangs durch Erbfolge vor. — Anderſeits bedarf es nicht der Stellungnahme zu den 
ſämtlichen Ausführungen der vom LG. angezogenen Entſcheidung des KG. in deſſen 
Jahrb. 38 A, 272; es iſt nur zu bemerken, daß ſie ſich auf eine Hypothek beziehen 
und daher für eine Grundſchuld nicht durchweg zutreffen. Wenn das KG. ferner 
darauf verweiſt, daß der Rechtsgrund des Überganges nicht klar ſei, ſo iſt dieſer hier 
zwar erkennbar, aber die von den Parteien . Art des Überganges iſt rechtlich 
nicht on „ 


Beſchluß des OLG. zu Roſt o ck(2. Sen.) v. 29. Nov. 1912 in der Grdb.⸗Sache 
Silz Bl. 1. 8 b. SA. 4/12. Kn. 


Berichtigung. 


Auf S. 263 Z. 2 v. u. iſt ſtatt „erkannte nach dem Hauptantrage“ zu leſen: 
„wies die Klage ab“. N d 


I. Bürgerliches Recht. 


226. Durch Geſchäftsabſchlüſſe für einen Gewerbebetrieb wird deſſen 
Inhaber verpflichtet.“ Heine rechtloſe Bereicherung auf Koften des 
Gegners durch Erwerb von einem Dritten“ “. 

Vgl. oben Nr. 74 m. N. — Vgl. 63 Nr. 11 m. N. 

BGB. 88 171. 164. 812. 

Bei einem Vertreter der Klägerin hatte Th. verſchiedene Gegenſtände, 
wie Reifen ꝛc., für ein Laſtauto beſtellt und er war in einem früheren Prozeß 
zur Zahlung des Preiſes verurteilt worden. Jetzt verlangte die Klägerin, 
die von Th. nichts hatte beitreiben können, die Zahlung vom Beklagten, weil 
er der eigentliche Inhaber des Fuhrgeſchäfts geweſen ſei. — Die Klage wurde 
abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. ⸗Urteils: 

„Nach der eigenen Darſtellung der Klägerin iſt bei den Verhandlungen 
zwiſchen ihrem Vertreter K. und Th. in keiner Weiſe zum Ausdruck gekommen, 
daß Th. als Vertreter des Beklagten verhandle, und K. iſt der Anſicht geweſen, 
daß Th. Eigentümer des Autos und Inhaber des Fuhrbetriebes ſei. Nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen wäre ſomit davon auszugehen, daß ein Vertrag 
nur zwiſchen der Klägerin und Th. zuſtande gekommen ſei. Die Begründung, 
womit die Klägerin eine Haftung des Beklagten zu rechtfertigen ſucht, kann 
jedoch nicht von vornherein zurückgewieſen werden. 

Wer mit einem Gewerbetreibenden kontrahiert — ſo führt Staudinger 
Note Ze zu 8 164 BGB. aus —, will mit demjenigen abſchließen, der in Wirk— 
lichkeit der rechtliche Inhaber des Betriebes iſt, und es iſt ihm in der Regel 
gleichgültig, ob die Perſon, mit welcher er verhandelt, der Inhaber ſelbſt oder 
nur zu ſeiner Vertretung ermächtigt iſt. Hat daher der Vertreter den Willen, 
den Inhaber zu verpflichten, ſo iſt trotz eines etwaigen Irrtums des Gegners 
der Vertrag mit dem Geſchäftsinhaber zuſtande gekommen. Dies gilt nicht 
bloß in bezug auf die unmittelbare Berechtigung des mit dem Vertreter Ver— 
handelnden, ſondern auch wenn es ſich um deſſen Verpflichtungen gegenüber 
dem Vertreter handelt. 

Vgl. auch RGEntſch. 30, 77 (in Seuffzl. 49 Nr. 82); 67, 148; OL GRſpr. 5, 48 ff. 

Um mit ihrer Klage gegen den Beklagten durchzudringen, müßte die 
Klägerin daher nachweiſen, daß dieſer im Oktober 1911 Inhaber des Laſt— 
fuhrgeſchäfts geweſen ſei, für welches die Beſtellungen erfolgt . 1 er den 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heſt 11. 
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Th. zu ſeiner Vertretung bei dem fraglichen Geſchäft oder bei Geſchäften dieſer 
Art bevollmächtigt oder doch ihm nach außen hin eine Stellung eingeräumt 
habe, welche ihn für Dritte als bevollmächtigt erſcheinen ließ, und endlich, 
daß Th. den Willen gehabt habe, den Beklagten zu verpflichten. Würden 
dieſe Beweiſe geführt, ſo würde es allerdings nicht darauf ankommen, ob Th. 
den Willen, für den Beklagten zu handeln, zum Ausdruck gebracht habe. Der 
der Klägerin obliegende Beweis iſt aber nicht erbracht, vielmehr iſt erwieſen, 
daß Th. im Oktober 1911 Inhaber des Frachtfuhrgeſchäfts geweſen iſt und es 
auf eigene Rechnung betrieben hat, daß er daher auch keine Vollmacht zur 
Vertretung des Beklagten gehabt hat und auch nicht willens geweſen iſt, 
für ihn die Beſtellung zu machen. Allerdings war das Auto bereits vorher 
dem Beklagten für Forderungen an Th. von dieſem zur Sicherheit ‚verjchrieben‘, 
d. h. durch constitutum possessorium übereignet; dieſer Umſtand allein ver- 
mag aber eine Verpflichtung des Beklagten nicht zu begründen. 

Hat die Klägerin alſo mit Th. perſönlich und nur mit ihm abgeſchloſſen 
und auf Grund dieſes Vertrages mit Th. geliefert, ſo kann eine Haftung des 
Beklagten auch nicht aus den Geſichtspunkten der auftragloſen Geſchäftsfüh— 
rung oder der rechtloſen Bereicherung hergeleitet werden. Die Klägerin 
hat nicht die Abſicht gehabt, für den Beklagten ein Geſchäft zu beſorgen, und 
auch im Innenverhältnis zwiſchen Th. und dem Beklagten war die Anſchaffung 
der in Rede ſtehenden Sachen nicht eine Angelegenheit des Beklagten. Zwar 
ſind ſie möglicherweiſe durch Verbindung mit dem durch Beſitzkonſtitut dem 
Beklagten übereigneten Wagen ſchon im Oktober 1911 in das Eigentum des 
Beklagten übergegangen: die hierin etwa zu findende Bereicherung desſelben 
beruht jedoch nicht auf einer Vermögensverſchiebung, welche ſich unmittelbar 
zwiſchen den jetzigen Parteien vollzogen hätte. Wenn aber der Übergang 
eines Wertes von dem einen Teil zum andern durch ein Rechtsgeſchäft mit 
einem nicht als Vertreter, ſondern in eigenem Namen handelnden Dritten 
erfolgt, ſo ſteht — vgl. RG. im Recht 1910 Nr. 1731 — dem erſteren ein An⸗ 
ſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung gegen den Empfänger nicht zu.“ 

Urteil des OLG. zu Roſtock (2. Sen.) v. 6. Dez. 1912 i. S. Metzler & Co. 

w. Roggendorf. Ro. 164/1912. i Kn. 


227. Iſt der einen Vertrag mit Vollmachtsurkunde aufnehmende und 
von dem Bevollmächtigten weiter bevollmächtigte Notar bei Nichtigkeit 
jenes Vertrags als Dritter nach $$ 121. 172 BGB. geſchützt d 
Vgl. 61 Nr. 171. 

BGB. 88 171. 172. | 
Vor dem Kläger als inſtrumentierendem Notar hatte der Beklagte mit 
B. einen Parzellierungsvertrag geſchloſſen, wonach B. beauftragt und bevoll- 
mächtigt wurde, für den Beklagten die Grundſtücke zu verkaufen, aufzulaſſen 
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und alles das gerichtlich und außergerichtlich zu tun, was zur Abwickelung 
und Erfüllung der Kaufgeſchäfte erforderlich ſei. Die Vollmacht ſollte bis zum 
1. April 1909 unwiderruflich ſein und alle Koſten der Beklagte tragen. Auf 
Grund dieſer Vollmacht hatte dann B. den Kläger mit einer Reihe von Rechts⸗ 
geſchäften beauftragt; deren Gebühren zu zahlen, weigerte ſich jedoch der 
Beklagte, weil der Parzellierungsvertrag wegen Wuchers nichtig geweſen ſei. 
Dieſer Einwand wurde verworfen, weil Kläger durch die Vollmachtsurkunde 
nach 88 171. 172 BGB. gedeckt ſei. Die Berufung wurde zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

„War der Parzellierungsvertrag wegen Wuchers nichtig, ſo war es auch 
die damit verbundene Vollmacht. B. würde in dieſem Falle falsus procurator 
geweſen ſein und durch Erteilung von Aufträgen an den Kläger gemäß $ 179 
BGB. nur ſich ſelbſt, nicht den Beklagten verpflichtet haben. Eine Ausnahme 
von dieſer Regel haben zugunſten eines gutgläubigen Dritten die 88 171. 
172 BGB. getroffen. Sie ſollten ihn nach § 173 trotz der Nichtigkeit der Voll- 
macht ſo ſtellen, als ob ſie gültig wäre, wenn er bei Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts nicht deren Unwirkſamkeit kannte oder hätte kennen müſſen (RGeEntſch. 
69, 234. Jehle Vollmacht 39). N 

Ob hier die Vorausſetzungen des $ 171 gegeben find, mag zweifelhaft 
ſein. Dieſe Vorſchrift ſetzt nämlich eine beſondere Kundgabe der Bevoll⸗ 
mächtigung durch den Vollmachtgeber an einen Dritten voraus. Daß der 
inſtrumentierende Notar im Verhältnis zu Vollmachtgeber und Bevollmäch— 
tigtem ‚Dritter‘ iſt oder ſein kann, iſt allerdings unbedenklich. Fraglich iſt nur, 
ob die bloße Tatſache der Verlautbarung der Vollmacht durch die Vertrag— 
ſchließenden vor dem Notar eine ſolche beſondere Mitteilung enthält, wie ſie 
der 8 171 im Auge hat. Teilweiſe wird für die Kundgebung ein von der Be⸗ 
vollmächtigung verſchiedenes Rechtsgeſchäft gefordert (Goldberger, Verkehr 
mit Nichtbevollmächtigten 1908, 33 ff.), teilweiſe hält man es dagegen für 
genügend, wenn der Bevollmächtigungsvertrag bloß in Gegenwart eines 
andern abgeſchloſſen wird (von Seelen ArchBürgn. 28, 51; Staudinger 
BGB.“ 8 171 N. 4 Abſ. 2). Einer Entſcheidung dieſer Frage bedarf es je⸗ 
doch nicht, da das Urteil durch die Anwendbarkeit des 8 172 getragen wird. 

Hiernach iſt es genügend, wenn der Vollmachtgeber dem Vertreter eine 
Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der Vertreter ſie dem Dritten 
vorlegt. Die bloße Bezugnahme auf eine zwar vorhandene, aber dem Dritten 
niemals zu Geſicht gekommene Urkunde genügt nicht (RGEntſch. 56, 66; 
OLG. Dresden im Recht 1907, 445). Hat aber der Dritte, wie hier, die Ur⸗ 
kunde geſehen und dadurch von ihrem Inhalt Kenntnis genommen, ſo iſt die 
Bezugnahme nicht ausgeſchloſſen (Staudinger N. 5 Abſ. 2; Planck BGB.“ 
8172 N. 1). Allerdings iſt auch die Anſicht vertreten, daß die Urkunde bei 
jedem einzelnen Rechtsgeſchäft wieder vorgelegt werden müſſe (Goldberger 59: 


Hupka Vollmacht 171 f.). Allein dem widerſtreitet der Wortlaut, insbeſondere 
31* 
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der Abſ. 2 des § 172, wonach die Vertretungsmacht ſo lange fortdauern ſoll, 
bis die Urkunde zurückgegeben oder für kraftlos erklärt iſt. Auch die Motive 
zum BGB. 1, 239 führen aus, daß die Wirkung der einmal dem Dritten vor⸗ 
gelegten Urkunde nur durch ausdrücklichen Widerruf erlöſche. Dieſer Aus- 
legung, die allein den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens gerecht wird, folgen 
denn auch die meiſten Schriftſteller; 

Staudinger a. a. O.; Planck a. a. O. N. 2; Komm. von RGRäten § 172 N. 2; 

Düringer⸗Hachenburg HGB.? 356 N. 45. 

Auf den Fortbeſtand der Vollmacht durfte der Kläger aber um ſo mehr 
vertrauen, als ſie bis zum 1. April 1909 unwiderruflich ſein ſollte. Der Kläger 
braucht auch, um ſich auf 8 172 berufen zu können, nur zu beweiſen, daß ihm 
die Urkunde vorgelegen hat, nicht noch außerdem, daß ſie dem Bevollmächtigten 
ausgehändigt war. Das Gegenteil hätte der Beklagte behaupten und beweiſen 
müſſen (v. Seelen 41: Düringer-Hachenburg N. 46). Daß auch im übrigen 
Kläger gutgläubig war, ſteht nach der Beweisaufnahme feſt.“ 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (2. Sen.) v. 28. Nov. 1912 i. S. 

Pf. w. M. 2 V. 18/12. A. H. 


228. Unterbrechung der Verjährung durch Streitverkündung, wenn 
der Anſpruch vom Ausgang dieſes Prozeſſes abhängt.“ 
„Vgl. 68 Nr. 75 m. N. 
BGB. § 209“, ZPO. 8 72. 

Die klagende Firma H. in Hamburg hatte eine Partie Schmalz aus Kopen— 
hagen bezogen und die Spediteurfirma L. & Sch. in Hamburg mit der Ver— 
ſendung von Kopenhagen nach Hamburg beauftragt. L. & Sch. hatten ſich 
der verklagten Kommanditgeſellſchaft P. & F. in Lübeck als Zwiſchenſpediteurin 
bedient und die Waren dorthin mit dem Auftrage gehen laſſen, ſie in Lübeck 
in Empfang zu nehmen, durch das dortige Fleiſchbeſchauamt unterſuchen zu 
laſſen, ſie zu verzollen und dann nach Hamburg weiterzuſenden. Als das 
Fleiſchbeſchauamt die Beſchaffenheit der Waren beanſtandete, hatte die Lübecker 
Firma, ohne von L. & Sch. oder von der Klägerin eine Inſtruktion eingeholt 
zu haben, das Schmalz durch Zuſatz von Petroleum denaturieren laſſen. Den 
ihr dadurch entſtandenen Schaden von angeblich 950 klagte die Klägerin 
zunächſt in einem Vorprozeſſe gegen L. & Sch. ein, die der Lübecker Firma 
den Streit verkündeten. Dieſe Klage wurde aber mit der Begründung abge— 
wieſen, daß L. & Sch. bei der Auswahl der Zwiſchenſpediteure P. & F. nicht 
ſchuldhaft gehandelt hätten. Jetzt klagte die Klägerin gegen die Lübecker Firma 
auf, Schadenerſatz. Dieſe beſtritt, daß ihr ein Verſchulden zur Laſt falle, 
erhob, aber in eriter Linie den Einwand der Verjährung. — In 1. Ian 
wurde der Klaganſpruch dem Grunde nach für berechtigt . in 2. In⸗ 
IM NR. die Klage abgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 


+ 
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„— — — Das Ber. Gericht hat übereinſtimmend mit den im Vorprozeſſe 
ergangenen Urteilen 1. und 2. Inſtanz die Überzeugung erlangt, daß von 
ſeiten der Beklagten fahrläſſig gehandelt iſt, inſofern ſie das Schmalz durch 
Zuſatz von Petroleum denaturieren ließ, ohne daß ihr ein Auftrag oder eine 
Ermächtigung dazu erteilt worden wäre. Weiter iſt das Ber. Gericht auf 
Grund der gutachtlichen Außerungen des Sachverſtändigen A. der Anſicht, 
daß durch die Denaturierung für die Klägerin, der die Ware gehörte, ein Schaden 
entſtanden ſei. 

Die Beklagte iſt von der Spediteurfirma L. & Sch. mit der Spedition 
der Ware beauftragt. Die verklagte Firma diente als Zwiſchenſpediteurin; 
ſie ſtand im Vertragsverhältnis mit L. & Sch., nicht aber mit der Klägerin. 
Es iſt anerkannten Rechtens, daß derjenige, der in eigenem Namen, aber 
für fremde Rechnung mit einem andern kontrahiert hat, gegen den letzteren 
aus dieſem Vertrage einen Anſpruch auf Erſatz des Schadens hat, welcher 
ſeinem Auftraggeber durch kontraktwidriges Verhalten des andern Teils ent⸗ 
ſtanden iſt. Im vorliegenden Falle hat die Speditionsfirma L. & Sch. mit 
der verklagten Lübecker Firma (als Zwiſchenſpediteurin) einen Speditions⸗ 
vertrag in Anſehung des hier in Betracht kommenden Gutes für Rechnung 
der klagenden Firma H. abgeſchloſſen. Die verklagte Firma hat ihre Ver⸗ 
pflichtungen aus dieſem Vertrage fahrläſſig verletzt und dadurch die Firma 
H. in Schaden gebracht. L. & Sch. waren danach berechtigt, einen An— 
ſpruch auf Erſatz dieſes der Firma H. entſtandenen Schadens in eigenem 
Namen gegen die Lübecker Firma geltend zu machen. Dieſen Anſpruch konnte 
ſie abtreten und hat ſie tatſächlich an die Klägerin abgetreten. Die Klägerin 
erſcheint danach an ſich berechtigt, Erſatz des ihr entſtandenen Schadens von 
der Beklagten zu verlangen. Gegen den von der Klägerin aus abgeleitetem 
Recht erhobenen Schadenerſatzanſpruch hat die Beklagte die Einrede der 
Verjährung erhoben. Die Anſprüche aus dem Speditionsvertrage gegen 
den Spediteur wegen Beſchädigung des Gutes verjähren nach 8 414 HGB. 
in einem Jahre. Daß ein Jahr ungenutzt verſtrichen iſt, iſt unſtreitig. Die 
Klägerin vermeint aber, die Verjährung ſei dadurch unterbrochen, daß im Vor⸗ 
prozeſſe durch L. & Sch. an die Beklagte der Streit verkündet worden ſei. 
Nach 8209 BGB. wird die Verjährung unterbrochen durch eine Streitverkün⸗ 
dung in dem Prozeſſe, von deſſen Ausgang der Anſpruch abhängig iſt. Der 
Schadenerſatzanſpruch, der im gegenwärtigen Prozeß geltend gemacht iſt, 
und gegen den die Einrede der Verjährung erhoben iſt, hing aber niemals von 
dem Ausgange des Prozeſſes ab, der früher zwiſchen der Klägerin und L. & Sch. 
anhängig war und in welchem die Streitverkündung ſtattgefunden hat. In 
jenem Vorprozeſſe iſt die Streitverkündung erfolgt, weil L. & Sch. für den 
Fall eines ihnen ungünſtigen Ausganges des Rechtsſtreits einen Anſpruch auf 
Gewährleiſtung oder Schadloshaltung gegen P. & F. erheben zu können 
glaubten. Der Regreßanſpruch, den L. & Sch. damals zu haben vermeinten, 
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war völlig verſchieden von dem Anſpruch, den im gegenwärtigen Prozeſſe die 
Klägerin gegen die Beklagte verfolgt. Danach iſt der Schadenerſatzanſpruch, 
den die Klägerin aus abgeleitetem Rechte gegen die a im gegenwärtigen 
Prozeſſe geltend macht, verjährt. — — —“ 


Urteil des OLG. zu Hamburg (7. Sen.) v. 29. Jan. 1913 in der 
Hamb. Sache Hatje w. Piehl & Fehling. Bf. VII. 20/13. 
A- d. 


229. Hur Frage des urſächlichen Huſammenhangs. 
Val. 66 Nr. 97 m. N., Nr. 227; 67 Nr. 37. 57; 68 Nr. 81. 
BGB. $ 276. 

Die klagende Schleppſchiffsreederei hatte durch Vertrag mit dem Beklagten 
übernommen, deſſen beide Leichter am 28. Okt. 1909 mittags von Kuxhaven 
nach Nordenham zu ſchleppen. Gegen den Widerſpruch der Leichterſchiffer 
unterbrach ſie die ſchon begonnene Fahrt, ſchleppte die Leichter in den Hafen 
zurück und nahm die Schleppung erſt am folgenden Tage wieder auf. An 
dieſem Tage brach ein ſchwerer Sturm aus, die Leichter wurden vertrieben 
und litten großen Schaden. Beklagter forderte widerklagend Erſatz des Scha⸗ 
dens wegen Vertragsbruchs, indem er behauptete, daß die Fahrt am 28. Okt. 
glücklich verlaufen ſein würde, was das Ber.⸗Gericht auch als richtig unterſtellte. 
Gleichwohl wies es mit dem LG. die Widerklage ab, indem ein urſächlicher 
Zuſammenhang zwiſchen der Vertragsverletzung und dem Unfall verneint 
wurde. Das RG. hob auf. Aus den Gründen: 

„Das Ber.-Gericht unterſtellt, daß die Klägerin ſich dem Beklagten gegen⸗ 
über einer von ihr zu vertretenden Vertragsverletzung ſchuldig gemacht habe 
und daß Beklagter den in Rede ſtehenden Schaden nicht erlitten hätte, wenn 
die Vertragsverletzung nicht erfolgt wäre. Damit iſt auch für dieſe Inſtanz 
der natürliche oder philoſophiſche Kauſalzuſammenhang, das Verhältnis der 
vertretbaren Vertragsverletzung zum Unfall als einer conditio sine qua non 
zu unterſtellen. Die neuere Rechtſprechung hat ſich nun allerdings dahin 
entſchieden, daß ein ſolches Verhältnis noch nicht genüge, um den Schuldner 
für den entſtandenen Schaden haftbar zu machen, daß vielmehr eine weitere 
Beziehung hinzutreten müſſe, welche den Schaden als eine adäquate Folge 
der wirkenden Tatſache erſcheinen laſſe; 

vgl. RGEntſch. 50, 222; 66 Nr. 97 S. 409; 69 Nr. 13 S. 59; JW. 1903 Beil. 1142, 

1908, 526 11; 1909, 3588; HanſGG3. 1910 Nr. 95; 1912 Nr. 60. 

Dieſes Erfordernis bedeutet, daß ein Kauſalzuſammenhang rechtlich 
dann nicht als gegeben zu erachten iſt, wenn der Schaden nur unter Mitwir⸗ 
kung eines zweiten Ereigniſſes zuſtande gekommen iſt, das mit dem erſten 
keinen Zuſammenhang hat, ſo daß vom Standpunkte eines Beurteilers, der alle 
dem Menſchen zu Gebote ſtehenden Erfahrungen und Kenntniſſe beherrſcht, 
zur Zeit der die Verantwortung begründenden Handlung eine derartige 
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ſchadenſtiftende Verkettung von Umſtänden ebenſo wahrſcheinlich erſcheinen 
mußte, wenn jene Handlung unterblieb, als wenn ſie erfolgte. Keineswegs 
aber ſetzt die Adäquatheit der Folge deren ſubjektive Vorherſehbarkeit ſeitens 
des Täters voraus (Entſch. 69, 344). Ebenſowenig auch, daß der verhängnis⸗ 
volle Erfolg objektiv der Regel nach von der Handlung zu erwarten war (Komm. 
von RGRäten z. BGB. Vorbem. 3 zu § 249). Es genügt, daß die objektive 
Möglichkeit eines Erfolges von der Art des eingetretenen allgemein erhöht 
oder begünſtigt wird (Träger Kauſalbegr. 162; Entſch. 69, 59). Es genügt, 
daß die Sachlage für einen ſie nach menſchlichem Maßſtabe ſoweit denkbar 
überſehenden Beurteiler infolge der Handlung in Richtung auf den demnächſt 
eintretenden Schaden gefährlicher erſcheinen mußte (vgl. Entſch. des Senats 
v. 14. Nov. 1910, I. 381/09). — — — 

Die Begründung des angefochtenen Urteils läßt nun keinen Zweifel dar⸗ 
über, daß das Ber.⸗Gericht den Rechtsbegriff der adäquaten Folge verkannt 
und mit dem Begriff der Vorausſehbarkeit gleichgeſtellt hat. Faſt durchweg 
tritt die Anlegung eines rein ſubjektiven Maßſtabes hervor. — — — An 
einer Stelle iſt allerdings ein objektiver Maßſtab angewandt, aber er iſt nicht 
der zutreffende, nämlich wenn gejagt wird: ‚Andres könnte höchſtens gelten, 
wenn ein Anhalten des guten Wetters vom Morgen des 28. bis zum Abend 
des nächſten Tages nach der Jahreszeit nicht wahrſcheinlich ſein konnte. Das 
aber iſt nicht der Fall.. Damit wird im Widerſpruch mit den oben aufgeſtellten 
Grundſätzen angenommen, daß eine Haftung für die Vertragsverletzung 
nur dann beſtehe, wenn der darauf beruhende Schaden der Regel nach ein- 
treten mußte. Die Sache liegt aber umgekehrt ſo, daß der Schuldner an 
ſich für alle Folgen der Vertragsverletzung haftet, und daß die Haftung nur 
dann entfällt, wenn der Schaden gegen den natürlichen Verlauf der Dinge 
infolge Hinzutretens eines Ereigniſſes eingetreten iſt, das mit der Vertrags- 
verletzung nichts zu tun hat, indem es ſeiner Art nach ebenſowohl auch ohne 
die Vertragsverletzung den Schaden hätte herbeiführen können. Ein ſolcher 
Fall würde hier z. B. gegeben ſein, wenn die Leichter am 29. Okt. durch Kol⸗ 
liſion mit einem Dampfer verunglückt wären, der ſich am 28. Okt. noch in 
einer Gegend befand, wo eine Kolliſion mit dem auf der Fahrt zwiſchen Kux⸗ 
haven und Nordenham begriffenen Schleppzuge ausgeſchloſſen war. Für 
eine ſolche Gefahr würde es zutreffen, daß ſie allgemein, der Art nach durch die 
Reiſeunterbrechung in keiner Weiſe nähergerückt wurde. Der vorliegende 
Fall liegt anders. Wenn auch, wie das Ber. Gericht jagt, die Beförderung 
der beiden Leichter von Kuxhaven nach Nordenham Ende Oktober an ſich 
fein gefährliches und ungewöhnliches Unternehmen war, jo kann doch nicht 
beſtritten werden, daß die Reiſe durch die Nordſee für die beiden tief beladenen 
Leichter immerhin mit einem gewiſſen Riſiko verknüpft war, deſſen Höhe in 
erſter Linie von der Art des Wetters abhing. Ebenſowenig kann beſtritten 
werden, daß um die fragliche Jahreszeit ſtürmiſches Wetter in der Nordjee 
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keine ungewöhnliche Erſcheinung iſt. Beides iſt ja auch in der Unterſtellung 
des Ber.⸗Gerichts, wonach der Unfall lediglich die Folge von ſchlechtem Wetter 
war, mit deſſen Eintritt vom Standpunkte der Verkehrskreiſe als Möglichkeit 
ſowohl für den 28. wie für den 29. Okt. gerechnet werden mußte, ſtillſchweigend 
enthalten. Diejenige Gefahr, welche nachher zur Wirklichkeit geworden iſt, 
war daher eine ſolche, die von vornherein bei Antritt der Schleppfahrt in erſter 
Linie in Betracht kam, und deren Verwirklichung nicht außerhalb des natür- 
lichen Verlaufes der Dinge lag. Es kommt daher nur noch darauf an, ob dieſer 
Gefahrsfaktor, der für beide Tage beſtand, durch die Verſchiebung der 
Schleppfahrt vom 28. auf den 29. Okt. vergrößert wurde. Aber auch dieſe 
Frage iſt auf Grund allgemeiner Erfahrung zu bejahen, weil eine Reiſe, 
die bei gutem Wetter in 6 Stunden vollendet werden kann, mehr Ausſicht hat, 
bei gutem Wetter zu verlaufen, wenn man ſie Ende Oktober an einem Tage 
mit gutem Wetter ſofort antritt, als wenn man ſie bis zum nächſten Tage 
verſchiebt, ſelbſt wenn die Wettervorausſage auch für dieſen Tag auf gut Wetter 
lautet. Gerade wenn man mit Fortdauer des guten Wetters bis zum 29. Okt. 
rechnete, war es ſicherer, die Reiſe am 28. Okt. zu vollenden, weil man daun 
für dieſen Tag mit ziemlicher Wahrſcheinlichkeit ein Aushalten des Wetters 
erwarten durfte, während das Eintreffen der Wetterankündigung für den 
29. weniger ſicher war. — — — Von dieſem Standpunkte aus erſcheinen 
die Erörterungen des Ber. Gerichts gegenſtandlos; bei der von ihm unter 
ſtellten Sachlage, daß die am 28. Okt. bei gutem Wetter begonnene und bei 
Fortdauer dieſes Wetters in 6 Stunden durchzuführende Schleppreiſe unter 
zu vertretender Vertragsverletzung unterbrochen und dann lediglich infolge 
des am 29. Okt. eingetretenen Windes und Seeganges mißglückt ſei, mußte 
die Haftung der Klägerin ohne weiteres angenommen werden. — — —“ 
Urteil des Reichsgerichts (1. Sen.) v. 15. Febr. 1913 in der 
hanſeat. Sache Jürgens (Bkl.) w. Tiedemann und Pauls & Blohm 
(OLG. Hamburg). I. 358/12. Auch in RGentſch. 81 Nr. 81 S. 359. 


230. Die Größenangabe in der Derfaufsanzeige enthält noch nicht 
eine Suſicherung.“ Argliſtige Ausnutzung des daraus entſtandenen 
Irrtums d** Unſchädlichkeit einer bloß falſchen Bezeichnung des 
Grundſtücks “**. 
Vgl. 48 Nr. 14 m. N.; 79 Nr. 151; 60 Nr. 4; 65 Nr. 182; 66 Nr. 146. — Vgl. 
62 Nr. 34 m. N., Nr. 179. — Vgl. 62 Nr. 223. 
BOB. §§ 408. 459. — 123. 463. — 154. 

Durch notariellen Vertrag v. 19. Aug. 1911 verkaufte der Kläger ein 
ihm gehöriges Villengrundſtück in B. für 70 000 1 an die verklagte Ehefrau. 
Die in der Notariatsurkunde verſehentlich mit 1649 angegebene Nummer des 
Grundbuchblatts wurde laut notarieller Erklärung v. 8. Dez. 1911 durch Um- 
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änderung in 478 richtiggeſtellt. Die Beklagte, der das Grundſtück Ende März 
1912 aufgelaſſen wurde, wollte gegenüber der unbeſtrittenen Klageforderung 
mit einer Schadenforderung aufrechnen. Sie war nämlich auf das Grund— 
ſtück aufmerkſam gemacht worden durch ein Inſerat in einer Zeitung v. 30. Mai 
1911, das der mit der Zuweiſung eines Käufers vom Kläger beauftragte 
Agent hatte aufnehmen laſſen und in welchem neben andern Angaben über 
das zu verkaufende Grundſtück die Worte vorkamen: „Bedk. 47500 
ca. 1400 qm ſchöner Obſtgarten“. Das ganze Grundſtück hat 
einen Flächeninhalt von 1230 qm, wovon annähernd 200 qm auf die bebaute 
Fläche kommen; im Garten befinden ſich 14 bis 20 Obſtbäume. Die Be⸗ 
klagte, nach deren Behauptung der Garten nur etwas über 900 qm groß iſt, 
machte geltend, der Kläger habe ſie über die Größe des Obſtgartens argliſtig 
getäuſcht, eine ſolche von ca. 1400 qm habe als zugeſichert zu gelten; G. ſei 
als Vertreter des Klägers, insbeſondere auch bei Aufgabe des Inſerats anzu⸗ 
ſehen. Sie ſei geſchädigt, weil fie den Kaufvertrag in der Annahme abge- 
ſchloſſen habe, der Obſtgarten ſei etwa 1400 qm groß. Bei einem Preiſe von 
20 % für das qm Land in der fraglichen Gegend ſei das Grundſtück infolge 
des um 500 qm geringeren Flächeninhalts des Gartens nur etwa 62 000 1 
wert. — Der Einwand wurde in beiden Inſtanzen verworfen. Aus den Grün- 
den des Ber.⸗Urteils: 

„Die für den Prozeß in Frage kommende Stelle des vom Agenten G. 
veranlaßten Inſerats lautet: ‚Meine... Zinsvilla . . . billigſt 3500 4 
Miete bringend, Brdk. 47 500, ca. 1400 qm ſchöner Obſtgarten, renten⸗ 
frei . .. Der von der Beklagten vertretenen, vom LG. gebilligten Anſicht, 
daß hierdurch dem Obſtgarten eine Größe von etwa 1400 qm beigelegt werde, 
kann nicht ohne weiteres gefolgt werden. Wenn fortlaufend, ohne Unter⸗ 
brechung durch ein Komma, gejagt wird: ‚Brdk. 47 000 ca. 1400 qm ſchöner 
Obſtgarten“, jo ſind die Worte ‚ca. 1400 qm‘ nicht notwendig auf die folgenden 
zu beziehen; ſie können vielmehr ebenſogut für ſich die Angabe einer Eigen- 
ſchaft des ganzen Grundſtücks enthalten, wie die Worte ‚Brdk. 47 000° alſo 
die Bedeutung haben, daß das ganze Grundſtück etwa 1400 qm groß ſei. Da 
ſich der geſamte Flächeninhalt auf 1230 qm beläuft, ſo iſt der Unterſchied nicht 
erheblich und kommt, da jene Größenangabe ausdrücklich nur als eine unge- 
fähre bezeichnet wird, nicht in Betracht. 

Aber auch die von der Beklagten vertretene Auslegung führt nicht zu 
einem für fie günſtigen Ergebnis. Die Angabe in dem Zeitungsinſerat iſt 
als eine vertragmäßige Zuſicherung überhaupt nicht anzuſehen. Um eine 
ſolche i. S. der 88 459 Abſ. 2, 468 BGB. annehmen zu können, iſt erforderlich, 
daß die Erklärung vom Käufer als vertragmäßige verlangt, vom Verkäufer 
in vertragmäßig bindender Weiſe abgegeben wurde (RGEntſch. 54, 223). 
Die bloße Angabe, daß das zu verkaufende Grundſtück eine beſtimmte Größe 
habe, iſt noch feine Zuſicherung, wie ſie $ 468 BGB. im Auge hat (RG. in 
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GruchotsBeitr. 50, 374). Insbeſondere iſt die in einer Annonce, mit der 
das Grundſtück als verkäuflich bekanntgemacht wird, enthaltene Erklärung 
über deſſen Größe nicht ohne weiteres als Zuſicherung bei dem ſpäter abge⸗ 
ſchloſſenen Kauf aufzufaſſen; um ſolche Anpreiſungen in Inſeraten zum Range 
vertragmäßig begehrter und gegebener Zuſicherungen zu erheben, bedarf es 
vielmehr noch weiterer beſonderer Erklärungen (OLG. Hamburg im Recht 1907 
Nr. 1422). Daß ſolche abgegeben worden ſeien, iſt durch das bisherige Er— 
gebnis der Verhandlungen und der Beweisaufnahme nicht feſtgeſtellt, wird 
auch von der Beklagten im zweiten Rechtsgang nicht mehr behauptet. Dazu 
kommt, daß die Beklagte in § 5 des notar. Kaufvertrags ausdrücklich erklärt, 
ſie habe ſich von der Größe des Grundſtücks überzeugt, und daß der Kläger 
die Gewährleiſtung hierfür ablehnt. Hierdurch wird jeder Zweifel darüber, 
ob etwaige vor oder bei den Kaufverhandlungen über die Größe gemachte 
Angaben als Zuſicherungen zu gelten haben, in verneinendem Sinne beſeitigt 
(vgl. Beer in DIZ. 1905, 668 ff.). 

Der Einwand der Beklagten, der Vertrag v. 19. Auguſt 1911 ſei wegen 
der Bezeichnung des Grundſtücks mit einer unrichtigen Grundbuchnummer 
nichtig, ſchlägt nicht durch. Die Parteien waren ſich bei dem Abſchluß jenes 
Vertrags darüber klar und einig, welches Grundſtück Gegenſtand des Verkaufs 
ſein ſollte, nämlich das in B., Marſchallallee 10 gelegene. In einem ſolchen 
Falle, wo der Vertragswille unzweifelhaft feſtſteht, iſt die falſche Bezeichnung 
des verkauften Grundſtücks in der Vertragsurkunde unſchädlich; ö 

vgl. Staudinger BGB. 2, 246 $ 313 IV letzter Abſatz; Planck BGB.“ 1, 281 

$ 119 II 2 Abſ. 2. 

Es iſt auch dementſprechend, nachdem der Irrtum bemerkt worden war, nicht 
etwa ein neuer Vertrag geſchloſſen, ſondern lediglich die Berichtigung der 
irrigen Grundbuchnummer erklärt worden. 

Auch auf Argliſt oder unerlaubte Handlung des Klägers kann die Be— 
klagte ihren Anſpruch nicht ſtützen, ſelbſt wenn der Kläger von dem Wortlaut 
des Inſerats Kenntnis gehabt oder den Agenten G. zur Abgabe der darin 
enthaltenen Erklärungen beauftragt hätte und dieſer auch im übrigen als 
Vertreter des Klägers anzuſehen wäre. Wie oben dargelegt, hatte die An— 
gabe der Größe des zu verkaufenden Grundſtücks in der Zeitungsannonce 
nur die Bedeutung einer Anpreiſung. Zur Annahme einer Argliſt auf ſeiten 
des Klägſ ers wäre unter Umſtänden dann zu gelangen, wenn er erkannt häte, 
daß die Beklagte die im Inſerat erklärte Größe lediglich auf den Obſtgarten 
bezöge und auf die Richtigkeit dieſer Angabe beſonderen Wert legte, und 
wenn er ſie in dieſem, von ihm erkannten Irrtum abſichtlich belaſſen hätte. 
Aber dieſe Vorausſetzung trifft nicht zu. — — — Der Kläger durfte ohne 
weiteres annehmen, daß ſich die Beklagte bei der Bedeutung, die der Kauf 
einer Villa im Werte von 70 000 „ t für die Beteiligten hat, über alles genau 
unterrichten, das Grundſtück einer genauen Beſichtigung unterziehen und 
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über die Punkte, auf die es ihr beſonders ankam, genaue Beläge erfordern 
würde. Wenn nun die Beklagte weder über die Größe des Flächeninhalts 
bei den Verhandlungen ſprach, noch das Grundſtück ausmaß, fich auch, nach 
ihrer eigenen Darſtellung, nicht das Beſitzſtandverzeichnis oder einen andern 
Ausweis über die Größe vom Kläger geben ließ, und wenn ſie ſchließlich in 
dem erwähnten $ 5 des Vertrags erklärte, daß fie ſich von der Größe überzeugt 
habe, und mit einer Ablehnung der Gewährleiſtung des Klägers für die Größe 
einverſtanden war, ſo durfte dieſer mit gutem Glauben annehmen, daß die 
Beklagte entweder ſich über die wirkliche Größe des Grundſtücks bereits unter- 
richtet hatte oder darauf keinen Wert legte. Eine Pflicht zur Aufklärung oder 
zur Richtigſtellung der im Inſerat enthaltenen Angabe beſtand daher für 
ihn nicht. Damit entfällt die . einer Argliſt oder einer unerlaubten 
Handlung auf feiner Seite. — — — 


Urteil des OLG. zu Dresden (7. Sen.) v. 27. Mai 1913 i. S. Gemeinert 
(Bkl.) w. Simon. 7 O. 122/13. — — 


231. Dienſtvertrag und Dienſtverſchaffungsvertrag; Haftung einer 
Eilbotenanſtalt für Unterſchlagungen ihrer Angeſtellten. 
BGB. 88 613. 278. 

Die Beklagte ſtellt dem Publikum Boten zur Verfügung, denen ver— 
ſchiedenartige Dinge aufgetragen werden können. Nach der Bekanntmachung 
in der Nr. 126 der Leipz. N. N. v. 7. Mai 1908, 2. Beilage, die unbeſtritten 
von der Beklagten veröffentlicht worden iſt, erklärt ſie: „Der Meſſenger⸗ 
Boy macht einfach alles. Keine Ordre iſt ihm zu ſchwierig oder zu unbequem“. 
Der Kläger hat bereits vor dem 2. Jan. 1912, wie der Beklagten bekannt war, 
durch ſolche Boten Geldbeträge befördern laſſen. Die Beklagte fordert dabei 
keine nähere Angabe der Art der beanſpruchten Dienſte. Auf Anmeldung 
am Schalter des Geſchäftslokals wird dem Beſteller einer der Boten zu— 
gewieſen, die ſich nach einer gewiſſen Reihenfolge bereit halten. Die 
Boten werden von der Beklagten beſoldet und haben die von den Auftrag⸗ 
gebern geleiſtete Zahlung für ihre Dienſte zwar anzunehmen, aber an die 
Beklagte abzuliefern. 

Der Kläger, dem am 2. Jan. 1912 der Bote G. von dem Schalterbeamten 
der Beklagten zugeteilt wurde, ohne daß dabei der Zweck, zu dem er den Boten 
verlangte, kundgegeben war, hat mit der Beklagten einen Dienſtvertrag ab— 
geſchloſſen, deſſen Inhalt allerdings nicht dahin ging, daß die Geſellſchafter 
der Beklagten die Dienſte in Perſon leiſten ſollten. Dies iſt dem Weſen des 
Dienſtvertrags nicht entgegen. Der $ 613 BGB. ſtellt nur eine Vermutung 
auf: im Zweifel hat der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete die Dienſte in Perſon 
zu leiſten. Wenn auch die Motive zum 1. Entw. des BGB. 2, 456 ſagen, 
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nach der Faſſung des 1. Abſatzes des § 559, der im weſentlichen dem 8 611 
Gef. entſpricht, ſei Gegenſtand des Dienſtvertrags nur die Leiſtung, nicht 
auch die Verſchaffung von Dienſten, der Entwurf gehe davon aus, daß in letz⸗ 
terem Falle ein nach andern Regeln zu beurteilender ſonſtiger Vertrag vor— 
liege ($ 348 Abſ. 2 Entw.), jo ſchließt doch das Geſetz die Unterſtellung der 
ſog. Dienſtverſchaffungsverträge unter den Begriff des Dienſtvertrags im 
gegebenen Falle keineswegs aus. Dies beweiſt ſchon die Entſtehungsgeſchichte 
des von der Kommiſſion 2. Leſung beſchloſſenen 8 559 6: „Im Zweifel iſt 
anzunehmen, daß die Dienſte von dem, der ſie übernommen hat, in Perſon 
zu leiſten ſind. Der Anſpruch auf die Dienſte kann im Zweifel nicht über⸗ 
tragen werden.“ Zur Begründung dieſer mit § 613 BGB. nahezu gleich⸗ 
lautenden Beſtimmung wird angeführt (Prot. 2, 279): „Es erſchien nützlich, 
die in der Mehrzahl der Fälle der Parteiabſicht entſprechende Regel (ähnlich 
wie in $ 588) auszuſprechen, daß der ſich zu einer Dienſtleiſtung Verpflich⸗ 
tende ſeine eigenen Dienſte verſpreche derart, daß er ſich einerſeits nicht zur 
Beſchaffung von Dienſten der vertragmäßigen Art verpflichte und anderſeits 
nicht berechtigt ſei, die Dienſte durch einen andern leiſten zu laſſen“. Die Partei⸗ 
abſicht ſollte alſo entſcheidend ſein. Dieſe iſt im einzelnen Falle zu prüfen. 

Im vorliegenden Falle ging nun der Wille der Parteien dahin, daß dem 
Kläger die Arbeitskraft des Boten zur Verfügung geſtellt werden ſollte, nicht 
aber handelte es ſich um Schaffung eines Arbeitsprodukts. Der Kläger ſollte 
nach ſeinem Belieben dem Boten Aufträge erteilen können. Anderſeits han- 
delte es ſich nicht um bloße Nachweiſung oder Vermittlung einer Arbeitskraft. 
Der Bote war Angeſtellter der Beklagten und leiſtete als ſolcher, nicht auf 
Grund eines ſelbſtändigen Vertrags mit dem Kläger ſeine Dienſte. Keines⸗ 
falls erſchöpfte ſich die Vertragsleiſtung der Beklagten in der Zuweiſung des 
Boten. Die Beklagte hat ein Verſchulden des Boten nach $ 278 BGB. zu 
vertreten wie ihr eigenes Verſchulden. Darauf, daß ſie ihre Haftung aus⸗ 
drücklich durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt hätte, wie dies § 278 
Satz 2 BGB. zuläßt, vermag ſich die Beklagte nicht zu beziehen. Sie be— 
hauptet, es beſtehe eine Verkehrsſitte, wonach die Eilbotenanſtalten bei Geld- 
beförderung nur bis zum Betrage von 300 , und auch da nur unter gewiſſen 
Bedingungen hafteten. Einer Beweiserhebung hierüber bedarf es jedoch nicht. 
Einmal räumt die Beklagte ein, daß ſie anders als die meiſten Verkehrsanſtalten 
der in Frage ſtehenden Art weder durch Proſpekte noch durch Geſchäftskarten 
das Publikum auf die Beſchränkung ihrer Haftung hingewieſen, vielmehr ſich 
öffentlich zu aller Art Beſorgungen erboten und für den Kläger Geld be— 
fördert hat, ohne zu erklären, daß hierbei hinſichtlich der Haftung beſondere 
Vertragsbedingungen gelten ſollten. Wenn die Beklagte ihm bei Geldſendungen 
höhere Vergütungen berechnet hat, ſo konnte der Kläger höchſtens dieſen Zu— 
ſchlag als eine Art Verſicherungsprämie anſehen und darum um ſo mehr auf 
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Übernahme der vollen Haftung, nicht, wie die Beklagte meint, auf eine Ein— 
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ſchränkung ſolcher ſchließen. Es kann auch darauf nicht ankommen, ob der 
Kläger in früheren Fällen dem Schalterbeamten gemeldet hat, daß er Geld 
befördern laſſen wolle, da die Beklagte nicht behauptet, daß eine Anmeldung 
erfordert worden ſei, alfo nichts dafür ſpricht, daß der Kläger ſeine Außerungen 
als weſentliche Vertragsbeſtandteile angeſehen habe. Gegen das Beſtehen 
einer Verkehrsſitte der behaupteten Art ſpricht aber insbeſondere der Artikel 
in Nr. 8 der Zeitſchrift „Der Eilbote“ v. 25. April 1912. Es iſt mit völliger 
Sicherheit anzunehmen, daß in einem derartigen Fachblatt eine wirklich all- 
gemein beſtehende Verkehrsſitte bei Beſprechung der Frage der Haftung der 
Eilbotenanſtalten nicht unerwähnt geblieben wäre. Bei der ausgedehnten 
Benutzung der Eilboten durch das Publikum würden aber ſtrenge Anforderungen 
an den Beweis einer Verkehrsſitte zu ſtellen ſein, und es iſt gegenüber den 
vorſtehenden Erwägungen nicht zu erwarten, daß ein Sachverſtändiger oder 
eine Handelskammer durch Außerung gegenteiliger Meinungen den Beweis 
zu erbringen imſtande wäre. 

Aus dem Weſen einer Eilbotenanſtalt an ſich läßt ſich nichts herleiten. 
Allerdings kann ſchon die Bezeichnung als messenger / boys darauf hinweiſen, 
daß die Beklagte, worauf ſie ſelbſt Bezug genommen hat, jugendliche Per⸗ 
ſonen verwendete, bei denen eine Feſtigkeit des Charakters, wie ſie bei der 
Geldbeförderung erwünſcht iſt, nicht regelmäßig zu erwarten iſt. Dies ſchließt 
jedoch nicht aus, daß der Unternehmer dennoch mit Vorteil jugendliche Boten 
verwendet. Außer durch vorſichtige Auswahl und nach Befinden das Erfor⸗ 
dern von Kautionen kann der Unternehmer ſich annehmbar durch eine Haft- 
pflichtverſicherung decken. Jedenfalls iſt die Sachlage nicht eine ſolche, daß 
das Publikum ohne weiteres nach Treu und Glauben eine Haftung der Eil— 
botenanſtalt als nicht beſtehend erachten müßte und dies bei Abſchluß von 
Verträgen zu berückſichtigen hätte. 

Hält ein Unternehmer es nicht für nötig, ſeine Haftung nach oben hin 
ausdrücklich zu begrenzen, ſo kann von dem Publikum nur ausnahmsweiſe 
erwartet werden, daß es ihn von der Wichtigkeit des Auftrags von vornherein 
verſtändigt. Das Ber. Gericht iſt der Anſicht, daß eine ſolche Aufklärung 
bei einem Betrage von 1237,50 unter den obwaltenden Umſtänden, nament⸗ 
lich unter Betrachtung des in Großſtädten üblichen Geſchäftsverkehrs, nicht 
ſelbſtverſtändlich erſchien. Daß bei der Entſtehung des Schadens ein Ver⸗ 
ſchulden des Klägers mitgewirkt habe, iſt inſoweit nicht anzunehmen. 

Auf die Sondervorſchrift des 8 429 Abſ. 2 HGB. kann ſich die Beklagte 
zu ihrer Entlaſtung nicht beziehen. Ein Frachtvertrag i. S. von $ 425 HGB. 
liegt nicht vor. Dieſer iſt grundſätzlich Werkvertrag (Staub Anm. 1 a zu $ 425 
HGB.). Werden dem Auftraggeber nur Leute zur Ausführung eines Trans- 
ports zur Verfügung geſtellt, ſo liegt Dienſtvertrag vor; 

Staub a. a. O. Anm. 4; OLG. Hamburg v. 19. Dez. 1902 in OL GRſpr. 7, 471; 

Düringer⸗ Hachenburg HGB.? Vorbem. III vor 5 425 ff. 
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Mag die Beklagte auch Geldſendungen meiſt durch ihre Oberboten be- 
fördern und falls dieſe nicht bereit ſind andre Boten nur unter den von ihr 
behaupteten Vorſichtsmaßregeln zu ſolchen Aufträgen verwenden, ſo iſt doch 
nicht einmal behauptet, daß der Kläger dieſe Einrichtungen gekannt habe. 
Ohne weiteres konnte er ſolche nicht vorausſetzen, und es iſt ihm daher nicht 
als Verſchulden anzurechnen, daß er durch das Schweigen über den von ihm 
verfolgten Zweck ſolche Maßnahmen verhindert hat. — — — 

Dem Kläger kann auch nicht zum Vorwurf gemacht werden, daß er nicht 
die Beklagte alsbald davon benachrichtigt hat, daß G. nicht zur feſtgeſetzten 
Zeit die Quittung über 1237,50 .K in ſeine Wohnung gebracht habe. Das 
Ausbleiben konnte auf irgendwelche Abhaltung des Boten zurückgeführt 
werden. Mit Recht verweiſt überdies das LG. darauf, daß durch die ange- 
botenen Beweiſe nicht feſtzuſtellen ſein würde, daß bei rechtzeitiger Mitteilung 
das Geld wieder erlangt worden wäre. — — — 

Urteil des OLG. zu Dresden (J. Sen.) v. 1. Juli 1913 i. S. 

Messenger Boys Comp. w. Münch. 4 0. 38/13. f Ch. 


232. Die Beſeitigung des Bauſchmutzes gehört zu den vertraglichen 
Leiſtungen des Unternehmers. 
BGB. $$ 631. 278. 

Der Beklagte führte Ende Auguſt 1912 auf dem Grundſtück des Klägers 
einen Ladenumbau aus; dabei wurden die beiden während dieſer Arbeiten 
eingeſetzten neuen Ladenſcheiben mit Kalkſpritzern beſchmutzt. Ein Geſelle 
des Beklagten reinigte die Scheiben, indem er die Kalkſpritzer mit ſcharfem 
Handwerksgerät abkratzte. Dadurch wurden die Scheiben durch Kratzſtellen 
beſchädigt. Die beiden Scheiben haben einen Wert von 650 . Der Kläger 
verlangt vom Beklagten gemäß §8 276. 278, ev. 8 831 BGB. Erſatz des Scha⸗ 
dens. 

Die Entſcheidung, ob der Anſpruch des Klägers nach den 88 276. 278 BGB. 
berechtigt iſt, hängt davon ab, ob die Handlung, durch die der Schaden ver⸗ 
urſacht worden iſt, hier alſo die Reinigung der Ladenſcheiben, unter die Ver⸗ 
pflichtungen fällt, die dem Beklagten aus dem Vertrage gegenüber dem Kläger 
oblagen. 

Dies iſt der Fall. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Beklagte, wie 
der Kläger behauptet, auch die Beſtellung und das Einſetzen der Scheiben 
mit übernommen oder, wie der Beklagte behauptet, ſich lediglich zu den 
Maurer- und Gipsarbeiten verpflichtet hatte; in keinem Falle war das 
Abkratzen der Kalkſpritzer von den Scheiben „eine nur äußerlich mit der Ver⸗ 
tragserfüllung zuſammenhängende, ſelbſtändige unerlaubte Handlung“, viel- 
mehr iſt es „in Anſehung der dem Beklagten obliegenden Erfüllung“ geſchehen 
(vgl. RGeEntſch. 63, 343). Wenn Bauhandwerker durch ihre Arbeiten Schmutz 
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verurſacht haben, ſo iſt es ihre Sache, nachher wenigſtens den groben Bau— 
ſchmutz — dazu gehören auch größere Kalkſpritzer an Ladenſcheiben — zu 
entfernen. Das iſt dem Gericht aus eigener Wiſſenſchaft bekannt, die Er⸗ 
hebung eines Sachverſtändigenbeweiſes nach dieſer Richtung iſt nicht ange⸗ 
zeigt. Das eigene Tun der Angeſtellten des Beklagten ſteht damit im Ein⸗ 
klang. Wenn aber das Entfernen der Kalkſpritzer in ſolchem Falle den Bau⸗ 
handwerkern obliegt, jo gehörte es hier auch zu den vertraglichen Verpflich- 
tungen des Beklagten. Der Beklagte hat demnach ein Verſchulden ſeines 
Geſellen bei der Entfernung der Kalkſpritzer nach $ 278 BGB. wie eigenes 
Verſchulden zu vertreten. Daß das Abkratzen der Kalkſpritzer mit einem ſcharfen 
Werkzeug nicht ſachgemäß iſt, alſo ein Verſchulden des Angeſtellten des Be— 
klagten bedeutet, und daß durch dieſes Verſchulden dem Kläger ein Schaden 
entſtanden iſt, iſt vom Beklagten nicht beſtritten worden und unbedenklich 
anzunehmen. — — — 

Der Kläger iſt mithin berechtigt, vom Beklagten Schadenerſatz zu ver— 
langen, und zwar durch Lieferung von zwei neuen Ladenſcheiben, da der 
Beklagte gemäß § 249 BGB. in erſter Linie zur Herſtellung des früheren 
Zuſtandes verpflichtet iſt, durch eine Geldentſchädigung aber in Höhe des 
Minderwerts der beſchädigten Scheiben dem Kläger nicht genügt werden 
würde und der Fall des § 251 Abſ. 2 BGB. nicht vorliegt. Der Beklagte iſt 
aber gegenüber dieſem Anſpruch des Klägers berechtigt, zu verlangen, daß 
ihm der Kläger Zug um Zug mit der Lieferung der neuen Scheiben die Weg— 
nahme der beſchädigten Scheiben geſtatte; denn der Kläger ſoll, wie ſich aus 
§ 249 BGB. ergibt, durch die Leiſtung des Beklagten nicht mehr erlangen 
als er vorher gehabt hat. 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 3. April 1913. 1 U. 48/13. SchlHolſt.⸗ 

Anz. 1913, 174. 

233. Über die Haftung des Stalle oder Ausſpannwirtes für die von 
einem Gaſt eingebrachten Pferde. 
Vgl. 59 Nr. 253; 61 Nr. 174. 
BGB. §§ 701. 690. 276. 

Der Dienſtknecht W. hatte einen mit 2 Pferden ſeines Dienſtherrn, des 
Klägers, beſpannten ſog. Kammerwagen von L. nach A. zu führen. In A. 
angelangt, fuhr er vor der Gaſtwirtſchaft des Beklagten vor, trank eine Maß 
Bier und ſtellte ſodann in Abweſenheit des Wirtes und ſeines Hausknechts 
die Pferde, einen Hengſt und einen Wallach, für die zur Abladung des Wagens 
erforderliche Zeit in der Wirtsſtallung ein, indem er ſie dort, etwa 3 m von⸗ 
einander entfernt, an den Barren anhängte und ſie mit Heu fütterte, das 
er der Wirtsmagd abgekauft hatte; ſodann begab er ſich zum Abladen des 
Wagens. Nach kurzer Zeit riß ſich der Hengſt vom Barren los, ſprang auf 
den Wallach, der ſich ebenfalls frei machte, und biß ihn derart, daß er tier- 
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ärztlich behandelt werden mußte. Der Kläger verlangte Schadenerja mit 
der Behauptung, daß der Schaden durch den ſchlechten Zuſtand der Stallung 
verurſacht ſei, wo alles abgefault geweſen ſei, ſo daß der Stift, an dem der 
Hengſt mit dem Halsriemen und Hanfſeil angehängt war, ſich losgelöſt habe. 
— Die Klage wurde in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus den Gründen des 
Ber. Urteils: 

„Die Haftung des Stallwirts hinſichtlich der bei ihm eingeſtellten Tiere 
des einkehrenden Gaſtes und inſonderheit das Rechtsverhältnis des Wirts 
und des Gaſtes in dieſer Beziehung hat in Rechtslehre und Rechtſprechung 
noch keine vollkommen übereinſtimmende, erſchöpfende und grundſätzliche Re— 
gelung gefunden. Immerhin geht aber die überwiegende Meinung dahin, 
daß der Stallwirt oder der ſog. Ausſpannwirt für die in feiner Stallung ein- 
geſtellten Tiere nur dann haftet, wenn der ſie einbringende Gaſt gleichzeitig 
zum Zweck ſeiner Beherbergung in der Gaſtwirtſchaft Unterkunft gefunden hat, 
wozu ein vorübergehendes Verweilen zwecks Reſtaurierung ꝛc. nicht genügt, 
ſondern die Gewährung eines Erſatzes der Häuslichkeit für den Gaſt gefordert 
wird, wenn auch nicht gerade die Überlaſſung eines Nachtquartiers. 

Vgl. Motive z. BGB. 2, 584 und Prot. 2, 412, wonach der bei den Beratungen 
der 2. Kommiſſion geſtellte Antrag auf Ausdehnung der Beſtimmungen des 

$ 701 auf den Stallwirt abgelehnt wurde. Dann Planck BGB.? Anm. II. 1 

Vorbem. zum 13. Titel; Staudinger BGB. “s. § 701, II. 2; Warneyer BGB. 

8 701, II; Achilles? $ 701, I; Urtt. des OLG. Königsberg v. 14. Mai 1904 in 

SeuffA. 59 Nr. 253, Köln v. 3. Okt. 1911 in OL GRſpr. 24, 400 und München 

v. 19. Juni 1908 daſ. 18, 27. 

W. war nur ganz vorübergehend Einkehrgaſt des Beklagten, auf die Be— 
ſtimmungen der §§ 701 ff. BGB. kann ſohin der Kläger jenen Anſpruch mit 
Erfolg nicht ſtützen, ganz abgeſehen von der nicht unbeſtrittenen, von den 
Parteien aber unerörtert gelaſſenen Frage, ob der Kläger überhaupt aktiv 
legitimiert wäre, da er ſelbſt nicht Gaſt des Beklagten war. 

Im übrigen gehen die Meinungen hinſichtlich des Rechtsverhältniſſes 
auseinander, insbeſondere je nachdem die Einſtellung von Tieren unentgelt— 
lich erfolgt und die Obhut der Tiere übernommen wird oder nicht. In Be— 
tracht kommt der Verwahrungsvertrag, die Leihe, die Miete, ein Sonder— 
vertrag, das Fehlen eines Vertragsverhältniſſes überhaupt und die Haftung 
lediglich aus einer unerlaubten Handlung (vgl. den Aufſatz in Seuff Bl. 75, 
62). Bedeutung hat die Feſtlegung des Rechtsverhältniſſes einmal wegen 
des Inhalts und Umfangs der Leiſtungspflicht, ſodann aber insbeſondere 
wegen des Grades der Fahrläſſigkeit, den der Wirt gegebenenfalls zu ver— 
treten hat. 

Einſchlägig ſind insbeſondere folgende Ergebuiſſe der Rechtſprechung: 

Das OLG. Hamburg (12. Juli 1910, OL GRſpr. 22, 330) nimmt auch für 
den Fall der Unentgeltlichkeit der Aufnahme eines Geſpanns des Gaſtes einen 
Verwahrungsvertrag an, von der Erwägung ausgehend, daß es ſich in Wirk— 
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lichkeit nicht um einen unentgeltlichen Vertrag handle, da der Wirt den Gegen— 
wert durch die für Speiſen und Getränke geleiſtete Zahlung erhalte. Vgl. 
dort 18, 24 und 22, 333: ſtillſchweigender Vertragſchluß durch Duldung der 
Einſtellung von Gegenſtänden. 

Das OLG. München (1. Zivilſen.) hat in einem Urteil v. 10. Juni 1910 
(OL GRſpr. 22, 331) dargelegt: Es komme vor, daß der Gaſtwirt lediglich den 
Raum zur Verfügung ſtelle und der Gaſt ſelbſt alles Weitere beſorge; auch 
die bloße Verwahrung könne übernommen werden, in der Regel werde aber 
mit der Übernahme der Verwahrung zugleich die durch einen Bedienſteten 
des Wirts auszuübende Verpflichtung übernommen, für das Tier zu ſorgen, 
es zu füttern ꝛc., wofür der Bedienſtete ein Trinkgeld bekomme, das einen 
Teil ſeines Gehalts bilde. In dieſem Fall habe der Wirt nach allgemeinen 
Regeln (88 276. 278 BGB.) zu haften. 

Nach dem Urteil des OLG. Königsberg in SeuffA. 59 Nr. 253 erfordert 
der Verwahrungsvertrag Übernahme der Obhut, custodia; ſolcher ſei nicht 
anzunehmen, wenn den vorübergehend einkehrenden Gäſten ein Raum lediglich 
zur Einſtellung von Fuhrwerken zur Verfügung geſtellt werde und wenn die 
Einſtellung ohne Mitwirkung des Wirts oder ſeiner Angeſtellten erfolgt ſei. 

Das Kammergericht (15. Mai 1907, OL GRſpr. 18, 26) und das OLG. Kiel 
(20. Juni 1908, dort 18, 28) haben ein Vertragsverhältnis ſchlechthin verneint. 
Dieſe Anſchauung hat die Billigung des Reichsgerichts nicht gefunden; dieſes 
hat vielmehr in einem Urteil v. 26. Mai 1910 (Warneyer Erg.⸗Bd. 10 Nr. 265 
und JW. 1910, 750) ſeinen Standpunkt dahin ausgeſprochen: Habe der Wirt 
ſeinen Verkehrsgäſten einen Stall zur Benutzung nach eigener Entſchließung 
zur Verfügung geſtellt und habe daraufhin der Gaſt ſeine Pferde eingeſtellt, ſo 
ſei damit nach beiderſeitigem Willen ein Vertrag geſchloſſen; auf dieſen fänden 
die allgemeinen Grundſätze über Schuldverhältniſſe, insbeſondere die §§ 276. 
278. 280 BGB. über Haftung aus Verſchulden Anwendung. In der Regel 
werde weder ein eigentlicher Mietvertrag noch ein Verwahrungsvertrag vor— 
liegen, wenn der Wirt ſich weder einen Mietzins ausbedungen noch die Pferde 
in eigene Verwahrung genommen habe. Immerhin habe aber der Wirt ver- 
traglich dafür einzuſtehen, daß der Stall überhaupt zur Einſtellung von Pferden 
geeignet ſei. Habe der Wirt aber auch ſeinen Knecht zur Verfügung geſtellt, 
damit er bei Unterbringung und Wartung Beihülfe leiſte, und ſei dieſer auf 
Trinkgeld angewieſen, ſo könne der Pferdeeinſtellungsvertrag ſehr wohl den Charakter 
des entgeltlichen Vertrags annehmen. Vgl. die Urtt. der Oberlandesgerichte 
Stuttgart und Braunſchweig in DFB. 10, 176; 9, 2237/4. 


Der erkennende Senat ſchließt ſich der Auffaſſung des Reichsgerichts 
an und kommt zu folgendem Ergebnis. 

W. hat ohne Inanſpruchnahme der Hülfe des Wirts oder ſeines Knechts 
die Pferde eingeſtellt und fie ſelbſt in den Stall geführt, angehängt und ver— 
pflegt. Der Wirt hat ihm, gleichgültig ob er anweſend war oder nicht, die 
Stallung zur Benutzung für die Pferde zur Verfügung geſtellt, W. hat hier⸗ 
von nach freier Entſchließung Gebrauch gemacht. Die Obhut der Pferde 
oder eine ſonſtige Tätigkeit wurde vom Wirt oder ſeinen Bedienſteten keines⸗ 
wegs übernommen. Die Einſtellung erfolgte tatſächlich unentgeltlich. Ob W. 
dem Hausknecht, wenn dieſer anweſend geweſen und wenn der Unfall nicht 


vorgekommen wäre, das übliche Trinkgeld gegeben hätte, iſt u Lage des 
Seuffert!? Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 11. 
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Falls nicht von Bedeutung. Der Senat nimmt hiernach weder einen Miet— 
noch einen Leih- noch einen Verwahrungsvertrag an, ſondern ein Vertrags: 
verhältnis beſonderer Art, bei dem die Haftung des Wirts nicht auf diejenige 
für grobes Verſchulden oder für die in ſeinen eigenen Angelegenheiten anzu— 
wendende Sorgfalt beſchränkt iſt (88 690 mit 277. 599 BGB.), ſondern die 
Verkehrsſorgfalt i. S. des § 276 BGB. erfordert wird. 

Die Anwendung dieſer Rechtsauffaſſung auf den vorliegenden Fall er— 
gibt zunächſt, daß von einer poſitiven Vertragsverletzung durch mangelhafte 
Erfüllung ſeitens des Beklagten nicht die Rede ſein kann. Der Beklagte hatte 
lediglich dafür einzuſtehen, daß der Stall zur Einſtellung von Pferden ge— 
eignet war. Dies war in Wirklichkeit der Fall. — — — Hätten ſich aber 
auch die Stallverhältniſſe in dem vorliegenden einzelnen Fall als unzureichend 
erwieſen, ſo könnte dies nicht auf eine Außerachtlaſſung der im Verkehr er— 
forderlichen Sorgfalt ſeitens des Beklagten zurückgeführt werden. Wenn W., 
dem der Stall und ſeine Vorrichtungen zur Benutzung nach freier Entſchließung 
überlaſſen waren und der die Eigenſchaften der ihm anvertrauten Pferde 
genau kennen mußte, Mängel der Stallvorrichtungen nicht erkannt hat, ſo 
kann auch vom Beklagten nicht gefordert werden, daß er ſie kennen mußte: 
es koimte nicht behauptet werden, daß ihm vor dem Unfall irgendwelche Mängel 
bekannt geweſen ſeien: außerdem mußte er durchaus nicht mit einem jo un— 
bändigen, wilden Einſtellpferd rechnen, wie es der Hengſt war, und konnte 
er ſich anderſeits darauf verlaſſen, daß der Einſteller ſelbſt für die geeignete 
Verwahrung der Pferde Sorge tragen und die erforderlichen Maßregeln 
treffen werde. Es kann demnach jedenfalls dem Beklagten ein ſubjektives 
Verſchulden nicht zur Laſt gelegt werden. 

Aus den dargelegten Gründen kann der Klaganſpruch auch nicht auf 
eine unerlaubte Handlung des Beklagten nach §823 BGB. geſtützt werden. — — 
Es iſt nicht angängig, den Wirt neben dem Vertrage noch aus 8 823 haften 
zu laſſen, wie jehon in dem Urteil des Senats vom 7. Nov. 1905 (SeuffA. 61 
Nr. 174 S. 314) dargelegt wurde, an welcher Auffaſſung der erkennende 
Senat feſthält. Eine Haftung aus § 823 neben der Vertragshaftung köunte 
nur in Frage kommen, wenn der Wirt oder ſein Bedienſteter durch eine ſelb— 


ſtändige deliktiſche Handlung den Unfall herbeigeführt hätte. — — —“ 
Urteil des OCG. München (3. Sen.) v. 27. März 1913 i. S. Pflanzelt 
(Kl.) w. Gruber. L. 906.11. 3 


234. Der Swangslotſe oder für ihn der Staat haftet für 
Beſchädigungen nicht aus Vertrag. 
Vgl. 65 Nr. 217 m. N.; 67 Nr. 217. 
| BGB. 88 839. 278. 
Der Beklagte iſt Revierlotſe und als ſolcher preußiſcher Staatsbeamter; 
darüber beſteht kein Streit. Am 28. Februar 1912 hat er den der Klägerin 
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gehörenden Dampfer Portici von Swinemünde nach Stettin geführt und 
zwar als Zwangslotſe. Für die bezeichnete Strecke iſt der Lotſenzwang durch 
ſtaatliche Anordnung eingeführt. Schiffen von einem beſtimmten Tiefgange 
iſt dadurch ſtaatlicherſeits die Pflicht auferlegt worden, ſich für die Strecke 
der Hülfe eines beamteten Lotſen zu bedienen. Dieſe Anordnung iſt getroffen 
worden im Intereſſe und zur Sicherheit der durch das ſchwierige Fahrwaſſer. 
gefährdeten Schiffahrt. Es handelt ſich alſo um eine ſtaatliche, im öffentlichen 
Intereſſe eingeführte Maßnahme, um die Erfüllung einer den Schiffern auf— 
erlegten öffentlich rechtlichen Pflicht, wenn ſie der ſtaatlichen, in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt erlaſſenen Anordnung nachkommen und ſich der Hülfe 
der Zwangslotſen bedienen. Anderſeits übernimmt der beamtete Zwangglotſe 
Führung und Kommando des Schiffs kraft des ihm übertragenen Amtes 
und in deſſen, durch das öffentliche Intereſſe bedingter Ausübung. Er leiſtet 
nicht private Dienſte, ſondern handelt in Ausübung der ihm anvertrauten 
öffentlichen Gewalt. Ein vertragliches oder auch nur vertragähnliches Ver— 
hältnis iſt weder zwiſchen ihm und dem Reeder des geführten Schiffes, noch 
zwiſchen dem Reeder und dem preuß. Staat entſtanden. Die entgegengeſetzte 
Auffaſſung des Beklagten, der ein vertragliches Verhältnis zwiſchen der Klä— 
gerin und dem preuß. Staate und damit die vertragliche Haftbarkeit des Staates 
für die Beſchädigung des Dampfers Portici als gegeben erachtet, iſt abzu— 
lehnen. Die von ihm angezogenen Entſcheidungen des Reichsgerichts (Entſch. 74, 
250 und 79, 101) rechtfertigen ſeine Auffaſſung nicht. Es iſt durch dieſe Ur— 
teile, die die Stellung der Kanallotſen bei dem Kaiſer-Wilhelmkanal und die 
Haftung des Reichsfiskus für die durch Verſchulden der Kanallotſen beſchädigten 
Schiffe betreffen, nicht ausgeſprochen worden, daß im Falle der Beſchädigung 
des von dem Zwangslotſen geführten Schiffes die Haftung des Reichsfiskus 
gegenüber dem Reeder aus Vertragsrecht eintrete und der $ 278 BGB. An- 
wendung finde. Das gilt insbeſondere auch von der Entſcheidung Bd. 74 
S. 254, wie dies durch das neuerdings ergangene Urteil des Reichsgerichts 
vom 28. Februar 1913 (Warneyer Jahrb. 1913, 317) noch ausdrücklich klar 
geſtellt worden iſt. Dieſes Urteil hat gerade entgegengeſetzt der Auffaſſung 
des Beklagten entſchieden, daß die Haftung des Reichsfiskus für die Bejchädi- 
gungen der von den Kanalzwangslotſen geführten Schiffe den Reedern gegen- 
über nicht aus Vertrag oder aus vertragähnlichem Verhältniſſe gegeben ſei, 
ſondern es ſich um rein öffentlich-rechtliche Verhältniſſe handle. Das trifft 
aber, wie oben dargelegt, auch hier zu und führt zur Verneinung der Haftung 
des preuß. Staates für den Klaganſpruch auf Grund des $ 278 BGB. Es 
iſt denn auch nicht einzuſehen, welches zur Vertretung des preuß. Staates 
berufene Organ den von dem Beklagten geltend gemachten Vertrag für den 
Staat hätte eingehen können und wollen. Danach haftet der Beklagte, falls 
durch ſein Verſchulden der Dampfer Portici beſchädigt worden iſt, für den 
entſtandenen Schaden vielmehr ſelbſt und allein gemäß §8 839. 823 Abſ. 1 BGB. 
32* 
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Auf die Beſtimmung des 8839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. kann er ſich nicht berufen. 
Die Anwendung des preuß. Geſ. v. 1. Aug. 1909, betr. die Haftung des Staates 
für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen 
Gewalt, verſagt hier gemäß § 1 Abſ. 3 des Geſetzes, da der Beklagte nach 
ſeiner eigenen Angabe ausſchließlich auf den Bezug von Gebühren ange— 
wieſen iſt. 

Zur Sache ſelbſt war mit dem Landgericht anzunehmen, daß der Be— 
klagte den Zuſammenſtoß der Dampfer Portici und Hillbrook und damit die 
durch den Zuſammenſtoß herbeigeführte Beſchädigung der Portici grob fahr— 
läſſig verſchuldet hat. — — — 

Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 5. Juni 1913 i. S. Alwardt 

(Bkl.) w. Rob. M. Sloman. 2 U. 72/13. Wt. 


235. Die Ausſchlußfriſt des $ 1002 BGB. findet auf das Wegnahme— 
recht aus $ 997 feine Anwendung. 
BGB. § 997. 1002. 

A. hatte dem B. ein Gebäudegrundſtück käuflich übertragen und auf— 
gelaſſen, dann aber den Vertrag angefochten und im Klagewege Rückauf— 
laſſung erwirkt. Während ſeiner Beſitzzeit waren von B. mehrere Einbauten 
in dem Hauſe vorgenommen. Er erhob deshalb gegen A. Klage auf Geſtattung 
ihrer Wegnahme. Die dagegen nach § 1002 BGB. erhobene Ausſchlußeinrede 
wurde verworfen aus folgenden Gründen: 

„Bei der gegenwärtigen Klage handelt es ſich um ein Abtrennungs— 
und Aneignungsrecht aus $ 997 BGB. Der 8 1002 ſpricht aber nur von dem 
Anſpruch ‚auf Erſatz der Verwendungen‘. Darunter kann das Recht auf Ab- 
trennung und Aneignung dem Sprachgebrauch nach nicht mitbegriffen werden. 
Gegen die Erſtreckung des § 1002 auf den 8 997 ſpricht ferner die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſer Beſtimmungen. 

Der 1. Entw. gewährte dem Beſitzer wegen Verwendungen auf die Sache 
einen Bereicherungsanſpruch gegen den Eigentümer (§ 936 Abſſ. 1 u. 2), und 
für den Fall, daß die Verwendung in der Verbindung einer andern Sache 
mit der herauszugebenden beſtehe, ſollte der Beſitzer berechtigt ſein, die andre 
Sache wegzunehmen, falls er vom Eigentümer nicht mindeſtens den Wert 
erſetzt erhalte, den die Sache nach der Abtrennung haben würde (8 936 Abſ. 3). 
Die 2. Kommiſſion hat den Anſpruch des Beſitzers auf den Erſatz von Ver— 
wendungen auf eine völlig andre Grundlage geſtellt, indem ſie zwiſchen not— 
wendigen und ſonſtigen Verwendungen und ferner zwiſchen dem redlichen 
und dem unredlichen Beſitzer unterſcheidet. Dagegen ſollen nach den Vor— 
ſchlägen der 2. Kommiſſion dieſe Unterſcheidungen nicht Platz greifen für 
das Recht des Beſitzers, eine andre Sache, welche er als weſentlichen Beſtand— 
teil mit der herauszugebenden Sache verbunden hat, abzutreunen und ſich 
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anzueignen. Dieſes Recht ſoll nur ausnahmsweiſe dann ausfallen, wenn die 
im § 997 Abſ. 2 BGB. vorgeſehenen Umſtände vorliegen, welche die 2. Kom- 
miſſion bereits ſachlich ebenſo gefaßt hatte. Hiernach hat die 2. Kommiſſion 
das Wegnahmerecht (§ 997) in ſeinen Vorausſetzungen von dem Anſpruch auf 
Gelderſatz für gemachte Verwendungen ſcharf abgegrenzt und dies äußerlich 
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß der letztere Anſpruch im $ 936, das Weg⸗ 
nahmerecht aber in einem $ 936 a geregelt wurde, an deren Stelle im 2. Entw. 
die 88 908. 910 getreten ſind. Eine Ausſchlußfriſt für die Geltendmachung der 
Verwendungsanſprüche enthielt der 1. Entw. überhaupt nicht. Die 2. Kommiſ⸗ 
ſion hatte den weſentlichen Inhalt der jetzt in den 88 1000. 1001 und 1003 BGB. 
enthaltenen Vorſchriften im § 938 Abſ. 3, Abſ. 1 und Abſ. 2 vorgeſehen. Im 
Eingang des 8 938 war aber in der urſprünglichen Faſſung die Rede von dem 
Anſpruch des Beſitzers ‚nach den 88 936. 936 b u. 937° (welche den 88 994. 
398. 999 BGB. entſprechen), wobei alſo der von dem Wegnahmerecht han- 
delnde § 936 e ausdrücklich weggelaſſen iſt. Danach iſt die 2. Kommiſſion, die 
bei der 2. Leſung die jetzt im 8 1002 BGB. vorgeſehene kurze Ausſchlußfriſt zu⸗ 
erſt eingeführt hat, von vornherein der Meinung geweſen, daß dieſe auf das 
Wegnahmerecht keine Anwendung finden ſolle (Prot. bei Mugdan 3, 680 ff., 
685). Sprechen hiernach Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte gegen die An— 
wendung des § 1002 auf den 8 997, ſo hält doch v. Staudingers Bem. 7 zu 
8 997 eine entſprechende Anwendung für angemeſſen. Dem war nicht 
beizutreten. Denn das Abtrennungsrecht iſt ſowohl in ſeinen Vorausſetzungen 
wie in bezug auf das, was damit erſtrebt wird, völlig von dem Anſpruch 
auf Erſatz wegen Verwendungen verſchieden.“ 

Urteil des OLG. zu Braunſchweig (1. Sen.) v. 16. Mai 1913 i. S. 

Reſchke w. Hinze. 1 V. 211/12. A. H. 


236. Bei Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrs- 
hypothek gleicher Höhe iſt die Eintragung früherer Sinſen un— 
zuläſſig. 

(Vgl. 57 Nr. 104.) 

BGB. 88 1190. 1119. 1180. | 

Auf dem Grundſtück des R. war für die d.-Banf in N. eine Sicherungs⸗ 
hypothek zum Höchſtbetrag von 40 000 „ eingetragen. In der notar. Ver⸗ 
handlung v. 20. Sept. 1912 vereinbarte die Bank mit dem Eigentümer, daß 
die genannte Poſt ihr in Zukunft als Sicherheit für ein von ihr dem Eigen⸗ 
tümer gegebenes Darlehn von 40 000 4 nebſt 5% Zinſen dienen, auch die 
Sicherungshypothek in eine Darlehnsbuchhypothek umgewandelt werden ſollte, 
und zwar mit der Maßgabe, daß bereits vom 1. Juli 1912 das Darlehn ver⸗ 
zinſt werden ſollte. Die Beteiligten beantragten demnächſt die Eintragung 
dieſer Vereinbarungen in das Grundbuch. Das Grundbuchamt gab den An— 
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tragſtellern auf, bei Vermeidung der Zurückweiſung des Antrags binnen zwei 
Wochen die Zuſtimmung der gleich oder nachſtehenden Berechtigten dazu bei- 
zubringen, daß über den Höchſtbetrag hinaus 5°, Zinjen für einen vor dem 
Tage der Eintragung der Umwandlung liegenden Zeitraum eingetragen 
würden. Hiergegen legten die Antragſteller Beſchwerde ein: die Beſchwerde 
wurde aber zurückgewieſen und auch die weitere Beſchwerde wurde zurück 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

„Daß die einer Höchſtbetragshypothek zugrunde liegende unbeſtimmte 
Forderung durch eine beſtimmte Forderung derart erſetzt werden kann (§ 1180 
BGB.), daß die Höchſtbetragshypothek gleichzeitig in eine Verkehrshypothek 
umgewandelt wird (8 1186 BGB.), hat das Kammergericht bereits früher 
ausgeſprochen. Auch darüber herrſcht kein Zweifel, daß bei der Eintragung 
der Umwandlung der Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek gemäß 
§ 1119 Abſ. 1 BGB. ohne Zuſtimmung der im Range gleich oder nachſtehen 
den Berechtigten Zinſen bis 5% ſeit der Eintragung eingetragen werden 
können (RGeEntſch. 60, 243). Streitig iſt hier nur, ob und event. unter welchen 
Vorausſetzungen Zinſen von einem vor der Eintragung der Umwandlung 
liegenden Zeitpunkt ab eingetragen werden dürfen. Die Beſchwerdeführer 
von der Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten 
abhängig. Abweichend von dieſen beiden Rechtsauffaſſungen iſt die Eintragung 
ſtehenden Berechtigten zuſtimmen. 

Nach 8 1190 Abſ. 2 BGB. werden, falls die durch eine Höchſtbetrags— 
hypothek geſicherte Forderung verzinslich iſt, die Zinſen in den Höchſtbetrag 
eingerechnet. Wird alſo die Höchſtbetragshypothek gemäß $ 1186 BGB. in 
voller Höhe in eine Verkehrshypothek umgewandelt, ſo ſind dabei die bis 
zur Umwandlung laufenden Zinſen bereits berückſichtigt. Würden die rück— 
ſtändigen Zinſen neben dem Kapitalbetrage der in voller Höhe umgewan— 
delten Hypothek eingetragen, ſo handelte es ſich um eine Erweiterung der 
Hypothek nicht hinſichtlich der Nebenleiſtungen, ſondern hinſichtlich des 
Kapitalbetrages, weil der Umfang des Kapitalbetrages durch den Höchſt— 
betrag beſtimmt wird und dieſer, wie ausgeführt, die rückſtändigen Zinſen 
in ſich ſchließt. Die Vorſchrift des § 1119 Ab. 1 BGB. iſt alſo in dieſem 
Falle hinſichtlich der Zinſen bis zur Eintragung der Umwandlung nicht an— 
wendbar, weil ſie ſich nur auf die Erweiterung der Hypothek hinſichtlich der 
Nebenleiſtungen bezieht. Die Erweiterung der Hypothek durch Erhöhung 
des eingetragenen Kapitalbetrages iſt, wie das KG. in neuerer Zeit 
nach- oder gleichſtehenden Berechtigten zuſtimmen (GJ. 40, 282. 342). 
Eine beſondere dingliche Sicherung der bis zum Tage der Eintragung der 
Umwandlung fälligen Zinſen kann nur durch Eintragung einer neuen 
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Hypothek herbeigeführt werden, nachdem die Zinſen in eine — unverzins— 
liche oder verzinsliche — Kapitalſchuld umgewandelt ſind. Dasſelbe muß 
gelten, wenn gleichzeitig mit der Umwandlung der Höchſtbetragshypothek 
eine Auswechſelung der Forderungen nach $ 1180 BGB. ſtattfindet. Denn 
zu einer Erhöhung der Belaſtung darf dieſe Forderungsauswechſelung nicht 
führen. 

Hiernach iſt das Verlangen des Grundbuchamts, es ſolle die Zuſtimmung 
der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten beigebracht werden, 
allerdings ungerechtfertigt. Durch dieſe Zwiſchenverfügung ſind indeſſen die 
Beſchwerdeführer nicht beſchwert, da ihr Antrag nach den vorſtehenden Mus: 
führungen der Zurückweiſung unterliegt.“ 

Beſchluß des KG. zu Berlin v. 30. Dez. 1912 i. S. betr. das Grundb. 

von Nüſſau J, 3. 1 X. 430,12. Schlew. Holſt. Anz. 1913, 237. 


— 


237. Eheliche Gütergemeinſchaft; die Frau kann Grundſtücke erwerben 
und eintragen laſſen, aber nicht verpfänden. 
(Vgl. 65 Nr. 12.) 
BGB. 8s 1443. 1549. 

Die Ehefrau T. in B. hatte in einer Verſteigerung ein Grundſtück er— 
ſteigert und dabei erklärt, daß dies für ſie und ihren Mann geſchehe, mit dem 
ſie in Fahrnisgemeinſchaft lebte. Sie beſtellte zur Sicherheit des Preiſes 
Sicherungshypothek an dem erſteigerten Grundſtück, nahm die Auflaſſung 
entgegen und beantragte mit dem Verſteigerer die Eintragung im Grundbuch. 
Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab, indem es die Zuſtimmung des 
Mannes für erforderlich erachtete. Beſchwerde und weitere Beſchwerde 
hatten keinen Erfolg. — Aus den Gründen: 

„— — — Die Eheleute T. leben in dem Güterſtande der Fahrnisgemein— 
ſchaft nach $ 1549 BGB., auf welche die für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften Auwendung finden, ſoweit ſich nicht aus den 88 1550 
bis 1557 ein andres ergibt. Hiernach unterliegt das Geſamtgut gemäß 8 1443 
BGB. der Verwaltung des Mannes und dieſer iſt berechtigt, vorbehaltlich 
der Beſchränkungen der 88 1444. 1445. 1446 über das Geſamtgut zu verfügen. 

Der Ehefrau ſteht eine Verfügung über das Geſamtgut, abgeſehen von 
den Fällen der Ausübung der Schlüſſelgewalt (§ 1357) und der Vertretung 
des Mannes bei deſſen Verhinderung oder Abweſenheit in dringenden Fällen 
8 1450), nicht zu. Durch die Gütergemeinſchaft wird aber die Ehefrau nicht 
geſchäftsunfähig oder in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt. Nur ihre Ver⸗ 
fügungsfähigkeit erleidet eine Einſchränkung. Es ſteht alſo nichts im Wege, 
daß auch die Ehefrau ohne Zuſtimmung des Mannes rechtsgeſchäftlich ein 
Grundſtück erwirbt und daß ſie auf Grund der Auflaſſung als Eigentümerin 
im Grundbuch eingetragen wird. Das Grundſtück wird allerdings gemäß 


456 237. Eheliche Eütergemeinſchaft. 


§ 1438 BGB. Geſamtgut: die Einigung über den Eigentumsübergang und 
die Eintragung im Grundbuch ſollen aber erſt den Erwerb des Grundſtücks 
für das Geſamtgut herbeiführen, ſohin ſind dieſe Rechtsakte noch keine Ver— 
fügungen über das Geſamtgut. Wie bei Gütergemeinſchaft der Mann ohne 
die Zuſtimmung der Frau (vgl. den Beſchluß des erkennenden Senats v. 6. Nov. 
1903, RIA. 4, 108), jo kann auch die Frau ohne die Zuſtimmung des Mannes 
(ogl. Beſchluß des KG. daſ. 7, 55) die Auflaſſung eines Grundſtücks entgegen- 
nehmen. Das Landgericht macht für ſeine abweichende Meinung geltend, 
daß ſonſt die Frau unüberlegte Grundſtückskäufe vornehmen könnte, für die 
der Mann auch perſönlich haften würde. Dies iſt jedoch unzutreffend. Denn 
die Kaufſchuld, welche die Frau ohne die Einwilligung des Mannes eingeht, 
iſt keine Geſamtgutsverbindlichkeit (§ 1460), für ſie haftet alſo der Mann nicht 
perſönlich (8 1459). Es kann ſich zwar aus einem von der Frau ohne die Zu— 
ſtimmung des Mannes eingegangenen Kaufvertrag eine Haftung des Geſamt— 
guts auf Grund der Bereicherung desſelben ergeben ($ 1455), allein dieſe 
Haftung und damit die perſönliche Haftung des Mannes iſt auf die Bereiche- 
rung beſchränkt. 

Im vorliegenden Falle hat aber die Ehefrau T. die Auflaſſung nicht für 
ſich allein, ſondern für ſich und ihren Ehemann entgegengenommen, und ihr 
Antrag geht dahin, daß nicht nur ſie, ſondern auch ihr Mann als Eigentümer 
in das Grundbuch eingetragen werde. Es iſt beſtritten, ob dies zuläſſig iſt. 
Zu dieſer Frage braucht indeſſen keine Stellung genommen zu werden. Denn 
Frau T. hat gleichzeitig für den Strichſchilling Sicherungshypothek an dem 
erſteigerten Grundſtücke beſtellt und beantragt, daß gleichzeitig mit der Auf— 
laſſung die Sicherungshypothek eingetragen werde. Da mit der Eigentums— 
eintragung das Grundſtück Geſamtgut wird, würde die auf Grund der Ein- 
tragungsbewilligung der Ehefrau T. zu bewirkende Eintragung der Hypothek 
eine Verfügung über das Geſamtgut darſtellen, die ohne Zuſtimmung des 
Mannes unwirkſam iſt. Das Reichsgericht (Eutſch. 69, 177) hat allerdings 
eine Hypothek, die ein im Güterſtande der Gütergemeinſchaft oder der Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft lebender Ehemann an einem für das Geſamtgut 
erworbenen Grundſtück gleichzeitig mit dem Erwerbe für den Erwerbspreis 
ohne Einwilligung der Frau beſtellt, für wirkſam erklärt. Allein dieſe Ent⸗ 
ſcheidung beruht auf der dem Manne im allgemeinen zuſtehenden Befugnis, 
das Geſamtgut zu verwalten und darüber zu igen was bei der Ehefrau 
ausgeſchloſſen iſt. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Ehefrau die gleichzeitige Eintragung der 
Auflaſſung und Hypothekbeſtellung beantragt hat, hat das Grundbuchamt 
mit Recht den Vollzug der Urkunde bezüglich des Grundſtücks abgelehnt. — —“ 
Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 18. April 1913. Reg. III. 

28¼13. BayObsG3. 14, 242. 


— — — 
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238. Beſtimmungsrecht des Vaters über die Art des feinem unver- 
heirateten Kinde zu gewährenden Unterhalts trotz Widerſtrebens des 
Kindes. 

Vgl. 59 Nr. 206 m. N. 

BGB. $ 1612 Abi. 2. 

Der von ſeiner Frau getrennt lebende Kläger war im Mai 1911 rechts⸗ 
kräftig verurteilt worden, feinen jetzt im 15. und im 12. Lebensjahre ſtehenden 
ehelichen Kindern einen Unterhaltsbeitrag von monatlich je 15 „ zu zahlen. 
Im Februar 1912 erſtritt er gegen ſeine Ehefrau ein Urteil auf Herausgabe 
der Kinder; er ließ dieſes Urteil vollſtrecken, die Kinder liefen aber alsbald 
zur Mutter zurück. Er verlangte nun gegen die Kinder die Feſtſtellung, daß 
ſie nicht berechtigt ſeien, aus dem Urteil vom Mai 1911 mit Pfändung gegen 
ihn vorzugehen, da er ihnen den Unterhalt in Natur gewähren wolle. Die 
Klage wurde in 1. Inſtanz abgewieſen. Der Kläger legte Berufung ein. Er 
ließ die Kinder eines Tages auf dem Schulwege abfangen und nahm ſie mit, 
nach kurzer Zeit liefen aber die Kinder wieder zur Mutter zurück. Das Urteil 
des LG. wurde aufgehoben, die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem Urteil vom Mai 1911 
wurde für unzuläſſig erklärt. Aus den Gründen des Ber.⸗Urteils: 

„Nach § 1612 Abſ. 2 BGB. können Eltern, die einem unverheirateten 
Kinde Unterhalt zu gewähren haben, beſtimmen, in welcher Art der Unter- 
halt gewährt werden ſoll. Das Geſetz ſtellt alſo in das freie Belieben der Eltern 
insbeſondere, ob ſie den Unterhalt in Geld oder in Natur gewähren wollen. 
Die Erklärung des unterhaltspflichtigen Vaters, ſeinem unverheirateten Kinde 
den Unterhalt in Natur gewähren zu wollen, bewirkt alſo grundſätzlich, daß 
ſich der Unterhaltsanſpruch des Kindes auf dieſe Art des Unterhalts beſchränkt. 
Dieſes Beſtimmungsrecht der Eltern findet aber ſeine Grenze in dem aus 
dem Unterhaltsanſpruch als ſolchem ſich ergebenden Recht des Kindes auf 
tatſächliche Gewährung des Unterhalts. Wählt der unterhaltspflichtige Eltern⸗ 
teil daher eine für die unterhaltsberechtigten Kinder unausführbare Art der 
Unterhaltsgewährung, ſo liegt die Sache rechtlich nicht anders, als wenn von 
ihm eine Beſtimmung überhaupt nicht getroffen worden wäre (JW. 1901, 
870). Dies iſt von beſonderer Bedeutung, wenn der Vater ſich, wie hier, 
zu der Unterhaltsgewährung in Natur entſchließt. Denn dies ſetzt grundſätz⸗ 
lich nicht nur voraus, daß er willens und imſtande iſt, die Kinder bei ſich auf- 
zunehmen und dort zu unterhalten, ſondern auch, daß er tatſächlich einen Zu— 
ſtand ſchafft, in dem die Kinder in der Lage find, den ihnen in Natur ange- 
botenen Unterhalt zu empfangen. Soll jedoch das Beſtimmungsrecht des 
Vaters, dem kraft ſeiner elterlichen Gewalt auch das Recht zuſteht, den Aufent⸗ 
halt der Kinder zu beſtimmen, nicht völlig illuſoriſch gemacht werden, ſo dürfen 
dieſe Anforderungen auch nicht überſpannt werden. Wenn daher der Vater 
alles getan hat, was ihm vernünftigerweiſe zugemutet werden kann, um die 
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unterhaltsberechtigten Kinder in ſeine tatſächliche Gewalt zu bekommen, ſo 
wird man ihm jedenfalls dann eine Unterhaltsleiſtung in Geld nicht mehr 
zumuten dürfen, wenn die Kinder abſichtlich dieſen vom Vater erſtrebten 
Erfolg vereiteln und in einem Alter ſind, in dem ihnen in dieſer Beziehung 
ein ſelbſtändiger Wille, insbeſondere gegenüber der Mutter, die ihre Rückkehr 
zum Vater zu verhindern beſtrebt iſt, zugemutet werden kann. 

Im vorliegenden Falle iſt der Kläger zweifellos in der Lage, die Be— 
klagten bei ſich aufzunehmen. Die Ausſage der Zeugin K. hat ergeben, daß 
in ſeiner Wohnung Raum genug vorhanden iſt und daß er auch die erforder— 
liche Anzahl Betten hat. Der Kläger hat aber auch alles getan, um die Kinder 
in ſeine tatſächliche Gewalt zu bekommen. Er hat zunächſt die Mutter auf 
Herausgabe der Kinder verklagt und das Urteil vollſtrecken laſſen: die Kinder 
ſind jedoch dem Gerichtsvollzieher weggelaufen, noch ehe ſie die Wohnung 
des Klägers erreicht hatten. Dann hat er allerdings, als ihm die Kinder kurz 
danach eines Abends wieder zugeführt wurden, angeblich wegen der ſpäten 
Tagesſtunde ihre Aufnahme abgelehnt, und aus dieſem Grunde hat das LG. 
die Klage abgewieſen, da es mit Recht vom Kläger verlangt, er hätte zum 
mindeſten die Beklagten auffordern müſſen, am andern Tage zurückzukommen. 
Dies will nun aber der Kläger, wie er auch ſchon in 1. Inſtanz behauptet und 
unter Beweis geſtellt hatte, getan haben. Einer Beweiserhebung hierüber 
bedurfte es jedoch in dieſer Inſtanz nicht mehr, da der Kläger inzwiſchen un— 
ſtreitig ein noch wirkſameres Mittel ergriffen hat, die Kinder in ſeine tatſäch— 
liche Gewalt zu bringen. Auf Anraten der Vormundſchaftsbehörde hat er 
nämlich den Kindern auf dem Schulwege aufgepaßt und ſie mit nach Hauſe 
genommen. Da ihm die Beklagten jedoch noch am ſelben Tage, während er 
zur Arbeit gegangen war, wieder weggelaufen ſind, iſt es ihm tatſächlich auch 
diesmal wiederum nicht gelungen, einen Zuſtand herbeizuführen, in dem die 
Beklagten den Unterhalt in Natur empfangen können. Dies kann aber dem 
Kläger nicht mehr zum Nachteil gereichen. Die Beklagten ſtehen im 15. und 
12. Lebensjahr. Das Gericht iſt der Überzeugung, daß ſie bereits ſo viel Ein— 
ſicht beſitzen, um ſich über die Folgen ihrer Handlungsweiſe klar zu werden, 
und daß ſie auch gegen den Willen der Mutter in der Lage ſind, aus eigenem 
Willen heraus dem Wunſche des Vaters auf Rückkehr zu ihm zu entſprechen. 

Wenn der Pfleger der Beklagten weiter noch hat vortragen laſſen, die 
Kinder ſeien beim Kläger ſittlich gefährdet, ſo kann dieſer Einwand in dieſem 
Verfahren nicht beachtet werden. Solche Tatſachen könnten dem Vormund— 
ſchaftsgericht Anlaß geben, auf Antrag der Kinder gemäß § 1612 Ab}. 2 Satz 2 
die Beſtimmung des Vaters über die Unterhaltsgewährung zu ändern oder 
nach § 1666 BGB. vorzugehen. Solange dieſes nicht geſchehen iſt — und 
einen Beſchluß nach § 1612 zu faſſen, hat das Vorm. Gericht ſogar abgelehnt —, 
iſt das Prozeßgericht mit der oben ausgeführten Beſchränkung an die Ent— 
ſchließung des unterhaltspflichtigen Vaters gebunden. 
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Iſt danach der Kläger berechtigt, den Beklagten den Unterhalt in Natur 
zu gewähren, ſo verlangt er mit Recht, daß die Zw.-Vollſtreckung aus dem 
Urteile, das ihn zur Leiſtung des Unterhalts in Geld verurteilt, für unzu— 
läſſig erklärt werde (§ 767 ZPO.). 

Urteil des OLG. zu Hamburg (6. Sen.) v. 29. April 1913 in der Hamb. 

Sache Peterſen w. Peterſen. Bf. VI. 546 12. A- d. 


u 


239. Die Haftung des Vaters für Prozeßkoſten des minderjährigen 
Kindes ſetzt nutzbares Kindesvermögen voraus. 
Vgl. oben Nr. 17. 101. 
BG. 8 1654; GKG. $ 92. 

Es handelt ſich um die Entſcheidung der Rechtsfrage, ob der Kläger, 
dem die elterliche Gewalt über ſeinen minderjährigen Sohn und damit nach 
§ 1649 BGB. die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zuſteht, die 
Koſten eines für dasſelbe geführten Rechtsſtreits nach $ 1654 BGB. auch 
daun zu tragen habe, wenn, wie im vorliegenden Falle unbeſtritten iſt, keinerlei 
der Nutznießung unterliegendes Vermögen vorhanden iſt. 

Für die Bejahung hat ſich mit eingehender Begründung insbeſondere 
das OLG. München in einem bei Seuffert BBl. 72, 166 abgedruckten Urteile 
ausgeſprochen. Den verneinenden Standpunkt nimmt das Reichsgericht in 
Entſch. in Strafſ. 45, 407 ein. Dort iſt ein großer Teil der Judikatur angegeben. 
Dem RG. ſchließt ſich der Kommentar von RGRäten zu $ 1654 BGB. Bern. 4 
S. 255 an. Der Wortlaut des § 1654 ſpricht für den Standpunkt des RG., 
während die Vorgeſchichte freilich zu Zweifeln Anlaß gibt. 

Der 1. Entwurf regelt die Pflicht der Koſtentragung im Fall der väter— 
lichen Nutznießung übereinſtimmend mit der entſprechenden Haftung des Ehe— 
mannes bei dem geſetzlichen Güterrechte und beſchränkt ſie auf den Betrag der 
Nutzungen. Hinſichtlich des Ehemannes ſprechen die Motive Bd. 1 S. 204 aus: 
drücklich davon, daß eine uneingeſchränkte Verpflichtung namentlich in ſolchen 
Fällen unbillig ſei, wo die Ehefrau Aktivvermögen garnicht beſitze oder das— 
ſelbe während der Ehe verloren gegangen ſei. Sie bemerken weiter bei Be 
handlung der elterlichen Nutznießung, daß hier die gleichen Erwägungen zu— 
träfen (Motive 4, 264. 788). Nach dem Inhalt der Protokolle für die 2. Leſung 
(4, 179. 581) wurde die Beſchränkung der Haftung des Ehemannes beſeitigt 
und die entſprechende Beſtimmung bei dem väterlichen Nutznießungsrecht 
ebenfalls geſtrichen. Es wurde dabei bemerkt, die Regelung des letzteren ſolle 
ſich an die entſprechenden Beſtimmungen des geſetzlichen Güterrechts an— 
ſchließen, und hervorgehoben, daß das Verhältnis von Mann und Frau Be— 
ſonderheiten gegenüber dem von Vater und Kind nicht aufweiſe. Speziell 
wurde auch eine ſachliche Differenz nicht darin geſehen, daß die Beſtimmungen 
über die Tragung der Koſten eines Rechtsſtreits nicht lediglich durch Ver— 
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weiſung auf einen entſprechenden Paragraphen des geſetzlichen Güterrechts, 
ſondern in beſonderer Faſſung erfolgte. 

Gibt jo die Geſchichte des 8 1654 BGB. allerdings einen gewiſſen Anhalt 
für die Annahme, daß in einem beſtimmten Stadium der Entſtehung des BGB. 
die Auffaſſung herrſchte, es ſolle kraft des ihm geſetzlich gewährleiſteten Nutz— 
nießungsrechts der väterliche Gewalthaber die Prozeßkoſten auch dann tragen, 
wenn kein der . . Vermögen vorhanden ſei, ſo iſt 
Geſetzbuchs einen klaren und 1 Ausdruck nicht gefunden hat. 
Die entſprechenden Beſtimmungen innerhalb des geſetzlichen Güterrechts 
laſſen durch ihre Faſſung allerdings keinen Zweifel, daß dem Ehemann, ſo— 
weit er überhaupt die Koſten eines Rechtsſtreits für die Frau zu tragen hat, 
dieſe Pflicht ohne Rückſicht darauf obliegt, ob tatſächlich eingebrachtes Gut 
vorhanden iſt (§ 1387). Der $ 1654 aber ſpricht am Eingang zunächſt klar aus, 
der Vater habe die Laſten des ſeiner Nutznießung unterliegenden Vermögens 
zu tragen, und ſetzt nach dem Wortlaut ein vorhandenes Vermögen voraus. 
Er beſtimmt ferner nicht ſchlechthin, daß der Vater die Koſten eines für das 
Kind geführten Rechtsſtreits zu tragen habe, ſondern erklärt nur, daß zu den 
Laſten auch die Koſten des Rechtsſtreits gehören, alſo zu den Laſten, welche 
nach Satz 1 das der Nutznießung unterliegende Vermögen zu tragen hat. 
Während ferner in Satz 2 bezüglich der Haftung im allgemeinen auf den 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung, insbeſondere 88 1384 bis 1386. 
1388 verwieſen wird, fehlt es an einem Hinweiſe auf den für die Kojtentra- 
gung in Betracht kommenden § 1387 der genannten Materie. Die Koſten⸗ 
haſtung wird in dem folgenden Satze geregelt, und zwar unter dem Begriff 
einer Laſt des Vermögens. Nimmt man hinzu, daß zwiſchen beiden Rechts- 
inſtituten doch der erhebliche Unterſchied beſteht, daß der Ehemann auf ſein 
Nutzungsrecht nicht verzichten kann, während ſolches nach 8 1662 BGB. dem 
Vater freiſteht, daß ferner der Gedanke, Laſten mit tatſächlicher Nutznießung 
zu verbinden, naheliegt, ſo müſſen die in der Vorgeſchichte ſtattgehabten Er⸗ 
wägungen dem Wortlaut gegenüber zurückweichen. 1 

Dieſes Gericht ſchließt ſich daher der Auffaſſung des Reichsgerichts an, 
nach welcher die Haftung des Vaters abhängig iſt von dem tatſächlichen Vor— 
handenſein eines Kindesvermögens. — —“ — 

Urteil des OLG. zu Hamburg (1. Sen.) v. 30. April 1913 in der Hamb. 

Sache Eickelberg w. Juſtizkaſſe. Bf. I. 430/12. A- d. 


240. Nach zwei Erblaſſern kann kein gemeinſchaftlicher Erbſchein er- 
teilt werden; auch nicht bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. 
BGB. 88 2353. 2357. 1483 ff. 

Die Beſchwerdeführer haben in der notariellen Verhandlung v. 18. Juni 
1912 erklärt, ſie ſeien die einzigen überlebenden Kinder des am 8. Mai 1902 
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verſtorbenen Kätners Johannes M. und ſeiner am 6. Jan. 1911 verſtorbenen 
Ehefrau Anna M. geb. W., und haben unter Abgabe der in den 88 2354. 2356 
BGB. vorgeſchriebenen Erklärungen und eidesſtattlichen Verſicherungen be» 
antragt, ihnen als geſetzlichen Erben einen „gemeinſchaftlichen Erbſchein nach 
ihren Eltern“ zu erteilen. Das Nachlaßgericht erwiderte dem Notar, es müßten 
nicht ein Erbſchein, ſondern zwei Erbſcheine ausgeſtellt werden, und gab eine 
entſprechende Anderung des Antrags anheim. Nachdem der Notar dieſe ab- 
gelehnt hatte, wies das AG. den Antrag zurück. Auf die Beſchwerde des 
Notars, in der geltend gemacht war, die Eheleute M. hätten in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft, die überlebende Ehefrau mit den gemeinſchaftlichen Kin⸗ 
dern in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft gelebt, bemerkte das AG., es habe 
gemäß dem in Frage kommenden Land- und Marſchrecht nach dem Tode 
des Ehemanns M. fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beſtanden, eben deswegen 
aber könne nur hierüber auf Antrag eine Beſcheinigung, ein Erbſchein nach 
dem zuerſt verſtorbenen Ehemanne und Vater aber überhaupt nicht erteilt 
werden. Auf eine auf Veranlaſſung des Beſchwerdegerichts geſtellte noch— 
malige Anfrage erwiderte der Notar, er verbleibe bei ſeinem urſprünglich ge- 
ſtellten und in der Beſchwerdeſchrift wiederholten Antrage. Das LG. wies 
darauf die Beſchwerde als unbegründet zurück. 

In der weiteren Beſchwerde führt der Notar aus, der beantragte Erb— 
ſchein werde zu dem Zwecke gebraucht, um ein auf den Namen des Ehemanns M. 
eingetragenes Grundſtück, das wie der übrige Nachlaß der Eheleute zum güter— 
gemeinſchaftlichen Vermögen gehört habe, auf einen Käufer zu übertragen. 
Nach dem Tode des zweiten Ehegatten könne ein Zeugnis über die Fort— 
ſetzung der Gütergemeinſchaft nicht mehr erteilt werden. Es lägen zwei Nach— 
laßmaſſen vor, die jedoch eine derart innige Einheit bildeten, daß ſie nicht 
voneinander geſchieden werden könnten. In einem ſolchen Falle ſei es ge— 
rechtfertigt, Einen Erbſchein nach beiden Erblaſſern auszuſtellen, wie dies 
auch bei den dortigen Gerichten ſtets ſo gehalten worden ſei. N 

Die weitere Beſchwerde iſt nicht begründet. Die vom LG. offengelaſſene 
Frage, ob nach zwei Erblaſſern ein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden 
könne, iſt mit dem AG. unbedenklich zu verneinen. Das Bürgerl. Geſetzbuch 
kennt einen „gemeinſchaftlichen Erbſchein“ nur in dem Sinne, daß den mehreren 
bei einem Erbfall als Miterben beteiligten Perſonen ein einheitliches Zeugnis 
über ihr Erbrecht ausgeſtellt werden kann (8 2357). Dagegen kann über die 
als Wirkung verſchiedener Erbfälle eingetretene Erbfolge nur je ein beſonderes 
Zeugnis erteilt werden. Es ergibt ſich das, abgeſehen von dem Mangel einer 
poſitiven Geſetzesvorſchrift, die einen einheitlichen Erbſchein über mehrere 
Erbfälle zuließe, aus der Erwägung, daß jeder Erbfall eine beſondere Erbfolge 
eröffnet und daß, wenn man die Zuſammenfaſſung von Erbrechten verſchie— 
dener Perſonen, die nicht durch die Identität des Erblaſſers verbunden ſind, 
in einem Zeugniſſe zulaſſen wollte, es an jeder Grenze dafür fehlen würde. 
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Die vom Beſchwerdeführer vertretene Anſicht, daß gerade Kindern über die 
Erbfolge nach ihren beiden Eltern ein einheitlicher Erbſchein müſſe erteilt 
werden können, iſt willkürlich. Denn die Erbfolge nach dem einen Elternteile 
kann ſich bei geſetzlicher und bei teſtamentariſcher Beerbung ganz anders ge— 
ſtalten als nach dem anderen: es können nicht nur die Perſonen und die Erb— 
teile der Kinder verſchieden, ſondern in dem einen oder dem andern Falle 
neben den Kindern noch andre Perſonen, insbeſondere der überlebende Ehe— 
gatte, als Miterben berufen ſein. | 

Zuläſſig iſt es freilich, daß mehrere Erbſcheine, die über verſchiedene, 
aber in einem inneren Zuſammenhange ſtehende Erbfälle beantragt ſind, 
insbeſondere bei mehrfachem Erbgang, äußerlich in einer Urkunde zuſammen— 
gefaßt werden. Für dieſen Fall iſt im preuß. GerichtskoſtenG. (8 81 Ab}. 4 
Satz 2) eine beſondere den Autragſteller begünſtigende Vorſchrift über die 
Wertberechnung getroffen. Zu beachten iſt dabei jedoch einerſeits, daß nicht 
nur die materiellen, ſondern auch die formellen Vorausſetzungen (88 2354. 
2307 BGB.) für die Erteilung eines Erbſcheins in Anſehung jedes einzelnen 
Erbfalls beſonders gegeben ſein müſſen. Die Sache liegt inſofern ähnlich, 
wie wenn mehrere, zuſammen einen einzelnen Erbſtrang bildende Miterben 
für ſich die Erteilung eines ihre Erbteile äußerlich zuſammenfaſſenden Zeug— 
niſſes beantragen (K GJ. 41, 90). Anderſeits muß auch der Inhalt der Be— 
ſcheinigung ſo geſtaltet ſein, daß über jeden Erbfall oder Erbgang ein beſon— 
deres Zeugnis ausgeſtellt wird; es dürfen alſo nicht etwa bei mehrfachem 
Erbgang unter Überſpringung der Zwiſchenglieder unmittelbar die Erbes— 
erben als Erben genannt werden, vielmehr ſind genau dem rechtlichen Her— 
gang entſprechend ſo viele Zeugniſſe auszuſtellen, als Erbfälle vorliegen: 

Planck? Erl. 9d zu § 2353 BGB.; Strohal Erbr.3 2, 142; RIA. 5, 237. 

Dieſen Erforderniſſen iſt im vorliegenden Falle ſeitens des Antrages und der 
notariellen Erbausweisverhandlung nicht entſprochen. In der letzteren iſt 
nicht angegeben, welche Perſonen als die Erben des im Jahre 1902 zuerſt 
verftorbenen Ehemannes M. angeſehen werden und ob die Ehefrau M., die 
nach 8 1931 BGB. — ſofern dieſe Vorſchrift nach Art. 52 AusfG. z. BGB. 
anwendbar iſt — zu einem Vierteile der Erbſchaft geſetzliche Erbin ihres Mannes 
geworden ſein würde, die Erbſchaft angenommen hat oder nicht (88 2357 Abſ. 3 
BGB.; KG. 27 A, 189; 30 4, 98). Ebenſowenig läßt der Antrag erkennen, 
daß mehrere nur äußerlich in einer Urkunde zuſammengefaßte Zeugniſſe 
gewollt ſind, es muß vielmehr nach dem darauf abzielenden Hinweiſe des 
Nachlaßgerichts und der ablehnenden Erwiderung des Notars angenommen 
werden, daß dieſer nur einen auch innerlich einheitlichen Erbſchein nach den 
beiden Erblaſſern gewollt hat, der nach dem Vorbemerkten nicht erteilt wer— 
den kann. 

Die weitere Beſchwerde war hiernach mit der Koſtenfolge aus 88 1. 1083 
preuß. GKG. als unbegründet zurückzuweiſen. Für die etwaige weitere Be— 
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handlung der Sache iſt auf den, einen gleichliegenden Fall betreffenden Be— 
ſchluß des Kammergerichts v. 29. Mai 1911 (K GJ. 41 S. 52) zu verweiſen. 
Es iſt dort ausgeführt, daß ein Erbſchein auch neben einem Zeugnis über die 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft erteilt werden kann, und zwar ohne den 
Nachweis, daß Vorbehalts- oder Sondergut des verſtorbenen Ehegatten bor- 
handen jet; daß jedoch bei beſtandener Gütergemeinſchaft auch die Erbſcheine 
nach beiden Eltern mit Rückſicht auf 88 40. 48 GBO. nicht geeignet find, die 
Kinder zu Grundbuchverfügungen über ein zum Geſamtgut gehörendes Grund— 
ſtück oder eingetragenes Recht zu legitimieren, daß es hierzu vielmehr neben 
dem Erbſchein nach dem letztverſtorbenen Elternteil eines Zeugniſſes über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft bedarf: daß ein ſolches Zeugnis auch 
dann erteilt werden kann, wenn die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch den 
Tod des überlebenden Ehegatten aufgehoben iſt, vor der Auseinanderſetzung 
aber über einen zum Geſamtgut gehörenden Gegenſtand, insbeſondere ein 
Grundſtück, eine Verfügung getroffen werden ſoll: daß das Antragsrecht 
in dieſem Falle der Geſamtheit der beteiligten Perſonen, alſo den Erben des 
überlebenden Ehegatten und den anteilsberechtigten Abkömmlingen — die 
im vorliegenden Falle vorausſichtlich dieſelben Perſonen ſind — gemein— 
ſchaftlich zuſteht. Nach dieſen Grundſätzen wird auch im gegenwärtigen Falle 
zu verfahren ſein. 

Beſchluß des KG. zu Berlin (1. Sen.) v. 14. Okt. 1912 in der M.jchen 

Erbſcheinsſache. 1 X. 348712. SchlHolſt anz. 1913, 177. 


— — 


241. Im Bedürfnisfall iſt der Geſchäftsführer der Geſellſchaft m. b. H. 
vom Regiſtergericht zu beſtellen. 
GmbHG. 86; BGB. § 29. 

Als der Geſchäftsführer der am 27. Nov. 1911 gegründeten Neuen M. 
Wohnhaus⸗-Baugeſellſchaft m. b. H. im September 1912 geftorben und die 
Aufforderung des Regiſtergerichts zur Beſtellung eines andern Gejchäfts- 
führers erfolglos geblieben war, beantragte der Notar, der die von einem 
Gläubiger der Geſellſchaft beantragte Zw.-Verſteigerung auszuführen hatte, 
beim AG., einen Geſchäftsführer gemäß § 29 BGB. zu beſtellen. Dem Antrag 
wurde ſtattgegeben. Ein Geſellſchafter beſchwerte ſich, er hielt den $ 29 BGB. 
für nicht anwendbar. — Die Beſchwerde und ebenſo die weitere Beſchwerde 
wurden zurückgewieſen: letztere mit folgender Begründung: 

„— — — Nach Art. 2 EinfG. z. HGB. kommen in Handelsſachen die 
Vorſchriften des Bürgerl. Geſetzbuchs inſoweit zur Anwendung, als nicht im 
Handelsgeſetzbuch oder im Einf.-Geſetz zu dieſem ein andres beſtimmt iſt. Die 
Vorſchriften des BGB. bilden hiernach gegenüber den Vorſchriften des HGB. 
eine ergänzende (ſubſidiäre) Rechtsquelle. Gleiches gilt von dem Verhältnis 
des BGB. zu dem Geſetz über die Geſellſchaften m. b. H. Denn dieſes Geſetz 
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iſt ein Teil des Handelsrechts, was ſich ſchon daraus ergibt, daß der $ 13 Abſ. 3 
dieſes Geſetzes die Geſellſchaften m. b. H. für Handelsgeſellſchaften im Sinne 
des Handelsgeſetzbuchs erklärt. Es handelt ſich demnach darum, ob die Vor— 
ſchrift des 8 29 BGB., welche das Gericht ermächtigt, Mitglieder des Vor— 
ſtandes eines Vereins in dringenden Fällen ſelbſt zu beſtellen, durch die Vor— 
ſchriften des GmbHGeſ. von der Anwendbarkeit auf ſolche Geſellſchaften, 
ſei es unmittelbar oder mittelbar, ausgeſchloſſen iſt. 

In GmbHG. iſt in 8 6 Abſ. 2 beſtimmt, daß die Beſtellung der Geſchäfts— 
führer entweder im Geſellſchaftsvertrage oder nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des 3. Abſchnitts erfolgt. Nach dieſem unterliegen die Beſtellung und die 
Abberufung von Geſchäftsführern der Beſtimmung der Geſellſchafter, wenn 
nicht der Geſellſchaftsvertrag eine andre Art der Beſtellung vorſieht ($ 4 
Abſ. 2). Nach § 46° ſteht die Vertretung der Geſellſchaft in Prozeſſen, welche 
ſie gegen die Se zu führen hat, der Beſtimmung der Geſellſchafter 
zu. Nach 8 66 Abſ. 2 kann das Gericht auf Antrag von Geſellſchaftern, deren 
Geſchäftsanteile zuſammen mindeſtens dem zehnten Teil des Stammkapitals 
entſprechen, aus wichtigen Gründen Liquidatoren beſtellen und abberufen. 
Dieſe Vorſchriften regeln die Beſtellung des Geſchäftsführers nicht erſchöpfend. 
Sie verſagen, wenn in Frage ſteht, wie es zu halten iſt, wenn ein dringender 
Fall für die Beſtellung eines Geſchäftsfühers oder Liquidators vorliegt, die 
Geſellſchafter es aber unterlaſſen, die Beſtellung vorzunehmen. Eine Regelung 
dieſer Frage iſt aber nicht zu entbehren. Denn in einem ſolchen Falle kommt 
nicht nur das Intereſſe der Geſellſchafter, ſondern auch das Dritter, insbeſon— 
dere der Gläubiger der Geſellſchaft, in Betracht. Die Rückſicht auf dieſe Per- 
ſonen erheiſcht es, daß eine Geſellſchaft nicht ohne Vertreter bleibt. Sonſt 
würden die Teilhaber einer Geſellſchaft m. b. H., da weder der Geſellſchaft 
ein Pfleger beſtellt noch auf dem Wege des 8 57 ZPO. geholfen werden kann, 
die Möglichkeit beſitzen, ſich den Angriffen ihrer Gläubiger dadurch zu ent— 
ziehen, daß ſie keinen Geſchäftsführer oder Liquidator aufſtellen. 

Hieraus folgt, daß der Anwendbarkeit des 8 29 BGB. auf Geſellſchaften 
m. b. H. nicht nur keine Vorſchriften des GmbHG. entgegenſtehen, daß viel: 
mehr die Anwendbarkeit durch die Bedürfniſſe des Rechtsverkehrs, insbeſon— 
dere der Gläubiger der Geſellſchaft, geboten iſt. | 

Der gleiche Standpunkt wird auch in der Rechtslehre und * Recht⸗ 
ſprechung faſt allgemein vertreten: 

vgl. Staub- Hachenburg GmbHG.s Anm. 43 zu 8 35, Anm. 12 zu $ 66 und allg. 
Einl. Anm. 3. 4; Entſch. des KG. in RIM. 3, 25; 8, 267; RGeEntſch. 68 
Nr. 47 S. 180. 
Die Aufſtellung in dringenden Fällen erfolgt nur bis zur Hebung des Man— 
gels: die Geſellſchafter haben es in der Hand, dadurch, daß ſie ſelbſt einen 
Geſchäftsführer aufſtellen, den Mangel zu heben. Im vorliegenden Fall 
handelt es ſich um die Durchführung einer Zw. Vollſtreckung. Daß dies ein 
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dringender Fall i. S. des § 29 BGB. iſt, bedarf keiner Ausführung, ift übrigens 
von der Beſchwerdeführerin auch garnicht beſtritten.“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 28. Febr. 1913. 

Reg. III. 6/13. BayObLG. 14, 153. = 


242. Dorausſetzung des Anſpruchs des Verkäufers auf kaufmänniſches 
Lagergeld bei Abnahmeverzug. 
Vgl. 43 Nr. 202 m. N. 
HGB. § 354; BGB. $ 286. 

Der Beklagte hatte von der Klägerin 3000 Kiſten Wäſcheklammern auf 
Abruf bis zum 31. Dez. 1908 gekauft, davon jedoch 1990 Kiſten nicht abge⸗ 
nommen und war durch rechtskräftiges Urteil vom November 1909 zur Ab⸗ 
nahme verurteilt worden. Dieſem Urteil hat er im Laufe des Jahres 1910 
genügt. Die Klägerin verlangte Lagergeld für die Zeit vom 1. Jan. bis zum 
1. Dez. 1909. Der Beklagte wandte u. a. ein, daß die Klägerin die Kiſten 
nicht abgeſondert für ihn auf Lager gehabt hätte. — Der Beklagte wurde 
verurteilt und ſeine Berufung zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber.- 
Urteils: 

„Durch die Beweisaufnahme iſt feſtgeſtellt, daß Klägerin während der 
Zeit, für die ſie Lagergeld vom Beklagten beanſprucht, ununterbrochen 
1990 Kiſten mit Wäſcheklammern auf ihrem Lager zur Verfügung des Be— 
klagten gehalten hat. Es mag dem Beklagten darin beigeſtimmt werden, 
daß die Klägerin, da ſie dieſe Kiſten noch nicht beſonders für den Beklagten 
ausgeſchieden, ſondern von ihnen im regelmäßigen Geſchäftsverkehr auch an 
andre Kunden abgegeben und die abgegebenen durch neue Kiſten erſetzt hatte, 
ein eigentliches Lagergeld nicht beanſpruchen kann. Denn dieſes ſetzt voraus, 
daß die konkrete ſpezialiſierte Ware für den Einlagerer auf Lager gehalten 
wird. Damit wird aber nicht jeder Anſpruch auf eine Vergütung ausgeſchloſſen. 
Vielmehr ergibt ſich aus $ 351 HGB., daß ein Kaufmann, der in Ausübung 
ſeines Handelsgewerbes einem Andern Dienſte leiſtet, dafür auch ohne Ver⸗ 
abredung eine Vergütung beanſpruchen kann. Als ein ſolcher Dienſt iſt es 
aber anzuſehen, wenn die Klägerin die Kiſten, zu deren Abnahme der Be— 
klagte, wie durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt iſt, verpflichtet war und 
deren Abnahme er ohne Grund verweigert hat, beſtändig zur Verfügung 
hielt und damit an einer anderweitigen Verfügung über dieſe Zahl von 
1990 Kiſten verhindert wurde. Der Beklagte kann nicht beanſpruchen, daß 
die Klägerin dieſe Tätigkeit unentgeltlich für ihn ausübt. Daß die Klägerin 
dabei auch mit in ihrem eigenen Intereſſe handelte, iſt für ihren Anſpruch 
auf Vergütung ohne Bedeutung (RGeEntſch. 1, 284, in Seuff A. 36 Nr. 63). 
Abgeſehen hiervon kann Klägerin auch aus dem Geſichtspunkt des Schaden— 
erſatzes eine Vergütung beanſpruchen, da der Beklagte im Verzuge war 

Seufferts Archiv 68. 3. Folge. Bd. 13 Heft 11. 33 
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($ 286 BGB.). Daß der Klägerin dadurch, daß fie beſtändig 1990 Kiſten für 
den Beklagten zur Verfügung hielt, ein Schaden erwachſen iſt, ergibt ſich aus 
der Bekundung des Zeugen Z., daß die Klägerin mit Rückſicht hierauf ver— 
ſchiedene Aufträge hat zurückweiſen müſſen. Die Höhe der von dem Be— 
klagten der Klägerin geſchuldeten Vergütung iſt nach Analogie des ortsüblichen 
Lagergeldes zu berechnen, da die von der Klägerin geübte Tätigkeit in der 
Hauptſache derjenigen der Einlagerung von Waren für einen Andern gleich— 
ſteht. — — —“ Ä 

Urteil des OSG. zu Hamburg (7. Sen.) v. 2. Mai 1913 in der Hamb. 

Sache Gebr. Lohoff w. Schwarz. Bf. VII. 152,13. Ad. 


243. Internat. Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr; 
Haftung für Übereinſtimmung des Frachtbriefs mit dem Duplikat. 
HGB. $ 455 ff.; Internat. Übereink. v. 14. Okt. 1890 (RG Bl. 1892, 793 ff.) Artt. 8. 27 ff. 


Es handelte ſich um eine Schadenerſatzklage aus einem internationalen 
Frachtvertrage, für den die Beſtimmungen des Internationalen Übereinkom— 
mens maßgebend ſind. Kläger, dem die Frachtbriefadreſſatin ihre Rechte 
abgetreten hatte, machte als Empfänger der am 22. Aug. 1910 in K. einge— 
troffenen, aber erſt am 21. Okt. 1910 an ihn ausgelieferten Sendung Erbſen 
aus Sch. in Rußland einen Schadenerſatzanſpruch geltend, indem er Erſtat— 
tung der in der Zeit zwiſchen der Ankunft und der Ablieferung der Sendung 
an der Kier Börſe eingetretenen Preisdifferenz verlangte. Dieſen Anfpruch- 
ſtützte er auf Artt. 27. 29. 41 Int. Üb. Er war der Anſicht, daß der Güter— 
expedient der Verſandbahn ſich eines groben Verſehens ſchuldig gemacht habe, 
indem er den Original- und Duplikatfrachtbrief mit verſchiedenen Poſitions— 
nummern bedruckt habe; er behauptete, daß durch dieſes Verſehen die recht— 
zeitige Abnahme der Sendung verzögert und ihm durch dieſe Verzögerung 
ein Schaden in Höhe des inzwiſchen eingetretenen Preisrückganges erwachſen 
ſei. — Der Anſpruch wurde für begründet erklärt aus folgenden Gründen: 

„Nach Art. 41 Int. Üb. kann die Vergütung des vollen Schadens gefor— 
dert werden, wenn dieſer infolge grober Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn ent— 
ſtanden iſt, und zwar haftet die Ciſenbahn nach Art. 29 für ihre Leute und für 
andre Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung des von ihr übernommenen 
Transports bedient. Zu dieſen Leuten, für deren Verſchulden die Eiſenbahn 
hiernach wie für eigenes Verſchulden haftet, gehören alle im Eiſenbahnbetriebs— 
Fahr- und Güterexpeditionsdienſte Angeſtellten, gleichviel ob ſie nur zu tat— 
ſächlichen Dienſtleiſtungen oder auch zu Rechtshandlungen, wie Abnahme, 
Übernahme der Güter, Ausſtellung und Stempelung der Frachtbriefe u. a. m., 
beſtellt ſind; 


val. Eger Int. Üb. Anm. 15b zu Art. 29 S. 332. 
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Hier iſt nun unſtreitig ein Verſehen der Güterexpedition der Verſandbahn 
inſofern vorgekommen, als der die Frachtbriefe abfertigende Beamte den 
Originalfrachtbrief mit der Poſitionsnummer 74, das Duplikat aber mit der 
Poſitionsnummer 75 bedruckt hat. 

Unbedenklich iſt davon auszugehen, daß die Abfertigung der Frachtbriefe 
als eine die Beförderung vorbereitende Handlung zur Ausführung des Trans— 
portbetriebes gehört, und zwar nicht nur die Abfertigung des Originalfracht— 
briefes, wie der Beklagte meint, ſondern auch die des Duplikats. Darüber 
laſſen insbeſondere die Beſtimmungen des Art. 8 Abſſ. 1—3. 5 keinen Zweifel 
beſtehen. Freilich iſt dem Beklagten darin beizutreten, daß die Ausſtellung 
des Duplikats Sache des Abſenders iſt, und daß dieſer für die Übereinſtim— 
mung des Duplikats mit dem Criginalfrachtbrief verantwortlich iſt. Das 
gilt aber nur bezüglich der in dem Frachtbrief enthaltenen Erklärungen des 
Abſenders. Dafür, daß die bahnamtlichen Vermerke, mit denen nach den 
Beſtimmungen des Int. Üb. Frachtbrief wie Duplikat verſehen werden müſſen 
oder dürfen, in den beiden Urkunden übereinſtimmen, muß die Bahn die 
Verantwortung tragen. Wenn die Bahn von der Befugnis Gebrauch macht, 
die übernommenen Frachtſendungen mit Poſitionsnummern zu verſehen, ſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß Frachtbrief und Duplikat, ebenſo wie es für den 
ganz ähnlich liegenden Fall der Führung von Namenheften im Art. 6 Abſ. 5 
Int. Üb. ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, mit den gleichen Nummern bezeichnet 
werden müſſen. Mit dem Einwande, daß dieſe Poſitionsnummern lediglich 
für den inneren Dienſt beſtimmt ſeien, kann der Beklagte nicht gehört werden. 
Mag das auch die urſprüngliche Zweckbeſtimmung geweſen ſein, ſo haben die 
Poſitionsnummern doch im geſchäftlichen Verkehr auch nach außen hin eine 
weſentliche Bedeutung erlangt, und zwar vor allem dadurch, daß die Bahn 
ſelbſt in ihren Schreiben und Mitteilungen an das Publikum ſtändig die Fracht— 
ſendungen nach den Poſitionsnummern bezeichnet. Über dieſe weſentliche 
Bedeutung, die den Poſitionsnummern von dem am Frachtverkehr beteiligten 
Publikum, insbeſondere von den Kaufleuten, beigelegt wird, kann die Eiſen— 
bahnverwaltung nicht wohl im Zweifel ſein. Um ſo ſorgfältiger iſt daher 
von ihren mit der Güterexpedition betrauten Beamten auf die richtige Nu— 
merierung der Sendungen zu achten. In dieſer Erwägung muß ein Ver— 
ſehen wie das hier in Frage ſtehende als grobe Fahrläſſigkeit des Beamten 
angeſehen werden, für deſſen ſchädliche Folgen die Eiſenbahn in vollem Um— 
fange aufzukommen hat. 

Der Beklagte macht nun geltend, daß der Kläger trotz der unrichtigen 
Poſitionsnummer des Duplikats nicht gehindert geweſen ſei, die Sendung 
alsbald nach ihrem Eintreffen abzunehmen und daß ihm die Auslieferung 
nach Zahlung der Frachtgebühren niemals verweigert worden wäre. Der 
Beklagte will alſo den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verſehen 
der Verſandbahn und dem Schaden beſtreiten. Auch dieſer Einwand iſt nicht 
33* 
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gerechtfertigt. Es kann zunächſt dahingeſtellt bleiben, ob nicht nach der vor- 
gelegten Korreſpondenz und dem unſtreitigen Sachverhalt angenommen wer⸗ 
den müſſe, daß nicht nur der Kläger die Abnahme ſondern auch der Beklagte 
die Auslieferung wegen der Unſtimmigkeit zwiſchen Original- und Duplikat⸗ 
frachtbrief verweigert habe; zum mindeſten hat der Beklagte dadurch, daß 
er das Frachtgut nach zweimonatiger Lagerung herausgegeben hat, ohne 
Stand- und Lagergeld zu erheben, unzweideutig zu erkennen gegeben, daß 
auch nach ſeiner Anſicht dem Kläger ein Verſchulden in der Verzögerung der 
Abnahme nicht beigemeſſen werden könne. Wenn es auch richtig iſt, daß es 
zur Auslieferung des Frachtguts an den Frachtbriefadreſſaten oder die von 
dieſem zum Empfang legitimierte Perſon der Vorlegung des Frachtbrief⸗ 
duplikats nicht bedarf, jo waren doch im vorliegenden Falle die im Fracht- 
brief verzeichnete Empfängerin wie der Kläger, denen vom Abſender nur 
eine Sendung Sch. Nr. 75 angekündigt war, durchaus berechtigt, die Annahme 
der Sendung Nr. 74 ſo lange zu verweigern, bis die Identität dieſer Sendung 
mit der ihnen angekündigten unzweifelhaft feſtgeſtellt war. Weder die Em⸗ 
pfängerin noch den Kläger trifft an der Verzögerung der Lieferung ein Ver⸗ 
ſchulden. Der Beklagte iſt daher mit Recht zur Vergütung des vollen Scha— 
dens verurteilt worden.“ 

Urteil des OLG. zu Königsberg (1. Sen.) v. 23. Jan. 1912 i. S. 

Preuß. EBFiskus w. Eiſenberg. 2 U. 208/11. Th. 


244. Wann iſt ein Flußſchiff als von der Beſatzung verlaſſen anzufehen ? 

Binnen SchG. $ 93. | 
hatte am 4. Nov. 1911 bei der Portland-Zementfabrif S. in Brunsbüttelkoog 
eine Ladung Zement eingenommen, ſie ſollte nach Hamburg geſchleppt werden. 
Als ſich ein ſtarker Südweſtſturm erhob, wurde ſie an die Innenſeite der Lade— 
brücke gebracht. Dort iſt ſie am Morgen des 5. Nov. voll Waſſer geſchlagen 
und geſunken, nachdem das andringende Waſſer die Hinterluken eingedrückt 
hatte. Etwa drei Wochen ſpäter wurde ſie von der Beklagten gehoben und 
nach Hamburg geſchleppt. Im April 1912 iſt die Schute, ohne daß ſie inzwiſchen 
eine neue Reiſe angetreten hatte, auf den Antrag der Klägerin zur Befriedi— 
gung wegen einer im Schiffsregiſter eingetragenen Darlehnsforderung von 
11000 KH in Zw.⸗Verſteigerung gekommen. In dieſem Verfahren meldete 
die Beklagte ein Schiffsgläubigerrecht in Höhe von 1080 „ mit der Begrün- 
dung an, daß ihr dieſer Betrag als Bergelohn oder doch als Hülfslohn ein— 
ſchließlich eines Schlepplohns zuſtehe. Das AG. ſtellte dieſen Betrag in den 
Verteilungsplan mit dem Range vor der Forderung der Klägerin ein. Die 
Klägerin widerſprach und erhob Klage gemäß 88 878. 879 ZPO. mit der 
Begründung, daß der Beklagten keine Schiffsgläubigerrechte an der Schute 
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zuſtänden, weil es ſich nicht um eine Bergung i. S. des § 93 BinnenSchG. 
gehandelt habe. — Der Klage wurde ſtattgegeben und die Berufung der 
Beklagten zurückgewieſen. Aus den Gründen des Ber. Urteils: 

„— — Es fragt ſich, ob zur Zeit der Bergung (die Arbeiten ſollen 3 Tage 
gedauert haben) für die Schute eine Schiffahrtsgefahr beſtand. Die Gefahr 
nach 8 93 BinnenSchG. muß eine derartige jein, daß ohne das Eingreifen 
Dritter der Untergang oder wenigſtens eine erhebliche Beſchädigung von Schiff 
und Ladung zu erwarten ſteht (Mittelſtein Binnen-Sch.⸗Recht 1, 397). Da 
die Schute bei Beginn der Bergung ſchon längſt untergegangen, geſunken war, 
ſo könnte eine Gefahr (wie von der Klägerin auch geltend gemacht iſt) nur im 
Verſanden und in Beſchädigungen durch darüberwegfahrende Fahrzeuge ge— 
funden werden. Daß ſich in der Zeit vom 5. bis zum 24. Nov. 1911 (dem 
Beginn der Bergungsarbeit) eine ſolche Gefahr bereits irgendwie fühlbar ge⸗ 
macht hätte, iſt von der Beklagten nicht behauptet worden. Es iſt auch zu be⸗ 
achten, daß die Schute unmittelbar an der Ladebrücke geſunken iſt, ſo daß eine 


brauchte oder durch geeignete Vorſichtsmaßregeln leicht abzuwenden war. 
Ohne Zweifel wird für die Schute der Zuſtand des Gehobenſeins zuträglicher 
geweſen ſein als ihre Lage am Grunde der Elbe: daraus folgt aber noch keines⸗ 
wegs, daß Beklagte ſie aus einer Gefahr i. S. des § 93 befreit hätte. Es iſt 
daher nicht von der Hand zu weiſen, wenn Klägerin dazu bemerkt hat: nad)- 
dem die Schute einmal geſunken ſei, habe eine Schiffahrtsgefahr überhaupt 
nicht mehr beſtanden, weil die Schute ganz gefahrlos gelegen habe und weitere 
Schäden nicht mehr zu befürchten geweſen ſeien. 

Wenn man aber auch mit der Beklagten eine Schiffahrtsgefahr e 
wollte, ſo verſagt doch das zweite Erfordernis des § 93 vollſtändig, daß näm⸗ 
lich das Schiff von der Schiffsbeſatzung verlaſſen geweſen ſei. Die Schiffs⸗ 
beſatzung beſtand hier aus einem Mann, dem Flußſchiffer G. Dieſer hat 
— nach ſeiner Verklarung — vom anweſenden Gr. ſchen Vizen Hülfe zum 
Pumpen verlangt und wohl auch erhalten. Als der Seegang höher wurde, 
hat er ſich mit ſeinen Genoſſen auf die Ladebrücke geborgen. Bald darauf 
iſt die Schute geſunken. Das LG. erklärt nun, ein geſunkenes Schiff ſei immer 
als von der Schiffsbeſatzung verlaſſen anzuſehen, weil die Abſicht, auf das 
Schiff zurückzukehren, ausgeſchloſſen ſei. Das mag auf offener See meiſt 
zutreffen. Bei einem Flußfahrzeuge, das unmittelbar am Flußufer geſunken 
iſt, kann ein ſolcher Satz nicht aufgeſtellt werden. Bei der Frage, ob ein Fluß⸗ 
ſchiff als verlaſſen im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſei, kommt es nicht ſowohl 
darauf an, ob das Schiff körperlich verlaſſen, d. h. ob die Mannſchaft in einem 
gegebenen Zeitpunkt auf dem Schiffe nicht anweſend iſt, ſondern das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht fällt darauf, ob eine Aufgabe des Beſitzes am Schiffe 
angenommen werden kann. Das Schiff muß ohne menſchliche Aufſicht, gleich- 
ſam eine verlorene Sache ſein (§ 965 BGB.). Durch eine ihrer Natur nach 
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nur vorübergehende Verhinderung in der Ausübung der Gewalt wird der 
Veſitz an einer Sache nicht beendigt ($ 856 Abſ. 2 BGB.); 
vgl. RGeEntſch. 57, 25; Mittelſtein zu $ 93 Anm. 2; Makower zu 8 9. 

Durch die Sachlage iſt nun geradezu ausgeſchloſſen, daß die Schute in dieſem 
Rechtsſinne verlaſſen geweſen ſei. Der Bootsmann G. hatte den Gr.ſchen 
Vizen noch vor dem Sinken von der Gefahr benachrichtigt. Der Eigentümer 
K. iſt von dem Sinken der Schute alsbald unterrichtet geweſen. Er iſt allerdings 
einſtweilen untätig geblieben, ſei es, daß er zur Hebung nicht die Mittel be— 
ſaß, ſei es, daß er abſichtlich zögerte, weil er annahm, der in erſter Reihe inter- 
eſſierte Pfandgläubiger (die Klägerin) oder die Aſſekuranzgeſellſchaft werde 
für die Hebung Sorge tragen. Aus der abwartenden Stellung des Eigen— 
tümers iſt aber auf eine Beſitzaufgabe noch keineswegs zu ſchließen, zumal 
als ſicher gelten konnte, daß die Schute, die einen Wert von etwa 11 000 .K 
hatte, mit einem nicht allzu großen und annähernd ſchätzbaren Opfer (von 
etwa 650 /) gehoben werden konnte. Schließlich, nach etwa 3 Wochen, hat 
die Beklagte oder die Zementfabrik die Hebung ins Werk geſetzt. Klägerin 
behauptet, die Hebung ſei nur deshalb erfolgt, um den Platz für die Zement— 
fabrik freizubekommen; Beklagte hat hierzu bemerkt, ſie habe die Bergung 
in die Hand genommen, nachdem der Aſſekuranzmakler A. ihr erklärt hätte, 
die Verſicherungsgeſellſchaft werde ja ſicher für die Koſten eintreten. Ob 
dieſe Parteiangaben, welche auf eine Bergung in Schiffahrtsgefahr keineswegs 
hinweiſen, richtig ſind, mag dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ſteht ſoviel feſt, 
daß die Schute i. S. des Geſetzes nicht als verlaſſen gelten konnte. Die He— 
bung der Schute durch die Beklagte oder durch die Zementfabrik mag einen 
Anſpruch aus auftragloſer Geſchäftsführung begründen, ein Schiffsgläubiger- 
recht gemäß 88 93. 102 Binnen SchG. wurde aber durch die Hebung nicht 


erworben und deshalb mußte der Klage ſtattgegeben werden. — —“ 
Urteil des OLG. zu Hamburg (3. Sen.) v. 3. April 1913 in der Hamb. 
Sache Volksbank w. Grell. Bf. III. 18713. A- d. 


245. Bierlieferungsvertrag auf einjährige Kündigung gegen Vertrags- 
ſtrafe, bindend für den Fall der Veräußerung; auch für den Fall der 
Geſchäftsaufgabed 
Val. 39 Nr. 119; 49 Nr. 102; 55 Nr. 71. 

GewO. § 8; BGB. S 138. 323; bayer. AusſG. z. BGB. Art. 13. 

Nach dem vorliegenden Vertrage v. 23. Febr. 1904, in welchen die Be- 
klagte am 11. Mai 1912 eingetreten iſt, war ſie gegen Gewährung eines hypo- 
thekariſchen Darlehns verpflichtet, den geſamten für die Wirtſchaft im An— 
weſen Hs. Nr. 1 in M. erforderlichen Bierbedarf ausſchließlich von der Ha- 
genden Brauerei zu beziehen oder für den Fall der Ausübung der Wirtſchaft 
durch Dritte oder Beſitznachfolger beziehen zu laſſen und dafür zu haften. 


245. Bierlieferungsvertrag. 471 


Das Vertragsverhältnis war nur durch ganzjährige Kündigung lösbar. Für 
den Fall der Zuwiderhandlung gegen dieſe Bierbezugsverpflichtung war die 
Beklagte gehalten, der Klägerin eine ſofort fällige Vertragsſtrafe von 3000 . 
zu bezahlen. 

Dieſe vertragliche Regelung des Verhältniſſes der Parteien zueinander 
entſpricht durchaus den Beſtimmungen des Art. 13 bayer. AusfG. z. BGB. 
über den Bierlieferungsvertrag. Der Unterſchied des hier zur Beurteilung 
ſtehenden Vertragsverhältniſſes von der durch das Geſetz an die Hand ge— 
gebenen ergänzenden Norm erſchöpft ſich, vom Strafgedinge abgeſehen, in 
der abweichenden Beſtimmung über die Dauer der Bezugspflicht. Statt der 
Möglichkeit, innerhalb angemeſſener Friſt zum Ende des Monats September 
jeden Jahres zu kündigen, iſt hier eine Kündigung vorgeſchrieben, die an be— 
ſtimmte Termine gebunden und erſt nach Jahresfriſt, während deren der 
Bierbezug noch einzuhalten iſt, die den Vertrag löſende Wirkung äußert. 
Eine derartige Regelung der Vertragsbeziehungen zwiſchen Brauer und Wirt 
verſtößt nicht gegen den erwähnten Art. 13, ſie verſtößt aber auch nicht gegen 
die Vorſchriften des § 138 Abſſ. 1 und 2 BGB. noch auch gegen die Beſtim- 
mungen der RGewoO. 88 8. 10 über Bierbezugszwang, Zwangs- und Bann— 
rechte, ausſchließliche Gewerbeberechtigungen. Der Art. 13 ſieht die Mög— 
lichkeit, die Dauer des Vertragsverhältniſſes willkürlich zu beſtimmen, ſelbſt 
vor; gegen die Vereinbarung einer Vertragsſtrafe verhält er ſich nicht ab— 
lehnend. In der hier gewillkürten Dauer der Bierbezugspflicht kann ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten ebenſowenig gefunden werden wie eine wucher— 
liche Bindung des Bezugsverpflichteten. Eben dasſelbe iſt mit dem Straf— 
gedinge der Fall. Es iſt keine übermäßige Härte oder drückende Beſchränkung 
des Wirtes in ſeiner perſönlichen Freiheit und ſeinem Gewerbebetriebe, wenn 
er ein Jahr oder anderthalb Jahre an die Bierbezugspflicht gebunden und 
wenn eine Strafe vereinbart iſt, durch die er zur Erfüllung ſeiner Vertrags- 
pflichten nachdrücklich angehalten und durch die für den Fall der Nichterfüllung 
die mit Schwierigkeiten und Weiterungen verbundene Schadensliquidierung 
entbehrlich gemacht wird. Weder läßt der objektive Vertragsinhalt einen 
derartigen Widerſpruch gegen die Beſtimmungen des 8 138 BGB. erkennen, 
noch ergibt ſich ein ſolcher aus den beſonderen Verhältniſſen, Bedürfniſſen 
und Zwecken der Streitteile. Vielmehr entſpricht gerade ein Vertrag wie 
der hier vorliegende dem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe; er berückſichtigt das 
berechtigte Intereſſe der Brauerei, ſich für ihr Erzeugnis auf eine gewiſſe 
Mindeſtdauer Abſatz zu ſichern, vermeidet dabei eine übermäßige Dauer der 
Feſthaltung des zum Bierbezuge verpflichteten Wirtes und iſt auch, was das 
Strafgedinge anlangt, mit den Grundſätzen eines anſtändigen Geſchäftsver— 
kehrs durchaus verträglich. Die vereinbarte Strafe iſt weder unverhältnis— 
mäßig hoch, noch wirkt ihre Androhung in beſonders drückender Weiſe; dadurch 
daß ſie nicht neben, ſondern an der Stelle einer Abmachung über den Erſatz 
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des Schadens aus der Nichterfüllung der Bezugspflicht ſteht, iſt ſie vorzüglich 
geeignet, die im Falle des Vertragsbruchs unvermeidlichen ärgerlichen und 
weitwendigen Auseinanderſetzungen abzuſchneiden. 

OLG. München v. 16. Okt. 1888, Seuff Bl. Ergbd. 8, 29; RG. v. 11. Mai 1906, 
RGeEntſch. 63, 297; v. 30. Nov. 1909, IW. 10, 62; v. 27. Febr. 1912, Leipz Z. 
1912, 456; v. 29. Mai 1906, Entſch. 63, 333. 

Daß ein Vertrag wie der hier vorliegende nicht gegen die Gewerbe— 
ordnung verſtößt, inſoweit durch dieſe die Neubegründung von ausſchließlichen 
Gewerbeberechtigungen, Zwangs- und Bannrechten unterſagt iſt, iſt durch 
die Rechtſprechung längſt ins klare geſtellt: 

RG. v. 15. Juni 1906, Entſch. 63, 390; Bayer. Oberſt. LG. v. 22. Mai 1905, 
Samml. N. F. 6, 336 und SeuffBl. 71, 47. 

Der Bierlieferungsvertrag iſt ein Sukzeſſivlieferungs-Vertrag. Der Wirt 
iſt weder berechtigt noch verpflichtet, von der Brauerei beim Beginn des Ber- 
tragsverhältniſſes eine zum Verbrauch in der Wirtſchaft nicht im Verhältnis 
ſtehende Menge auf einmal abzunehmen. Wie es zu halten iſt, wenn ſich für 
den Wirt kein Bedarf von Bier mehr ergibt, iſt im Art. 13 nicht vorgeſehen. 
Es wäre unrichtig und würde einen durch nichts gerechtfertigten Verſtoß 
gegen den oberſten Grundſatz alles Verkehrsrechts, den der Vertragstreue, 
bedeuten, wollte man, etwa durch Schluß aus dem Gegenteil, aus den Be— 
ſtimmungen des Geſetzes einerſeits und ſeinem Schweigen anderſeits die 
Folgerung ableiten, daß das Aufhören des Bedarfs ſchlechthin und unter 
allen Umſtänden auf die Gefahr des Brauers zu gehen habe. Wenn das Geſetz 
für den Fall des Übergangs des Geſchäfts an Sonderrechtsnachfolger ausdrück— 
lich für die Erſtreckung des durch den Bierlieferungsvertrag geſchaffenen 
Rechtsverhältniſſes Sorge trägt, jo iſt das die einfache Folge des Grundſatzes, 
daß ſich bei der Sonderrechtsnachfolge in einen Geſchäftsbetrieb der Umfang 
der auf den Nachfolger übergehenden Rechte und Pflichten nicht wie bei der 
Erbfolge (88 1942. 1967 BGB.) von ſelbſt ergibt. Für den Fall der Aufgabe 
des Geſchäftsbetriebes iſt damit nichts gejagt: die Übertragung und die Auf— 
gabe des Geſchäfts ſtehen unter ganz verſchiedenen Normen. Der Außerung 
in dem Bericht an den beſonderen Ausſchuß der Kammer der Reichsräte zur 
Beratung der Ausf.⸗Geſetze (Becher Mat. IV 1, 710), daß der Vertrag an ſich 
nur geſchloſſen ſei auf die Zeit der Geſchäftsinhabung und Geſchäftsausübung 
eines jeden der Vertragſchließenden, kann nicht entnommen werden, daß ein 
grundſätzlicher und ausſchließender Unterſchied zwiſchen dem Fall der Einzel⸗ 
veräußerung des Geſchäfts und dem der Aufgabe desſelben gemacht werden 
ſollte. Tiefe Außerung des Ausſchußreferenten hat mit der Frage des Auf— 
hörens des Geſchäftsbetriebes garnichts zu tun. Sie iſt vielmehr ungezwungen 
dahin zu verſtehen, daß der Bierlieferungsvertrag von den Vertragſchließenden 
zunächſt, wie alle andern Verträge, auf ihre eigene Perſon abgeſtellt ſei, daß 
deshalb durch eine Einzelveräußerung (Singularſukzeſſion) des Geſchäfts der 
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eine Teil den andern willkürlich in Verlegenheit ſetzen könne und daß darum 
vom Geſetze für die notwendige Sicherung beider Teile geſorgt werden müſſe. 
Die Außerung beſagt nichts andres als was in zahlreichen Erkenntniſſen des 
NG. und andrer Gerichte, z. B. des OLG. Karlsruhe v. 24. März 1903 (Kauf⸗ 
mann Handelsrechtl. Rſpr. 4, 109) über den Zweck des Bierlieferungsver⸗ 
trages enthalten ift. — — — Es würde auch an jedem Grunde dafür fehlen, 
daß man die Brauereien, zu deren Schutz die Beſtimmungen über den Bier- 
lieferungsvertrag in das Geſetz aufgenommen worden ſind, nur für den Fall 
der Übertragung des Geſchäfts oder Geſchäftsbetriebes durch den Wirt an eine 
dritte vertragsfremde Perſon hätte ſichern, für den zwar weniger häufig, 
immerhin aber doch vorkommenden Fall des Aufhörens von Geſchäft oder 
Betrieb aber hätte rechtlos ſtellen wollen. Rechtlos ſtellen deshalb, weil in 
der Mehrzahl der Fälle die Anwendung der 88 226. 826 BGB. verſagen würde. 
Insbeſondere iſt jeder Gedanke daran abzulehnen, daß ein derartiger Unter— 
ſchied in bewußter Weiſe vom Geſetze gemacht worden wäre, etwa als Aus⸗ 
gleich gegenüber der ſonſtigen Begünſtigung der Brauereien, und daß zur 
Kennzeichnung dieſes Unterſchiedes die Worte des Art. 13 „in dem Gewerbe⸗ 
betriebe des Wirtes“ dienen ſollten; vielmehr beziehen ſich die ebenerwähnten 
Geſetzesworte, wie ſich aus dem Zuſammenhang ergibt, auf den Umfang 
der Bierlieferungs- und Bierbezugsverpflichtung, nämlich darauf, daß der 
Wirt mangels beſonderer Abrede den geſamten ſich in ſeinem ganzen Wirt- 
ſchaftsbetriebe ergebenden Bierbedarf bei dem Vertragsgegner zu decken hat, 
alſo insbeſondere (ſ. Oertmann bayer. Landesr. 196) alle in ſeinem ganzen 
Gewerbebetriebe zum Ausſchank gelangenden Bierſorten von ihm zu be⸗ 
ziehen hat. 

Beim Mangel einer vertraglichen und geſetzlichen Regelung für den Fall 
der Endigung des Bedarfs durch Aufgabe des Geſchäftsbetriebs muß auf die 
allgemeinen Grundſätze des Vertrags- und Schuldrechts zurückgegangen 
werden (88 323 ff. BGB.), und es iſt hiernach zu unterſcheiden, ob die dem 
Wirt als dem einen Vertragsteile obliegende Leiſtung infolge von Umſtänden 
unmöglich geworden iſt, die dieſer eine Teil oder die der andre Teil oder die 
keiner von beiden Teilen verſchuldet oder ſonſt zu vertreten hat. Im vor⸗ 
liegenden Fall hat der Wirt freiwillig, ungezwungen, lediglich um ein vor⸗ 
teilhaftes Geſchäft zu machen, die Wirtſchaft aufgelaſſen. 

Die Vertragsſtrafe iſt verfallen, eine Beſchränkung der eee 
oder des Eigentums liegt nicht vor. 

Urteil des OLG. München (4. Sen.) v. 25. April 1913 i. S. Unions. 

brauerei w. E. L. 37/13. P. 
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II. Verfahren. 


246. Iſt ein außergerichtlicher Koſtenvergleich bei Zurücknahme der 
Berufung bindend d 
Vgl. 63 Nr. 263 m. N. 
3PO. 8s 515 Abſ. 3, 271. 98. 

Der $ 515 Abſ. 3 ZPO. beſtimmt, daß die Zurücknahme des Rechts⸗ 
mittels der Berufung die Verpflichtung zur Folge hat, die durch das Rechts- 
mittel entſtandenen Koſten zu tragen. Ob gegenüber dieſem allgemein ge— 
faßten Wortlaut des Geſetzes die Berufung des Rechtsmittelklägers auf einen 
Vergleich der Parteien, der eine andre Beſtimmung enthält, zuläſſig und bei 
der Koſtenentſcheidung zu beachten ſei, iſt ſtreitig (Braunſchw Z. 1909, 144). 
Der 7. Ziv.⸗Sen. des RG. hat in mehreren Entſcheidungen ausgeführt, daß 
die Rechtsfolgen der Zurücknahme des Rechtsmittels auf Antrag des Gegners 
ſtreng nach der geſetzlichen Vorſchrift auszuſprechen ſeien und auf einen etwaigen 
Vergleich der Parteien dabei keine Rückſicht genommen werden dürfe, ſo daß 
die dem Rechtsmittelkläger aus dem außergerichtlichen Vergleich etwa erwach— 
ſenen Rechte im Wege einer neuen Klage zu verfolgen ſeien; 

RGeEntſch. 68, 167; JW. 1904, 365 7; 1907, 31010, 39313, 
Soweit die Koſtentragung nach $ 515 Abſ. 3 ZPO. in Betracht kommt, ſind 
die in den angeführten Entſcheidungen dargelegten Gründe jedoch nicht über— 
zeugend. Die in § 515 Abſ. 3 geregelte Koſtenpflicht kann Gegenſtand be- 
ſonderer Vereinbarung ſein, und jene Vorſchrift iſt inſofern dispoſitiver Natur. 
Ein ſolcher Vergleich über die Koſten wird von der Prozeßordnung nirgends 
Verbot gegenteiliger Vereinbarung ausſprechende Faſſung des $ 513 Abſ. 3 
nicht ausgeſchloſſen. Daß Vergleiche über die Prozeßkoſten zuläſſig ſind, 
iſt im $ 98 ausdrücklich ausgeſprochen. Tiefe Vorſchrift bezieht ſich allgemein 
auf den Prozeß, gilt alſo auch für die Rechtsmittelinſtanz. Die Anwendbar⸗ 
keit auf $ 515 muß angenommen werden, weil ſie im Geſetze nicht verneint iſt. 
Nach dem Willen der Parteien hat ſich der Ber. Beklagte der ihm etwa nach 
§ 515 Abſ. 3 zuſtehenden Rechte begeben, wenn die Parteien einen Vergleich 
über die Prozeßkoſten ſchließen. Es entſpricht in ſolchem Falle nicht dem 
Parteiwillen, daß neben den Rechten aus dem Vergleich dem Rechtsmittel— 
beklagten noch Rechte aus dem rein formalen Vorgange der Rechtsmittel— 
zurücknahme zuſtehen ſollen. Deshalb haben der 1. und 2. Ziv.-Senat des RG. 
Vereinbarungen der Parteien über den nach $ 515 Ab}. 3 zu ſtellenden Antrag 
für zuläſſig erklärt; f 

JW. 1900, 342 10, 1902, 1851; ebenſo Freudenthal ZPO. § 515 Anm. 8. u 
Läßt man aber ſolche Vereinbarung zu, jo erfordert die Logik auch die Zu— 
laſſung von Vergleichen über die Koſten allein; 
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OLG. Poſen in Soergel Rſpr. 1906, 554; KG. in OLGRſpr. 15, 88; Seuffert 
3PO. u 8 515 Anm. dd. 
Ob der Vergleich gerichtlich oder außergerichtlich geſchloſſen wird, iſt gleich 
(OL GRſpr. 13, 107). 
Urteil des OLG. zu Braunschweig (2. Sen.) v. 30. Jan. 1913 i. ©. 
Juſt w. Juſt. 2 V. 148,10. A. H. 


247. Unzuläſſigkeit einer Berufung der obſiegenden Partei, um erſt 
in der Ber.⸗Inſtanz auf Trennung der Ehe anzutragen. 
Vgl. 66 Nr. 147 m. N. 
3 PO. 5 614. 

Die Klägerin hatte auf Eheſcheidung geklagt mit dem Antrage, den Be— 
klagten für den ſchuldigen Teil zu erklären. Der Beklagte hatte event. Mit- 
ſchuldigerklärung der Klägerin beantragt, außerdem aber Widerklage auf 
Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft erhoben. In 1. Inſtanz wurde 
die Klage abgewieſen und Klägerin auf die Widerklage verurteilt, die häus— 
liche Gemeinſchaft mit dem Beklagten wiederherzuſtellen. Der Beklagte legte 
Berufung ein und beantragte nun, die Ehe der Parteien auf die hiermit er⸗ 
hobene Scheidungswiderklage zu ſcheiden und auszuſprechen, daß die Klä— 
gerin die Schuld an der Scheidung trage. — Die Berufung wurde als un— 
zuläſſig verworfen aus folgenden Gründen: 

„Dem Antrage des Beklagten in 1. Inſtanz iſt im ganzen Umfange ent— 
ſprochen worden, ſo daß er durch das Urteil 1. Inſtanz in keiner Weiſe beſchwert 
erſcheint. Grundſätzlich muß aber davon ausgegangen werden, daß eine Be— 
rufung immer eine mindeſtens formelle Beſchwerung des Rechtsmittelklägers 
vorausſetzt. In dieſer Hinſicht hat auch das Reichsgericht in ſtändiger Necht- 
ſprechung ausgeſprochen, daß eine Berufung der in 1. Inſtanz vollkommen 
ſiegreich gebliebenen Partei nicht zugelaſſen werden könne; 

vgl. RGEntſch. 13, 390; 29, 375 (SeuffA. 40 Nr. 71; 48 Nr. 151) und JW. 1885, 90%. 
Insbeſondere kann auch eine Erweiterung der Klage nicht die Grundlage 
einer Berufung bilden; 

vgl. RG. in ZW. 1887, 6712; 1892, 2055. 

Es kann auch dem Beklagten nicht zugegeben werden, daß von dieſer 
allgemeinen Regel für Eheſachen eine Ausnahme zu machen ſei. Seine Be— 
rufung auf die Rechtſprechung des RG. iſt verfehlt. 

Allerdings hält die in Entſch. 36, 351 (SeuffA. 51, 154 abgedruckte Ent⸗ 
ſcheidung des RG. die Berufung des Klägers, deſſen Klagantrage völlig ent— 
ſprochen iſt, in einer Eheſache für zuläſſig. Aber dieſem Spruch liegt der Sach— 
verhalt zugrunde, daß in 1. Inſtanz gemäß dem Klagantrage auf Scheidung 
erkannt war und durch die Berufung der Antrag auf Scheidung zurückgenom— 
men und die Ehe in einem gewiſſen Umfange aufrechterhalten werden ſollte. 
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Freilich gibt das RG. am Schluß der erwähnten Entſcheidung ausdrücklich 
dem Ber.⸗Kläger die Befugnis, auch auf Erlaſſung einer andern auf Ehetren- 
nung gerichteten Entſcheidung anſtatt der von ihm angefochtenen hinzu⸗ 
wirken, aber dieſe letztere Ausführung wird offenbar immer eine in der erſten 
Inſtanz erfolgte Ehetrennung vorausſetzen und wird in den ſpäteren Ent- 
ſcheidungen genauer ausgedrückt; 
vgl. Entſch. 45, 321 (SeuffA. 55, 122 JI); 55, 245; Gruchots Beitr. 55, 1085. 
Alle dieſe Entſcheidungen halten lediglich aufrecht, daß die in 1. Inſtanz voll— 
kommen obſiegende Partei nur dann zur Beſeitigung dieſes Urteils Berufung 
einlegen kann, wenn nach ihrem Antrage auf Trennung der Ehe erkannt iſt. 
Dieſe Entſcheidungen entſprechen der in der Zivilprozeßordnung den 
Eheſachen zugunſten der Aufrechterhaltung der Ehe eingeräumten Ausnahme 
ſtellung. Weiter rechtfertigen fie ſich aus der auch vom RG. geteilten Er- 
wägung, daß infolge der Zuſtellung von Amts wegen ohne Zutun der Par- 
teien die Rechtskraft des Scheidungsurteils und damit die Auflöſung der 
Ehe herbeigeführt wird, während in ſonſtigen Rechtsſtreitigkeiten die ob- 
ſiegende Partei in der Lage iſt, durch einfache Nichtverfolgung der ihr zuge— 
ſprochenen Rechte dieſe wieder aufzugeben. Wenn es ſich daher auch recht⸗ 
fertigt, zum Zweck der Zurücknahme der Klage oder des Verzichts auf den 
Scheidungsanſpruch die Berufung zuzulaſſen, ſo fallen doch alle dieſe Mo⸗ 
mente fort, wenn wie im vorliegenden Fall das Urteil 1. Inſtanz die Auf- 
rechterhaltung der Ehe ausſpricht und mit der Berufung lediglich die Schei- 
dung bewirkt werden ſoll. Es iſt nicht einzuſehen, warum in dieſem Falle 
die Berufung von den ihr ſonſt geſetzten Schranken zu befreien und auch ohne 
die Vorausſetzungen einer formellen Beſchwerung des Ber.-Klägers zuzulaſſen 
wäre. Denn ein Grund, ganz allgemein die Eheſachen von dieſen Vorausſetzungen 
einer jeden Berufung auszunehmen, iſt nicht gegeben, und die oben ange- 
führten, auch vom RG. in beſonderen Fällen zugelaſſenen Ausnahmen treffen 
ſämtlich nicht zu. 
Gleicher Anſicht OLG. Hamburg in OL GRſpr. 19, 120 und Roſtock im c 10, 
1084 und MecklZ. 23, 23. 
Der in der Literatur vertretenen abweichenden Auffaſſung hat ſich der er— 
kennende Senat nicht anzuſchließen vermocht. 
Demgemäß war die Berufung nach 8 535 ZPO. 97 unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen, nicht als unbegründet zurückzuweiſen. — — — 
Urteil des OLG. zu Kiel (3. Sen.) v. 21. Juni 1913 i. S. J. w. J. L III. 
136/13. SchlHolſtelnz. 1913, 209. 


248. Entmündigungsverfahren. 477 


248. Entmündigungsbeſchluß wegen Geiſtesſchwäche; N 
einer Erſatzzuſtellung. 
3PO. 88 660. 181. 

Der Beſchwerdeführer war auf Antrag ſeiner Frau wegen Geiſtesſchwäche 
entmündigt worden. Die Zuſtellung des Entmündigungsbeſchluſſes war in 
der Weiſe erfolgt, daß der Poſtbote das Schriftſtück, da er den Entmündigten 
ſelbſt in deſſen Wohnung nicht antraf, an deſſen als Hausgenoſſin zur Familie 
gehörige Schwiegertochter übergab. Der Entmündigte beantragte die Auf- 
hebung der eingeleiteten Vormundſchaft als zu Unrecht erfolgt, ihm ſelbſt 
ſei der Entmündigungsbeſchluß nicht zugeſtellt, wie es $ 660 Satz 2 ZPO. 
vorſchreibe. Der Antrag wurde vom AG. abgelehnt, Beſchwerde und weitere 
Beſchwerde wurden zurückge wieſen. — Aus den Gründen: 

„Der Beſchwerdeführer beſtreitet nicht, daß die Zuſtellung des Entmün— 
digungsbeſchluſſes am 6. Juni 1912 für ihn, da er von dem Zuſtellungsbeamten 
nicht in ſeiner Wohnung angetroffen wurde, ſeiner erwachſenen Hausgenoſſin 
Kathi B. behändigt iſt. Er will dieſe Zuſtellung aber deshalb nicht gelten 
laſſen, weil ſie nicht an ihn perſönlich erfolgt ſei, ſeine Schwiegertochter ihm 
von der Zuſtellung keine Mitteilung gemacht und er von ſeiner Entmündigung 
erſt Kenntnis erhalten habe, als für ihn ein Vormund beſtellt wurde. Daß, 
wenn die Erſatzzuſtellung zuläſſig war, es auf die Wirkſamkeit der Zuſtellung 
ohne Einfluß iſt, ob der Zuſtellungsempfänger dem, für den die Zuſtellung 
beſtimmt iſt, dem Adreſſaten, von der Zuſtellung Mitteilung macht, bedarf 
keiner Ausführung. Es kann ſich nur darum handeln, ob die Erſatzzuſtellung 

Nun ſchreibt allerdings der § 660 Satz 2 der 3p. vor, daß im Falle 
der Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche der Entmündigungsbeſchluß dem 
Entmündigten ſelbſt zuzuſtellen iſt. Damit iſt aber nicht beſtimmt, daß der 
Entmündigungsbeſchluß dem Entmündigten perſönlich in dem Sinn zuzu— 
ſtellen ſei, daß der Zuſtellungsbeamte die zuzuſtellende Urkunde keiner andern 
Perſon als ihm aushändigen dürfte. Die Zuſtellung an den wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche Entmündigten ſelbſt iſt im § 660 Satz 2 nur im Gegenſatze zu der 
Zuſtellung an den wegen Geiſteskrankheit Entmündigten angeordnet. Für 
den letzteren kann, da er nach $ 104 BGB. geſchäftsunfähig iſt, eine rechts- 
wirkſame Zuſtellung nur an den geſetzlichen Vertreter erfolgen. Sein Intereſſe 
wird dadurch gewahrt, daß ihm die Friſt für die Anfechtungsklage nach § 664 
Abſ. 3 ZPO. erſt mit feiner Kenntnis von der Entmündigung zu laufen be— 
ginnt. Der wegen Geiſtesſchwäche Entmündigte iſt aber in der Geſchäfts— 
fähigkeit nur beſchränkt (88 114. 106 BGB.), er kann unter gewiſſen Voraus: 
ſetzungen ($$ 110. 112. 113 BGB.) ohne den geſetzlichen Vertreter Rechts- 
handlungen wirkſam vornehmen und nach $ 664 Abſ. 2 ZPO. den die Ent- 
mündigung ausſprechenden Beſchluß im Wege der Klage ſelbſtändig ohne, 
ja ſelbſt gegen den Willen ſeines geſetzlichen Vertreters anfechten. Jedenfalls 
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befindet er ſich in der Lage, von dem ihn betreffenden Entmündigungsbeſchluſſe 
Kenntnis zu nehmen. Die Vorſchrift des § 660 Satz 2 will ausſchließen, daß 
die Zuſtellung des Entmündigungsbeſchluſſes gemäß § 171 ZPO. nur zu 
Händen des geſetzlichen Vertreters oder gemäß $ 176 ZPO. für den Entmün⸗ 
digten an deſſen Prozeßbevollmächtigten erfolge. Dem geſetzlichen Vertreter 
des wegen Geiſtesſchwäche Entmündigten wird der Beſchluß, wie das Wort 
„außerdem“ in § 660 Satz 2 klarſtellt, auch zugeſtellt. Daneben ſoll die Zu- 
ſtellung aber auch an den Entmündigten ſelbſt erfolgen, damit er von der 
Entmündigung Kenntnis bekommt und ſein Anfechtungsrecht wahren kann. 

Trotzdem nun der Zweck des § 660 Satz 2 iſt, die perſönliche Kenntnis 
des Eutmündigten von dem Beſchluſſe zu vermitteln, beſtehen doch für die 
Art und Weiſe, wie die Zuſtellung in Entmündigungsſachen zu bewirken iſt, 
keine beſonderen Vorſchriften. Hierfür gelten lediglich die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. über die Zuſtellung, insbeſondere die Vorſchriften über 
die Erſatzzuſtellung: 

vgl. Gaupp-Stein 3PO. Vorbem. 111 Note 31 vor 8 645; Seufſert ZPO. u, 

Bem. I zu 5 660. 
Demnach kann die Zuſtellung des Entmündigungsbeſchluſſes für den in ſeiner 
Wohnung nicht angetroffenen Entmündigten an einen Hausgenoſſen geſchehen. 
Ausgeſchloſſen iſt die Erſatzzuſtellung nur an den Hausgenoſſen, der am Ent⸗ 
mündigungsverfahren beteiligt iſt ($ 185 ZPO.). Im vorliegenden Falle 
konnte alſo der Beſchluß für den Entmündigten zwar nicht an ſeine Ehefrau, 
die im Entmündigungsſtreit ſeine Gegnerin war, wohl dagegen an die an 
dieſem Rechtsſtreit unbeteiligte Hausgenoſſin, ſeine Schwiegertochter, rechts⸗ 
wirkſam zugeſtellt werden. Dieſer Rechtszuſtand mag vielleicht nicht völlig 
befriedigen, da er — wie der vorliegende Fall zeigt — keine hinreichende 
Gewähr bietet, daß der Entmündigte von dem Beſchluſſe wirklich und recht— 
zeitig Kenntnis erhält, zumal da gerade die Hausgenoſſen oft ein Intereſſe 
an der Entmündigung haben. Daß indeſſen die Zulaſſung der Erſatzzuſtellung 
dem Willen des Geſetzes entſpricht, beweiſt auch der Vergleich mit dem § 683 
ZRO. Dieſer beſchränkt ſich auf die Anordnung der Zuſtellung an den wegen 
Trunkſucht Entmündigten; das Wort „ſelbſt“ im $ 660 iſt alſo nur wegen des 
Gegenſatzes zu dem wegen Geiſteskrankheit Entmündigten aufgenommen, 
heißt aber nicht ſo viel wie „perſönlich“. 

Hiernach iſt der Entmündigungsbeſchluß dem Beſchwerdeführer am 6. Juni 
1912 rechtswirkſam zugeſtellt worden. — — —“ 

Beſchluß des Oberſten LG. f. Bayern (1. Sen.) v. 14. März 1913. 
Reg. III. 1613. Bay Obe G3. 14, 173. 
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249. Swangsverſteigerung; der Eigentümer bloß ſog. tatſächlichen 
Zubehörs“ kann einſtweilige Einjtellung** beantragen. 
Vgl. 57 Nr. 143; 64 Nr. 146. — Vgl. oben Nr. 207 S. 389 f. 
3PO. 88 769. 771; 3G. § 55 Abi. 2. 

Auf Beſchwerde des Dampfwäſchereibeſitzers W. in M. wurde vom 
OLG. N. in Abänderung eines Beſchluſſes des LG M. angeordnet, daß 
die durch Beſchluß des AG. M. v. 30. Aug. 1912 angeordnete Zw. 
Verſteigerung des dem B. gehörigen Grundſtücks bezüglich gewiſſer auf 
dieſem Grundſtücke befindlicher, zum Betriebe der Waſchanſtalt des W. 
dienender Gegenſtäude einſtweilen einzuſtellen ſei: die Anordnung werde 
jedoch auf Antrag des Antraggegners wieder aufgehoben werden, wenn 
der Antragſteller nicht binnen Monatsfriſt von Zuſtellung dieſes Beſchluſſes 
ab die Anſtellung der Klage in der Hauptſache nachweiſe. Gründe: 

„Die Verſteigerung des zur Zw.-Vollſtreckung gezogenen Grundſtücks 
erſtreckt ſich nach 8 55 3G. auf alle Gegenſtände, deren Beſchlagnahme 
noch wirkſam iſt, und zwar auch auf dem Grundſtückseigentümer nicht 
gehörige Zubehörſtücke, falls ſie ſich im Beſitz des Schuldners befinden 
und nicht der dritte Eigentümer ſein Recht nach Maßgabe des § 37° 
geltend gemacht hat. In dieſem Umfange erwirbt der Erſteher nach 
8 90 ZVG. das Eigentum an dem Grundſtück mit Zubehör. Die Wirkung 
der Beſchlagnahme, der Verſteigerung und des Zuſchlages erſtreckt ſich 
unter Umſtänden auch auf Sachen, die zwar nicht Zubehör im Rechtsſinn 
ſind, weil ſie von einem Dritten, z. B. dem Mieter, zur vorübergehenden 
Benutzung auf das Grundſtück gebracht ſind (8 97 BGB.), die ſich aber 
tatſächlich als mit dem Grundſtück verbunden und ſeinen Zwecken die— 
nend darſtellen (jog. tatſächliches Zubehör). Denn den Bietern können 
Ermittelungen über die Eigentumsverhältniſſe nicht zugemutet werden; 

vgl. Jaeckel⸗Güthe ZVG. Anm. 3 zu § 55 und die dort angezogene Rechtſprechung. 

Gegen die Gefahr, auf dieſe Weiſe durch die Verſteigerung und den 
Zuſchlag ſein Eigentum zu verlieren, muß ſich der Dritte dadurch ſichern, 
daß er nach Erlaß der öffentlichen Bekanntmachung rechtzeitig die Auf— 
hebung oder einſtweilige Einſtellung der Zw.-Verſteigerung in die ihm 
gehörigen Sachen herbeiführt. Dies hat in der Regel durch (Klage und) 
einſtweilige Anordnung des Prozeßgerichts, in dringenden Fällen auch 
durch Anordnung des Vollſtr.-Gerichts gemäß den 88 771 und 769 ZPO. 
zu geſchehen: es kann derſelbe Erfolg aber auch dadurch erreicht werden, 
daß die von dem Dritten beanſpruchten Gegenſtände durch beſondere Be— 
dingung von der Mitverſteigerung ausgeſchloſſen werden (Jaeckel-Güthe 
Anm. 14 zu 837 und Anm. 3 zu 8 55). 

Ob der letzte Weg hier gangbar geweſen wäre, oder ob die Auf— 
nahme einer derartigen Verſteigerungsbedingung am Widerſpruch des 
Antraggegners oder an einer andern Rechtsauffaſſung des Zw. -Verſt.- 


480 250. Unpfändbare Sachen. 


Richters geſcheitert wäre, kann dahingeſtellt bleiben, da wegen der Mög⸗ 
lichkeit, in dieſer Weiſe vorzugehen, der gedachte erſte (ſchon früher be= 
ſchreitbare) Weg nicht verſchloſſen werden kann. Dem Vollſtr.⸗Gericht 
iſt für Eilfälle im Abſ. 2 des § 769 ausdrücklich die Befugnis eingeräumt, 
ſchon vor Anſtellung der Klage einſtweilige Anordnung zu erlaſſen unter 
Beſtimmung einer Friſt für die Beibringung einer Entſcheidung des Prozeß— 
gerichts. Letzteres kann jedenfalls keine geringere Zuſtändigkeit haben, 
und es erſcheint deshalb zuläſſig, die beantragte Anordnung ſchon vor der 
Erhebung der Klage zu erlaſſen, jedoch mit der Einſchränkung, daß der 
erhobene Anſpruch, wenn er nicht etwa anerkannt wird, binnen ange— 
meſſener Friſt im ordentlichen Prozeßwege verfolgt werden muß, widrigen⸗ 
falls die Anordnung wieder aufgehoben werden müßte (Stein Anm. II 
zu § 769 3PO.: RGeEntſch. 10, 314). 

Daß die in der Beſchlußformel genannten Gegenſtände und Baulich- 
keiten dem Antragſteller als Mieter gehören und nur für die Dauer des 
Mietvertrages in einen tatſächlichen Zuſammenhang mit dem Grundſtück 
gebracht ſind, iſt durch die eingereichten Urkunden ausreichend glaubhaft 
gemacht. 

Den Ausführungen des LG., daß der Antragſteller nach ſeinen eigenen 
Angaben keine Gefahr laufe, die ihm gehörigen Sachen zu verlieren, da 
dieſe nicht Zubehör des Fabrikgrundſtücks ſeien und als Eigentum eines 
Dritten von der Beſchlagnahme nicht betroffen ſeien, kann nicht beigetreten 
werden. Denn das Grundſtück iſt nach Inhalt der Bekanntmachung des 
AG. im Grundbuch als Fabrikgrundſtück eingetragen und die genannten 
Sachen können deshalb von dritten Kaufliebhabern ſehr wohl als Zubehör 
und teilweiſe (3. B. Baulichkeiten) als Beſtandteile angeſehen werden. 

Durch eine bloße Anmeldung der Rechte oder auch durch einen zu⸗ 
gunſten des Antragſtellers gemachten Vorbehalt des Richters würde der 
durch den Zuſchlag kraft Geſetzes eintretende Eigentumsübergang auf den 
Erſteher nicht beeinflußt und eingeſchränkt werden (Jaeckel Anm. 7 zu 


§ 55, Anm. 7 und 8 zu § 90). — — —7 
Beſchluß des OLG. zu Naumburg (2. Sen.) v. 22. Okt. 1912 zu 
2 W. 160/12. Fl. 


250. Über die Pfändbarkeit der Wohnungseinrichtungen von 
Simmervermietern. 
Vgl. 65 Nr. 203. 
ZPO. 8 8115. 

Über die Anwendbarkeit des § 811 ZPO. auf Zimmervermieter herrſcht 
Streit. Teils wird die Einrichtung des möblierten Zimmers als pfändbar 
auch dann angeſehen, wenn der Vermieter durch Bedienung und Beköſtigung 
perſönlich tätig iſt; 
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Recht 1901 S. 470; OL GRſpr. 16, 302; 22, 377; Gaupp⸗Stein 8PO.“ 5 811 bei 

N. 69; Peterſen ZPO.“ $ 811 N. 5. 

Nach andrer Anſicht ſind dagegen die Möbel im letzteren Falle unpfändbar; 
OLG. Caſſel in Seuff A. 65 Nr. 203; Seuffert ZPO. 1 $ 811; Waitz in DIZ. 1908, 536; 
wenigſtens dann, wenn die perſönlichen Leiſtungen überwiegen oder doch 
nicht bloß nebenſächlicher Natur ſind; 
OLGRſpr. 7, 352; 22, 378; Falkmann Zw.⸗Vollſtr.? 691. 

Zum richtigen Verſtändnis des Geſetzes iſt auf die Entſtehungsgeſchichte 
zurückzugehen. Durch die frühere Beſtimmung in $ 7154 ZPO. a. F. waren 
von der Pfändung ausgenommen „bei Künſtlern, Handwerkern, Hand- und 
Fabrikarbeitern die zur perſönlichen Ausübung des Berufs unentbehrlichen 
Gegenſtände“. Die Novelle v. 17. Mai 1898 hat ſowohl den Kreis der vor 
der Pfändung geſchützten Perſonen als auch den Umfang der pfändungfreien 
Gegenſtände erweitert. Zur Begründung der Ausdehnung bemerkt die Be— 
gründung der Geſetzesvorlage, daß nunmehr die Vorſchrift auch auf Per— 
ſonen Anwendung finde, die vermöge der Art ihrer Beſchäftigung den Hand— 
werkern nahe ſtänden, ohne doch ihnen beigezählt zu werden, wie Fiſcher, 
Handwagenführer ꝛc. (Dahn Mat. 8, 152). Im Laufe der Verhandlungen 
iſt dann der Antrag geſtellt, die Tendenz des Geſetzes durch beiſpielsweiſe An 
führungen klarer zu ſtellen. Das iſt aber abgelehnt, weil derartige Exempli— 
fikationen leicht zu einem arg. e contrario Anlaß böten. Um Verdunkelungen 
zu verhüten, müſſe es bei der allgemeinen Regel ſein Bewenden haben, wo— 
durch die ratio legis der Beſtimmung genügend klar zum Ausdruck gebracht 
werde (Mat. 406 f.). Es ſei an dem im Geſetze liegenden Grundgedanken 
feſtzuhalten, wonach nur ſolchen Perſonen, die von ihrer Hände Arbeit oder 
von ſonſtigen dieſer gleichzuſtellenden perſönlichen Leiſtungen lebten, die— 
jenigen Sachen geſichert werden ſollten, die ſie unmittelbar für ihre Arbeit 
brauchten (Mat. 516). 

Hiernach beſteht das entſcheidende Merkmal für die durch die Novelle 
geſchützten Schuldner darin, daß ihre perſönliche Arbeit die unmittelbare 
Quelle ihres Einkommens bildet. Perſonen, die aus Güterumſatz oder aus 
Überlaſſung von Gütern zu Gebrauch und Nutzung Erwerb ziehen, fallen nicht 
unter das Geſetz. Zwar iſt auch bei ihnen, wie bei jeder Erwerbsart, ein Ver⸗ 
dienſt nicht ohne Verrichtung von Arbeit denkbar. Aber das Charakteriſtiſche 
ihres Erwerbs beſteht nicht in der Verwertung ihrer Arbeitskraft für andre, 
ſondern in der Verwertung von Gütern. Daher erſtreckt ſich z. B. der Schutz 
des Geſetzes nicht auf Kleinkaufleute (Mat. 5160. Auch Zimmervermieter 
können nicht zu den Perſonen gezählt werden, die den Schutz des § 811° ge- 
nießen. Die von ihnen regelmäßig übernommenen perſönlichen Dienſte 
— Reinigung des Zimmers, Beſorgung des Frühſtücks, Bedienung und Auf— 
wartung —, deren Vergütung oft in dem Mietpreiſe einbegriffen iſt, ſind nicht 
ſelbſtändige Leiſtungen von beſonderem Rechtscharakter. Der Zimmerver⸗ 

Seuffert® Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 11. 34 
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mieter gehört bloß wegen dieſer vertraglichen Nebenleiſtungen nicht zu der 
Klaſſe der Bevölkerung, die ſich durch unmittelbare Verwendung der Arbeits⸗ 
kraft Verdienſt verſchafft. Die Dienſte haben nur den Zweck, die Vermietung 
als eigentliche Einnahmequelle zu ermöglichen, gleichwie auch die Möbel der 
vermieteten Räume nur als Mittel für die Gebrauchsgewährung, nicht für 
die Verrichtung der Dienſte in Betracht kommen. Übernimmt der Vermieter 
Dienſtleiſtungen, die nicht lediglich als Nebenleiſtungen angeſehen werden 
können, ſo mag eine andre Beurteilung Platz greifen; allein das zu entſcheiden, 
nötigt der Tatbeſtand des vorliegenden Falles nicht. 

Beſchluß des OLG. zu Braunſchweig (1. Sen.) v. 10. Dez. 1912 

i. S. Wolters w. Tröller. 1 W. 99/12. A. H. 


251. Die Pfändung einer Gehaltsforderung erſtreckt ſich auch . 
das Ruhegehalt. 
(Vgl. 67 Nr. 68. 8 
ZPO. 89 832. 

Der Beklagte hatte im Jahre 1897 u Gehalt ſeines Schuldners, eines 
Volksſchullehrers in Altona, pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen. Im September 1910 ließ die Klägerin das Ruhegehalt desſelben 
Schuldners, der am 1. Okt. 1910 in den Ruheſtand verſetzt iſt, pfänden und 
ſich zur Einziehung überweiſen. In dem Verteilungsverfahren ſprach das AG. 
dem Beklagten den Vorrang zu. Hiergegen erhob die Klägerin Widerſpruchs⸗ 
klage, die Klage wurde aber abgewieſen und die Berufung der Klägerin zurück⸗ 
gewieſen. Aus den Gründen: 

„Der von der Klägerin gegen den Teilungsplan v. 20. Juli 1912 erhobene 
Widerſpruch entbehrt der rechtlichen Grundlage. Die Ausführungen der 
Klägerin, daß die Pfändung einer Gehaltsforderung nicht den Ruhegehalts⸗ 
anſpruch erfaſſe, iſt nicht zutreffend. 

Gemäß $ 832 ZPO. erſtreckt ſich das Pfandrecht, welches durch die Pfän⸗ 
dung einer Gehaltsforderung erworben wird, auch auf die nach der Pfändung 
fällig werdenden Beträge; ferner beſtimmt § 833 Abſ. 1 3PO., daß durch 
die Pfändung eines Dienſteinkommens auch das Einkommen betroffen wird, 
das der Schuldner infolge der Verſetzung in ein höheres Amt, der Übertra⸗ 
gung eines neuen Amtes oder einer Gehaltserhöhung zu beziehen hat. Hieraus 
iſt zu folgern, daß bei Wahrung der Einheitlichkeit des Rechtsverhältniſſes, 
welche Wandlung dieſes auch inzwiſchen erfahren mag, das bezüglich der 
Gehaltsforderung erworbene Pfandrecht ſich auch auf die Penſion erſtreckt, 
da dieſe ihre Quelle allein in dem urſprünglichen Dienſtverhältnis hat. Die 
Anſicht der Klägerin, daß der $ 833 ZPO. nur Vorgänge zur Zeit des Be⸗ 
ſtehens des Dienſtverhältniſſes betreffe, findet in dem Wortlaut der Beſtim⸗ 
mung keinen Anhalt und iſt auch innerlich nicht berechtigt, wenn auch zuzu⸗ 
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geben iſt, daß es auffällig iſt, daß der häufig eintretende Fall der Penſio⸗ 
nierung hier keine ausdrückliche Erwähnung gefunden hat. 

Übereinftimmend hiermit auch die Literatur und Rechtſprechung; vgl. Gruchot 51, 
1078; SchlHolſt Anz. 1907, 249 und die Kommentare von Gaupp⸗Stein, Struck⸗ 
mann und Koch ſowie Seuffert zu $ 833 ZPO. — — —“ 

Urteil des OLG. zu Kiel (1. Sen.) v. 29. Mai 1913 i. S. H. w. K. 1 U. 
60/13. SchlHolſt Anz. 1913, 238. 


252. Inwieweit iſt gegen eine einſtweil. Verfügung die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage zuläſſig d 
Vgl. 50 Nr. 228; 62 Nr. 71. 
ZPO. 38 935 ff.; 767. 
Ob gegen die Vollſtreckung aus einer einſtweil. Verfügung die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage gegeben ſei, iſt ſtreitig. 

Für unzuläſſig wird fie gehalten von Gaupp⸗ Stein ZPO.“ $ 938 Bem. II bei 
N. 40 und III bei N. 47; Seuffert ZPO. 1 8 928 Erl. 1 OLG. Jena in 
Seuff A. 62, 71. Die Klage wird dagegen zugelaſſen von Peterſen ZPO.“ 
§ 936 Erl. 3; Struckmann⸗Koch ZPO. s § 936 N. 1; RG. in JW. 1902, 23; 
OLG. Breslau in SeuffA. 50, 228. 

Die verneinende Anſicht wird damit begründet, daß durch die im Wege der 
einſtweil. Verfügung getroffene Anordnung nicht wie durch ein Urteil ein 
Anspruch „feſtgeſtellt“ werde. Daneben wird hervorgehoben, daß dem Schuldner 
der Weg des § 927 ZPO. offenſtehe und daß andernfalls eine einſtweilige 
Einſtellung nach $ 769 möglich fein würde, was dem Weſen der einſtweil. 
Verfügung ebenſo widerſpreche wie die Einſtellung nach 88 707. 719. Dieſe 
Anſicht wird dem Zweckbegriff der einſtweil. Verfügung inſofern gerecht, 
als durch die zwangweiſe Durchführung eines durch Urteil feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruchs dem Gläubiger Befriedigung verſchafft werden ſoll, während die 
einſtweil. Verfügung grundſätzlich nur die Sicherung eines gefährdeten An⸗ 
ſpruchs bezweckt, für den die Vorausſetzungen der ordentlichen Zw.⸗Voll⸗ 
ſtreckung noch nicht vorliegen. Man wird daher von einem durch die einſtweil. 
Verfügung feſtgeſtellten Anſpruch nicht ſprechen können, wenn die angeord⸗ 
neten Maßregeln ſich auf eine vorläufige Sicherung der Anſpruchsverwirk⸗ 
lichung beſchränken. Es gibt indeſſen Fälle, in denen der Zweck der einſtweil. 
Verfügung nur durch ein Mittel erreicht werden kann, durch das ein der An⸗ 
ſpruchserfüllung tatſächlich gleicher Zuſtand geſchaffen wird, ſo daß das, was 
dem Antragſteller durch die einſtweil. Verfügung zuerkannt wird, ſich mit dem 
deckt, was ihm die im Wege der ordentlichen Zw.⸗Vollſtreckung erfolgte Ver⸗ 
wirklichung ſeines Anſpruchs verſchaffen würde. Eine ſolche vorweggenommene 
Zw.⸗Vollſtreckung mit dem Erfolg einer Befriedigung des Gläubigers liegt 
vor, wenn bei Geldanſprüchen dem Schuldner die ſofortige Zahlung auf⸗ 
gegeben wird, weil eine bloße Sicherungsmaßregel den Zweck verfehlen würde. 
34* 
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Einſtweilige Verfügungen dieſer Art ſind allgemein anerkannt nicht nur bei 
Anſprüchen auf wiederkehrende Leiſtungen, wie bei Gehalts- und Unterhalts⸗ 
anſprüchen, ſondern auch bei Verpflichtungen zu einmaligen Zahlungen, 
insbeſondere bei Prozeßkoſtenvorſchüſſen. a 

Zwar wird bei der Erlaſſung ſolcher einſtweil. Verfügungen mit der 
Möglichkeit einer Rückerſtattung des Geleiſteten gerechnet, aber in ihrer Wir⸗ 
kung kommen ſie den vorläufig vollſtreckbaren Urteilen gleich. Es iſt auch all⸗ 
gemein anerkannt, daß ſolche einſtweil. Verfügungen wie Urteile zu voll⸗ 
ſtrecken ſind; 

Gaupp-Stein Bem. III; Seuffert 8 936 N. 1; Peterſen $ 936 Erl. 2; Struckmann 
§ 936 N. 1. 


Deshalb muß aber auch die Gleichſtellung bejaht werden, wenn gegen die 
Vollſtreckbarkeit Veränderungen geltend gemacht werden ſollen, die die ma⸗ 
terielle Verpflichtung zur Zahlung nach Entſtehung des Titels erlitten hat. 
Zwar kann in ſolchem Falle auch nach 9927 3PO. verfahren werden. Durch 
dieſe Vorſchrift wird aber dem Schuldner nicht der ausſchließliche Weg vor⸗ 
geſchrieben; er hat vielmehr die Wahl, ob er jenen Weg oder den durch § 767 
ZPO. gewieſenen beſchreiten will. 

Urteil des OLG. zu Braunſchwei g (1. Sen.) v. 20. Dez. 1912 i. S. 

Runge w. Runge. 1 V. 208/12. A. H. 


253. Das Dollitrefungsurteil zum Schiedsſpruch darf auch für nur 
vorläufig vollſtreckbar erklärt werden. 
ZPO. 899 1042. 1040. 

Auf Antrag der klagenden Firma war die Zw.⸗Vollſtreckung aus dem 
in ihrem Streit mit der verklagten Stadtgemeinde am 30. Dez. 1912 erlaſſenen 
Schiedsſpruch vom LG. in Höhe von 63 840 4 für zuläſſig und dieſes Urteil 
gegen Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung von 64 000 M für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt worden. Die Klägerin ſchloß ſich der Berufung der Be⸗ 
klagten mit dem Antrage an, den Schiedsſpruch ſchlechthin — nicht bloß vor⸗ 
läufig — für vollſtreckbar zu erklären. — Der Antrag wurde zurückgewieſen. 
Gründe: 

„, ie Anſchließung der Klägerin betrifft die Frage, ob das Vollſtr.⸗Urteil 
ſchlechthin oder nur für vorläufig vollſtreckbar zu erklären iſt, und wendet 
ſich ſomit gegen den Antrag der Beklagten auf Geſtattung der Hinterlegung 
zur Abwendung der Zw. Vollſtreckung. Da nach $ 1040 ZPO. der Schieds⸗ 
ſpruch unter den Parteien die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils hat, ließe 
ſich ausführen, daß das Vollſtr.⸗Urteil wie die Erteilung der Vollſtr.⸗Klauſel 
wirke und daher nicht ſelber für nur vorläufig vollſtreckbar erklärt werden 
könne. Gleichwohl glaubte der Senat in der Erwägung, daß es ſich auch bei 
dem Vollſtr.⸗Urteil formell um ein dem Inſtanzenzuge unterliegendes Ver⸗ 
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fahren handelt, auf dieſes Urteil die Vorſchriften über die vorläufige Voll⸗ 

ſtreckbarkeit anwenden und ſomit der — allerdings ohne Begründung ge⸗ 

laſſenen — Anſicht der Kommentare folgen zu ſollen. j 

Vgl. Foerster Anm. 4 zu $ 868 ZPO. a. F.; Gaupp-Stein®’? Bem. W zu $ 1042 
n. F.; Stein!“ Bem. IV zu $ 722; Peterſen⸗Anger“ Bem. 3 zu $ 1042. 

Die Anſchließung der Klägerin war daher gleichfalls zurückzuweiſen und 

der Beklagten die Abwendung der Zw. Vollſtreckung durch Hinterlegung zu 


geſtatten (88 7087. 713 Abſ. 2 ZPO.). — — —“ 
Urteil des OLG. zu Stettin (2. Sen.) v. 9. Juni 1913 i. S. Manneke 
(Kl.) w. Stadtgem. Köslin (OLG. Stettin). 2 U. 150/13. Wt. 


254. Nachzahlungsverlangen eines Konkursgläubigers nach Zurüd- 
nahme der konkursgerichtlichen Genehmigung zur Schlußverteilung. 
KO. 89 155. 161. 

Ob die Begründung des Landgerichts gegenüber der Beſtimmung in 
§ 157 KO. haltbar iſt, wonach der Konk.⸗Verwalter binnen drei Tagen nach 
Ablauf der Ausſchlußfriſt (§ 152) die erforderlichen Anderungen des Ver⸗ 
zeichniſſes zu bewirken hat, ſpäter alſo eine ſolche Anderung mit Rechtswirkung 
nicht mehr vornehmen darf, und ob nicht vielmehr aus dieſer Beſtimmung 
entnommen werden muß, daß auch das in $ 155 KO. geforderte „Verlangen“ 
des Gläubigers innerhalb der Ausſchlußfriſt zu erheben iſt, darf dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls iſt die Einwendung der hier als Gläubigerin in Frage 
kommenden Harburger Bank dem Schlußverzeichniſſe gegenüber deshalb 
begründet, weil die Gläubigerin die Feſtſtellungsklage erhoben und die Nach⸗ 
zahlung der bei der Abſchlagsverteilung feſtgeſtellten Prozentſätze vom Konk.⸗ 
Verwalter gefordert hat, ehe noch die — unſtreitig ausreichende — Reſtmaſſe 
infolge des Ablaufs einer Ausſchlußfriſt für eine andre Verteilung zu ver— 
wenden war. | 

Die Feſtſtellungsklage ift am 4. Mai 1910 erhoben. Das Nachzahlungsver⸗ 
langen iſt zuerſt am 21. Mai 1910 zur Kenntnis des Konk.⸗Verwalters ge— 
kommen. Die Gläubigerin hat aber auch noch unmittelbar dem Konk.⸗Verwalter 
gegenüber die Nachzahlung am 8. Jan. 1912 verlangt. Nun war allerdings 
ſchon am 14. April 1910 vom Konk.⸗Gericht die Schlußverteilung genehmigt 
und am 22. April 1910 vom Konk.⸗Verwalter die Verteilungsankündigung 
veröffentlicht worden, ſo daß die Ausſchlußfriſt an ſich am 8. Mai 1910 abge⸗ 
laufen wäre (88 152. 76 KO.). Bei der Schlußverteilung bildet aber die Ge⸗ 
nehmigung des Gerichts ($ 161 Abſ. 2 KO.) die Grundlage des geſamten Ver⸗ 
fahrens. Dieſes entfällt mit ſeinen Rechtswirkungen, wenn das Gericht, 
wozu es mit Jaeger KO. 1911 $ 161 Anm. 9 für befugt zu erachten iſt, dieſe 
Genehmigung nachträglich zurückzieht. Eine ſolche Rücknahme der Geneh⸗ 
migung ift. nun zwar in dem Protokoll über den Schlußtermin v. 10. Mai 1910 
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nicht mit ausdrücklichen Worten feſtgeſtellt. Sie ergibt ſich aber zur Genüge 
daraus, daß der Konk.⸗Verwalter damals verſprach, nach Erledigung der 
noch offenen Poſten anderweit Schlußrechnung einzureichen und Schlußver⸗ 
zeichnis aufzuſtellen, und daß der Termin zur Abnahme der Schlußrechnung 
auf unbeſtimmte Zeit vertagt worden iſt. Am 9. Okt. 1912 hat dann der 
Konk.⸗Verwalter eine neue Schlußrechnung und ein neues Schlußverzeichnis 
eingereicht und die Genehmigung der Schlußverteilung erbeten, falls es 
deren bedürfe. Das Konk.⸗Gericht aber hat am 10. Okt. 1912 anderweit Be⸗ 
ſchluß auf Genehmigung der Schlußverteilung gefaßt, ſowie Schlußtermin 
anberaumt. Und der Konk.-Verwalter hat daraufhin am 20. Okt. 1912 eine 
neue Bekanntmachung über die Schlußverteilung erlaſſen, die im Ziffer⸗ 
werte von den früheren abweicht. 

Ob für die Zurückziehung der Genehmigung ein berechtigter Grund 
vorlag, kann an den Rechtswirkungen der tatſächlich erfolgten Zurückziehung 
nichts ändern. Es bleibt dabei, daß die Ausſchlußfriſt für die Geltendmachung 
des Anſpruchs auf Nachzahlung der Abſchlagsdividende für die Harburger Bank 
erſt mit dem 23. Okt. 1912 zu laufen begann (§ 76 KO.). Sie iſt alſo von dieſer 
Gläubigerin gewahrt. 

Beſchluß des OLG. zu Dresden (2. Sen.) v. 21. Febr. 1913. 

2 C. Reg. 30/13. N Ch. 


— ——.-.—-.. —— 


255. Über das Recht des Grund buchrichters, unbegründete 
Eintragungsanträge abzulehnen. 
Vgl. 57 Nr. 259; auch 56 Nr. 272; 62 Nr. 49; 66 Nr. 221. 
GBO. § 19; BGB. 8s 891 ff. 

Durch notariellen Vertrag v. 20. Juni 1912 hatte die Ehefrau L. geb. Sch. 
als einzige Teſtamentserbin ihres am 8. März 1912 verſtorbenen Vaters 
Georg Sch. an die katholiſche Kirche in B. ein im Grundbuch von B. auf 
den Namen ihres Vaters eingetragenes Grundſtück verkauft. Auf Grund 
der vor dem Notar zugleich erklärten Auflaſſung ſtellte der Notar beim AG. 
den Antrag auf Eintragung des Eigentumsübergangs im Grundbuch. Das AG. 
lehnte den Antrag ab. Es ſtellte auf Grund der Grundakten feſt, daß Georg Sch. 
mit ſeiner am 17. Nov. 1904 verſtorbenen und von ihm, der Ehefrau L. und 
drei weiteren Kindern beerbten Ehefrau im Güterſtande der in die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft übergeführten geſetzlichen Gütergemeinſchaft des code civil ge⸗ 
lebt und daß das Grundſtück von ihm während der Ehe erworben und in das 
Geſamtgut gefallen ſei. Es nahm an, daß das Grundſtück Beſtandteil der 
Fahrnisgemeinſchaft geblieben ſei, und zog hieraus den Schluß, daß die Ge- 
ſchwiſter der Ehefrau L. als Miterben ihrer Mutter bei Veräußerung des 
Grundſtücks mitzuwirken hätten. — Die Beſchwerde des Notars wurde vom 
LG. zurückgewieſen. Der Notar legte weitere Beſchwerde ein. 
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Das OLG. zu D. vertrat nun mit dem AG. und dem LG. den Stand⸗ 
punkt, daß der Grundbuchrichter bei Prüfung des Verfügungsrechts des Ver⸗ 
fügenden durch deſſen Eintragung im Grundbuch nicht gebunden ſei, wenn 
er ſichere Kenntnis der Unrichtigkeit der Eintragung habe. Es wollte daher 
die weitere Beſchwerde zurückweiſen, wenn es ſich daran nicht durch einen 
Beſchluß des Hanſeat. OLG. in Hamburg v. 17. Dez. 1908 (OL Ggſpr. 18, 118) 
gehindert geglaubt hätte. Es legte deshalb die weitere Beſchwerde auf Grund 
des § 79 Abſ. 2 GBO. dem Reichsgericht zur Entſcheidung vor, das RG. hielt 
indes die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesbeſtimmung nicht für gegeben. Aus 
den Gründen: 

„— — — Es kann dem OLG. nicht zugegeben werden, daß es mit der 
Auffaſſung, auf Grund deren es die Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde 
für angezeigt hält, von der bezeichneten auf weitere Beſchwerde ergangenen 
Entſcheidung des Hanſeat. OLG. Hamburg v. 17. Dez. 1908 abweichen würde. 
Dieſe Entſcheidung bezieht ſich auf den Antrag eines Grundeigentümers 
auf Umſchreibung einer auf ſeinem Grundſtück eingetragenen Hypothek in eine 
Eigentümergrundſchuld, und es handelte ſich darum, ob es zur Begründung 
des Antrages — neben der „löſchungsfähigen Quittung“ der durch ein Zeugnis 
gemäß dem § 2368 BGB. ausgewieſenen Teſt.⸗Vollſtrecker des eingetragenen 
Gläubigers und andern beigebrachten Urkunden — noch der Beibringung eines 
weiteren Zeugniſſes mit Rückſicht darauf bedurfte, daß Zweifel darüber be⸗ 
ſtanden, ob die Hypothekeintragung der wirklichen Rechtslage entſpreche. 
Es iſt in dieſer Beziehung ausgeführt: nach einem beigebrachten Zeugniſſe 
ſei zu vermuten, daß zwiſchen dem eingetragenen Gläubiger und ſeiner Witwe 
die Gütergemeinſchaft des hamburgiſchen Rechts beſtanden habe, und danach 
ſpreche nach hamburgiſchen Verhältniſſen die Wahrſcheinlichkeit dafür, daß 
die Hypothek in Wahrheit zum Geſamtgut dieſer Gütergemeinſchaft gehöre. 
Das Hanſeat. OLG. aber hat eine Berückſichtigung der wirklichen Rechtslage 
unter dieſen Umſtänden nicht für zuläſſig erachtet und die vom AG. und vom LG. 
geforderte Beibringung jenes weiteren Zeugniſſes für nicht erforderlich erklärt. 
Dieſe Stellungnahme bezieht ſich alſo auf einen Fall, in dem nur Zweifel 
darüber beſtanden, ob der als Berechtigter Eingetragene auch der wirkliche 
Berechtigte ſei, während in dem jetzt zu entſcheidenden Falle nach der vom 
OLG. D. aufrechterhaltenen Feſtſtellung des Grundbuchrichters die Un⸗ 
richtigkeit der Eintragung, auf die die Verfügungsberechtigung der Ehefrau L. 
gegründet iſt, aktenmäßig fe ſt ſte het. Daß auch in einem ſolchen Falle die 
wirkliche Rechtslage der Eintragung gegenüber unberückſichtigt zu bleiben 
habe, hat das Hanſeat. OLG. nicht ausgeſprochen; es iſt eine betreffende 
Auffaſſung, die ſich dem oben bezeichneten Standpunkte des OLG. D. ent⸗ 
gegenſtellen würde, aber auch aus der Begründung ſeiner Entſcheidung nicht 
zu entnehmen. Im weſentlichen wendet das Hanſeat. OLG. ſich nur gegen 
die Annahme einer Verpflichtung des Grundbuchrichters, bei der Erledigung 
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eines Eintragungsantrages die Übereinſtimmung der die Verfügungsberech⸗ 
tigung ergebenden Eintragung mit der wirklichen Rechtslage überhaupt oder 
doch dann zu prüfen, wenn in dieſer Beziehung Zweifel begründet ſind. Nur 
gegen eine ſolche Prüfungspflicht ſpricht auch der aus dem Fehlen geſetzlicher 
Beſtimmungen über die Art und Weiſe der Prüfung und aus der Schwierig⸗ 
keit oder Undurchführbarkeit der Aufgabe hergenommene Grund. Dem von 
ihm an die Spitze geſtellten Satz: daß das Grundbuchamt grundſätzlich den⸗ 
jenigen als den Berechtigten anzuſehen habe, der im Grundbuch als ſolcher 
eingetragen iſt, kommt anderſeits die Ausführung des OLG. D. entgegen: 
es ſolle nicht geleugnet werden, daß die Rechtsvermutung des § 891 BGB. 
auch für den Grundbuchrichter gelte, und daß dieſer ſich dabei in der Regel 
beruhigen könne und auch zu beruhigen habe. Und daß es jenen Satz nicht als 
ausnahmslos und insbeſondere auch in dem Falle geltend hinſtellen will, 
wo der als Berechtigter Eingetragene in Wahrheit nicht der Berechtigte und 
ſeine Eintragung unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften erfolgt iſt, ergeben 
auch feine weiteren Ausführungen, insbeſondere zu der von ihm herange- 
zogenen Rechtſprechung des Kammergerichts. Hätte es ſich auf den Stand⸗ 
punkt ſtellen wollen, daß der Grundbuchrichter an die die Verfügungsberech— 
tigung des Verfügenden ergebende Eintragung im Grundbuch auch dann 
gebunden ſei, wenn die Unrichtigkeit dieſer Eintragung aktenmäßig feſtſteht, 
ſo hätte es angeſichts dieſer ihm bekannten Rechtſprechung ſeinerſeits gemäß 
dem § 79 Abſ. 2 GBO. verfahren müſſen.“ 

Beſchluß des Reichsgerichts (5. Sen.) v. 8. Febr. 1913 in GrdbSache 

Bingen X, 584. VB. 2/13. 


Regiſter 
über 


den 13. Band der dritten Jolge (der ganzen Reihe 68. Rand) 
des Archivs für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in 
den dentſchen Staaten. 


(Die Zahlen bedeuten den Platz in der Aufeinanderfolge, die Nummer.) 


Erſter Feil. 
Sürgerliches Recht. 


I. Die allgemeinen Lehren. 
1. Die Rechtsregeln. 
A. Geſetzliches Recht. 
Der Hauseigentümer muß die polizeilichen Schutzvorſchriften kennen. 150. 
B. Autonomie. 
Die Hausgeſetze des hohen Adels ſind nicht reviſibel; auch nicht Verſtöße gegen ihre 
Auslegung und Analogieſchlüſſe. 160. 
C. Wirkſamkeit des Rechts. 
a) Zeitliche Wirkſamkeit. 
Das Kunſt⸗Urh.⸗Geſetz findet auf frühere ungeſchützte Erzeugniſſe keine Anwendung. 
159. 
b) Ortliche Wirkſamkeit, Statutenkolliſion. . 
Klage eines Ausländers gegen ſeine deutſche Frau auf Herausgabe des Kindes im 
Gerichtsſtande der unerlaubten Handlung. 88. 


2. Perſonen. 


A. Natürliche Perſonen (BGB. §§ 1— 20). 


§ 6. Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche; Zuläſſigkeit einer Erſatzzuſtellung des 
Entmündigungsbeſchluſſes. 248. — Entmündigung wegen Trunkſucht; Begriff. 116. 
Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13 Heft 12. 35 
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§ 12. Unterlaſſungsklage eines Adligen gegen den Gebrauch ſeines Namens als 
bürgerlichen Namen (ohne „von“). 95. — Über das Recht des Erwerbers eines Handels- 
geſchäfts mit Firma zu deren Vervielfältigung. 62. 

B. Juriſtiſche Perſonen ($$ 21—79). 

§ 21. Rechtliche Natur der alten Schützengeſellſchaften. 185. 

§ 29. Im Bedürfnisfall ift der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. vom Re⸗ 
giſtergericht zu beſtellen. 241. 

§ 35. Iſt das Dividendenrecht ein Sonderrecht des Aktionärs? 84 S. 153. 

§ 54. Rechtliche Natur der alten Schützengeſellſchaften; Haftung der Mitglieder bei 
Beſtimmung der Satzung, daß ſie den Gläubigern anteilig haften. 185. — Haftung eines 
Kriegervereins für Beſchädigungen bei einer Veranſtaltung ſeines Vergnügungsausſchuſſes. 
205. — Kann der frühere Vorſtand eines Vereins, der ſich auf die ihm für den Verein zu— 
geſtellte Klage in eigenem Namen einläßt, Koſtenerſtattung vom Kläger verlangen? 108. 

§ 73. Fortbeſtand einer Geſellſchaft m. b. H. trotz der Vereinigung aller Anteile in 
Einer Hand. 63. | 

§ 89. Rechtliche Natur der alten Schützengeſellſchaften; Haftung der einzelnen Mit— 
glieder. 185. 

5. Sachen (88 90-103). 

SS 93/94. Inwieweit iſt die Verkehrsauffaſſung für die Beſtandteilseigenſchaft von 
Bedeutung? 206. — Bierdruckapparat als nicht weſentlicher Beſtandteil des Reſtaurations— 
gebäudes. 206. 

§ 97. Zubehör zu einem (ſächſiſchen) Kohlenbergbaurecht oder zum Grundſtück? 207. 
— Der Eigentümer bloß jog. tatſächlichen Zubehörs kann Einſtellung der Zw.-Verſteigerung 
beantragen. 249, vgl. 207. 

§ 98. Schweine ſind Zubehör eines Landguts nur ſoweit ſie aus deſſen Erträgniſſen 
unterhalten werden können. 28. 

4. Rechtsgeſchäfte. 
A. Geſchäftsfähigkeit (88 104-115). 

§ 114. Entmündigungsbeſchluß wegen Geiſtesſchwäche; Zuläſſigkeit einer Erſatz— 
zuſtellung. 248. — Entmündigung wegen Trunkſucht; Begriff. 116. 

B. Willenserklärung (Ss 116-144). 

§ 119. Die Anfechtung eines Kaufs wegen Irrtums des Käufers ſetzt deſſen Über— 
zeugung von der Richtigkeit ſeiner falſchen Auffaſſung voraus. 1. — Irrtum des Verkäu— 
fers über die Preisberechnung; Irrtum im Beweggrunde? 3. — Irrtum des Verkäufers 
in der Preisberechnung und Kenntnis des Käufers davon; Anfechtung wegen Irrtums? 
3. — Die Anfechtung eines Kaufs wegen Irrtums über eine verkehrsweſentliche Eigen- 
ſchaft erfordert nicht, daß der Irrtum dem andern Teil erkennbar geworden ſei. 2. — Der 
Irrtum über Freiheit des gekauften Grundſtücks von öffentlichen Laſten (Straßenbaukoſten) 
betrifft eine verkehrsweſentliche Eigenſchaft. 2. — Die Zurücknahme eines Rechtsmittels 
kann nicht wegen Irrtums angefochten werden. 182. 

§ 123. Irrtum des Verkäufers in der Preisberechnung und Kenntnis des Käufers 
davon: Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung? 3. — Argliſtige Ausnutzung eines durch 
eine unrichtige Größenangabe in der Verkaufsanzeige entſtandenen Mißverſtändniſſes? 230. 

§ 127. Gültigkeit eines mündlichen Vertrages trotz vereinbarter Schriftform. 51. 

§ 133. Auslegung der Beſchreibung einer angebotenen Ware nach der Auffaſſung 
am Wohnort des Verkäufers. 20. — Bedeutung der Abnahme einer Teilleiſtung. 52. — 
Die vereinbarte Einforderung der Zahlung von einem Dritten enthält im Handelsverkehr 
noch keine Entlaſſung des Schuldners. 123. — Ein rechtskräftig gewordener Eidesſatz iſt 
auszulegen nach dem Sinn des bedingten Endurteils. 25. — S. ferner bei $ 157. 
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§ 134. Nichtigkeit einer vorher verſprochenen Bevorzugung eines Gläubigers nach, 
Beſtätigung des Zwangsvergleichs. 164. 

& 137. Der Erblaſſer kann das Verfügungsrecht der Erben über ihren Erbteil nicht 
an die Zuſtimmung eines Teſt.⸗Vollſtreckers binden. 175. 

§ 138. Verſtoß gegen die guten Sitten durch eigennützige Verleitung zu einem Ver⸗ 
tragsbruch. 213. — Die Ausſtellung einer unwiderruflichen Generalvollmacht verſtößt nicht 
an ſich gegen die guten Sitten. 145. — Herabſetzung einer unverhältnismäßig hohen Ver⸗ 
tragsſtrafe, oder Sittenwidrigkeit des Vertrages? 122. — Die vertragliche Einſchränkung 
der Gewährleiſtung auf eine Nachbeſſerung verſtößt nicht an ſich gegen die guten Sitten. 
55. — Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Abkäufer des Bordellkäufers und dem erſten Ver⸗ 
käufer hinſichtlich der Kaufpreishypothek des letzteren. 186. — Ein Beſchluß der Gen.⸗Ver⸗ 
ſammlung einer Akt.⸗Geſellſchaft, ſtatt Dividende zu verteilen den Reingewinn auf neue 
Rechnung vorzutragen, verſtößt nicht gegen die guten Sitten. 84 S. 154. — Sittenwidrige 
Ausnutzung pekuniärer Vorteile in einem Vertrag geſchiedener Eheleute über den Beſitz 
der Kinder. 143. — Die vertragmäßige Ausſchließung gewerblicher Konkurrenz des Ver— 
käufers zugunſten des Grundſtückskäufers iſt nicht an ſich ſittenwidrig. 142. — Verſtoß gegen 
die guten Sitten durch einen Gegenſeitigkeitsvertrag von Brauereibeſitzern zur Erhöhung 
des Bierpreiſes? 187. — Bierlieferungsvertrag auf einjährige Kündigung gegen Vertrags— 
ſtrafe, bindend für den Fall der Veräußerung, auch für den Fall der Geſchäftsaufgabe? 
Kein Verſtoß gegen die guten Sitten. 245. 

Kein Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Anfechtung eines Wuchergeſchäfts. 118. 

§ 139. Die Formwidrigkeit einer Parzellierungsvollmacht ergreift das ganze Ge- 
ſchäft. 144. 

§ 140. Kann eine formwidrige Parzellierungsvollmacht durch ſog. Konverſion auf— 
rechterhalten werden? 144. 

§ 142. Zuläſſigkeit der Vereinbarung, daß ein als nichtig angefochtener Kaufver— 
trag beſtehen bleiben und nur der Kaufpreis entſprechend gemindert werden ſolle. 4. 


C. Vertrag ($$ 145—157). 


§ 151. Stillſchweigende Fortſetzung eines Zeitungsabonnements. 208. 

§ 154. Unſchädlichkeit einer bloß falſchen Bezeichnung des verkauften Grundſtücks. 230. 

§ 157. Bierlieferungsvertrag auf Kündigung, bindend für den Fall der Veräußerung; 
auch für den Fall der Aufgabe des Geſchäfts? 245. — Die vereinbarte Einforderung der 
Zahlung von einem Dritten enthält im Handelsverkehr noch keine Entlaſſung des Schuld— 
ners. 123. — Zuläſſigkeit der Vereinbarung, daß ein als nichtig angefochtener Kaufver— 
trag beſtehen bleibe und nur der Kaufpreis gemindert werden ſolle. 4. — Übernahme einer 
Hypothek auf den Kaufpreis durch einen Teilerwerber des Grundſtücks, Inhalt ſeiner Ver— 
pflichtung zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigers. 33. — Auslegung des Beſſe⸗ 
rungsſcheins einer off. Handelsgeſellſchaft „ſobald ſie zahlen könne ohne ihren Gejchäfts- 
betrieb zu beeinträchtigen“. 96. — Unſchädlichkeit einer bloß falſchen Bezeichnung des ver— 
kauften Grundſtücks. 230. — Auslegung des Kaufvertrags über eine Ware aus einer be— 
ſtimmten Fabrik; iſt Erfüllung unmöglich, wenn die Fabrik eingeht? 119. — Auslegung 
der Beſchreibung einer angebotenen Ware nach der Auffaſſung am Wohnort des Verkäu— 
fers. 20. — Vertragmäßige Erweiterung der Rügefriſt beim Weiterverkauf der Ware über 
See. 156. — Auslegung der Abmachung, daß Sachverſtändige am überjecijchen Beſtim— 
mungsort etwaige Mängel der Ware bindend feſtſtellen jollen. 156. — Klauſel „Kaſſe 
gegen Dokumente“, nach Hamburger Brauch müſſen alle in mehreren Exemplaren ausge— 
fertigten Konnoſſemente übergeben werden. 42. — Auslegung der Konnoſſementsklauſel, 
daß die Reederei nicht hafte für zerriſſene Säcke oder für loſes Getreide. 179. — Bedeutung 
der Fob Klauſel. 85. 
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Nachprüfung der Auslegung von allgemeinen Vertragsbedingungen in der Reviſions- 
inſtanz. 183. — Stillſchweigende Ausdehnung eines Schiedsvertrags auf andre mitver— 
handelte Fragen. 72. 

D. Bedingung (§§ 158 162). 

§ 162. Abonnentenverſicherung unter der Bedingung eigenhändiger Unterſchrift 

der Abonnementsquittung; Holſchuld. 208. 


E. Vertretung. Vollmacht ($$ 164 —181). 


§ 164. Durch den Geſchäftsabſchluß für einen beſtimmten Gewerbebetrieb wird im 
Zweifel deſſen Inhaber verpflichtet. 74. 226. — Inwieweit iſt die Verſich.-Geſellſchaft an 
Erklärungen ihres nicht abſchlußberechtigten Agenten gebunden? 191. — Ein Recht auf 
Einſichtnahme kann regelmäßig durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 70. 

§ 167. Form der Parzellierungsvollmacht. 144. 145. — Nachweis der Vollmacht 
des Vertreters eines Beteiligten im Zw.-Verſt.⸗Termin durch Telegramm. 141. 

§ 171. Durch den Geſchäftsabſchluß für einen beſtimmten Gewerbebetrieb wird im 

Zweifel deſſen Inhaber verpflichtet. 74. 226. 
S8 172. Iſt der einen Vertrag mit Vollmachtsurkunde aufnehmende und von dem 
Bevollmächtigten weiter bevollmächtigte Notar bei Nichtigkeit jenes Vertrags als Dritter 
nach $$ 171. 172 BGB. geſchützt? 227. — Über die Befugnis des Korreſpondentreeders zur 
Verpfändung des Schiffs, wenn er als deſſen Eigentümer eingetragen ſteht. 146. 

§ 179. Vorausſetzungen einer Haftung als falſcher Geſellſchafter. 63. 


5. Einwilligung. Genehmigung (88 182-185). 
§ 185. Verkauf unter Eigentumsvorbehalt zum Weiterverkauf. 163. 


6. Verjährung (8$ 194225). 
§ 209. Die Unterbrechung durch Streitverkündung ſetzt einen ungünſtigen Ausgang 
des Prozeſſes voraus. 75. — Unterbrechung durch Streitverkündung, wenn der Anſpruch 
vom Ausgang dieſes Prozeſſes abhängt. 228. 
§ 211. Unterbrechung durch Klage; ein Armenrechtsgeſuch und der Beſcheid darauf 
ſind Prozeßhandlungen nach Abſ. 2. 5. 


II. Recht der Schuldverhältniſſe. 
1. Inhalt der Schuldverhältniſſe; Verpflichtung zur Leiſtung (88 241 —292). 


§ 242. Bei der Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ kann nach Hamburger Brauch 
der Käufer die Übergabe aller in mehreren Exemplaren ausgefertigten Konnoſſemente 
verlangen. 42. — Gegen eine Hyp.-Forderung kann mit einer kleineren Gegenforderung, 
aber nicht mit einem Teil derſelben aufgerechnet werden. 53. 

§ 249. Der Anſpruch auf Herausgabe eines widerrechtlich vorenthaltenen Kindes 
iſt ein Schadeuerſatzanſpruch. 88. — Schuldhafte Beſchädigung eines Ladenfenſters ver— 
pflichtet zur Lieferung eines neuen gegen Wegnahme des beſchädigten Fenſters. 232. — 
Über Ausgleichung des Schadens aus dem Verluſt einer Hypothek mit dem Vorteil aus 
der Erſtehung des Grundſtücks. 31. 117. 

§ 254. Umfang der Verpflichtungen je des Verletzten und des Erſabpflichtigen, Hei⸗ 
lung zu ſuchen und deren Koſten zu erſtatten. 38. — Über die Haftung für das Scheuwerden 
von Pferden durch Vorüberfahren eines Kraftfahrzeugs. 152. — Der Lenker eines Kraft— 
fahrzeugs . auch mit unrichtigem Verhalten des Verletzten zu rechnen. 12. — Eigenes 
Verſchulden des Eigentümers gepfändeter und verſteigerter fremder Sachen. 138. — Mir 
ſchuld des ae und ſeines Anwalts an dem Verluſt einer Hypothek durch Verſehen 
des Konk.⸗Verwalters. 30. 
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§ 257. Kann der Verkäufer auf Erſtattung der Speditionskoſten oder nur auf Be— 
freiung von ihrer Verauslagung klagen? 148. 

§ 260. Offenbarungseid des Miterben über Zuwendungen; das Nachlaßgericht hat 
nicht über die Eidespflicht und die Koſten des Verfahrens zu entſcheiden. 39. 

§ 266. Begriff der Teilleiſtung und der Abnahme einer ſolchen im Handelsverkehr. 
52. — Gegen eine Hyp.⸗Forderung kann mit einer kleineren Gegenforderung, aber nicht 
mit einem Teil derſelben aufgerechnet werden. 53. 

§ 268. Schuldablöſung nach $ 268; das gefährdete Recht an dem Gegenſtande muß 
ein dingliches ſein. 6. 

§ 269. Koſten der Rückſendung als Aufwendung infolge des Vertrages nach $ 2 
Geſ. über Abzahlungsgeſchäfte. 54. — Unverſchuldete Unterlaſſung der Prämienzahlung, 
ſolange die Übung beſtand, daß der Verſicherungsagent die Prämie abholte. 79. — Abon- 
nentenverſicherung unter der Bedingung eigenhändiger Unterſchrift der Abonnements— 
quittung; Holſchuld. 208. 

§ 270. Der Schuldner hat die Wahl, auf welche Weiſe er die Zahlung machen will. 
167. — Kein Verzug des Hyp.-⸗Schuldners in der Zinszahlung, wenn ihm die Adreſſe des 
neuen Gläubigers der abgetretenen Hyp.-Forderung nicht mitgeteilt war. 32. 

§ 271. Beſſerungsſchein einer off. Handelsgeſellſchaft, „ſobald fie zahlen könne ohne 
ihren Geſchäftsbetrieb zu beeinträchtigen“; Auslegung. 96. 

§ 273. Der als Treuhänder zur Regelung der Schulden beſtellte Rechtsanwalt darf 
wegen ſeiner eigenen Forderungen im ſpäteren Konkurſe kein Zurückbehaltungsrecht au 
üben. 78. — Keine Zurückbehaltung wegen einer Prozeßkoſtenforderung gegen die zuer— 
kannte Haftpflichtrente. 171. — Kein Zurückbehaltungsrecht gegenüber der Anfechtung eines 
Wuchergeſchäfts. 118. 

& 275. Verkauf einer Ware aus einer beſtimmten Fabrik; Unmöglichkeit der Er- 
füllung, wenn die Fabrik eingeht? 119. 

§ 276. Zur Frage des urſächlichen Zuſammenhangs. 81. 229. — Über die Haftung 
des Stall- oder Ausſpannwirts für die von einem Gaſt eingebrachten Pferde. 233. — Haftung 
des Rechtsanwalts für einen fahrläſſigen Rat, wenn der Klient dem Ratſchlag vertraute. 
43. — Entſchuldigung der falſchen Auskunft eines Notars durch die Zweifelhaftigkeit der 
Sache. 214. 

& 278. Haftung der Eilbotenanſtalt für Unterſchlagungen ihrer Angeftellten. 231. 
— Die Beſeitigung des Bauſchmutzes gehört zu den vertraglichen Leiſtungen des Unter— 
nehmers. 232. — Haftung des Werkunternehmers aus mißbräuchlicher Benutzung des ihm 
zur Ausbeſſerung übergebenen Gegenſtandes durch ſeine Gehülfen. 169. — Haftung des 
Zeitungsverlegers, der ſeine Abonnenten gegen Unfall verſichert und den Abonnements— 
vertrag abzuholen hat, für Säumniſſe ſeiner Austräger. 208. — Miete eines Schiffs mit 
Beſatzung; haftet der Vermieter für deren Verſchulden? 124. — Der Zwangslotſe oder 
für ihn der Staat haftet für Beſchädigungen nicht aus Vertrag. 234. — Haftung des Kont.- 
Verwalters auch für nicht im Konk.-Verfahren gerügte Verſehen; Mitſchuld des Gläubigers 
und ſeines Anwalts? 30. 

5 279. Verkauf einer Ware aus einer beſtimmten Fabrik; iſt Erfüllung unmöglich, 
wenn die Fabrik eingeht? 119. 

& 280. S. bei $ 279. 

& 282. Ein Streik entſchuldigt nicht ohne weiteres die Nichteinhaltung einer Liefe- 
rungsfriſt; Beweislaſt. 97. 

& 284. Der Erbe kann nicht während der Ausſchlagungsfriſt, dagegen während der 
Verweigerungsfriſt des $ 2014 BGB. in Verzug kommen. 102. 

§ 285. Kein Verzug des Hyp.⸗Schuldners in der Zinszahlung, wenn ihm die Adreſſe 
des neuen Gläubigers der abgetretenen Hyp.-⸗Forderung nicht mitgeteilt war. 32. — Dex 
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Schuldner hat die Wahl, auf welche Weiſe er die Zahlung machen will. 167. — Ein Streik 
entſchuldigt nicht ohne weiteres die Nichteinhaltung einer Lieferungsfriſt; Beweislaſt. 97. 
§ 286. Vorausſetzung des Anſpruchs auf kaufmänniſches Lagergeld bei Annahme⸗ 
verzug. 242. 
2. Schuldverhältniſſe aus Verträgen. 
A. Begründung und Inhalt der Verträge (55 305-319). 
§ 313. Form der Parzellierungsvollmacht. 144. 145. 
§ 318. Abmachung, daß Sachverſtändige am überſeeiſchen Beſtimmungsort etwaige 
Mängel bindend feſtſtellen ſollen. 156. 
§ 319. Ein Schiedsgutachten auf unzulänglichen tatſächlichen Grundlagen iſt „offen- 
bar unbillig“. 120. 
B. Gegenſeitiger Vertrag ($$ 320-327). 


SS 323 ff. Gilt ein kündbarer Bierlieferungsvertrag, der für den Fall der Veräußerung 
binden ſoll, auch im Fall der Aufgabe des Geſchäfts? 245. 


C. Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten ($$ 328-335). 


§ 328. Haftung der Mitglieder alter Schützengeſellſchaften bei Beſtimmung der 
Satzung, daß ſie den Gläubigern anteilig haften. 185. 


D. Vertragsſtrafe ($$ 339-345). 
§ 339. Bierlieferungsvertrag auf Kündigung gegen Vertragsſtrafe, bindend für den 
Fall der Veräußerung; auch für den Fall der Aufgabe des Geſchäfts? 245. 
§ 340. Vertragsſtrafe neben dem Anſpruch auf Erfüllung. 121. 
§ 343. Herabſetzung einer un verhältnismäßig hohen Vertragsſtrafe, oder Gitten- 
widrigkeit des Vertrages? 122. 
E. Rücktritt (58 316-361). 
§ 347. Gegenſeitige Entſchädigungsanſprüche neben der Wandelung eines Spezies- 
kaufs. 209. 
§ 351. S. bei $ 467. 
3. Erlöſchen der Schuldverhältniſſe. 
A. Erfüllung (§§ 362-371). 
§ 362. Konkursrechtliche Gültigkeit der Abmachung, daß der Werkbeſteller an Hand- 
werker des Unternehmers zahlen dürfe. 76. 
8 364. Die vereinbarte Einforderung der Zahlung von einem Dritten enthält im 
Handelsverkehr noch keine Entlaſſung des Schuldners. 123. 


B. Hinterlegung ($$ 372-386). 

§ 372. Die Hinterlegung iſt nur ein Recht des Schuldners. 32. 167. — Anſpruch des 
Arreſtgläubigers auf Hinterlegung des gepfändeten Forderungsbetrages. 71. 

§ 376. Hinterlegung von Frachtgut wegen Unbekanntſchaft des Empfängers; wer 
hat Anſpruch auf Herausgabe? 86. 

| C. Aufrechnung ($$ 387-396). 

§ 387. Der als Treuhänder zur Regelung der Schulden beſtellte Rechtsanwalt darf 
ſeine eigenen Forderungen im ſpäteren Konkurſe nicht aufrechnen. 78. 

S 389. Gegen eine Hyp.-Forderung kann mit einer kleineren Gegenforderung, aber 
nicht mit einem Teil derſelben aufgerechnet werden. 53. 

§ 394. Der Erbſchaftsſchuldner kann gegen den Vorerben nicht mit einer Forderung 
an dieſen perſönlich aufrechnen. 103. — Unzuläſſigkeit der Zurückbehaltung wegen einer 
Prozeßkoſtenforderung gegen die zuerkannte Haftpflichtrente. 171. 
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D. Erlaß ($ 397). 
§ 397. Die vereinbarte Einforderung der Zahlung von einem Dritten enthält im 
Handelsverkehr noch keine Entlaſſung des Schuldners. 123. — Vergleich mit einem Ge- 
ſamtſchuldner unter Aufrechnung der Prozeßkoſten; kann der Gläubiger ſeine Koſten von 
den übrigen Schuldnern beitreiben? 188. 


4. Übertragung der Forderung (88 398413). 


§ 399. Der Anſpruch auf Bezahlung einer Schuld durch einen Dritten kann an den 
Gläubiger ſelbſt abgetreten werden. 7. — Pfändbarkeit eines Anſpruchs auf Schuldbefreiung 
zugunſten des Schuldgläubigers. 50. 

§ 400. Der Pflichtteilsanſpruch iſt übertragbar, doch nur beſchränkt pfändbar. 130. 


5. Schuldübernahme (88 414-419). 


§ 415. Der Anſpruch auf Bezahlung der übernommenen Grundſchuld durch den 
Verkäufer kann an den Gläubiger ſelbſt abgetreten werden. 7. — Pfändbarkeit eines An- 
ſpruchs auf Schuldbefreiung zugunſten des Schuldgläubigers. 50. 

& 416. Übernahme einer Hypothek auf den Kaufpreis durch einen Teilerwerber des 
Grundſtücks, Inhalt ſeiner Verpflichtung zur rechtzeitigen Befriedigung des Gläubigers. 
33. — Bereicherungsanſpruch des Miteigentümers, deſſen Anteil ein Gemeinſchaftsgenoſſe 
unter Übernahme von Hypotheken in der Zw.-Verſteigerung erworben hat. 69. 


6. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern (88 420-432). 


& 422. Vergleich mit einem Geſamtſchuldner unter Aufrechnung der Prozeßkoſten; 
kann der Gläubiger ſeine Koſten von den übrigen Schuldnern beitreiben? 188. — Kann 
die Vollſtr.⸗Klauſel für einen Geſamtſchuldner erteilt werden, dem der von ihm befriedigte 
Gläubiger ſeine Rechte aus dem Urteil abgetreten hat? 92. 

§ 426. Rückgriff des zahlenden Bürgen gegen die übrigen Bürgen auch ohne ge— 
meinſchaftliche llbernahme der Bürgſchaft. 56. — S. ferner bei $ 422. 

& 432. Jeder Miteigentümer kann Herausgabe des Erlöſes fordern, wenn Mieten 
wegen einer Forderung gegen einen der Miteigentümer gepfändet ſind. 8. 


7. Einzelne Schuldverhältniſſe. 
A. Kauf. 

a) Allgemeine Vorſchriften ($$ 433-458). 

§ 433. Kauf oder zwei Tauſchverträge? 210. — Stillſchweigende Fortſetzung eines 
Zeitungsabonnements. 208. — Abonnentenverſicherung; Haftung des Zeitungsverlegers 
für Säumniſſe ſeiner Austräger. 208. — Begriff der Abnahme einer Teilleiſtung. 52. 

& 437. Täuſchung über den Wert einer Hypothek; Begriff dieſes Werts. 147. 

& 446. Über die Frage des Gefahrübergangs bei einem Verkauf unter Vorbehalt 
des Eigentums. 34. 

§ 448. Kann der Verkäufer auf Erſtattung der Speditionskoſten oder nur auf Be- 
freiung von ihrer Verauslagung klagen? 148. — Wer hat die Koſten der Verwiegung zu 
tragen, wenn die Fracht nach ausgeliefertem Gewicht zu entrichten iſt? 158. 

& 455. Über die Frage des Gefahrübergangs bei einem Verkauf unter Vorbehalt 
des Eigentums. 34. — Verkauf unter Eigentumsvorbehalt zum Weiterverkauf; hat der 
Verkäufer im Konkurſe des Weiterverkäufers Anſpruch auf eine Erſatzausſonderung? 163. 
— Abzahlungsgeſchäft; Koſten der Rückſendung als Aufwendungen infolge des Vertrags. 
Eigentum vorbehalten hat. 223. — Der Zwangsvergleich beſeitigt nicht einen Eigentums— 
vorbehalt. 165. f 
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b) Gewährleiſtung wegen Mängel der Sache ($$ 459—493). 
§ 459. Inwiefern kann Schwammverdächtigkeit den merkantilen Wert des Grund- 
ſtücks beeinträchtigen? 77. — Der § 378 HGB. bezieht ſich nur auf die Rügepflicht ($ 377), 
nicht auf die Gewährleiſtung (88 459ff. BGB.) bei Lieferung eines aliud. 41. — Die Größen- 
angabe in der Verkaufsanzeige enthält noch keine Zuſicherung. 230. 
§ 463. Aus dem Vertrage und ohne Verſchulden haftet der Gaſtwirt nicht für die 
Unſchädlichkeit der gereichten Speiſen und Getränke. 10. — Gegenſeitige Entſchädigungs- 
anſprüche neben der Wandelung eines Spezieskaufs. 209. 
§ 465. Zur Wandelung bedarf es nicht der Zuſtimmung des Verkäufers. 35. 
§ 467. Wird die Wandelung durch eine Verſchlechterung der Kaufſache nach Er- 
klärung, vor Vollziehung der Wandelung ausgeſchloſſen? 35. — Gegenſeitige Entſchädi— 
gungsanſprüche neben der Wandelung eines Spezieskaufs. 209. 
§ 468. Die Größenangabe in der Verkaufsanzeige enthält noch keine Zuſicherung. 230. 
§ 476. Die vertragliche Einſchränkung der Gewährleiſtung auf eine Nachbeſſerung 
verſtößt nicht an ſich gegen die guten Sitten. 55. | 
AA. Tauſch ($ 515). 
§ 515. Tauſch oder zwei Kaufverträge? 210. 
B. Schenkung ($$ 516534). 
§ 516. Begriff der Bereicherung bei einer Schenkung. 189. 
§ 525. Schenkung unter einer Auflage; Begriff der Auflage. 189. 
C. Miete (88 535—580). 
§ 535. Miete eines Schiffs mit Beſatzung; haftet der Vermieter für deren Verſchul— 
den? 124. 
§ 541. Kann ein Ladenmieter Schadenerſatz verlangen, wenn der Vermieter einen 
andern Laden in demſelben Hauſe an einen Konkurrenten vermietet? 98. 
§ 549. Schadenerſatzpflicht des Untervermieters, wenn der Vermieter die Erlaubnis 
verweigert. 168. 
§ 556. Umfang der Verpflichtung des Mieters zum Vorzeigen der Mietwohnung 
an Mietluſtige. 36. 
D. Dienſtvertrag ($$ 611-630). 
§ 611. Amtspflicht des (bayer.) Notars, den Parteien über die Koſten des Geſchäfts 
Auskunft zu geben. 80. 214. — Kann der penſionierte Beamte eine dem LohnbeſchlGeſetz 
unterliegende Erwerbstätigkeit haben? 140. — Verſprechen von Ruhegehalt in einem Dienſt⸗ 
vertrage; Leibrente? 190. — Verſtoß gegen die guten Sitten durch eigennützige Verlei— 
tung eines Bedienſteten zu einem Vertragsbruch. 213. 
§ 613. Eilbotenanſtalt; Dienſtvertrag und Dienſtverſchaffungsvertrag; Haftung für 
Unterſchlagungen der Angeſtellten. 231. 
E. Werkvertrag (§§ 631—651). 
§ 631. Haftung des Werkunternehmers aus mißbräuchlicher Benutzung des ihm zur 
Ausbeſſerung übergebenen Gegenſtandes durch ſeine Gehülfen. 169. — Die Beſeitigung des 
Bauſchmutzes gehört zu den vertraglichen Leiſtungen des Bauunternehmers. 232. — Ab- 
machung, daß der Beſteller an Handwerker des Unternehmers zahlen dürfe; konkursrecht⸗ 
liche Gültigkeit. 76. 
§ 633. Unverhältnismäßiger Aufwand zur Beſeitigung von Mängeln des Werks. 149. 
§ 637. Die vertragliche Einſchränkung der Gewährleiſtung auf eine Nachbeſſerung 
verſtößt nicht an ſich gegen die guten Sitten. 55. 
F. Auftrag (§ 662-676). 
§ 667. Behandlung der eigenen Forderungen eines zur Regelung der Schulden be— 
ſtellten Treuhänders. 78. 
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§ 675. Haftung des Rechtsanwalts für einen fahrläſſigen Rat, wenn der Klient dem 
Ratſchlag vertraute. 43. — Behandlung der eigenen Forderungen des zur Regelung der 
Schulden beſtellten Treuhänders. 78. 

§ 676. Amtspflicht des (bayer.) Notars, den Parteien über die Koſten des Geſchäfts 
Auskunft zu geben; Entſchuldigung einer falſchen Auskunft durch die Zweifelhaftigkeit der 
Sache. 80. 214. 

G. Geſchäftsführung ohne Auftrag ($$ 677—687). 

§ 683. Der Kirchenbaulaſtpflichtige kann gegen den Brandſtifter einen Anſpruch aus 
Geſchäftsſührung haben. 212. 

H. Verwahrung ($$ 688 — 700). 

§ 688. Haftung des Werkunternehmers aus mißbräuchlicher Benutzung des ihm zur 
Ausbeſſerung übergebenen Gegenſtandes durch ſeine Gehülfen. 169. 

8 690. Über die Haftung des Stall⸗ und Ausſpannwirts für die von einem Gaſt ein- 
gebrachten Pferde. 233. 

§ 695. Hinterlegung von Frachtgut wegen Unbekanntſchaft des Empfängers; wer 
hat Anſpruch auf Herausgabe? 86. 

J. Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten ($$ 701 — 704). 

§ 701. Über die Haftung des Stall- oder Ausſpannwirts für die von einem Gaſt ein⸗ 
gebrachten Pferde. 233. 

Kk. Geſellſchaft (88 705-740). 

§ 719. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks dürfen nicht für eine Forde— 
rung gegen einen der Miteigentümer gepfändet werden. 8. 

8 723. Wichtiger Grund zur Kündigung der Geſellſchaft wegen ſonſt drohenden wirt— 
ſchaftlichen Zuſammenbruchs des Kündigenden. 125. 

§ 735. Haftung der Mitglieder einer alten Schützengeſellſchaft bei Beſtimmung der 
Satzung, daß ſie den Gläubigern anteilig haften. 185. 

L. Gemeinſchaft ($$ 741 —758). 

§ 747. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks dürfen nicht für eine For 

derung gegen einen der Miteigentümer gepfändet werden. 8. 
M. Leibrente ($$ 759—761). 

5 761. Verſprechen von Ruhegehalt in einem Dienſtvertrage; ob als Leibrente der 
Schriftform bedürftig? 190. 

N. Bürgſchaft (§§ 765— 778). 

88 765. 766. Anfechtung einer Bürgſchaft des Gem.-Schuldners; unentgeltliche 
Verfügung? Beweislaſt. 204. — Bürgſchaft für künftige Forderungen; wieweit müſſen 
dieſe bezeichnet ſein? 9. 

§ 769. Rückgriff des zahlenden Bürgen gegen die übrigen Bürgen auch ohne ge- 
meinſchaftliche Übernahme der Bürgſchaft. 56. 

§ 774. Rückgriff des zahlenden Bürgen auf die übrigen Bürgen auch ohne gemein- 
ſchaftliche Übernahme der Bürgſchaft. 56. 

O. Vergleich ($ 779). 

8 779. Vergleich mit einem Geſamtſchuldner unter Aufrechnung der Prozeßkoſten; 
kann der Gläubiger ſeine Koſten von den übrigen Schuldnern beitreiben? 188. — Iſt ein 
außergerichtlicher Koſtenvergleich bei Zurücknahme der Berufung bindend? 246. 

P. Schuldverſchreibung auf den Inhaber ($$ 793-808). 
§ 805. Die Talonſteuer iſt vom Ausſteller der Schuldverſchreibung zu tragen. 57. 
Q. Vorlegung von Sachen ($$ 809-811). g 

§ 810. Ein Recht auf Einſichtnahme kann regelmäßig durch einen Bevollmächtigten 

ausgeübt werden. 70. 
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R. Ungerechtfertigte Bereicherung ($$ 812—822). 

§ 812. Keine rechtloſe Bereicherung aus dem Vermögen des Gegners durch Erwerb 
von einem Dritten. 226. — Zuläſſigkeit der Vereinbarung, daß ein als nichtig angefoch— 
tener Kaufvertrag beſtehen bleiben und nur der Kaufpreis gemindert werden jolle; ſie be— 
trifft die herauszugebende Bereicherung. 4. — Bereicherungsanſpruch des Miteigentümers, 
deſſen Anteil ein Gemeinſchaftsgenoſſe unter Übernahme von Hypotheken in der Zw.-Ver⸗ 
ſteigerung erworben hat. 69. — Der Träger der Kirchenbaulaſt kann gegen den Brand— 
ſtifter einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung haben. 212. 

§ 817. Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Abkäufer des Bordellkäufers und dem erſten 
Verkäufer hinſichtlich der Kaufpreishypothek des letzteren. 186. 
8. Verſicherungsvertrag mit Ausſchluß der Seeaſſekuranz (VerſVertrG. v. 30. Mai 

1908). 

§ 1. Allgemeine Verſich.⸗Bedingungen; Nachprüfbarkeit ihrer Auslegung in der Re— 
viſionsinſtanz. 183. 

8 6. Unverſchuldete Unterlaſſung der Prämienzahlung, ſolange die Übung beſtand, 
daß der Agent die Prämie abholte. 79. 

& 37. Unverſchuldete Unterlaijung der Prämienzahlung, ſolange die Übung beſtand, 
daß der Agent ſie abholte. 79. 

§ 43. Inwieweit iſt die Verſich.⸗Geſellſchaft an Erklärungen ihres nicht abſchlußberech— 
tigten Agenten gebunden? 191. 

§ 61. Ein Schiedsgutachten iſt offenbar unbillig i. S. von $ 319 BGB., wenn deſſen 
tatſachlichen Grundlagen unzulänglich ſind. 120. 

§ 179. Abonnentenverſicherung unter der Bedingung eigenhandiger Unterſchrift der 
Abonnementsquittung; Holſchuld, Haftung des Verlegers für ſeine Austräger. 208. 

T. Unerlaubte Handlungen. 

a) BGB. §§ 823803. 

§ 823. Haftung aus unerlaubter Handlung in Vertragsverhältniſſen. 126. 233 a. E. 
— Klage des Vaters auf Herausgabe ſeines Kindes gegen die Mutter im Gerichtsſtande 
der unerlaubten Handlung. 88. — Erkrankung nach dem Genuß von Speiſen und Getränken 
in einer Gaſtwirtſchaft: aus Vertrag und ohne Verſchulden haftet der Wirt nicht für den 
Schaden. 10. — Verletzung durch ein bei einem Rennen ausgebrochenes Pferd: Haftung 
des Eigentümers und der Veranſtalter des Rennens. 127. — Beſchädigung bei der Ver⸗ 
anſtaltung des Vergnügungsausſchuſſes eines Kriegervereins; Haftung des Vereins. 205. 
— Die Kirchenbaulaſt gewährt keinen Erſatzanſpruch gegen den Brandſtifter aus unerlaubter 
Handlung, weder nach Abſ. 1 noch aus Abſ. 2. 212. — Umfang der Verpflichtung je des 
Verletzten und des Erſatzpflichtigen, Heilung anzuſtreben und deren Koſten zu erſtatten. 38. 
— Schadensanſpruch des Eigentümers gepfändeter und verſteigerter fremder Sachen; eigenes 
Verſchulden? 138. — Über Ausgleichung des Schadens aus dem Verluſt einer Hypothek 
mit dem Vorteil aus der Erſtehung des Grundſtücks. 31. 117. — S. noch bei $ 254. 

Der Hauseigentümer muß die polizeilichen Schutzvorſchriften kennen. 150. — Ver- 
pflichtung zu Schutzmaßtegeln bei Verkehrshinderniſſen in öffentlichen Straßen. 211. 

§ 826. Verſtoß gegen die guten Sitten, durch eigennützige Verleitung zu einem Ber- 
tragsbruch. 213. — Täuſchung über den Wert einer Hypothek; Begriff dieſes Werts. 147. 

8 830. Die ſtrafgerichtliche Zuerkennung einer Buße wegen Körperverletzung ſchließt 
Schadensanſprüche gegen andre Perſonen nicht aus. 11. 

§ 831. Haftung eines Kriegervereins für Beſchädigungen bei einer Veranſtaltung ſeines 
Vergnügungsausſchuſſes. 205. — Verjährung der Schadensklage; Kenntnis von der Perſon 
des Erſatzpflichtigen im Fall des § 831. 192. 

§ 833. Verletzung durch ein bei einem Rennen ausgebrochenes Pferd; Haftung 
des Eigentümers und der Veranſtalter des Rennens. 127. — Tiere, die ein Schlachter 
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zum Schlachten oder zum Verkauf hält, fallen unter die Ausnahme von der Tier⸗ 
haftung. 37. 

& 839. Amtspflicht des (bayer.) Notars gegenüber Dritten (den Parteien), über die 
Koſten des Geſchäfts Auskunft zu geben; Entſchuldigung einer falſchen Auskunft durch die 
Zweifelhaftigkeit der Sache. 80. 214. — Verpflichtungen der Poſt bei der Briefbeförderung. 
58. — Für Amtspflichtverletzungen eines Volksſchullehrers haftet in Preußen der Staat. 
151. — Der Zwangslotſe oder für ihn der Staat haftet für Beſchädigungen nicht aus Ver- 
trag. 234. 

& 843. Die Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit iſt der Regel nach zeitlich 
wie umfänglich zu begrenzen. 170. — Schadenerſatzanſpruch einer Ehefrau in allg. Güter⸗ 
gemeinſchaft wegen verminderter Erwerbsfähigkeit durch eine Körperverletzung. 128. — 
Die ſtrafgerichtliche Zuerkennung einer Buße wegen Körperverletzung ſchließt Schadens⸗ 
anſprüche gegen andre Perſonen nicht aus. 11. 

8 852. Verjährung der Schadensklage; Kenntnis von der Perſon des Erſatzpflichtigen. 
192. — Unterbrechung der Verjährung durch Streitverkündung ſetzt einen ungünſtigen Aus⸗ 
gang des Prozeſſes voraus. 75. 


b) Reichshaftpflichtgeſetz v. 7. Juni 1871. 

& 1. Anwendung des HaftpflGeſetzes auf private Arbeitsbahnen. 59. — Die Eifen- 
bahn haftet nicht für außergewöhnliche Folgen eines Betriebsunfalls. 81. — Haftung aus 
unerlaubter Handlung in Vertragsverhältniſſen. 126. 233 a. E. 

5 Za. Schadenerſatzanſpruch einer Ehefrau in allg. Gütergemeinſchaft wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit durch eine Körperverletzung. 128. — Umfang der Verpflich- 
tungen je des Verletzten und des Erſatzpflichtigen, Heilung anzuſtreben und deren Koſten 
zu bezahlen. 38. 

§ 7. Keine Zurückbehaltung wegen einer Prozeßkoſtenforderung gegen die zuerkannte 
Haftpflichtrente. 171. 


c) Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909. 

87. Haftung für das Scheuwerden von Pferden durch Vorüberfahren eines Kraft- 
fahrzeugs. 152. — Unabwendbares Ereignis nach 8 7 Abſ. 2 KraftfG. 82. 

§ 9. Der Lenker eines Kraftfahrzeugs hatte auch mit unrichtigem Verhalten des Ver⸗ 
letzten zu rechnen. 12. — Haftung für das Scheuwerden von Pferden. 152. 

§ 13. Anwendbarkeit des $ 9a Abſ. 2 GKG. auf Renten aus dem Kraftfahrzeug 
Geſetze. 220. . 

d) Anfechtungsgeſetz v. 21. Juli 1879. 

§ 2. Die einſtweil. Verfügung einer Unterhaltsrente im Eheprozeß unterliegt der 
Beſchränkung aus § 10 AnfG. 215. 

5 10. Die einſtweil. Verfügung einer Unterhaltsrente im Eheprozeß unterliegt der 
Beſchränkung aus 5 10 AnfG. 215. 

§ 13. Zur Auslegung des § 13 AnfG. und des § 30 KO., wenn der Anf.⸗Kläger ſchon 
die Vollſtreckung durchgeführt hat. 216. 


e) Geſ. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs v. 7. Juni 1909. 


& 1. Unlauterer Wettbewerb durch Veröffentlichung einer wegen unlauteren Wett⸗ 
bewerbs erzielten Verurteilung. 172. — Verſtoß gegen die guten Sitten durch eigennüßige 
Verleitung zu einem Vertragsbruch. 213. 

& 3. Unlauterer Wettbewerb einer Fabrik durch Vertrieb einer von ihr unter andrer 
Firma erzeugten minderwertigen Ware. 99. 

5 7. Unlauterer Wettbewerb durch Ankündigung eines Brandſchaden⸗Verkaufs, wenn 
nur ein Teil der Waren durch Brand beſchädigt war. 100. 

89. S. bei 8 7. 
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& 23. Unlauterer Wettbewerb durch Veröffentlichung einer wegen unlauteren Wette 
bewerbs erzielten Verurteilung. 172. 


U. Verfügung der Staatsgewalt. 

Kann der penſionierte Beamte eine dem Lohnbeſchl.-Geſetz unterliegende Erwerbstätig⸗ 
keit haben? 140. 

Für Amtspflichtverletzungen eines Volksſchullehrers haftet in Preußen der Staat. 151. 

RStemp6. Tarif 3 Af. Die Talonſteuer iſt vom Ausſteller der Schuldverſchreibung 
zu tragen. 57. 

Rerbihets. SS 12. 55. Schenkungsſtempelſteuer von einer Schenkung unter einer 
Auflage; Begriff der Auflage und der Bereicherung. 189. 


III. Sachenrecht. 
1. Beſitz (B. 88 854872). 
§ 854. Gibt es einen Beſitz an der Leiche? 60. 
§ 868. Eigentumsübertragung an einem Teil einer im Beſitz des Veräußerers blei— 
benden Sachgeſamtheit. 173. 
§ 872. Der Eigenbeſitzer kann als ſolcher der Eintragung einer Sicherheitshypothek 
aus einem Schuldtitel gegen den Bucheigentümer nicht widerſprechen. 112. 


2. Allgemeine Porjchriften über Rechte an Grundſtücken (88 873 902). 

§ 873. Die Frau in Gütergemeinſchaft kann Grundſtücke vererben und eintragen 
laſſen, aber nicht verpfänden. 237. — Dingliche Übertragung einer Buchhypothek erfordert 
die Eintragung. 174. — Über das Recht des Grundbuchrichters, unbegründete Eintragungs— 
anträge abzulehnen. 255. 

§ 892. Rechtskraft gegen den Rechtsnachfolger des unterlegenen Beklagten, ſowohl 
wenn er den Mangel im Recht, als wenn er die Rechtshängigkeit gekannt hat. 89. 

§ 894. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk der Nacherbſchaft durch eine ent- 
geltliche Verfügung des befreiten Vorerben gegenſtandslos geworden iſt. 115. 

§ 899. Bei mehreren Pfändungspfandrechten an einer Eigentümer⸗Buchgrundſchuld 
hat die frühere Eintragung den Vorrang trotz eingetragenen Widerſpruchs. 184. 


3. Eigentum. 
A. Inhalt des Eigentums ($$ 903-924). 


§ 903. Abgrenzung zwiſchen dem Eigentumsrecht und dem Urheberrecht an einem 
auf Beſtellung hergeſtellten Gemälde. 87. 


B. Übertragung beweglicher Sachen (§§ 929-936). 
§ 930. Eigentumsübertragung an einem Teil einer im Beſitz des Veräußerers bleiben- 
den Sachgeſamtheit. 173. — Bei der Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ kann nach Ham- 
burger Brauch der Käufer die Übergabe aller in mehreren Exemplaren ausgefertigten Kon- 
noſſemente verlangen. 42. 
§ 932. Weiterverkauf einer zu dieſem Zweck, wenn auch unter Eigentumsvorbehalt 
gekauften Sache. 163. 


C. Anſprüche aus dem Eigentum (§§ 985-1007). 

§ 990. Bösgläubiger Beſitzer. 193. 

SS 994 ff. Gegenſeitige Entſchädigungsanſprüche neben der Wandelung eines Spezies 
kaufs. 209. — Über den Anſpruch des dritten Erwerbers eines mit einem dinglichen Vor 
kaufsrecht belaſteten Grundſtücks auf Erſatz von Aufwendungen. 193. 

§ 997. Die Ausſchlußfriſt des $ 1002 gilt nicht für das Wegnahmerecht aus $ 997. 
235. 

§ 1002. Die Ausſchlußfriſt gilt nicht für das Wegnahmerecht aus $ 997. 235. 
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§ 1003. Verwendungen des Pächters gewähren im Zw. Verſt.-Verfahren kein ding- 
liches Befriedigungsrecht. 224. 
D. Miteigentum ($$ 10081011). 
§ 1011. Jeder Miteigentümer kann auf Herausgabe des Erlöſes klagen, wenn Mieten 
wegen einer Forderung gegen einen der Miteigentümer gepfändet ſind. 8. 


4. Dienſtbarkeiten (88 1018-1093). 
§ 1090. Ausbeutung von Bodenbeſtandteilen außerhalb des Bergrechts als per- 
ſönliche Dienſtbarkeit nach früherem gemeinen und bayeriſchen Recht. 153. 


5. Vorkaufsrecht (88 1094 1104). 
§ 1100. lber den Anſpruch des dritten Erwerbers eines mit einem dinglichen Vor- 
kaufsrecht belajteten Grundſtücks auf Erſatz von Aufwendungen. 193. 


6. Nypothek. Grundſchuld (88 1113-1198). | 

§ 1115. Die Eintragung einer Sicherungshypothek für mehrere Bürgen ift in der 
Regel unzuläſſig. 14. — Die Eintragung von Hypotheken auf den Namen des Teit.-Voll- 
ſtreckers iſt unzuläſſig, auch in Erbfällen vor 1900 und bei ihrer Anordnung durch den Erb— 
laſſer. 13. 

§ 1119. Bei Umwandlung einer Höchſtbetrags- in eine Verkehrshypothek iſt die 
Eintragung früherer Zinſen unzuläſſig. 236. 

§ 1142. Gegen eine Hyp.⸗Forderung kann mit einer kleineren Gegenforderung, aber 
nicht mit einem Teil derſelben aufgerechnet werden. 53. 

§ 1150. Schuldablöſung nach 8 268 BGB.; das gefährdete Recht an dem Gegen— 
ſtande muß ein dingliches ſein. 6. 

§ 1154. Dingliche Übertragung einer Buchhypothek erfordert die Eintragung. 174. 

§ 1163. Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Abkäufer des Bordellkäufers und dem erſten 
Verkäufer hinſichtlich der Kaufpreishypothek des letzteren. 186. — Bei mehreren Pfändungs- 
pfandrechten an einer Eigentümer-Buchgrundſchuld hat die frühere Eintragung den Vor— 
rang. 184. 

§ 1180. Bei Umwandlung einer Höchſtbetrags- in eine Verkehrshypothek gleicher 
Höhe iſt die Eintragung früherer Zinſen unzuläſſig. 236. 

§ 1184. Die Eintragung einer Sicherungshypothek für mehrere Bürgen iſt in der 

§ 1190. Bei Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek 
gleicher Höhe iſt die Eintragung früherer Zinſen unzuläſſig. 236. 

§ 1191. Unzuläſſigkeit der Eintragung, daß eine Grundſchuld künftig ohne Abtre— 
tung auf einen andern Gläubiger übergehen ſolle. 225. 

§ 1192. Die Eintragung von Grundſchulden auf den Namen des Teſt.⸗Vollſtreckers 
iſt unzuläſſig. 13. 

7. Pfandrecht an beweglichen Sachen und Rechten (SS 12041296). 

§ 1281. Anſpruch des Arreſtgläubigers auf Hinterlegung des gepfändeten Forde— 
rungsbotrages. 71. 

8. Beſondere deutſchrechtliche Güterverhältniſſe. 

Jagdrecht (Einf G. Art. 69). Unwirkſamkeit einer Übertragung der Jagdpacht ohne 
Genehmigung der Gemeinde in Bayern. 194. 

Bergrecht (Einf G. Art. 67). Zubehör zu einem (ſächſ.) Kohlenbergbaurecht oder zum 
Grundſtück? 207. 

Kirchenbaulaſt (Einf G. Art. 132). Die Kirchenbaulaſt gewährt gegen den Brandſtifter 
feinen Erſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung; dagegen aus Geſchäftsführung und Be— 
reicherung. 212. 
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Begräbnisplätze (Einf G. Art. 133). Maßgeblichkeit der letztwilligen Anordnung eines 
Verſtorbenen über ſeine Beſtattung. 60. 


IV. Familienrecht. 
1. Bürgerliche Ehe. 
A. Verlöbnis ($$ 1297 —1302). | 

5 1297. Die Gültigkeit des Verlöbniſſes hängt nicht davon ab, ob die Heirat unbe- 
dingt verſprochen wurde. 83. 

§ 1298. Rücktritt vom Verlöbnis wegen Irrtums über die Vermögensverhältniſſe 
des Verlobten. 15. 

B. Eingehung der Ehe ($$ 1303-1322). 
§ 1305. Widerruflichkeit der väterlichen Einwilligung. 217. 


C. Eheliches Güterrecht. 

a) Geſetzliches Güterrecht ($$ 1363-1431). 

§ 1387. Haftung des Ehemannes für den Koſtenvorſchuß und für die Gebühren und 
Auslagen in Prozeſſen ſeiner Frau. 180. 

§ 1388. Einfluß des Armenrechts der Frau auf die Verpflichtung des Mannes im 
geſetzlichen Güterſtande, die Koſten zu einem Prozeſſe mit ihm vorzuſchießen. 181. 

§ 1416. Haftung des Ehemannes im geſetzlichen Güterſtande für den Koftenvor- 
ſchuß und für die Gebühren und Auslagen in Prozeſſen ſeiner Frau. 180. 

§ 1417. Einfluß des Armenrechts der Frau auf die Verpflichtung des Mannes im 
geſetzlichen Güterſtande, die Koſten eines Prozeſſes mit ihm vorzuſchießen. 181. 

§ 1431. Sit die Gütertrennung im Güterrechtsregiſter eingetragen, fo darf der Mann 
nicht mehr auf die Duldung der Zw.-Vollſtreckung verklagt werden. 68. 


b) Vertragmäßiges Güterrecht ($$ 1432—1557). 

§ 1443. Schadenerſatzanſprüche einer Ehefrau in allg. Gütergemeinſchaft wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit durch eine Körperverletzung. 128. — Die Frau kann Grund— 
ſtücke erwerben und eintragen laſſen, aber nicht verpfänden. 237. 

Ss 1483 ff. Nach zwei Erblaſſern kann kein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden, 
auch nicht bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. 240. 

§ 1549. Die Frau kann Grundſtücke erwerben und eintragen laſſen, aber nicht ver— 
pfänden. 237. 

2. Verwandtſchaft. 
A. Unterhaltspflicht ($$ 1601-1615). 

§ 1612. Beſtimmungsrecht des Vaters über die Art des ſeinem unverheirateten Kinde 

zu gewährenden Unterhalts trotz Widerſtrebens des Kindes. 238. 


B. Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder ($$ 1616-1698). 

§ 1617. Die Eltern haben Anſpruch auf Dienſtleiſtung, doch nicht auf ein Verbleiben 
des Kindes im Elternhauſe bloß zu dieſem Zweck. 61. 

§ 1620. Die Ausſteuerpflicht iſt grundſätzlich in Natur zu erfüllen. 217. — Wider- 
ruflichkeit der väterlichen Einwilligung in die Eheſchließung und eines damit verbundenen 
Mitagiftverſprechens. 217. ö 

§ 1630. Muß für die Entſchließung zu einem Arreſtantrage gegen den Vater zur 
Sicherung von Unterhaltsanſprüchen ein Pfleger beſtellt werden? 16. 

§ 1631. Berechtigtes Intereſſe zur Beſchwerde nach § 579 FGG. 73. 

§ 1635. Sittenwidriger Vertrag zwiſchen geſchiedenen Ehegatten über den Beſitz 
der Kinder unter Ausnutzung pekuniärer Vorteile. 143. 
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§ 1643. Zur Übernahme von Hypotheken auf den Kaufpreis bedarf der Vater der 
Genehmigung des Vorm.⸗Gerichts. 154. 

& 1654. Haftet der Vater auch ohne nutzbares Vermögen für Prozeßkoſten des minder⸗ 
jährigen Kindes? 101. — Verpflichtung des Vaters zum Gerichtskoſtenvorſchuß in Armen- 
rechtsprozeſſen der Kinder gegen ihn, auch wenn kein nutzbares Vermögen vorhanden iſt. 
17. — Die Haftung des Vaters für Prozeßkoſten des minderjährigen Kindes ſetzt nutzbares 
Kindesvermögen voraus. 239. 

§ 1666. Entziehung des Erziehungsrechts wegen Mißbrauchs; die Intereſſen des 
Kindes gehen vor. 61. 

8 1668. Muß für die Entſchließung zu einem Arreſtantrag gegen den Vater zur 
Sicherung von Unterhaltsanſprüchen ein Pfleger beſtellt werden? 16. 


3. Vormundſchaft. : 


A. Über Minderjährige ($$ 1773—1895). 
§ 1776. S. bei $ 1789. 
8 1789. In den Fällen einer Generalvormundſchaft unterbleibt die Verpflichtung 
des Vormunds durch das Gericht. 18. 
8 1821“. S. bei $ 182210. 
8 182206. Zur Übernahme von Hypotheken auf den Kaufpreis bedarf der Inhaber 
der elterlichen Gewalt der Genehmigung des Vorm.⸗-Gerichts. 154. 


B. Pflegſchaft (88 1909-1921). 
§ 1909. Muß für die Entſchließung zu einem Arreſtantrage gegen den Vater zur 
Sicherung von Unterhaltsanſprüchen ein Pfleger beſtellt werden? 16. 


V. Erbrecht. 
I. Rechtliche Stellung des Erben (88 19422063). 
8 1946. Die Annahme einer Nacherbſchaft kann vor deren Anfall erfolgen. 176. 
§ 1958. Der Erbe kann nicht während der Ausſchlagungsfriſt, dagegen während der 
Verweigerungsfriſt des 8 2014 BGB. in Verzug kommen. 102. 
§ 2014. Der Erbe kann nicht während der Ausſchlagungsfriſt, dagegen während der 
Verweigerungsfriſt des § 2014 BGB. in Verzug kommen. 102. 
§ 2033. Das Verfügungsrecht der Erben über ihren Erbteil kann nicht an die Zur 
ſtimmung eines Teſt.-Vollſtreckers gebunden werden. 175. 
§ 2057. Das Nachlaßgericht hat nicht über die Eidespflicht und die Koſten des Ver— 
fahrens zu entſcheiden. 39. 
2. Teſtament. 
A. Allgemeine Vorſchriften (88 2064 — 2086). 
§ 2079. Tragweite der Ausnahme in Satz 2 bei Anfechtung eines Erbvertrags. 195. 
B. Einſetzung von Nacherben (§§ 2100-2146). 
§ 2113. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk der Nacherbſchaft durch eine 
entgeltliche Verfügung des befreiten Vorerben gegenſtandslos geworden iſt. 115. 
§ 2115. Der Erbſchaftsſchuldner kann gegen den Vorerben nicht mit einer Forde— 
rung an dieſen perſönlich aufrechnen. 103. 
§ 2136. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk der Nacherbſchaft durch eine 
entgeltliche Verfügung des befreiten Vorerben gegenſtandslos geworden iſt. 115. 
§ 2139. Die Annahme einer Nacherbſchaft kann vor deren Anfall erfolgen. 176. 
6. Teſtamentsvollſtrecker (§8 2197—2228). 
§ 2205. Tas Verfügungsrecht der Erben über ihren Erbteil kann nicht an die Zu 
ſtimmung eines Teſt.-Vollſtreckers gebunden werden. 175. — Die Eintragung von Hypo 
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theken oder Grundſchulden auf den Namen des Teſt.⸗Vollſtreckers iſt unzuläſſig, auch wenn 
der Erblajjer ſie angeordnet hatte und der Erbfall vor 1900 eingetreten war. 13. — Be⸗ 
ſchwerderecht des Teſt.⸗Vollſtreckers gegen die Ablehnung der Einziehung eines Erb- 
ſcheins. 155. . 

§ 2227. Wichtiger Grund zur Entlaſſung des Teſt.⸗Vollſtreckers. 177. 

D. Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments ($$ 2229-2264). 

§ 2255. Beweislaſt darüber, ob das Zerreißen einer Teſtamentsurkunde zum Zweck 
des Widerrufs geſchehen jei. 40. 

F 2264. Geſtattung photographiſcher Aufnahme eines eröffneten Teſtaments. 104. 

5. Erbvertrag (85 2274 2302). 

§ 2281. Anfechtung eines Erbvertrags wegen Übergehung eines Pflichtteilsberech— 

tigten; Tragweite der Ausnahme in § 2079 Satz 2 BGB. 195. 
: 4. Pflichtteil (88 2303-2338). 

§ 2304. Der Zweifel an einer Erbeinſetzung wird nicht ſchon durch die Bezeichnung 
des auf den Pflichtteil Beſchränkten als Erben ausgeſchloſſen. 218. 

§ 2313. Verpfändungen für fremde Schulden ſind zweifelhafte Verbindlichkeiten 
nach Abſ. 2. 129. 

§ 2317. Der Pflichtteilsanſpruch iſt übertragbar, doch nur beſchränkt pfändbar. 130. 

§ 2333. Eutziehung des Pflichtteils wegen körperlicher Mißhandlung des Erblaſſers; 
Begriff der Mißhandlung. 105. 

5. Erbſchein (88 2353 2370). N 

§ 2353. Allgemeine Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins. 219. 
— Nach zwei Erblaſſern kann kein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden, auch nicht 
bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. 240. 

§ 2357. Nach zwei Erblaſſern kann kein gemeinſchaftlicher Erbſchein erteilt werden, 
auch nicht bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. 240. 

SS 2361 ff. Beſchwerderecht des Teſt.⸗Vollſtreckers gegen die Ablehnung der Einziehung 
eines Erbſcheins. 155. 

§ 2369. Allgemeine Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins. 219. 


VI. Handelsrecht. 
I. Handelsſtand. 
A. Handelsfirma (HOB. 88 17-37). 
§ 22. Über das Recht des Erwerbers eines Handelsgeſchäfts mit Firma zu deren 
Vervielfältigung. 62. 
§ 24. S. bei 9 22. 
§ 25. Vorausſetzungen einer Haftung als falſcher Geſellſchafter. 63. 
B. Handlungsgehülfen und Lehrlinge (§§ 59-83). 
§ 74. Dauert ein vertragliches Konkurrenzverbot für den Handlungsgehülfen einer 
off. Handelsgeſellſchaft im Liquidationsfall fort? 131. 
C. Handlungsagenten (§ 84-92). 
§ 88. Der Handlungsagent, der nicht Bezirksagent iſt, hat regelmäßig keinen Provi— 
ſionsanſpruch für Nachbeſtellungen. 19. 
2. HBandelsgeſellſchaften. 
A. Offene Handelsgeſellſchaft (§§ 105-160). 
§ 112. Dauert ein vertragliches Konkurrenzverbot für den Handlungsgehülfen einer 
off. Handelsgeſellſchaft im Liquidationsfall fort? 131. 
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§ 128. Auslegung des Beſſerungsſcheins einer off. Handelsgeſellſchaft, „ſobald ſie 

zahlen könne, ohne ihren Geſchäftsbetrieb zu beeinträchtigen“. 96. 
B. Aktiengeſellſchaft (§§ 178319). 

& 182. S. bei $ 210. 

8 210. Form der Eintragung einer Hypothek für eine Akt.⸗Geſellſchaft mit Zweig. 
niederlajjung. 94. . 

§ 213. it das Dividendenrecht ein Sonderrecht des Aktionärs? 84 S 153. 

5 262. Kann der Beſchluß der Gen.⸗Verſammlung, den Reingewinn auf neue Rech- 
nung vorzutragen, unbeſchränkt ($ 271) angefochten werden? 84. 

§ 271. Die Anfechtungsklage muß binnen einem Monat erhoben und begründet wer⸗ 
den. 178. — Kann der Beſchluß der Gen.⸗Verſammlung, daß der Gewinn auf neue Rech— 
nung vorzutragen ſei, unbeſchränkt angefochten werden? 84. 

C. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (Geſ. v. 20. April 1892/20. Mai 1898). 

86. Im Bedürfnisfall iſt der Geſchäftsführer vom Regiſtergericht zu beſtellen. 241. 

& 60. Fortbeſtand einer Geſellſchaft m. b. H. trotz der Vereinigung aller Anteile in 
Einer Hand. 63. 

5. Handelsgeſchäfte. 
A. Allgemeine Vorſchriften (HGB. 88 343-372). 

& 346. Vertrag geht dem Handelsbrauch vor. 41. — Die Beſchreibung der Ware 
beim Angebot iſt nach der Auffaſſung am Wohnort des Verkäufers auszulegen. 20. — Die 
vereinbarte Einforderung der Zahlung von einem Dritten enthält im Handelsverkehr noch 
keine Entlaſſung des Schuldners. 123. — Begriff der Teilleiſtung und der Abnahme einer 
ſolchen im Handelsverkehr. 52. — Abmachung, daß Sachverſtändige am überſeeiſchen Be- 
ſtimmungsort etwaige Mängel der Ware bindend feſtſtellen ſollen. 156. — Bei der Klauſel 
„Kaſſe gegen Dokumente“ kann nach Hamburger Brauch der Käufer die Übergabe aller in 
mehreren Exemplaren ausgefertigten Konnoſſemente verlangen. 42. 

5 354. Vorausſetzung des Anſpruchs des Verkäufers auf kaufmänniſches Lagergeld 
bei Annahmeverzug. 242. 

& 366. Verkauf unter Eigentumsvorbehalt zum Weiterverkauf. 163. 


B. Handelskauf ($$ 373-382). 

§ 373. Die einſtweil. Verfügung des Selbſthülfeverkaufs des Käufers beanſtandeter 
Waren erfordert die Vorausſetzungen des $ 379 HGB. 132. 

§ 377. Wann braucht die Ware erſt am überſeeiſchen Beſtimmungsort unterſucht 
zu werden? 85. — Abmachung, daß Sachverſtändige am überſeeiſchen Beſtimmungsort 
etwaige Mängel bindend feſtſtellen ſollen. 156. — Vertragmäßige Erweiterung der Rüge⸗ 
friſt beim Weiterverkauf über See. 156. 

& 378. Der $ 378 HGB. bezieht ſich nur auf die Rügepflicht (§ 377), nicht auf die 
Gewährleiſtung (58 459 BGB.) bei Lieferung eines aliud. 41. — Auslegung der Beſchrei⸗ 
bung einer Ware beim Angebot nach der Auffaſſung am Wohnort des Verkäufers. 20. 

§ 379. Die einſtweil. Verfügung des Selbſthülfeverkaufs des Käufers beanſtandeter 
Waren erfordert die Vorausſetzung des § 379 HGB. 132. 


C. Speditionsgeſchäft (88 407-415). 

§ 407. Kann der Verkäufer auf Erſtattung der Speditionskoſten oder nur auf Be⸗ 
freiung von ihrer Verauslagung klagen? 148. — Empfänger der Ladung i. S. des 8 614 
HGB. iſt der durch Indoſſament eines Orderkonnoſſements legitimierte Spediteur. 196. 

& 408. Unterſpediteur oder Verfrachter? 157. 

D. Frachtgeſchäft (§§ 425-452). 
& 450. S. bei 8 645. 
§ 452. Verpflichtungen der Poſt bei der Briefbeförderung. 58. 
Seufferts Archiv 68. 3. Folge Bd. 13, Heft 12. 36 
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E. Beförderung von Gütern und Perſonen auf den Eiſenbahnen (85 453 
bis 473). 
§ 455. Haftung für Übereinſtimmung des Frachtbriefs mit dem Duplikat im inter- 
nationalen EB.⸗Frachtverkehr. 243. 


F. Binnenſchiffahrt (Geſ. v. 15. Juni 1895/20. Mai 1898). 
§ 93. Wann iſt ein Flußſchiff als von der Beſatzung verlaſſen anzuſehen? 244. 


4. Seehandel (GB. 88 474-903). 


§ 493. Über die Befugnis des Korreſpondentreeders zur Verpfändung des Schiffs, 
wenn er als deſſen Eigentümer eingetragen ſteht. 146. 

§ 561. Fob Klauſel. 85. 

§ 593. Wer hat die Koſten der Verwiegung zu tragen, wenn die Fracht nach aus- 
geliefertem Gewicht zu entrichten iſt? 158. 

§ 601. Hinterlegung von Frachtgut wegen Unbekanntſchaft des Empfängers; wer 
hat Anſpruch auf Herausgabe? 86. 

§ 606. Konnoſſementsklauſel, daß die Reederei nicht hafte für zerriſſene Säcke oder 
für loſes Getreide. 179. 

§ 614. Empfänger i. ©. des $ 614 HGB. iſt der durch Indoſſament eines Orderfon- 
noſſements legitimierte Spediteur. 196. 

§ 642. Darf der Zeitcharterer Konnoſſemente für den Schiffer zeichnen? 124. 

§ 645. Bei der Klauſel „Kaſſe gegen Dokumente“ kann der Käufer die Übergabe aller 
in mehreren Exemplaren ausgefertigten Konnoſſemente verlangen (Hamburger Brauch). 42. 

§ 651. Konnoſſementsklauſel, daß die Reederei nicht hafte für zerriſſene Säcke oder 
für loſes Getreide. 179. 

§ 662. Miete eines Schiffs mit Beſatzung; haftet der Vermieter für deren Ver⸗— 
ſchulden? 124. 

§ 740. Wann iſt ein Flußſchiff als von der Beſatzung verlaſſen anzuſehen? 24. 


VII. Gewerberecht. 


I. Gewerbeordnung. 

8 7. Vertragmäßige Ausſchließung der Konkurrenz des Verkäufers einer Metzgerei 
zugunſten des Grundſtückskäufers; Übergang auf die beiderſeitigen Rechtsnachfolger. 142. 

8 8. Verſtoß gegen die guten Sitten durch einen Gegenſeitigkeitsvertrag von 
Brauereibeſitzern zur Erhöhung des Bierpreiſes. 187. — Bierlieferungsvertrag auf 
einjährige Kündigung, bindend für den Fall der Veräußerung; auch für den Fall der Auf- 
gabe des Geſchäfts? 245. | 

§ 133 f. Vertragsſtrafe neben dem Anſpruch auf Erfüllung. 121. — Herabſetzung einer 
unverhältnismäßig hohen Vertragsſtrafe, oder Sittenwidrigkeit des Vertrages? 122. 


2. Patentrecht (Geſ. v. 7. April 1891). 


§ 5. Verletzung des Erfinderrechts zwiſchen Anmeldung und Ablehnung des Pa- 
tents. 64. — Auch gegen den Gebrauchsmuſterſchutz kann ein ſchon vorhandenes Benutzungs- 
recht geltend gemacht werden. 106. 
§ 23. Verletzung des Erfinderrechts zwiſchen Anmeldung und Ablehnung des Pa- 
tents. 64. 
5. Gebrauchsmuſterſchutz (Geſ. v. 1. Juni 1891). 


§ 1. Vorausſetzungen eines Urheberrechts an Abbildungen von Maſchinen in Kata- 
logen. 21. — Gegen den Gebrauchsmuſterſchutz kann auch ein ſchon vorhandenes Benutzungs- 
recht geltend gemacht werden. 106. 
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4. Urheberrecht an Muſtern und Modellen (Geſ. v. 11. Jan. 1876). 
& 1. Vorausſetzungen eines Urheberrechts an Abbildungen von Maſchinen in Kata 
logen. 21. 
5. Schutz von Warenbezeichnungen (Geſ. v. 12. Mai 1894). 

§ 4. Bei kombinierten Warenzeichen haben die Gerichte über den Freizeicheneinwand 
des Störers zu entſcheiden. Bedeutung des Freizeichens. 197. 

§ 8. S. bei 84. 

§ 12. S. bei 8 4. 


VIII. Urheberrecht (LiturhG. v. 19. Juni 1901; Kunftlirh&. v. 9. Jan. 1907). 
Litus. 8 1. Vorausſetzungen eines Urheberrechts an Abbildungen von Maſchinen 
in Katalogen. 21. 
Kunſtus. 8 12. Abgrenzung zwiſchen dem Eigentumsrecht und dem Urheberrecht 
an einem auf Beſtellung hergeſtellten Gemälde. 87. — 858. Das Kunſt!UrhGeſetz findet 
auf frühere ungeſchützte Erzeugniſſe keine Anwendung. 159. 


Zweiter Feil. 
Per fahren. 
J. Allgemeine Lehren. 
1. Räumliche Anwendbarkeit der Geſetze. 

Klage eines Ausländers gegen ſeine deutſche Frau auf Herausgabe des Kindes im 
Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. 88. — Arreſtpfändung der Forderung eines 
Ausländers gegen einen Deutſchen durch einen deutſchen Gläubiger nach deutſchem Pro— 
zeßrecht. 49. 

2. Suläſſigkeit des Rechtswegs. S. bei 3. Gerichtsverfaſſung $ 13. 


5. Gerichtsverfaſſung (GG.). 
Bei kombinierten Warenzeichen haben die Gerichte über den Freizeicheneinwand des Störers 
zu entſcheiden. 197. 
§ 159. Rechtshülfe. Das Erſuchen um Verpflichtung des Generalvormundes iſt ab« 
zulehnen. 18. 
4. Rechtsanwaltichaft. 


A. Rechtsanwaltsordnung. 
Ratſchlag vertraute. 43. 
§ 59. Über die Anfechtung von Beſchlüſſen der Anwaltskammer und ihres Vor⸗ 
ſtandes. 44. 
B. Rechtsanwalts- Gebührenordnung. 
§ 1. S. bei 8 89. 
§ 38. Koſtenerſatz bei Vertretung des Gläubigers durch zwei Anwälte im Mahn— 
verfahren und im nachfolgenden Rechtsſtreit. 109. 
§ 84. Einen eigenen Anſpruch an den verurteilten Gegner hat der Armenanwalt 
nur für ſeine in dieſer Eigenſchaft verdienten Gebühren. 110. 
§ 89. Behandlung der eigenen Forderungen eines zur Regelung der Schulden als 
Treuhänder beſtellten Rechtsanwalts im Konkurſe des Beſtellers. 78. 
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5. Gerichtskoſten (GK G.). 

§ 1. Entſtehungszeit der Koſten eines Strafverfahrens und des Strafvollzugs. 113. 

§ 9a. Anwendbarkeit des $ 9a Abſ. 2 auf Renten aus dem Kraftfahrz.⸗Geſetze. 220 

§ 81. Gebührenvorſchuß bei Rechtsmitteln des Nebenintervenienten. 107. — S. ferner 
bei § 92. 

§ 86. S. bei 9 92. 

§ 92. Setzt die Haftung des Vaters für Prozeßkoſten des minderjährigen Kindes 
nutzbares Kindesvermögen voraus? 17. 101. 239. — Haftung des Ehemannes im geſetzlichen 
Güterſtande für den Koſtenvorſchuß und für die Gebühren und Auslagen in Prozeſſen ſeiner 
Frau. 180. — Einfluß des Armenrechts der Frau auf die Verpflichtung des Mannes im 
geſetzlichen Güterſtande, die Koſten eines Prozeſſes mit ihm vorzuſchießen. 181. 

§ 98. Die deutſchen Schutzgebiete genießen keine Gebührenfreiheit. 198. 


II. Zivilprozeß-Verfahren. 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Gerichte (ZPO. §§ 149). 


§ 32. Es genügt die Behauptung einer unerlaubten Handlung zur Begründung der 
Zuſtändigkeit. 88. — Klage eines Ausländers gegen ſeine deutſche Frau auf Herausgabe des 
Kindes im Gerichtsſtande der unerlaubten Handlung. 88. 
§ 38. Vereinbarung des Gerichtsſtandes im Hauptvertrage; die Zuſtändigkeit iſt 
nicht vorweg zu prüfen. 199. 
B. Parteien. 


a) Partei⸗ und Prozeß fähigkeit ($$ 50—58). 
$ 50. Kann der frühere Vorſtand eines Vereins, der ſich auf die ihm für den Verein 
zugeſtellte Klage in eigenem Namen einläßt, Koſtenerſtattung vom Kläger verlangen? 108. 


b) Beteiligung Dritter am Rechtsſtreit (83 64-77). 

§ 66. Rechtliches Intereſſe zur Nebenintervention; es genügt nicht, daß ein andrer 
Prozeß von derſelben Rechtsfrage abhängt. 22. 

§ 67. Gebührenvorſchuß bei Rechtsmitteln des Nebenintervenienten. 107. 

8 72. Unterbrechung der Verjährung durch Streitverkündung, wenn der Anſpruch 
vom Ausgang dieſes Prozeſſes abhängt. 228. — Die Unterbrechung der Verjährung durch 
Streitverkündung ſetzt einen ungünſtigen Ausgang des Prozeſſes voraus. 75 


c) Prozeßbevollmächtigte ( 78-90). 

§ 80. Nachweis der Vollmacht des Vertreters eines Beteiligten im Zw. Verſt.⸗Termin 
durch Telegramm. 141. 

§ 88. S. bei $ 80. 

§ 89. Kann der frühere Vorſtand eines Vereins, der ſich auf die ihm für den Verein 
zugeſtellte Klage in eigenem Namen einläßt, Koſtenerſtattung vom Kläger verlangen? 108. 


) Prozeßkoſten (88 91-107). 

§ 91. Koſtenerſatz bei Vertretung des Gläubigers im Mahnverfahren und im nach— 
folgenden Rechtsſtreit durch zwei Anwälte. 109. 

8 93. Die Koſtenpflicht des den eingeklagten Anſpruch anerkennenden Beklagten 
hängt nicht davon ab, ob der Anſpruch begründet war oder nicht. 45. — Koſten der Wider- 
ſpruchsklage nach §H771 3PO. 93. — Analoge Anwendung des § 93 auf den Kläger bei nach- 
träglicher Erledigung des Rechtsſtreits. 23. 
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5 98. Vergleich mit einem Geſamtſchuldner unter Aufrechnung der Prozeßkoſten; 
kann der Gläubiger ſeine Koſten von den übrigen Schuldnern beitreiben? 188. — Iſt ein 
außergerichtlicher Koſtenvergleich bei Zurücknahme der Berufung bindend? 246. 

§ 99. Sit die Berufung zuläſſig, wenn die Entſcheidung zur Hauptſache nur zu einem 
geringen Betrage angefochten wird, um die Koſtenentſcheidung angreifen zu können? 133. 

§ 101. Gebührenvorſchuß bei Rechtsmitteln des Nebenintervenienten. 107. 

5 104. Kann nach Zurücknahme der Klage der Beklagte ein Koſtenurteil verlangen, 
wenn der Kläger die Koſten bezahlt hat und nur noch eine Vergleichsgebühr ſtreitig iſt? 221. 

§ 106. Bei Aufhebung der Koſten gegeneinander bedarf es keiner Aufforderung der 
Gegenpartei zur Einreichung ihrer Koſtenberechnung. 200. 

e) Armenrecht ($8$ 114—127). 

§ 114. Ein Armenrechtsgeſuch und der Beſcheid darauf als letzte Prozeßhandlungen 
nach $ 211 Abſ. 2 BGB., mit denen die Unterbrechung der Klagenverjährung durch Klage 
endigt. 5. — Welchen Einfluß hat die Veräußerung des rechtshängigen Anſpruchs auf die 
Armenrechtsbewilligung? 134. — Einfluß des Armenrechts der Frau auf die Verpflichtung 
des Mannes im geſetzlichen Güterſtande, die Koſten zu einem Prozeſſe mit ihm vorzu- 
ſchießen. 181. 

§ 120. Verpflichtung des Vaters zum Gerichtskoſtenvorſchuß in Armenrechtsprozeſſen 
der Kinder gegen ihn, auch wenn kein nutzbares Vermögen vorhanden iſt. 17; vgl. 101. 239. 

§ 121. Zuſtändigkeit der 1. Inſtanz zur Aufhebung des in der höheren Inſtanz be⸗ 
willigten Armenrechts nach Beendigung des Rechtsſtreits. 46. 

§ 124. Einen eigenen Anſpruch an den verurteilten Gegner hat der Armenanwalt 
nur für ſeine in dieſer Eigenſchaft verdienten Gebühren. 110. 

§ 126. S. bei 8 121. 

C. Verfahren. 
a) Zuſtellungen (58 166— 213). 
§ 170. Eine unrichtige Klagezuſtellung iſt geheilt, wenn der richtige Beklagte er- 
ſcheint und verhandelt. 65. — Durch Zuſtellung der Klage an eine unrichtige Perſon wird 
für dieſe keine Rechtshängigkeit begründet. 66. 

& 181. Zuläſſigkeit einer Erſatzzuſtellung des Entmündigungsbeſchluſſes an den ente 

mündigten Geiſtesſchwachen. 248. 


b) Ladungen, Termine, Friſten (58 214-229). 
§ 217. Die Ladungsfriſt gilt auch für Ladungen von Amtswegen. 222. 


e) Folgen der Verſäumung (58 230—238). 


§ 231. Wie lange kann die verſäumte Ladung vor das Gericht der Hauptſache im 
Fall des 8 942 Abſ. 1 ZPO. nachgeholt werden? 29. 


2. Verfahren in 1. Inſtanz vor den Kandgerichten. 
A. Verfahren bis zum Urteil ($$ 253—299). 


§ 253. Eine unrichtige Klagezuſtellung iſt geheilt, wenn der richtige Beklagte er⸗ 
ſcheint und verhandelt. 65. — Die Zuſtellung der Klage an eine darin nicht bezeichnete 
Perſon begründet für dieſe keine Rechtshängigkeit. 66. 

§ 256. Feſtſtellungsklage eines Bordellbeſitzers gegen den Verkäufer feines Vor⸗ 
beſitzers, der ſich eines Anſpruchs aus der für ihn eingetragenen Kaufpreishypothek be⸗ 
rühmt. 186. 

§ 263. Durch Zuſtellung der Klage an eine unrichtige Perſon wird für dieſe keine 
Rechtshängigkeit begründet. 66. 
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§ 265. Abtretbarkeit eines rechtshängigen Unterlaſſungsanſpruchs aus einem Kon⸗ 
kurrenzverbot. 142. — Rechtskraft gegen den Rechtsnachfolger des unterlegenen Beklagten 
ſowohl wenn er den Mangel im Recht, als wenn er die Rechtshängigkeit gekannt hat. 89. 
— Welchen Einfluß hat die Veräußerung des rechtshängigen Anſpruchs auf die Armen⸗ 
rechtsbewilligung? 134. | 

8 269. Der Einwilligung des Beklagten in die Klagänderung ſteht gleich eine andre 
Klagebegründung aus deſſen eigenen Behauptungen. 135. 

§ 271. Erledigungserklärung als Zurücknahme der Klage. 67. — Kann der Beklagte 
bei Zurücknahme der Klage auch dann ein Koſtenurteil verlangen, wenn der Kläger die 
Koſten bezahlt hat und nur noch eine Vergleichsgebühr ſtreitig iſt? 221. — Iſt ein außer⸗ 
gerichtlicher Koſtenvergleich bei Zurücknahme der Berufung bindend? 246. 

§ 280. Inzidentfeſtſtellungsklage auch über Rechtsverhältniſſe, die ſchon vor dem 
Prozeß ſtreitig waren. 111. 

8 282. Ein Streik entſchuldigt nicht ohne weiteres die Nichteinhaltung einer Liefe- 
rungsfriſt; Beweislaſt. 97. — Anfechtung einer Bürgſchaft des Gem.-Schuldners; unentgelt- 
liche Verfügung? Beweislaſt. 204. — Beweislaſt bezüglich des Verſchuldens des Gaſtwirts, 
der ſchädliche Speiſen oder Getränke verabfolgt. 10. — Verjährung der Schadensklage, Kennt⸗ 
nis von der Perſon des Erſatzpflichtigen; Beweislaſt im Fall des $ 831 BGB. 192. — Be⸗ 
weislaſt darüber, ob das Zerreißen einer Teſtamentsurkunde zum Zweck des Widerrufs ge- 
ſchehen ſei. 40. — Freizeichnung des Reeders von der Haftung für zerriſſene Säcke oder für 
loſes Getreide; Beweislaſt. 179. 

§ 286. Beweiswürdigung auf Grund von Parteibehauptungen. 47. — Wie können 
private Auskünfte zu den Akten für die Beweiswürdigung verwertet werden? 48. 

8 295. Unzuläſſigkeit eines Teilurteils, wenn die Widerklage denſelben Gegenſtand 
betrifft, trotz unterbliebener Rüge. 136 a. E. — Unzuläſſigkeit der Vollſtr.⸗Gegenklage bei 
der Möglichkeit eines Nachverfahrens im Wechſelprozeß, trotz unterbliebener Rüge. 137 a. E. 


B. Urteil (58 300-329). 

§ 301. Kein Teilurteil über die Klage, wenn die Widerklage denſelben Gegenſtand 
betrifft. 136. — Klage auf Scheidung, Widerklage auf Anfechtung der Ehe; Unzuläſſigkeit 
eines Teilurteils über eine dieſer Klagen. 90. 

§ 319. Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten. 182 S. 338/9. — Keine Berichtigung 
des Urteils in unrichtigen Angaben der Partei. 24. 

§ 322. Klage des Pfändungsgläubigers gegen den Drittſchuldner der ihm zur Ein- 
ziehung überwieſenen Forderung; Rechtskraft gegen den gepfändeten Schuldner. 139. 

§ 325. Rechtskraft gegen den Rechtsnachfolger des unterlegenen Beklagten ſowohl 
wenn er den Mangel im Recht als wenn er die Rechtshängigkeit gekannt hat. 89. 


C. Beweis durch Eid (88 445-477). 
§ 462. Ein rechtskräftig gewordener Eidesſatz iſt auszulegen nach dem Sinn des be- 
dingten Endurteils. 25. 
§ 469. S. bei $ 462. 
8 475. Größere Wahrſcheinlichkeit einer Behauptung entſcheidet allein nicht darüber, 
welcher Partei der richterliche Eid aufzuerlegen iſt. 26. 


3. Rechtsmittel. 
A. Berufung (§§ 511—544). 
§ 511. Iſt die Berufung zuläſſig, wenn die Entſcheidung zur Hauptſache nur zu einem 
geringen Betrage angefochten wird, um die Koſtenentſcheidung angreifen zu können? 133. 
— Unzuläſſigkeit einer Berufung der obſiegenden Partei, um erſt in der Ber. -Inſtanz 
auf Trennung der Ehe anzutragen. 247. 
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§ 515. Die Zurücknahme eines Rechtsmittels kann nicht wegen Irrtums angefochten 
werden. 182. — Iſt ein außergerichtlicher Koſtenvergleich bei Zurücknahme der Berufung 
bindend? 246. 

8 527. Der Einwilligung des Beklagten in die Klageänderung ſteht gleich eine andre 
Klagebegründung aus deſſen eigenen Behauptungen. 135. 


B. Reviſion (58 545566). 
§ 549. Die Hausgeſetze des hohen Adels ſind nicht reviſibel. 160. — Nachprüfung der 
Auslegung von allgemeinen Vertragsbedingungen. 183. 
8 557. Die Zurücknahme eines Rechtsmittels kann nicht wegen Irrtums angefochten 
werden. 182. 
C. Beſchwerde ($$ 567-577). 


5 570. Berufung auf frühere Leiſtung des Offenbarungseides erſt in der Beſchwerde 
über den Haftbefehl. 203. 


4. Urkunden⸗ und Wechſelprozeß (88 592-605). 


§ 595. Einwendungen im Wechſelprozeſſe können nicht durch ſchriftliche Gutachten 
be wieſen werden. 161. 

8 598. S. bei 3 595. 

5 600. Unzuläſſigkeit der Vollſtr.⸗Gegenklage bei der Möglichkeit eines Nachver⸗ 
fahrens im Wechſelprozeſſe. 137. 


5. Ehe- und Entmündigungsſachen. 
A. Eheſachen (58 606— 639). 

88 614 ff. Unzuläſſigkeit einer Berufung der obſiegenden Partei um erſt in der 
Ber.⸗Inſtanz auf Trennung der Ehe anzutragen. 247. — Klage auf Scheidung, Widerklage 
auf Anfechtung der Ehe; Unzuläſſigkeit eines Teilurteils über eine dieſer Klagen. 90. 

5 619. Beweiswürdigung auf Grund von Parteibehauptungen. 47. 

8 627. Die einſtweil. Verfügung einer Unterhaltsrente im Eheprozeß unterliegt der 
Beſchränkung aus $ 10 AnfG. 215. 

B. Entmündigungsſachen ($$ 645687). 

8 660. Entmündigungsbeſchluß wegen Geiſtesſchwäche; Zuläſſigkeit einer Erſatzzu⸗ 
ſtellung. 248. 

5 681. Entmündigung wegen Trunkſucht; Begriff. 116. 

C. Mahnverfahren (S$ 688703). 

§ 697. Koſtenerſatz bei Vertretung des Gläubigers im Mahnverfahren und im nach- 

folgenden Rechtsſtreit durch zwei Anwälte. 109. 


6. Swangsvollſtreckung. 
A. Allgemeine Beſtimmungen ($$ 704-802). 


8 707. Die Leiſtung des Offenbarungseides bildet nicht einen unerſetzbaren Nach⸗ 
teil i. S. der 88 707. 719 ZPO. 201. 

8 713. Wie iſt zu entſcheiden, wenn beide Parteien Sicherheit anbieten? 91. 

§ 719. Die Leiſtung des Offenbarungseides bildet nicht einen unerſetzbaren Nach⸗ 
teil i. S. der $$ 707. 719 ZPO. 201. 

§ 727. Kann die Vollſtreckungsklauſel für einen Geſamtſchuldner erteilt werden, dem 
der von ihm befriedigte Gläubiger ſeine Rechte aus dem Urteil abgetreten hat? 92. 

§ 731. S. bei 5 727. 

8 741. Iſt die Gütertrennung im Güterrechtsregiſter eingetragen, fo darf der Mann 
nicht mehr auf Duldung der Zw.⸗Vollſtreckung verklagt werden. 68. 
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8 767. Unzuläſſigkeit der Vollſtr.-Gegenklage bei der Möglichkeit eines Nachverfah⸗ 
rens im Wechſelprozeſ 3 137. — Inwieweit iſt gegen eine einſtweil. Verfügung die Vollſtr.- 

§ 769. Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung bezüglich beweglicher Sachen kann nur 
beantragt werden, ſoweit dieſe als Zubehör beſchlagnahmt worden ſind. 207, vgl. 249. — 
S. bei $ 771. 

§ 771. Der Eigenbeſitzer kann als ſolcher der Eintragung einer Sicherheitshypothek 
aus einem Schuldtitel gegen den Bucheigentümer nicht widerſprechen. 112. — Der Eigen- 
tümer bloß fog. tatſächlichen Zubehörs kann Einſtellung der Zw.-Verſteigerung beantragen. 
249, vgl. 207. — Eigenes Verſchulden des Eigentümers gepfändeter und verſteigerter fremder 
Sachen? 138. — Koſten der Widerſpruchsklage. 93. 

§ 773. Der Erbſchaftsſchuldner kann gegen den Vorerben nicht mit einer Forderung 
an dieſen perſönlich aufrechnen. 103. 

§ 797. Rechtsmittel gegen die Weigerung eines (preuß.) Notars, eine vollſtreckbare 
Ausfertigung zu erteilen. 166. 


| B. Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen. 

a) In das bewegliche Vermögen (38 803-863). 

§ 807. Die Leiſtung des Offenbarungseides bildet nicht einen unerſetzbaren Nach- 
teil i. S. der $$ 707. 719 ZPO. 201. 

§ 808. Zuläſſigkeit der Pfändung einer eigenen beweglichen Sache. 223. 

8 809. Eigenes Verſchulden des Eigentümers gepfändeter und verſteigerter fremder 
Sachen? 138. 

§ 811 Nr. 5. Über die Pfändbarkeit der Wohnungseinrichtungen von Zimmer- 
vermietern. 250. 

5 828. Arreſtpfändung der Forderung eines Ausländers gegen einen Deutſchen durch 
einen deutſchen Gläubiger nach deutſchem Prozeßrecht. 49. 

§ 830. Bei mehreren Pfändungspfandrechten an einer Eigentümer⸗Buchgrundſchuld 
hat die frühere Eintragung den Vorrang. 184. 

SS 832/3. Die Pfändung einer Gehaltsforderung erſtreckt ji) auch auf das Ruhe- 
gehalt. 251. 

§ 835. Klage des Pfändungsgläubigers gegen den DTrittſchuldner der ihm zur Ein- 
ziehung überwieſenen Forderung; Rechtskraft gegen den een Schuldner. 139. 

SS 841. 843. S. bei 8 835. 

§ 850 Nr. 1. Form der Lohnpfändung bei ſchwankenden Bezügen. 27. — Unpfänd- 
barkeit des Ruhegehalts eines Privatbeamten bis zu 1500 K. 202. — Nr. 8. Kann der pen⸗ 
ſionierte Beamte eine dem Lohnbeſchl.-Geſetz unterliegende Erwerbstätigkeit haben? 140. 
— Abſ. 3. Keine Zurückbehaltung oder Aufrechnung einer Prozeßkoſtenforderung gegen 
die zuerkannte Haftpflichtrente. 171. 

§ 851. Pfändbarkeit eines Anſpruchs auf Schuldbefreiung zugunſten des Schuld⸗ 
gläubigers. 50. 

§ 852. Der Pflichtteilsanſpruch iſt übertragbar trotz feiner beſchränkten Pfändbar- 
keit. 130. 

8 857. Bei mehreren Pfändungspfandrechten an einer Eigentümer-Buchgrundſchuld 
hat die frühere Eintragung den Vorrang. 184. 

& 859. Die Mieten eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks dürfen nicht für eine Forde⸗ 
rung r einen der Miteigentümer gepfändet werden. 8. 


b) In das unbewegliche Vermögen ($$ 864-871). 


§ 865. Schweine ſind Zubehör eines Landguts nur ſoweit ſie aus deſſen Erträgniſſen 
unterhalten werden können. 28. 
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& 866. Arreſthypotheken unter 300 & dürfen nicht eingetragen werden. 162. 

8 867. Der Eigenbeſitzer kann als ſolcher der Eintragung einer Sicherheitshypothek 
aus einem Schuldtitel gegen den Bucheigentümer nicht widerſprechen. 112. 

8 869. 388. § 10. Keine Berückſichtigung perſönlicher Anſprüche. 224. — 8 20. 
Zubehör zu einem (ſächſ.) Kohlenbergbaurecht oder zum Grundſtück? 207. — § 53. Bereiche⸗ 
rungsanſpruch des Miteigentümers, deſſen Anteil ein Gemeinſchaftsgenoſſe unter Über⸗ 
nahme von Hypotheken in der Zw.⸗Verſteigerung erworben hat. 69. — 8 55. Der Eigen- 
tümer bloß jog. tatſächlichen Zubehörs kann Einſtellung der Zw.⸗Verſteigerung beantragen. 
249, vgl. 207. — 8 59. Beſtimmtheit des feſtzuſtellenden Meiſtgebots. 224. — Grenzen der 
freien Feſtſetzung der Verſt.-Bedingungen. 224. — 8 63. Nachweis der Vollmacht des 
Vertreters eines Beteiligten im Zw.⸗Verſt.⸗Termin durch Telegramm. 141. — 8 83. Nach⸗ 
weis der Vollmacht des Vertreters eines Beteiligten im Zw.⸗Verſt.⸗Termin durch Tele- 
gramm. 141. — 8 93. Verwendungen des Pächters gewähren im Zw.⸗Verſt.⸗Verfahren 
kein dingliches Befriedigungsrecht. 224. 


C. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung von Handlungen oder Unterlaſſungen 
(5 883898). 
§ 883. Vollſtreckung einer Verurteilung zur Vorlegung von Urkunden. 70. 
§ 888. Vollſtreckung einer Verurteilung zur Vorlegung von Urkunden. 70. — Herab- 
ſetzbarkeit einer durch einſtweil. Verfügung angedrohten Strafe. 36. 


D. Offenbarungseid und Haft (88 899 —915). 


88 900 ff. Berufung auf frühere Leiſtung des Offenbarungseides erft in der Beſchwerde 
über den Haftbefehl. Nachweis neuen Vermögenserwerbes. 203. 


E. Arreſt und einſtweilige Verfügungen (§§ 916-945). 

§ 930. Anſpruch des Arreſtgläubigers auf Hinterlegung des gepfändeten Forde- 
rungsbetrages. 71. — Arreſtpfändung der Forderung eines Ausländers gegen einen Deut— 
ſchen durch einen deutſchen Gläubiger nach deutſchem Prozeßrecht. 49. 

§ 932. Arreſthypotheken unter 300 & dürfen nicht eingetragen werden. 162. 

§ 935. Inwieweit iſt gegen eine einſtweil. Verfügung die Vollſtr.-Gegenklage zu- 
läſſig? 252. — Die einſtweil. Verfügung des Selbſthülfeverkaufs des Käufers beanſtandeter 
Waren erfordert die Vorausſetzungen des $ 379 HGB. 132. 

8 940. Die einſtweil. Verfügung des Selbſthülfeverkaufs des Käufers beanſtandeter 
Waren erfordert die Vorausſetzungen des § 379 HGB. 132. — Herabſetzbarkeit einer durch 
einſtweil. Verfügung angedrohten Strafe. 36. 

§ 942. Wie lange kann die verſäumte Ladung vor das Gericht der Hauptſache nach— 
geholt werden? 29. 


7. Schiedsrichterliches Verfahren (SS 1025 — 1048). 
§ 1025. Stillſchweigende Ausdehnung eines Schiedsvertrages auf andre mitverhan- 
delte Fragen. 72. 
8 1040. S. bei 5 1042. 
8 1042. Das Vollſtr.⸗Urteil zum Schiedsſpruch darf auch für nur vorläufig vollſtreck— 
bar erklärt werden. 253. 


III. Konkursverfahren. 


1. Konkursrecht (KO. 88 1— 70). 
8 3. Feſtſtellung nachträglich angemeldeter Konk.-Forderungen. 113. 
§ 6. Konkursrechtliche Gültigkeit der Abmachung in einem Werkvertrage, daß der 
Beſteller an Handwerker des Unternehmers zahlen dürfe. 76. 


514 Regiſter. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


& 23. Behandlung der eigenen Forderungen eines zur Regelung der Schulden be⸗ 
ſtellten Treuhänders im ſpäteren Konkurſe des Schuldners. 78. 

§ 30 Nr. 1. Anfechtung der Honorarzablung des Gem.⸗Schuldners für Bemühungen 
um ein Moratorium nach der Zahlungseinſtellung. 114. — Zur Auslegung des $ 13 AnfG. 
und des 8 33 KO., wenn der Anf.⸗Kläger ſchon die Vollſtreckung durchgeführt hat. 216. 

§ 32. Anfechtung einer Bürgſchaft des Gem.⸗Schuldners; unentgeltliche Verfügung? 
Beweislaſt. 204. 

§ 33. Zur Auslegung des $ 13 AnfG. und § 33 KO., wenn der Anf.⸗Kläger ſchon 
die Vollſtreckung durchgeführt hat. 216. 

§ 46. Hat, wer unter Eigentumsvorbehalt, jedoch zum Weiterverkauf verkauft hat, 
Anſpruch auf eine Erſatzausſonderung im Konkurſe des Weiterverkäufers? 163. 

& 55. Behandlung der eigenen Forderungen eines zur Regelung der Schulden als 
Treuhänder beſtellten Rechtsanwalts im ſpäteren Konkurſe des Schuldners. 78. 


2. Konkursverfahren (58 71—244). 

5 82. Haftung des Konk.⸗Verwalters auch für nicht im Konk.⸗Verfahren gerügte Ber- 
ſehen; Mitſchuld des Gläubigers und ſeines Anwalts? 30. 

& 86. S. bei 3 82. 

& 152. Feſtſtellung nachträglich angemeldeter Konk.⸗Forderungen. 113. 

& 155. Nachzahlungsverlangen eines Konk.-Gläubigers nach Zurücknahme der konkurs 
gerichtlichen Genehmigung der Schlußverteilung. 254. 

& 161. Nachzahlungsverlangen eines Konk.⸗Gläubigers nach Zurücknahme der kon- 
kursgerichtlichen Genehmigung der Schlußverteilung. 254. 

5 181. Nichtigkeit einer vorher verſprochenen Bevorzugung nach Beſtätigung des 
Zwangsvergleichs. 164. 

§ 193. Der Zwangsvergleich beſeitigt nicht einen Eigentumsvorbehalt. 165. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
v. IT. Mai 1898. 

§ 1. Koſtenpflicht im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 166. 

F 20. Beſchwerderecht des Teſt.-Vollſtreckers gegen die Ablehnung der Einziehung eines 
Erbſcheins. 155. — Berechtigtes Intereſſe zur Beſchwerde nach § 57 FGG. 73. 

§ 34. Geſtattung photographiſcher Aufnahme eines eröffneten Teſtaments. 104. 

§ 57 Nr. 9. Berechtigtes Intereſſe zur Beſchwerde nach $ 57” FGG. 73. 

§ 72. Allgemeine Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins. 219. 

§ 79. Das Nachlaßgericht hat nicht über die Eidespflicht und die Koſten des Ver— 
fahrens zu entſcheiden. 39. 

§ 81. Wichtiger Grund zur Entlaſſung des Teſt.-Vollſtreckers. 177. 

§ 145. Im Bedürfnisfall iſt der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. vom 
Regiſtergericht zu beſtellen. 241. 

§ 163. S. bei 8 79. 

2. Grundbuchordnung v. 24. März 1897. 

§ 13. Unzuläſſigkeit der Eintragung, daß eine Grundſchuld künftig ohne Abtretung 
auf einen andern Gläubiger übergehen ſolle. 225. — Bei mehreren Pfändungspfandrechten 
an einer Eigentümer-Buchgrundſchuld hat die frühere Eintragung den Vorrang. 184. 

§ 19. Über das Recht des Grundbuchrichters, unbegründete Eintragungsanträge 
abzulehnen. 255. — Die Frau in Gütergemeinſchaft kann Grundſtücke erwerben und ein- 
tragen laſſen, aber nicht verpfänden. 237. f 
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8 22. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk der Nacherbſchaft durch eine entgelt⸗ 
liche Verfügung des befreiten Vorerben gegenſtandslos geworden iſt. 115. 

5 29. Form der Eintragung einer Hypothek für eine Akt.⸗Geſellſchaft mit Zweig⸗ 
niederlaſſung. 94. 

8 48. Unzuläſſigkeit der Eintragung, daß eine Grundſchuld künftig ohne Abtretung 
auf einen andern Gläubiger übergehen ſolle. 225. — Die Eintragung Einer Sicherungs- 
hypothek für mehrere Bürgen iſt in der Regel unzuläſſig; Löſchung von Amts wegen? 14. 

§ 52. Grundbuchberichtigung, wenn der Vermerk der Nacherbſchaft durch eine entgelt⸗ 
liche Verfügung des befreiten Vorerben gegenſtandslos geworden iſt. 115. 

8 53. Die Eintragung von Hypotheken oder Grundſchulden auf den Namen des Teft.- 
Vollſtreckers iſt unzuläſſig. 13. 

8 54. Die Eintragung Einer Sicherungshypothek für mehrere Bürgen iſt in der Regel 
unzuläſſig; Löſchung von Amts wegen? 14. 


| 5. Votariat. 

Amtspflicht des (bayer.) Notars gegenüber den Parteien, über die Koſten des Ge⸗ 
ſchäfts Auskunft zu geben; Entſchuldigung einer falſchen Auskunft durch die Zweifelhaftig⸗ 
keit der Sache. 80. 214. 

Rechtsmittel gegen die Weigerung eines preuß. Notars, eine vollſtreckbare Ausfer⸗ 
tigung zu erteilen. 166. 

Sit der einen Vertrag mit Vollmachtsurkunde aufnehmende und von dem Bevoll- 
mächtigten weiter bevollmächtigte Notar bei Nichtigkeit jenes Vertrags als Dritter nach 
$8 171. 172 BGB. geſchützt? 227. 

Koſtenpflicht im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 166. 


Überfidt 
der Entſcheidungen nach den Gerichtshöfen. 


Augsburg. OLG.: Nr. 30. 113. 

Berlin. KG.: Nr. 8. 16. 69. 94. 104. 114. 115. 236. 240. 

Braunſchweig. OLG.: Nr. 227. 235. 246. 250. 252. 

Dresden. OL G.: Nr. 1. 10. 27. 36. 45. 52. 63. 67. 68. 74. 98 — 100. 108. 118. 132. 137. 
184 —186. 206—208. 211. 215. 218. 221. 230. 231. 254. 

Frankfurt a. M.: OLG.: Nr. 81. 140. 209. 

Hamburg. OLG.: Nr. 15. 17—20. 23. 35. 38. 41— 43. 78. 85. 93. 97. 107. 117. 119. 124. 
156. 158. 177. 179. 228. 238. 239. 242. 244. 

Jena. OLG. : Nr. 21. 54. 131. 133. 141. 145. 154. 159. 197. 220. 224. 

Kaſſel. OL G.: Nr. 3. 151. 166. 171. 

Kiel. OL G.: Nr. 28. 32. 65. 66. 70. 134. 163 II. 172. 180. 232. 247. 251. 

Königsberg. OLG.: Nr. 216. 243. 

Leipzig. RG.: Nr. 2. 4. 5. 9. 11. 12. 22. 26. 31. 37. 40. 47—51. 53. 56. 57—60. 64. 71. 
72. 75—77. 79. 82. 83. 86—90. 102. 103. 105. 106. 111. 112. 116. 120—123. 125. 126. 
128130. 135. 146. 147. 150. 157. 164. 165. 167. 168. 170. 173. 176. 178. 182. 183. 
189. 190—192. 195. 204. 205. 212. 213. 217. 222. 223. 229. 255. 

München. Oberſtes LG.: Nr. 6. 39. 61. 62. 73. 153. 155. 160. 162. 210. 219. 237. 241. 
248. 

München. OLG.: Nr. 24. 25. 33. 34. 44. 46. 55. 80. 84. 91. 95. 96. 101. 109. 110. 127. 
138. 142. 143. 148. 152. 169. 181. 187. 194. 198. 200. 202. 214. 233. 245. 

Naumburg. OLG.: Nr. 249. 
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Roſtock. OL G.: Nr. 7. 13. 14. 29. 92. 149. 161. 174. 175. 188. 193. 201. 203. 225. 226. 
Stettin. OG.: Nr. 136. 139. 144. 1631. 196. 199. 234. 253. 


Berichtigungen. 


Bd. 66 S. 498 Z. 23 v. u.: ſtatt 829 lies 839. 

Bd. 68 S. 86 Z. 4 v. o.: hinzuzufügen 62 Nr. 246. 

Bd. 68 S. 240 Z. 12 v. o.: ſtatt abge wieſen lies: begründet befunden. 

Bd. 68 S. 263 Z. 2 v. u.: ſtatt „Das LG. erkannte nach dem Hauptantrage“ lies: „Das LG. 
wies die Klage ab“. 

Bd. 68 S. 332 Z. 10 v. o.: ſtatt 1387“ lies 13871. 

Gen.⸗Reg. zu Bd. 1—50 Syſtem. Teil S. 45 Sp. 1 zu 5 476 Z. 6: ſtatt 2, 93 lis 2, 92. 

Gen.⸗Reg. zu Bd. 6—10 dritter Folge (Bd. 61—65 des ganzen Werks) S. 143 in „Argliſtiges 
Verſchweigen“ Z. 1: ſtatt 7, 33 lies 7, 34. 
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